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Bei der ersten Auflage dieses Kommentars hatte ich mir die 
Aufgabe gestellt, eine möglichst allseitige Erklärung der Bestim- 
mungen des V. Buchs des Deutschen HaHd^jlsgesetzb^chs und der 
dasselbe ergänzenden Gesetze zu geben; die dexi^.B^eln der Ge- 
setze zu Grunde liegenden Prinzipien nachzuweisen und wieder 
daraus die Rechtss&tse zu entwickeln, die der Gesetzgeber nicht 
ausdrücklich ausgesprochen. Auch bei der zweiten Auflage, von 
der ich hiermit den ersten Band dem Publikum Torlege, wird 
dieser Zweck verfolgt Sodann aber habe ich zur Vergleichung 
die wichtigsten fremden Seerechte in weiterem Um&nge und in 
eingehenderer Weise herangezogen, als dies bei der ersten Auf- 
lage der Fall war. Freilich musste ich mit Rücksicht auf den 
Charakter des Werkes diesen AuBiiihrungen ihre iSteile in den 
Noten anweisen, woran man jedoch um so weniger Anstoss nehmen 
kann, als diese fast ausschliesslich dem gedachten Zwecke dienen. 
Ferner ist den Erläuterungen der Gesetzesstellen eine kurze Zu- 
sammenstellung der in den einzelneu Titeln des Gesetzbuchs ent> 
haltenen Kechtssätze vorangeschickt worden. Auch abgesehen hier- 
von habe ich sämmtliche Materien einer eingehenden Prüfung und, 
wo es nöthig schien, Durcharbeitung unterworfen und dabei den 
neuesten Erscheinungen auf dem Gebiete des Seerechts, einschliess- 
lich der Publikationen richterlicher Entscheidungen, eine sorg- 
fältige Bertlcksichtigung zu Theil werden lassen. 

Die Hoffnung, welche ich in der Vorrede zur ersten Auf- 
lage aussprach, dass mein Buch auch für die Praxis ein Hülfs- 
mittel sein werde, hat mich nicht getäuscht. Und zwar hat 
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dasselbe nidlit nur in 'den Kreisen der praktischen Juristen^ 
sondern auch in denen der Kaufleute, Kheder, Dispacheure und 
Kautiker Eingang gefunden. Die gerade aus diesen Kreisen im An> 
Bchluss an mein Buch in Betreff seerechtlicher Verhältnisse an mich 
ergangenen Anfragen haben mich auf manche Punkte , die mir 
sonst entgangen wären , aufmerksam gemacht» Indem ich hierfür 
den betreffenden Personen zu Dank verpflichtet bin, wiUische ich, 
dass das beim Seeverkehr betheiligte Publikum ein derartig sich 
bethätigendes Interesse, welches ganz besonders auf dem Gebiete 
des See- und Handelsrechts, wo die \' erliältnisse immer und immer 
wieder neue rechtliche Gestaltungen zu Tage fördern, für den 
Schriftsteller fruchtbringend ist, meinem Buche auch fernerhin zu- 
wenden möge. 

Der zweite Band wird in kürzester Zeit folgen. 



Berlin, den 10. Oktober 1883. 



Lewis. 
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EINLEITUNG. 
Die seereohtliohen Gesetse DeutsdilandB. 



Das Seerecht ist schon frühzeitig in einzelnen deutschen Län- 
dem durch die Gesetzgebung norrairt worden. So ist das in einer 
Fassung aus dem J. 1292 erhaltene, später in die Statuten von 
1497 aufgenommene Hamburger Schitfsrecht in seiner ältesten Ge- 
stalt wahrscheinlich bereits vor dem Stadtrecht von 1270 ent- 
standen. Ebenso ist in Lübeck ein Seerecht im J. 1299 aus- 
gearbeitet Ein geschriebenes Seerecht; welches allerdings zunftohst 
rast anssohliessliä öffentlichrechtlicher Natar ist^ tritt uns auch 
seit dem 14. Jahrh. entgegen in den Hanserezessen, während das 
Hanseatische Seerecht eine Sammlung der Statuten und der Qe- 
bräuche des Hansebundes ist, weiche 1591 von der Hansa veran- 
staltet, 1614 aber einer Revision unterworfen und unter dem Titel 
;,Der JEhrbaren Hansestädte Schift'sordniinp^ und Seerecht" publizirt 
wurde. Aus der späteren Zeit sind namentlich hervorzuheben das 
Revidirte Lübische Recht B. VI, B. HI Tit. 4 u 13, B IV Tit. 1; 
das Hamburgische Stadtrecht von 1603 Th. 11 Tit. 13—19; das 
Prenssische Seereeht vom 1. Dez. 1727 und Preuss. Ailg. Laudr. 
Th. II Tit 8 §§ 1388-2451. 

Abffesehen vom Preussischen Landrecht sind diese Partiknlar- 
geset^eoangen keine exklusiven Gesetzgebungen, und so rekurrirte 
man Sean auf das gemeine ßecht, welches ein ungeschriebenes war, 
wennschon die Privatsammlungen der Seerechtsgebräuche geradezu 
legis vicem hatten und man sich auf die in denselben enthaltenen 
Rechtssätze fast wie auf die §>; von Gesetzbüchern berief. Unter 
diesen kommt für Nurddeutschland namentlich das Wisby'sche See- 
recht aus dem 15. Jahrh. in Betracht. Für die österreichischen 
Seeländer wurde unter Maria Theresia das Editto poUtico di navi- 
Qoeione mereantüe Äustriaca am 24. April 1774 erlassen. Danehen 
beruft man sich — da dieses Gesetz lediglich öffentliches Seereeht 

Leiris, BMNdit. I. fty Aufl. 1' 

\ . ' ' \ 

\ ' ' 
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enthält — in der neueren Zeit auf die itaUeniBche Bearbeitung des 
Code de commerce, den (käiee di commercio von 1808. Denn wenn- 
schon derselbe in Südtiro], Görz, Gradiska, Ittrien, Triest nach der 
Vereinigung dieser Distrikte mit der Oesterreichischen Monarchie 
ausser Kraft gesetzt war, so nimmt doch die Praxis in ihrer Noth 
8U seinem Inhalt ihre Zuflucht. 

Die Kommission zur Beratliung eines Allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs hatte auch die Aufgabe, den Entwurf eines 
Seerechts festzustellen. Zur Grundlage ihrer hierauf bezüglichen 
Berathungen diente der preussische Entwurf des JSeerechts, welcher 
das IV. B. (die Art 385— 692) des „Entwurfs eines Handelsgesetz- 
buchs filr die Preussischen Staaten'' ausmachte {,fVom SeebandeP, in 
12 Titeln^). Daneben wurde der Entwurf eines österreichischen 
Privatsec rechts von 1848 (in 331 §§") berücksichtigt. Die Be- 
rathung des Seerechts wurde unternommen^ nachdem das Handels- 
recht im engeren Sinne in erster und zweiter Lesung durchberathen 
war. Zu diesem Behufe wurde der Sitz der Konferenz nach Ham- 
burg verlegt. Nach einem bereits am 26. Juni 1857 in Nürnberg 
gefassten Beschlüsse sollten sich an diesen Berathungen alle Mit- 
glieder der Kommission betheiligen, welche Theil zu nehmen in der 
Lage wären. Trotzdem gehörte weniger als die Hälfte der Mit- 
glieider der nümbemr Eonferena der hamburger Konferenz an, 
während eine Anzahl neuer Mitglieder, zum Theil Juristen, zum 
Theil aus den kaufinännischen und nautischen Kreisen hinzutrat 
Es fanden zwei Lesungen statt Der ersten waren 245 Sitzungen 
(177 bis 421 der Sitzungen der Handelsrechts -Konferenz über- 
haupt) gewidmet, welche vom 28. April 1858*) bis 25. Okt. 1859 
stattfanden; der zweiten Lesung 126 Sitzungen (Sitzung 422 bis 
547) y deren erste am 9. Januar und deren letzte am 22. August 
18G0 abgehalten wurde. Der Entwurf aus erster Lesung umfasst 
390 Artikel (Art. 395—784 des H.G.B.) '^), der Entwurf aus zwei- 
ter Lesung 480 Artikel (Art. 432— 911 des H.G.B.)«). Die Be- 
rathungen selbst sind in Kürze wiedergegeben in den Protokollen 
der Kommission^. Diese bilden daher ein wichtiges Hülfsmittel 

1) Im Buchhandel erschienen Th. I „Entwurf" Berlin l^^T (S. 71-123; 
Th. II ..Motive" 1^<57— 1859 8. 214-368); auch abgedruckt in der Lutz'schen 
Ausgabe der Protokolle, Beilageband 8. 339 — 397. Ueber den preuss. Entwurf 
handelt Goldschmidt, H.R (2. Aufl.) I S. 94-98. 

2) Abgedrucktin derLutz 'sehen Ausgabe der Prot., Beilageband S. 277—827. 

3) Die Namen der Mitglieder fuhrt auf Goldschmidt, H.K. I S. 102 
Note 1. 

4) Am 26. April 1858 war die EoniiNreiis zu Hamburg in einer vorbereiten- 

den Sitzung eroflfnet worden. 

5) Abgedruckt in der hutz'schen Ausg. der Prot., Beilageband S. 398— 4>s4. 

6) Dieser Entwurf ist herausgegeben Würsburg 1866 Ton Lutz, zugleich 
als 5. Heft des Beilagebandes der Protokolle. Ebenso findet er sich in tinen 
besonderen Beilageband der offiziellen Ausgabe der Protokolle. 

7) Protokolle der Konmiission zur Beratliung eines allgemeinen deutschen 
HanddisgeBetsbaehs , ufü/^ielle Folioausgabe — die jedoch nicht in den Buchhandel 
gekommen ist — d Theile, NOrnberg 1857—1861; OktaTansgabe Ton Luts, 
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für die Interpretation ^). Im ersten und ebenso im zweiten Ent- 
wurf erscheint das Seerecht nicht als IV. Buch des H.G.B., sondern 
als V., indem in der zweiten Lesung des Handelsrechts im engeren 
Sinne die Titel „von der stillen Gesellschaft" und „von der Ver- 
einigung zu einzelnen Handelsgeschäften für gemeinschaftliche Rech- 
nung^ zu ein^ eigenen III. Buch snaammen gestellt wurden, wo- 
dnrä das III. Buch des prenss. Entw. „ron den Handelsgeschäften'' 
anm IV. geworden war. 

Das V. Buch des H.G.B, enthält in 12 Titeln die Normen für 
die bei der Seeschifffahrt vorkommenden Rechtsverhältnisse (mit 
Einschluss der Seeversicherung), soweit sie privatrechtlicher Natur 
sind, ohne jedoch diese Grenze ganz streng einzuhalten, indem auch 
manche Vorschriften des öffentlichen Rechts gegeben werden. Na- 
türlich ist der Art. 1 des H.G.B, auch für das Seerecht maassgebend, 
wonach bei Lücken des Gesetzes an erster Stelle auf die Usauzeu 
des Seeverkehrs und, in Ermangelung von solchen, auf die Grund- 
B&tae des allgemeinen bürgerlichen (also, je nach dem Bechtsgebiet, 
gemeinen oder partikulären) Rechts zu rekurriren ist Dass die 
allgemeinen Regeln des Handelsrechts auch auf die seerechtlichen 
Institute Anwendung finden, versteht sich ebenso sehr von selbst^ 
als dass die Grundbegriffe des bürgerlichen Rechts auch in den 
Rechlsverhältnissen des Handelsrechts Platz greifen. 

Mit dem H.G.B, überhaupt ist dem V. Buch desselben, dem 
Seerecht in den einzelnen deutschen Staaten, in den einen früher, 
in den anderen später, durch besondere Einführungsgesetze, Ge- 
setzeskraft gegeben worden, wobei bald mehr, bald minder £r^äa- 
sungen und Modifikationen des von der hamburger Kon&rens her- 
gestellten Entwurfs beliebt wurden. In Betracht kommen von den 
Einftihrungsgesetzen zum H.G.B., abgesehen von den Uebergangs- 
hestimmungen und den frühere Gesetze aufhebenden Vorschriften 
das preussische P^inführungsgesetz (tur die älteren Landestheile) 
vom 24. Juni 1861 Art. 53 — 59; das hannoversche Einfuhrungs- 

fesetz vom 5. Oktober 1864 §§ 40—42; das Einführungsgesetz für 
ie Provinz Schleswig -Holstein vom 5. Juli 1867 56 77, 79 f. 
(von dem Einführungsgesetz für das Herzogthum Lauenburg vom 
21. Oktober 1868 berührt das Seerecht nur der § 55, welcher ver- 
ordnety dass die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 25. Okto> 
her 1867 durch das erst später in Lauenburg eingeführte H.O.B. 
(Art. 432 ff.) nicht bertthrt werden; die mecklenburg- schwerinische 
Einführungs Verordnung vom 28. Dezember 1863 §§ 41 — 77, wovon 
die §§ 41, 42, 44, 53 durch die Verordnung vom 31. Januar 1865 
modifizirt worden sind; das oldenburgische Einführungsgesotz vom 
18. April 1864 Art. 26—32, 34 f.; die bremische Einführuuirsver- 
ordnung vom 6. Juni 1864 §§ 38—45, 47^ 49; das hamburgische 

9 Theile gleicher Seitenzahl), WQnbnrg 1858 ff., von denen sich auf das 
Seerecht Tbl. 4—8 beziehen. 

1) Vgl. über die Bedeutung der Protokolle Hahn, Komment, zum 1>.H.G.B.I 
Einl. S. LXII ff. 

1* 
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lübische EinführuDgsgesetz vom 26. Oktober 1863 Art. 16 — 19. 

In Oesterreich ist das V.ßuch des D.H.Gr.B. nicht mit den ersten 
4 Büchern eingeführt; und es steht diese £mfUhrung auch 2ur Zeit 
noch au8^ wennschon dieselbe seit geraumer Zeit rar Oesterreieh- 



Kachdem das H.G.B, durch das Bundesgesetz vom 5. Juni 1869 
zum Gesetze des ^Norddeutschen Bundes und durch die Ver- 
fasBUngs - Verträge resp. das Reichsgesetz vom 22. April 1871 
zum Reichsgesetz erhoben, ist der Charakter desselben insofern 
vollständig geändert, als nun der Inhalt desselben gemeines Recht 
— was früher nicht der Fall war — , und zwar absolut herr- 
schendes gemeines Hecht geworden ist. Damit ist das Gesetzbuch 
einseitigen Abänderungen durch die Partikulargesetzgebuoe ent- 
zogen, und auch die Ernffthrungsgesetze und sonst noch zum H.Q.B. 
schon frtther erlassenen Gtesetze haben dadurch — wie dies noch 
der § 2 des Reichsgesetzes vom 5. Juni 1869 ausdrftcklich hervor- 
hebt — ihre Gesetzeskraft auch als Landesgesetze verloren, soweit 
sie nicht lediglich zur Ergänzung des Gesetzbuchs dienen oder als 
solche vom Reichsgesotz ausdrücklich aufrecht erhalten worden 
sind. Letzteres ist mit Rücksicht auf das Öeerecht hinsichtlich fol- 
gender Bestimmungen geschehen : der g§ 51 — 55 der mecklenburg- 
schwerinischen Einführungs Verordnung, der bremischen Verordnung 
vom 12. Februar 1866, betretlend die Löschung der Seeschiffe, und 
des §50 des hamburgischen ElnfölirungsgesetBes. 

Durch die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes resp. des 
Deutschen Reichs hat das V. B. des H.G.B. in zwiefacher Hin- 
sicht eine wesentliche Abänderung erfahren, nämlich durch das 
Reichsgesetz, betreifend die Nationalität der Kauf&hrteischiffe und 
ihre Befugniss zur Führung der (Bundes-) Reichsflagge, vom 25. Okto- 
ber 1867 (mit der Verordnung, betreffend die Reichsflag'ge für 
Kauffahrteischiffe, vom 25. Oktober 1867), wodurch die Artikel 432 
bis 438 abgeändert sind, und die Reichs- Seemannsordnung vom 
27. Dezember 1872, weiches Gesetz mit dem 1. März 1873 an die 
Stelle des dadurch (§110) ausdrücklich aufgehobenen IV. Titels des 
Buchs des H.G.B. getreten ist, und wodurch die Reditsverhält- 
nisse der Seeleute nicht nur in privatrechtlicher, sondern auch in - 
jiffentlich rechtlicher Beziehung normirt worden sind. Ausserdem 
ist noch eine Reihe von Gesetzen erlassen, wodurch gewisse, die 
Seeschiffl'ahrt betreffende Einrichtungen geschaffen, und zu dersel- 
ben in Beziehung stehende Verhältnisse geregelt sind. Diese Ge- 
setze sind namentlich: 

Einige Bestimmungen des Reiclisgesetzes, betreffend die Orga- 
nisation der Reichskonsulate, vom 8. November 1867; 

Reichsgesetz, betreffend die Re^istrirung und die Bezeichnung 
derKaufiPahrteischiffe, vom 28. Juni 1873 (AusfÜhrungs- Verordnungen 
zu diesem Gesetz und zu dem Heichsgesetz vom 25. Oktober 1867: 
die vom Bundesrath erlassenen Vorsdiriften über die Registrirung 
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und Bezeichnung der Kauffahrteischiffe, vom 13. November 1873 
und die vom Bundesrath erlassene SchifibyermeBsangB-Ordnung vom 
5. Juli 1872); 

Reichsgesetz, betreffend die Verpflichtung deutscher Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, vom 27. Dezem- 
ber 1872; 

Beichs-StrandungsordnuDg vom 17. Mai 1874; 

kaiserliche Verordnung über das Verhalten der Schiffe nach 

dem Zusammenstoss von Schiffen auf See, vom 15. Angust 1876; 

Noth- und Lootsen-Signal- Ordnung für Schiffe auf See und auf 
den Küstengewässern, vom 14. August 1876; 

Reicbsgesetz, betreffend die Untersuchung von Seeunföllen, vom 

27. Juli 1877; ' * 

kaiserliche Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens 
der Schiffe auf See, vom 17. Januar 1880 (Art. 10 abgeändert durch 
die Verordnung vom 16. Februar 1881) j 

Reichc^esetz, betreflfend die Efittenschifflfohrt, vom 22. Mai 1881 
Aiierzu kaiserL Verordnung, betreffend die Berechtigung fremder 
Flaggen zur Ausübung der deutschen Eastenfrachtfahrt, vom 

28. Dezember 1881). 
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EBSTEB TITEL. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Uebersicht. 

Der I. Titel enthält, wennschon er die Ueberschrift „allge- 
meine Bestimmungen" fuhrt, keineswegs sämmtliche für die See- 
rechtsverhältnisae in Betracht kommende Grundbegriffe des Kechts. 
Es hängt dies mit dem Charakter des H.G.B. überhaupt zusammen, 
welches hiDsichtiich der Grundlagen der von ihm normirten Bechts- 
institate auf das aUgemeine bürgerliche Hecht yerweist. Die ,,all- 
gemeinen Bestimmungen'' beschränken sich denn ausschliesslich auf 
eine Reihe von Sondervorschriften fiir die Seeschiffe und die Er- 
klärung einselner Begriffe und Wörter, die entweder allein im See- 
recht vorkommen oder für das Seerecht des D.H . G.B. eine besondere^ 
vom gewöhnlichen Sprachgebrauch abweichende Bedeutung haben 
sollen. In ersterer Hinsicht ordnet das Gesetz zunächst die Füh- 
rung von Schiffsregistern behufs Eintragung der Seeschiffe an^ 
giebt die Voraussetzungen hierfür' und stellt die einzutragenden 
Thatsachen fest (Art. 482—438). Doch sind diese Vorschii&n des 
Gesetebuchs zum Thdl modifizirt, zum Theil aufgehoben durch die 
Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes, resp. des Deutschen Reichs^ 
nämlich das Reichsgesetz vom 25. Oktober 1867, betreffend die 
Nationalität der Kauffahrteischiffe, und das vom 28. Juni 1873, be- 
treffend die Registrirung und die Bezeichnung der Kauffahrtei- 
schiffe. Weiter trifft das H.G.B. Bestimmungen über die formellen 
Erfordernisse der üebertragung des Eigenthums an Schiffen und 
Schiffsparten (Art. 439, 440), über den Einfluss der Veräusserung 
auf die persönlichen Rechtsverhältnisse des Veräusserers aus dem 
Rhedereibetriebe (Art 441, 442). Sodann stellt es den Begriff der 
Pertinens eines Schiffs fest (Art 448]); erklärt den Begriff der Re> 
paroturunfllhigkeit und -Unwürdigkeit (Art 444)^ den der Schiflb- 
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besatzung (Art. 445); giebt ao, in welchem Sinne die Benennung 
„europäische Häfen" im Gegensatz zu nichteuropäischen im V. B. • 
zu verstehen (Art. 447) und lässt eine Ausdehnung der für den 
Heimathshafen vom Gesetz getroffenen Bestimmungen auf andere 
Häfen durch die Partikulargesetzgebung zu (Art. 448). Ferner 
normirt es die Arrestfreiheit eines zum Abgehen fertigen Schiffs, 
der dasu gehörigen BeBatsung und darauf tefindlicfaen Qttter (Art 
446) und erklArt endlich die BeBtimmungen des V. BudiB — ganz 
wie es das Gleiche in BetreiF der fiir den Landtransport aufgestell- 
ten Vorschriften gethan — fftr die Postanstalten tn subsidium für 
anwendbar (Art 449). 

Art. 4^3. 

JJSr die Mum Brwerh äunk die Seefährt hesümmten Sdiiffe, 
weMeit das BecJU, die Landeeflagge mt filhren, mtsiM, ist einSduff»- 

regisier zu fuhren. 

Das Schiffsregister ist öffentlich; die Einsicht desselben ist währ 
rend der gewöhnlichen Dienststunden einem Jeden gestattet. 

1. Wie das Handebrecht im engeren Sinne (H.G.B. B. I — IV) 
der Inbegriff der Normen ist, welche sich aaf den Kau&uum 

— • wenn auch nicht ausschliesslich, so doch vorzugsweise — be- 
ziehen, so enthält das 8 e er echt die Rechtssätze, welche sich um 
das Seeschiff gruppiren, das Schiff in irgend einer Weise zum Ge- 
genstande und zur Grundlage haben. Da nun das H.G.B den Be- 
griff des Kaufmanns, wie es selbst ihn auffasst, angegeben hat^ so 
hätte man erwarten können, dass es auch die Kate^rie von 
Schiffen näher besseicfanen würde» aof welche es die Bestmimungen 
des V. Buchs Anwendung finden lassen will, l^e derartige £r* 
klärung enthielt der preussische Entwurf des H.G.B. an der Spitze 
des Seerechts, indem er (im Art 385) „nur solche Schiffe'^ ,,al8 
Seeschiffe im Sinne dieses Gesetzbuchs" bezeichnete, „welche zur 
Beförderung von Personen oder Gütern über See dienen". Diese 
Definition wurde auf der hamburger Konferenz als unrichtig be- 
zeichnet, da sie eine ganze Anzahl von Schiffen, die entschieden 
zu den Seeschiffen gerechnet würden, wie z. B. Grönlandsiährer, 
Bugsirschiffe^ hiervon ausschlösse (Prot. IV S. 1483 f., VUI S. 3095). 
Man besdiloss daher in erster Lesung das Wörtohen „uur^' za 
streichen. Dies hatte jedoch keinen j»nn; denn korrekter Weise 
masste man auch nach dieser Streichung dem angeftkhrten Sats 
dieselbe Bedeutung, wie vorher heilten. Wollte man aber da- 
durch , wie dies in der Konferenz ausgesprochen wurde (Prot. IV 
S. 1485), der Definition das Exklusive nehmen, so wurde dieselbe 
ganz bedeutungslos, so hörte sie eben auf, Definition zu sein. Denn 
dann besagte der Satz: zur Befcirderung von Personen oder Gütern 
zur See dienende Schiffe gelten unbedingt als Seeschiffe ; eben so 
gut können aber auch irgend welchen anderen Zwecken dienende 
Schiffe dieselbe Qualität haben. In zweiter Lesung strich man die 
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Definition (Prot. VllI S. 3696). Dafür glaubte man die Schiffe 
näher bezeichnen zu müssen, für welche die über die Schiffsregister 
gegebenen Vorschriften maassgebend sein sollten ^ und zwar als 
solche, die ,,zum Erwerb durch die Seefahrt" bestimmt sind. In- 
dem nun aber das Gesetzbuch diese Begrenzung der Seeschiffe mit 
Rficksicht anf den Rheder gleichfalls zur Anwendung gebradit hat 
(Art. 450), ist damit gewissermaassen wieder eine B^nffsbestimmung 
für die Schiffe eingeführt, welche bei den Regeln des V. Buchs des 
H.G.B, in Frage stehen. Für die Seeschiffe, oei welchen diese Be- 
griffsbestimmung des H.G.B, nicht Platz greift, sind die Grund- 
sätze des bürgerlichen Kechts, also des gemeinen resp. des betref- 
fenden Partikularrechts maassgebend. 

2. Das H.G.B, spricht von Schiffen, die zum Erwerb durch 
die Seefahrt bestimmt sind; wofiir das Keichsgesetz vom 25. Okto- 
ber 1867 sich der Beseiehnnng „Kauffithrtenäiiffe^' bedient Das 
Oeaetz hat nur im Auge Schine. welche aar Seefahrt bestimmt 
sind. Der Begriff der Seefahrt kann durch Gesetz oder auch durch 
Verordnung der gesetzlich hierzu autorisirten Exekutivgewalt be- 
stimmt sein; anderenfalls würde dafür sachverständiges Ermessen 
(der Nautiker) maassgebend sein. In Deutschland ist der Begriff 
im Verordnungswege, durch den Bundesrath festgestellt worden. 
Die Vorschriften über die Registrirung und die Bezeichnung der 
Kauffahrteischiffe vom 13. November 1873 1)^) geben nämlich 
für die verschiedenen (17) Hafenreviere der deutschen Küsten die 
Funkte an, wo die See&hrt beginnen soll 

Mit Rficksicht auf einzelne Rechtssätze wird bei der Seefahrt 



1) Als ff Seefahrt'-'' im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 25. Okiober 1867 
( Bundesgesetzbl. S. 35) ist in den nachstehend aufgeführten Remeren die 
^lahrt ausserhalb der dabei bezeichneten Grenzen anzusehen : 1) bei Memel 
ausserhalb der Afündung des Knrischen Haffs^ — 2) bei Pillau rtv^fs-erhnJh 
des Pülauer Ti^s, ~ 3) bei Neufahrwasset ausserhalb der Mündung der 
Weieheel, — 4) tn der PtOtifer Wiek aueeerhalh Bema und ffeietemeett ~ 
5) hei Dieoenowt Swineminae und Peenemünde ausserhalb der Mündungen 
der Dievenow und Sirine, smoie ausserhalb der nördlichen Spitze der Insel 
Usedom und der Insel Rudeny — 6) bei Rügen östlich: ausserhalb der Insel 
Buden und dem TMeeeewer BBft^ weeüiek: mueerhedb WiUoufer PMhaue^ 
U7id der nördlichen Spitze von Hiddens-Oe, soioie ausserhalb des Bock bei 
Barhöft, — 7) bei Wismar ausserhalb Jackelbergs Riff^ Hannibal- Grund, 
Schweinskötel und Lieps, sowie ausserhalb TametoitZf — 8) auf der Kieler 
Jührde ausserhalb Stein bei Labö und Bülkf — 9) auf der Eckern Föhrde 
ausserhalb Nienhof und Bocknis, — 10) hei Flensburg^ Sonderburg und Apen- 
rade ausserhalb Birknakke und Kekenis-I^uchtthurm^ sowie ausserhalb Tund- 
ioft'NoMke und Knudshoved, — 11) bei Hadersleben ausserhalb Rcuiähonedi 
Insel AarÖ, Ineel Linderum undOroyhage, — 12) bei Husum ausserhalb Nord" 
Strand j — 13) auf der Eider ausserhalb Vollenciek und Huudeknoll, — 
14) auf der Elbe ausserhalb der westlichen Spitze des hohen Ufers fJJiek- 
eandj und der Kugel^Bake hei Ddee, ~ 15) auf der Weeer aueeerhaw Kap" 
pel und Langwarden, — 16) auf der Jade ausserhalb Langwarden und iSeAw- 
ligshörn, — 17) auf der Ems ausserhalb der toeeUichen ßpitae der Weefet' 
marsch (Udands-Hörn) und Ostpolder Siel, 
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noch die Küstenschiffifahrt hervorgehoben. Eininal mit Rücksicht 
auf die den einheimischen Schiffen reservirte Küstenfrachtfahrt. 
Derartige Privilegien zu Gunsten der einheimischen Schiffe haben 
sich seit früherer Zeit erhalten in Frankreich, in Spanien, Portu- 
gal, Kuaaland. Keoerdings ist eben «lataelbe iUr das Deutsche Reich 
angeordnet worden. Das Beichsgeseta vom 22. Mai 1881 bestunmt: 
(§ 1) Das Beektf Güter m emem deuts^m Seehafen 0» laden imd 
nach einein anderen deutschen Seelmfen m hef ordern, um sie da- 
selbst ausmladen (Küstenfrachtfahrt , steht ausschliesslich deutschen 
Schiffen zu. Zuwiderhandlungen gegen das Gesetz werden mit • 
Geldstrafe (bis 3000 Mark) an dem Führer des fremden Schiffs 
geahndet; auch kann auf Konfiskation des Schiffs selbst und der 
beförderten Güter erkannt werden (§ 'X). Es sind jedoch niciit nur 
die bestehenden Verträge über die Küstenfrachtfahrt aufrecht er- 
halten, sondern auch künftige Einräumung dieses Rechts durch 
Staatsverträge, wie durch luuserliche Verordnnne unter Znstim- 
mune des Bnndesraths ist vorbehahen (§ 2). Und es ist dement- 
spreäiend durch kaiserliche Verordnung vom 29. Dezember 1881 
das Recht der' Küstenfrachtfahrt den Schiffen von Belgien, Bra- 
silien, Dänemark, Grossbritannien, Italien, Schweden-Norwegen ein- 
geräuDQt, während das gleiche auf Grund völkerrechtlicher Verträge 
Är die österreichisch-ungarischen, die rumänischen, wie die Schiffe 
von Siam und Tonga gilt (vgl. Bekanntmachung des Reichskanz- 
lers vom 29. Dezemoer 1881 — Reichs-Gesetzbl S. 276 f.). Ebenso 
ist der Begriff der Küstenschifffahrt von Interesse mit Rücksicht 
anf die DecUadangen (H.G.B. Art. 567 mid 710 Ziff. 1), sowie — 
in dieser Hinsicht freilich nur deshalb^ weil aar Küstenfahrt kleinere 
Fahrzeuge verwendet werden — mit Rücksicht auf die beafif^lich 
d«r Kegistrirung der Schiffe (H.G.B. Art 438; vgl. aber Reichs- 
.fiesetz V. 28. Juni 1873 1) und der Journal führung gegebenen 
Vorschriften (H.G.B. Art. 489 und die hierauf bezüglichen £in- 
fuhrungsgesetze ; s. die derselben unten bei dem zit. Art.) 

Das H.G.B, hat jedoch nicht alle Schiffe, die für die Seefahrt 
bestimmt sind, im Auge, sondern nur die, welche zum Erwerb 
durch die Seefahrt bestimmt sind. Damit sind ausgeschlossen nicht 
nur die Kriegsschiffe, sondern anch Lootsen -Fahrzeuge (s. auch 
Entsch. der Seeftmter II 8. 558) , da, wennsebon die Lootsen am 
des Erwerbet willen ihre Dienste den Schiffen lasten, doch die 
Lootsen-Fahneuge nielit zum Erwerb durch die Seelahrt beatimint 
sind. Femer sind anageschiossen Schiffe, die ihrem Eigenthümer 
lediglich zu YergnfigiiiigiBwecken dienen oder in wissenschafilichen 



1) Das österreichische Recht unterscheidet kleine und sprosse Küstenfahrt 
(Ges. über die Ke^trirung der Sephandelsschiffe yom 7. Mai 1879 § 5). Erstere 
ist auf das Adriatische Meer beschränkt (§ 6); letztere erstreckt sich ausserdem 
noch auf das Mittelländische, das Schwarze und Azowsche Meer, den Suezkanal 
und das Rothe Meer f§ 7). Ebenso das französische Recht. Petit cahotage ist 
Schiflffahrt zwischen Häfen desselben Meeres, grand cabotage die zwischen 
Hitai TsndöedflBsr Ifscra (Desjardins I 8. 94£) 
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Zwecken (Entdeckungsreisen). Dagegen gehören zu den Kauffahrtei- 
schiffen nicht nur die Schiffe, welche der Beförderung von Gütern 
oder Reisenden dienen, sondern auch „die zur grossen Seefischerei 
bestimmten Schiffe" und „die zum Schleppen anderer Schiffe be- 
stimmten Fahrzeuge, welcne Seefahrt betreibeu'^ Dies ist noch be* 
tonden hervorgehoben in den lundearatli erinnaenen Vor» 

■ehriften über die Registrirung und die BeMidmung der Kaoffüirtei* 
flofaiffe Tom 18. Kovember 1878. 

8. Das H.G.B. hat nur SeesohiffB der einzehien dentBchon 
Staaten vor Augen; denn die Flagge ^ durch welche die Nationa* 
litftt des Schiffs angedentet wird, ist nach dem H.G.B, die Landes* 
flagge ^ d. h. die Fiaege eines einzelnen deutschen Staates. Der 
auf der haraburger Konferenz bereits angeregte Gedanke, eine 
deutsche Nationalität der Schiffe gesetzlich zu sanktioniren 
(Prot. IV S. 1480) ist jedoch durch die deutsche Reichsverfassung 
und das Reichsgesetz vom 25. Oktober 1867 zur Ausführung ge- 
bracht, indem erstere anordnet: 

Art. 54, Die Kauffahrteisehdffe aUer Bundesstaaten^ htlden eine 

emkeitUche Handelsmarine. 

Art, 55, Die Flagge der Handelsmarine ist schwarjs-wdss-roth; 
und letzteres bestimmt: 

§ 1. Die zum Frwprh durch die Seefahrt hestimmten Schiffe 
(Kaufffahrteischiffe) der Bundesstaaten haben fortan als National^ 
flagge ausschliesslich die Bundesflagge zu führen, 

4. Demgemäss enthält denn auch das Beichflgesets vom 25. Okto- 
ber 1867 Vorschriften über die Schiffsregister. Dasselbe ver- 
ordnet nämlich: 

§ 3. FlUr die mr FSiknmg der Bmdesfiagge befugten Kauf-- 
faJirieischiffe sind in den an der See belegenen Bmdesstaaten Sddffs- 
regisier m ftUuren. Die Landesgesetjse bestimmen die B^iiirdm, 

wäehe das Schiffsr^ister zu fuhren haben. 

§ 4. Das Sdnffsregister ist öffentlich; die Einsieht desselben 
ist während der gewöhnlidten Dienstsiunden einem Jeden gestattet 

Das Schiflbregister; welches das H.&.R nach dem Muster des 
enelisfdien Rechts^), dem dasjenige anderer Staaten bereits nach«> 
gebildet war, eingeführt hat, soll zunächst dazu dienen, die Natio- 
nalität der Schiffe zu bekunden, indem es die Grundlage der dem 
Schiffe zur Legitimation dienenden Dokumente bildet (Prot. IV 
S. 1665 ff.). Daneben soll dasselbe, ähnlich wie das Handelsregister, 
diejenigen auf die Seeschiffe bezüglichen Rechtsverhältnisse zur 
allgemeinen Kenntniss bringen, wäche für den Seeverkehr von 
Bedeutung sind. Dass letzterer Zweck den Vorschriften über die 
Schiffsregister nicht fremd ist, geht aus den darüber auf der ham- 



1) Vgl. Abbott 8. 42-66; Maclaehlan S. 
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burger Konferenz gepflogenen Erörterungen hervor (Prot. IV 
S. 1477 — 1483); zeigt sich aber auch als die ausgesprochene Ab- 
sicht des Gesetzes, indem nur dadurch der wörtlich in das Reichs- 
gesetz vom 25. Oktober 1867 (§ 4) aufgenommene zweite Absatz 
des Art. 432 sich erklärt. Dass dieser Zweck aber erst ein sekun- 
äBrer ist, ergiebt- sieh ans der Katur der Thatiaolieii, weldie nach 
den Bestimmangen des L Titels des H.G.B. B. V und des 
Beichsgesetzes vom .25. Oktober 1867 in das Schiffsregister einzu- 
tragen sind; denn wenn dies auch nicht lediglich die Thatsachen 
lind, aus denen das Recht zur Führung der Reichsüagge hervor- 
^eh^ 80 dienen dieselben doch zur Feststellung der Identität des 
Schiffs und zur Beseitigung von Bedenken, welche sich über die 
Frage, ob ein an Bord eines Schiffs befindliches Zertifikat auch 
wirklich diesem Schiffe gehöre, erheben können; es ergiebt sich 
ferner daraus, dass von der Eintragung in das Schiffsregister die 
Ausübung des Rechts, die Beichsflag^e zu föhren, abhängig ge- 
macht inrd, nicht aber das Eintreten bestimmter p rivatreohwcher 
Folgen (§10 des sit Beichsgesetzes); es ergiebt sich endlidi dar- 
ans, dass die Führung der Reichsflagge ohne vorangegangene Ein- 
tragung (§ 14) und die Unterlassung der Anaeige der Veränderung 
von Thatsachen, welche im Schiffsregister zu vermerken sind, wie 
von Thatsachen, welche die Löschung des Schiffs im Register her- 
beiführen (§§ 11 u. 12), nicht etwa Ordnungsstrafen, sondern Kri- 
minalstrafen zur Folge haben (g§ 14 u. 15). Jedenfalls schafft das 
Schiffsregister nicht, wie die Grundbücher, formales Recht hinsicht- 
lich der Eigenthumsverhältnisse am Schiff : denn zur Uebertragung 
des Eigenthums gehört und genügt Tradition resp. blosser ver- 
trag. {S. Hamb. Handelager.-Zät ym 1878 Nr. 137.) Wenn 
also Jemand als Eigenthttmer oder alleiniger Eigenthümer eines 
Schiffs, ohne dies in Wahrheit au sein, in das Schiffsregister 
eingetragen ist, so kann er in seinem rechtlichen Verhältniss zu 
anderen Personen doch nicht als solcher angesehen werden. Es 
dürfte also z. B. der Schiffer, dem nur \ des Schiffs gehört, der 
aber als alleiniger Eigenthümer eingetragen ist, weil man das Schiff, 
dessen übrige Eigenthümer Nichtdeutsche sind, unter deutscher 
Flagge fahren lassen wollte, nicht von den Gläubigern der Rhederei 
aosfläilieBslich in Anspruch genommen werden. Audi aus dem dem 
öffentlichen Recht angehörenden Satz, dass zur Führung der 
deutschen Flag^ nur ein im aasschUessuchen Eigenthum deutscher 
Beichsangehöriger stehendes Schiff berechtigt ist, lässt sich nicht 
der umgekehrte Satz folgern, dass ein unter deutscher Flagf)^e fah- 
rendes Schiff eben dadurcn zu ausschliesslichem Eigenthum deutscher 
Staatsangehöriger werde, und demgemäss der einzige deutsche Mit- 
eigenthümer auch als alleiniger Eigenthümer desselben im Verh<ält- 
niss zu dritten Personen zu betrachten sei. Ich habe diese Aus- 
fühiung nur um deswillen gemacht, weil ein — allerdings vor Er- 
lass des H.G.B, ergangenes — Erkenntniss des Ober-Appellations- 
gerichts EU Ro6to(£ Tom 17. Deiember 1858 au dem auletat von 
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mir verworfenen Satz unter Anwendung des Prinzips: ius imhlicum 
pactis pricatorum mutari non potestt gelangt (S e uf f er ts Archiv XI 
Nr. 169). 

Die Sdii&register werden, wie die Grund- und Hypotheken« 
biicher, über einen gewissen Bezirk geführt^ d. h. über alle Schiffe, 
deren Heimathshäfen aioli in diesem ßesirk befinden. Dies ordnet 
auch g 5 des BeichsgesetxeB vom 25. Oktober 1867 an: 

Schiff kam nur in das Schiffsregister de^enigen Hafens 
eingetragen werden^ von welchem aus die äeefahrt mit ihm betrugen 
werden soU (Heimaih^fen, Begisterhafen) ; 

womit nicht gesagt sein soll, dass in jedem Heimathshäfen ^ son- 
dern nur, dass für jeden Heimathshäfen ein solches Begister ge- 
führt wird. 

Art. m. 

Die Eintragung in das Schiffsregister darf erst geschehen, nach' 
dem das ReM^ die Landesflagge eu ßhren^ nachgewiesen ist. 

Vor der Eintragung in das Schiffsregister darf das Bee^ die 
Landes flagge m fsihren^ nickt ausgeSibt werden. 

1. Der Abs. 1 dieses Artikels ist in dem Beichs^esetz vom 
25. Oktober 1867 nur insofern, als dies durch die in diesem (§ 6) 
stattgehabte anderweitige Formulimng der im Art 485 H.G.B. ent- 
haltenen Anordnungen bedingt wurde, modifizirt worden. Der § 7 
des zitirten Gesetzes lautet nämlich: 

Die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregister darf erst 
ges^Mten, nachdem das JReM dessdhen, die Bundesflagge m führen^ 
und äüe in dem § 6 heeeidmeten Thaitsachen glaubhaft nach- 
gewiesen sind. 

Dass die zur Führung der Schiflinregister niedergesetzten Behör- 
den erst causa cognita die Eintragung vornehmen, erklärt sich 
daraus, dass die Schiffsregister öffentlichen Glauben haben, und 
dass der Staat beansprucht, daas dieser öffentliche Glaube auch 
von anderen Staaten den auf Grund derselben ausgefertigten Schi£b- 
papieren beigelegt wird. 

* 2. Die Bestimmung des Abs. 2 ist verschärft worden durch 
§ 10 des Reichsgesetzes vom 25. Oktober 1867: 

Das Hecht ^ die Bundesflagge zu führen^ darf weder vor der 
Eintragung des Schiffs in das Schiffsregister, noch vor der Ausferti- 
gung des Zertifikats ausgeübt teer den; 

indem hier bestimmt wird, der Schiffer solle nicht eher von dem 
Kecht, die Flagge zu fuhren, Gebrauch machen, als bis er in 
der Lage ist, den Beweis dieses Rechts jeden Augenblick in der 
kürzesten Weise durch Vorzeigung des Sjertifikats zu ffibren. 
Korrekter wäre es übrigens gewesen , wenn der G^esetzseber statt 
, Ausfertigung** „Aushändigung'' gesagt hätte, da es nicht die Ab> 
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sieht hat sein könuen, sich damit zu begnügen, dass die Urkunde 
ausgefertigt bei der sie ausstellenden Behörde liegt; denn sonst 
w&re nicht abzusehen, weshalb mau sich nicht mit der Eintragung 
auch femerhixi begnügt hätte 

Zu beachten ist, dass nur die AnsObang des Rechts, die Beichs- 
flagge zu fuhren, von der Eintragung in das Schiffsregister und 
Ausfertigung des Zerti^ats abhängig gemacht wird, nicht aber das 
Recht selbst ; wie denn auch für die widerrechtliche Aneignoiig des 
Rechts und die widerreclitliche Ausübung desselben ganz verschie- 
dene Straftn bestimmt sind. Für den erstereu Fall bestimmt § 13 
des zitirten lieichsgesetzes : 

Wenn ein Schiff, welches gemäss den Bestimmungen des § 2 
zur Führung der Bimhsflar/r/e nicht berechtigt ist, unter der hundes- 
flagge fährt, so hat der Fi'ihrer des Schiffs Geldbussc bis m fünf- 
hundert Thalern oder Gefängnissstrafe bis zu sechs Monaten ver- 
H'irki; auch kann auf Konfiskation des Schiffs erkannt werden; 

iiir den zweiten dagegen wird im § 14 angeordnet: 

Wenn em Schiff, wdches gmäss § 10 sich der Führung der 
Bundesflagge enthalten muss^ weil die Eintragung in das Schiffs- 
register oder die Ausfertigung des Schiffszertiftl af9 noch nicht erfolgt 
ist, unter der Bundes flagge fährt, so hat der Führer des Schiffs 
Geldbusse bis zu einhundert Tkalcrn oder verhälinissmässige Ge- 
fängnissstrafe vertvirkt, sofern er nicht nachweist, dass der unbefugte 
Gebrauch der Bundesflagge ohne sein Verschulden geschehen sei. 

Art. 4tU, 

Die Landesgesetze bestimnim die Erfordemissey von welchen das 
Becht eines Schiffs, die Landesflagge zu führen, abhängig ist 

Sie besümmen die Behörden^ welche das Schiffsregister eu fahren 
haben. 

Sie bestimmen, (d) und unter trelehcn Vonutssetztingm die Ein- 
tragung in das Scliifff^rcgistcr für ein ans einem anderen Lande er- 
worbenes Schiff vorläufig durch eine Konsulatsurkunde ersetet wer dm 
kann. 

1. Machdem durch die Bundesverfassung und das Bundes- 
gesetz vom 25. Oktober 1867 der Begriff einer norddeutschen und 
später deutschen Nationalität der Scliiffe und einer norddeutschen 
Bundesflagge und deutschen Keichsfiagge aufgekommen, musste der 
Abs. 1 des Artikels mit seinem Hinweis auf die für den Er- 
werb des Rechts, die Landesflagge zu führen, maass- 
gebenden Bestimmungen der Partikulargesetze ersetzt werden durch 
eine allgemeine deutsche Norm über den Erwerb des Bechts zur 

1) Das österreichische Gesetz über die lieg:istrirung der Seehandelsscbifle 
vom 7. Mai 1879 (§ 21) verbietet denn auch die Flagge früher zu führen, „als der 
BegiBterbrief dem Scliiffe sugekommen ist'*. 
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14 Enter üteL 

Führung der Bundes- resp. Keichsflagge. Diese Norm euth&lt der 
g 2 des zitirten Gesetzes: 

Zt(r Führung der Bwulr^flagge sind die Kauffahrteischiffe nur 
dann berechtigt^ tvenn sie in dem ausschliesslichen Eigcnthum solcher 
Personen sich befinden, ivehhen das Bundesindigenat (Artikel 3 der 
Bundesverfassung) misteht^). 

Diese7i Fcrsonen sind gleich zu aekten die im Bundesgebiete er- 
richteten JMiengeseUsdMften und KonmandUgeseOaehaften auf JMien, 
in Freassen muih die nach Maassgäbe des Gesetees vom Märg 
1867 eingetragenen Genossenadiaften, sofern diese Gesellschaften und 
Genossenschaften innerhalb des Bundesgchietes ihren Sitz haben, und 
bei den Kommanditgesellschaften auf Aktien aXUn persönlich haften^ 
den Miigliedem das Bundesindigenat smsteht. 

In Uebereinstimmung mit manchen fremden Rechten, nament- 
lich dem englischen (Merchant Shipping Act von 1854 sect 18) und 
amerikanischen (Akte vom 31. Dezember 1792, vom 27. März 
1804), bestimmt das heutige deutsche Recht, dass nur die 
Schiffe als deutsche Nationalschifie anzusehen sind, welche sich im 
ausschliesslichen Eigenthum deutscher KeichsangehÖriger befinden, 
während dafür anderweitige Erfordernisse, als Keichsindigenat des 
Kapitäns, der Mannschaft oder eines Theils derselben, nicht auf- 

Sestellt werden. Das Schiff verliert also die Befagniu^ die Beiclia- 
agge zu fiihren, d. h. es hört auf ein deutsches Scluff zu sein da- 
durch, dass es ganz od^r zum Theil in das Eigenthum von Frem- 
den übergeht ; schon der Uebergang der kleinsten Part würde diese 
Wirkung haben. Und zwar tritt diese Wirkung mit dem Augen- 
blick ein , in welchem der Uebergang des Schiffs resp. der Part 
in das Kigenthum von Ausländern stattgefunden hat. Hierdurch 
sind die Bestimmungen der mecklenbiu'g- schwerinischen Einfüh- 
rungs-Verordn. § 41 f. (in der durch die Verordn. vom 31. Januar 
1865 gegebenen Fassung) aufgehoben, wonach die Schifie als 
mecklenburgische Schiffe galten und zur Führung der ,,mecklen- 
burgischen Nationalflagge'' berechtigt waren, die sich mindestens 
,,zu drei Vierteln in dem Eigentbume mecklenburgischer Unter* 
thanen^' befanden; auch ein mecklenburgisches Sduff, wenn es 
durch Erbgang in das Eigentluim eines oder mehrerer Ausländer 
überging, nicht sofort die Qualität eines mecklenburgischen Schiffs 
verlor, sondern erst nach Ablauf eines Jahres (von dem Zeitpunkt 
an gerechnet, in welchem der oder die Ausländer die Verfügung 
über das Schiff erlangt hatten) , wenn es nicht inzwischen wieder 
zu drei Vierteln in das Eigeuthum von mecklenburgischen Unter- 
thanen übergegangen war. 

Es steht indess nichts im We^e, dass Ausländer als Mitglieder 
einer Aktiengesellschaft , einer Aktienkommanditeesellschaft, einer 
Genossenschui Antheil an einem deutschen Schiff haben. 



1) D. h. welche Angehörige irgend eines deutschen Bondentsstes sind. 
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Die hinsichtlich der eingetragenen Genossenschaften ^s^etroffene 
Bestimmung ist in Folge des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1868 und 
der Erhebung desselben zum Eeichsgesetz auf die auch in den 
übrigen lAncLeirii des Peatseheii Sachs domutOirten Genossen- 
schanen ausgedehnt worden, 

DasB bei den Aktienkommanditgesellscbaften auch das Reicba- 
mdigenat der einzelnen persönlich haftenden Gesellschafter gefor- 
dert wird, hängt damit zusammen, dass diese nicht ab juristische 
Personen gelt(^n, also keine von ihren Mitgliedern getrennte Per- 
sönlichkeit haben. Die persönlich haftenden Gesellschafter kommen 
allein in Betracht, weil diese als die Träger der Gesellsciiaft gelten. 

2. Zur Führung der Schiffsregister sind auch durch 
das Reichsgesetz vom 25. Oktober 1867 nicht dieselben Behörden 
für ^anz Deutschland angeordnet worden. Das Gesetz (§ 3, s. o. 
S. 10) wiederholt vielmehr lediglich die Bestimmungen des H.G.B. 
Es sind daher in dieser Beziehung die Landesgesetze maassgebend. 
Nach diesen haben die Schiffsregister zu führen in Preussen die 
Amtsgerichte, in Mecklenburg die Schif&registerbehörden, in Olden- 
l>urg das Staatsministerium, Departement des Innern, in L&beck 
die Kammer des Landgerichts für Handelssachen, in Bremen die 
Senatskommission für »Schifffahrtsangelegenheiten und in Hamburg 
die Deputation für Handel und Schifffahrt. (Die Schiffsregister- 
Behörden sind verzeichnet in dem Handbuch für die deutsche Han- 
delS'Marine, so in dem für das Jahr 1882 Ö. 32 — 34.) 

3. An Stelle des im Abs. 3 enthaltenen Hinweises auf die 
Partikulargesetzgebung ist in Betreff der vom Konsul ausgehenden 

Srovisorischen Ermächtigung, die Nationalflagge zu führen, 
er § 16 des Beichsgesetzes vom 25. Oktober 1867 getreten: 

Wenn ein au8$erhM des Bundesgebietes befindlidtes fremdes 
Schiff durch den Uehergang in das Eigenthum einer "Person^ welcher 
das Bundesindigenaf zusteht, das Bechf, die Buyidcs flagge zu führen^ 
erlangt, so können die Eintragung in das Schiffsregister und das 
Zertifikat durch ein von dam Bundcskonsul , in dessen Bezirk das 
Schiff zur Zeit des EigentliumsHhngayiges sich befindet, über den 
Erwerb des Rechts y die Bundesflagge su führen , ertheiltes Attest^ je- 
doch mar fSkr die Dauer eines Jalures seit dem Tage der AmsMmg 
des Attestes md tüber dieses Jahr hinaus mar fSr die Bauer einer 
durch höhere GewaU verlängerten Seise, ersetst werden. 

Art 435. 

T)ie Eirdragung in das Schiffsregister muss enthalten: 
1, Die Thaisachen, ivelche das Becht des Schiffs^ die Landesflagge 

eu fuhren, begründen; 
4i, die ÜMtsaehen, welche gurFeststeUung der Identität des Schiffs 

md seiner Eigenthumsverhättnisse erforderlich sind; 
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5. den Hafen, von ivelchem aus mit dem Schiff die Seefahrt he- 
trieben uerden soll (Heimat Jishafei^, Register ha fen). 
lieber die Eintragung uird eine mit dem Inhalte derselben über' 
eiiiiMiimmende Urkunde (Zertifikat) ausgefertigt 

Dieser Artikel ist insofern durcli das Keichsgesetz vom 25. Ok- 
tober 1867 abgeändert, als die Thatsachen ange^^eben werden, 
welche für das Kecht des Schiffs, die Natioualliagge zu führen, für 
die IdentitiU und die EigenthumsTerhältmflie detseSieii maassgebend 
sind, und deren Eintragung in das Schiffsregister angeordnet wird. 
Die §§ 6 und 8 des zitirten Gesetzes lauten nämlich: 

§ 6. Die Eintrugung des Schiffs in das Schiffsregister muss 
mihätm: 

X. dm Nixmen und die QaUumg des Skiffs (oh Barke, Brigg 
II. s, iv); 

2, seine Grösse mid die nach der Grösse berechnete TragfMgkeU; 

3. die Zeit und deti Ort seiner Erbauung, oder, wenn es die 
Flagge eines nicht mm Norddeutschen Bunde (Deutschere 
Reich) gehörendm Landes f/efilhrt hatj den That um stand, tvo- 
durch es das Recht, die Bundesflagge zu f/ihrm, erlawft hat, und 
ausserdem, wenn thunlich, die Zeit und den Ort der Erbauung ; 
den Heimaihshafcn; 

5. den J^amen und die nähere BeB^ebnmg des Eheders, oder 
wem eine Bhederei hesteht, den Namen und die nähere Be- 
eeichnung aller Mitrheder und die Grösse der Sehiffspart eines 
Jeden; ist eine Handelsgesellsekaft Rheder oder Mitrheder ^ so 
sind die Fhiua und der Ortj an tcelchem die G^sdlschaß ihren 
Site hat, wid, wenn die Gesellschaft nicht eine Aktiengesell- 
schaft ist, die Namen und die nähere Bezeichnung edler die 
Handelsgesellschaft hildendeoh Gesellschafter einzutragen-, beider 
Kommandit(/eseUsc]iaft auf AJdien ijcnitgt statt der Eintragung/ 
aller Gesellschafter die Eintragung aller persönlich haftenden 
GeseUschafler; 

6. den Beehtsgrundf auf welchem die Erwerbung des JEigenthmis 
des Stoffs oder der eingetnen SekiffspaHen beruht; 

7. die Nationalität des Eheders oder der Mitrheder; 
6, den Tag der Eintragung des Schiffs, 

Ein jedes Schiff tvird in das Schiffsregister unter einer beson- 
deren Ordmmgsnuwmcr eitigetragen. 

§ 8. Uf her die Eintragung des Schiffs in das Schiffsregister 
tvird von der liegisterheiiOrde eine mit dem Inhcdt der Eintragung 
idjereinstimmende Urkunde (Zertifihat} ausgefertigt. 

Das Zertifikat muss ausserdem bezeugen, dass die nach § 7 er- 
forderlichen Nackweisungen geführt sind, sowie dass das Schiff gur 
F&hrung der Bundesflagge befugt sei, 

1. Der § 6 ist, wie die meisten Bestimmungen dieses Gesetzes 
dem preussischen Ein fuhr ungsgesetz zum H.G.B, vom 24. Juni 
1861 nachgebildet und stimmt mit dem § 4 desselben fast wörtlich 
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übereil!. Uebrigens befand sich die Mehrzaiil der hier aulgezählten 
Pimktd bereitB in dem preussischeu Entwurf des H.G3. (Art. 38S) 
und in der Fonrndirang, welche der Referent der hambuiger Kom- 
mission den auf das Sdiifisr^gister bezüglichen Bestinmiungen sur 
Beraihung für die Kommisaion gegeben hatte (Prot. IV S. 1674^, 
wie auch in dem Entwurf aus erster Lesung (Art. 399, 400 Abe. 1). 

2. Was das Gesetz unter Gattung versteht, giebt es selbst 
durch die zugefügten Beispiele an, nämlich die Art und Weise, 
wie das Schiff get<ikeit ist. Die JSchiffsregisterbehorden ptiegen sich 
jedoch mit dieser Angabe nicht zu begnügen, sondern eine ganz 
genaue Beschreibung von der Bauart des Öchiffs, einschliessÜch dea 
Materials — Eisen, Holzart, etwaige Metalihaut — ^ welches dazu 
▼erwendet worden, zu geben. 

3. Dem Namen des Schiffs wird das (aus 4 Buchstaben 
bestehende) Unterscheidungssignal beigefügt. 

Durch das Unterscheidungasignai, welches von der Schifis- 
resisterbehörde nach Anweisung des Reichsamts des Innern ge- 
geben wird, unterscheidet sich das Schiff von allen anderen Schiffen, 
welche dieselbe Flagge führen, indem dasselbe ünterscheidungs- 
signal nicht mehreren Schiften unter gleicher Flagge ertheilt wer- 
den soll, während derselbe Name von mehreren gefiihrt werden 
kann Auch bei etwaiger Aenderung des Namens und des 
Heimathshafens behält das Schiff s^ bisheriges Unterscheidungs- 
signal. ' 

HindchtHch des Namens des Schiffs kommen noch in Be- 
tracht die Bestimmungen des Reichsgesetzes vom 28. Juni 1873, 
betreffend die Begistrirung und die beaeiclmung der Kauifahrtei- 
Bcbiffe: 

§ 2. Die Aendenmj des Namens eines in das Sckiffsreajaier 
ekngetragenen Schiffs soll nur aus ganz besonders dringenden Grün- 
dm gestattet werden, Sie bedarf der Genehmigumg desMeichskamder' 
Amts. 

§ 3. Jedes in das Schiffsreffisfer eingetragene Schiff muS8 

1. seinen Namen auf jeder Seite des Bugs und 

2. seinen Namen und dei'i Namen des Heimathshafens am Heck 
an den festen Theilen in gut sichtbaren uml fest angebrachten 
SchriftzeicJien ßkren. 

§ 4, Jm Fedk einer 2kimderhandhing gegen die Varsehripen 
des § B hat der Führer des Schiffs Geldstrafe bis gn einhundert' 
fmfeig Mark oder Haft verwirkt. 

Durch die erste dieser Bestimmungen, welche denen anderer 
Staaten (namentlich Englands und der Vereinigten Staaten Amerikas) 



1) Nach dem österr. Gesetz über die Registrirung der Seebandeisschiffe vom 
7. Mai 1679 14) darf dagegen der Name, der von einem östei'reichischen Schiffe 
dar weiten Fahrt oder der grossen Kttstet^ahrt geführt midL nicht einem anderen 
Sdoffe der einen oder der anderen dieser Kategorien beigelegt werden. 

Lewis, SMi^t L 2. Aufl. 2 
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nachgebildet sind , soll verhütet werden , dass eine Namensände- 
rung in betrügerischer Absicht vorgenommen wird, so z. B. um 
^em Schiffe, welches wegen notorischer Seemitüchtigkeit keine 
Versicfaeriuie oder keine frachten mehr erhalten kann, das eine 
wie das andere nnter dnem neuen Namen zu verschiäfen. Die 
Anbringung des Namens an der Aussenseite des Schifis soll die 
Möglichkeit erschweren, sich der Feststellung der Jdentität zu ent- 
ziehen, wenn das Schiff hieran ein Interesse hat, wie z. B. nach 
einer Ansegelung. (Vgl. Romberg in Holtzend orffs Jahrb. fair 
Gesetzg. , Verwaltung- und Rechtspflege des Deutschen Reichs III 
S. 333t".) Es ist jedoch zu beachten, dass diese Vorschriften auf 
kleine, nicht zu registrirende Schiffe keine Anwendung finden (s. u. 
zu Art. 438). Ebenso wenig gilt die erste Bestimmung über die 
Namens -Aenderung f&r den Fall des Ueberganges Ton fremden 
Schiffen in das Eigentham von Deutschen; denn da das G-esetz die 
» Bestimmungen nur für registrirte Schiffe giebt, solche Schiffe aber 
noch nicht in einem diesseitigen Schiffsregister eingetragen sind, 
so steht der Namens-Aenderung in diesem Falle nichts im Wege. 
Hierdurch wird es freilich möglich, dass durch einen Scheinkauf 
das Schiff zuerst unter eine fremde Flagii^e gebracht und durch 
einen zweiten unter die deutsche Flagge ^) zurückgebracht und da- 
durch das Gesetz umgangen wird-). 

4. Unter der Tragfähigkeit, die nach der (durch die 
Länge, grösste Brdte und Tiefe des Schiffs' ausgedruckten) Grösse 
berechnet werden soll; versteht man zunächst das Gewicht , mit 
welchem das Schiff beladen werden kann, ohne an seiner See- and 
Segelfilhigkeit etwas einzubüssen. Ferner aber bezeichnet man da- 
mit auch die Ladefähigkeit, den kubischen Inhalt des Schiffs, d. h. 
das Volumen, welches der Schiffsraum aufnehmen kann (Prot. IV 
8. 1677). Wenn die Tragfähigkeit in das Schiffsregister eingetragen 
und demgemäss im Zertifikat vermerkt, darüber auch eine eigene 
Urkunde, der Messbriet, ausgestellt wird, so geschieht dies nicht 



1) In neuester Zeit ist auch an die deutschen Konsulatsbeliörden in den 
britischen Iläfeu, um den Missbrauch der deutschen Flagge durch seeuntüchtige 
Schiff» zu verhüten, die WeiBong ergangen, f&r ein in das Eigentham deutscher 
Reichsangehöriger übergehendes Schiff das Flaggen -Attest (s. Reichsges. vom 
25. Oktober 1867 § 16 — oben 8. 15 — ) nur auf Grund des Zeugnisses eines 
Schiffsbesichtigers des britischen Board of Trade über die Untersuchung des 
Schiffs und dessen Seetftchtigkeit zu ertheilen (Zentralblatt für das Beotsdie 
Beich 1875 Nr. :39). 

2) In England war bei registnrten Schiffen durch die Merchant tShipping 
Act Ton 1854 (teet, S4) jede KamenB-Aendening Terboten. Dagegen lassen die 
Merchant Shzpping Act von 1871 (sect. 6 ; vgl. sect. 12) bei britischen Schiffen 
und die Xfercliant Shippinfj Act von 1873 (sect. 5) bei fremden Schiffen, die' zu 
britischen geworden sind, eine solche zu mit Genehmigung des Board of Trade. 
Das norwegische Seeges. vom 24. März 1860 (Art 4) gestattet eine Verände- 
rung des Namens mit köuifjlicher Erlaubniss; das österreichische Ges. 
vom 7. Mai lö79 14) mit Jßrlaubniss der Behörde, in deren Register das Schiff 
eingetragen ist. Das französische Recht verbietet dieselbe ganz. (Ges. vom 
6. Juli 1836 Art 8). 
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sowohl im privatrechtlichen Interesse (z. B. mit Rücksicht auf die 
Befrachtungsverträge), als vielmehr im öffentlichrechtlichen. Ein- 
mal Süll dadurch ein Mittel für die Feststellung der Identität des 
Schiffs und ferner die Grundlage für verschiedene Abgaben (Quai- 
tmd HafenalMrabeii, Leuchtfeuergelder, Kanalzoll), sowie für Nor- 
mining der Maximalzahl von Passagieren bei Auswandererschiffen 
and ännliches gewonnen werden. 

Bis in die neueste Zeit hinein wurde nun in Deutschland die 
Tragfähigkeit in dem ersteren Sinne aufgefasst ^). Als die Einheit 
warae die Schiffshist angesehen, welche jedoch in verschiedenen 
Grössen vorkam, namentlich von 4000 Pfund (Norniallast), 5200 
Pftmd, t3UU0 Pfund (Kommerzlast), 9000 Pfund (rostocker Kom- 
merzlast). Dieser Gewichtsinhalt wurde aber erst wieder aus dem 
durch ein sehr unzuverlässiges Messungsverfahren ermittelten und 
daher von der wahren Grösse des SchiÜ's erheblich abweichenden 
Bauminhalt durch Anwendung eines £rfiihrungsko6ffizienten her^ 
gestellty der stets derselbe war, während auch cue Form des Schiffs 
rar die Trag&higkeit von wesentlichem Einfluss ist. Die Folge da- 
von war, dass die wirkliche Tragfähigkeit der Schiffe bis zu 30 ^ ^ 
und darüber von dem Messungsresultat abwich. (Neues Arch. f. 
Handelsr. II S. 261 ff.: Entsch. des R.O.H.G. IV S. 242 t.) Durch 
die vom Bundesrath erlassene Schilisverinessun^s-Ordnung vom 
5. Juli 1872 ist an JStelle der Ermittelung des Gewiclitsinhaltes die 
des Kaumiuhaltes angeordnet. Dieser wird durch Vermessung des 
Schiffs nach der sehr genauen, in England bereits im J. 1854 ein- 
geführten und yon fast allen bedeutenderen Seefahrt treibenden Ka- 
tionen adoptirten Moorsom'schen Methode feststellt (§§ 1 — 14). 
Die Vermessung geschieht durch die von den Xandesregierungen 
bestellten Vermessungs-Behrtrden, zu deren Mitgliedern ein Schiffs- 
bau-Techniker gehört. (Schiffs vermessungs-O. § 19. Ein Verzeichniss 
dieser Behörden nebst den rlenselben vorgesetzten Behörden enthält 
das Jahrb. f. d. deutsche Handelsmarine, so das für das Jahr 1882 
S. 34 — 3t3.j Der Rauminhalt wird in Kubikmetern ausgedrückt; 
daneben wird die entsprechende Zahl englischer Register-Tons (Be- 
zeichnung für den Raum von 100 Kubikfuss) angegeben, indem 
der KubiKmeter au 0^353 englischen Kegister-Tons zu Dwecnnen ist 
(§ 24). Von dem in dieser Weise ermittelten Rauminhalt des gan- 
zen Schiffs in allen seinen Theilen (dem s. g. Bruttoraumge* 
halt) wird der Inhalt der ausschliesslich zum Gebrauch der Be- 
Satzung dienenden Räume (s. g. Logisrftume) , jedoch h()chstens bis 
zum zwanzigsten Theile des Bruttoraumgehaltes, sowie der etwaigen 
Maschinen-, Dampfkessel- und Kohleiiräume, bei Schraubendampfern 
auch des Raumes des Wellentunuelsj jedoeli — abgesehen von den 
Schleppdampfern — höchstens bis zurHälftt^ des Bruttoraum^ehaltes, 
in Abzug gebracht (ijii 15—18) und dadurch der s. g. r^etto- 
raumgehalt des Schiffs ermittelt, der nach den meisten Rechten, 



1) Vgl sa diesem Abschnitt Romberg a. a, 0. S. 313—323. 

2* 
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und so auch nach dem deutschen aliein für die Entrichtung der 
Abgaben maassgebend ist Ueber die Vermessung wird ein JÜ6S8- 
brief (von den Uber den Verme88ung8l>ehÖTden stehenden Revisions- 
behörden : § 20) ausgefertigt, welcher, ebenso wie das SchiffsregiBter 
und das Zertifikat den Brutto- und Nettor aumgehalt und zwar 
in Kubikmetern und Register-Tons angiebt (Schiffsvermess.-O. § 24), 
und der zu den an Bord geführten SchifFspapieren gehört. Auch 
ist die den Nettoraumgehalt bezeichnende Kubikmeterzahl auf 
einem Deckbalken des Öchiffs einzubrennen, einzuschneiden oder 
sonst in geeigneter Weise anzubringen 

Die Aneignung der Moorsom'scnen Methode hat noch die Folge 

Sehabt, dass nach den innerhalb der Jahre 1872 und 1882 zwischen 
em Deutschen Beich und iD&nemark, Oesterreich -Ungarn, den 
Vereinigten Staaten yon Amerika, England, Frankreich, Italien, 
Schweden, Norwegen, Chile, Holland, {Spanien und Rusdand ge- 
troffenen Vereinbarungen wegen gegenseitiger Anerkennung der 
nach dem neuen Scbiffsvermessungsverfahren bewirkten Vermes- 
sungen die deutschen Messbriefe in den genannten Staaten als maass- 
gebend angesehen werden. Doch ist es den deutschen Dampl- 
schifleu gestattet, in englischen Häfen die Nachmessung ihrer 
^Maschinenräume zu verlangen, um die grösseren Abzüge, welche 
das englische Kecht vom ßruttoraumgehali zulässt, zu erhalten. 
Ebenso werden umgekehrt die dänischen, österreichisch-ungarischen, 
nordamerikanischen, englischen, französischen, italienischen, schwe- 
dischen, norwegischen, chilenischen, niederländischen, spanischen, 
russischen, finnländischen Messbriefe in Deutschland anerkannt. 
Nur findet bei den nordamerikanischen Schiffen, weil die ameri- 
kanische Gesetzgebung lediglich Bruttoraumgehalt kennt und hier- 
von Abzüge nicht gestattet, auf Verlangen der Schiffsführer im 
deutschen Hafen eine Ausmessung der abzugsiahigen Räume zur 
Ermittelung des Nettoraumgehaltes Statt. Und bei den englischen, 
niederländischen, spanischen, ünnländischen Dampfschiti'en, bei 
denen auf Grund der in den betre£fenden Ländern geltenden Vor- 
schriften grössere Abzüge vom Bruttoraumgehalt gestattet werdm, 
als in Deutschland, müssen die hier zulässigen Abzüge durch Nach- 
messung der abzugsfahigen Räume ermittelt werden , wobei je- 
doch der Baumgehalt der Logisräume den nationalen Messbriefen 
gemäss angenommen wird; auch ist es bei den niederländischen 



1) Die Schiffsvermess.-O. schrieb diese Ausmittelung der Ladefähigkeit auch 
für solche Schiffe vor, die bereits nach der trüheren Methode vermessen waren 
(§ 83). Die UmmessuDg musste überall bis zum 1. Januar 1878 vollzogen sein. 

2) S. auch Anweis. f. d. deutschen Schiffsregister-Behörden, betr. d. Ein- 
tragung der nach der ScbiffsTermeüs.-O. vom 5. Juli 1872 ermittelten Vermes- 
sungs-Ergebnisse in die Scbiffszertifikat-Formulare vom 5. Januar 1873 (Zentraibl. 
f. d. D. Reich 1873 s. 156; Stabenow, Samml. der deutschen SeeschüEhhrfis- 
Gesetze, Leipzig 1875, 309). 

3) Instruktion zur Schiffsvermess.-O. vom 23. Nuvember 1S72 ^ 39; vgl. 
Bekanntmachoag betr. Enrftazung des § 23 der SGbi&vermes8.-0. v. 24. Oktober 
1875 (Zentraibl. f. d. D. ReichT875 Nr. 46 S. 718). 
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Schiffen zulässig, den Nettoraumgehalt einfach durch einen Zu- 
schlag von 3 Prozent zu dem in den heimischen Messbriefen an- 
gegebenen Nettoraumgehalt festzustellen 

5. Durch die Angabe unter Ziff. 8 soll „über den natio- 
nalen Ursprung des Öchiffs Gewissheit" gegeben und „die Au- 
fechtuDg der Kationafitilt des Schiffs'' erschwert werden. (Prot. IV 
S. 1681.) 

6. Unter dem Heimat hshafen versteht das Gesetz vom 
25. Oktober 1867 natürlich dasselbe, wie Art 435 H.G.B. Vgl 
Art. 455, 475. 

7. Die Bestimmungen unter Ziff. 5 und 7 sollen die Mög- 
lichkeit gewähren, jederzeit den Beweis zu führen, dass das 
Schiff zur Führung der Reichsflagge berechtigt ist. Es ergiebt sich 
dies, sowie der Grund der hinsichtlich der Gesellschaften gegebenen 
Vorschrift aus dem g 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 1867 
(8, o. S. 14). 

8. Einige Landesgesetze schreiben auch für die Vertrags- 
milsBige Verpfändung von (resistrirten) Schifibn Eintragung in 

das Schiffsregister vor; nämlich das preussische Einführungsgesetz 
Art 59, jedoch nur iiir die Landestheile, in denen das A.L.R. 
gilt; das Gesetz vom 26. Mai 1873 § 48, welches die Bestimmungen 
des eben zitirten EinfUhrungsgesetzes fUr Neuvorpommem und 



1) Ygl. die BestimmuDgen, betr. die Anerkennung der in d&nischen, öster- 
netaiildi-lingaiiBChen und nordameriloui^hen Schiffspapieren enthaltenen Ver- 
messungsangaben in deutsclien Häfen, vom 21. De/ember 1872 (Reichszentralblatt 
f. 1873 S. lÖÖf.; ötabenow, Samml. der d. Scescbiffiahrtsges. S. 274 f.; dazu 
Vachtrag: Zentrslbl. f. 1876 8. S84 und f. 1879 S. 269); Bekaantmachung des 
dänischen Generaldirektors flir das Steuerwesen vom 23. Dezember 1872 (preass. 
Handelsarchiv von 1S73 I Nr. 7 8. 157); Krlass des österr. und des ungarischen 
Handelsministeriums vom 3. Nov. 1872 (ebendas. II Nr. 44 S. 459); Zirkular des 
SehstauDtes zu Washington vom 25. Okt 1872 (ehendas. I Nr. 14 S. 342); Be- 
stimmungen über die Anerkennung der in den französischen und britischen Schiffs- 
papierea enthaltenen VermessongsaDgaben in deutseben Häfen, vom 2. Okt. 1873 
(Zentralbl. f. 1878 S. 816 ff.; Stabenow 8. 820—822); britischer Geheimraths- 
beschlussvom 26. Juni 1873 (preuss. Handelsarchiv von 1873 II Nr. 48 8. 410); 
Bestimmungen über die Anerkennung der in italienischen Schiffspapieren enthal- 
taien Vermessungsangaben in deutschen Häfen, vom 25. August lö74 (Zentralbl. 
1 1874 S. 828 f.; Stabenow 8. 8451); Deklaration Bwftdmi der deutschen 
Beichsregierung und der italienischen Regierung vom 15. Juni 1874 (preuss. 
Handelsarchiv von 1874 II Nr. 37 S. 250); Bestimmung über die Anerkennung der 
schwedischen Messbriefe in deutschen Häfen (Zentralbl. f. 1875 S. 688); dazu 
Kachtrag vom 22. Juli 1882 (Zentralbl. f. 1882 S. 858); über die Anerkennung 
der in chilenischen Zertifikaten enthaltenen Vermessungsangaben, vom 11. Jan. 
Ib76 (Zentralbl. f. 1876 S. 26); über die Anerkennung der norwegischen Hess- 
briefe Tom 7. April 1876 (Zentralbl. f. 1876 8. 221); über die Anokemumg der 
in niedei^taidiscnen Schiffspapieren enthaltenen Vermessungsaiigabenf TOm STAprü 
1877 (Zentralbl f. 1877 S. 184); über die Anerkennung der in spanischen Schiflfe- 
papieren enthaltenen Vermessungsangaben (Zentralbl. f. 1880 S. 38); über die 
AMrkennung der in russischen Schiffspapieren enthritenen Yermessungsangaben, 
vom 11. Febr. 1882 (Zentralbl. fllr 1882 S. 87). — S. auch die Bestimmungen, 
betr. die Vermessung der Dampfischiffe für die Fahrt durch den Suezkanal, vom 
15. April 1879 (Zentralbl. f. 1879 S. 288 ff.). 
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Rügen, und vom 27. Mai 1873 48, welches dieselben für Schles- 
wig-Holstein i'nr maassgebend erklärt; die mecklenburg-schwerini- 
«che Verordnung, betreffend die Verptandung von Seeschiffen und 
Schiffsjparten, vom 28. März 1881. ISach dem preuss. Einfuhr.-Ges. 
Art. 59 § 1 muss die Eintragung enthalten: 

J. den Xauicn des Gläubigers; 

2. die FordtrmKj, für ivelche die Verpfändmhf geschehen ist; 

3. die Bezugnahme auf die Verpfändungs-Urhinde unter Bezeich- 
nwng des Orts und des Datums der Ausstellung; 

4. die Zeit der Brntragung; 

nach der mecklenburgischen Verordnung 3): 
1. de7i Namen des GJäuhiticrs; 

2» die Forderung^ für ivelche das Pfandrecht hestellt ist; (Jen Be- 
trag der Forderung in einer hestimmten KapitaUumnie; deti 
Zinsfuss oder die Bemerhing ,,zinsenlos^^ ; 

3. die Bezugnalmc auf die Verpfändi mg siir künde unter Bezeick- 
nmg des Ausstellers f sowie unter Angahe des Orts und der 
Zeil der AussteRung; 

4. den Tag der Einiragung; 

5. die Untersekrifl der lusgisterbehörde, 

9. Durch das Zertifikat soll der Beweis der Natio- 
nalität des Schiffs geführt werden, sowohl im Frieden wie im 
Kriege; im Frieden mit Rücksicht anf die von gewissen Nationen 
anderen Kationen nnd deren Sdiiffen vertragsmässig zaeesicherten 
Bechte, im Kriege, nm den kriegführenden Mächten die Möglichkeit 
zu gewähren, festzustellen, ob ein Schiff dem eigenen Staate an- 
gehört oder als neutrales oder als feindliches zu betrachten ist. 
Das Zertifikat ist eine r»fi entliche Urkunde, deren iniblica fides auch 
von fremden Nationen anerkannt wird. Weil dem so ist, so muss 
nicht nur mit der grössten Sorgfalt darüber gewacht werden, dass 
die im Zertitikat enthaltene Angabe über die Nationalität des 
Schiffs der Wahrheit entspricht, sondern es muss auch dafür ge- 
sorgt werden, dass diese Wahrheit stets geprüft werden kann. 
Daraus erklären sich die so kompfizirten Vorschriften über die in 
das Schiffsregister einzutragenden rankte im § 6 des Reichsgesetzes 
vom 25. Oktober 1867, sowie die Anordnung, dass das Zertifikat 
genau mit dem Schiffsregister übereinstimme, wennschon erstere» 
nicht gerade eine wörtliche Abschrift des letzteren zu enthalten 
braucht. Das Zertifikat ist das wichtip^ste Scliifrspapier. Früher 
dienten in den deutschen Küstenstaaten versehiedene Papiere zur 
Legitimation des Schiffs, namentlich der Bielbrief oder Beilbrief 
— ein Attest der Obrigkeit über den vorschrittsmässigen Bau, die 
Grösse und Beschaffenheit, den Eigenthümer, den Erbauer, über 
den Zeitonnkt und Ort der Erbauung desselben (Pöhis, Seerecht I 
S. 55 iF.) — und der Seepass. Wie nun das H.G.B. das Schiffs- 
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register aus dem englischen Kecht ^) herübe^genommen hat, so auch; 
das hienoit übereinstimmende Zertifikat (rrot IV S. 1666). Ea 
iat übrigens hierdurch nicht ausgeschlossen, dass neben dem Zerti- 
fikat noch andere Schiffspapiere zur Legitimation gefuhrt werden, 
so namentlich mit Rücksicht auf die dadurch bedingten, auf Völker^ 
rechtlichen Verträgen beruhenden Vortheile, der Seepass Dies 
war nach den Bestimmungen des H.G.B, anzunehmen (Prot. IV 
S. 1083). Es gilt aber eben dasselbe nach dem Keichsgesetz vom 
25. Oktober 1867; denn indem dieses im 9 bestimmt: 

Durch das Zertifihä wird das Recht des Schiff'.'^, dir Jixndes- 
flagge zu führm, ymchgeunesen. Zum Nachweise dieses MeciUs ist 
insbesondere eiti Seepass nicht erforderlich; 

BO erklärt es das Zertifikat für ausreichend, aber nicht ihr allein 
und ausschliesslich zulässig. 

Art 4^6. 

Treten in den Thatsadicn, aelche in dem vorhergehenden Artikel 
heeeichnet sindj nach der Eintragung Veränderungen ein, so müssen 
diesdben m das Sdnffsregiskr emgetragm md auf dem ZerUfM 
vermerkt werden. 

Im Fall das Schiff untergeht oder das Recht , die Landes flagge 
gu führen f verliert, ist das Schiff^ in dem Schiffsregister zu löschen 
und das ertheilte ZertifiJcat zurüekmliefeni , sofern nicht glaubhaft 
bescheinigt wird, dass es nicht eurückgeliefert werden könne. 

Dieser Artikel ist wörtlich in dem Reichsgesetz vom 25. Ok- 
tober 1867 § 11 •) wiederholt, nur sind selbstverständlich statt der 
Worte: „in dem vorhergehenden Artikel^* die Worte: „in dem 
§ 6" und statt „LandesÜagge" ,,B u n d es f 1 agge'^ gesetzt worden. 

Der im ersten Absatz vorgeschriebene Vermerk auf dem Zer- 
tifikat kann natürlich erst vorfjenommen werden , wenn das Schiff 
in den Ueimathshafen zurückkommt, weil das Zertifikat sich am 
Bord des Schiffs befindet. 



1) Vgl. Abbott S. 4'U.: Maclachlan S. 88 fF. 

2) Der Anhang zum hamb. Ges., betr. die Papiere für haniburgisclie See- 
BChifie vom 22. Dezember 1865 bestimmt, dass auf Verlangen ein Bielbrief aus- 

Sestellt werden soll. In Oesterreich dient der Beilbriet nach dem Gesetz über 
ie Eegistrirnng der Seehandelsschilfe vom 7. Mai 1879 zum l^pwcise des Eigen- 
thoms au neogebauteu Schiffen (^^ lö f.), wahrend daselbst die Üedeutung, welche 
innerlialb des BentseheB Bdew dem Zertifikat umewolmt, der Kegisterbriei 
kat (ii 21). 

8) Treten iyi den TliaUnchen, welche in dem § 6 bezeichnet sind, nach 
der Eintragung V er ander unacn ein^ so müssen dieselben in das Schiffsregister 
eingetragen und €mf dem Zertifikat vermerkt werden. 

Im Fall das Schif 7mter(jeht oder das Recht, die Bundesflagtje zu, fuh- 
ren, verliert, ist das Schiff in dem Schiffsregister zu löschen und das ertheilte 
Zertifikat zurückzulief ern, sofern nicht glaubhaft bescheinigt wird^ dass ss 
nicht mrückgeUtfert werden hiinne. 
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Die Rückgabe des Zertifikats ist angeordnet, damit mit dem- 
selben kein Missbrauch getrieben werden kann. 

Art. 437. 

Die Lcmäesgesetge bestimmen die Fristest, hinnen tcrlcler üe 
Thatsachm amwseigen und nachzmoeism smdf welche eine Eintragung 
oder Löschung erforderlich machen, sotae die Strafen, welche für den 
Fall der Vcrsäumung dieser Fristen oder der NicMbefolgung der 
vorhergehenden Vorschriften verivirht sind. 

Die in diesem Artikel den Landesgesetzen vorbehaltenen Be- 
stimmungen sind durch das Bundesgesetz vom 25. Oktober 1867 
für sämmtliche zum Norddeutschen Bunde resp. zum Deutschen 
Reich gehörigen Seestaaten getroffen worden. Der § 12 des zitirten 
Gesetzes lautet nämlich: 

Die TJiatsnrhnu nelche gemäss ß 11 eine Eintragtmg oder die 
Löschtmg im Schiffh-rgif^ter erforderlich machen, sind von dem Wieder 
hinnen sechs Worhen nach Ahlauf des Tages, an irelchem er von 
ihnen Ken^itniss erlangt hat, der Begisterhehörde zum Zicecl' der 
Verfolgung der Vorschriften des § 11 anzuzeigen und glaubhaft nach' 
eweeisenj betreffenden Falls unter Zurüeklieferung des Zertifikats. 
Die Verpflichtung m der A»eeige tmd Nachweisung liegt ob: 
1. fßeim eine Bhederei besteht, aUm Mitrhedem; 
^. wenn eine ATctiengeseUschaft Rheder oder Mitrheäer ist^ für 

dieselbe aUen Mitgliedern des Vorstandes; 
3. wenn eine andere Hondelsgesellschaft Wieder oder Mitrheder isty 

für dieselbe allen persönlich haftenden Gesellschaftern; 
d. tvenn die Veränderung in einem Eifienthimistcerlisel besteht, 
tvodurch das Recht des Sc]iiffSy die Bundesflagge zu führen ^ 
nicht berührt tcird^ dem neuen Erwerber des Schiffs oder der 
Schiffspart. 

Ebenso ist die Festsetzung einer Strafe für den Fall der Nicht- 
beachtung dieser Vorschriften nicht der Partikulargesetzg;ebung 
überlassen, sondern es ist diese durch das Gesetz selbst getroffen 
im § 15: 

Die im 14 angedrolitc Strafe ^) liat auch derjenige verwirM^ 
welcher eine nach den Bestimmungen des ß 12 ihm obliegende Ver- 
flichtung binnen der sechswöchentlichen Frist nicJd erfuUi, sofern 
er nicht beweist., dass er ohne sein Verschulden ausser Stande ge- 
wesen sei, dieselbe eu erf^SMen. Die Strafe tritt niM ein, wenn vor 
Ablauf der Frist die Verpfliehtmg von einem Mitverpflichteten er* 
fUUt ist. Die Strafe wird gegen denjenigen verdoppelt, yrleher die 
Verpflichtung auch binnen sechs Wochen nach Ablauf des Tages^ an 
welchem das ihn verurtheilende Erkenntniss rechtmäßig geworden 
ist, eu erfüllen versäumt 

1) Gddbiuae bis m 100 Thalem oder vefbftltmssm&ssige Gefängnissstrafe, 
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Irl. 488. 

Die Lnndfisgeseize können bestimmen, (!ass die Vorschriften der 
Art 432—437 auf kleinere Fahrzeuge (Küstenfahrer u, s, w.) keine 
Anwendung finden. 

Das Reichsgesetz vom 25. Oktober 1867 (§ 17) hatte es gleich- 
falls der Landesgesetzgebung überlassen, von der Regel, dass die 
Ausiibun«^ des Rechts, die Reichsflagge zu führen; durch die voran- 
gegangene Eintragung in das Schiffsregister und die Ertheilung des 
Zertifikats bedingt sei, Ausnahmen zu Gunsten kleinerer Fahrzeuge 
zu statuireu. Da aber in Folge hiervon ein zu ungleichmässiees 
Verfiihreii beobachtet wurde, so ist später die Saene durch die 
Beichsgesetzgebung selbst geregelt woraen. Das ReicbsgeBCtz vom 
28. Juni 1878 y betreffend die Registrirung und die Beseichnung 
der Kauffahrteischiffe, bestimmt namlich im § 1: 

An Stelle des § ^ des GesetseSy häreffend die Natümaliiäi der 
Kauffahrieiseh^e und ihre Befugnis msrl^ihpmg der Bmidesflagge, 
wm 25» Ohtoher 1867 (ritt die folgende Bestimmmui: 

Schiffe von nicht mehr als 50 Kuhihneter BruffO'Baunigehtüi 
sind eur Ausübung des RechiSj die Beichsflagge zu fuhren j auch ohne 
Eintragung in das Schiffsregister und ErtheHmg des ZertifiktUs 
befugt. 

Hierdurch sind diese Fahrzeuge nur von der Pflicht der Re- 
gistrirung befreit; es soll denselben aber dadurch nicht das Recht 
genommen sein, eine solche zu verlangen. Doch übernehmen die- 
selben alsdann auch alle Verbindlichkeiten , denen die registrirten 
Schiffe unterliegen; so werden sie dadurch speziell auch den über 
die Namensfuhr ung im Gesetz vom 28. Juni 1873 getroffenen Vor- 
schriften unterworfen. 

Art. 439. 

Bei der Veräusserung eines Schiffs oder eines Äniheils am Schiff 
(Schiffspart) kann zum Eigenthumserwerb die nach den Grundsätzen 

de,<i hmferlirhm Rechts ettva erforderliche Uebergahc durch die unter 
den Kontrahmten getroffene Vereinbarung ersetzt werden, dass das 
Eigenthum sofort auf den Erivfrber übergelten soll. 

1 . Für den Erwerb des Eigenthums an Schiffen bestand nach 
dem früheren Recht kein anderes Prinzip als in Betreff sonstiger 
Gegenstände. Es war also dazu die l'radition erforderlich. Doch 
galt eine symbolische Tradition als ausreichend, und diese wurde 
von den einen in der Uebertragung der Dokumente über das 
£igenthum des Veräusserers (Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 
Sl. Desember 1839, vom 25. November 1841 in Seufferts 
Archiv VIII Nr. III. X Nr. 282), von anderen sogar schon in der 
Voilaiehung des Kaufvertrags gefunden (Pöhls^ Seerecht I S. 104; 
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Kalt euborn^ Seerecht I S« 110 j vgl. auch § 1396 preuss. 
A.L.R. II, 8). 

Der preuBS. Entwurf des H.G3. (Art. 389) fordert für den 
Erwerb des EigenthnmB einen gerichtticlien oder notariellen Ver- 
tmgy der österreichische Entwurf des Seerechts (§ 8) erklärt die 
Grundsätze des A.B. G.B. für maassgebend; fiir das Veräusserongs- 
geschäft selbst, als die Quelle obligatorischer Wirkungen, enthält 
weder der eine noch der andere Bestimmungen. Der von dem 
Referenten der hamburger Konferenz ausgearbeitete Entwurf der 
Vorschriften über das Schiflsregister fordert zur Rechtsbeständig- 
keit des Veräusserungsgeschäfts selbst Schriftlichkeit, verlangt je- 
doch eine weitere Form für die üebertra^ung des Eigenthums 
nicht Der betreffende Art. 391 lautet nämlich hier: 

Ein Vertrag, durch welchen das Eigenthum eines in das Schiffs- 
register eingetragenen Schiffs oder ein Antheil an deniselhen über- 
tragen werden solly muss schriftlich errichtet werden, um rechtsgidiig 

Zum Erwerbe des Eigenihums ist die JJehergahe nickt erfor» 
derUeh, 

Hiergegen wurde jedoch geltend gemacht, dass diese Vorschrift 
im Widerspruch stClnde mit dem bis dahin geltenden gemeinen 
deutschen Seerecht und dem Geiste des H.G.B, überhaupt, soweit 
dasselbe bereits berathen. Ebenso mit dem praktischen Bedürfnisse 
indem die Eigenthümer häufig (namentlich im Kriege) ein Interesse 
daran hätten, über ein in der Fremde befindliches Schiff ein Ver- 
äusserungsgeschäft zu schliessen; dies geschehe im Wege der Kor- 
respondenz, der man doch nicht die Bedeutung einer Urkunde bei- 
legen werde (Prot. IV 8. 1693 f.). In Folge davon wurde die 
Streichung des ersten Absatzes beschlossen, wodurch also für die- 
jenigen Veräusserungsgeschäfte , welche als Handelsgeschäfte auf- 
sufiwBen sind, nach Art 317 H.O.B. vollständige Formlosigkeit 
eingeführt wurde ; für alle Übrigen die Bestimmungen des bürger- 
lichen Rechts für maassgebend wklärt wurden. 

Der Entwurf des Referenten der hamburger Konferenz^ (zit 
Art. 391) sieht ausdrücklich von der Tradition als Requisit des 
Eigenthumsüberganges ab. Die Streichung des ersten Absatzes des 
Art. 391 gab zunächst Veranlassung, sich über die Voraussetzungen 
für die Uebertragung des Eigenthums schlüssig zu machen. Man 
schlug zunächst, ebenso wie der preussische Entwurf, eine gericht- 
liche oder notarielle Urkunde vor, indem man darauf hinwies, dass 
es gerade im Seeverkehr sehr wichtig wäre, bei Veräusserungen 
von Schiffen den Augenblick der Eigenthumsübertragung zu fixiren 
und flber den Augenblick des Eigenthumsflberganges eine beweis- 
fUiige Urkunde zu besitzen. Diesem Vorschlag wurde jedoch keine 
Fol^ gegeben. Eben so wenig stellte man unter Beseiti^ng des 
zweiten Absatzes des zitirten Art. 391 das Erforderniss der Tra- 
dition wieder her, indem man darauf hinwies , dass diese allemal 
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da, wo das zu veräussernde Schiff" sich nicht in der Nähe der Kon- 
trahenten, also auf der Reise (in transitu) oder in einem fremden 
Hafen befinde, regelmässig nicht möglich oder doch mit grossen 
Schwierigkeiteii Terbunden sein wflrde. Auf der anderen Seite lieaa 
man den gedachten Abe. 2 des Art 891 nicht einfiich stehen und 
erklärte nicht, dass das Verftttssenuigsgeschäft allein schon den 
Ueber^ang des Eigenthums zur Folge haben sollte. Man schlag 
vielmehr einen Mittelweg ein, indem man als Regel die nach dem 
herrschenden gemeinen Recht oder Partikularrecht erforderliche 
Tradition resp. symbolische Tradition bestehen liess, den Kontra- 
benten aber aas Recht beilegte, einfach durch eine dahin gehende 
Üebereinkunft ohne jeden weiteren rechtlichen Akt das Eigenthum 
übergehen zu lassen (Prot. IV S. 1698—1711, VIII i5. 3702 f.) 



1) Eoglische Richter und Schriftsteller bezeichnen die Kaufurkunde (hill of 
wie) als die in einem universeUeii Gewohnheitsrecht der seefahrenden Nationen 
b^ründete Form für die Uebertragung des Eigenthums an Seeschiffen und S« hiffs- 
parten (s. Abbott S. 3; Maclachlan S. 32). Richtig ist, dass die tremdea 
Bechte fast durchweg Schriftlichkeit des Yeräusserungsgeschuts fordern, soweit 
sie keine nviteren Form-Requisite aufstellen. Die meisten thun aber das letztere. 
So verlangen eine Kaufurkunde das portugiesische H.G.B. (Art. 1290 — bei 
Schiffen von Uber 6 Tonnen — J, aas finnländische Seeges. (Art 8), das 
engliBCheltedit bei nieht registrirten Scbifllen (Abbott 8.2 f.; MaelaenUn 
S. 25 f , S. 32X Bei der Ver&usserung registrirter britischer Schiffe an Personen, 
die Eigenthümer solcher Schiffe sein können, wofür die Merchant Sliippltiq Art 
von 18Ö 4 scct. öü ff. die Normen aufstellt, muss die Uli of sale den von diesem 
Gesetz gegebenen Vorschriften entsprechen, d. h. eine genaue Beschreibung des 
Schiffs, ein Bekenntniss, die Kaufsumme empfangen zu haben, und die Erklärung, 
dass man das Schiff oder die bestimmten Parten desselben übertrage, enthalten 
mid Tom VeriUisserer in Gegenwart ven wenigstens einem Zeugen voUsogen sein. 
Der Empfänger hat gleichfalls eine Eridlrung in der rom Gesetz Torgeschriebenen 
Form abzugeben über das Vorhandensein der Voraussetzungen der Registrirung, 
ganz wie das Gesetz eine solche vom ersten Eigenthümer eines (neuen) 8chi£& 
verlangt Daranf erfolgt die Eintragung in das ScbH&register («ect. 65—51). 
Dieses aber ist maassgebend für die Eigenthumsverhältnisse c.rcrpt on erideme 
of fraiul or of the invalidity of tke üill of sale to htm, or of the existence 
of au eqtiUable tiUe by hie own authority in another. (Vgl. überhaupt Abbott 
S. 47 ff.; Maclachlan S. 25f., S. 32ff.)' Auch nach dem Recht der Vereinig- 
ten Staaten bedarf es (bei registrirten Schiffen) für die Uebertragung des Eigen- 
thums der Eintragung in das Schiffsregister, welche auf Grund einer bilL of sale 
erfolgt (Kent — 10. ed. — II 8. 70^ Das bolUndiscbe H.G.6. (Art 809), 
das italienische (Art 475), das argentinische (Art 1015 — bei Schiffen 
von über 6 Tonnen — ), das chilenische (Art. 830 — bei Schiffen von über 
10 Tonnen — ) fordern eine Urkunde, die in die dazu bestimmten öffentlichen 
Register eingetragen wird: das brasilianische (Art 468 — bei SchÜEn, die 
zur Fahrt auf hoher See Destimmt sind — ) sogar öffentliche Urkunde und Re- 
gistrinmg. Das spanische H.G.B. (Art 585 f.) macht zwar den Eigenthums- 
übei^ang nicht von der Ausstellung einer öffentlichen Urkunde abhängig, lässt 
aber den Beweis desselben nur durch eine solche führen. Das franzdsische 
Recht {Code de comm. art. ]95) bestimmt: La vente rolontaire d'un notwr« 
doit etre faüe par ecrit^ et peut avoir lieu par acteptMiCy ou par acte sous 
eignaiare prioie. Doch ist die SehriftUchkeit nach der hensehenden Mehiung 
nicht wesentlich für die Gültigkeit der Veräusserung , sondern nur nothwendig 
für den Reweis. Dieser k.mn daher nicht geführt werden durch Zeugen, Handels- 
bücher, Korrespondenz und ähnliches (und nur vereinzelt ist in iietreff der Kor- 
respondenz der entgegengetetste Standpunkt Tertreten worden), wohl aber, nach 
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2. Die durch das Gesetz den Kontrahenten gegebene Befug- 
nisB, den Eigenthumsübergang von dem Eriorderniss der Tradition 
unabhängig zu macben, ist an keinerlei Bedingung oder Vor- 
auBsetsung geknüpft; sie steht denselben in jedem falle ssu, mag 
das Schiff sich auf der Fahrt oder in einem ausländischen oder inlän- 
dischen Hafen oder sogar im Heimathsha&n befinden; denn das 
Geseta tri£ft seine Bestimmungen, ohne die verschiedenen möglichen 
Fälle zu unterscheiden. 

3. Dass in dem Veräusserungsvertrage ausdrücklich gesagt 
werde, das „Eigenthuin" solle übergehen, ist natürlich nicht erfor- 
derlich; es genüo:t, wenn die Kontrahenten solche Ausdrücke wählen, 
aus denen mit Kothwendigkeit aut jene Absicht geschlossen werden 
muBs* Demgemäss findet auch das Reichs •Ober -Handels -Gericht 
(Entsch. IV S. 309 f.) eine Uebertragung des Eigenthums in den 
Worten: ^vorstehende Part übertrage und zedire ich mit allen 
Bechten ohne Vorbehalt an B ; Wertli habe baar bezahlt erhalten'^. 

4. Daas diese Uebereinkunft eine formlose sein kann, geht 
daraus hervor, dass das Gesetz, wo es darauf ankam, die Voraus- 
netzungen für den Uebergang des Eigeiitluuna festzustellen, schlecht- 
hin eine Vereinbarung, das ist eben ein einfaches — formloses — 
pactum gefordert hat; und es ist nicht noch nöthig, darauf auf- 
merksam zu machen, dass die hamburger Konferenz selbst diese 
Vereinbarung ausdrücklich als eine „wenn auch nur mündliche 
WHienserklämng" auf&sste (Prot. IV S. 1772; vgl. S. 1703). Wie 
bereits Gold schmidt (Handelsr. II S. 806 Note 18) hervorgehoben, 
ist es nicht richtig, wenn Mako wer (Kommentar Anm. 15^ zu 
Art. 439) behauptet, dass Art. 439 die Form dieser Vereinbarung 
habe unbestimmt lassen wollen, und dass daher nur, wenn ein Han- 
delsf'eschäft vorliege, ein formloser Vertrag genüge, sonst aber die 
allgemeinen zivilrechtlichen — also auch die betreffenden parti- 
kuiarrechtliclien — Vorschriften über die Form der Verträge zur 
Anwendung zu bringen seien. Die Vereinbarung kann also münd- 



einer weit verbreiteten Ansicht, durch Kidesdelation (Cauniont S. 701 f. N. 45; 
Cresp-Laurin I S. 244—260; Desjardins 1 S. 154 — 156; Rüben de 
Coadsr y 8. 517 f. N. 114->118 und die Zitate das.). Mit RQcksiclit auf dritte 
Personen wird die VeräuBsertmg jedoch erst wirksam durch tranficripHon tte 
Vcuite de vente svr lea registre» de V Administration (der Douane) und anno- 
tation au do» de Paete de franeUaHon : nur der dnren diese als Eigenthttmer 
ausgewiesene gilt Dritten gegenüber als solcher. Dies folgert die Jurisprudenz 
aus einer Kombinirung des Art. 17 des Gesetzes vom 27. \'eud^Tniaire des J. II 
mit den .^rt 198, 196, 226 des Code de comm. (s. Caumont a. a. 0^ Laurin 
bei Gresp 8. 265 iE Note 52; Desjardins I 8. 159 ff.; Conder V 8. 519 f. 
N. 122—126 und die Zitate das.). Eine Ausnahme hiervon wird nur für den Fall 
anerkannt, dass dem Dritten die Veraussorung bekannt war. — Mit dem französi- 
schen Recht stimmt das belgische uherein. Der Art. 2 Abs. 1 des Code de 
comm. II von 1879 ist dne wörtUcbe Wiederholung des eben zitirten Abs. des 
französischen Code de comm.; Ab?. desselben Art. aber fügt hinzu: Vacte 
est transcrit en entier aur un registre u ce destine au öureau de Ua conser- 
vatüm d€8 hypoth^ues ä An»er», JvMqvb&4h ü ne peut itre oppa$i mar tien 
qui auraient coniraeU tan9 fraude. 
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lieh, wie schriftlich, namentlich auch im Wege der Korrespondenz 
erfolgen; sie kann mit dem Veräusserungsgeschäft verbunden wer- 
den, aber auch später nachfolgen (Prot. IV 8. 1705). 

5. Der Grundsatz des Art 439 gilt, in Gemässheit der Be- 
»tUttmimgen des GesetsbuchB überhaupt, nur für die zum Erwerb 
dureb deefabrt bestimmten Schiffe, freilich aber auch 
fiär die , welche nur vorttbergehend hierfür bestimmt sein sollten 
(Prot VIII S/ 3712). 

6. Das Wort „sofort" bedeutet lediglich „ohne Weiteres", 
„ohne dass es einer Tradition bedürfte". Es soll damit keineswegs 
angezeigt werden , dass diese Erklärung nicht selbst den Eigen- 
ihumsübergang von dem Eintritt einer Bedingung (z. B, wenn die 
zur Zahlung gegebenen Wechsel akzeptirt sein würden) oder eines 
dies abhängig machen dürfe. Es ist nämlich nur davon die Rede, 
dass die Traidition durch die gedachte Verdnbarung ersetzt werden 
könne. Wie es sich nun von selbst verstehen würde, dass die dem 
Inhalt des Veräusserungsgeschäiits gemäss unbedingt vorzunehmende 
Tradition nicht durch eine bedingte Vereinbarung über den ohne 
ttolche erfolgenden Eigenthumsübefgang ersetzt werden könnte, so 
muss man auch umgekehrt sagen, dass wo die Tradition stih die 
oder (ondicione zu erfolgen hat, aUch die fragliche Vereinbarung 
eine bedingte oder betagte sein dürfe. Ob die hamburger Kon- 
ferenz, welche es sowohl ablehnte, das Wort „sofort" zu streichen, 
wie auch statt desselben, die Worte „durch die Vereinbarung" zu 
setzen, in ihrer Majorit&t derselben Ansicht gewesen ist, lässt sich 
mit Sicherheit nicht behaupten. Es waren in der Konferenz dM 
Meinungen vertreten. Die eine ging dahin, durch das Wort „so- 
fort^ würden bedingte und betagte Vereinbarungen über den Eigen- 
thumsübergang für unwirksam erklärt; dies sei aber nicht die 
Absicht der Konferenz, deshalb müsse man das Wort streichen. 
Die andere legte dem Wort dieselbe Bedeutung bei, hielt aber die 
Ausschliessung bedingter und betagter Willenserklärungen aus 
praktischen Rücksichten für nutliwendig und dem wahren — 
wennschon nicht direkt ausgesprochenen — Willen der Versamm- 
lung entsprechend. Nach einer dritten Meinung sollte durch das 
Wort „sofort'' die Frage, „ob bedingten Willenserklftrungen die 
Kraft zukomme, die Tradition'' zu ersetzen, nicht entschiecfen wer- 
den; das Wort sollte vielmehr lediglich den Gegensatz ausdrücken 
zwischen den hier in Rede stehenden Willenserklärungen, durch 
welche „die Eigen thumsübertragung wirklich vollzogen werde, 
und denjenigen Willenserklärungen (Kauf u. s. w.)^ durch welche 
lediglieh erst eine Forderung entstehe, kraft deren der bisherige 
Eigenthümer künftig einmal Eigenthum zu übertragen sich ver- 
pflichte". (Prot. IV S. 1704, 1772 f., VIU fci. 3702; Gold- 
bchmidt, Handelsrecht I 8. So7 Note 19.) 

7. Die Vereinbarung ist übrigens nicht als eine Form der 
Besitzübertragung anzusehen (Prot IV S. 1710; vgl. S. 1703). 
Der Besitz muss daher stets besonders erworben werden, was aber, 
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vorausgesetzt, d.iss das Schiff nicht von einem anderen, als dem 
Veräusserer oder dessen Stellvertreter besessen wird, durch Stell- 
vertreter — regelmässig durch den iScliitier — »ehr leicht zu be- 
werkstelligen sein wird. 

Art. 440. 

In äflm Fäüm der Veräussmmg eines Schiffs oder einer SMffi' 

pari "kann jeder TJieil verlmigcn^ dass ihm auf seine Kosten eine 
hegknUngte Urkunde über die VeräMsermg erUheiU werde. 

Im älteren gemeinen Recht steht die VeräuBserung von See- 
schiffen unter keinen anderen Regeln, als die von anderen Sachen 

gffittermaier, Privatr. II S. 756; Jacobsen, Seerecht S. 38; 
eseler, Privatrecht — 1. Aufl, — III S. 464; vgl. Kalten- 
born, Seerecht IS. 110 f.), wie den gleichen Grundsatz auch das 
preuss. L.R. (i^ 1395 11, 8j ausdrücklich anerkennt. Partikular- 
rechtlich wurde jedoch, wie nach den fremden Rechten (s. o. S. 27 f. 
Note 1), vielfach schriftliche Abfassung des Vertrags gefordert, 
grösstentheils aber deshalb, weil hierin die für die Eigenthumsüber- 
tragung geforderte symbolische Tradition gefunden wiu*de. (VgL 
PGhls, Seerecht I 8. 103 f., S. 139; Kaltenborn, Seerecht I 
S. 110 f.) Das D.H.G.B. hat von der Au&tellung des Erforder- 
nisses einer bestimmten Form für den Veräusserungsvertrag ab- 
gesehen, 80 dass dieser, wenn er als Handelsgeschäft erscheint, auch 
ohne jede Form verbindlich ist, anderenfalls unter den Vorschriften 
des bürgerlichen (gemeinen oder partikulären) Rechts steht. AVenn 
das Gesetzbuch jedem der Kontrahenten das Recht giebt, bei einer 
Veräusseruug — und zwar, wie dies aus der Stellung des Artikels 
hervorgeht (Prot. VIII S. 3703), einer freiwilligen — eine Ur- 
kunde zu fordern, so soll diese ein Beweismittel für den Fall 
sein^ dass dieselben ein Interesse daran haben, nachzuweisen, dass 
sie EigenthOmer oder umgekehrt nicht mehr Eigenthttmer des 
Schiffs oder einer Schiffspart sind. Daher kann denn auch die 
Ertheilung der Urkunde nicht schon gefordert werden, sobald das 
Veräusserungsgeschäft perfekt geworden ist, sondern erst nachdem 
der Eigenthiniisübergang wirklieh stattgefunden hat; wie dies auch 
daraus hervorgeht, dass das (j^esetz von einer Urkunde nicht über 
das Veräusserungsgeschäft, sondern über die Veräusseruug spricht 
(vgl. Entsch. des R.O.II.G. XXIV S. 47). 

Die Urkunde soll beglaubigt sein, damit sie den Cliarakter 
eines imUrmientum puhlieum hat. Diese B^laubigung kann aber 
eben sowohl eine gerichtliche oder notarielle sein, als auch . wo 
dies nach dem betreffenden Partikularrecht überhaupt zulässig, durch 
eine Administrativbehörde erfolgen (Prot. VIII S. 3703). 

Art. 441. 

Wird ein Schiff oder eine Schiffspart veräussert, während das 
Schiff auf der Reise sich befindet^ so ist im VerhlÜtmiss zwischen 
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dem Verausserer und Eni erber in Ermangelung einer andere^ Ver- 
einbarung anzunehmen, dass dem Erwerber der Gewinn der laufen^ 
den Reise gebithre öder der Verhtst derselben gur Leist falle. 

Die Ansicht, dass der Gewinn einer Reise unter den Begriff 
der frucius civiJes zu bringen, iand schon in der irüheren Zeit ihre 
Vertreter. Doch wurde von diesen die Meinung verfochten, dass 
bei einem w&hrend der Reise yerftnaserten Schiff der Gewinn 
einerseits und andererseits der Verlust der laufenden iteise pro • 
rata temporis zwischen dem Veräusserer und dem Erwerber ge- 
theilt werden müsse (Wedderkop, introductio in ius nauticum 
III, 2 § 9; Samml. von Entsch. in Rostock'schen Rechtssachen, 
2. Forts. Ö. 175). Im Gegensatz hierzu wurde partikularrechtlich 
der Satz aufgestellt , in Ermangelung einer anderweitigen Verein- 
barung gebühre dem V^eräusserer ein ausschliessliclies Recht auf 
die Frachtgelder der Reise (so preuss. L.R. § 1401 11, 8). 

Die dem Art. entsprechende Bestimmung des preuss. Entwurfs 
des H.G.B. (Art. 391 Abs. 2): 

Auch die Frachtgelder der bereits angetretenen Meise sind als 

Zuhehör des Schiffs zu erachten: 

war mit Rücksicht auf die Anschauungen des Handelsstandes auf- 
gestellt worden (Motive zum preuss. Entw. S. 218). Es entspricht 
aber auch der ^?atz , dass der Gewinn der laufenden Reise dem 
Erwerber des JSchiÜs zukomme, der Rechtäkunsecjuenz. Dass die 
Frachtgelder als frucius dviles au&ufassen sind, ist klar. So lan^e 
dieselben nun als pendemJtes betrachtet werden können, müssen sie 
als Theile der Hauptsache auf den Erwerber übergehen. Sie hdren 
aber erst aufj dies zu sein in dem Augenblicke, wo sie dem Eigen- 
thümer des Schiffs verdient sind. Das ist der Fall bei Beendigung 
der beti'effenden Frachtreise. Es lässt sich nämlich nicht sagen, 
dass für jeden zurückgelegten Theil der Reise auch ein Theil der 
Fracht als verdient gelte, indem es dem Befrachter nicht darum 
zu thun ist , die Güter überhaupt weiter geschatft , sondern nach 
dem Bestimmungsort gebracht zu sehen. Die über die Distanz- 
fracht geltenden Grundsätze aber lassen sich über die Fälle hin- 
aus, fm* welche sie bestimmt sind, nicht anwenden. Dass die 
Pacht- und Miethsffelder nach römischem Recht (X. 19 § 11 De 
Ä. K V. 19, 1) mSbt dem Käufer zufallen, steht dieser Entschei- 
dung nicht entgegen, da jene ein Aequivalent für die Zeit des 
Gebrauchs der Sache sind. Natürlich wird vorausgesetzt, dass 
während der Reise nicht nur der Veräusserungsvertrag geschlossen, 
sondern auch das Eigenthum an dem 8chifi" übertragen worden ist. 

In diesem Falle ist es aber sachgemäss, dass eben so, wie 
das commodum f auch der Verlust übergeht, welcher das Schiff 
auf dieser Reise betroffen hat; denn nicht durch den Gewinn der 
Reise gedeckte Unkosten haben dieselbe Bedeutung, wie Beschä- 
digungen, welche das Schiff erlitten ; sie sind als Vefschlechterungen 
des Schiffs anzusehen. Sowie letztere, soweit sie nicht durch den 
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Veräueserer verschuldet sind, den Erwerber treten, so hat dieser 
auch für erstere aulzukommen. Es lässt sich dies auch als die 
Intention der Parteien beaeichnen; denn nach den Anschauungen 
des HandelsBtandeB ist anaunehmen, dass wenn ein Schiff wfihxind 
dner Reise yerkaoft wird, „der Erwerber in das ganze Unter- 
nehmen eintreten wolle, auf welches das Schiff ausgegangen*' 
(Motive S. 217 f.; Prot. IV S. 1490—1492, 1636— 1Ö38, 1652, 
VIII Ö. 3705, 3738). Ob der Veräusserungsvertrag auf das ganze 
»Schiff oder nur eine Schiffspart gerichtet war, ist tür das Prinzip 
durchaus irrelevant. Natürlich steht es den Kontrahenten frei, 
über den üebergang von Gewinn und Verlust abweichende Ver- 
einbarungen zu treffen und dadurch die Regel des Gesetzes aus- 
zuschliessen 

VgL auch den Art. 442. 

Art. 442. 

Durch die Verdussermg eines Schiffs oder einer Schiffspart 
wird in den persönlichen Verpflichtumgen des Verämserers gegen 
Dritte nichts geändert. 

Der Art. 441 regulirt nur das Verhältniss von Veräusserer 
und Erwerber, nicht aber das dieser zu dritten Personen. Das 
Gläubiger- und Schuldner- Verhältniss, in welchem der Veräusserer 
zu dritten Personen steht, wird, wie dieser Artikel hinsichtlich des 
letzteren Verhältnisses noch ausdrücklich hervorhebt, durch die 
Veräuöbtirun^ nicht berührt. Öoweit die Verbindlichkeiten lediglich 
auf dem Schiffe ruhen, gehen sie natürlich, wo nicht die Ausnamnen 
der Art. 767 f. Platz greifen, auf den Erwerber über. So kann 
dieser wegen des das Schiff treffenden Beitrages zur HaYariegrosae 
in Anspruch genommen werden, auch wenn der Havariefafi sich 
unter dem Vorbesitzer ereignete. 



1) Die Iremden Rechte weichen mehrlach vom JD.U.G.B. und unter einander 
ab. Nach engÜBehem Recht erschemt die Frage, ob derVerkanf sidi auf die 

Frachtgelder bezieht, als quaeatia facti (s. Maclachlan S. 18). Die fransö- 
sischen Juristen sprechen (in analoger Anwendung des Art. 1614 Code c*t?.) 
die Frachtgelder bis zum Abschluss des Veräusserungsgeschatts dem Yeräusserer 
au und lassen di^en ebenso Unkosten und Verluste tragen, während von da an 
Gewinn wie Verlust den Erwerber treffen. Vorausgesetzt wird hierbei, dass nicht 
etwas anderes vereinbart ist Ü)elamarre u. Lepoitvin VN. 101 ; Desjardins I 
S. 164 £f.). Nur wenn der Verkaof ä toutes ehanees erfolgt ist, geht das ganze 
Risiko der Reise auf den Erwerber über. Dagegen »teht das spanische 
H.G.B. (Art. 59.')) auf demselben Standpunkt, wie das deutsche. Es lässt die 
Frachtgelder, die das Schiff auf der Reise seit Einnahme der letzten Ladung ver> 
dient, m Ermangelung anderweitiger Verabredong auf den Erwerber flber^en. 
^aSB, wenn bei dem v ertragsschlusse das Schiff den Bestimmungshafen erreicht 
hat, die Frachtgelder dem Verkäufer bleiben, ist keine .\usnalime.) Ebenso 
spricht das tinnländische Seeges. (Art. ö) dem Erwerber die bis zum Zeit- 
ponkt des Eigenthvns-Üeberganges verdiente Nettofiracht so. 



Digitized by Google 



Allgemeine BeBtunmoogen. Art. 442, 443. 



da 



Art. 443* 

Unter deni Zubehör eines Schiffs sind alle Sachen begriffen, 
welche zu dem bleibenden Gebrauch des Schiffs hei der Seefahrt be- 
sünmt 8mL 

Dahin gehören insbesondere audi dk Schiffshoote. 

Im 2kioeifel werden Gegenstände, icelche m das Sdn/fs-Iavenkar 
eingetragen smd, als Zubehör des Schiffs angesehen, 

1. Das Schi£F ist eine res cmmexa, „ein GeBammtbaawerk'', 
wie das R.O.H.G. Bich ausdruckt (Entsch. I S. 190). Alles was 

zu einem Schi£Pe gehört, gilt daher als Theil desselben. Also 
nicht blos der Kiel (welchen die Römer als Hauptbestandtheil des 
Schiflfs bezeichneten: L. 61 De B. V. 6, 1)^ Planken, Steven, 
Decksbalken, Metallbeschlag u. s. w. , sondern auch Masten, Raaen, 
Steuerruder (L. 44 De evict. 21, 2) ^ Tau werk, Segel, Maschinen 
(bei Dampfschiffen) u. s. w.; denn ohne alle diese Sachen ist ein 
Seeschiff überhaupt nicht denkbar, eben so wenig, wie ein Haus 
ohne Thüren und Fenster , weshalb denn die Römer Q^genstände 
dieser Art treffend omom fMimbra des Sohifis nennen. 

2, Von den Theilen unterscheiden sich die Pertinensen 
dadurch, dass sie an sich als selbständige Sachen erscheinen 
Das Gesetzbuch hat sich darauf beschränkt, in Betreff derselben 
lediglich die Begriffsbestimmung des bfii^rlichen Rechts wieder- 
zugeben. Auf eine Aufzählung der einzelnen hierher gehörigen 
Gegenstände hat dasselbe verzichtet; selbst eine Exempiitizirung 
hat es unterlassen. Wenn es trotzdem ausdrücklich als Pertinenzen 
die Boote bezeichnet, so liegt der Grund hierfür darin, dass hin- 
sichtlich dieser sowohl unter den römischen Juristen (X. 29 De 
insirueto leg<Uo 33, 7; vgl L, 44 De eviet, J^l, ^, ab in der neueren 
Zeit die Ansichten aus einander gingen Das Ges€ita hat aber 
durch die ausdrückliche Henrorhebung der Boote diese nicht unter 
allen Umständen als Fertmexam des Sohifis bezeichnen wollen^ 

1) Diese Unterscheidung zwischen Theil und Pertinenz wird in Jen Gesetzen 
and von den Schriftstellern nicht immer gemacht Allerdings unterscheiden die 
frsoaOsitelieii Jnrlstoi zwischen eoque oder corp» du navire, dem Rumpf (avec 
sea bas'TnätSf ses porte-hanhans- et sea ehatnes on lattest de porte-haubans) and 
den agrha et apparattx, redmen jedoch za letzteren ebensowohl lee accettoirea, 
Qui n» powrratetd Hte äHatk^ da navire, mm le britetf eomm» let mäU ei 
te gouvemaü, als auch les dJeU^ qui y sont seulemeni attat^ Oft mhne qui 
sont simplement affectis ä son service, tele que les rergnes, les ponlipn^ les 
cabestatutf les ancres eic, (Vgl. Cresp-Laurin I S. 54 ff.; Desjardins X 
8. 81.) Aber es hat ja ebentowohl das R.R (vgl. L. 44 De eviet. 21, 2; L, 3 
ß 1 De R. V. 6, 1; L, 242 §2, L. 245 De V. S. 50, 16), als auch die neuere 
Gesetzgebung (vgl. gerade mit Bezug auf das Schiff 91 Preuss. A.TjI?. I, 2) viel- 
fach Theil und Pertinenz zusammengeworfen, weil dies praktisch ohne Bedenken 
ilt, mdem der ThdU wie die Pertinenz dem Ganzen resp. der Hauptsache folgen. 

2) Heutzutage geht auch für die fremden Rechte die herrschende Ansicht 
dahin, dass das Boot zu den Pertinenzen gehört. S. Cresp-Laurin I 8. 56 ff.; 
Desjardins i S. 81 f.; Abbott S. 3; vgl. Maclaehlan S. 16 £ 

L«wis, saeneht. I. 2. Avfl. 3 
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auf dem üe Bich befinden. Dies deutet zur Genüge das Wort 
^^dahin'' im Abs. 2 an, was besagt: Die Boote gehören zu den Sachen, 
Ton denen Abs. 1 handelt^ d.n. zu denen, welche dann, wenn sie 
zum bleibenden Gebrauch des Schiffs bei der Seefahrt bestimmt 
sind, Pertinenzqualität haben (vgl. Prot. Vlll S. 3705). Andere 
Saclion, die unter derselben Voraussetzung zum Zubehör gehören, 
sind Anker, Ankerketten, Kompass, Log und Aehnliehes. Ebenso 
Kanonen^), welche sich dauernd auf dem Schill' behnden, zur Ver- 
theidigung, wie zum Abgeben von Signalen. Ausgesehlossen vom 
Zubehör sind nach der Begriüsbestimmung des Gesetzes einmal 
Sachen, welche nicht zum dauernden GeDrauch des Schifb be* 
stimmt sind, sondern för eine einzelne Reise, wie Ballast und 
Munition*); nicht für den Gebrauch des Scniffs, sondern fär 
die Besatzung resp. die Passagiere, als Proviant*), oder ftbf den 
Gebrauch des Schiffsführers behufs besserer Schiffsfuhrung , als. 
Chronometer, Fernröhre, Seekarten ^) (diese Gegenstände natürlich 
auch dann, wenn der Kapitän alleiniger Eigenthümer des Schiffs 
ist), oder auch für den Gebrauch der Besatzung, wie Geräthschaften 
zur Ausübung des Fischfangs 

Der Beweis der Pertinenzqualität einer Sache ist dui'ch Sach- 
verständige zu fuhren; doch nat das Gesetz für dieselbe da, wo 
sie zweifelhaft ist, dne PrSsumj^tion aufgestellt, nämlich für den 
Fall, dass die Sache in das Schifls^Inventar eingetragen ist (Prot. 
YIII S. 3704). Natürlich kann durch Privatdisposition die Per- 
tinenzqualität den betreffenden Sachen im konkreten Falle audi 
genommen werden^). 

1) Dies ist auch die herrschende Ansicht heutzutage unter den fraozöfliBChen 
Schriftstellern: Gresp-Laurin 1 S. 54 ff.; Desjardins 1 8. 82. 

2) Dies ist in englischen EntseheidangeD gleidtiUls anerkannt: Abbott 
8. 4; Maclachlan S. 17. 

3) Die Ansichten der tranzösischen Juristen gehen in dieser Hinsicht aus- 
einander. Einige, vrie Pardessne HIN. 599 verneinen die PertinenzqnaUtftt, 
andere^ wie Laurin wa Cresp I S. 55, behaupten dieselbe (Laurin unter Be- 
rufung auf Code de comm, art. 200, indem hier hinsichtlich der Arrestirung 
munüünu^ chalotmes, canottt agrh, tutenuües ^pz gleich behandelt würden.) 
Ebenso Bödarrtde I N. 41; Dofonr n N. 527; Desjardins I S. 82, in- 
dem sie nur ausdrücklich hervorheben, es werde hierzu vorausgesetit, dsBS däe 
Munition sich nicht blos vorübergehend auf dem Schiffe befinde. 

4) Hier ist die herrschende Meinung in Frankreich gegen die Pertinenz- 
qualität (vj^ Desjardins I S. 82 f.). Dafür jedoch Laurin bei Cresp I 
B. 66 f. unter Berufung auf Art. 200 des Code de comm, 

5) So auch ein Erkeuntniss des Uandelsger. zu Marseille vom 28. Deaember 
1875 (Kecueil de Man. 1876 1, 160); ebenso Desjardins I S. 83. 

6) Die englischen Gerichte rechneten bei WallfischfUngern die zum Fisch- 
&ng erforderli( hen Geräthschaften zum Schiffszubehör, als es sich darum handelte, 
den ^Yerth festzustellen, bis zu welchem der Kheder bei der in Gemässheit von 
St. SS Gearge III e. 1Ö9 bescbrbikten Haftung in Ansproch genommen werden 
konnte; dagegen thun sie dies nicht, wenn eine Versicherung m Frage steht o7i 
the ship with her tackle^ ajyparel, furnütire etc.: Abbott B. 8j Maclachlan 
S. 17; Arnould, Marine Insurance (A. ed) I S. 20. 

7) S. französisches Ges. sttr Vhypothhgwe mariHme vom 10. Dezember 1874 
Art 4; vgL Code de comm, art, Sl&t 
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Art 444. 

Im Sinne dieses fünften Buches gilt ein seeuntüchtig gewordenes 

Scliiff 

1. als reparaturunfähig, tvenn die Brparatur des Schiffs iibcr- 
h(ni])t nicht möglich ist ode>' an dem Orte^ wo das Schiff sich 
hcßndet, nicht hcwerhstelliyt ^ dasselbe auch nicht nach dem 
Hafen j wo die Beparatur auszuführen würcy gehradd werden 
kann; 

JH. (äs r^araturunujürdig ^ wenn die Kosten der BepareUur ohne 

Abzug für den Unterschied mischen alt und neu mehr betragen 

tvüräni, als drei Viertel seines früheren Werths, 

Ist die Seeuntüchtigkeit während einer Heise eingetreten, so 
gilt ah der früJiere Werth derjenige, u elehm das Schiff hei dem 
Antritt der Reise gehabt hat, in den übrigen Fällen derjenige, 
welchen das Schiff, bevor es seeuntüchtig geirorden ist, gehabt 
hat oder bei gehöriger Ausrüstung gehabt haben würde. 

1. Die Vüraussetzungen der Reparaturunfähigkeit und Re- 
araturunwürdigkeit zu fixiren, ist nuthwendig mit Rücksicht auf 
as Interesse der Rheder (Art. 473) , der Personen der Schiffs- 
besatzung (iSeemannsordnung vom 27. Dezember 1872 ij 5üj, der 
Befrachter (Art. 630 , 632, 669) und der Assekuradeure, welche 
dea hierdurch motiTirten Verkauf auch dem Schiffer resp. den 
Bhedem gegenttber anauerkennen verpflichtet Bind (Art 877). 

2. Das Gesetz unterscheidet zwei Arten der Reparat u r- 
nnfähigkeit. 1. Die Reparatur ist überhaupt nicht möglicii 
(absolute Reparaturunfähigkeit); 2. sie ist unter den obwaltenden 
Verhältnissen nicht möglich (rehitive Reparaturunfähigkeit) Ab- 
solute Reparaturunfähigkeit liegt einmal vor, wenn das Schiff ein 
Wrack geworden ist, ferner aber auch wenn „die Verbindungen 
desselben in solchem Maasse gelöst und Theile desselben zertrüm- 
mert oder doch so sehr beschädigt sind, dass nur ein Neubau, 
wenngleiidi unter Mitbenutsung eines Tbeils* der alten Materialien, 
Seefthigkdt wieder herstellen kann/' ,,Die relative Reparatur- , 
Unfähigkeit beruht in besonderen UmstiUiden des Orts, an welchem 
die Ausbesserung des an sich reparirbaren Schiffs vorgenommen 
werden müsste, nämlich in dem an dem Liegeplatze des Schiffs 
bestehenden Mangel der zur Reparatur erforderlichen Voraus- 
setzungen (Helgen, Docks, Materialien, Arbeiter u. s. w.) und zu- 
gleich in der Unmöglichkeit, das Schiff nach einem Platze, wo die 
Reparatur auszuführen wäre, zu bringen" (Entsch. des R.O.H.G. 
XVI Nr. 31 S. 106), aber auch in der Unmöglichkeit, die zur 
Ausführung der Reparatur nothwendigen Geldmittel zu beschaffen. 

3. Der Begriff der Reparaturunwttrdigkeit beruht auf 
dem (Banken, dass die Reparatur zu unterlassen, wo die Wieder- 



1) YgL Allf. SeeYenichflnmgs-Bediiigiuigai von 1867 § 181. 

8* 
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hentellimg des Sdiiflb »wegen des iehkohten Znstandes' desselben 
.als eine unyentftndjee Maassregel** ersehenen wfirde^). Ein solcher 
Zustand wird dem Verlust des Schiffs gldchgestellt^ und alle Wir- 
kungen, welche an den sufillligen Untergang eines Schiffs geknüpft 
sindy treten auch ein^ wenn durch Zufall ein derartiger Zustand 
eines solchen herbeigeführt ist (Prot. VllI S. 3995). Ünverständig 
ist die "Wiederherstellung des Schiffs, wenn ein grosses Missverhält- 
niss zwischen den aufzuwendenden Reparaturkosten und dem Werth 
des ganzen Schiffs bestehen würde. Die Grenze hierfür wird 
sich immer durch die Anschauungen des Verkehrs feststellen lassen, 
und diese hat das Handelsgesetzbuch fixirt, indem es die Keparatur- 
unwttrdigkeit ausspricht , wenn die Kosten der Reparatur ^4 
früheren Werthes des Schiffs betragen würden, wobei die Repa- 
raturkosten zu .ihrem vollen Betrage in Ansatz kommen und nicht 
die im Versichemngsrecht in Folge des Umstandesy dass durch die 



1) Der fransösische (Art 289) und der belgische Code de comtn. 
(Art. 222) geben den Begriff der innavigabüite, wenn sie mit Rücksicht auf das 
Abandonrecht des Yersicherteu bei der Kasko-Versicherung besiimmen: Le di- 
laisaement ä titre dinnavigabüüe ne peut etre /ait, ai le navire ^ch<yu6 jpent 
iire rßlev^, ripari et mis en itat de eonünuer ea route pow U lieu de em 
deetination. Die französischen Juristen unterscheiden jedoch innavigabilitS ab- 
jtolue et relative. Erstere kommt mit der absoluten Keparaturunfahigkeit, wie 
sie im Text angegeben, überein (Caumont 8. 363 N. 575, 364 !N. 585). Die 
letztere Qmfiuttt sowohl die relative Reparaturunfähigkeit (empörte VkUe tNme 
d^tSrioration, dont la reparation aurait ete posaible en 8oi sans des circon- 
Htance» extrins^qites, qui seides viennent y wettre obstacle.: Caumont S. 363 
bis 365 N. 575, 577 — 583, 591), wie auch die Reparaturunwürdigkeit des D.H.G.B. 
(qua/nd les depenses ä faire, poiir riparer un navire aont excessives : Cau- 
mont S. 365 N. 591; vgl. S. 864 N. 578, 584). Letztere wird in älteren Er- 
kenntnissen bereits angenommen, wenn die Reparaturkosten des Werthes des 
SchÜb Abersteigen (s. Gsumont S. 364 f. K. 584, 591), wihrend solche in der 
neuesten Zeit von manchen Schriftstellern and Gerichten erst dann statuirt wird, 
wenn die Kosten dem Werthe des Schiffs nach der Reparatur gleichkommen 
oder denselben übersteigen (s. die Zitate bei Co u der 11 S. 447 N. 100). Im 
englischen Recht wird wohl der Ausdruck irreparabilHj/ für Reparatur- 
unfähigkeit (absolute wie relative) und Reparaturunwür(lis;keit gebraucht und 
letztere angenommen, wenn die Reparatur einen Kostenauiwand verursachen 
wflrde» tehieh a prudent ownery if vnineuredy wotäd ntd incur. Das nimmt 
man aber in England (wenigstens im Versicherungsrecht) nur an, wenn die Repa- 
raturkosten den Werth übersteigen würden, den das reparirte Schiff für den Rhe- 
der hätte (Abbott S. 8-11: Maclachlan S. 161-164: Arnould, Marine 
Jneurance II S. 880,882, 932 f., 939; Lowndes, Afarme /fMtirantfe S. 120— 124), 
während man in den Vereinigten Staaten von Amerika sdion dann von Reparatur- 
unwürdigkeit im Versiclierungsrecht spricht, wenn nur die Reparaturkosten die 
Hälfte des Werthes des reparirten Schiffs übersteigen (Phillips, on Insurance 
^ ö. ed. — N. 1539), wobei auch ein Abzug von ^/s wegen des Unterschiedes 
zwischen alt und neu nicht stattfindet (Phillips N. 1543). Einige neuere Ge- 
setze enthalten indcss über die Reparaturunwürdigkeit dieselben Grundsätze, wie 
das D^6.6. So das holländische H.G.B. (Art. 668 f.), nach welchem das 
Schiff wegen Unbrauehbarkeit (in Folge von Seeschadt ni vom Versicherten dem 
Versicherer abandonnirt werden darf, wenn die Reparaturkosten des taxirten 
Werthes des Schiffs übersteigen; das spanische ll.G.B. (Art. 901) und das Ii un- 
ländische Seegesets (Art 222), welche eben dasselbe wegen Verschlechtenmg 
anlassen, die wenigstens '/« des Werthes des Schüb beträgt 
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Keparatur der Werth des Schiffa gegen die Zeit der Versicherung 
erhöht wird (s. Art. 712), übliche Kürzung von Vs des Beiaufs 
derselben (Abzug für den Unterschied zwischen alt und neu) statt- 
findet (Prot. VIII S. 3996). Für den Werth der Reparaturen 
kommen nicht nur die Gteldaufvrendangen in Betracht, welche durch 
lene unmittelbar veruraacht worden sind, sondern auch die Kosten 
der Anschaffung des Geldes im Nothhafen, wie Bodmerei-Prämie, 
Banquier-Provision und Aehnüches. Das R.O.H.G. (Entsch. XII 
S. 403 f.) stellte dies awar in Abrede, indem es geltend machte, 
das H.G.B, spriiche nur von Kosten der Reparatur; von irgend 
welchen hinzuzurechnenden Kosten, namentlich von Kosten der 
GeldanschalFung, wäre nicht die Rede. Da aber das Gesetz von 
Kosten der Reparatur spricht, und nicht vom Werth der Reparatur, 
so kann damit einzig und allein gemeint sein die ganze Summe, 
welche der Rheder nlr die Reparatur zu verausgaben hat, und es 
erscheint mir durchaus wilikUrlich| die Arbeitslöhne und Materialien- 
preise, welche beispielweise im Nothhafen um Vs höher sind als im 
Heimathshalen, zu ihrem vollen Betrag in Ansatz zu bringen, eine 
S3Vs */o betragende Bodmerei-Prämie aber völÜg ausser Ansatz zu 
lassen. Bei der Abschätzung des früheren Werthes des Schiffs sollen 
lediglich bestimmte Zeitpunkte, nicht aber auch die Orte, wo sich 
das Schiff zu denselben gerade befand (z. B. der Abgangshafen), in 
Betracht gezogen werden. Die hamburger Konferenz fürchtete aus 
einer ausdrückhchen Aufnahme des Orts ünzuträglichkeiten, indem 
es in diesem Fall z. B. „den Sachverständigen auch dann, wenn sich 
das Schiff in einem unbedeutenden Hafen be&nde, nicht gestattet 
aein würde, auf die Preisverhältnisse an den in nftchster Ntthe des- 
selben gelegenen grossen Handelsplätzen Rücksicht zu nehmen, 
obechon der eigenüiche Markt für das Schiff auch die letzteren 
umfassen würde'' (Prot. VUI S. 4U1 f.). 

4. Das Gesetz nimmt eine • Reparaturunföhigkeit und -Un- 
würdigkeit nur bei seeuntüchtigen Schiffen an. Die in jenen 
Fällen statuirten Folgen treten daher nicht ein, wenn das Schiff 
„ohne Reparatur^' doch ;,See zu halten im Stande wäre'', wenn es 
sich z. B. „in einem, wenngleich beschädigten, doch die Fortsetzung 
der Reise gestattenden Zustande an einem Orte befände, an welchem 
es nicht hätte reparirt werden können*' (Prot. VUI S. 4069 f.). 

Art. 445. 

Zur Schiff^esaUumg werden gerechnet der Schiffer^ die Schiffs- 
mannsehaftf soteie äUe übrigen a/uf dem Schiff angeemUen Ferscnen. 

Die Erklärung dieses Artikels ist wichtig mit Rücksicht auf 
die Bestimmungen der Art. 446, 479, 451, 736, 740. 

Der Ausdruck Schiffsbesatzung begreift alle Personen, 
welche irgend ein Amt oder einen Dienst am dem Schifie haben. 
Das Gesetz unterscheidet drei Kategorien: den Schiffer (Art. 478), 
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die Schiffsmannschaft (Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 
§ . 3) und sonstige j,auf dem Schiff angestellte Personen^ (ebendas.). 

Art. 446. 

Um 0um Abgehen fertiges (segelferUges) Schiff haim toegm 
Scliuldm nicht mit Besehlag belegt werben, Biese BesÜmmung tritt 
jedoch nicht ein, wenn die Schulden mm Behuf der anmUretenden 
Beise gemacht tvorden sind. 

Durch eine Bcschlacjnahnie von bereits an Bord des Schiffs be- 
findlichen Gütern wegen Schulden kann d'-rcm Wiederausladung nur 
in denjenigen Fällen eruirlä icerden, in welchem der Ablader selbst 
die Wiedet'ausladung noch zu fordern befugt wäre^ und nur gegen 
Leistung desjenigen, was dieser alsdann m leisten haben würde. 

Eine smr Schiffsbesatgting gehörige Person kann wegen Sehmdden 
von dem Zei^^kt an nicht mehr verhaftet werden ^ in welchem das 
Schiff segelf«Ttig ist, 

1. An ein Seeschiff und den Abgang desselben knüpfen sich 
mannichfache Interessen, namentlich der Rheder, veisäiiedener 

Ladnngsinteressenten , des Schiffers. Wenn daher ein Gläubiger 
eines Bheders, eines Befrachters oder einer Person der Schms- 
besatzung durch Auswirkung eines Arrestes gegen das Schiff, gegen 
gewisse Güter oder Personen der Schiffsbesatzung den Ab^rang 
des Schiffs verhindern oder doch verzögern könnte, so würde ein 
mehrseitiges Interesse verletzt werden. Es ist aber natürlich, dass 
das mehrfache Interesse dem Interesse einer einzelnen Person vor- 
geht. Demgemäss wird schon frühzeitig ein gerichtliches Verfahren 
und insbesondere ein Arrest gegen Mitglieder der Besatzung eines 
zum Abgehen fertigen Schiffs för onstatthait erklärt (so Constdado 
detmare <;.^— Pardessns, GoOi&sHonVl S.809ff. — ; Wisbysches 
Seerecht Art. 6 — Pardessus IS. 466 — ). Später wird auch die 
ünstatthattigkeit des Arrestes statuirt bei segeifertigen Schiffen 
und bei geladenen Gütern. (So im Preuss. L.R. §§ 1409 — 1419 
II, 8.) Diese Grundsätze sind von den meisten neueren Gesetzen 
adoptirt, jedoch in der Weise, dass daraus nicht eine offenbare 
UnbilHgkeit gegen die Gläubiger hervorgellt Auf diesem Stand- 
punkt steht aucli das D. H.G.ß. 

2. Zunächst wird diese Arrestfreiheit, und zwar für das 
Schiff und die Mitglieder der Besatzune nur solchen 
Schiffen gewährt^ welche im Begriff stehen, auBzalaaron, und welche 



1) Franz ÖS. Code de comrn. art. 216: Le hätiment pret ä faire voile 
n*68t pa» saiaiaaablef si ce li'eet ä raison de dettes contractees pour le voyage 
qu*%l va faire; et^ mSme dan» ee demier ea»^ le cauHoimement de ee» dsUe» 

empeche la saisic. Ebenso spanisches H.G.B. (Art. 604). Der Art. 231 des 
Code de comrn., der die gleiche Bestimmung hinsichtlich der Besatzung enthält, 
ist gegenstandslos geworden in Folge der Aufhebung der contrainte par corps; 
8. Laurin bei Gresp I. S. 160 Annu*. 
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ihre Vorhereitangen hierzu bereits vollständig getroffen haben'). 
Dies drückt man im Seeverkehr durch das Wort seo^elfertig 
aus; und nur weil sich in der harnburger Koiilerenz darüber Be- 
denken erhoben, ob dasselbe auch auf Dampischiffe passe, wurde 
es durch die Worte „zum Abgehen fertig" erläutert resp. generali- 
sirt (^rrot. IV ö. 1495 f.; vgl. Vlll S. 3707 f.). Irrelevant ist es. 
ob das Schiff mit Ladung segelfertig liegt oder mit Ballast; und 
im letsteren Falle, ob es bereits eecbartert ist und sich nach dem 
Orte zu begeben hat, wo die Lacuing einzonehmen ist, oder ob es 
eine Fracht suchen soll. Ferner findet die Bestimmang Anwendung 
auf ein Schiff, welches seine Ausreise antreten soll, wie auf ein 
solches, dessen Ladung nach verschiedenen Häfen bestimmt ist, 
und welches nach Entlöschung des einen Theils sich nun nach 
einem anderen Bestinunungsliafen begeben soll. Sie findet An- 
wendung auf ein KSchiff, welches bereits auss^elanfen , aber durch 
widrigen Wind geuöthigt war, in den Hafen zurückzukehren. 

3. Die Arrestfreiheit gilt nicht gegenüber denjenigen Gläu- 
bigem, welche nicht in der Lage sind, ihre Fordemngen in einem 
früheren Zeitjpunkt geltend zu machen, d. h. denjenigen Personen, 
welche irgend welche zur Ausrüstung des Schiffs für die bevor- 
stehende Reise erforderliche G^genstttnde, z. B. Proviant geliefert 
haben (Prot. IV S. 1492). 

4. In Betreff der Ladung hat man den verschiedenen Inter- 
essen dadurch Kechnung getragen, dass man den Gläubiger ganz 
eben so wie den Ladungseigenthümer stellte, d. h. ihm nur in 
den Fällen die Befugniss einräumte, in Folge des Arrcstschlages 
die W^iederausladung der Güter zu bewirken, in denen dem 
Abiader das Reckt gewftbrt ist^ Herausgabe der bereits geladenen 
Waaren zu verlangen. Es kann daher im Wege des Arrestes die 
Wiederausladung der Güter erzwungen werden sowohl vor Antritt 
(Art 581) als nach Antritt der Reise (Art. 588), aber wenn der 
Arrestimpetrat nicht das ganze Schiff gechartert hatte, und durch 
die Wieaerausladung der Waaren eine Umladung oder eine Ver- 
zögerung der Heise verursacht werden würde, nur mit Einwilligung 
der übrigen Ablader (Art. 588). Ausserdem hat der Arrest- 
impetrant Fautfracht, d. h. je nach den Umständen die halbe, zwei 
Drittel oder die ganze Fracht zu entrichten (Art. 581, 58S — 585, 
587 f.), die Kosten der Ein- und Wiederausladung zu tragen und 
Liegegeld zu zahlen (Art. 582^. 

5. Für den Fall, daas die Amstanlegung keine Wieder- 
ausladung der G^ter erforderlich macht^ trifft das Gesetz keine 
Bestimmungen. Es tritt dies da ein, wo unter Vermerkung auf 

1) Der Art. 215 des Code de comm. präzisirt dies genauer dahin: le hati- 
tnerU est cena^ prct ä faire voile, loraque le capUaine est muni de aea exj)i- 
dütoni powr «on voyage. Und U$ etplAUtion» m e&mpo*mt du rtfle d'Squi' 
page, du eongi du capitaine, des acquüs diUer^H jyar la douane pour les 
objets, qni composevt le chnrgement: Colfavru, le droü eommercial, Pari» 
1863, 8. 279. Vgl. Tardessus III N. 611, 633). 
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dem Konnossement der Arrest „dem Schiffe und der Ladung" folgt 
und in der Weise vollzogen wird, dass „der Kapitän gleichsam 
als Sequester bestellt" wird und „den richterlichen Befehl erhält, 
das arrestirte Gut nicht auszuliefern, sondern bei der Entlöschung 
im Bestimmungshafen zu deponiren". Das ist eigentlich ein Arres^ 
der auf die Konnossemente gelebt wird (Prot. IV S. 1493 f.j Ffir 
diesen sind also lediglich die allgemeinen Beatimmnngen des 



hier in den allerseltensten Fällen ausföhrhar sein, nämlich regel- 
mässig nur dann, „wenn der Bestimmungsort derselben Gerichts- 
barkeit unterworfen ist, wie der Ort der Abladung", indem aus- 
wärtige Gerichte dergleichen Beschlagnahmen oft nicnt respektiren" 
werden (Prot. VIII S. 8709 f.). Gerade deshalb hat man es aus- 
gesprochenermaassen unterlassen, über diese Art des Arrestes Be- 
stimmungen zu treffen (Prot. VIII JS. 3777). 

6. Es ist noch zu beachten, dass die in diesem Artikel statuirte 
Arrestfreiheit nur bei Schuld Verhältnissen, obligatorischen 
Verhältnissen Platz greif^ nicht aber bei Zivilansprüchen überhaupt, 



7. Die Beschlagnahme ist aus geschlossen in dem Fatl, 
wo die über die Güter ausgestellten Konnossemente vom Ablader 
bereits fortgeschickt sind. Allein dies folgt nicht aus der Bestim- 
mung des Artikels, sondern aus der Natur des Konnossements. 
Mit der Absendung der Konnossemente verliert nämlicli der Ab- 
lader die Disposition über die Waaren (Art. 661). Der Gläu- 
biger des Abladers kann aber — wie dies in der hamburger 
Konferenz ausgeführt wurde — „selbstverständlich keine Ansprüche 
auf die Güter geltend machen, aufweiche der Ablader selbst keine 
mehr hat« (Prot. IV S. 1494). 

8, Der Abs. 3 kommt für die Schuldhaft nicht mehr in Be- 
tracht ^ da diese durch das Heichsgesetz yom 29. Mai 1868 über- 
haupt beseitigt ist Der persönliche Sicherheitsarrest mag derselbe 
durch Haft oder sonstige Beschränkung der persönlichen Freiheit 
erfolgen, ist in dem hier vorausgesetzten Falle noch ausgeschlossen 
durch die R.Civ.Pr.O. § 812, § 785 Ziff. 3, und zwar ausdrücklich 
gesen den Schiffer^ die Schiffsmannschaft und alle übrigen auf dem 
t$chi£fe angestellten Personen. 



Wenn in diesem fünften Buche die europäischen Häfen den 
nidUeuropäischm Häfen entgegengesetet werden, so sind unter den 
erskren gugleich die niehkuropäisehen Häfen des MUdtändisthen^ 
Sdmoarssen md Aßomehen Meeres als nUfftegriffen ainmaehen. 

Die Erklärung dieses Artikels kommt in Betracht bei den 
Art 518| 521| 866 H.G.B. Vgl Seemannsordnung § 70. 




ibend. Doch wird diese 




S. 8708). 



Art. 447. 
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Art 448. 

Die Bestimmungen des fünften Buches, welche sieh auf den 
Aufeyiihali des Schiffs im Heimathshafen beziehen, können von den 
Landesgesetzen auf alle oder einige Häfen des Beviers des Hßimaths- 
hafem ausgedehnt werden. 

Der Ausdruck Heimathshafen findet sich sehr häufig 
im D.H.G-J3.; und es werden daran die Teraehiedensten Rechts- 
wirkungen geknüpft. 

Die hier den Landesgesetzen gestattete Ausdehnung des Be- 
riffs „Heimathshafen" ist durch die Thatsache bedingt, dass von 
em beim Seeverkehr interessirten Publikum regelmässig verschie- 
dene in der Nähe des Heimathshafens eines Schiffs belegene Häfen 
diesem gleichgestellt werden (Prot. IV Ö. 1584). Dies l'ührte zu- 
nftehst OMxa, bei der Bestimmune über die Vertretungsbefugoisse 
des SehiflFIers gegenüber dem Rheder im Entwurf aus erster I^nng 
Art. 448 dem Heimathshafen das Revier desselben gleichzusetzen 
(IV S. 1882). Da es jedoch in zweiter Lesung bedenklich erschien, 
„ohne Weiteres jedes auch noch so grosse Revier dem Heimaths- 
hafen" gleichzustellen, so behielt man es der Landesgesetzgebung 
vor, zu bestimmen, welche Häfen des Reviers dem Heimathshafen 
gleichzuachten wären (Prot. VHI S. 3765—3767). 

Die Einführungsgesetze zum H.G.B. haben denn auch die 
ergänzenden Bestimmungen getroffen. Das preussische Ein- 
fiihruDgsgesetz behält die betreffenden Anordnungen königlicher 
Verordnung vor; § 54 desselben bestimmt nämlich: 

Es hhihi ÜnigUeher Verardmmg wrhdMUen, m Betreff ein- 
zelner Häfen gu verordnen^ dass denselben für die Anwendbarheit 
der Bestimmungen, welche sich auf den Aufenthalt des Schiffs in dem 
Heimathshafen beziehen, alle oder einzelne Häfen ihres JRevters gleich' 
suachten seien (Artikel 448 des Handelsgcsetzhuchs). 
Eine solche Verordnung ist aber nicht erlassen. 
Das Einführungsgesetz füi* Hannover (§ 32) stellt hinsicht- 
lich der Bestimmungen der Art. 469, 495, 496," 503, 520, 521, 523, 
681, 757 Ziff. 7 des H.G.B, „alle Häfen und Ankerplätze be- 
ziehungsweise 

1. an der Elbe und ihren Nebengewässem, 

2. an der Weser und ihren Nebengewässem, 

3. an der Ems und ihren Nebengewässern 

dem an dem nämlichen Fluss oder dessen Nebengewässern belegenen 
Heimathshafen" und {§ 33) hinsichtlich des Art. 473 „sämmtliche 
Häfen zwischen Eider und Scheide einschliesslich dem Heimaths- 
hafen" gleich. , 

Nach der Eintuhrungsverordnung- für die Provinz Schles- 
wig-Holstein § 67 sind in Betreff' der Anwendbarkeit der Art. 
495, 496, 681, 757 ZiC 7 „für die Schiffe, deren Heimathshafen 
Altona ist, die Häfen von Hamburg und Harburg, für die Schiffe, 
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deren Heimat lisb;ifen Blankenese ist, die Häfen von Altona, Ham- 
burg und Harburg''; in Betreff' der Anwendbarkeit der Art. 473, 
521, 523 für iSchilie, deren Heimathshafen ein holsteinscher oder 
schleswigscher Hafen ist, jeder andere schleswigsche oder hol- 
BteinBche Hafen , sowie jeder Hafen an der Elbe oder Trave dem 
Heimathshafen gleich zu achten. 

Nach der JEinfühnmgs Verordnung für Oldenburg Art. 27 
sind für die Art. 469. 473, 495, 496, 503, 520, 521, 523, 681, 
757 Ziflf. 7 des H.G.B, „alle Häfen und Ankerplätze beziehungs- 
weise an der Weser, Jade, Ems und deren Nebengewässern dem 
an dem nämlichen Flusse oder dessen Nebengewässern belegenen 
Heimathshafen gleicli zu achten". 

Die Einführungsverordnung für Bremen § 40 dehnt den Be- 
griff des Heimathshafens bei den Art. 469, 473, 495, 496, 503, 
520, 521, 523, 681, 757 Taft 7 des H.G.B. auffalle Häfen und 
Ankerplätze an der Weser und ihren Nebengewässem'' aus. 

Nach dem £infiihrungsgesetz för Hamburg § 46 gelten als 
Heimathshafen im Sinne der Art. 473, 495, 496, 681, 757 Ziff. 7 des 
H.Gr.B. für „die in Hamburg in das Schiffsregister eingetragenen 
Seeschiffe auch die Häfen von Altona und Harourg, sowie sämmt- 
liche hamburgische Iiiifen mit Ausnahme der Häfen des Amtes 
Ritze b ütteP' ; im Sinne der Art. 521, 523 alle Elbhäfen; „für ham- 
burgische Seeschiffe, welche in das Schiffsregister zu Kitzebüttel 
eingetragen sind", rücksichtlich säramtlicher zitirter Artikel alle 
Elbbäfen. 

Bas Einfiihrungsgeaetz für Lübeck Art 17 stellt als Hei- 
mathshafen fUr alle Bestimmungen im Buch 5 des H.G.B, den 
Hafen von Travemünde dem von Lübeck gleich. 

Art 449. 

Für die Tostanstalün f/elien die Bestimmxmgm des fünftm 
Buchs nur insoweit, als nicht durch besondere Gesetze oder Verard- 
nmyen für dieselbeti ein Anderes vorgeschrieben ist. 
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ZWEITER TITEL. 

Von dem Rheder und der Bhederei. 



Uebersicht. 

Als Rheder bezeichnet das CTCSctzbuch den Eigenthümer eines 
Schiffs, welcher dasselbe zum Erwerb durch die ^Seefahrt verwendet 
(Art. 450). Doch stellt es dem Rheder im Verhältniss zu dritten 
Personen den gleich^ der ein ihm nicht gehöriges Schiff in der ge- 
dachten Weise für eigene Rechnung verwendet^ yorausgesetzt, Sbbb 
er dasselbe selbst führt oder den dasselbe führenden Sohifier unter 
seiner Direktion hat (Art. 477). Der Rheder hat in gewissen 
Fällen für die vom Schiffsführer iii dieser Eigenschaft eingegangenen 
Rechtsgeschäfte einzustehen (Art. 495—497, 499, 502, 512); ausser- 
dem wird er auch durch Verschulden der Personen der Besatzung 
verpflichtet, wenn solches bei der Ausführung von Dienstverrich- 
tungen vorgekommen ist (Art. 451). Der Rheder haftet aus dem 
Rhedereibetriebe der Regel nach in Gemässheit der Grundsätze des 
bürgerlichen Rechts (arg. Art. 454); dagegen nur mit Schiff und 
Fracht, wenn er 1. aus einem vom Schiffer als solchen abgeschlos- 
Benen Reohtseesohftfl;, 2. aus einem yon ihm selbst abgescmosBenen, 
aber vom Scmiffeir als solchen auszuführenden Vertrage, 3. ans einem 
Verschulden einer Person der Besatzung in Ansurach genommen 
wird und nicht in seiner eigenen Person ein Gruna zu weitergehen- 
der Haftung liegt (Art. 452). Eine Ausnahme hiervon machen nur 
die Dienst- und Heuerverträge der Besatzung, aus denen der Rhe- 
der persönlich haftet (Seemanns-O. § 68). Das forum des Rheders 
als solchen ist das Gericht des Heimathshafens des Schiffs 
(Art. 455). 

Das Rhedereigewerbe wird auch von Gesellschaften betrieben. 
Eine Bolehe Ges^sehaflk kann eine Handelsgesellschaft sein; der 
Regel nach aber ersdieint sie als eine eigenthümliche Sozietfttm>rm, 
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als Rhederei (Art. 456). Hierbei wird das Schiff in eine 
bald grössere, bald kleinere Zahl ideeller Theile, Parten zerlegt. 
Die Eigenthümer der Schifisparten sind die Mitrheder. Die Mit- 
rbeder und in der Befrigmes , die Parten firei za Terftossem^ bis 
auf einen Fall in keiner Weise beschränkt (Art 470). Doch wird 
der Erwerber einer solchen als Mitglied erst anerkannt, wenn die 
Thatsache der stattgehabten Veräusserung von ihm und dem Ver- 
äusserer den Mitrhedem angezeigt worden ist; bis dahin ^It der 
Veräusserer noch in jeder Beziehung als Mitrheder, wennschon die 
Pflichten eines Mitrheders auf den Erwerber bereits mit dem Er- 
werb der Part übergehen ( Art. 471). Nach der Grösse der Part, 
welche der einzelne am Schiffe hat, richtet sich das Gewicht, mit 
dem dessen Stimme bei Majoritätsbeschlüssen in Betracht kommt, 
durch welche regelmässig die Rhederei -Angelegenheiten geleitet 
werden (Art. 458 Abs. 1). Nur in gewissen Fdlen ist Stimmen- 
einhelligkeit erforderlich (Art. 458 Abs. 2, 459 Abs. 1). Auch für 
den Antheil des einzelnen am Gewinn und Verlust ist die Grösse 
der Schiffsparten maassgebend (Art. 461 M. Ebenso für die Zu- 
schüsse, welche zu den Ausgaben der Khederei geleistet werden 
müssen (Art. 467). Der Pflicht, solciie Zuschüsse zu leisten, kann 
sich der einzelne Mitrheder in drei vom Gesetz genannten FälJen be- 
freien durch Aufgeben seiner Schiffspart, welche dann den übrif^en 
Mitrhedern zufallt (Art. 468). Diese inneren Verhältnisse der Rhe- 
derei können auch durch Vertrag in anderer Weise normirt wer- 
den (Art 457). Dritten haften me Mitrheder, soweit ihre persön- 
liche Haftung in Frage steht, nur nach Verhältniss der Grösse ihrer 
Parten ; für die zwischen der Veräusserung einer Part und der vor- 
geschriebenen Anzeige begründeten persönlichen Verbindlichkeiten 
Veräusserer und Erwerber (Art. 474). Belangt werden dieselben 
vor dem (iericht des Hcimathshafens des Schifts (Art^ 475). 

Die Rhederei kann im Kliedereibetrieb durch einen von den 
Mitrhedern bestellten Korrespondentrheder vertreten werden ( Art. 
459), der im Verhältniss zu Dritten alle Rechtshandlungen vor- 
nehmen darf, die der Rhedereibetrieb überhaupt gewöhnlich mit 
sich bringt (Art 460; Art. 462: Wirkung einer Beschränkong der 
Vollmacht), der Rhederei gegenüber aber nierBU nur dann befugt ia^ 
wenn nicht seiner Vertretungsbefugniss Ton dieser engere Grenaen 
gezogen sind; auch zu gewissen Maassregeln stets einen Rhederei- 
beschluss einholen muss (Art 468). In Bietreff der vom Korrespon- 
dentrheder für die Rhederei eingegangenen Geschäfte ^\\t das Prin- 
zip der direkten Stellvertretuui? ( Art. 461). Der Korrespondent- 
rheder hat in den Rliedereiangclegeuheiten die Sorgfalt eines ordent- 
lichen Rheders zu beobachten (Art. 464 f.). Er hat der Rhederei aut 
deren Beschluss jederzeit Rechnung zu legen (Art. 460). 

Die Rhederei wurd nicht alterirt durch eine Aenderung in den 
Personen der Mitrheder; sie wird nicht auigriöst durch Tod eines 
Mitrheders, Konkurs oder UnfiLhigkeit eines solchen sur Vermögens- 
verwalftong. Auch ist Auf ktlnd^g^g Seitens eines Mitrheders oder 
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Auflschliessung eines solchen nicht statthaft (Art. 472). Dagegen 
kann die Rheaerei aufgelöst werden durch einen Majoritätsbeschluss 
der Mitrheder^ dem der Bescbluss^ das Schiff zu veräussem^ gleich- 
steht (Art. 473). 

Das H.G.B. lAast die für die Bhederei geltenden Gmndsätsey 
Mweit dies möglich ist, aneh Anwendung finden auf eine Vereini- 
gung mehrerer Personen^ ein Schiff auf gemeinschaftliche Rechnung 
zu erhauen und znr Seefahrt zu yerwenden (Art. 476). 

r 

Art 450. 

Rheder ist der Eigenthümer eines ihm gwn Erwerb durch die 

Seefahrt dienenden Schiffs. 

1. Nach E.R. ersdieint der exercüor als der, welcher das 
Rhedereigewerbe für eigene Rechnung betreibt (ad quem guotidianus 
navis quaesius pertinct: § 2 I. Quod cum eo 4, 7; ad quem obven- 
iiones et reditus omnes pervcniimt: L. 1 § 15 De exercit. ad. 14, 1), 
ohne Rücksicht darauf, ob er zugleich Eigenthüraer des Schiffs ist 
oder nur dasselbe vom Eigentliümer gemiethet hat (sive is dominum 
navis sity sive a domino naveni per aversionetn conduxit vel ad iem- 
pu8 vel in perpeHam: L, X § J5 eiij. Dagegen versteht das D. 
H.G.B. unter dem Rheder den Eigenthllmer eines Schiffs, wenn* 
schon das Wort (abgeleitet von ;,reden'' » bereiten, ausrüsten) auf 
dieselbe Bedeutung wie im R.R. hinweist, auch das Gesetzbuch selbst 
den, welcher mit einem fremden Schiff das Rhedereigeschäft fdr 
eigene Rechnung betreibt, wenigstens im Verhältniss zu dritten 
Personen, als Rheder behandelt (vgl. Art. 477 Abs, 1) i). Der 
Eigen thümer kann eine physische Person oder eine juristische Per- 
son (namentlich eine Aktiengesellschaft) oder eine offene Handels- 
gesellschaft; wie auch Kommanditgesellschaft sein. Dass diese letz- 
teren unter den Begriff des Rheders und nicht unter den der 



1) Ebenso das engl! sehe Becht In Engl&nd ist gerade owner of a ahip 
(ship-ovnrr oder auch blos owner) die technische Bezeichnung für den Rheder. 
Doch kann auch hier der Eigenthümer den Besitz des Schifi's und damit auch 
zugleich die Aufsicht über Schiff, Schiffer und Maonsehaft einem anderen über- 
tragen, welcher dann wohl oiiyv^r pro tempore genannt wird und Dritten gegen- 
über die Rechte und Verbindlichkeiten eines Rheders hat. S. Abbott S. 27—29, 
221. Der Code de commerce spricht regelmässig vom propri^laire^ daneben 
ein Mal (Art 282) vom armaUw, obns beide au imteneneiaen. Der letctere 
wird bezeichnet als der, qni arme un navire^ pour Vexpidier en mer (Cau- 
mont S. 213 N. 1; Cresp-Laurin I 8,317—319; Desiardins II S. 6), oder 
auch — und dies ist wohl richtiger — als g^rant im Rhedereigewerbe (Courcy, 
fuetUona I S. 129). In der Regel ist der propriitaire zugleich armateur. Ks 
18t aber auch nmutteur der Mitrheder, welcher bei einer Rhederei fiir gemein- 
schaftliche Rechnung das Rhedereigewerbe betreibt; ebenso eine Person (Nicht- 
mitrheder), welche im Auftrage und f!ts Rechnung des Eigenthümers oder der 
Miteigenthümer das Gewerbe betreibt; endlich auch der, welcher ein fremdes 
(nicht ausgerüstetes) Schiff auf eine bestimmte Zeit und für einen bestimmten Preis 
miethet, dasselbe ausrüstet und zum Erwerbe durch die Seefahrt verwendet. 
8. Laurin 8. 818 f. Note 19; GoudsrS. 400 N.ln.8; Desjardina US. 9£ 
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Rhedereifalien (Art. 456), hat seinen Grund darin, dass diese Gesell- 
Bchaften unter ihrer Firma Eigenthum an allen möglichen Sachen, 
also auch an Schiffen erwerben und haben können. Hat eine 
solche aber das Eigenthtim an einem Schiff, so kann sie mit Rück- 
sicht auf dieses in ihrem inneren VerhältnisB, d. h. im Verhältniss 
XU ihren Mitgliedern nicht ihren Charakter ändern und als Rhederei 
erscheinen. Hierbei ist es ireilich nothwendig, dass das Schiff der 
Gesellschaft als solcher gehört; und es würde eine Rhederei vor- 
liegen, wenn das Schiff zwei oder mehreren Personen gehörte, die 
zufällig auch eine Handelsgesellschaft bilden. l)airegen kommt es 
nicht in Betraclit, ob der Erwerb durch Seefahrt das einzige oder 
doch Hauptgeschäft der Gesellschaft ist oder von derselben nur 
als ]Sebengeschäft neben anderen Handelsgeschäften betrieben wird 
(Prot. VIII S. 3714). 

2. Das Gesetz bezeichnet nicht jeden E^entiitlmer eines Schiffs 
als Rheder, sondern nur den, welchem das Schiff zum Erwerbe 
durch dieSeefahrt dient Dies kann geschehen durch Beför- 
derung von Personen oder den Transport von Gütern , und zwar 
für fremde Rechnung oder für eigene des Rheders (wenn ein Kauf- 
mann, welcher Waarenhandel betreibt, zur Beförderung der Güter 
ihm selbst gehörige Schiffe verwendet), durch Fischfang oder Bugsir- 
dienste. Je nach dieser verschiedenartigen Verwendung des Schiffs 
erscheint der Rheder als Kaufmann oder nicht als solcher. Der, 
welcher das Schiff zum Erwerbe durch Güter- oder Personentrans- 
port verwendet) ist, (da aus der Bedeutung, welche das Schiff &Lt den 
Rheder haben muss, die Gewerbmässigkeit des Betriebes yon selbst 
folgt, nach Art. 271 in Verbmdung mit Art 4 D. H.G.B.); Kauf- 
mann; der, welcher dasselbe zum f^sch&ng oder zu Bugsirdiensten ^) 
▼erwendet, nicht. Die als Kaufleute erscheinenden Rheder stehen 
unter den Regeln des I. Buchs H.G.B.. Dieselben müssen daher 
auch als Minderkaufleute betrachtet werden, wenn auf sie der Be- 
griff eines gewöhnlichen Schiffers im Sinne des alltäglichen Lebens 
(nicht des 3. Titels dieses Buchs) Anwendung findet. 

Art 451. 

Der Bheder t$i flr äm Sdutden verankoorüii^, wdchen eine 
Person der Sdnffshesateung einem Dritten durth f%r VersdnUden m 
Amßhrung ihrer DiensUj&rrichUmgen smßgt. 

1. Im R.R. gilt der Grundsatz: d^et exereitor anmiim tum- 
tarum suorwn — factum praestare — sed non alias praestaty quam 
ii in ipsa nave damnum äaium sit: cetenm ei extra navem licet a 
nautis, non praestabit, (L. 7 pr, Naut. caup. stob. 4, 9; vgl. § 3 
X De obl. quae quasi ex del 4, 5 u. L, ,29 § Ad leg. Aquil. 9f 



1) Die, welche die Schleppschiflffahrt unter den Begrifif des Frachtgeschäfts 
bringen, müssen ireilich auch den Rheder eines Bugsirscbiffs als Kaufmann be- 
trscntan. 8. darlkber unten die AnafiUimngeii sa Art 557. 
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wodurch die Worte: ex delicto cuiusvis eorwn, qui navis Ufivigfmdae 
causa in nave sint, detur actio in exercitorem in L. 1 ^ ^ De exercit. 
ad, 14, 1 ihre Begrenzung finden.) Die Rücksicht auf die Sicher- 
heit des Publikums und des Verkehrs Ter8cha.fi%e aber schon früh- 
seitig dem Grundsatz von der Haftung des Rheders fUr Verschul- 
den der Besatzung Anerkennung in den Scerechten und speziell 
auch in Deutschland gemeinrechtliche (s. Cropp in Heises und 
seinen Jurist. Abh. I S. 467 ff.; Kaltenborn, Seerecht I S. 148; 
Seufferts Archiv V Nr. 164, XI Nr. 85, XIII Nr. 248), wenn- 
schon nicht unbestrittene Geltunj^'i) (Glück XIV 8. 193, 247 f.; 
Thibaut, Pand. ^ 523; Mühlenbruch, Pand. § 429). Doch 
bestand insofern einn Differenz zwischen den verschiedenen Ge- 
setzen, als die meisten den Rheder nur in subsidium haften Hessen 
(so Cansulado äd mare c, 141 — Pardessus, CoUeeUan Ii 
S. 155 £ — e. 1S3 ^ S. 171 f. — e. 1^9 — S. 205 f. — ; Hanseat. 
8eerecht von 1614 X Art. 2; Preuss. Seereoht yon 1727 III 
Art. 58; Preuss. L.R, § 1528 II, 8)^ manche dagegen principaliter 
(so die Ordminance de la marine von 1681 II, 8 Art. 2, III, 7 
Art. 4) Letzteres Prinzip ist jetzt im D.H.G.B., wie in den 
meisten fremden Rechten*) das herrschende.. 

2. Der Schaden muss in Ausführung der Dienstverrich- 
tungen zugefügt sein, d. h. nicht etwa bei Gelegenheit einer Dienst- 
verrichtung; so dass diese nur mittelbare Veranlassung dazu ge- 
geben hat, sondern der Sdiadea mnss durch die Dienst^errichtung 
selhs^ nämlich durch eine fehlerhafte Yomahme derselben entstanden 
Bein. Auf der hamburger Konferenz wurde dies durch folgendes 
Beispiel erlftutert: Wenn die Besatzungen zweier Schiffe darüber 
in Streit gerathen, dass beide an derselben Stelle im Hafen anlegen 
wollen, und hierbei ein Mann des einen Schiffs von der Besatzung 
des anderen getödtet wird, so ist der Kheder des letzteren nicht 



1) Hiernach ist (in den Gebieten des gemeinen Kechts) noch heute bei 
sokben Seescbiffen, welche nicht za den hu H.0.B. und in den dieses ergänzenden 
Eeicbsgesetzen behandelten gehören, die Frage nach der Haftung des Eigenthümers 
n entscheiden. So bei Lootsenfahirzeugen (vgl. o. S. r>). S. Senfferts ArchivV 
Nr. Iö4, wo ausgesprochen wird, die Lootsengesellscbafk eines fiUtfens oder Be- 
Tiers hslle IHr den Schaden, welcher durch die Schuld des den Lootieidcatter 
ftihrenden liOotsen oder der Mannschaft desselben verursacht sei; denn die 6e- 
Bellschaft sei als juristische Person EigeDth&main des Kutters, der denselben 
fuhrende Lootse magister navis. 

2) So im englischen Recht (Maclachlan S. 117f.), im ho 11 änd. H.G.B. 
(Art. 321 in Verbindung mit Art. 534), italieD. H.G.B. (Art. 4b2), im tinnländ. 
Seege8.(Art. 17), schwedischen Seeges. 49), norweg. Seeses. 79). Ebenso 
im rran tOsisehen Redit Hier folgt die TersntwortUaBkdt des Rheden schon 
aus Art. 1384 des Code civü. In Betreff der Handlungen des Eapitftnt statoirt 
dieselbe noch ausdrücklich Corf« de comm. Art 216. (Ebenso belgischer 
Code de comm. II von 1879 Art 7 Abs. 1.) Hinsichtlich derer der Mannschaft 
wird die Haftung des Rheders, wie dies sneh die französisdien Schriftsteller 
geltend machen, iu Art. 277 und 405 vorausgesetzt. Vgl. Laurin hei Cresp I 
S. 620f.; Desiardins U S.59; Couder I S. 403f. N. 23. Nach spanischem 
H.G.B. (Art 624) haftet der Rheder jedoch nicht fiir Exzesse, die der Kapit&n 
vnd die Msnnseluift snf der Fshrt begehen. 
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verpflichtet, für den Unterhalt der Hinterbliebenen des Getödteten 
zu Borgen. Wenn aber beim Befestigen des Sdiiffii von der Mann^ 
Schaft das Tau so nngeschickt gespannt wird, dass eui fremdes 
Boot umgestürzt wird, so ist der Rheder des ersteren verpflichtet^ 
den hieraurch entstandenen Schaden (also z. B. die dadurch au 
Grande gegangenen Güter) zu ersetzen (Prot. IV S. 2029; Hanseal 
Qerichts-Zeit. v. 1882 Nr. 121). Natürlich kann auch eine Person 
der Besatzung selbst der beschädigte ,^ritte^' sein (Hanseat. Ge- 
richts-Zeit. V. 1882 Nr. 61)0. 

3. Uas Verschulden kann eben so wohl dolus, wie culpa 
sein, und es kann die culpa in einem positiven Thun, wie in einem 
Unterlassen bestehen* Allein die Unterlassang daif nicht etwa 
blos .die Unierlassuog eines aar Verhinderung des eingetretenen 
Schadens geeignet gewesenen Thuns^' sein, sondern sie muss die 
Verletzung sein entweder einer „rechtlich bestehenden Verbindlich- 
keit «ir fiUrsoKgenden und schützenden Thätigkeit'', oder der „doroh 
vorangegangene Umstände oder durch eigenes Verhalten" hervor- 
gerufenen Pflicht, „zu der Abwendung oder doch Verminderung 
des Schadens positiv mitzuwirken" ^). Ein Verschulden ist daher 
die Unterlassung von Vorkehrungen, welche durch die Verordnung 
vom 7. Januar 1880 zur Verhütung des Zusammenstossens der 
Schiffe verordnet sind: z. B. Versäumniss, die vorgeschriebenen 
Lichter zu fähren, die yorgesehriebeaen Sehallsignale bei dickem 
Wetter, Schneefiül, Nebel au geben. Ebenso aber die Verabsiamung 
irgend einer Vorsichtsmaassregel , welche durch die gewöhnliche 
seemännische Praxis oder durch die besonderen Umstände des 
Falls vom Standpunkte eines ordentlichen Seemannes aus geboten 
erscheint. 

4. Der Rheder haftet nicht erst in suhsidium, sondern soli- 
darisch mit den schuldigen Personen der Besatzung (Prot. IV S. 2028). 

5. Den Beweis, dass ein Schaden durch Verschulden der Be- 
satzung verursacht ist, hat natürlich der zu lühren, der deshalb 
Ersataaiiwprttehe geltend macht (Entsoh. des XXV S. 230 1}, 

6. Handelt es sich um einen Schaden, den eine Person der 
Besatzung einem Dritten nicht im Heimathsstaate des Rheders^ 
sondern im Auslande durch ihr Verschulden zugefügt hat, so ent* 
steht die Frage, nach welchem Rechte sich die Haftung des Rhe- 
ders richtet V nach dem Recht des Orts, wo die Handlung statt- 
gefunden, oder nach dem des Staats, welchem der Rheder angehört ? 
Die Frage ist im Sinne der letzteren Alternative zu beantworten. 
Die Haftung des Rheders für Handlungen von Personen der Be- 
satzung ist eine gesetzliche Folge der Anstellung. Indem eine An- 

1; Das Tribunal zu Havre hat in einem Erkenntniss vom 26. Januar 1872 
die Verantwortlichkeit des Rheders statuirt für die Folgen ungesetzlicher Züch- 
tigungen und schlechter Behandlung, welche einem Mann der Besatzung von einem 
Schiffsoffizier zu Theil geworden: Desjardins US. 59 Note 4. 

2) L. 27 ^ 9, L. 30 ^ 3, L. 3l Ad ler]. AquiL (Sy'Jj; ii ö I. De leg. Aquil. 
(4, 3)\ Win'dscheid, Pandekten § 455 Kr. 2; Entsch. des K.O.R.G. XIII 
S. 11^ XXm S. 358 f. 
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Stellung Seitens des Rheders oder im Namen dieses Seitens des 
Sdiiffers im Heimathshafen des Schiffs oder in der Fremde erfolgt, 
unterwirft sich der Rheder stillschweigend allen Folgen, welche das 
Recht mit einer solchen Anstellung yerbindet. Diese Folgen können 
aber selbstverständlich nicht diejenigen sein^ die das Recht irgend 
eines Staates, sondern nur die, welche das Recht des Staates des 
Rheders damit verbindet — speziell das Recht des Hcimathshat'ens 
des Schiffs, weil diuser den Mittelpunkt des Geschäftsbetriebes de& 
Rheders bildet — ; denn für letzteren ist eben das Recht eines frem- 
den Staates nicht Recht (Entsch. des R.O.H.G. XXIV S. 85 tf.), 
wenn derselbe sich nicht etwa einem solchen unterworfen hat (Samml. 
der Erk. des O.A.G. zu Ltlbeck in hambumr Rechtssachen HI 
S. 366; Ullrichs Samml. N. 281, Hefl: 2 S. 220 f.; Entsch. des 
R.O.H.G. XXV S. 94 f.). Nach dem Recht des Landes des Rheders 
richtet es sich also, ob dieser für Verschulden der Besatzung über- 
haupt haftet und für welches Verschulden, ob für dolus und culj^a 
oder etwa nur fiir dolitö^)» 

Art. 45:^. 

Der Bheder haftet für den Ampruch eines Dritten nicht persön- 
Udif sondern er haftet nur mit Schiff und I^acht: 

1. wenn der Anspruch auf ein Bechtsgeschäft gi gründet wird, 
welches der Schiffer cds saldier hr<rft seiner geseteUchm Be- 
fugnisse^ und mekt mU Begug auf eine besondere VoUmaeht 
geschlossen hat; 

2. wenn der Ansprtuih auf die NichterßJiung oder auf die un- 
vollständige oder mangelhafte ErßUung eines von änn Rheder 
äbgeschlossenm Vertrages gegründet tvird, insofern die Aus- 
führung des Vertrages zu den Dimstohliegenheiten des Schiffers 
gehört hat, ohne Uni er schied ^ oh die Nichterfidhmg oder die 
unvollsfändif/c oder die mangelhaft( Erfüllung von einer Person 
der Schiffshrsafzung vir schuldet ist odtr nicht; 

3. wenn d(r Anspruch auf das Verschulden einer Person der 
Schiffsbesatzung gegründd tcird. 

In den unter Ziffer 1 und 2 bezeichndoL Fälhn kommt jedoch 
dieser Artikel nicht gur Anwendung, wenn dm Bheder selbst in An- 
sdwmg der Vertragserfüllung ein Verschulden trifft ^ oder wem der- 
selbe die VertragserßUung besonders gewährleistet hat. 

1. Die Beschränkung der Haftung des Rheders, von welcher 
dieser Artikel handelt^ ist nicht römischrechtlichen Ursprungs. 
Das R.R. lässt den exereitor für die ihm aus den Rechtsgeschäften 

1) Diese Gnindsätze gölten auch in der Praxis der bedeutendsten fremden 
seefahrenden Nationen. So in der englischen und amerikanischen: Story, on 
the conßict of laws N. 286^ n. <• ; Abbott S. 256; Maclachlan 8. 175 ff. 
Auch von französischen Schriftstellern wird das Prinzip anerkannt : D e 6 j ar di ns II 
S. 77. Vgl. überhaupt Lewis in £iidemann8 Handb. IV S. 7. 

Lewis, SMraclit. I. 2* Aafl. 4 
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des magisirr navis erwachsenen Verbindlichkeiten in deraelben 
Weise unbeschrankt haften, wie für die von ihm selbst eing^egan^enen. 
Schon in den niittelalterhchen Rechtsquellen wird jedoch nicht selten 
die Haltung des Rheders auf das der See anvertraute Vermögen 
(Öchiti und Fracht) in allen Fällen beschränkt, wo sie ihren Grund 
in irgend einer Handlung des Schiffers hat^. iSs machte sich 
wohl oei der gewohnheitsrechtlichen Ausbildung dieses Prinzips die- 
selbe £rwägung geltend, wie im R.R. beim Himien bis auf den Be- 
trag des Pekuliums. Wie in der conccssio pcculii die Ermächtigung 
an den Haussohn oder Sklaven liegt , mit dem Pekulium — aber 
auch nur mit diesem — Geschäfte zn mnolion und zugleich ge- 
wissermaassen ein stillschweigender Kreditbrief an das Publikum 
auf den Betrag des Pekuliums; so kann sehr wohl in der Bestel- 
lung eines Schiffskapitäns eine Vollmacht gefunden werden, (da, 
wo es der Rheder nicht gut kann, d. h. in der Frcnidej alle Rechts- 

Seschäfte vorzunehmen, in denen der Khedereibetrieb besteht, und 
ie für diesen Rhedereibetrieb erforderlich sind, aber nur auf der 
Ghrundlage des demselben anvertrauten Vermögens, d. h. des Schiffs* 
Vermögens, als einer univcrsiias iuriSy und ebenso kann in dieser 
Bestellung ein Kreditbrief an das Pul lilaim auf Höhe des SchifFs- 
vermÖgens gesehen werden. Es ist dies um so natürlicher, als 
die Person des Rheders, demgemäss auch das Vermögen des- 
selben denen, mit welchen der Schiffer kontrahirt, regelmässig 
unbekannt ist; dieselben daher, wenn sie dem Schifler krcditiren, 
als das Vermögen, aus welchem sie ihre Befriedigung erhotfen, 
lediglich dasjenige ansehen, das unter der Herrschaft des Schiffers 
steht (vgl Prot IV & 1576, 1592). Die Haftung des Rheders 
kann aber auch keine weitergehende sein gegenüber Ansprächen, 
welche sich auf die dem Schiffer als solchem der Natur der Sache 
nach oder kraft gesetzlicher Anordnung obliegende Ausführung von 
Verträgen gründen, wenn diese auch der Rheder selbst abgesQhlossen 
hat*, denn in solchen Fallen besteht rebereinstimraung unter den 
Betheiligten, dass der Rheder die Erfüllung nicht selbst herbei- 
führen werde, in den meisten Fällen (nämlich allemal dann, wenn 
ihm die Qualifikation eines Schiffers fehlt) gar nicht herbeiführen 
dürfe (Prot. VUl S. 4154 f.); und es ist demgemäss, wenn sich 
nicht aus anderen Momenten das Gegentheil ergiebt, das still- 
schweigende Uebereinkommen anzunehmen, dass die Ausführung 
des Vertrags in derselben Weise und mit denselben Wirkungen 
erfolgen werde, als wenn der Vertrag selbst vom Schiffer ab- 
geschlossen wäre. Weiter aber war es nur natürlich, dass die Haf- 

1) Consulado t/fl rnare c. J41 (Pardcssus, (Jolhction II S. 155), 
c. 182 (S. 205 f.), c. 1S3 (S. 206 f). Hanseat. Seer. v. 1614 Tit. 10 Art. 2 (Par- 
desBUS II 8.551). Vgl. Seerecht v. Oleron Art. 1 (Pardessus 1 S.323), ArtS 
(S. 824), Art. G (S. 327 1: Seerecht v. AVisby .\rt. 15 (Parilessus I S. 470), 
Art. 43 492). Vgl. überhaupt Cropp in Heises und seinen juri^t. Abb. I 
S. 467 ff., Harrington Putnam, theliabüüy qf ahip'Owners for moHet^a 
fnvli in der Amerli-an LoLw jRemew von Eaton und TbompBon, St Louis 
188a, Heft 1 S. 1 ff. 
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tung des Kheders fUr die zivilrechtlichen Folgen von Delikten der 
Besatzung keine weitergehende sein konnte, wie die ft&r Rechts^ 
geschäfte des Kapitäns. 

Nach diesem System ist also die Haltung des Rheders in der 
\A'eise gesetzlich beschränkt, dass der Gläubiger sich zu seiner 
Befriedigung nur an das Schiffsvermögen, an Schiff und Fracht 
halten darf; dass diese die einzigen Exekutionsobjekte für den 
Gläubiger bilden. Das Bestrebeb, das mit dem Bhedereibetriebe 
Terbandene Risiko ftlr den Kheder zu mindern^ hat in der späteren 
Zeit noch znr Ausbildung zweier anderer Systeme geführt. Das 
eine von diesen erkennt die persönliche Haftung des Rheders als 
ausnahmslose Regel an, gewährt aber dem Bheder das Recht des 
Abandons, d. h. das Recht, durch Abtretung von SchiH" und Fracht 
an den Gläubiger von einer weiteren Verbindlichkeit sich zu be- 
freien Das zweite fixirt, statt den Kreis der Exekutionsobjekte 
zu beschränken, einen, allerdings mit Rücksicht auf die (irosse des 
Schiffsvermögens verschieden bemessenen Betrag, über den hinaus 
der Gläubiger keine Befriedigung aus dem Vermögen des Schuld- 
ners erhalten kann. Aber aach noch mit Rttcksicht auf die Forde- 
rungen, bei denen das Prinzip der unbeschränkten Haftung des 
Rheders eine Ausnahme in der einen oder anderen Weise erleidet^ 
weichen die yerschiedenen Rechte von einander ab. Die einen 
lassen die unbeschränkte Haftung des Rheders zessiren in allen 
Fällen, wo eine Haftung des Rheders für Handlungen des 
Kapitäns und der Mannschaft in Frage steht die anderen nur 
bei gewissen Arten von Handlungen. In den heute geltenden 
Rechten sind in dieser Hinsicht fünf Systeme zu unterscheiden: 
1. Haftung des Rheders mit Schiff und Fracht (der fortunc de nur) 
als Regel, namentlich im D.H.G.B. herrschend^); 2. Haftung des 
Rheders mit dem eanzen Vermögen (der fortune de terre) als Re- 
gd; in gewissen r^Ien beschränkt auf einen yom Gesetz bestimm- 
ten, nach der Grösse des Schiffs bemessenen Maximalbetrag, eng- 
lisfihes System^); 3. Haftung des Rheders mit dem ganzen 



1) So Ordonnanre de In inar/'ne TOD 1681 II, 8 Art. 2. Ebenso preuss. 
L.R. 1529 II, 8; doch müssen nach diesem Gesetz ausser Schiflf und Fracht auch 
noch die Rechte uegen die Versicherer den Gläubigem abgetreten werden: § 1630. 

2) Nur ausnahmsweise findet diese beschränkte Haftung da Anwendung, wo 
eine eigene Handlung des Kheders in Frage steht, wie in Betreff der Entrichtung 
der BerguDgs- und üülfskosten (s. D.U.G.B. Art. 755). Die Yerpilicbtung hierzu 
feht Uber den Werth von Schür und Fracht nicht hmaos, auch wenn der Rheder 
selbst sich zur Entrichtung von Berge- und HQlftkosten in be8tinimteo, dtr&ber 
hinaus gehender Höhe anheischig gemacht bat. 

3) Ebenso im schwedischen iSeeges. 12, 43, 49, 74, 172 und im nor- 
wegischen Seeges. 4S, 65, 79, in letsterem iedoeh mit der Haassgabe, dass 
der Rheder nur mit dem Schiff, nicht au(h mit aer Fracht und. abgcsohcn von 
den Fällen, wo er wegen Schinskollision in Anspruch genommen wird, nur in 
mthiidiutn haftet. — Für das in Rede stehende System, wie auch für das eng- 
lische schlägt Ehrenberg, beschränkte Uaftang'S. 13, die Beroichnong „Exe- 
kationssystem" vor. 

4) Dem älteren englischen Recht ist irgend eine Üeschränkung der ilat- 

4* 
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Vermögen, aber mit dem Kecht des Abaudüiiö i^^ibaudoua^ötemj als 
Begel, adoptirt vom französischen Recht 4. Haftung des Bheders 
mit dem ranzen Vermögen als Begel ; nur in gewissen Fällen Becht 
des Abandons, im spanischen H.G.B. aufgestellt*); 5. Hafitung des 
Rheders mit dem ganzen Vermengen als Regel; nur in gewissen j 
Fällen entweder auf den Werth des Schiffs und den Betrag der 
Fracht beschränkte Haftung des Rheders oder nach dessen Wahl ' 
Abandon von iöchiff und Fracht , nordamerikanisches Becht 

tang des Khcders iremd. Seit dem vorigen J.ibihuudert wurden BestimmuDgeii 
erlassen, welche enkzessive bei Fftllen der Inanspruchnahme des Rheders aus De- 
likten der Besatzung die Haftung auf den Werth von Schilf und Fracht be- 
schränkten: / (xcorge II c. Jö; 26 George III <■. 66"; öö George Hl c. Iö9 
{a. Maclachlan S. 119 f.). Die Merchant iSUqrping Act von 1854 (17 u. iö 
vietoria c. 104) seet, 504 beschränkt die äafitung des Rheders bei fieschädi- 
gnngen von Passagieren, Mi'e hei T^cschadigungen oder Verlusten von(Jiitern. die 
sich auf dessen Scliiä; beiluden; bei den durch fehlerhafte öchiü'siührung verur- 
saebten Beschädigungen von Personen, die sich auf iremden Schiffen oder Booten 
befinden; bei den eben dadurch herbeigeführten Verlusten oder Beschädigungen 
von fremden SchiflFen, Booten, oder in solchen betindlicheu Waaren , wie sonsti- 
gen Gegenständen auf den Werth des Schiffs und den Betrag der I'racht der 
gerade zn der Zelt stattfindenden Reise, doch mit der Maassgabe, dass bei Be- 
schädigung von Passagiren der Betrag des Werths des Schiffs und der Kracht auf 
mindestens lö Pfund pro Tonne des Raumgehaits des iSchifis berechnet wird. 
Dies ist durch die Merchant iSkipping Act Amendment Act von 1862 (25 u. 26 
Vietoria c. G3) sect. 51 dahin abgeändert, dass die Grenze der Haftung des Rhe- 
ders nicht mehr der wirkliche Werth des Schiffs resp. der Betrag der l'racht 
bilden, sondern ein vom Gesetz angenommener Werthbetrag, der bei Persouen- 
Besebädigungen anf 15 Pfund, bM Saefa-Besch&digungen auf 8 Pfund pro Tonne 
des Brutto -Raimigehalts des Schiffs fixirt ist. — Werden Entschädigungsansprüche 
aus verschiedenen Ereignissen gegen den Rheder geltend gemacht, so haftet dieser 
für die Schäden eines jeden Ereignisses in derselben Weise, als wenn keine 
anderen damit konkanrirten : Merchant iShipjnng Act von 1854 stet. 500'. 

1) Code de covim. Art. 216 Abs. 1 u. 2 (in der demselben durch das Ge- , 
setz vom 14. Juni 1841 gegebenen l' assung): Tout propnetaire de navire est 
ewäement responeaMe des faite du capitaine^ et ienu de» engagements eon^ 
traetis par ee dernier^ pour ce qui eU rdatif au navire et ä Vexpidition. 

n peuty dans tous les cas, s'nffranchir des obl/gat/onff ci-dessus par Vahandon 
du navire et du frei. (Vgl. Caumont S. 22 2 ff.j Ebenso belg. Code de 
// (T. 1879) Art 7 Abe. 1 n. 2; bolli&d.H.C.B. Art «21; portugies. 
H.G.B. Art. 1389; italien. H.G.B. Art 482 AbB.1; finnl&nd. Seiles. Art 17 
Abs. 2 u. a. 

2) Spanisches H.G.B. Art. 622 (vgl. Art. 621). Das Abandonrecht steht 
hi^ach dem Rheder nur zu , wenn er in Anspruch genommen wird wegen Ver- 
Tnst und Beschädigung, welche die geladenen Güter in J'olge mangelnder Sorgfalt 
des Kapitäns erlitten haben. Ebenso brasilianisches H.G.B. Art 494 und 
dnige andere sttdamerikaniBche GesetsbQcher. ^ 

3) Das amerikanische Gesetz vom 3. März 1851 lässt eine beachrinkte 
Haftung eintreten bei Iosh or (Icstruction of goods an board, damage by cul' 
lissioiif any other damage or forfeiture done or incurred. Hierfür gilt der 
Sata: Mf6 Uahüity of ^e owner or oumer*» ehall in no caae exceed the amount or 
value of the interest of such owner or otoner'«, respect/veh/ , in ahucli ship 
or vessel and her J'reight then jiending (sect. 3). Zugleich aber wird bestimmt 
(tect. 4J: A travsfer of the owuer^s interest in the sinp and freight Jor the 
benefit of the claimants ^ to a trustee ofßcialhj appointed, shall be eufßeient 
compliance vhil ihr act, and lltcrcafler all clann.s nijdiust the on-ner shall 

cease. Es kombinirt also dieses Gesetz das englische System mit dem Abandon- 
System. Vgl. Harrington Putnam S. 14 f. 
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2. Das Gesetz sagt: Der Rheder liaftet nur mit Schiff und 
Fracht. Selbstverständlich ist das S ch i ff dasjenige , auf welches 
sich die Verbindlichkeit bezieht, die geltend gemacht; zu dessen 
Besatzung die Person gehört, auf deren Verschulden der Anspruch 
gegründet wird^nd die Fracht diejenige, welche mit diesem Schiffe 
verdient wird. Hat der Rheder ausser diesem noch andere Schiffe^ 
80 gehören die letzteren nebst der vermittelst derselben verdienten 
Fracht, weil sie zu dem in Hede stehenden Ansprach in keiner 
näheren Beziehung stehen, wie die sonstigen Verniögensobjekte des 
Rheders, ganz ebenso wie diese, zur fortmie dr t^rrc. Natürlich 
wird auch hier das Schiff mit iiinschluss der Pertinenzen ver- 
standen (Prot. IV S. 1595). 

3. Unter Fracht ist zu verstehen die Fracht derjenigen Reise, 
auf welcher die Forderung entstanden ist; denn wenn man das 
Schiff mit Ausrüstung und zu erwartendem Verdienst als wmersUas 
iuris betrachtet und mit Rücksicht auf diese kreditirt, so hat man 
natürlich nicht den in der Zukunft überhaupt zu erwartenden Ver- 
diensty sondern den auf der anzutretenden oder angetretenen Reise 
zu erwerbenden vor Augen. 

Auf der hamburger Konferenz schwankten hinsichtlich dieses 
Punktos die Ansichten hin und her. Zuerst wurde der hier an- 
gegebene Grundsatz von der Älajorität (aber nur mit Einer Stimme 
Slajorität) adoptirt (Prot. JV S. 1595—1598). Darauf erzielte der 
Grundsatz, dass die noch nicht erhobene Fracht der letzten Reise 
zur foriune de tner zu rechnen sei, dieselbe Majorität (Prot IV 
S. 1601 — 1606). Endlich kehrte man wieder zu dem ersten Grund- 
satz zuzück (Prot. VI S. 2882—2889), der auch seine Stelle in 
einem anderen Titel des H.G.B. geftinden hat und hier genauer 
normirt ist (Art. 759 ff.). 

Unter die Fracht gehören die Ueberfahrtsgelder (nach Art. 678 
in Verbindung mit Art. 759 ff.). Ebenso der Bugsirlohn bei 
Schleppschiffen. Die Gesetze haben nämlich, wenn sie die Fracht zur 
fortune <lc mcr rechneten, dieser den gewöhnlichen, durch die See- 
fahrt erzielten Erwerb zuweisen wollen. Dazu gehört aber auch 
der Bugsirlohn bei den gedachten Schiffen. Es wird diese Auf- 
fassung auch noch dadurch unterstützt, dass die neueren Seegesetze 
alle zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmten Schiffe als £auf- 
iahrteischiffe bezeichnen. Nicht aber gehört darunter der Berge- 
und Hülfslohn, soweit er dem Rheder gebührt, weil dieser kein 

fswöhnlicher Erwerb durch Seefahrt ist. Daher auch nicht der 
ugsirlühn, der einem anderen als einem Schleppschiff für gelei- 
stete Dienste zu entrichten ist; denn ein solcher hat entschieden 
den Charakter des Hülfslohns (s. Lewis in Endemanns Hand- 
buch IV S. 51). Für den Fall, dass der Rheder für eigene liech- 
liimg Güter geladen hat, trifft Art. 774 Abs. 5 die Bestimmung. 

Die weiteren Ausföhrungen über die Fracht s. bei Art 759—761 
und 774. 

4. In Betreff der vom Oesetz aufgezählten Punkte, bei denen 
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diese Beschränkung der Haftung des Rheders eintritt, ist noch zu 
beachten, dass es sich in Ziffer 1 und 2 am Fslle handelt^ in denen 
der Kapit&n ein Geschäft eingeht oder ausführt als 

Schiffs führ er, nicht als Mandatar des Rheders. Hat also z. B, 
der Schiffer das Schiff im Ueimathshafen auf Grund eines Auf- 
trages des Rheders durch einen Mäkler verchartert, so haftet der 
Rheder für die vom Mäkler verdiente Courtage mit der forinne de 
terre. Die beschränkte Haftung des Rheders wird übrigens noch 
nicht dadurch ausgeschlossen, dass die Handlung, durch welche die 
Schuld veranlasst ist, vom Rheder dem Schiffer speziell aufgetragen 
war, wie z. ß, die Reparirung des Schiffs, sondern erst dadurch, 
dass das Rechtsgeschäft, welches sie begründete, also etwa ^e Auf- 
nahme eines Darlehns, in Folge besonderer Anweisung des Rheders 
yom Schiffer, und nun nicht als Schiffer, sondern ausdrücklich als 
Bevollmächtigten des Rheders (unter Bezugnahme auf die 
Vollmacht, nicht blos auf Grund einer Vollmacht) eingegangen 
war (Prot. IV 1614, VIH S. 3731 f.; vgl. Entsch. des Hamb. 
Handelsiier. v. 17. Sept. Ib63 in Hermann u. Hirsch, Samml. 
S. 290). Der Vollmacht steht die Ratihabition gleich (zit. Kntsch. 
a. a. O., Lau r in bei Cresp I S. 634 f.). 

5. Ein V' er schulden des Rheders, w^odurch die Beschrän- 
kung seiner Haftung in den Fällen der Ziffern 1 und 2 wieder 
aufgehoben wird'), liegt einmal vor, wenn derselbe dem ein- 
gegangenen Vertrage direkt zuwider handelt, wie z. B. das yer- 
Trachtete Schiff, statt dasselbe dem Befrachter zur Disposition zu 
stellen, anderswohin dirigirt (Prot. VIII S. 4469 f.) oder eine kon- 
trakt- und rechtswidrige Handlungsweise des Schiffers anordnet 
fs. H.G.B. 479 Abs. 3, Art. 496). Es liegt ein solches aber auch 
bereits dann vor, wenn der Rheder nicht alle aus dem Vertrage 
ihm persönlich erwachsenden Verbindlichkeiten erfüllt (Prot. VIII 
S. 4155); z. B. wenn ihm in der Charter die Bestimmung des zum 
Transport geeigneten Schiffs vorbehalten war, ein zum Transport 
der elnzunämenden Güter nicht geeignetes Schiff wählt, und nun 
der Kapitän desselben lediglich ans diesem Qrunde die Einnahme 
der Ladung und demgemäss die Erfüllung des Frachtvertrags ver- 
weigert (Entsch. des R.O.H.G. XI S. 260). £s ist also^ um den 
Rhedir persönlich in Anspruch zu nehmen, nicht stets erforderlich, 
dass dessen Verschulden bewiesen wird (Prot. VIII S. 4284 — 4286). 

In allen Fällen, auch in dem unter Ziffer 3, haftet der Rheder 
persönlich für culpa in digendo (Prot. VHl S. 4155). 

6. Dass der Rheder, wenn er die spezielle Garantie für 
die Erfüllung des Vertrags übernommen hat, persönlich dafür haftet, 
ist selbstverständlich. Er haftet in diesem Falle aus seiner eigenen 

1) Bass dies der Fall, wird auch von einigen fremden Rechten ausdrück- 
lich hervorgehoben. So von der englischen Mercliant Shipping Act. von 1862 
(acct. öi). Der Schaden muss, wenn die Haftung der Rheder eine beRchränkte 
sein soll, eingetreten sein without thcir actual fauU or prwüff. Ebenso dt» 
•merikanische Gesetz vom 3. MS» 1851 (secL SJ, 
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HandluDg, eicht aus der eines Dritten. Irrelevant ist es dabei, 
ob die cuurauf boBÜeliche ErkUixune vom Rheder selbst oder in 
dessen Namen von dem dazu ermächtigten Schiffer abgegeben ist; 
wogegen das Versprechen des nicht dazu autorisirten Schiffers, die 

Zahlung werde aus der fortune de terre des Rheder« erfolgen, eine 
persönliche Haftung des letzteren nicht herbeiführen würde '(Her- 
mann u. Hirsch, Sammlung S. 279). Mit Gewährleistung^ nicht 
zu verwechseln ist einfache Anerkennung der Verbindlichkeit, wo- 
durch die JSatur dieser letzteren in keiner Weise verändert wer- 
den kann. 

7. Das Gesetz lässt in den iui Abs. 2 des Art. angegebenen 
Fällen die beschränkte Haftung des Rheders nicht Platz greifen, 
weil derselbe hier nicht facta miena, sondern seine eigenen zu ver- 
treten hat; also die ganze Begründung der beschränkten Haftung 

keine Anwendung finden kann. Ebenso liegt die Sache, wenn der 
Rheder selbst Schiffsführer ist. Wird ein solcher in An- 
spruch genommen wegen eines Rechtsgeschäfts, das er in seiner 
Eigenschaft als Schiffer geschlossen hat, oder wegen Nichterfüllung 
oder mangelhafter Erfüllung eines Vertrags, dessen Austührung zu 
den Dienstobliegenheiten des JSchifi'ers gehört, so haftet er nicht 
nur mit iSchiti und Fracht, sondern persönlich. In diesen Fällen 
wird nämlich dieselbe Person, welche das Rechtsgeschäft ein- 
gegangen, resp. hat ausföhren sollen, eben daraus in Anspruch 
genommen y indem es doch nicht möglich ist, X als Schiffer und 
eben denselben X als Rheder als getrennte Personen zu behandeln. 
Dass das H.Q.B, nicht den entgegengesetasten Grundsatz hat auf- 
stellen wollen (wennschon auf der hambarger Konferenz allerdings 
in dieser Hinsicht die Ansichten aus einander gingen : Prot. VHI 
S. 3834 f.), darf nicht etwa daraus geschlossen werden, dass das- 
selbe durch ein Boduiereigeschäft auch dann keine persönliche 
Haftung des Rheders begründen lässt, wenn dieser zugleich ISchifFer 
ist und selbst das Geschäft eingegangen ist (Art. 700); denn dieser 
Grundsatz ist lediglich eme Konseimens der Katur der Bodmerei, 
wie dies noch durch den (Jmstand oest&tigt wird, dass auch dann 
nur die verbodmeten Gegenstände für die Schuld haften, wenn der 
Schiffer auf Grund besonderer Anweisung des Betheiligten zur 
Verbodmung geschritten ist (Art. 700). Ebenso wenig aber darf 
die in Rede stehende Absicht daraus gefolgert werden, dass das 
H.G.ß. die Forderungen aus sonstigen Kreditgeschäften, die der 
Schiffer als solcher während des Aufenthaltes des Schiffs ausser- 
halb des Heimathshafens abgeschlossen hat, die Rechte eines 
Schiffsgläubigers auch dann gewähren lässt, wenn der »Schiffer 
Eigenthümer des Schiffs ist (Art. 757 Ziff. 7); denn wenn gesagt 
ist (fibrenberg, beschränkte Haftung S. 182 f. Note 23), nur 



Endemanns Handbuch IV S. 49 Note 24) geltend machte, über- 
sehen, dass auch andere Forderungen, als die, für welche der 




Digitized by Google 



56 



Zweiter TiteL 



Schuldner beschränkt haftet, die Rechte von Schiffsgläubigern ge- 
währen, wie die aus den Dienst- und Heuerverträgen herrührenden 
Forderungen der Besatzung (Zifl\ 4). Eine Kechtsungleichheit wird 
durch die hier vertretene Ansicht in keiner Weise herbeigeführt 
zwischen den Rhedem, die zugleich Schiffer, und solchen, die nicht 
auch Schiffer sind (Ehrenberg S. 217); denn bei letzteren han- 
delt es sich um das Einstehen iür fada aUmia, bei ersteren für 
facta proprio Eis würde sich auch gar nicht absehen lasseni 
weshalb der Rheder aus Keclitsgeschäften des Schiffers, wenn er 
zu deren Abschluss Volhnaclit ertlieilt liat. jiersönlich haften soll, 
wenn er dieselben selbst eiiiuei^ungen, allerdings in seiner gleich- 
zeitigen Eigenschaft als Kapitän-), nur mit JSchiff und Fracht^). 

I)as8 der Rheder, der zugleich Schiirstiihrer ist, für jedes Ver- 
schulden, das ihm in letzterer Hinsicht zur Last fällt, unbeschränkt 
haftet y ist selbstverständlich; denn es hat keinen Sinn, zu sagen, 
die betreffende Person haftet in ihrer Eigenschaft als Rlkeder zwar 
beschränkt, in ihrer Eigenschaft als Schiffer aber unbeschränkt, 
da dieselbe von dem Beschädigten in jeder Eigenschaft in Ansprach 
genommen werden kann. 

Die angegebenen Sätze gelten für den Fall, dass der Schiffer 
alleiniger Rheder ist. Ist derselbe nur Theilrlieder, so ist zu unter- 
scheiden, ob ihm der grössere Theil des Schiffs oder der kleinere 
gehört. Im ersteren Fall steht er in allen den Angelegenheiten, in 
denen Beschlüsse per maiora gefasst werden, dem AÜeineigen- 
thümer gleich; denn hier gilt der Wille dessen, dem mehr ab die 
Hälfte des Schiffs gehört, als Rhedereibeschluss. Gehört demselben 
dagegen weniger als die Hälfte des Schiffs, so fehlt es an der 
Identität von Schiffer und Rheder; so erscheint der Schiffer rein 
als Schiffer. Eben dasselbe gilt in den Fällen, wo ein Rhederei- 
beschluss nur mit Stimmeneinhelligkeit gefasst werden kann. 

Was endlich das Haften des Rheders für Verschulden der 
Sdiiffsmannschaft betrifft, so bleibt dieses auf Schiff und Fracht be- 
schrankt, auch wenn der Rheder zugleich Schifl'er ist, da der 
Kapitän — soweit ihn nicht cuJpa in eliijendo trifft — fiir der- 
artiges Verschulden nicht haftet, der Rheder also lediglich fiir facta 
aUma einzustehen hat^). 

1) Dieser Hinweis lässt auch speziell die riechtsungleichheit verschwinden, 
die Ehrenber^', beschränkte Haftung S. 217, darin tindet, dass nach der hier 
vertretenen Aulfassuug der Schiffer-Rheder beim Üezeptum nicht ebenso, wie der 
Bheder, der nicht zugleich Scliiffer ist, beschränkt haftet Vgl. auch hierttber 
Lewis in 1-ndemanns Ilamihuch IV S. 49 N. 24. 

2) Ce personnage ä double face pourra-t-il dire aux tiers, que le pro- 
mrUlavre som&UlaU^ iandU que Iß eapüame €Ufi88aü et eonirttetaitf fragt treffsad 
Desjardins II S. 109 f. 

3) T>ie Gründe, welche Coiircy. ffvefttions II S. 116 ff. gegen die Bestim- 
muDg des < 'ode de. comm. Art. 216 Abs. 3 in seiner jetzigen Fassung geltend 
macht, sind lediglich antreffend för die natorwidrige Aasbildong der Bodmerei im 
französischen Recht (s. Cres]» II S. 283 ff.) und den bedenklichen Satz, dass das 
Abaudonrecht zessirt auch bei dem, welcher Mitrheder und Kapitän ist, ohne 
alle Bücksicht auf die Grösse der demselben gehörenden Part. 

4) Der im Text Tertretene Standpunkt ist anch, wenigstens der Hauptsache 
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8. Da die Frage, ob der Rheder überhaupt für eine be- 
stimmte Handlung von Personen der Besatzung haftet, nach dem 
Rechte des Landes desselben zu beantworten ist, so ist nach eben 
diesem auch die Frage zu beantworten, in welcher Weise, wie 
weit derselbe dafür haftet, ob unbeschränkt oder nur mit Schiff 
und fVach% oder zwar persSnlich, aber mit dem Recht des Aban- 
dons? Es ist irreleyan^ wo die Handlung stattgefunden hat (s. o. 
S. 48 f. Nr. 6 und die Zit das.)^). 

Art. 4&3>). 

Dieser Artikel ist aufgehoben und ersetzt worden durch den 
§ 68 der Seemaimsordnung vom 27. Dezember 1872, welcher zwar 
die Regel des Art. 453, nicht aber die Ausnahmen desselben auf- 
genommen hat. Der § 68 bestimmt nämlich: 



nach, von einer ganzen Reihe neuerer Seerechte eingenommen. So bestimmt der 
fr an z öS. Code de coinm. Art. 216 Abs. 3: l^oute/ois la faculU de faire aban- 
don n*eii fH>int aceordie h eekti qui e$t m mime tsmps capitaine et proprii- 
iaire ou cojjropri^taire du narirr. Ebenso belgisclie Code de i'omm. II (von 
1879) Art. 7 Abs. Italien. ll.G.i;. Art. 4b2 Abs. 2; brasilian. 1 I.G.B. Art. 
494 Abs. 3. Das linnländ. Seeges. Art. 1* Abs. '6 räumt dem Mitrbeder, 
welcher das Schiff führt, das Recht des Abandons ein, vorausgesetzt, dass die 
Verbindlichkeit nidit die I'olpe seines eigenen Verschuldens, spricht also hiermit 
deutlich genug dem Alleinrbeder das Abandonrecht auch bei Verbindlichkeiten 
aoB Reclitageschäften ab. In der Merehant SUpping AU tos 1854 aeet, ,516 
heisst ee: £iothing in lA« ninth part of this Act wniamed ^kedi be eonHrued 
to lessen or tale atraif antj liahility tu vu'lh any mnster or seaman, being also 
owner or ^art owner of iUe akip to wkich he belongs^ is subject in hie ca- 
paeitff of mofter or aeaman. 

1) Wenn, wie an dieser Stelle bemerkt ist, das englische Recht diesen 
Gnmdsatz als Regel gleichfalls anerkennt, so findet doch die spezielle Bestim- 
moDg, welche die Merchant Shipping Act Amendment Act von 1862 aect, Ö4 
über die bescbränkte Haftung des Rheders aufstellt, nach eben diesem QeBets 
nicht nur auf britisclie, sondern auch auf fremde Schifte Anwendung (Üut ownsrä 
of any »hip whether British or foreign). 

2) Der Rheder haftet für die Forderungen der «ur ScMffebeeatmmfl 
gehörenden Personen aus den Dienet- und Heuerverträffen niehi nur mit Schiff 
ttlld Fracht^ sondern zugleich persönlich. 

Wenn jedoch das ^chiff dem Rheder ohne sein Verschulden vor VoU- 
eedung der Reiee verloren geht^ inebeeondere 
icenn es verunglückt^ 

wenn es als reparaturunfähig oder reparaturiiniHirdig koudemnirt ( Art, 

und in dem, letzteren Falle ohne Verzug öffentlich verkauft teird, 
toenn e» geraubt wirdy 

wenn CS nuf(jebracht oder angehalten und für gute Prise ( rklärt wird, 
»0 haftet der Rheder für die Forderungen aus der nicht vollendeten Reise 
oder^ sofern dieedhe aue mehreren Aheehnitten beeteht^ für die Forderungen 
OMB dem letzten Reise-Abschnitt nicht persönlich. 

Der letzte Reise- Abschnitt beginnt in dem Hafen^ in irelchem das Schiff 
zuletzt Laiiung eingenommen oder gelöscht hat^ und mit dem Zcitirunktf in 
uUehem mit dem laden der Anfang gemalt oder die LSeehimg vollendet 
ist. Ein Nothhafen wird ale Ladui^e- oder Löeehungehafen im Sinne dieeer 
Vorschrift nicht angesehen. 

Der Rheder ist in keinem der vorgenannten Fälle befugt y die etwa ge- 
»dhüen Sandgdder und VoreehHeee gurHek zu fordern. 
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Der Bheder haftet für die Fordcrungm des Schiffers und der 
zur Schiffsmanmchujt gehörigen Personen aus den Dienst- und 
Heuerverträgen nickt nur mit Schiff und IVacht, sondern persdnUeh^ 

Dieser Grundsatz bildet eine Ausnahme von der Bestimmung des 
Art. 452 Ziffer 1 H.G. B.; denn die AbBchliessonff von Heuer- 
yertrUgen mit der Schiffismannschafit gehört unter allen ümstftnden 
zu den gesetzlichen Befugnissen des Schiffers (Art 495 Abs. 2). 
Wenn trotzdem eine Ausnahme statuirt ist, so ist dies iediglidi 
aus Nfitzlichkeits* und Humanitätsrttcksichten zu erklären, von 
diesem Standpunkt aus hatte der preussische Entwurf Art. 406 
Abs. 2 und 8 die unbedinp;te persönliche llattung des Rheders für 
die Forderungen der Schiffsbesatzung an Heuer , Reisekosten und 
Entschädigung ausgesprochen. In der hamburger Konferenz suchte 
man die gedachten Rücksichten mit der dem Prinzip des älteren 
Reehts (und der meisten neueren Rechte): wenn das Schiff ver- 
loren, geht auch die Heuer verloren^ zu Grunde Hegenden Er- 
Vägung, ^dass das Schiffsvolk^ein grosses eigenes Interesse an der 
£rhaltang des Schiffs haben und selbst Gefahr laufen müsse, so 
lange das Schiff' in Gefahr sei" zu vereinigen^ indem man den 
Rheder für den Fall, dass ihm das Schiff ohne sein Verschulden 
vor Vollendung der Reise verloren ginge, „für die Forderungen 
aus der noch nicht vollendeten Reise, oder, sofern dieselbe aus 
mehreren Abschnitten besteht, für die Forderungen aus dem letzten 
nicht persönlich", sondern nur mit Schiff und Fracht haften liess ; 
demselben aber zugleich das Recht, „die etwa gezahlten Hand- 
gelder und Vorschüsse zurückzufordern'*, ausdrücklich absprach 
(Art. 453 H.aB.; vgl Prot IV 8. 1617—1624, S. 1649—1652). 
In den Motiven zur Seemannsordnung (S. 55 — 57) hat man von 
den beiden hervorgehobenen Zweckmässigkeitsrücksichten wieder 
den ersteren für den überwiegenden gehalten und die Bestimmung 
lediglich im Interesse der Schiffsleute getroffen^). 



1) Die fremden Sesrechte treffen gleichfalls in Betreff des Haftens des Ehe- 
ders für die Heueransprüche der I^esatzung Bestimmungen, die zum Theil den 
allgemeinen seerecbtlicben Regeln nicht konform sind. Vollständig mit § t>8 der 
RSeemanns-O. stimmt Qberdn das f i n n I ä n d. Seeges. Art. 17. FQr England hat 
die Merchant Shipjring Act von 1854 mit Rücksicht auf das früher geltende 
Prinzip the freighi in the mother of wagea (vgl. Maclachlan S. 228) den Satz 
aufgestellt (aeet J83J: No rigth to toages »hall öe dependetU on the earning 
qf freight. Nor in einem Falle verliert der Schiffemaiwi ssinen Heneranspruch. 
Es heisst nämlich in derselben scct.: J>vt in all cases of loreck or loss of the 
shipf prooj thai Ue has not ejcerted liimseLj to the utmost to eave the shtVf 
cargo and ttürta ähaU har hia Hann. In der frsnsMisehen Theorie imd Pncns 
gehen die Äfeinungen hinsichtlich der Haftung des Rheders für die Heuer am 
einander. Die herrschende Ansicht ist folgende. Sind die Srhiffsleute am Wohn- 
orte des liheders geheuert, so steht diesem in Betreff der Heueranspruclie kein 
Abandonrecbt zu, da nadi dem Gesetz — Code de comm. Art. 223 — die Mit> 
Wirkung des Rheders zu präsumiren ist (Bedarrido I N. 298; Desjardins 
II 8. 78, die bei Huben de Gouder I S. 413 N. 72 Zit); wohl aber wenn 
dieselben ausserhalb des Wohnorts geheuert sind. Für jeden dieser B'älle ist 
jedoch auch die entgegengesetzte Meinnng vertreten. Etneiseits wird zaweüen 
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Art 454. 

Die ührigen Fälle, in ivelchen der Rheder nicht persönlichj soth 
dem nur mit Schiff und Fracht haftet, sind in den folgenden TikHn 
bestimmt. 

Der Artikel weist darauf hin, dass die persönliche Hafbing des 
Rheders im Seerecht die Regel bildet. Und unter der persdnlichen 
Haftung versteht das V. B. des H.G.B., wie sich aus der Qegen- 

überstoTlung der IIaftun<T mit Schitf und Fracht in diesem und 
noch einer Reihe anderer Artikel des H.G.B, ergiebt, die Haftung, 
wobei das ganze Vermögen des Scliuldners in Anspruch genommen 
werden kann. Die Fälle, in denen diese persönliche Haftung des 
Rheders nicht Platz greift, sind, abgesehen vom Art. 452, angegeben 
in den Art 501, 680 (hinsioiitlicn dessen aber die Haftung mit 
Schiff nnd fVacht sich schon aus Art 452 ergiebt), Art. 728 
imd 755. 



dem Bheder stets das Abandonrecht abgesprochen auch bei den in der l*'remde 
fdienerten SehiMenten, so namentlieh von einer — wie es scbeint konstanten 

Praxis des Tribunals von Marseille. Andererseits räumen demselben einige Schrift- 
steller das Abandonrecht auch in IJetrefiF der an seinem Wohnorte eingegangenen 
Heuerverträge ein, wenn der Kheder dem Abschluss des Vertrags fem geblieben 
ist; Bo Laurin (bd Cresp I S. 62(;— (;29, während er sich S. 635 wieder der 
herrschenden Meinung anzuschliessen scheint) und Rüben de Couder (I S. 413 
N. 72^18). l^ ür den Fall des Verlustes des Öchifis und der Ladung trifft dann 
der Code de comm. noch eme Reihe von Bestimmungen. Oeht beides verloren, 
10 Terlieren die Schiffsleute jeden Heueranspruch (nach der Jurisprudenz jedoch 
nur fiir den letzten Reiseabschnitt , indem die verschiedenen Reiseabschnitte 
— voyage tl'allery voyugea tnter m tdiair ett ^ voyage de retour — als besondere 
Reisen betrachtet werden; s. GanmontS. 68S). Nor die erhalteneD YondiOsse 
brauchen sie nicht zurückzugeben (Art. 2r)8). Sind Theile desS(hiffs oder Güter 
gerettet, so bekommen die Schiffsleute Zahlung der bereits verdienten Heuer, 
soweit dieselbe aus den SchiffsUberresten und au zweiter Stelle aus der lür die 
GOler gezahlten Fracht erfolgen kann (Art 259). Ferner gelten noch die beson- 
deren Regeln: Les ntatelots engagds au frei sont payia de leurs loyers seule- 
ment sur le frei ä Proportion de ceiui que re^oü le capäaine (Art. 260). JJe 
guelque nutniire que le» mateiaU »oient louis, ils »<mt payia des joumiee par 
M» emplop£e» ä eamer les dibris ei les effets naufrages (Art. 201). ^Nlit diesen 
Vorschriften des Code stimmt das holländ. H.G.B. (Art. 419 — 421) überein. 
Nur wird im Falle der Bergung von bchiff oder Gütern bei ausserordenUidiem, 
mit gntem Erfolge gekrönten Fleisse neben Heuer Bergelohn befahlt Ebenso 
übereinstimmend mit dem Code d;is sp anisch e II.G.B. (Art. 716 f.). Auch hier 
wird iiidess Anspruch nuf angemessenen Bergelohn den Schiffsleuten eingeräumt, 
au&drücklich jedoch nur solchen, die auf einen Antheil an der Fracht tahren, 
und zwar wenn diese bei Bergung von Schiffistheilen sich betheiligt haben. Der 
belgische Code de comm. (II v. 1879) handelt wohl von dem Einfluss des Verlustes 
des Schiffs auf den Heuervertrag, nicht alter von dem besonderen auf die Ueueran- 
sprttche; es gelten also hieffOr die allgemeinen Regeln. Nur ordnet denelbs 
eme durch deii Bidhter ni «rbitrirende Herabsetsung der Ansprüche der Schiflfs- 
leute an, wenn dargethan wird, quHh n'otit j^as fait tont ce. qvi etait en leiir 
pouvoirf pour aauver Le bdtiment. Auch dieses Gesetzbuch bestimmt aber, dass 
Vondiüsse nicht surffeksosahlen sind (Art. 54). Ebenso reprodosirt dasselbe die 
Art 260, 261 des frsnsOsisehen Code in den Art. 55, 56. 
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Art. 455. 

Der Wieder als solcher "kann wegen rincs jedem Ampruelis, ohne 
Unterschied, oh er persönlich oder nur nu'f Schiff und Fracht haftet^ 
vor dem Gerichte des Heimatlisliafnis (Art. 435), hehmfßt nerden. 

Wie die Handelsniederlassung die Grundlage der geschäftlichen 
Thätigkeit des Kaufmanns bildet, so das Schiff die des Rheders. 
Das Schiff hat, wenn man diesen Ausdruck zulassen will, sein 
Domizil („Quasidomizil": Goldschmidt, H.K. II S. 5 Note 8) 
in dem Heimathshafen. £s ist daher durchaus korrekt^ hier auch 
das forum domidln des Rheders^ als solchen, d. h. in allen An- 
gelegenheiten, welche sich auf den Rhedereibetrieb beziehen, an- 
zunehmen 

Das Gesetz sagt, der Rheder kann, nicht aber er darf nur 
vor dem Gericht des Heimathshafens belangt werden. So kann 
denn ein Schiffsgläubiger, Avelcher sein Pfandrecht am Schiff gel- 
tend macht, die Klage, auch wenn er dieselbe gegen den Rheder 
richtet, da anstellen, wo sich das Sciiitf gerade befindet (H er m a n n 
und Hirsch, Samml. Nr. 117; Hamburger Handelsger.-Zeit. von 
1875 Nr. 103, 105j.^ 

Inwiefern der im Art. 455 ausgesprochene Grundsatz eine 
Modifikation durch den § 89 der Strand.-0. erleidet, darüber siehe 
die Ausführung zu diesem Paragraphen. 

Art. 4ä^. 

Wird von mehreren Personen ein ihnm gemeinschaftlich zu- 
stehendes Schiff zum Erwerh durch die Seefahrt für gemeinschafÜiche 
Bßchnung verwendet, so besteht eine Bhederei. 

Der Fall, irmn das Schiff einer Hand clsgcsvUseliaft gehörty wird 
durch die Bcstimmungm üher die llhederei nicht berührt. 

1. Mehrere Personen, die ein ihnen zusammen gehörendes 
Schiff zum Erwerb durch Seefahrt für gemeinschaftliche Rechnung 
verwenden, können in sehr yerschiedenartigen Bechtsverhftltnissen 
stehen. Sie können, worauf der Artikel ausdrücklich hinweist, 
eine Handelsgesellschaft bilden, und zwar eine Aktiengesellschaft 
— und die grossen Transport- (namentlich Dampfschiff fahrts-) 
Gesellschaften sind dies durchweg — , eine Kommana it^esellschaft, 
eine offene Handelsgesellseliaft. Eine solche steht alsdann unter 
dem Recht der betreffenden Gesellschaftsform. Im Seerecht aber 
erscheint eine derartige Gesellschaft als Einzelrheder. Die häu- 
tigste Form aber ist die Rhederei (früher auch wohl Mascopei ge- 
nannt;. Eine solche liegt stets vor, wenn ein Schiff" mehreren 
Personen ^) gehört und von ihnen zum Erwerb durch Seefahrt für 

1) Dieser Grundsatz wird auch TOn französischen Juristen adoptirt So TOn 
Cresp-Laurin l S. 280-, Desjardins I S. 80, und — wie es scheint — 
auch vom Handelsgericht zu Marseille in einem Erk. vom 1. August 18ü6. 

2) Diese brauche ftbrigens nicht nothwendiger Weise physische Einzelper^ 
sonen zu sein. Es kann auch einer Aktiengesellschaft oder einer offenen Hflii- 
delsgesellschaft eine Schifiispart oder eine Anzalü von Schifsparten gehören. 



Digitized by Google 



Von dem Eheder nnd der Rbederei. Art 456. 



61 



emeinscliaftlichc Rechnung verwendet wird, vorausgesetzt, dass 
iese Personenraehrheit in ihrer Eigenschaft als Eigenthünier des 
Schitrs keine Handelsgeseilschalt bildet, ohne Rücksicht, ob dieses 
gemeinsame Eigenthum mehrerer Personen von Hause aus an dem 
Schiffe bestand oder erst später entstanden ist^ in der Weise^ dass 
das einer einzigen Person gehörige Schiff auf die mehreren Erben 
derselben überging oder von derselben zum Theil an eine oder 
mehrere Personen veräussert wurde. 

Hierbei wird das Schiff in eine grössere oder klt inere Anzahl 
ideeller Theile (Schiffsparten) zerlegt. Die Grösse und demgeniäss 
die Zahl der bei einem Schiffe anzunehmenden Parten längt ledig- 
lich von dem Willen der Eigenthünier des Schills ab. Daher variirt 
dieselbe ausserordentlich , und zwar steht sie durchaus nicht im 
Verhältniss zu der Grosse des Schills. Gerade bei kleinen Schiffen 
von 200 bis 300 Tons ist die Zahl der Parten nicht selten eine 
ausserordentlich grosse; 100. 120 Parten kommen bei solchen 
Schiffen sehr häufig vor und selbst 360 und noch mehr Parten 
sind, namentlich bei mecklenburgischen Bchiffen, ;;;u nicht selten 
während umgekehrt grosse Schifie, die einer Rbederei gehören, oft 
in 4 und noch weniger Parten getheilt sind. Die Zahl der Parten 
ist übrigens durchaus nicht immer der der Mitrheder (auch nicht 
der ursprünglichen) gleich, und wenn die Partenzahl sehr gross 
ist, ist die Zahl der Mitcigenthümer stets viel geringer, wennschon 
30 bis 40 und noch mehr Miteigenthümer recht häutig vorkommen. 
Es kann nämlich ein Rheder eben so wohl eine grosse Anzahl von 
Parten, als auch nur eine resp. einen Theil (V2> Vs? ^'3^ ^U) ^Z*; Vs 
u. s. w.) einer Part besitzen; wie auch durch Erbgang und Ver- 
liisserungsgeschäft die Zahl der Mitrheder bald wachsen, bald sich 
verringern kann. Die Re^el freilich sollte die sein, dass die Part 
dem ikleinsten ursprünglich vorkommenden Aniheil eines Rheders 
gleich ist ^}. Der Grund für diese Zerstückelung der Schiffe ist 
darin zu suchen, dass der Rhederei-Betrieb eine beliebte Kapital- 
anlage in den Seestädten bildet, wobei sich auch das kleine und 
kleinste Kapital betheiligt. Um dies zu ermöglichen , sind die 
Schiffspai'ten sehr klein angenommen, nicht selten beträgt der Werth 
derselben 800 Mark; 150 Mark und noch weniger 



1) In einem mir bekannt gewordenen Falle zerfiel das Schiff von etwas über 
aOOTons in 5040 Theile, der nindestbetheiligte Rheder hatte 21 Parten, der 
hftdistbetheiligte 1134. 

2) Regelmässig wird der Antbeil jedes Rheders am Schiff durch eine Bruch- 
zahl ausgedrückt, doch ist hierbei der Divisor bei demselben Schiff keineswegs 
Stets doaelbe. Es kommen z. B. bei einem Schiff folgende Anteile der Mit- 

IM« T«r: •/.«, »"V V V «. r w.; fcn« «V '»■'•/«,. 

/{IQ a. 8. w. 

3) In England giebt es eine feststehende Zahl von Parten {shares) ; the 
property in a ship shall be divided into si.iijf- four shnres : Aferrhant Ship- 

CAet von 1864 sect 31. Mehr als 64 !Mitrheder dürfen nicht registrirt wer- 
Ein Parteninhaber kann jedoeh mehrere Penonen vertreten: Merehaut 
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2. In Betreff des juristischen Charakters der Rhederei 

besteht keine TJebereinstimmuno: unter den Juristen Die einen 
fassen dieselbe als eine der Aktiengesellschaft verwandte Personen- 
vereinigung auf, ohne sie jedoch unter die juristisciien Personen 
zu subsumiren, so Pohls (Seerecht 1 S. 113), Kaltenborn 
(öeerecht 1 116), Mittermaier (Dcutsclies Privatrecht U 
§ 542 IV), Hillebrand (Deutsches Privatrecht S. 574), Walter 
(Deatscbes Privatrecht S. 346 f.)> Gerber (Deutsches Privatrecbt 
§195 Note 2); andere schlechtweg als Societät, so £ichhorn 
deutsches Privatrecht § 390) und namentlich das Rei ch s- O b o r - 
Handelsgericht in einigen Erkenntnissen (IV 84, Vm 



Shipping Act Amendment Act von 1880 (49 ii. i4 V!ctnrin r. J8) .sect. 2. In 
Frankreich theilt mau seit Alters her das Schiff gewöhnlich in 24 Theüe 
(fiOTtion» oder — namentlich im Sflden — quirtUt). Doch kommt auch die 
Thäluug in 100 und 1000 Parten vor. Ein Parten Inhaber ( nortionnaire oder 
auiratuire) kann mehrere Parten besitzen; auf der anderen Seite können auch 
die Parten wieder getheilt sein: Cresp-Lauriu I S. A'Sl. 

1) Auch in der französischen Theorie und Praxis gehen die Ansichten 
hinsichtlich der Natur der Rhederei sehr aus einander. Die einen betrachten 
dieselbe als »ociiU solidaire et coUective; nach anderen ist dieselbe eine 
commaneUte und selbst une »orte de aoeieti, anonyme; nach einer ferneren 
Meinimg, wdche geradezu als die herrschende in der Jurispnidens gilt, als 
8ocUt6 en participatinn ( Gelej^enheitsgeselhchaft). S. Cresp-Laurin I 
S. 3Ö6 ff. und die daselbst Zitirten. Die neuesten Seerechts-Schriftsteller, 
Greep, Lanrin (I S. 894), Desjardins (II S. 17) beseiehnen dagegen die 
Bhederei als eine socUU »ui generi», gouvernie par ses rhgle» propren et coU' 
form6ment au.r trnd/t/'ons speciales du droit maritime. In England ist die 
communüt opinio folgende. Die Mitrheder stehen in einen) condominium (sie 
siod tenant» tn eommon)\ das ist die regelmässige Gestalt dieser Yereinig|img, 
nämlich allemal dann, if pari oiüners holt in severalty diuinct .shm-cs in a 
shipf with än undioided intereM in the tr/iole. Dieselben können aber auch in 
einer Art Gesanmiteigenthum stehen (sie sind joinUteruxnta oder partner 8\ näm- 
lidl dann, if a ship be vested in several persans jointly with unity of litis 
and no d/stinctiov of interest. S. Maclachlan S. 95. Welches Verhältniss 
Torliegt, ist im einzelnen Falle nach den Umstanden zu ermessen; vgl. Abbott 
8. 62 JN. e. Der wjdctische ünteraehied dieser beiden Formen der Bhederei 
tritt hervor in der Wirkung der durch Mitrheder mit Dritten abgeschlossenen 
Verträge. Tf a ship is held by its owners as partners, <ill nre jointly Halde 
OH the contract of one of them made as their agent in the name of and for 
ike purpote of the parinor§k^» It U atnanod in Oust ease ^at a partnor 
ncts (18 agent for his co-partncrs ; othci-i'^iae as respccts part-owners (d. h. te- 
nants in common)^ each of lohom is bound only by his own a^t or the act 
of his ageiUj duly authorized by him* ßetioeen part-owners agency mftst be 
prot'ed; between pariners it is implied by laii\ Abbott 8. 90; vgl. Mac- 
lachlan S. 107. In den Vereinigten Staaten von Amerika wird dagegen 
^ der in Kede stehende Unterschied der beiden genannten Arten von jSütrhedern 
nicht SDOdkanat Hier gilt vielmehr der Satz: part^owner» on the epot have an 
impUed authority from the etbemU jNMt-aumer«, to order for the common Can- 
cern whalever is necessary for the preservation and proper employment of 
ihc shij^. They are aualogous to partners ^ and iiable, ander that implied 
mAhorüy^ for neeeesary repaira and stores ordered by one of themeelvee 
(Kent, coiiimentarlcs III S. 155). ein Satz, dessen Richtigkeit früher auch in 
England vertochten, der später aber aufgegeben wurde. Das brasilian. II. G.B. 
Art. 485 stellt die Mitrheder (sociedade on parceria maritima) ausdrücklich 
unter die Kegeln von den Ämdelsgesellschaften mit den vom selbst be- 

liebten Modifikationen. « 
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S. 342 f.; in dem Erkenntniss vom 28. April 1875, XVI S. 382, 
als Gelcgenhoitsgcsellsclialt). B c s e 1 e r (Deutsches Privatrecht 
§ 71 A) wendet auf dieselbe den von ihm in die Jurisprudenz 
eingeführten Begriff der materiellen iiechtsgemeinschaft oder ge- 
sammten Hand an, und ihm hat sich Gierke (Das deutsche Ge- 
nossenschaftsrecht 11, Berlin 1873, 8. 933 ff.) angeschlossen. Hier- 
unter wird, verstanden eine Vereinigung mehrerer Personen in 
demselben YermÖgensobjekt, „welche für bestimmte Besiehungen 
die Grenzen ihrer Persönlichkeit aufhebt und dieselbe gleichmässig 
über die ihnen gewordene Rechtssphäre erweitert, ohne dass jedoch 
ein neues selbständiges Kechtssubjekt in der Vereinigung begründet 
wird" (ßeseler S. 249; Gierke S. 924 ff.). 

Die in Betracht kommenden Bestinnnungen des H.G.B, recht- 
fertigten meines Krachtens ^) die Auflassung der Rhederei als So- 
zietät, aber als bescmders gearteter Sozietät („Gewerbsgescllschaft 
sui (jmeris^^ sagt Goldschmidt in seiner Zeitschrift XXlll 8. 352). 
Das Charakteristische derselben besteht darin, dass die Mitglieder 
der Vereinigung nicht individuell betimmte Personen sind, sondern 
gewissermaassen designirt werden durch eine bestimmte Sache^ 
welche eben die Grundlage der Rhederei bildet, nämlich das See- 
schiff nebst Zubehör. Die Zugehörigkeit der Rhederei ist lediglich 
bedingt durch das Eigenthum an einer oder mehreren Schiffs- 
parten. Der Erwerb von Parten hat den P^intiitt in die Rhederei 
zur Folge, die Veräusserung aller Parten, die man hat, den Aus- 
tritt Eine Einwilligung der übrigen Mitrheder ist hierzu nicht 
erforderlich (mit Ausnahme freilich des Falls, wo die Veräusserung 
einer Part an einen Fremden den Verlust des Rechts, die Reichs- 
Üagge zu fEÜbren, zur Folge haben wtlrde, weil dadurch wohl- 
erworbene Rechte der übrigen Mitrheder verletzt werden würdeuj 
Art 470). Auch die Leitung der Angelegenheiten der Rhederei 
erfolgt regelmässig nicht im Wege vertragsmässiger Vereinbarung; 
vielmehr ist für den Antheil hieran der Antheil am Schiff maass- 
ebend, indem regelmässig entscheidend ist der Wille dessen oder 
erer, welchen mehr als die Hälfte des Schiffs gehört (Art. 458); 
und wo Stimmeneinheiligkeit nothwendig ist, da ist dies wieder der 
Wille sämmtlicher Miteigenthümer des Schiffs. Eine Aenderung in 
den Personen der Mitrheder (wie auch Vergrösserung und um- 
gekehrt Verringerung der Zahl derselben) ist ohne Einfluss auf 
den Fortbestand der Rhederei. Tod oder Konkurs eines Mitrheders, 
wie Unföhigkeit eines solchen zur Vermögensverwaltung hat nicht 
die Auflösung der Rhederei zur Folge. Autkündigung Seitens eines 
Mitrheders ist nicht möglich; eben 80 wenig Ausschliessung eines 
lolßhen (Art. 472). Alierdings kann die Auflösung der Rhederei 



1) Die in der 1. Aufl. vertretene Ansicht, dass die Rhederei als juristische 
Person aufzufassen, hatte ich schon in Endemunns llaudb. lY S. 64 zurück- 
gnommen. 

2) Nur wird voraiiBgesefeEt, dass die YerftiiBBemng den Mitrhedem angesagt 

ist (Art. 471 Abs. 1). 
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durch Stimmenmehrheit beschlossen werden. Doch muss alsdann 
das Schiff verkauft werden; wie auch dem Auflösungsbeschluss der 
Beschiusä, das Schiff zu veräusäcru, gleich steht (Art. 473j. Dass 
trotzdem die Rhederd nicht ab jaristische Person^ ah Korporation 
atifge&sst werden kann; geht daraus hervor, dass dieselbe in keiner 
Weise im Rechtsleben und Dritten gegenüber als selbständiges 
RechtSBubjekt auftritt^ dass sie keinen Gewerbsnamen, keine Firma 
führt; unter der sie Hechte erwerben und Verbindlichkeiten ein- 
gehen, klagen und verklagt werden könnte; dass es vielmehr die 
einzelnen Mitrheder sind, welche uinnittelbar berechtigt und ver- 
pflichtet werden, fiir die beim Rhedereibetrieb gemachten Schulden 
unmittelbar in Anspruch genommen werden können (Art. 474 
Abs. 1 ), in den Angelegenheiten der Khederei klagen und verklagt 
werden müssen. 

3. Das Gresetz schreibt eine bestimmte Form für die Be- 
gründung einer Rheder ei nicht vor. £s macht die Existenz 
einer solchen abhängig von dem Vorhandensein zweier Thatsacheni 

der Thatsache^ dass ein Schiff im Miteigenthum mehrerer Personen 
steht ^ und der, dass diese das Schiff zum Erwerb durch die See- 
fahrt für gemeinschaftliche Rechnung verwenden. Der ausdrück- 
lichen Willenserklärung steht daher die in konkludenten Hand- 
lungen enthaltene gleich 

Art. 457. 

Das BecktsmJMmss der Mitrheder wiier einander hesUmmt 

sich zunächst nach dem zwischen ihnen geschlossenen Vertrage. S(h 
weit eine Vmmharang nicht getroffen ist^ kommen die Bestimmungen 
der nachfolgenden Artikel zur Aimendung, 

Der Artikel zeigt, dass die vom H.G.B. über die Rhederei ge- 
troffenen Bestimmungen, soweit sie die Verhältnisse der Mitrheder 
unter einander betreffen, dem vermittelnden Recht angehören. Eis 
ist also die Norm für ein konkretes Verhältniss zunächst in etwaigen 
vertragsmässigen Beliebungen zu suchen, erst in Ermangelung von 
solchen in den Vorschriften des Gesetzbuchs. Ferner ist natürlich 
(zufolge des Art. 1 H.G.B.) auf die Gewohnheiten im Gebiete des 
Handelsrechts und subsidiär auf die Grundsätze des allgemeinen 
bürgerlichen Rechts zu rekurriren (Entsch. des R.O.H.G. XVI 
S. 382). 

Die Verhftltnisse der Rheder zu einander können nicht nur 
bei Eingehung der Rhederei, sondern auch später vertragsmässig 
festgestellt werden. Der Rhederei- Vertrag bindet nicht bios die- 
jenigen Mitrheder, welche ihn geschlossen haben, sondern auch die 

später hinzukommenden. Er gilt, bis er durch einen neuen Ver^ 
trag (Art. 458 Abs. 2) autgehoben resp. abgeändert ist. 

1) Nach einigen Rechten ist allerdion Bchriftlicher Vertrag nothwendig; so 
nach dänischem (ßsgl. Tom 80. Juli 1756) und dem finnUndisohea (See- 
gesetz Axt. 19). 
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Art* 458« 

Für die Angrh genJuHen d(r Rheder ei sind die Beschlüsse der 
Mitrhedtr maassgebend. Bei der Beschlussfassnng entscheidet die 
Mehrheit dir Stimmen. Die Stimmen ivrrden tiach d(r Grösse der 
Schiffsparien gezählt. Die Stimmenmehrheit für einen Beschliiss ist 
vorhanden, wenn der Person oder den Personen, welche ßr den JBe- 
whktss gestimmt hüten ^ musammen mehr ob die Hälfte des ganeen 
Schiffs gehört. 

Einstimmigkeit sämmtlicher Mitrheder ist erforderlich gu Be- 
schlüssen^ welche eine Abänderung des Bhedereivirtrages bezwecken 
oder tvelchc dm Bestimmtmgen des Rhedereiverirages entgegen oder 

dem Zwecke der Rh dtrei frenul smd. 

1. Der Artikel hebt es ausdrücklich hervor, dass der Rhederei- 
betrieb grösstentheils durch Majoritätsbeschlüsse der Mitrheder 
geführt wird^ wobei jedoch für die Majorität nicht maassgebend ist 
die Zahl der Kopie derer, welche für eine Maassregel stimmen, 
sondern, in Gemässheit des ganzen Charakters der Khederei, der 
Theil des Öchitis, welcher diesen gehört. Ks ist daher auch mög- 
lich, dass die Willensäusserung eines einzigen Mitrheders einen 
MajoritfttsbeschliiBB darstellt, und derselbe stets allein alle Dis- 
positionen (welche nur Stimmenmehrheit verlangen) zu treffen be- 
rechtigt ist (Entsch. des R.O.H.G. XV S. 158 f.). Dagegen ist es 
nothwendig, dass die Eigenthümer von mehr als der Hält'te des 
ganzen Schiffs sich für eine Maassregel ausgesprochen haben, 
und es genügt nicht, wenn den für diese stimmenden mehr als die 
Hälfte der in der Versammlung vertretenen Parten gehört. Eine 
gewisse Modifikation erfährt dieser Grundsatz im nieckienburgischen 
Recht. Die mecklenburgische Einführungs- Verordnung bestimmt 
nämlich (im § 52, welcher noch jetzt zu Recht besteht): 

Bei Ahstimnimigen über Angelegenheiten des laufenden Bhedf^ei- 
hdriebes werdm die Stimmen derjenigen Mitrhedtr, welche nicht an 
dem Sitze der Rheder ei wohnhaft sind und hei dem Korrespondent- 
rheder einen Vertreter nicht angemeldet haben^ desgleichen die Stim- 
men derjenigen Mitglieder, wdche rechüieh oder thatsächU^ an der 
Theibuthme bMtdert smdf so lange sie einer Vertretung entbehren, 
den mehreren Stimmen hineugeeMt, 

lieber die Form, in welcher die Beschlüsse zu fassen sind, be- 
stimmt dasG^esetz nichts. Die BeschlussÜMNinng kann daher eben so 
woU in einer zu diesem Behuf zusammengerufenen Versammlung der 
Ifitrheder^ als durch Korrespondenz erfolgen*). Doch ist die Gültig- 
keit eines Beschlusses nicht davon abhängige dass sftnmitliche 



1) Letzteres (nämlich Missive, welche vom Korrespondentrheder in Zirku- 
lation gesetzt werden) bildet in Meckienbon den üblichen Abstimmunffs-Modus: 
Bachka und Budde, Ssmmlnng TOn JraitMlieidiingsgrandeii das O.A.O. sn 
ItoModc m S. 149. 

Levis, SMneht. I. 2. Avfl. 5 
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Mitrlieder geladen resp. um ihre Meinung beiragt sind. Es genügt 
vielmehr die in irgend einer Welse herbeigef&nrte Verstfinoigung 
▼on so vielen Mitrhedem, als zuBammen melir als die Hftlfte des 
Schiffs besitzen. Es lässt sich das Qegentheil nicht etwa ans den 
Worten, dass die Stimmen nach der Grösse der Schiffsparten ge- 
zählt werden sollen, ableiten (Entsch. des R.O.H.G. XVI S. 382, 
XXII S. 292; Seufferts Archiv XXVli Nr. 164 — £rk. des 
A.G. zu Celle vom 27. Juni lb68 — ). 

2. Da in diesem Artikel lediglieh das RechtsverhUltniss der 
Mitrheder zu einander in Frage steht, so küiinen die Bestimmungen 
dessel beu durch den K hederei - Vertrag abgeändert werden. 
Es kann also z. B. angeordnet werden, dass die Beschlüsse mit 
grösserer, als ein&ch absoluter Majorität, z. B. mit Zwddrittel- 
majorität za fassen sind. Es kann bestimmt werden, dass nicht 
jedem Mitrheder Stimmrecht zukommt, sei es, dass sich einige 
desselben ausdrücklich begeben, sei es, dass Stimmrecht über- 
haupt nur mit einer gewissen Zahl von Parten, resp. einem be- 
stimmten Antheil am Schiff, z. B. 5 Parten oder V'go Theil verbunden 
wird. Es kann ferner vorgeschrieben sein, dass neben der Parten- 
Zahl auch Rücksicht auf die Personen-Zahl genommen werden soll, 
so etwa, dass jede Part bis zur Zahl von 5 oder 10 z. B. Eine 
Stimme giebt, die darüber hinaus einem Mitrheder gehörenden Par- 
ten nicht mehr gezählt werden. 

3. Der zweite Absatz erklärt sich daraus, dass die Bhederei 
sich innerhalb ihrer dgenen Bechtssphäre zu halten hat und nie- 
mals Rechte dritter Personen verletzen darf. Den Bechten dritter 
Personen stehen gleich die iura quaesita der eigenen Mitglieder, 
der Mitrheder. Ein wohlerworbenes Recht hat nun jeder Mitrheder 
darauf, dass der Rhederei-Vertrag innegehalten, resp. in Ermange- 
lung eines solchen der Zweck der Rhederei erfüllt wird. Soll hier- 
von abgewichen werden , so ist dazu die Einwilligung der Bcthei- 
ligten, d. h. die Einstimmigkeit sämmtlich er Mitrheder er- 
forderlich. Unter „sämmtlichen Mitrhedern^' sind m. £. nicht nur die 
stimmberechtigten zu verstehen, sondern auch die, welche sich ver- 
tragsmässiff ihres Stimmrechts begeben lutben« Denn daraus, dass 
ein Mitrheder auf sein Stimmrecht verzichtet, geht nur hervor, dass 
er jeden Antheil an der Leitung der Geschänsangelegenheiten der 
Rhederei, aber natürlich innerhalb der Grenzen ihrer vertrags- 
mässigen oder gesetzlichen Gestalt, aufgiebt. Und es kann dies 
nicht so verstanden werden, als ob er in jede Verletzung seiner 
wohlerworbenen Rechte durch die stimmberechtigten Mitrheder 
willigte. Denn sonst könnte es ja kommen, dass ohne allen Grund 
dunm einen Beschluss der letzteren die nicht stimmfähigen Mit- 
rheder ihrer Eigenthumsantheüe am Schiff für verlustig erklärt 
würden. Kur dann würden die nicht stimmberechtigten Sfitrheder 
auch in den Fällen des Abs. 2 nicht mitzustimmen haben, wenn 
sie auch für diese Fälle ausdrücklich auf ihr Stimmrecht ver- 
zichtet hätten. 
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In der hamburger Konferenz waren die Ansichten darüber, 
welche Bedeutung den Worten: „Einstimmigkeit sämmtlichcr ]\Iit- 
rheder ist erforderlich" beizulegen, getheilt. Einige ^Mitglieder 
fassten die Worte in dem hier genommenen Sinne ; andere meinten, 
in dem vorliegenden Artikel sei lediglich der regelmässige Fall 
vorausgesetzt, dasB alle Mitrheder Stimmberechtigung hätteih indem 
in dem Fall, wo einzelnen Mitrhedem das Stimmrecht aar Grand 
besonderer vcrtragsmässiger Vereinbarung fehle, auch lediglich 
dioBer die £nt8cheidungsnorm za entnehmen sei. Von den Vertretern 
der ersteren Auffassung wollten die einen eben um dieser von 
ihnen angenommenen Bedeutung der Worte willen diese gestrichen, 
die anderen aus demselben Grunde dieselben beibehalten wissen. 
]Man behielt die Worte bei, indem die Mitglieder der Majorität 
entschieden fortfuhren, sich Verschiedenes darunter zu denken 
(Prot. IV S. 1503 f.) 

8. Bestimmungen, welche dem Zwecke der Rhederei 
fremd, sind eigentlich nor solche, welche auf ein Liegenlassen 
des Schiffii oder ai^ eine Verwendung desselben zu anderen, als 
Erwerbszwecken (z. B. zu einer Entdeckungsreise) hinauslaufen 
(Prot IV S. 1501). Zweck der Rhederei kann nämlich in diesem 
Zusammenhange nur bedeuten den Zweck einer jeden Rhederei, 
d. h. nach Art. 450 und Art. 456 Erwerb durch die ISeefahrt ; denn 
der Zweck einer einzelnen bestimmten Rhederei (welche z. B. für 
Fahrten zwischen England und den Hansestädten eingegangen, 
vgl. Prot. S. 1502) muss mit dem durch den Rhederei- Vertrag ge- 
setsten identisch sein. 

4 Eiii Beschluss, welcher eine Abänderung des Bhederei- 
Vertrags bezweckt, hebt gewisse oder sAmmthche Bestimmungen 
desselben auf und ersetzt sie durch neue; der, welcher den Se* 
Btinnnungen des Rhederei- Vertrags entgegen ist, suspendirt die- 
selben nur für einen bestimmten Fall oder für gewisse Fälle. Der 
Rhederei- Vertrag ist aber hierbei, wie das Ober-liandels-Gericht 
m. E. richtig ausführt (Entsch. XV S. 10() f ), nicht seinem 
ganzen Wortlaute, sondern nur seinem „wesentlichen Inhalte" nach 
zu verstehen. Hierzu sind natürlich diejenigen Anordnungen zu 
rechnen^ wodurch die gesetzlichen Bestimmungen über das Ver- 
htitniis der Bheder abgeändert werden; nicht ohne Weiteres aber 
auch diese selbst, wenn sie im Vertrage wiederholt sind, sondern 
nur dann, wenn erwiesenermaassen die Au&ahme in der Absicht 
geschehen ist, um „ihre Abänderung durch spätere Beschlüsse der 
Imtrheder zu erschweren". Z. B. würde die dem Korrespondent- 
rheder durch den Rhederei- Vertrag ausdrücklich eingeräumte (ihm 
aber bereits gesetzlich — Art. 460 H.G.B. — zustehende) Befug- 
niss, ohne besondere Ermächtigung der Älitrheder die Fracht zu 
versichern, demselben durch einen einlachen Majoritätsbeschluss 
wieder entzogen werden können. 
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Art. 459. 

Durch BescMuss dir Mehrheit Tcann für <lm Bhedereihetrieb ein 
Korrr^povdenfyrheder (Sehiffsdirektor^ Schiffsdisponcni) hcstcUt werden. 
Zur Bestellung eines Korrespondenirheders , welcher nicht au- den 
MOrhedmi (fdiört, ist ein n'vfifimmigcr JJ'schluss erfordfrlich. 

Die JBr<;i( llu)Hf drs Korrcspondentrhcdvrs kann zu jeder Zeit 
durch Stiiniiienmehrheit widerrufen werden , unbeschadet der Hechte 
auf Entschädigung aus bestehenden Verträgen. 

1. Es ist durchaus angemessen, dass dieRhederei eine stän* 
dige Vertretung hat, durch welche sie in den meisten Fällen 
mit der Aussenwelt in Berührung tritt. Der Geschäftsbetrieb der 
Rhederei ist ein kaufmännischer, und dieser würde geradezu un- 
möglich werden, sollte zu allen Geschäften , für welche oft ein 
rasches Handeln, ja ein sofortiges Zugreifen erforderlich ist, die 
Zustimmung von vierzig oder fünfzig, nicht selten entfernt voia 
Heimathshafen und von einander wohnenden, zuweilen wechselnden 
Mitrhedern eingeholt werden. Deshalb verkörpert sich die Majo- 
rität der Mitrheder in dem Korrespondentrheder (Schiffsdirektor^ 
SchifFsdisponenten, dirigirenden Rheder, auch wohl Buchhalter)^). 
Derselbe ist der Geschäftsführer der Rhederei, nicht aber etwa das 
Haupt der Rhederei (Entsch. des O.A.G. zu Rostock vom 23. Mai 
1867 — Goldschraidts Zeitschr. f. Handelsr. XHl S. 603 — ; 
vgl. Cropp in Heises und seinen Jurist. Abh. I S. 506 ff.). Y^r 
kann aus der Zahl der Mitrheder genommen, aber auch ein Frem- 
der, er kann besoldet oder nicht besoldet sein. 

2. Nach dem H.G.B, ist die Bestdlung eines Korrespondent» 
rheders nur zulässig, nicht nothwendig^). Die meoklen- 



1) Das Institat des Korrespondentrheders findet sich auch ausserhalb 
Deatschlands. In Frankreich erscheint als solcher der armaieur oder arma- 
Uur-girant^ welcher selbst ein Mitrheder, aber sech ein Fremder sein ksmi: 
Csumont S. 213 N. 1 u. 2, S. 215 N. 8, S. 240 N. 121; Laurinbei Crespl 
S. 313 Note 19; Desjardins II S. 9, S. 13, S. IS'f. In England und in den 
Vereinigten Staaten von Amerika hat diese Stellung der ship's husband^ 
wdeher sich regetmäsng bei Khedereien findet. Er ist meist ein Mitrheder, una 
«war nicht selten der höchst betheiligte. (S. Ahbott S. 62 f.; Maclachlan 
S. 182—186; Kent IIIS. 157.) Auch bei Schiffen, weiche Aktiengesellschaften ge- 
teireny kann ein ship't kusdand Torkommen. Der Direktor der Gesdlsdiaft oaif 
nicht als soleher nuigiren (Maclachlan S. 183). Ist d!W ahip^s kutband einer 
der Mitrheder, so wird er auch wohl bezeichnet als managing oioner (g. auch 
Maclachlan S. 186 f.). Wird dem managing owner, wie dies in einigen Ge- 
setsen geschieht, der »hip'a kmband gegeBfibergestellt, so ist der letstere eben 
der Korrespondentrheder, der nicht auch Mitnieder ist; so in der Merchant 
Shopping Act von 1873 (36 U. 37 Victoria c. 85) sect. 22; Merchant Shipping 
Act Ton 1876 (39 u. 40 Victoria c. 80) sect. 36. In Holland heisst der Kor- 
respondentrheder Buchhalter: holl. H.G.B. Art. 326—328, 3;30~340. 

2) Auch nach den meisten fremden Rechten ist die L'estellung eines Korre- 
spoQÜentrheders bei der Rhederei fakultativ; nur nach wenigen obligatorisch, so 
nseh dem schwedischen Seeges. § 13; dem linnl&ad. oeeges. Art 19. 
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burg-schwerinische Einführungs- Verordnung enthält dagegen die 
(üocn geltende) Bestimmung ({5 51): 

Jedes Schiff, tvehhes mehreren Eigenthümem gehört, muss 
einen Korrespondeyitrhedcr haben. 

Dass in Mecklenburg die Bestellung eines Korrespondent- 
rheders gesetzlich vorgeschrieben ist, erklärt sich daraus, dass dort 
die Rhedereien regelmässig aus einer sehr grossen Anzahl von 
Mitrhedern bestehen. Wo nicht selten die Schiffe sich in den Hän- 
den von zwei oder drei Personen befinden, hat eine derartige ge- 
aetzliche Anordnung keinen Sinn. , Darauf wurde auch auf der 
hambarger Konferenz aofinerksam gemacht TProt. IV 8. 1520 f.). 

3. Dass der Eorrespondentrheaer ans aer Zahl der Mit- 
rheder durch einen Majorit&tsbes chluss, sonst aber nur 
durch Einstimmigkeit aämmtlicher Mitrheder bestellt werden 
kann, erklärt sich aus der grösseren Gefahr, welche in der Be- 
stellung eines Fremden liegt, indem dieser durch kein eigenes In- 
teresse mit dem Schiffe verbunden ist. 

4. Nach dem H.G.B, ist übrigens ein I^Iajoritätsbeschluss 
nicht nur noth wendig, um eine bestimmte Person zum Korre- 
spondentrheder zu besteilen, sondern auch um die Vorfrage zu ent- 
scheiden, ob überhaupt ein Eorrespondentrheder bestellt 
werden boU (Prot S. 1521). Natürlich Kann dieser Beschlnss auch 
von dem Mitrheder ge&sst werden, welchem mehr als die Hftlfte 
des Schifis gehört. Dieser kann sich sogar selbst zum Korrespon- 
dentrheder machen. 

5. Irgend eine Form für die Vollmacht, welche in der Be- 
stellung zum Korrespondentrheder liegt, ist nicht vorgeschrieben, 
sie kann sowohl mündlich als schriftlich geschehen (wie bereits 
nach älterem Recht: Pohls, Seerecht 1 S. 119). Auch eine An- 
meldung bei der Schiffsregister-Behörde fordert das H.G.B. nicht ^). 
Natürlich muss die Absicht der Mitrheder, eine bestinunte Person 
zum Korrespondentrheder, d. h. zum ständigen Vertreter für cUe 
kufenden Aiigelegenheiten zu bestellen, klar erhellen, wennschon 
diese Person in derihrertheilten Vollmacht nicht gerade nothwendiger 
Weise als Korrespondentrheder bezeichnet werden muss. Der Auf- 
trag, die Mitrheder für einzelne bestimmte Geschäfte zu vertreten, 
oder auch dieselben an einem bestimmten auswärtigen Orte zu ver- 
treten (Bestellung zum Korrespondenten oder Konsignatär — Aus- 
drücke, welche jedoch keine technische Bedeutung haben) würde 

1) Dagegen heisst es in der engfiiehen Murohant Shipping Act von 1876 

sect. 36: The natne and address of the manag ing ovmer for the tirne heing 
of cvery British ship registerctl at any port or pluce in the Unilcd Kingdum 
shall he regixtered at the ciistom howse of the ship's port of registry. Where 
there ü not a tnanaginig own&r tkere 9haU be so regi§t«r»d the name of the 
ship^s husband or other person to whom the management of ihe ship i» cn- 
trrnted by or on behalf of ihe otcner. Dies ist im öffentlichen lüteres&e vor- 
geschrieben; daher auch eine Geldbusse auf den Fall der Uebwtretung ange- 
oioht ist 
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niemals eine Bestellung zum Korrespondentrheder sein; vielmehr 
liegt hier ein einfaches jMandatsverhältniss vor, welches keinen ge- 
setzlichen Inhalt hat, sondern lediglich nach dem Auftrage zu be- 
urtheilen ist (;Ent8ch. des R.O.H.a. XVll S. 235 f.). Wohl aber 
wttrde der Hitrheder, welcher unter AGtwissen der übrigen Mit- 
rheder; der Mitrheder, welchem mehr als die Hälfte des Schiflb 

SehÖrt/iBoear eigenmächtig und ohne deren Wissen, ja sdbet wider 
eren Willen dauernd die Korrespondenz eines Schiffe besorgt, als 
Korrespondentrheder anzusehen sein. (Cropp in Heises und 
seinen Jurist. Abb. I S. 525; vgl. Entsch. des hamb. Handelsger. 
vom 24. August 1853 bei UHrich, Sammlung Nr. 112.) 

6. Die freie Kündbarkeit des Verhältnisses des Korre- 
spondentrheders von Seiten der Mitrheder entspricht den gemein- 
rechtlichen Grundsätzen über das Mandat. Ebenso steht dem Kor- 
respondentrheder das Recht zu, seinerseits zu jeder Zeit das ihm 
gewordene Mandat zurückzugeben, nur darf er dies nicht intenipe- 
stive thun, weil er sonst den Mitrhedern für allen hierdurch er- 
wachsenden Schaden nach den Mandatsgrundsätzen verhaftet sein 
würde, wie auch die Mitrheder bei einer von ihrer Seite — nicht 
dem Vertrage gemäss — erfolgten Kündigung nidit nur siir vollen 
Leistung der dem Korrespondentrheder zugesicherten Vortheile^ 
sondern auch sum £rsatz des ihm direkt durch die Kfindigung 
verursachten Schadens verpflichtet sind. Uebrigens ist kein Unter- 
schied zwischen dem gleich durch den etwaigen Khederei- Vertrag 
oder dem erst später bestellten Korrespondentrheder zu machen. 
Auch der erstere kann durch blossen Majoritätsbeschluss entlassen 
werden (Entsch. des R.O.H.G. XV S. 161); denn es ist, wie auf der 
hamburger Konferenz Seitens eines Mitgliedes richtig bemerkt wurde, 
die Verbindung der Bestimmung über diese Persönlichkeit mit dem 
Rhederei - Vertrag nur eine zufällige (Prot, IV S. 1502). Der 
Korrespondentrheder, welchem mehr als die Hälfte des Schi£b ge* 
hört, kann natOrÜch gegen seinen 'V^en gar nicht heseitigt wer- 
den (Prot. S. 1521 f.) Mit Auflösung der Khederei erlöschen die 
dem bestellten Korrespondentrheder gesetzlich zukommenden Be- 
fugnisse von selbst, und es liegt ihm nicht etwa die Vertretung der 
Mitrheder bei der Liquidation ob (so auch Entsch. des A.G. zu 
Gelle vom 28. Mai 1868 — Seufferts Archiv XXIV Nr. 70 — ). 

Art 460. 

Im Verhältniss zu Brüten ist der Korrespondentrheder hraft 
seiner Bestellung hefugt^ alle Geschäfte und Rechtshandlungen vor- 
jtunehmm, welche der Geschäftsbetrieb einer Bhederei gewöhnlich mit 
sich bringt. 

Diese Bcfugniss erstreckt sich insbesond(re auf die Ausrüstung, 
Erhaltmg und Verfrachtung des Schiffs y auf die Versicherung der 
J^rachiy der Ausrüstungskosten und der Havereigelder, sowie auf die 
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mit dem gewöhnlichen Geschäftsbetrieb verbundene Empfangnahme 
von Geldern. 

Der Korrespondentrheder ist in defnselben Umfange befugt, die 
JBkeäerä vor Gerieht zu vertreie», 

Br ist befugt, dm SdUffer amusteVm %mä bu müassen; der 
Schiffer hat sich ftur an dessen Anweisungen und nicht oweft an die 
ekoaigen Amoeisungen der eimeinen Mitrheder m halten. 

Im Namen dir Rheder ei ochr einzelner Mitrheder Wechselver' 
hindlichketten einzugehen oder Darlehen aufzunehmen^ das Schiff oder 
Schiffsparten zu verkaufen oder zu verpfäruJm oder für dieselben 
VrrsicJierung zu nehmen, ist ätr Korr espondentr keil (r nicht hrfugt, 
es sei denn, dass ihm eine Vollmacht Jricrzu besonders eriheilt ist. 

Im Uebrigm bedarf es zu dm Gvschüftoi uml Rechtshandlungen, 
welche er Icraft seiner Bestellung vorzunehmen befügt ist, der in den 
Landesgeseteen etwa vorgeschriebenen SpesiahoUmaehi nicht 

1. Der Korrespondentrheder ist kein ein fach erBe- 
vollmächtigte r, welcher nur, soweit der Auftrag reicht, seine 
Auftraggeber verpllichtet ; sondern seine Stelkmg nimmt gewisser- 
maassen die Mitte ein zwischen der des Prokuristen und der des 
Handlungsbevollmächtigten, wennschon der Referent der hamburger 
Konferenz in erster fesung als seine Absicht es aussprach^ die 
Stellung des Eorrespondentrheders der des HaadlnngsbeToUinttch- 
tigten nachzubilden (Prot IV S. 1523). Wie der Prokurist ist 
der Korrespondentrheder zur Vornahme aller Rechtshandlungen 
befugt, welche der Geschäftsbetneb einer lUiederei mit sich bringt, 
nicht einer derartigen Rhederei, wie es heissen müsste, wenn seine 
Stellung vollständig der eines Handlungsbevollmächtigten nach- 
gebildet wäre. Andererseits darf er aber — wie der Handlungs- 
bevollmächtigte — nur die Handlungen vornehmen, die gewöhn- 
lich vorkommen. Ebenso zeigt sich diese Mittelstellung hinsicht- 
lich der einzelnen Rechtshandlungen, zu deren Vornahme der Art 
4ßO den Eorrespcmdeutibeder ausdrücklich ermächtigt, und deren 
Vornahme derselbe ihm umgekehrt abspricht 

Das Prinzip über den Umfang der Vertretungsbefugnisse des 
Korrespondentrneders ist im Abs. 1 ausgesprochen. Die in den 
folgenden Absätzen aufgeführten Handlungen, deren V(niudime dem 
Korrespondentrheder ausdrücklich eingeräumt wird, sind nur als 
Beispiele aufzufassen, nicht aber als nähere Begrenzung des allge- 
meinen Prinzips (Fxot IV S. 1526). Nur durch den Abs. 5 erhält 
Abs. 1 eine genauere Präzisirun^. Dem Korrespondentrheder wird 
nämlich nicht nur die Befugniss abgesprochen, das Schiff und 
SchijQTsparten zu verkaufen und zu verpfänden und darauf Ver- 
sicherung zu nehmen, sondern auch im Namen der Rhederei oder 
einzelner Mitrheder Wechselverbindlichkeiten einzugehen und Dar- 
lehen aulzunehmen. Der Korrespondentrheder erscheint stets als 
der Vertreter der Rhederei, nicht der einzelnen Mitrheder (Prot. IV 
S. 1528, 1525, 1531). Daraus mddite ich audi die Bestimmung 

I 
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erklären, dass derselbe keine Versicherung für das Schiff nehmen 
darf, während ihm doch solches für die Fracht "gestattet ist. Die 
Versicherung des Schiffs nämlich lässt sich eigentlich nur als Sache 
der einzelnen Mitrheder, gewühnhch also für die betreffenden Schiff^s- 
parten denken, nicht aber aU Sache der Rhederei ; denn diese hört 
in demMlben Attgenblick auf zu 63d8tire% wo ihre materielle Ghrund- 
läge, d. h. das Schiff^ untergeht. Auch wenn das Schiff im Ganzen 
Yernchert wird, so würde dies doch immer nur als eine Versiche- 
rung sämmtlicher Schiffsparten im Namen aller Mitrheder, nicht 
der Rhederei, aufzufassen sein. 

2. Wenn der Korrespondentrheder im Verhältniss zu 
Dritten zur Vornahme (Usr in Rede stehenden Handlungen tiir 
befugt erklärt wird, so soll damit nur gesagt werden, dass solche 
Handlungen zu Gunsten der Dritten, mit denen oder mit Rücksicht 
auf welche sie abgeschlossen, als gültig zu betrachten seien, nicht 
aber dass der Korrespondentrheder solche Handlungen stets er- 
laubter Weise vornehmen* därfe, so dass er deshalb niemals von 
den Mitrhedem in Anspruch genommen werden könnte. Es regelt 
nämlich dieser Artikel ledigHdi das Verhältniss des Korrespondent- 
rheders zu dritten Personen, während auf sein Verhältniss zu den 
Iditrhedern der Art. 463 sich bezieht . 

3. Eine Rhederei ist so viel als irgend eine Rhederei, 
und es lässt sich die Vertretungsbefugniss des Korrespoudeutrheders 



1) lu der französischen Theorie und Praxis wird der armaterir-nerant 
als viritahle 7?iar/r/(7^a/r^ der Mitrheder bezeichnet, mit allen Rechten und Pflichteu 
eines solchen in Betreff der beim Rbedereibetrieb vorkommenden Angelegenheiten 
(Caumont S. 215 N. 8; Cresp-Laurin I S. 348, besonders Note 61; Ku- 
ben de Couder I S. 400 f. N. 8 ff.). Doch legt gerade die französische Juris- 

Erudenz dem Korrespondentrheder die Pflicht aut*. die Versicherung des SclüfiOs 
erbeizoführen (Zit. bei Laarin &. a. 0. und bd Oouder a. a. 0. H. 8). 
Die englischen Seereehts- Schriftsteller charakterisiren die Stellung des sIdpM 
hnshaud folgendermaassen : derselbe ist der accredited agent of the ovtiers, 
and they are hound Iry all contracta made on their behalf ^ or acts done 
wiihm Ihe scope of hü {xuIßurrUy for the purpoae» of the ahip^ in cawMetwti 
VJÜh her employment ; 2>rov{ded, in respect of Ms contracta ^ Üuit thep be 
proper nnd necessnry for Ihr sh{2} at the time. — He haa no implied nutho- 
rity, hoivever, to bind them by a contract for the lengthening of the ship, for 
inekmee, or a eontraet of ineuranee on the ship; for he ie the agent of Ihe 
part-ownern, not as proprietors, in n'hich respect the are divided and eevercd, 
out as Joint adrent nrcrs in her employment and partncrs in the traffic for 
pro fit or lo8s: Maclachlan S. 185, vgl. S. 182flF.; Abbott S. 62 f. Das 
nol ländische H.G.B, sagt: der Bachhalter vertritt die Rhederei und kann in 
deren Namen gerichtliche und aussergerichtliche Handlungen vornehmen, soweit 
nicht diese l &higkeit durch das Gesetz selbst oder besondere Bestimmungen des 
Bhederei-Kontrakts heschiftokt ist (Art. 327). Es wird demselben nnn einerseits 
£e vollständige Leitung eingeräumt in allen Dingen, die zur Erhaltung des Schifis, 
zur Ausrüstung, Verproviantirung , Befrachtung desselben erforderlich sind (Art. 
330). Andererseits wird die Zustimmung der Mitrheder zu jeder neuen Heise und 
neoen Befrachtung f&r erforderlich erklSrt, wenn nicht dem Bachhalter in dieser 
Hinsicht ausgedehntere Befugnisse durch den Rhederei-Kontrakt eingeräumt sind 
(Art. 8ol). Versicherung des Schiffs Seitens des Buchhalters ohne ausdrückliche 
Ermächtigung aller .Mitrheder ist unstatthaft (Art. 333). 

I 
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weder auf Haudluugen beschränken, wie sie "gerade bei der von 
ihm vertretenen Rhederei vorzukommen pflegen , noch auch auf 
solche, welche bei „derartigen" Rhedereien, wie diese es ist, üblich 
sind. Es ist daher ein vom Korrespondentrheder abgeschlossener 
Yerfrachtiuigs-Koiitrakt, nach welchem das Schiff nach einem trans- 
adantiflcheii Hafen gehen solL vollkommea gültig, auch wenn dieses 
Schiff bis dahin immer nur Fahnen awischen den Häfen der Ost- 
see gemacht hätte; ebenso der Kontrakt, welcher zur Beförderung 
TOD Personen geschlossen war, auch wenn das Schift' bis dahin 
lediglich dem Waaren-Transport gedient hatte (Prot. IV S. 152G £). 
Ebenso ist es ein zu Recht bestehendes Geschäft, wenn der Kor- 
respondentrheder Proviant von der Art angeschaflft hat, wie er 
wohl auf einem Passagier- Beförderungs- Dampfer vorkommt, aber 
niclit auf dem in Rede stehenden Schiff, etwa einem Kohlen- oder 
Häriugsschiff, z. B. eingemachte Früchte und spanische Weine. 

4. Unter Ausrüstung ist natürlich auch die Bemannung 
des Schiffs mit za yerstehen. Der Korrespondentrheder ist daher 
befugt, die Heuerfordemngen der Scfai£bleate anzuerkennen und za 
bezahlen (Entsch. des R.O.H.G. YHl S. 343). Ebenso hat er die 
Zahl der Schiffsleute überhaupt und von den verschiedenen Gat- 
tungen festzustellen Die Annahme der Schiffsleute selbst pÜegt 
indess nicht durch ihn zu geschehen, sondern durch den Schiffer. 
Dagegen wird dieser selbst von ihm eingesetzt; wie auch der Kor- 
respondentrheder „die Mittelsperson" ist, durch welche „der Ver- 
kehr des Schiffers mit der Rhederei gewissermaassen hindurchgeht". 
Von dem Korrespondentrheder iiat der Schiffer sich Instruktionen 
zu erbitten, sich mit den uöthigen Geldmitteln versehen zu lassen 
nnd nmgekehrt an diesen die Ueberschfisse von den vereinnahmten 
fVachtgeldem und seine Geschäftsberichte einzuschicken, demselben 
auch Rechnung zu legen. Es erklärt sich dies, sowie die ausdrück- 
liche Bestimmung, dass der Schiffer etwaigen Anweisungen der 
einzelnen Mitrheder keine Folge zu leisten hat, daraus, dass der 
Schiffer von der Rhederei, nicht aber von den einzelnen Mitrhedern 
seine Anstellung erhält, auch nicht Geschäftstührer der letzteren, 
sondern der ersteren ist (Entsch. des O.A.G. zu Rostock vom 
23. Mai 181)7 in Goldschmidts Zeitschr. XIII 8. 603-605). 

5. Zur Empfangnahme von Geldern ist der Korrespou- 
dentrheder befugt, weil er auch die Ausgaben der Bhederei zu be- 
stoeiten hat: es liegt ihm eben die Besorgung der Geldangelegen- 
heiten der Rhederei und die Ftüurung der Khederei*Easse ob. Die 
Mitrheder haben daher nicht nur eine an denselben verabfolgte 
Zahlung als ihnen geschehen anzuerkennen^ sondern auch für alle 
sich daran knüpfenden Folgen einzustehen. Ist daher dem Korre- 
spondentrheder vom l^efrachter ein Frachtvorschuss gezahlt worden 
und dieser, weil in Folge eines ISeeunfalls keine Fracht verdient 
wurde, zurückzuzahlen, so haften die Mitrheder dafür, auch wenn 
derselbe nicht dem Schiffe zu Gute gekommen, sondern vom Kor- 
respondentrheder veruntreut sein sollte. Dass der Korrespondent- 
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rheder nur zur Empfangnahme solcher Gelder legitimirt ist, welche 
im gewöhnlichen Geschäftsbetriebe eingehen , erklärt sich daraus, 
dass sonst die Beschränkung seiner Vertretimg&befugniss auf diesen 
ihre Bedeutung verlieren würde. 

6. Die Befu^iss des Korrespondentrheders zur Führung 
Ton ProssesBen ist in derselben Weise beBcfaränkt^ wie die zur 
längehnng von Bechtsgesch&ften; d. h, nur über solche Sachen 
kann er Kamens der Rhederei prozessiren, die auch den Gegen- 
stand eines von ihm gültig abzuschliessenden Kechtsgesfdiftfits hätten 
büden können ^) (Prot. IV S. 1527 f., VIII S. 3743). 

Aus der dem Korrespondentrheder gewährten Befugniss lässt 
sich natürlich eine Verpflichtung desselben dritten Personen gegen- 
über, die Khederci prozessualisch zu vertreten, ebenso wenig her- 
leiten, wie aus der demsel})en in den Abs. 1 und 2 des Artikels 
eingeräumten Befugniss zur Vornahme gewisser aussergerichtlicher 
Handlungen das Kecht ii^end eines Dritten die VornAhme der- 
artiger Handlangen yom Korrespondentrheder zn fordern (£«ntBch. 
des RG. Oiv.S. I S. 296 f. ^; wie denn aacl^ auf der hambarger 
Konlferenz der in zweiter Lesung gegebenen Anregung, dem Kor- 
respondentrheder die Verpflichtung zur gerichtiichen Vertretang 
der Khederei in demselben Umfange aafeaerlegen, als ihm die Be- 
rechtigung dazu zugeschrieben würde^ keine Folge g^ben wurde 
(Prot. VIII S. 3743). 

7. Der Abs. 5 hat natürlich nur die Bedeutung, dass die 



1) In der Darstellung des Seerechts in dem E nd am annschen Handb. IV 
S. 67 f. hatte ich den Satz aufgestellt, der Korrespondentrheder habe die Beft^- 
nilS sor prozessualischen Vertretang der Rhederei als Beklagten nur, wo eine Hu* 
tung mitSchiff undFracht in Frage stünde, nicht aber, wenn eine persönliche Haftung 
der einzeliien Mitrbeder. Ich glaubte dies aus dem Umstände folgern zu müssen, 
dass der Eorrespondentrheder Vertreter der Rhederei, als solcher, nielit der ein- 
zelnen Mitrbeder ist-, wesbalb derselbe nur das eigentliche Rbederei-Yermöffen 
(Schiff und Fracht) vertreten dürfte. Allein da durch die Rechtshandlungen Oes 
Korrespondentrheders die Mitrheder such persönlich verpflichtet werden können, 
so mnas derselbe die Bhederd als Beklagte selbst dann verfrelen dOrfen, wenn 
die persönliche Haftung der Mitrheder in Frage steht Ich nehme daher die ge- 
dachte Ansicht zurück. 

2) Das R.G. weist darauf hin, dass das ILG.B. da, wo es eine Pflicht der 
Vertreter zur prozessualischen Vertretung statnirai wolle, nämlich bei den fir- 
mirenden Sozien und den Liquidatoren der offenen Handelsgesellschaft, den 
Komplementaren der Kommanditgesellschaft und dem Vorstände der Aktien- 
gesellschaft — den natfirlichen resp. gesetzlichen Organen von Rechtssnbjekten 
Qm Gegensatz zu den feknltstiven Vertretern, als welche Korrespondoitrheder 
und Prokuristen erscheinen) — , sich stets der Ausdrücke bediene, „die Gesell- 
achaft wird vor Gericht vertreten'' (Art. 117, 167, 227), ,^ie haben die Gesellschaft 
gerichtlich ra Tertreten** (Art 187); anch aaadrftddicii verordne, daas Zastellanfni 
:in die Gesellschaft mit rechtlicher Wirkung an eine der bezeichneten, zur Ver- 
tretung berechtigten Personen geschähen (Art. 117 Abs. 2, 144 Abs. 3, 167 Abs. 2, 
235). — Der § 159 der K.C.Pr.O., wonach die Zustellung „an den Generalbevoll- 
mächtigten, sowie in den dnrch den Betrieb eines Handelsgcwerbes hervorgerufenen 
Rechtsstreitigkeiten an den Prokuristen mit gleicher Wirkung, wie an die Partei 
selbst" erfolgt, kann aat den Korrespondentrheder keine Anwendung finden, da 
dieaer weder unter die eine noch die andere Kat^orie fällt. 
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Mitrheder die hier aufgeführten Rechtshandlungen, als 
vom Korrespondentrheder für sie geschlossen, nicht rechtlich an- 
zuerkennen verpflichtet sind. Dagegen soll damit dem Korrespon- 
dentrheder nicht unbedingt verboten sein, solche Geschäfte im In- 
terasse der Mitrheder auch ohne deren Auftrag abznschHeaBen. 
Er wird yieknehr beim Vorhandensein der Voraussetzungen einer 
negoUcrum gestio dazu befugt und alsdann auch berechtigt sein, 
mit der negotiorum gestonm actio contraria von den Mitrhedem 
Schadloshaltung zu verlangen (Prot IV S. im, VIII S. 8716). 

Art. 461. 

Durch ein Mechtsgeschäft , welches der Korrespondentrheder als 
solcher innerhalb der Grenzen sehier Befugnisse geschlossen hat, wird 
die Bhederei dem Dritten gegenüber auch dann berechtigt und ver- 
pflichtet, wem das Geschäft ekne Nernnung der emßänen Mibrheder 
gesddossm ist, 

Ist die Bhederei äurdi ein von dem Korrespondenirheder cdh 
geschlossenes Geschäft verpflieheti so ha ften die Mitrheder m gleichem 
Umfange (Art, 452)^ als wenn das GesMft von ihnen selbst ge* 

tddossen tväre. 

1. Wenn die Khederei durch ein vom Korrespondentrhe- 
der geschlossenes Geschäft verpflichtet werden soll, so müssen zwei 
Voraussetzungen vorhanden sein: 1. der Korrespondentrheder muss 
innerhalb der Grenzen seiner Befugnisse, wie diese durch 
Art. 460 gezogen sind, das Geschält abgeschlossen haben. 2. Der 
Korrespoiäentrheder muss als solcher das G-esoh&fi; geschlossen 
haben. Dazu ist es allerdings nidit erforderlich, dass derselbe aus- 
drücklich unter Hinweis auf seine Qualität als Korrespondentrheder 
eines bestimmten Schiffs gehandelt hat; vielmehr genügt es (arg. 
Art. 52 H.G.B.), wenn die Umstände ergeben, dass nach dem 
Willen der Kontrahenten das Geschäft für die Rhederei eingegangen 
werden sollte (vgl. Entsch. des R.O.H.G. XV S. 122). Hat der- 
selbe dagegen ein Geschäft, das an sich auch in seinen Wirkungs- 
kreis fallen könnte, ausdrücklich als der Bevollmächtigte eines oder 
einiger Mitrheder abgeschlossen, z. B. gewisse Arten von Lebens- 
mitteln gekauft (weif etwa jene Mitrheder selbst mit dem Schiffe 
&hren wollten); oder ist er, ohne anzudeuten , dass er als Korre- 
spondentrheder eines bestimmten Schiffs kontrahiren wolle , einen 
Vertrug der gedachten Art eingegangen, hat er z. B. Proviant ein- 
gekauft, so yerpflichtet er im ersteren Falle lediglich seinen Auf- 
trsggeber, im zweiten sich selbst, und zwar letzteres sogar dan% 
wenn das Geschäft im Interesse des Schiffs, als dessen Korrespon- 
dentrheder er fungirt, ausschliesslich oder zugleich eingegangen, 
z. B. der Proviant für dieses Schiff*, oder unter anderen auch für 
dieses Schiff' angeschafft war (vgl. Prot. IV S. 1579 f.) 

2. Die Rhederei haftet für Rechtageschäfte des Korre- 
spondentrheders, nicht für Dehkte desselben (s. Prot. IV S. 1580 £)• 
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3. Da der Korrespondentrheder zur Vertretung der Rhederei 
vor Gericht befugt ist, so haben die Mitrheder auch die hier 
von ihm abgegebenen Erklärungen anzuerkennen und die gegen 
die durch ihn yertretene Khederei ergangenen Entscheidungen gelten 
zu la«86D. 

4. Die Verpflichtui^^ der Rhederei durch den Bairrespondent- 
rheder hat die persönliche Haftung der einzelnen Mitrheder 
zur Folge und nicht, wie bei der Vertretung durch den Schiffer, 
die Haftung blos mit Schiff und Fracht (Prot IV S. 1581, Vlll 
S. 3733). Der Hinweis auf den Art. 452 kann lediglich die Be- 
deutung haben, dass eine persönliche Haftung der Mitrheder da 
nicht Platz greift, wo eine Haftung mit Schiff und Fracht allein 
auch bei einem vom Rheder selbst abgeschlossenen Geschäft ein- 
treten würde, d. h. im Fall der Ziffer 2 des Art. 452. 

Art. 403. 

Eine Beschränkung der im Art 460 hegeichneien Befitgnisse des 
Korrespondentrheders kann die Rhederei einem Dritten nur insofern 
entgegensetzen, als hciveisf , dass die Beschränkung dem Dritten 
0ur Zeit des Abschlusses des Geschäfts bekamU war. 

Die Beschränkung der dem EorreBpondentrheder durch das 
Gesetz beigelegten Befugnisse ist zwar nicht, wie heim Prokuristen, 
fär wirkungslos erklärt, aber sie hat nur eine begrenzte Wirkung. 
Sie g;ilt nämlich blos dann , wenn sie zur Zeit des Vertragsab- 
schlusses dem anderen Kontrahenten bekannt war. Die Beschrän- 
kung kann gleich bei der Bestellung des Korrespondentrheders 
beliebt, sie kann aber auch erst später zugefügt sein. Sie kann 
im letzteren Falle eine generelle oder eine spezielle sein, d. h. sich 
auf alle f^ie einer bestimmten Art beziehen oder nur mit KUck- 
sicht auf einen einzelnen Fall aufgestellt sein in Gestalt einer dem 
Eorrespondentrheder fÜ.r die Vornahme einer bestimmten Handlung 
ertheilten Instruktion (Prot. VIII S. 3795). Sie kann z. B. darin 
liegen, dass der Korrespondentrheder ermächtigt wird, einen ihm 
passend scheinenden Verfrachtungskontrakt einzugehen, jedoch nur 
nach einem europäischen Hafen. Ist eine solche Beschränkung 
dem Dritten bekannt, so kann sie ihm um deswillen entgegen- 
gesetzt werden, weil er dolose handelt, wenn er in der Absicht, 
die Mitrheder persönlich oder doch die Khederei mit Schiff und 
Fracht in Anspruch zu nehmen, ein Geschäft mit dem Korre- 
Bpondentrheder abschliesst, dessen Abschluss, wie er weiss, diesem 
ausdrücklich untersagt war. Nach dem Wortlaut des H.G.B. tritt 
diese Wirkung nur ein, wenn die Beschränkung dem Dritten 



1) Das hollftnd. H.6.6. räumt auch in diesem Falle den llitrhedem das 

Recht des Abandons ein (Art. 335). Dodl zessirt das Abandonrecht , wenn der 
Eorrespondentrheder im besonderen Auftrage oder mit Vorwissen der Hhederei 
die betreffenden Handlungen vornimmt (Art. 336). 
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„bekannt war". Allein wenn irgend wo, so trifft hier der Satz: 
lata culpa dolus est zu, und es ist demgemäss dem „Bekannt sein" • 
das „Bekannt sein müssen" gleich zu stellen; die Beschränkung 
also auch dorn entgegenzusetzen, dem sie zur Zeit des Abschlusses 
des Geschäfts zwar nicht bekannt war, aber lediglich in Fol^e 
seiner eigenen groben Nachlässigkeit (Prot. IV S. 1531 f.j. Es 
kann z* schwerlich einen Unterschied begrtlnden, ob der Be- 
frachter ans der Volhnaeht des Eorrespondentrheders ersehen hat, 
dass diesem der Abschluss von Verfrachtungsverträgen nach trans- 
atlantischen Orten untersagt war; oder die diese Beschränkung 
enthaltende Vollmacht bis zu diesem Passus durchzulesen 
unterlassen hat , obwohl ihm dieselbe mitgetheilt war. Allerdings 
hat das II.G.B! im Art. 25 Abs. 3 und Art. 46 Abs. 2 es für 
nöthig befunden, dem „Kennen" ausdrücklich das „Kennen müssen" 
gleich zu stellen, aber lediglich um hinsichtlich des Wortes „Kennen" 
in Abs. 2 des Art. 25 und Abs. 1 des Art. 46 die aus den all- 
emeinen Qrundsätzen sich von selbst ergebende Ausdehnung auf 
as „Kennen müssen'' (als in diesen Stellen der Absicht des Geseta- 

fsbers widersprechend) unmöslich zu machen. Ob sich grobe 
^hrlässigkeit als Grund des Nichtkennens bezeichnen lässt, ist 
immer nur nach den Umständen des konkreten Falls zu ermessen. 
Keinenfalls wird man es schon als solche bezeichnen dürfen^ wenn 
der Dritte, wo keine Verdachtsmomente vorlagen, es nicht für 
nöthig befunden hat nachzuforschen, ob nicht etwa die Vollmacht 
beschränkt wäre (L. 6^ L. 9 § 2 De iur. et fad. igrior. 22, 6; 
L. 11 § 3 De inst. ad. 14, 3). Auch ist der Dritte nicht ver- 
pflichtet, Erkundigungen darüber einzuziehen, ob der Korrespon- 
dentrheder die zu dem Rechtsgeschäft, welclies er abschliesst, nach 
Art 463 etwa erforderliche Beschlossfassung der Mitrheder herbei- 
geführt bat; denn diese Bestimmung bezieht si<di nur auf das Ver- 
oftltniss des Korrespondentrheders zur Rhederei. Es wttrde dem- 
selben daher auch kein Nachtheil daraus erwachsen können, wenn 
er ein Geschäft mit dem Korrespondentrheder abgeschlossen , ob- 
wohl ihm bekannt war, dass (fieser die dazu nothwendige Be- 
schlussfassuug der Mitrheder nicht herbeigeführt hatte (Prot, VIII 
S. 3794). 

Art. 46a. 

Der BhederH gegen&ber ist der JSui>rre8pande9arheder verpflichtet, 
die Be8ehrä$ikmge» eiimthaUen, wdche von derselben ßr den Um-' 
fang seiner Befugnisse fes^esetk sind; er hat sich femer nach den 
gefassten Besdmissen m ritzten und dieselben eur Äusf&hrung m 
bringen. 

Im Uehrigen ist der ünifanr/ semer Befugnisse auch der Ehe- 
derei gegenüber nach den Bestimmungen des Art. 460 mit der 
Maassgahe zu heurtheilen^ dass zu neuen Reisen und Unterneh- 
mungen, zu aussergewöhnlichen lieparaturen j sowie zur Anstellung 
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oder Entlassung des SMffers vorher die Beschlüsse der Bhederei 
einholen muss, 

1. Dieser Artikel behandelt das V erhält niss des.Korre- 
spondentrheders zu den Mitrhcdern. Der Korrespondent- 

rheder ist der Geschäftsführer der Mitrheder und hat demgemäss 
ihre BeschUisse auszuführen und seine Handkiugsweise nach diesen 
einzurichten. Thut er dies nicht, so haftet er den MitrhiMtern fiir 
allen daraus erwachsenden Nachtheil, ohne Rücksicht darauf, ob 
das durch den Beschluss der Mitrheder beti'offene Geschäft in den 
gesetzlichen Wirkungskreis des Korrespondentrheders fällt oder nicht, 
ohne Rtt<^8icht darauf, ob das Geschäft gemftss dem vorangegan- 
genen Artikel von den Mitrheders angefochten werden kann oder 
nicht. 

2. Der Abs. 2 des Artikels zählt die (wichtigeren) Geschäfte 
auf, welche der K rrespondentrheder nur nach dem Beschluss 
derMitrheder( dem natürlich Ratihabition gleichsteht ) abschliessen 
soll. Die Gültigkeit des Geschäfts ist dadurch freilich in keiner 
Weise bedingt. Der Schiffer z, B. , welchen der Korrespondent- 
rheder anstellt, ohne deshalb vorher die Mitrheder befragt zu 
haben, ist gültig angestellt, und ebenso binden alle von demselben 
innerhalb seines Wirkungskreises abgeschlossenen Geschäfte die 
Mitrheder. Allein der Rhederei gegenüber hat in diesen Ful- 
len das Nichteinholen eines Rhedereibeschlusses ^vorausgesetzt 
natürlich, dass dies unter den obwaltenden Verhältnissen mög- 
lich war) dieselbe Wirkung, wie in allen Fällen die Miss- 
achtung eines Rhedereibeschlusses; d. h. derselbe macht sich ver- 
antwortlich fUr allen Schaden^ der dadurch den Mitrhedem er- 
wächst. 

3. Unter einer neuen Reise ist jede Reise zu verstehen, 
„die nicht schon früher beschlossen worden, die sich nicht als Aus- 
fiihrung oder Vollendung einer schon begonnenen darstellt und die 
eine neue Ausrüstung zum Beginn der Fahrt erfordert'^ Die 
Fassung des Gesetzes giebt n&mUch keine Veranlassung ^^neu'' für 
gleichbedeutend mit „andersgeartetf' oder ^yausseigewdhnlich'' zu 
nehmen und neue Reise aufzufassen als eine „yon den bisherigen 
Reisewegen des Schiffs abweichende^' oder „mit ungewöhnlichen 
Gefahren verbundene", oder aussergewöhnliche Kosten verursachende 
Unternehmung (Entsch. des B.O.H.G XXII S. 290 f.: vgl Prot 
VIU S. 3722 f.). 

Art. 464. 

Der KorrespondenMieder ist verpfUekUi, in den Angelegenheiten 
der Bhederei die Sorgfalt emes ordenüiehen Bheders anemoenden, 

1. Der Artikel fordert vom Korrespondentrheder die Beobach- 
tung der Sorgfalt eines ordentlichen Rheders, wenn er die An- 
gelegenheiten der Rheder ei besorgt, ohne Unterschied, ob 
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derselbe Mitrheder des Schiffs ist oder niicht, ob derselbe die An- 
gelegenheiten besorgt auf Grund seiner gesetzlichen Befugnisse, 
oder in Folge einer besonderen, durch Khedereibeschluss ihm er- 
theilten Vollmacht; oder als negotiorum gesior der Rhederei. Auf 
den Fall, wo der Korrespondentrheder die Angelegenheiten der 
einzelnen Mitrheder besorgt , bezieht sich der Artikel nicht Hier 
kann Mandat oder negotiorum gestio vorliegen, welche nach den 
Crrnndsätzen des bürgerliehen Hechts zu beurtheilen sind. 

2. Wenn das H.G.B, in diesem Artikel von der Sorgfalt 
eines ordentlichen Rheders spricht, so versteht es darunter, 
wie an anderen Stellen (Art. 282 , 361 , 380) unter der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns, denselben Grad von Sorgfalt, wie 
die Römer unter der diligentia diligentis patris fmuilias. Indem 
das Gesetz derartige Ausdrücke wälilt, statt zu sagen, der Rheder, 
der Kaufmann u. s. w. hafte für leichtes Verseheu, deutet es schon 
an, dass die Frage, oh in einem gegebenen Falle Yerschulden vor- 
liege oder nicht, nicht stets nach densdhen Kriterien, sondern nach 
den konkreten Verhältnissen zu beantworten ist. Es weist dasselbe 
dm'ch jene Fassung darauf hin^ dass nicht dieselbe Handlungs- 
weise bei dem Nichtgewerbtreibenden, wie bei dem Kaufmann aJs 
Verschulden angesehen wird. Allein auch innerhalb derselben ge- 
werblichen Verhältnisse ist nicht stets ein und derselbe Maassstab 
an das Thun und Lassen einer Person, also eines Kaufmanns, eines 
Fuhrmanns, eines Rheders, eines Schiffers anzulegen, vielmehr sind 
hier innerhalb der einzelnen Kreise immer auch die Besonder- 
heiten des Gewerbebetriebes der gerade in Rede stehenden Art in 
Betracht zu ziehen. 

Wo die Sorgfalt eines ordentlichen Rheders gefordert wird, 
wird man von dem Verpflichteten nicht die Ber&cksichtigung aller 
Umstände verlangen können, worauf die weitgehenden Spekula- 
tionen des Grossrneders und des |;enialen Kaufmanns beruhen, son- 
dern nur die Beobachtung derjenigen Regeln, welche in einem Ge- 
schäftsbetriebe der in Rede stehenden Art allgemein beobachtet zu 
werden pflegen; und ein Versehen wird nur da anzunehmen sein, 
wo eine Handlung oder Unterlassung im Kreise derer, welche das- 
selbe Gewerbe wie der Verpflichtete und etwa in demselben Um- 
fange beti*eiben, als ein Versehen betrachtet wird. Der Korrespon- 
dsntrheder wftrde sich eines Versehens schuldig machen, wenn er 
iddht dafür sorgte, dass der Schiffer in fremden Orten den erfor- 
deiiichen Kredit &nde; wenn er das disponibel gewordene Schiff 
liegen Uesse, ohne sich nach einer neuen Fracht umzusehen, wäh- 
rend solche zu haben waren; aber man wird es nicht fiir ein Ver- 
sehen halten, wenn er in dem Hafen, wo das Schiff lag, einen 
Frachtkontrakt abschloss, ohne zu untersuchen, ob nicht in irgend 
einem fremden Hafen vortheilhaftere Frachtbedingunoren zu erhalten 
waren. Es gehört zur Sorgfalt eines ordentlichen Rheders, soweit 
dem Korrespondentrheder Versicherung obliegt, zum vollen Werth 
des versicherten Objekts zu versichern (Entsch. des R.O.H.G. VIII 



Digitized by Google 



80 



Zweiter Titel. 



S. 65); der Korrespondentrheder wird regelmässig als negotiorum 
gestor verpflichtet sein , den Vorschuss, weleben er fUr die Jmtrlieder 
^eldstety zu versichern; da dieseu gewöhnlich die Existeois und die 
GröBse der ftlr sie geleisteten Vorschüsse noch nicht hm Beginn der 

Beise, sondern erst bei der späteren Rechnungslegung des Korre- 
spondentrheders bekannt wird, und sie daher meist nicht im Stande 
sind, ihrerseits Versicherung dafür zu nehmen (Entsch. des K.O.H.G-. 

XV S. 118 f.); aber man wird nicht von ihm verlano^en können, 
dass er das Schiti'bei mehreren Gesellschaften versichert, um die von 
Insolvenzen solcher den Ehedem drohende Gefahr zu verringern 

Art. 465. 

Der Korrespondentrheder hat Über seine die Bhederei hebreffende 
OesaMftsfuhrung abgesondert Buch m fuhren md die daeu gehörigen 
Belege aufmbewahren, Er hat auch jedem Mitrheder auf dessen 
Verlangen Kenntniss von aXlen Verhältnissen zu flehen^ die sich auf 
die Bhederei, insbesondere auf das Schiff, die Heise und die Aus- 
rilstung beziehen ; er yrmss ihm j< derzeit die Einsicht der die Bhederei 
betreffenden Büchr^ Schriften und Fapiere gestatten. 

Aus der Stellung, welche der Korrespondentrheder den Mit- 
rhedem gegenüber einnimmt, folgt, dass diese, und zwar jeder ein- 
zelne, in der Lage sein müssen, die Geschäftsführung jenes zu 
kontroiiren. Daraus erklären sich die Bestimmungen dieses Ar- 
tikels. In Betreff der Buchführung verordnet das Gesetz: 1. Der 
Korrespondentrheder hat über seine Geschäftsführung für die ßhe- 
derei Buch zu führen; 2. er soll die Buchführung über den Khe- 
dereihetrieb nicht mit der Aber seine eigenen oder über andere 
Geschäfte kombiniren (Prot. IV S. 1534). 

Art. 466. 

Der Korrespondentrheder ist verpflichtet, jederzeit auf Bcschluss 
der Bhederei derselben Bechnung zu legen. Die Genehmigung der 
Bechnung find die Billigung der Verwaltung des Korrespondentrheders 
durch die Mehrheit hindert die Minderheit nichts ihr Becht geltend 
zu macheti. 

1. Aus der Stellung des Korrespondentrheders als Geschäfts- 
führer der Bhederei ergiebt sich seine Verpflichtung zur 



1) Das holländ. H.G.B. (Art. 332), welches gleichfalls den Bochhalter 
haften läset für allen Schaden, der durch seine „*c/i?/W (culpa) oder „on«roMu>** 
( dolus J den Mitrhedem verursacht ist, stattet diesen Anspruch der letzteren 
mit eineiB Yorrecht an der dem Bnehhalter (etwa) gehOrenaen Sehilbpart sob. 
In gleicher Weise hatte der preuss. Entwarf (Art 405) mit derartigen Ansprüd^en 
der Mitrheder ein Pfandrecht an dem etwaigen Antheil des Korrespondentrheders 
verhundeu. Doch wurde diese Bestimmung bereits in erster Lesung beseitigt 
(Prot IV 8. 1542). 
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Rechnungslegung. Dagegen steht dem Korrespondentrheder 
keine Klage auf Anerkennung der von ihm vorgelegten Abrech- 
noBg und £rtheiluDg der DecLarge gegen die Rheder zu. Derselbe 
wflrde nur auf Ersatz der von ihm für die Rhederei gemaditeii 
Vorschlisse, wofKr ihm die Rheder unbedingt, und nicht etwa nur 
mit Schiff und Fracht haften (Cropp in Heises und seinen juriit. ' 
Abb. I 8. 526), auf Entlastung yon den in deren Interesse persön- 
lich eingegangenen Verbindlichkeiten klagen, unter Umständen auch 
eine Provokationsklage anstellen können (Entsch. des O.A.Cr, zu 
Celle vom 14. Dezember 1865 in Seufferts Archiv XXllI Nr. 25). 

2. Dass die Ertheilung der Decharge durch die Majo- 
rität die Minorität nicht hindert, ihre Rechte gegen den Korre- 
spondentrheder geltend zu machen, erklärt sich daraus, dass durch 
emen Majorittttsbesehluss niemals iura quaesüa der einzelnen Mit- 
rheder verletzt werden dürfen. Der Satz ist daher, wie auf der 
hamburger Konferenz dargelegt wurdc^ nicht so zu verstehen^ dass 
der Korrespondentrheder, wenn er einen Beschluss der Majorität 
— wo ein solcher überhaupt ausreicht — ausgeführt hat, von den 
in der Minorität gebliebenen Mitgliedern auf Ersatz des ihnen hier- 
aus erwachsenen [Schadens belangt werden könne, sondern nur so, 
dass wenn sich derselbe in irgend einer Weise regresspflichtig ge- 
macht hat, jeder einzelne Mitrheder — natürlich nur tür den von 
ihm dadurch erlittenen Schaden — deswegen seinen Regress gegen 
denselben nehmen und hieran auch ni<^ht durch die Seitens der 
Uajorität . der Mitrheder dem Eorrespondentrheder ertheilte De- 
charge oder Billigung seiner Handlungsweise gehindert werden 
dürfe. Wenn z. B. der Korrespondentnieder das Schiff für eine 
Andere Reise verfrachtet, als die Majorität beschlossen hatte, so 
kann ein Mitrheder denselben auf Ersatz der dadurch ihm ver- 
ursachten „Erhöhung der Prämie tur die Versicherung seiner Part" 
belangen, selbst wenn alle anderen Mitrheder die Abweichung von 
dem Majoritätsbeschluss nachträglich gutgehcissen haben sollten. 
Dieser Satz ist , wie gleichfall8 in den Konferenz hervorgehoben 
wurde, um so nothwendiger, als dem Korrespondentrheder zuweilen 
mehr als die Hälfte des ^Schiffs gebort, indem derselbe alsdann 
stets in der Lage wäre, sich selbst Decharge zu erthdlen und sich 
durch eigene Billigung seiner Verwaltung jeder VerantwortUchkeit 
SU entziäen (Prot ^11 S. 3719 f.). 

Art. 467. 

Jeder MUrhcäer hat nach V(rhäUniss seiner Schiffspart zu den 
Ausgahen der Bhederei, insheso^uhre zu den Kosten der Ausrüstung 
und der Reparatur des Schiffs, beizutragen. 

Ist ein Mitrheder mit Leistung seines Beitrags in Verzug und 
mrd das Geld von Mitrhedern für ihn vorgeschossen.^ so ist er den' 
selben von Rechtswegen zur En^ichtung von Zinsen von dem 2SeU- 
pmiM der V&rsMsse cm verpflichte. Oh durch einen solchen 

L«wii, StMMbt. I. 9l Aufl. 6 
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Varsehuss ein PfanärecM an der äAiffspart des säumigen MUrheden 
erworben wird, isi nach den Landesgeseleen m hewnheüen. Auch 
wenn ein Pfandrecht nicht erworben ist, wird dumrek den Vorschubs 
ein versicherhares Interesse hinsichtlich der Schiffspart flir die Mit- 
rheder hegrüf^et. Im Falle der Versicherung dieses Interesse hat der 
säumiffe Mitrheder die Kosten derselben sfu ersetzen, 

1. Die einzelnen Mitrheder betheiligen sich nicht, wie die 
Aktionäre bei einer Aktiengesellschaft, mit einer beschränkten Ver- 
mögenseinlage, dem Werth ihrer iSchitisoart, bei dem Geschäfts- 
betriebe einer Rhederei , sondern mit ihrem ganzen Vermögen. 
Andererseits haften sie für die Verbindlichkeiten der llhederei 
nicht, wie die socii einer offenen Handelsgesellschaft, soUdarisch 
Bondem nur nacJi dem Yerhältniss, in wdchem sie sich bei den 
Geschäften betheiligen, d. h. nach dem VerhältnisB ihres Antheik 
am Schiff. Da es nnn bei der Rhederei von der höchsten Wichtig- 
keit ist, die Zeitumstände wahrzunehmen, so ist jeder Verzug 
bei der Ausrüstung eines Schiffs möglichst zu vermeiden. Ge- 
wöhnlich wird dies in der Weise erreicht, dass der Korrespondent- 
rheder, wenn die Einnahmen nicht ausreichen, um die dazu er- 
forderlichen Ausgaben zu decken, und demgemäss neue Einschüsse 
der Mitrheder erforderlieh wären, selbst die nothwendigen Gelder 
für die Rhederei vorschiesst. Derselbe wird aber hierzu nur dann 
geneigt sein, wenn ihm daraus kein Nachtheil erwächst. Hieraus 
erkläron sich die Rechte, welche das Gesetzbudi dem Mitrheder, 
der für einen Mitrheder in Vorschuss gegangen, ein- 
räumt Dass demselben das Becht gegeben wird, die Schi£bpart 
eines solchen mit Rücksicht auf seinen Vorschuss zu versichern, 
folgt daraus, dass er in Betreff dieses letzteren ein Interesse daran 
hat, dass das Schiff die Gefahren der Seefahrt besteht, indem dieses 
(resp. die betreffende Schiffspart) den Anschauungen des Verkehrs 
gemäss, wenn auch nicht ausschliesslich, so doch zunäclist zur 
Deckung der Forderung zu dienen bestinunt ist. Diese Befugniss 
ist übrigens nicht davon abhängig, dass der Mitrheder, für welchen 
der Vorschuss gegeben ist, mit der Leistung seiner Beiträge im 
Verzuge gewesen, vielmehr ist letzterer Umstand nur die Voraus- 
setzung für das Recht des Vorschussgebers, Zinsen und Ersatz der 
Kosten der Versicherung zu beanspruchen ; denn in dieser Hinsicht 
ist von dem säumigen Mitrheder und dem Mitrheder, der in 
Verzug ist, die Rede; für das Recht, Versicherung zu nehmen 
dagegen fordert das Gesetzbuch dieses nicht, sondern sagt ganz 
allgemein, dass durch den Vorschuss ein versicherbares Interesse 
begründet werde (Entscli. des K.ü.ll.G. XV Nr. 40 S. 110, Kr. 48 
S. 162 f.; vgl. Prot. VIII S. 4235 f.). Unter der Schiffspart ist 
auch der entsprechende Antheil des Rheders an der Fracht zu 
verstehen. Denn letzterer erscheint als Accessorium der Part, und 
was hinsichtlich des Interesse am Schiff gesagt ist, gilt auch von 
der Fracht, und zwar in noch höherem Ifaasse insofern, als die 
Kosten der See&hrt zunächst von dem Gewinn bestritten werden. 
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und, wie es auch das Reichs-Ober-Handels-Gericht ausspricht 
(Entsch. XV S. 116), „die Intention des für die Rhederei in Vor- 
schuss tretenden Korrespondentrheders" gewöhnhch dahin geht, 
»sich zunächst aus dem Betriebe der Rhederei zu decken'^ Das 
öber-HandeU-Gericht hat ttbiigens den hier in Rede stehenden 
Punkt seihet zwar berührt , aber unentschieden gelassen (EntscL 
XV S. 162). 

2. Der Korrespondentrheder ist zum Nehmen einer 
Versicherung befugt, nicht nur, wenn er zu den Mitrhedern 

ehört, sondern auch, wenn er keinen Antheil am Schiffe 
nt: denn es kommt hier dieselbe ratio in Betracht, wie bei dem 
Mitrheder , und die Konferenz-Protokolle zei<i;en, dass man, wenn 
auch das Gesetzbuch selbst immer nur vom Mitrheder spricht, doch 
stets den Korrespondeutrheder im Auge halte (Prot. Iv !S. 1510 f., 
Vm S. 3721; Entsch. des R.O.H.G. XV S. 115-117), 

3. Durch ein Pfandrecht lässt das H.G.B, die durch 
den Vorschuss entstandene Forderung nicht gesichert werden, 
sondern überlässt die Anordnung eines solchen der Partikular^ 
gesetzgebung. Dies ist auch geschehen durch die mecklenburg- 
sehwerinische Einfuhmngs- Verordnung (§ *54), welche bestimmt: 

Durch die m dem Art, 467 Abs, des H.G.B, erwähnten Vor' 
Schüsse der Mitrheder, daher atm^ des Korrespondentrheders, wird em 
Ffandrecht an den Farten der säumigen Mitrheder erworben. 

Dieses Gesetz fordert als Bedingung für die Entstehung des 
P&ndrechts mora des Mitrheders, für den der Vorschuss geleistet 
ist; dagegen eben so wenig wie das H.G.B. für die Entstehung des 
PfandrScEte des Eorrespondentrheders, dass diesem ein Antheil am 
Schiffe gehört. 

Art« 468. 

Wenn eine neue Heise oder wenn narh Beendü/u)ig einer Reise 
die Reparatur des Schiffs oder wenn die Befriedigung eines (rläu- 
higers Iteschlossm tvorden ist, ivdchoii die Rhederei nur mit Sehiff 
und Fracht haftet, so kann jeder Mitrheder, welcher dem Beschlüsse 
nicht eugestimmt hat^ sich von der Leistung der mr Ausfuhrung deSf 
s^Sben erforderUdien Mneähhingen dadur^ befreien, dass er seine 
Sehiffspart ohne Anspruch auf Entgdt aufgiebt. 

Der MitrhedeTj welcher von dieser Befugniss Gebrauch machen 
will, muss dies den Mitrhedern oder dem Korrespondentrheder inner- 
halb dreier Tage nach dem Tage des Beschlusses oder^ wenn er bei 
der BesMiSsfassung nicht €mwesend und nicM vertreten war^ inner- 
halb dreier Tage nach der MitOteHmg des Beschlusses geriehüich 
oder notariell kundgeben. 

Die aufgegebene Schiffspart fällt den übrigen Mitrhedern nach 
VerhäiUniss der Grösse ihrer Schiffsparten zu, 

6» 
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1. Da das Gesetz die freie Veräusserlichkeit der SchiÜ'sparten 
für jeden Mitrheder statairt und diesem somit das Becht einräumt, 
der Khederei einen neuen Mitrheder — auch einen nicht zahlungs- 
föbigen — aufzunöthigen und dch selbst yon der Verpflichtung, 
für spätere Verbindlichkeiten der Rhederei einzustehen^ zu befreien, 
so müsste demselben auch das Recht zur Dereliktion seines Schiffs- 
antheils mit dieser letzteren Wirkung zustehen. Dies wurde auch 
auf der liamburger Konferenz ausgesprochen (Prot. IV S. 1512 f.). 
Das Gesetz hat zwar das Prinzip nidit allgemein aufgestellt, wohl 
aber für gewisse dringende Fälle, nämlich da, wo eine Veräusserung 
der Schiffspart nicht zu bewerkstelligen sein würde. 

2. Die Möglichkeit, sich durch Aufgeben seiner 
Schiffspart einer ferneren persönlichen Verhaftung zu 
entziehen, wird nur bei solchen Verbindlichkeiten der Rhederei 
anerkannt, welche erst in Zukunft aus einem so eben gefassten Be- 
schlüsse hervorgehen werden, nicht aber bei denen, welche die un- 
mittelbare oder auch nur mittelbare P'olge eines früheren Beschlusses 
sind, dem gegenüber der betreffende Mitrheder nicht rechtzeitig 
sein Dereliktionsrecht geltend gemacht hat. Eine neue Reise ist daher 
nicht jede Reise, die nach Vollendung einer anderen jetzt begonnen 
wird ; es ist allein die, welche nicht auf einem bereits früher, sondern 
erst jetzt gefassten Beschlüsse beruht (Prot. VIll S. 3723, vgl. oben 
iS. 78). Ferner kann sich der Mitrheder nicht weigern, die Kosten 
der Reparatur des Schiffs tragen zu helfen, weun diese in einem 
Nothhafen vorgenommen werden muss, weil dieselbe die Folge einer 
von der Rhederei früher beschlossenen Reise ist, auf welcher die 
Reparaturbedürftigkeit eintrat (Prot IV 8. 1514— 1519, vgl. Elntsch. 
des R.O.H.Ö. XXll S. 294 tl). In Betreff des Beschlusses, einen 
Gläubiger, dem nur die fortune de mer verhaftet ist, voll zu be- 
friedigen, um dadurch die Exekution gegen Schiff und Fracht ab- 
zuwenden (Prot. VI S. 2932 f ), ist es irrelevant, ob der Mitrheder, 
der seine Part aufgeben will, dem (früheren) Beschlüsse, auf dem 
die Forderung selbst beruht, zugestimmt hat oder nicht ^ denn der 
Beschluss, einen solchen Gläubiger voll zu befriedigen, ist darum 
nicht weniger neu, weil diesem das Recht zustand, fär die For- 
derung Befriedigung mit Schi£f und Fracht zu beanspruchen. 

3. Die dreitägige Frist, innerhalb deren der Mitrheder, 
welcher von der in Rede stehenden ßefugniss Gebrauch machen 
will, dies anzuzeigen hat, läuft dem Abwesenden, der nicht ver- 
treten war, nicht schlechtweg von dem Tage, wo er zufällig Kunde 
von dem Beschlüsse erhielt, sondern erst von dem, wo ihm eine 
förmliche Mittheihmg darüber zugekommen ist (Prot. VIII S. 3722). 
Als solche ist aber nicht die Anzeige des Korrespondentrheders, 
dass das Schiff eine neue Reise angetreten, zu betrachten; um so 
weniger, als daraus gar nicht ersichtlich, ob dies in Folge eines 
verbindlichen Rhedereibeschi usscs geschehen. Dagegen ist es. wie 
überhaupt der einzelne Mitrheder keinerlei Recht auf die Beobach- 
tung bestimmter Formen bei Fassung und Mittheilung von Rhederei- 
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beschlüssen hat, nicht wesentlich, dass die Notifikation des Be- 
schlusses vor Antritt der Reise erfolgt. Auch auf eine erst nach 
Antritt der Reise erfolgende Bekanntmach unp^ hat der betreflfende 
Rheder innerhalb dreier Tage die Abandon-Erklärung abzugeben 
(Entach. dm R.O.H.G. XXü 8. 292—294). 

4. Auf der hamburger Konferenz wurde von Seiten des 
luecklenbnrgiBchen Abgeordneten der Antrag gestellt, zum Schatze 
der Minorität das alte Setzungsrecht in das Gesetzbuch auf- 
zunehmen. 

Dieses Rechtsinstitut, welches im Mittelalter ein sehr weites 
Herrschaftsgebiet , und zwar nicht nur in Deutschland, sondern 
auch ausserhalb Deutschlands hatte, später aber mehr und mehr 
ausser Gebrauch kam, war von Hause aus ein eigenthümUches 
Theilungsverfahren (R. Wagner, Beiträge zum Seerecht, Riga 
1880, S. 2 — 23); diente aber in der späteren Zeit auch dazu, in 
FftUen, wo beim Rhedereibetriebe sich Meinungsverschiedenheiten 
geltend machten, die Mitglieder der Minorität den Konsequenzen 
eines Majoritätsbeschlusses zu entziehen (Revid. Lüh. R. VI, 4, 6 ; 
Rostocker Stadtr. VI, 4, 6), indem es der Minorität die Befugniss 
gewährt, das Schiff zu einer bestimmten Summe anzusetzen, für 
welche es die Majorität zu übernehmen oder der Minorität zu über- 
lassen hat (vgl. Wagner S. 23 ff.). 

Der Antrag fand auf der hamburger Konferenz keine aus- 
reichende Unterstützung und wurde vom Antragsteller selbst zu- 
rückgezogen (vgl. Prot. IV 8. 15GG f.). Für Mecklenburf? ist das 
Institut jedoch ausdrücklich anerkannt und eingehend geregelt 
worden durch den als Landesgesetz vom Reichsgesetz vom 5. «mni 
1869 § 4 in Kraft erhaltenen § 53 der mecklenburgischen Ein- 
führungsverordnung^ der allerdings in einieen Beziehungen durch 
die Verordnung vom 22. Oktober 1869 mooufizirt worden ist Die 
in Betracht kommenden Bestimmungen lauten folgendermaassen : 

Die MinderheU der JRhedereit welcke dmreh emen BesehUms 
der Mehrheit in den Ängelegenheikn der Wtederei Verstimmt isi^ 
Arf. 4r>8 Abs. i, Art. 473 Abs. 1 des RG./l, hat das Recht, das 
Schiff m setzen^ d, h. dassdbe m einem bestimmten Geldpreise zu 
veranschlagen, zu welchem die Mehrheit der Rheder entweder das 
Schiff (fegen Auszahlung der Antheile der Mtnderheit nach jenem 
IVeise übernehnun . oder, wenn sie dies aJ)lehnt, das Schiff der 
Miyiderheit der lUicder gegen Auseahlung ihrer Antheile nach jenem 
Jhreise überlassen muss^). 



1) Die Tlcstimmung der Verordnung vom 31. Januar 1865 V: Der Inhalt 
des § ."fS der Verordnung zur Publikation dea A.D. H.G.B, wird dithin modi- 
ßxirt^ flaes die Minderheit der Wieder nur insoiveit berechtigt ist, das Scliijij 

««teen, äh datBelbe durch den üebergang auf sie nicht aufhören tmirde, ' 
»ich zu drei Viertheilen in dem EigentJniui. mecklenburgischer Unferthanen au 
befind cn ; hat heatzutags keine Anwendbarkeit mehr: s. o. die Ausfiihruiuran m 
Art. 434. 
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1. Zu der Mindcrhit werden auch die etwa hei der Ahstim- 
mung ordnungswidrig ühergangetim 3Iitrheder gerechnet^ die sich dem 
Beschlüsse der Mehrheit nicht fügen ivollm. 

Das Recht zu setzen steht allen zu der Minderheit gehörenden^ 
welche davon Gebrauch machen wolletif zu, daher, wenn die Uehrigen 
dies nicht mUm, auch einem Ewus^nen, 

a) Zu beachten ist, dass nur die bei der Abstimmung ord- 
nungswidrig übergangenen Mitrheder zur Minderheit ge- 
rechnet werden, wogegen umgekehrt diejenigen, welche nicht am 
Sitze der Rhederei wohnhaft und bei dem EorreBpondentrheder 
keinen Vertreter angemeldet haben, wie die, welche rechlich oder 
thatBächlich an der Theilnahme behindert sind und auch keine 
Vertretung haben, nach § 52 der Verordnung der ]\Iajorität zu- 
gerechnet werden, vorausgesetzt, dass der Beschluss sich auf An- 
gelegenheiten des häufenden Rhedereibetriebes bezieht (vgl. Entsch. 
des K.O.II.Ct. V S. 194 f.); dass ferner die ordnungswidrig über- 
gangenen Mitrheder nicht unter allen Umständen zur Minorität 
o;ezählt werden, sondern nur in dem Falle, dass sie sich dem 
Beschluss der Mehrheit nicht fügen wollen. Hieraus folgt, dass 
solche noch nachträglich dem Majoritätsbeschlüsse beitreten können^ 
und dass alsdann die Minorität auch die diesen gehörigen Parten, 
ßdls die Majorität das Schiff giebt, übernehmen muss. 

b) Vom Setzungsrecht kann übri^ns nicht nur die Minorität 
im Ganzen Gebraach machen .sondern auch jeder einzelne zur 

Minorität gehörende Mitrheder. Dies gilt einmal hinsichtlich der 
Frage, ob überhaupt das Schiff gesetzt werden soll, und femer 
in Betreff der weiteren Frage ^ für welchen Preis dasselbe veran- 
schlagt werden soll , so dass also weder in Betreff des einen noch 
des anderen Punktes die Stimmenmehrheit unter den zur Minorität 
gehörigen Mitrhedern entscheidet, demgemäss die Majorität auch 
in Folge eines und desselben von ihr gefassten Beschlusses in die 
Lage kommen kann, mehrfachen iSetzungs-Erklärungen gegenüber 
Stell ung zu nehmen. Es geht dies mit Nothwendigkeit aus der 
Fassung der Verordnung hervor.* Die Verordnung sagt ausdrück- 
lich, das Recht zu setzen steht aUen zur Minderheit gehörenden 
Mitrhedern, eventuell auch einem einzelnen zu. ,,Setzen'' aber 
heisst, das Schiff' zu einem bestimmten Preise mit der angegebenen 
Wirkung für die Rhederei veranschlagen. Anderer Meinung 
Wagner (a. a. O. S. 31, namentlich Note 1), 

Nr. 2 abgeändert durch die Verordnung vom 22. Oktober 1 86Ö : 

§ 1. BfT Korrespondefitrhcder hat sofort nach beendigter Ab' 
Stimmung die überstimmte Minderheit der Mheder mit dem Beschluss 
der Mehrheit hcJcannt zu machen und dabei unter Aufführung eines 
jeden befragten Rheders und seiner Fort anzugeben, ob und wie der- 
selbe gestimmt hat. 

§ 2, Die Setzungserklärung muss bei Verlust des Setzung srechts 
hinnen drei Tagen, Art. 468 Abs. 2 des E.G.B., in eiligen Fällen 
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sofort nach erhaltener Konitniss von dem Mf'hrheiishcschlusse dem 
Korrespondentrheder zugcsfellt tverden, welcher dieselbe mit An{fahe 
der Zeit, wann sie erfolgt ist, sofort mich Ahlauf der ebm erwäflnten 
Frist denjenigen Ehedem, welche für den Mehrheitsheschluss gestimmt 
habenh mUmäheüen hai. 

Für dm Ncu^hweis dieser Mttfhetlung m einen Bheder, toeUher 
meht am Ehedereisitße wohnt, f/miigt der äwek em Fostattest er- 
hr achte Beweis, dass an denselben an dem angegehenm Tage von 
dem JSjurrespmidentrheder ein Brief abgesandt ist, sofern nicht da/r- 
gethan wird, dass der angekonmene Brief einen anderem h^wUt ge- 
habt hcU. 

Der Umstand, dass der Mehrheitsheschluss bereits zur Aus- 
führung gebracht ist, entzieht der Minderheit nicht mehr, wie nach 
der älteren mecklenburgischen Praxis, das Recht, von der Setzungs- 
befugniss Gebrauch zu machen, wennschon aus dem 3 der Ver- 
ordnung zu folgern ist, dass bis zur Geltendmachung des Setzungs- 
rechts der Beschluss der Majorität zur Ausführung gebracht werden 
kann, und dass die das Schiif ohne vorangegangene Erkundigung 
setzende Minorität sich der Gefahr aussetzt, mit dem Schiffe auch 
das Risiko der von der Majorität beschlossenen Unternehmung tther- 
nehmen zu müssen, welches ne durch die Setzung gerade von sich 
abwenden wollte (Entsch. des R.O.H.G. V S. 189--195). 

3, 'Der Geldanschlag des Schiffs, welchen die Setzung mthaUen 
Wttss, er greift den Werth des Schiffs und der SchiffsgeräJIhsehaften 
und hehäU die sonstigen Aktwa und Fassim einer besonderen lÄgpd" 
daUon vor. 

Nr. 4 abgeändert durch die Verordnung vom 22. Oktobsr 1869: 

§ 3. Dir Ausführung des Mehrheitsbeschlusses muss nach recht- 
zeitig erfolgter Setzung unterbleiben. 

Nr. 5 abgeändert durch die Verordnung vom 22. Oktober 1869: 

§ 4. Die Bheder, welchen die Seteungserl'lärung mitgetheitt 
worden ist, haben ihre Gegenerklärung hinnen etcht Tagen an den 

Korrespondenfrheder abzugeben. 

Diese Frist beginnt am irsten vollen Tage nach der geschehenen 
Mittheilung, beziehungsweise nach der Aufgabe des dieselbe ent- 
haltenden Briefes auf die Post. Die Bheder, welche sich binnen 
dies(T Frist üheraU nicht oder undeutlieh odtr ungenügf }id erJclärenf 
werden als von dem Mehrhrifsbeschlusse .lurüclitrctend nngesehen. 

Selbstverständlich können die Mitrheder der Majorität ein- 
zelne wie alle — auch ausdrücklich vom Mehrheitsheschluss zu- 
rücktreten. 

§ 5. Ist die Mehrheit über Nehmen oder Geben getheilt, so 
gehest diejtmgen vor, welche die ganze Part des oder der Setzenden 
ßr ihre alleinige Rechnung nehmen wollen^ nur mit Ausnahme des 
FaUes, wenn die Parte derjenigen^ weltke gehen oder von dem 
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Mehrheitsheschlms mrücktretm tvoUm, mit dm Parim des oder der 
Setzenden zusammmgerechnet mindesfe^iR die Hälfte aJhr Parte der 
Bhf'der betragest, welche an der Beschlussfasaung Theil gcfnommen 
haben. In diesem Falle müssen diejenigen^ welche die Pari des oder 
der SeUsenden ßr ihre aUemige Seeknmff neAmen ufoUen, entweder 
auch noeft die Forte der gehen woUenden Sheder mm SeUungspreise 
nehmen oder ehenfaRs ihre Forte geben oder wm dem Mehrheits- 
beschlüsse zurücktreten. 

Triit dieser Ausnahmefall ein, so hat der Korrespondentrheder 
sofort nach dem Eingange sämmtlichr Antworten auf die Setzungs- 
erklürung, spätrstens sofort nach Ahlauf der im § 4 vorgeschriebenen 
bezüglichen Frist jedem IlJiedrr, der nehmeti ivill, genaue schrift- 
liehe Mittheilum/ von den Antirorten der einzelnen Ilheder und be- 
ziehungsweise darüber zu macheti, welche Uheder und ans tvelchen 
Gründm dieselben als von den Mehrheitsbeschlüssen zurückstehend 
omusehen sind. 

Auf diese Mitiheihmg hat der betreffende Bheder seine schUess- 
liehe Erklärung üiher die Setmmg bnmen einer — nach Maassgäbe des 

§ 4 zu berechnenden — Frist von acht Tagen abzugehen^ ißidrigen FaUs 
er als von dem Mehrheitsbeschlüsse zurücktretend angesehen wird» 

§ 6. Der Korrespondentrheder hat sofort nach detn Eingange 
oder Aussehliiss der Gefienerklärtmgen der zur Mehrheit gehörenden 
Bheder die setzenden lilicder mit detn Frgebnisse des Setzungsver- 
fahrens bekannt zu machen. 

Nr. 6 abgeändert durch die Verordnung Tom 22. Oktober 1869 : 

§ 7. Die Setzung ftihrt nicht mtr Auflöswng der Ehederei, 
sondern nur zum Ausscheiden des bezüglichen Thetls der JRhedeir. 
Der bei dem Schiffe bleibende Theü triU rücksichtlich der zu über' 

nehmenden. Parte in die laufenden Hechte und Verbindlichkeiten der 
Rhederei mit dem Zeitptmkte ein, in welchem die das Nehmen oder 
Gehen zum Abschluss bringe^ide Erklärung an den Korrespondent- 
rheder abgegeben n orden ist. Der Seiraingspreis ist binneti ach t Tagen 
nach zugelegter Liquidation an den ausscheidenden Theil zu berich- 
tigen, ivorauf das Schiff zu der freieyi Verfügung des Nehmers sieht. 
Kann die Liquidation nicht unverzüglich beschafft werden , so ivird 
dem Nehmer gegen genügsame Sicherheit die Verfügung über das 
Schiff freigegeben, 

7. Diejenigen Bheder, welche sich an der fraglichen Abstim- 
nmng nicht betheiligt haben, bleiben mit ihrem Parte im Schiffe. 

6. Hat die Mehrheit einen von der Minderheit ausgehenden An' 
trag abgelehnt, so ist eine Setzung aus diesem Crrunde nur unter 
den Voraussetzung e^i statthaft, unter tvelchen nach detn Art. 473 
Abs. 2 des H.G.B, der Verkauf des SdUffs durch die Mehrheit be- 
schlösse) f IC er den darf. 

Der Verkauf des Seeschiffs kann auch dann durch die Mehrheit 
beschlossen werden ^ tvetm dasselbe in einem afuleren Hafen seine 
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Heise beendigt hat und die SMffsmannschaft mäassen ist. Vgl, 

Art. 469 Abs. 2 des H.G.B. 

Im Abs. 1 dieser Ziffer ist die Ausdrucksweise eine sehr un- 
genaue. Der Abs. 2 des Art. 473 H.G.B, spricht nämlich nicht 
von Voraussetzungen, unter denen der Verkauf des Schiffs be- 
schlossen werden, sondern von solchen, unter welchen der Ver- 
kauf geschehen kann. (8. unten die Ausfuhrungen zum Art. 473 
Nr. 3.) In diesem Sinne müssen daher die Worte des Abs. 1 der 
Ziff. 8 verstanden werden, (bu auch Wagner a. a. 0. »S. 29, 
namentlich Note 1.) 

Mit Rüduicht auf diese Bestimmungen ist für Mecklenburg die 
Terbindliche Kraft des Art 468 H.G.B, ausgeschlossen^). 

Das Setzungsrecht kann übrigens (auf Qmnd des Art. 457 
H.G.B.) auch durch Vertrag tiir eine bestimmte Rhederei ein- 
geführt werden. (So auch Beseler, System S. 1033; Wagner 
a. a. O. S. 27.) 

Art. m. 

Die Vertheilung des Gewinnes und Verlustes geschieht nach der 
Grösse der Sehiffsparten. 

Die Berechnung des Gemmes und Verhsies und die AuseiMmg 
des etwaigen Gewinnes erfolgt jedesmtü, nachdem das Schiff in den 
HeimaOishafeyi zurnckgehehrt ist, oder nachdem es in einefu anderen 
Hafen seine Meise beendigt hat und die Schiffsmannschaft ent- 
lassen ist. 

Aussrrdcm mi'issen auch vor dem crträhnten Zeifjnwlie die ein- 
(lehefidm Gelder^ rnsoneit sie nicht zu spniiren Ausf/aho) oder zur 
Becliurtg von Ansprüchoi einzelner Mitrheder an die JiJicderei er- 
forderlich sind, unter die einzelnen Mitrheder nach Vcrhältuiss der 
Grösse ihrer Schiffsparten vorläufig vertheilt und ausgezahlt werden. 

1. Wer i\Iitglied einer Khederei ist, hat die Absicht, dadurch 
einen Gewinn zu erzielen. Er partizipirt ebenso aber auch am 
Verlust, wie Abs. 1 bestimmt, nach dem Verhältniss, zu welchem 
er bei dem Rhederei- Betriebe betlieiligt ist, d. h. nach der Grösse 
seiner Schiffspart. Der Anspruch auf jenen Autheil am Gewinn 
ist ein ius quacsitimf das dem Einzelnen auch nicht durch einen 
Kajoritfttsbeschluss entzogen werden kann. Von wirklichem Ge- 
winn. TTon Reingewinn kann man aber immer erst reden nach voll- 
ständiger Beendigung eines Unternehmens; daher alsdann erst eine 
Rechnungslegung und Vertheilung des Gewinns korrekter Weise 
stattfinden darf. Und als beendet ist ein Unternehmen nur unter 
den in Abs. 2 des Artikels angegebenen Voraussetzun^i^en anzu- 
sehen, weil, wie in der hamburger Konferenz hervorgehoben wurde. 



1) § 55 der Einführ.-Verordn.: Der Art. 468 des H.G.B, triU in Folge 
des § öö dieser Verordnung nicht in Wirksamkeit. 
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„in allen anderen Fällen der Erfolg der einen beendigten Reise 
durch den Verlauf einer späteren immer noch geändert werden'^ 
kann (Prot. IV S. 1538 ff ). 

2. Der Abs. 3 entzieht die Verfügung über den sich vorläufiff 
herausstellenden Gewinn den Beschlüssen der Majorität und 
giebt jedem Mitrheder das Kecht, auch trotz eines entgegenstehenden 
Majoritätsbeschlusses eerichtUch zu erzwingen^ sowohl dass solcher 
Gewinn vertheilt wercte, wenn und soweit er nicht durch die Un- 
kosten des Unternehmens absorbirt wird, und dass dessen Ver- 
theilung unterbleibe, wenn seine Verwendung hierzu erforderlich 
ist; wie auch der Korrespondentrheder die Auszahlung aus diesem 
letzteren Grunde Terweigem darf (vgl. Entsch. des B.O.H.G. XXIV 
8. 60 f ). 

3. Uebrigens wird weder durch Abs. 2 noch 3 verhindert, 
dass von der Majorität ein neues Unternehmen und die Zu- 
rückhaltung der zu diesem Behufe erforderlichen 
Gelder beschlossen wird (Prot. VI S. 2765). Denn wie jeder 
Mitrheder zur Fortsetzung des Khedereibetriebes die dazu erforder- 
lichen Zuschüsse zu leisten hat, soweit er nicht von dem ihm durch 
Art 468 gegebenen Recht Gebrauch machen kann und will, so hat 
er zu diesem Behuf auch die Einbehaltung des ihm gebührenden 
Gewinns oder eines Theils desselben sich gefallen zu lassen. 

Art. 470. 

Jeder Mitrheder kann seine Schiffspart jederzeit und ohne Em^ 
HOdUgvnfi der übrigen Mitrheder rjarfz oder theilweise ver äussern. 

Ein gcseizliches Vorl-aufsrcrht sieht den Mitrhedern nicht zu. 
Es kann jedoch die Verihis^rrnnfi einer Schiff'spart, in Folge icclcher 
das Schiff das Rerhi , die Leindesftagge zu führen, verlieren uiXrde, 
rechtsgidtig nur mit Zustimmung edler Mitrheder erfolgen. Die Landes- 
gesetee^ welche eine solche Veräiisserung überhaupt für unzulässig er- 
Mären, werden durch diese Stimmung nicht berührt, 

1. Die Schiffspart ist nicht nur das äussere Zeichen fUr die 
Mitgliedschaft in der Khederei, sondern sie ist auch ein Vermögens- 
objekt. Sie ist daher vererblich und veräusserlich. Und zwar ist 
der Veräusserungsbefugniss keine andere Schranke gesetzt als dass 
durch deren Ausübung nicht die Rechte der übngen Mitrheder 
geschmälert werden dürfen. Hierzu gehört natürlich auch das 
Recht, die Landesflagge, resp. heutzutage die Reichsflagge zu 
führen. Die Verftusserung einer Schiffspart an einen 
Ausländer (jemanden, der nicht Reichsangehörigkeit besitzt) 
ohne Zustimmung aller Mitrheder ist nicht rechts- 
gültig, ist nichtig. Rechtsfolgen, welche die Veräusserung zur 
Voraussetzung haben , treten daher in solchem Falle nicht ein, und 
zwar nicht nur soweit das Verhältniss des Erwerbers zu den Mit- 
rhedern, sondern auch zu dem Veräusserer in Frage steht E& 
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kann daher der Erwerber nicht auf Grund des Art. 440 II.G.B. 
vom Veräusserer die Ertheilung einer Urkunde über die Ver- 
äusserung verlangen (vgl. Entsch. des R.O.H.G. XXIV S. 46 f.). 
Aus der in Rede stehenden Bestimmung ist jedoch nicht zu fol- 
gern, dass zum Verkauf des ganzen Schiffs an Ausländer nicht 
eon H ajoritätsbesdilius aweicbe, Bondem StunmeneinheUiekeit er- 
fbrderhch sei; denn der Verkauf eines Schiffs durch Stimmen- 
mehrheit ist schlechthin gestattet^ und es berührt die Rechte der 
einzelnen Mitrheder in keiner Weise , ob diese Veräusserong an 
Inländer oder an Fremde geschieht, weil die Veräusserung des 
Schiffs in jedem Fall die Auflösung der Rhederei zur Folge hat, 
wogegen die Veräusserung einzelner Schiffsparten an Ausländer 
unter Umständen nachtheilige Folgen fiir die übrigen Mitrheder 
hat (Prot. IV S. 1540 f). 

2. Ausdrücklich, und zwar bei Strafe der Nichtigkeit, hat die 
Verttusserung von Schiffsparten an Ausländer tther- 
haupt Terhoten*) das schleswig-holsteinische Provinzialrecht 
(Verordn. 4 Mai 180B, Resknpt v. 6. Juni 1806; s. auch 
Falck, Handh. des schlesw.-holst. Privatr., Altona 1825—1848. 
IV ö. 137). 

8. Der Artikel hat nur ein ffesetzliches Vorkaufsrecht 
der Mitrheder ausgeschlossen'). Durch Privatdisposition, z. B. 
durch (Ion Kliedereivertrag. kann ein solches he^rttndet werden 
(Prot VIII S. 3724 f.). 

Art 471. 

Der Mitrheder j welcher seine Schiffspart vrränssfrt hat^ wird^ 
so lange die Vfräusstrimg von ihm und dem Ermrhrr dm Mit- 
rhedcni oder dem Korrespondenirh dtr nicht angezeigt norden ist, 
im VerhdJiniss zu den Miirhedem noch dU Miiirheäer hdroMei mä 
lletbi wegen aUer vor dieser Anzeige begründeten VerhindUMeiten 
(äs Mitrheder den Übrigen Mikhedem verhaftet, 

DfT Erwerber der Sehiffspart ist jedoch im Verhält niss m den 
übrigem Miirhedem schon seit dem Zeitjmiikte der Erwerbmg äk 
Miirheder verpfUcktet, 



1) Die von mir in Eiidemanns Uaudb. lY S. 52 Note 13 bekämpfte An- 
Bicht Stobbes (Deotsches Privatr. I S. 268), dass in Folge der in Deatschland 
den Fremden gewährten privatrechtliclien Gleichberechtigung die angegebene Be- 
stimmung tür beseitigt zu halten sei, hat derselbe in der — übrigens schon vor 
der Publikation meiner Darstellung erschienenen — neuen Auflage seines Privatr. I 
S. 823 zurQckgenommen. — Ueber die in den ilteren Beehtsquellen vorkommen- 
den Verbote und Beschränkungen der Veräusserung von Schiffen und SchiflFs- 

f arten an Ausländer vgl. Lewis in £ndemanns Handb. IV S. äl. Im finn* 
Indisoben SeMesete (Art 9) findet Bich gleicibMs em absolotes Terbot, - 
Sdufbparten aa fremde zu veräussem. 

2) In manchen fremden Rechten findet sich ein solcbes, 80 im norwegi- 
schen Seeges. § 7; finn ländischen Seeges. Art 9. 
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Er muss die Bestimnmmjcn des JRImhrewertraffes, die gefassten 
Beschlüsse und eingegangenen Geschäfte f/lric/nvie der Ver äusserer 
gegen sich gelten lassen; die übrigen Märlwdir kmmen ausserdem 
aUe gegen den Veräusserer ais Mitrheder hegriindeten Verhindlidy- 
keüen m Beimg auf die veräusserte Sehiffspart gegen den Brwerher 
0ur Aufrecknung bringen , unbeschadet des Bediis des leteteren auf 
Gewährkisiung gegen den Veräusserer, 

1. Während die Art, 442 und 474 das Verhältniss des Ver- 
äusserers und des Erwerbers einer Schiffspart zu den Gläubigern 
der Rhederei reguliren, bezieht sich dieser Artikel auf das Ver- 
hältniss der gedachten Personen zu den jMitrhedern. Da die Ueber- 
tragung von Schifisparten weder an irgend eine Form noch an die 
Zostimmnog der Übrigen Mitrheder gebunden ist) sich also auch 
durchaus ihrer EenntnisBnahme entzieht^ so erscheint es nur natur- 
gemäss, wenn das Gesetzbuch nicht gleich mit dieser Uebertragung 
auch das Verhältniss zwischen dem Veräusserer und den übrigen 
Mitrhedcrn gelöst sein lässt, sondern hierzu eine Anzeige des aus- 
tretenden und des neueintretenden Mitrheders fordert. Es gentigt 
nicht die Anzeige eines von beiden, sondern es \vird die beider 
Kontrahenten gefordert, weil dieselbe wichtige Rechtswirkungen 
und zwar verschiedene für die letzteren hat, so dass der eine in 
der Folgezeit ein Interesse daran haben kann^ dass die Anzeige 
stattgefimden, der andere, dass sie nicht stattgefunden hat. 

2. Ueber die Form der Anzeige bestimmt der Artikel nichts, 
und daraus erhellt schon, dass die mündliche oder schriftliche An- 
zeige sowohl von den Kontrahenten, als auch von deren Vertretern 
erstattet werden kann, und hieraus wieder geht hervor, dass der 
eine Kontrahent sowohl för sich allein, als auch zugleich im Namen 
des andern die Anzeige macheu kann, vorausgesetzt, dass er von 
diesem dazu beauftragt und diesen Auftrag na(£2uwdsen im Stande 
ist (Pl-ot. Vm S. 3727). 

3. Bis diese Anzeise gemacht ist, wird der Ver- 
äusserer immer noch als Mitrheder angesehen, sowohl in 

formeller, wie materieller Hinsicht, und zwar eben so wohl rück- 
sichtlich der Forderungen wie der Verbindlichkeiten der Rhederei. 
Bis zu diesem Augenmick gilt daher der veräussernde Mitrheder 
als stimmberechtigt, und es ist seine Stimme bei den Beschlüssen 
der Rhederei in Betracht zu ziehen (Prot. IV S. 1549). l^is zu 
diesem Augenblick kann demselben der (iewinn der Rhederei aus- 
gezahlt werden ; denn die Bestimmung des Art. 441 , wonach der 
Gewinn der laufenden Reise dem Erwerber gebührt, bezieht sich 
lediglich auf das Verhältniss von Veräusserer und fbrwerber. Für 
die bis dahin von der Rhederei eingegangenen Verbindlichkeiten 
können sich die Mitrheder an den Veräusserer halten, der ihnen für 
alle Folgezeit (d. h. auch nach der Anzeige) dafür aufzukommen 
hat (Prot S. 1549, 1552), wennschon nach Art. 441 der Ver- 
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UoBserer, sobald er in AuBpruch genommeDi sich dieserhalb an den 

JErwerber halten kann. 

4. Der Erwerber tritt nicht in alle Verbindlich- 
keiten seines Auktor ein, ja er kann von der K hederei 
auch nicht einmal für den Verlust der zur Zeit der Veräusserung 
laufenden Reise in Ansprach genommen werden; wohl aber för die 
in der Zeit nach der Erwerbung, und nicht erst fftr die nach der 
Anzeige von dieser entstandenen Verbindlichkeiten. Dieser 
letztere Satz hat seinen Grund darin, dass der £igenthümer einer 
Schiffspart JMitrheder und demgemäss aur Leistung der zum Rhe- 
dereibetriebe erforderlichen Beiträge verpflichtet ist. Wollte man 
nun den Erwerber erst von der Anzeige an der Rhederei gegen- 
über verpflicliten, so würde damit auch der Uebergang des Eigen- 
thums an der Part bis zu diesem Moment aufgeschoben, und damit 
für diesen selbst eine bestimmte Form wieder eingeführt werden 
(Prot IV S. 1555). Es sind demgemäss die einzelnen Verbindlich- 
keiten, welche sich bei Gelegenheit eines und desselben Unter- 
nehmens ereeben haben, gesondert au betrachten, und es hat ent- 
weder der Yerilusserer oder der Erwerber dafür au&ukommei^ Je 
nachdem dieselben vor oder nach der Uebertragung der Schifis- 
part en standen sind. 

5, Ausserdem hat der Erwerber die vor seinem Ein- 
tritt beschlossenen Unternehmungen für sich gelten 
zu lassen und hat die nachher dafür nothwendig werdenden und 
nachher ausgeschriebenen Beiträge zu leisten, während für die 
vorher beschlossenen aber noch nicht eingeforderten Beiträge der 
Veräujjserer haftet (Prot. IV S. 1556 L). Der Erwerber muss sich 
SQch gefallen lassen, dass ihm von den Mitrfaedem „wegen der 
Ansprttche gegen den Austretenden" „Abzüge auf seinen Antheil'^, 
d. h. bei einem auch später ihm auszuzahlenden Gewinn gemacht 
werden. Durch die Veräusserung und den Austritt eines Mit- 
rheders darf nämlich die Lage der Rhederei nicht verschlechtert 
werden, darf keine Aenderung in den Rechten der übrigen Mit- 
rheder eintreten, und so ist es nothwendig, dass dieselben ihr persön- 
liches F<jrderungsrecht gegen den austretenden Mitrheder behalten, 
und ihnen die dingliche Sicherheit, die ihnen dessen Schiffspart 
und die hierauf fallenden Gewinnantheile gewähren, erhalten bleibt 
(Prot. S. 1552 f.). 

Art. m. 

Eine Aoulcnnig in Jm Vrrsonm der Miirheäer ist ohne Emr 
fiuss auf dm Forfhrstand der Rhedereim 

Wenn ein Mitrheder stirbt oder in Kmihirs ffrräth oder zur 
Verwaltung seines Vermögens rechtlieh unfähig mrdt so hat dies 
die Auflösung der Rhederei nicht zur Folge. 

Eine Äufkündigimg von Seiten eiws Mitrheders oder eine Aus- 
schliessung eines Mitrheders findet nicht statt. 
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Wie schon früher darauf hingewiesen (s. die Ausführungen zu 
Art. 456 S. 63), sind die Personen der Mitrheder völlig irrelevant, 
wie es auch irrelevant ist, ob dieselben vorübergehend oder dauernd 
verhindert sind, sich bei der Leitung der Angelegenheiten der 
Rederei zu betneiligen. Daher geht auch die Schiflspart, d. h. 
nicht etwa nur der quote Theil des Schiffskörpers, sondern auch 
der entsprechende Antheil am Rhedereibetriebe auf die Erben über. 
Diese werden von selbst, ohne dass es einer darauf bezüglichen 
Erklärung oder einer Aufnahme von Seiten der übrigen Mitrheder 
bedürfte, Mitglieder der Khederei an Stelle ihres Erblassers. In 
gleicher Weise geht die Schiffspart in die Masse des in Konkurs 
gerathenen Mitrheders über una wird von dieser ganz wie von 
einem persönlichen Kheder veräussert. 

Art. 473. 

Die Äuflössutw der Bhederei kann durch S^mmenmehrheit he- 
schlössen werden. Der BeschlttsSt das Sekiff ssu veräummf stM dem 

Beschliisse der Auflösung gleich. 

Ist dir Auflösung d<r Bhederei oder die V<rmisserung des Schiffs 
hcschJossru , so muss das Schiff öffentlich vtrkauft werden. Der 
Verkauf kann nur geschehen, wenn das Schiff zu einer Beise nirht 
Vfrfrachtet ist und in dem Heimathshafeii oder in einmi inländischm 
Hafen sich hefindet. Ist jedoch das Schiff als reparaturunfähig oder 
reparaturunumrdig (Art. 444) kondemnirt, so kann der Verkauf des- 
selben^ audt wem es verftaMet ist, und sdbsi im Auslände erfolgen. 
ScM von den vorstehenden BesUmmungen abgewichen werden , so ist 
die Zustimmung äRer Mitrheder erforderlich. 

1. Da die Rhederei eine Sozietät mit einem zum Erwerb durch 
die Seefahrt bestimmten Schiff als Grundlage ist, so wird sie auf- 
gehoben sowohl durch Beseitigung derTersonen- Vereini- 
gung als durch Verlust des ochiffs. Daher steht dem direkt 
auf AufhebuxM^ des Sozietftts- Verhältnisses gerichteten Beschluss 
der das Schiff zu veräussem gleich, weil dieses durch die Ver- 
äusscrung für die Sozietät verloren geht. Selbstverständlich wird 
die Khederei auch aufgelöst, wenn aus einem anderen Grunde die 
Personen-Vereinigung aufhört zu existiren, indem durch Vertrag 
oder Erbgang sämmtliche Schitfsparten in der Hand Eines ^Vw- 
rheders vereinigt sind — in welchem Falle an die Stelle der Khe- 
derei Ein Rheder tritt; ebenso wenn das Schiff zu Grunde gegangen, 
von einer feindlichen Macht für gute Prise erklärt worden oder 
durch Seeräuber genommen ist. 

2. Hinsichtlich des Auflösungsbeschlusses ist noch zu 
bemerken, dass er nicht mit dem faktischen Verhalten 
der Khederei im Widerspruch stehen darf. Denn wenn 
nach demselben die Seefahrt fortbetrieben^ das Schiff z. B. für eine 
neue Reise verohartert würde ; so wttre darin der BeschluBS su 
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Beben, den Auflösungsbeschluss zurückzunehmen (Prot. IV S. 1558), 
oder vielmehr die durch konkludente Handlungen zu erkennen ge- 
gebene, auf Gründung einer neuen Rhederei mit sämmtlicheu Vor- 
aufisetzungeu der früheren gerichtete Uebereiukunfi 

In Mecklenburg kann auch einem AuflöBungsbeschluBB gegen- 
ttber die Minorität von ihrem Setzungsrechte Gebrauch madien 
(b. EinfuhruDgs-Verordn. § 53 An£, oben S. 85). Thut sie dies, so 
erfolgt eine Auflösung nicht (s. Yerordn. vom 22. Oktober 1869 
§ 7, oben S. 88). 

3. Um die Interessen der einzelnen Mitrheder zu wahren, ist 
vorgeschrieben, dass abgesehen vom Falle eines einstimmigen Be- 
schlusses sämmtlicher Mitrheder, der Verkauf des Schiffs ein 
öffentlicher sein, der Regel nach nicht in einem auswär- 
tigen Hafen und auch dann nicht, wenn das Schiff zu einer 
Beise verfrachtet ist, erfolgen soll (Prot IV S. 1559). Die 
im Gesetz zugelassenen Ausnahmen von der Regel sind gleich&lls 
wieder durch das wohlverstandene Interesse der Rheder bedingt. 
Das Gesetz verbietet jedoch nur den Verkauf selbst, während das 
Schiff verfrachtet ist oder in einem auswärtigen Hafen liegt, nicht 
aber die Fassungdes einen solchen anordnenden Beschlusses. 
Es ist dies um so weniger zweiielhafty als die Fassung des preussi- 
Bchen Entwurfs (Art. 410): 

Die Rhederei kann mit Stxmmmmehrheit ihre Auflösung mä 
den Verkauf des Schiffs heschJiessen^ sofern äasf^elhe nicht .tu einer 
Beise verfrachtet oder von der Eeise bereits mrückgekehrt ist; 

welche die Auffassung zuliess, als ob auch die Beschluss&ssung 
ttber die Verftusserune eines Schiffs nicht zulässig wäre, so lange 
dasselbe verfrachtet oder abwesend, nicht adoptirt wurde, und dem 
auf der hamburger Konferenz gestellten Antrage , „auszusprechen, 
dass die Majorität vor Heimkehr des Schiffs in die Heimath, also 
bevor dasselbe nochmals besehen und sein Werth untersucht wor- 
den, nicht einmal den Beschluss fassen könne, dass das Schiff in 
der Heiraath zu verauktioniren sei", keine Folge gegeben wurde 
(Prot. IV. S. 1559). So hat auch das Reichs-Ober-Handels-Gericht 
entschieden in einem Falle, in welchem die Gültigkeit des Verkaufs- 
beschlusses nachträglich angefochten wurde, weil das Schiff zur 
Zeit, als derselbe gefasst war^ verfrachtet in New- York gelegen 
hatte (Entscb. XIV Nr. 131 S. 418 ff.). 

4. Nach Auflösung der Rhederei ist das Vermögen der- 
selben, also der aus dem Verkauf des Schiffs gewonnene Erlös und 
die etwa noch vorhandenen- Baarbestände unter die Mitrheder zu 
vertheilen. 

5. Wie die Liquidation zu erfolgen habe, bestimmt das 
Gesetz nicht. Es erklärt sich dies daraus, dass gewöhnlich die 
Auflösung der Rhederei nicht die Folge eines ausdrücklich diese 
aussprechenden, sondern eines die Veräusserung des Schiffs anord- 
nenden Beschlusses ist Alsdann ist aber die Rhederei ent aufgelöst 
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mit der Ausluhrung dieses Beschlusses, d. h. mit dem Verkauf des 
Schiffs. Dieser findet aber regelmässig erst statt uach Beendigung 
einer Reise. Gewöhnlich werden daher die GeBchSfte der Rhederet 
Yollstfindig abgewickelt sein, wenn der Verkauf vorgenommen wird, 
BO dass nach der Auflösung der Rhederei nur noch der Verkaufserlös 
unter die Mitrheder zu vertheilen ist. Sind jedoch nach Auflösung 
der Rhederei noch Geschäfte absuwickeln, so muss dies von den 
einzelnen Mitrhedem geschehen , welche auch als Kläger und Be- 
klagte im Prozess aufzutreten haben. Natürlich können dieselben 
sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen , und zwar alle Rheder 
durch dieselben, ja auch durch einen und densellun. Dieser eine 
kann eben so gut der frühere Korrespondent! heder, wie jede 
andere Person sein; so jedoch, dass seine Qualität als Korrespon- 
dentrheder jetzt weiter gar nicht in Betracht kommt Dagegen 
ist es m. £. nicht richtig, wenn das Appellationsgericht zu Cdle in 
dnem Erkenntniss vom 28. Mai 1868 (Seufferts Archiv XXIV 
Nr. 70) annimmt, dass durch einen vor Auflösung der Rhederei 
gefassten Majoritätsbescbluss eine Liquidations - Kommission nieder- 
gesetzt werden könne, welche mit der gerichtlichen und ausser- 
gericht liehen Vertretung der bisherigen Mitrheder betraut werde. 
Denn die Khcderei darf über ihre Sphäre nicht hinausgehen , und 
sie kann ihren Mitgliedern für die Zeit, wo diese aufgehört haben, 
Mitrheder zu sein, eben so wenig ^Mandatare ernennen, als irgend 
einer dritten Person. 



Art. 474. 

Die Miirheder als solche haften Dritten, wenn ihre persönliche 
Haftung eintritt, nur nach Verhältniss der Grösse ihrer Schi/fk" 
parten, 

Ist eine S^iffspart tferäussert, so haften filr die in der Zeit 
stwisehen der Veräusserung und der im Art. 471 erwähntm Änzäge 
etwa begründeten persönlichen VerhindUchlceitcn rüeksiekÜich dieser ' 
Schi/fspart sowohl der Veräusserer als der Erwerber, 

1. Die Frage nach der Haftung mehrerer exerdtores eines Scliiflb 
beantwortet das R.R. Terscbieden, je nachdem dieselben dss Rhe- 
derei-Gewerbe persönlich betreiben (siper se navem exereeant) oder 
durch einen magister navis. Im ersteren Falle Hess es proratarische 
Haftung eintreten (L. 4 pr. De exercit. ad. 1), im letzteren so^ 
lidarische (L. 1 § 25, L. 2, L, 3 cod.). und zwar auch wenn der 
Schiffer aus der Zahl der Mitrheder genommen war fL. 4 § 1 cod.). 
Diese Grundsätze wurden noch von den älteren italienischen und 
auch deutschen »Schriftstellern vertreten. Das spätere Gewohnheits- 
recht sanktionirte jedoch mit Rücksicht darauf, dass dem gemein- 
schaftlichen Khedereibetriebe überhaupt die Absicht zu Grunde 
liegt, das von dem Betreiben der Seeiahrt unzertrennliche Risiko 
möglichst zu beschränken, das Prinzip: die Mitrheder haften in 
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jedem Falle nur nach Verhältniss ihrer Antheile am Schiff. (S. 
Cropp in Heises und seinen Jurist. Abb. I S. 447 ff. ; Martens, 
Grundrisö des Handelsr. 3. Aufl. § 156; Kaltenborn 1 IS. 126 f.) 
Diesem Gewohnheitsrecht hat nach dem Vorgange anderer Gesetz- 
gebungen ^) das D. H.G.B. Beehnung getragen (vgl. Motive S. 224). 

2. Das Gesetzbuch macht die proratarische Haftung der Mit- 
rheder von zwei Umständen abhän^g : a. Die Mitrheder müssen 
als solche haften, d. h. ledl^iä auf Qrand ihrer Zugehörig- 
keit zur Bhederei in Anspruch genommen werden. Es kann sehr 
wohl anch bei Mitrhedem in Folge ^^besonderer Thatsadien, z. B. 
wegen ausdrücklicher Vertragsbestimmung oder w^en Veigehen'^ 
eine solidarische Haftung angenommen werden müssen (Prot IV 
S. 1612 f.). b. Es muss die persönliche Haftung der Mit- 
rheder in Frage stehen. Da wo die Haftung mit der forfnnc de 
mer Platz greift, kann von proratarischer Haftung nicht die liede 
sein. Das Gesetz sagt, in Destiminten Fällen haftet der Rheder, 
also auch die Rhederei nur mit Schiö' und Fracht. Diese sind da- 
her unbedingt Exekutionsobjekte für die Gläubiger, ohne Rück- 
et auf den Um&ng der Forderung. Die Gläubiger können 
lieh daher stets an dieselben halten, so lange sie noch eine Forde- 

1) Holland. H.G.B. Art. 321,322,335; portufj. H.G.B. Art. 1338; finn- 
länd. Seeges. Art. 2ti. Im französ. (Art. 216 Abs. 3) und im belgischen 
Code de comm. (II v. 1879 Art 7 Abs. 8), wie ün italien. H.G.B. (Art. 482 
Abs. 2) ist der Satz nur anerkannt in Betreff des Mitrheders, der zugleich Ka- 
pitän ist, und dem deshalb das Abandonrecht (in den Fällen, wo die Rhederei 
wegen Handlongeii des Schiffsführers in Anspruch genommen wirdj nicht zusteht 
Dagegen ist die Frage, von welcher Besehamnhdt die Haftoog der Hitrbeder an 
and mr sich ist, in Frankreich bestritten. Die proratarische Haftung hat nam» 
hafte Vertreter gefunden (so Caumont S. 225 N. 57; B^darride I N. 299; 
AlauzetUIK 1115, IV N. 1724; Bravard- Demangeat IV S. 171 und die da- 
leibst Zitirten). Ebenso aber auch die solidarische (so in neuester Zdt Gresp- 
Laurin I S. 888 ff., bes. Note 103, II S. 299 f.; Desjardins H S. 16 f., 54 ff). 
Für die letztere Ansicht ist auch der Kassationshof (in zwei Entsclieidungen vom 
27. Febr. 1877) eingetreten. In England nahm man früher bei derltbederei stets 
'solidarische Haftung der Mitrheder an (Abbott S. 66 f.; Maclachlan S. 95f.X 
mid in den Vereinigten Staaten ist noch jetzt diese Ansicht die herrschende 
ff ent, comment. III S. 155). Dagegen wird in England heutzutage hinsichtlich 
der Haftung zwisehen tmants in eomman und jcmt-tMonU nntcnefaleden (s. o. 
S. 62). Solidarisdi haften imbedingt nur die letsteren. Bei den ersteren gilt der 
Satz, that they are severally Itable^ each upon bis (ncn contractu made hy 
himelf. or by a duly aiUhorüed agent on his behalf (Maclachlan S. 107; 
Abhott 8. 61 f., 8. 70; Foard 8. 31 f., 8. 45 f.). Bei YeihiiidUohkdten, die 
fsmeinsam von den Mitrhedem eingegangen sind, haftet jeder Mitrheder audh 
über den seiner Part entsprechenden Antheil so weit, als der Gläubiger nicht von 
den übrigen Mitrhedem volle Befriedigung erhält. In Betreff der Anstellung 
der Klage gilt folgendes: an action against tke pari» oumers upon any 
eentract relati\ig to the ship shoidd he hrought against all jointly ; but 
y0t if the defendants otnit to iake the objection at an early part of the pro'-^ 
eeedingsy the plaintiff vnll recaver his tohole demand, and the defendants must 
'ifff.noards call upon the others for contrihiUion. Maclachlan 8. 126 f.; 
yg\. Abbott S. TO f.) Für die auf ein Verschulden der Besatzung gegründete 
Forderung hat die Merchant 6hipping Act von 1854 sect, öü 7^616 ein beson- 
äetes Ver&hren Torgeschiieben. 

Lewis, SavMlit. I. 2. AvfL 7 
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rurig gegen den Rheder oder die Rhederei haben. Erst mit dem 
Untergange der Forderung hört auch das Recht auf, aus diesen 
Gegenständen Befriedigung zu suchen. Durch Bezahlung eines 
Theils der Schuld wird nidit etwa ein TheSl deB Ebcekutionsobiekts 
fxei^ und es kann BelbstFerständlich hierbei keinen Unterechied be- 
gründen, ob der Alieinrbeder eine solche Zahlung geleistet bat, 
oder aber ein Mitrheder bei einer Rhederei. Der Mitrheder kann 
daher seine Part nicht befreien durch Zahlung der seinem Antheii 
entsprechenden Quote sondern nur durch Zahlung der ganzen 
Schuld (Prot. VIII S. 3731). Diesen letzteren Satz hat das H.G.B, 
in der Lehre von den Schiüsgläubigern nocb besonders anerkannt 
(Art. 7G6j. 

3. Hinsichtlich des Verhältnisses des V e r ä u s s e r e r s 
und des Erwerbers einer Schiffspart dem Dritten gegen- 
über stellt das Gesete dasselbe Prinzip aof, wie den Mitrhedem 
gegenüber, ^e diesen der Veränsserer bis zur Anzeige von der 



1) Das entgegengesetzte Fkinaip stellen für das Abandonsystem das hol- 
länd. H.G.B. Art. 821 und das portug. H.G.B. Art. 1338 auf Es wird hier 
aasdriicklich gesagt , dass jeder Mitrheder von seiner Verantwortlichkeit befreit 
würde durch Xbuidoiioirung seiner Part. Diese Entscbeidimg ist ftr du In Bede 
Btehflode System durchaus konsequent, und die Abweichung von dem fOr das 
deutsche Recht aufgestellten l'rinzip ergiebt sich aus dem Gegensatz, in welche 
das Abandonsystem zu dem System der gesetzlich beschränkten Haftung steht. 
Bd dem letzteren wird dem Gläubiger ein Bbceikationsobjekt zugewiesen, aus dem 
derselbe seine Befriedigung; suchen kann, wenn nicht der Schuldner freiwillig 
leistet. Bei dem ersteren besteht eine persönliche Haftung des Schuldners, der 
dieser aber durch den Abandon entgehen kann. Gehört das Schiff nicht einem 
Einzelrbeder, sondern einer Rhederei, so haftet nicht diese, da sie überhaupt 
nicht als Hecbtssubjekt im Verkehr auftritt, sondern es haften die einzelnen Mit- 
rheder. Auch letztere entgehen aber der per&öulicheii Haftung durch Abandon, 
da das Aliandoaredit nir^ds auf Eiuelnieder beschränkt ist I>er Abandon 
eines Mitrheden kann nun naturgemäss nur dessen Part zum G^enstand haben, 
da ein solcher nicht über anderen Personen gehörige Vermögensobjekte (das sind 
eben die den anderen Mitrhedem gehörigen SchiffiBparten) verfügen kann. So 
auch Lampreeht in Ooldschmidts Zeitscfar. XXI 5. 93. A. M. Bhrenberg, 
beschränkte Haftung S. 242 f., der sich jedoch für seine Ansicht lediglich auf die 
Härte beruft, welclic die entgegengesetzte für den Gläubiger im Gefolge hätte. 
Solche macht sich aber umgekehrt bei der Ehrenberg sehen Meinung, wonach 
lediglidi durch Hingabe des gansen Schiffsvermögens die einzelnen Mitrheder be- 
freit werden, den letzteren gegenüber geltend (vgl. Prot. IV S. 1587 f.). Die fran- 
zösischen Schriftsteller stehen gleichfalls ^össtentheils auf dem von mir vertrete- 
nen Standpunkt So B^darridelN. 29d;Cresp-LaurinI S.S93, 637 f.: Des- 
jardins II S. 87. Nach einer anderen Ansicht ist der Abandon durch die M»- 
jorität zu beschliessen ; allein wenn diese sich gegen den Abandon und für volle 
Befriedigung der Gläubiger ausspricht, so braucht sich die Minorität dem nicht 
TO fbgen (Caumont 8. 26 f. N. 24 IT.; Rüben dtf Gender S. 412 N. 69). Die 
den theilweisen Abandon zulassenden Juristen gehen freOkdi selbst wieder hin- 
sichtlich der Wirkungen eines solchen Abandons aus einander. 'Diejenigen von 
ihnen, welche moratarische Haftung annehmen, lassen den auf den abandonniren- 
den Bheder fallenden TheU der Schuld in Folge des Abandons untergehen, die, 
■welche solidarische statuiren. nclmien an, dass für die auf die abandonnirenden 
Alitrheder fallenden Theile der Schuld, soweit diese nicht materiell getilgt sind, 
die Mitrheder, welche, vom Abandonrecht keinen Gebrauch machen, verhaftet 
bleiben (s. Desjardins a. a. 0.). 
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BtAtteehabten VeränsBenm^ haftet und erst hierdurch frei wird, 
der £rwerber bereits von der V eräusserung an haftet ; während der 
Zeit von der Veräusserung bis zur Anzeige davon also die Rhederei 
zwei Schuldner hat, Veräusserer und Erwerber, so kann sich auch 
der dritte Gläubiger während des gedachten Zeitraumes sowohl an 
den einen wie an den anderen halten. 

Art 475. 

Die MUrheder ab solche komm wegen eines , jeden AnspirudiSy 

ohne Unterschied^ oh dieser von einem Mitrheder oder von einem 
Dritten erhoben vor dem Gerichte des Heimaihshafens (ArL 435) 
belangt werden. 

Diese Vorschrift kommt auch dann eur Amcendung^ wenn die 
Klage nur gegen einen Mitrheder oder gegen einige Mitrheder ge* 
riehiet ist 

Vgl. Art. 455. 

Art. 476. 

Auf die Vereinigung ziveier oder mehrerer Personen, ein Schiff 
/Ör gemeinschaftliche Rechnung zu erbauen und zur Seefahrt zu vor- 
wenden^ finden die Art, 48!^ 458, 467^ der letetere mä der Maass- 
gabe Anwendung, dass er aagUich aiuf die Baukosten su bestehen 
ist, desgleichen die Art 472 und 474 und, sobald das &hiff tfoUendet 
und von dem Brbauer abgeliefert ist, ausserdem die Art. £70, 471 
und 47S. 

Der Korrespondentrheder (Art. 459) kann auch schon vor Voll- 
endung des Schiffs bestellt tverdcn; er hat in dickem Fall sogleich • 
nach seiner Bestellung in Bezug auf den Mnftigm Bhedereibetrieb 
die Rechte und Pflichten eines Korrespondentrheders. 

1. Das G^esetz hat nicht im Auge eine Personen- Ver- 
einigung, die sich lediglich SU dem Zwecke gebildet iiat^ ein 
einzemes fechiflF oder mehrere zum Verkauf zu erbauen, sondern 
eine Gesellschaft, welche den gemeinsamen Erwerb durch Seefahrt 
bezweckt und zu diesem Behufe sich ein Schiff erbauen lässt 
(Prot. IV S. 1499, 1638). Auf eine solche Gesellschaft lässt sich 
nun nicht einfach der Begriff der Rhederei anwenden, weil diese 
das Schiff als Grundlage voraussetzt; sie ist vielmehr lediglich 
eine myilrechtliolie SoBietftt Bas Gesetzbach bat jedoch auf die- 
selbe; da y^der Zeitpunkt , in welchem der Bau des Schiffs toU- 
endet'' ist und der ^^SchifE&hrtsbetrieV beginnt, „in sehr vielen 
Fällen nicht zu ermitteln'' ist, „sondern die den Bau und die den 
Schifffahrtsbetrieb betreffenden Geschäfte nicht selten in einander 
greifen", die fiir die Rhederei geltenden Grundsätze," soweit sie hier 
überhaupt anwendbar sind , zur Anwendung jnrebracht (Prot. IV 
S. 1642, die über das Recht der Mitrheder zur Veräusse- 
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rung ihrer Parten, das Verhältniss des Veräusserers und des Er- 
werbers einer SchiflPspart zu den übrigen Mitrhedern und über 
die Auflösung der Rhederei freilich nur liir den Fall, dass das 
Schiff fertig geworden, und der Betrieb beginnen kann (Prot. IV 
S. 1047). In diesem Falle ist nämlich mit der vollendeten ding- 
^chen Unterlage die Rhederei bereits aoBgebildet; denn dass das 
Schiff momentan zam Erwerbe gebraucht wird, fordert das Gesels- 
buch fiir den Begriff der Rhederei überhaupt nicht* 

2. Was die Anwendung des Art. 458 oetrifffc, so würde unter 
den Begriff einer Abänderung des Rhederei- V ertrags ge- 
hören und demgemäss Stimraeneinhelligkeit erfordern der Beschluss, 
das Schiff grösser zu bauen, als von vorn herein veranschlagt war, 
und demgemäss auch höhere Beiträge als die ursprünglich fest- 
gesetzten von den einzelnen Theilnehmern einzufordern (Prot. IV 
S. 1645). Das Consulado del mare (c. 5, vgl. aber c. 6 — Par- 
dessus II S. 53 — 56 — ) hatte zwar den entgegengesetzten Ghnrnd* 
satSy doch wurde «dieser sjAter allgemein Mseitigt (Pöhls, See- 
recht I S. IQO). 

3. Der — in der gewöhnlichen Weise (Art. 459) zu wählende — 
Kor respondentr heder hat nicht für die lediglich durch den 
Bau des Schiffs veranlassten Geschäfte die Stellung eines Ver- 
treters der Gesellschaft, sondern nur für die auf den Rhedereibetrieb 
bezügUchen. Die Abschliessung des Vertrags mit dem Schiffsbau- 
meister, der Ankauf von Baumaterialien und ähnliches ist nicht 
Sache des Korrespondentrheders ; wohl aber der mit Rücksicht auf 
die nahe bevorstehende Vollendung des Schiffs erforderliche An- 
kauf von Proviant und sonstigen Ausrüstungsgegenständen, der 
Abschluss von Frachtverträgen u. s. w. (Prot IV S. 1641). ^atOr- 
lich kann der Korrespondentrheder durch eine besondere Verein- 
baruns der Gesellschaft, z. B. den Rhedereivertrag, zugleich als 
Bevolunächtigter derselben für den Schiffsbau bestellt werden; 
und es kann dies auch durch die Majorität der Mitglieder ge- 
schehen, wenn derselben dieses Recht durch den Rhederei vertrag 
eingeräumt ist. In dieser Eigenschaft hat derselbe den Bau zu über- 
wachen, den Baumeister mit den etwa erforderlichen Anweisungen 
zu versehen und etwaige beim Bau nothwendige Rechtsgeschäfte 
abzuschliessen, auch die nöthigen Beiträge zu den Baugeldern, wenn 
dieselben nicht auf ein Mal, sondern ratenweise eingezahlt werden, 
auszuschreiben und einznkassiren und die Baurechnung zu führen 
(Prot IV S. 1042). All«n diese Obliegenheiten konunen dem- 
selben nicht als Korrespondentrheder , sondern als besonders be- 
stelltem Bevollmächtigten der Sozien zu. 

Art. 477. 

Wer ein ihm nicht gehörif/es Schiff zum Eruerh durch die See- 
fahrt für seine Becliming verwendet und es eniivedcr selbst führt 
oder die Führmig einem Schiffer anvertraut^ imrd im Verhältniss zu 
Dritten als Rheder angesehen. 
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Der Eigmthünier kann denjenigen, welcher aus der Verwendung 
einen Anspruch als Schiffsgläubiger herleitet, an dir Durchführung 
des Anspruchs nicht hindern, sofern er nicht beweist, dass die Ver- 
wendung ihm gegenüber eine widerrechtliche, und der Gläubiger nicht 
in gutem Glauben war, 

1. Das R.R. rmteh^ wie schon oben (S. 45) hervorgehoben, 
nnler dem exereUor nams eben so wohl den Eiffenthtbner ab 
den, welcher mit einem fremden Schiff dem £rwen»e durch See- 
fahrt nachgeht, — den, der a dommo navem per aversionem 
condtixit vel ad tempus vel in perpetuum — und es sind in dar 
Tbat „die rechtlichen Beziehungen Dritter zu dem Schiffseigner, 
der mit seinem Schiffe Frachtgeschäfte" vornimmt, „in Nichts ver- 
schieden von den Beziehungen zu demjenigen, der ein fremdes 
Schiff miethet und mit demselben Frachtgeschäfte 
betreibt" (Prot. IV S. 1497). So erklärt sich die Anwendung 
der für den Ersteren gegebenen gesetzlichen Bestimmungen auf 
den Letzteren. Natttrlicu kann nicht jeder, der mit einem fremden 
Schiff in ireend äner Weise Frachtgeschäfte vornimmt, an die 
Stelle des Rheders gesetat werden; so nicht der, welcher ftir eine 
einzelne Reise ein Schiff gemiethet hat, selbst wenn er dasselbe 
m diesem Falle nicht selbst beladen, sondern wieder an andere 
auf Stückgüter verfrachten will, eben so wenig aber der, welcher 
auf eine bestimmte Zeit ein Schiff gemiethet hat, um dasselbe, je 
nachdem es die Gelegenheit fordert, auf Stückgüter oder auch im 
Ganzen an andere Personen zu verchartern, vorausgesetzt, dass der 
Kapitän nicht sein Angestellter und Untergeordneter ist, sondern 
den Befehlen des Schiffseigenthümers untergeben bleibt Der hier 
vorii^gende Fall ist viehaaär der. wo jemand das Schiff eines An- 
deren durch «nen Miethskontrakt oder einen sonstigen Vertrag 
unter seine Verftlgung gebracht hat und es für sich fahren lässl, 
dsbei, wenn er das Scniff nicht selbst fuhrt, den Schiffer unter 
seiner Direktion hat und überhaupt die für die Expedition erfor- 
derlichen Dispositionen selbst ertheilt (Prot. IV S. 1656 f.; Entsch. 
des O.A.G. zu Lübeck vom 30. April 1867 in Kierulffs Samm- 
lung III S. 356). Kicht in Betracht kommt es, ob der Schiffer 
von dem Miether des Schiffs selbst angestellt ist, oder ob der des 
Eigenthümers auf dem Schiffe bleibt, „damit der letztere noch 
einige Garantie für eine entsprechende Behandlung des Schiffs be- 
hftlr; denn auch in diesem Falle repräsentirt der Schiffer nicht 
mehr den Eigenthfimer und führt nicht in dessen Namen die Fracht- 
kontrakte aus. 

2. Wenn das Gesetzbuch einen solchen Ausrüster im 
Verhältniss zu dritten Personen als Bheder betrachtet, 

so ist das von den Rechten und Pflichten zu verstehen, welche 
als Folpe des Rhedereibetriebes („der Verwendung" des Schiffs 
^um Erwerb durch die Seefahrt") erscheinen, nicht aber von 
denen, welche lediglich als Folge des Schiffseigenthums erklärt 
werden können. Es wird daher dem Ausrüster das Kecht zur 
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Veräusßernng des Schiffs nur unter der Voraussetzung zustehen, 
unter der auch der Schiffer dazu berechtigt ist. In allen anderen 
Fällen würde der Eigenthümer zur Vindikation befugt sein ^) 
(Prot IV S. 1659, VUI S. 3740 f.). Da ein solcher Avaraster 
ftber dritten Personen gegenüber alle Rechte und Pflichten dnes 
Bheders hat, demgemäss alle derartigen Rechte erwerben nnd Ver- 
bindlichkeiten eingehen darf, so kann der, welcher sich mit dem- 
selben in Rechtsgeschäfte einlässt, beim Vorhandensein der sonsti- 
gen Voraussetzungen auch die Kechte eines Schiffsgläubigers , also 
ein Pfandrecht am Schiffe selbst bekommen. Die Geltendmachung 
dieses Rechts muss sich der Eigenthümer gefallen lassen, und 
zwar wird hierzu nicht einmal vorausgesetzt, dass die Verwendung 
des Schiffs Seitens des Ausrüsters dem Willen des Eigenthiimers 
gemäss war. Nur dann kann der Eigenthümer die Geltendmachung 
hindern, wenn zwei Thatsachen zusammentreffen; deren Beweis 
ihm obliegt: 1. die Verwendung des Schiffs mnss ihm gegenüber 
eine widerrechtliche sein; 2. der Qlftnbiger muss in mala fide ge- 
wesen sein, d. h. er muss gewusst haben oder er hätte wissen 
müssen, dass die Verwendung des Schiffs durch den Aasrüster eine 
unbefugte war*). 

3. Der Grund dieser Bestimmung ist ein ähnlicher, wie 
der, welcher für das Auflassungsprinzip im deutscheu Immobiliar- 
sachenrecht raaassgebend gewesen, wie hier die Rücksicht auf 
den Realkredit bewirkt, dass dem Inhalte des Grund- und Hypo- 
thekenbuchs unbedingt publica fides beigemessen wird und das 
Recht dessen aufrecht zu erhalten ist, der dasselbe von dem durdi 
jenes als Eigenthümer oder Hypothekengläubiger nachgewiesenen 
erworben hat, ohne Rücksicht darauf, ob dieser in Wahrheit 
Eigenthümer oder Uypothekengläubiger ist, so hat daa Interesse 
der Sicherheit der Seeschifffahrt es veranlasst, dass hinsichtlich 
der von dritten Personen erworbenen Rechte der stets als Eigen- 
thümer des Schiffs, also auch zur Einräumung von Rechten an 
demselben befugt angesehen wird, der die Disposition über das 
Schiff hat. Häutig nämlich ist es für den, welcher mit einem 
Schiffsführer ein Rechtsgeschäft abschliesst, äusserst schwierig, 
unter Umständen ganz unmöglich, festzustellen, ob der Schiffer 
als Vertreter des Eigenthümers öder eines Miethers des Schieb 
handelt (Prot IV S. 1662). 

1) Art 306 H.G.B, findet auf Seeschiffe keine Anwendung, da ja schon das 
rfandrecht der Schiffsgläubiger (nach Art. 758) gegen den dritten Besitzer des 
Schiffs verfolgbar ist. S. darüber Goldschmidt, U.R. II S. 831 ff.; vgl. Le- 
wis in Endemanns Handb. lY S. 82. 

2) Ein Abandonrecht räumen die französischen Juristen dem arviateur nur 
in dem Falle ein» wexm er zugleich Eigenthümer oder üditeigenthümer des Schifb 
ist (Gaamant 8. 21Sf. N. 2; Cresp I 8. 616; Laarin das. 8. 849 Note 61; 
Desjardins II S. 15); eine Entacheianng, die dmrdi das Wesen des Abandons 
j^eboten ist ; cnr le hon sens indi'qfifi,, qne c'est le proprUioire smd tCune eho§e^ 
tßti petU en a bdiquer la proprUU (Cresp). 
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DRITTER TITEL. 
Von dem .Schiffer. 

Uebersicht. 

Der Führer eines Schifl's hat bei seinen Dienstverrichtungen 
die »Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers zu beobachten. Er ist für * 
jeden Schaden, der aus der Verletzung dieser Sorgfalt entsteht, 
zivilrechtlich verantwortlich (Art. 478), und zwar nicht nur dem 
Rheder gegenüber, sondern auch den Ladungsinteressenten, den 
Reisenden^ der Schiffsmannschaft und den Schifibgläubigern gegen- 
ftber, denen Forderungen ans Eredit^chäften snstehen (Art 479 
Abs. 1). Dieser Verantwortlichkeit entgeht der Schiffer auch dann 
nicht, wenn er eine Maassregel nach dem Beschlüsse eines von ihm 
abgehaltenen Schifbraths getroffen hat (Art. 485), und nur dem 
Rheder gegenüber, wenn er auf dessen Anweisung gehandelt hat 
(Art. 479 Abs. 2). Eine Verletzung der in TJede stehenden Sorg- 
falt liegt insbesondere in der Vernaclilässigung der vom Gesetz 
dem Schiffer auferlegten Pflichten. Diese Pflichten sind folgende. 
Der Schiffer hat für die gehörige Instandsetzung, Einrichtung, Aus- 
rüstung, Bemannung des Schiffs (Art. 480), für ordentliche Be- 
ladung und gehörige Stauung zu sorgen (Art 481). £r hat im 
Auslände die daselbet geltenden Gesetze zu heohachten und darf 
den Grundsfttzen des Yrnkerrechts nicht zuwiderhandeln (Art. 482). 
Der Schiffer soll die Abfahrt nicht unnöthiger Weise verzögern 
(Art. 483). Vom Beginn des Ladens bis zur Beendigung der 
Löschung darf er nicht gleichzeitig mit dem Steuermann ohne 
dringende Veranlassung das Schiff verlassen und auch in solchem 
Ealle nicht, ohne einen geeigneten Vertreter aus der Mannschaft 
zu bestellen. Auch muss er, wenn nicht dringende Nothwendigkeit 
seine Abw^esenheit rechtfertigt, selbst stets an Bord sein bei drohen- 
der Gefahr und wenn das Schiff in See ist (Art. 484). Der Schiffer 
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mu88 ein Journal fuhren lassen behufs Aufzeichnung aller erheb- 
lichen Begebenheiten der Reise (Art. 486 — 489). Auch hat er über 
alle auf der Reise eingetretenen Unfälle, die irgend einen Nach- 
theil zur Folge gehabt haben, Verklarung abzulegen (Art. 490 — 493). 

Der Schiffer muss alles, was er vom Befrachter, Ablader oder 
Ladtmgsempfänger als Belahnung oder Entschädigung erh&lt. dem 
Rheder als Einnahme in Rechnung bringen (Art 513^ una darf 
ohne dessen Einwilligung keine Gttter mr eigene Redmung ver- 
laden (Art. 514). 

Der Schiffer hat ausserhalb des Heimathshafens Dritten gegen- 
über gesetzliche Vollmacht, für den Rheder alle Rechtshandlungen 
mit den Wirkungen der direkten Stellvertretung vorzunehmen, die 
die Ausrüstung, Bemannung, Verproviantirung und Erhaltung des 
Schiffs, wie überhaupt die Ausführung der Reise mit sich bringen, 
mit Einschluss der Eingehung von Frachtverträgen und der An- 
stellung von Erlagen innerhalb seines Wirkungskreises (Art. 496, 
hOO. 502). Doch dnd Darlehnsgeschftfte, Eänfe auf Borg und 
fthnuohe Kreditgeschäfte fKr den Rheder nur verlnndlichy wenn 
und soweit soldie zur Erhaltung des Schiffs oder vor Ausföhrung 
der Reise stattCsmden ; Bodmereigesohftite nur, wenn und soweit sie 
SU letzterem Zweck eingegangen wurden (Art. 497) ; Geschäfte, die 
auf den persönlichen Kredit des Rheders abgeschlossen werden, 
gar nicht, wenn der Schiffer nicht dazu durch eine Spezialvoll- 
macht ermächtigt ist (Art. 498). Im Falle des Vorhandenseins 
und der gehörigen Konstatirung einer dringenden Nothwendigkeit 
hat der Schiffer auch die Befugniss zum Verkauf des Schiffs 
(Art 499). Im Heimathshafen ist die gesetzliche Vertretungsbefug- 
niss des Schiffe» auf die Annahme der Schiffsmannschaft be- 
schränkt (Art 495). Dem Rheder gegenüber erkennt das Gesetz 
dieselbe Vertretungsbefugniss des Schiffers an, soweit diese nicht 
von demselben beschränkt ist. Der Schiffer ist verpflichtet, den 
Rheder von dem Zustande des Schiffs, den Begebnissen der Reise 
und allem , was sich darauf bezieht , in fortlautender Kenntniss zu 
erhalten, in allen erheblichen Fällen, soweit es möglich, sich Ver- 
haltungsmaassregeln zu erbitten^ stets aber in dessen Interesse zu 
handeln (Art. 503). 

In gleicher Weise ist der Schiffer zum Stellvertreter der 
Ladui^sinteressenten während der Reise vom Gesetz bestellt 
Der Schiffer ist berechtigt und verj^chtet, zum Besten der 
Ladung alle Maassregeln zu treffen , aie YemtUiflü;er und sach- 
entsprechender Weise der Ladungseigenthümer selbst vornehmen 
würde ^ und zwar Maassregeln rein ^ktischer Natur, wie Rechts- 
, handlungen. Die Maassregeln können die Reise betreffen (Art. 505), 
aber auch die Güter selbst (Art. 504). Dem entsprechend ist 
dem Schiffer auch ein Verfügungsrecht über die Ladung ein- 
geräumt, nicht aber auch das Recht, Geschäfte auf den per- 
sönlichen Kredit der Ladungsbetheiligten abzuschliessen. Die 
auf Grund dieses Verfiigungsrechts vom Schifter eingegangenen 
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Rechtsgeschäfte haben die Ladunp^seigenthümer für sich gelten zu 
lassen, wenn und soweit dieselben zur Abwendung oder Ver- 
ringerung von ihnen drohenden Verlusten oder zur Fortsetzung 
der Reise nothwendig waren (Art. 504 Abs. 3, 507, 511, 512, 506). 
Doch wird die zum Zweck der Fortsetzung der Reise vom Schiffer 
vorgenommene Verbodmung der Ladung, wie Verkauf oder Ver- 
wendnng von Laduiustheüeii, wenn der Qmnd luecfilr nicht in 
Havariegroase liegt, üb ein für Rechnung des Rheders ahgeschlos- 
senes Kreditgeschäft angesehen (Art. 510). Den Ladungsintoressenten 
gegen&ber lutt der Scluffer die Pflicht^ bei Ausübung dieser Befug- 
nisse sich nach den Anweisungen derselben zu richten, voraus- 
gesetzt, dass er solche einholen und befolgen konnte; sonst aber 
sich durch deren wohlverstandenes Interesse leiten zu lassen (Art. 
504 Abs. 2, 508, 509). 

Der Schiffer kann ohne Rücksicht auf die dieserhalb getroffene 
Vereinbarung jederzeit vom Rheder entlassen werden (Art. 515). 
Geschieht dies jedoch wider seinen Willen, und hatte der Schiffer 
bei einer Bhei lerei in Folge dner mit den tlbrigen Rhedem ge- 
tnxfenen Uebereinkunffc einen Antheil am Schiff, so kann er ver- 
langen^ dass dieser von den Mitrhedern zum Schätzungswerth 
übernommen wird (Art. 522). Ob ' und weiche Entschädigungs- 
ansprüche abgesehen hiervon der Schiffer geltend machen kann, 
hängt von dem Grunde der Entlassung und der Natur des Ver- 
tragsverhältnisses ab. Das Gesetz unterscheidet folgende Fälle: 

1. Die Entlassung erfolgt wegen Nichterfüllung der kontrakt- 
mässigen Obliegenheiten Seitens des Schiffers (Art. 516, 519); 

2. die Entlassung erfolgt, weil ein Schiff oder Ladung treffender 
Zufall Antretung oder Fortsetzung der Reise unmöglich macht bei 
einem Schiffer , der für eine bestimmte Beise angestellt war, oder 
auf unbestimmte Zeit, die Ausftlhmng einer bestimmttti Beise aber 
bereits übernommen hatte ^Art 517, 519, 526); 3. die Entlassung 
erfolgt willkürlich von Seiten des Bheders bei einem auf unbe- 
stimmte Zeit angestellten Schiffer, der bereits die Ausfahrung einer 
bestimmten Reise übernommen hatte (Art. 518, 519). 

Abgesehen von diesen Fällen regelt das Gesetz noch die be- 
sonderen Verbindlichkeiten des Kheders dem Schiffer bezw. dessen 
Rechtsnachfolgern gegenüber für den Fall, 1. dass die Rückreise 
des Schiffs nicht in dessen Heimathshafen endet bei einem Schiffer, 
der fUr die Aus- und Rückreise oder auf unbestimmte Zeit an- 
gestellt war (Art 520); 2. dass der Schifier nach Antritt der Reise 
erkrankt oder verwundet wird (Art. 528) ; 3. dass dar Schiffer nach 
Antritt des Dienstes stirbt (Art. 524). 

Der Schiffer kann nach Antritt einer Reise, selbst wenn er auf 
unbestinunte Zeit angestellt ist, nicht jederzeit den Dienst verlassen, 
sondern erst nachdem das Schiff in den Heimathshafen oder einen 
inländischen Hafen zurückgekehrt und entloscht ist. Doch giebt 
das Gesetz einem solchen Schiffer das Recht, unter bestimmten 
Voraussetzungen schon vorher seine Entlassung zu fordern (Art. 521) 
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Auch der Verlust des Schiffe befreit den Schiffer nicht von der 
Pflicht; die Interessen des Bheders, so lange es nothwendig, wahr- 
zunehmen (Art. 526). 

Art. 478. 

Ber Führet des Schiffs ^Skkifft^ßöpüän, Schiffer) ist ve^pftiMei, 
M äflm IHmskferrichiungen , namentlich hei «ler Erfüllung der von 
f%m ammtfihrenden Verträge, die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers 
mudtwenden. Er ha ftet für jeden durch sein Verschulden entstandenen 
Schaden, inshesondere für den Schadfn, welcher aiis der Verletzung 
der in diesem und den folgenden Titeln ihm auferlegten Pflichten 
entsteht. 

1. Der Führer eines Schiffs, in der kaufmännischen 
und seemännischen Sprache „Kapitän", in der amtlichen Sprache 
in Deutschland, wo man diese Bezeichnung für den Befehlshaber 
eines Kriegsschifi's reservirt, „Schiffer" genannt, kann alleiniger 
Eigenthümer des Schiffs, oder Eigenthümer einer Schiffspart, oder 
weder das Eine noch das Andere ^ sondern blos Angestellter des 
Rheders oder der Rhederei . sein. Die Regel ist die^ dass der 
Kapitän Eigentlilliner einer Part, also Mitrheder ist. Indess wird 
hierdurch sein Verhältniss ab Schiffsführer, abgesehen etwa von 
der Bestimmung des Art. 522 nicht alterirt. Das H.G.B, hat ledig- 
lich den Schiffer als Angestellten des Rheders resp. der Rhederei 
im Sinne. Einzig und allein auf diesen anwendbar sind aber nur 
die Bestimmungen, welche von dem Verhältniss des Schiffers zum 
Rheder und der Rhederei handeln (Art. 495—503. Art. 513—526), 
nicht aber die, welche das Verhältniss desselben zu den Ladungs- 
betheiligten betreffen (Art. 504 — 511), und die, welche die allge- 
meinen Pflichten enthalten, die dem Schiffer mit Rücksicht auf die 
Sicherheit der SchiflGßnhrt und im Interesse sämmtlicher bei der- 
selben Betheiligten auferlegt sind (Art. 478 — 4d8). 

2. Die von dem Schiffer zu bethiitigende Sorgfalt ist die- 
selbe, welche überall da vorkommt, wo das U.G.B, einen beson- 
deren Grad der zu prästirenden Diligenz fordert, nämlich düigenHa 
düdgentiB pairisfamlUas mit der Maassgabe, dass jede Verletsong 
der durch das Gesetz oder die Anschauungen der Berufrgenossen 
dem Schiffer auferlegten Pflichten unter den Begriff der von dem- 
selben zu prästirenden culpa levis fällt. 

Das Gesetzbuch hat selbst eine Reihe von Obliegenheiten des 
Schiffers aufgeführt. Die Nichtbeobachtung dieser Obliegenheiten 
begründet ohne Weiteres den Begriff einer zu prästirenden ctilpa 
(Prot. IV S. 1929, VIII S. 3748). Welche sonstigen Handlungen 
oder Unterlassungen eine culpa des Kapitäns ausmachen, darüber 
entscheidet richterliches Ermessen, nuthigenfalls nach Anhörung 
von Sachverständigen. Natürlich ist hierbei eine bestimmte Hand- 
lung oder Unterlassung nicht immer ohne Weiteres culpa, sondern 
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es kommt auf die besonderen Umstände des Falls an. Es wird 
noch nicht unter den Begriff der culpa fallen, wenn der Schiffer 
nicht ängstlich den üblichen Kurs für eine bestimmte Reise ein- 
hält, wohl aber wenn derselbe einen Umweg macht, oder Häfen 
anläuft; etwa am dort seine Privatangelegenheiten zu besorgen 
^tsch. dee O.A.G. zu Lübeck y, 18. Oktober 1870 in Eierulff s 
Samml. VI 8. 482); ebenio wenn der Sdiiffor trots der ihm be- 
kannten Blokade des Beatimmungshafens seine Reise dorthin fort- 
setzt und nicht entweder nach dem Abgangshafen zurückgeht 
oder in einen Zwischenhafen einläuft (Entscb. des R.O.H.G. VIII 
S. 299) ^). Dagegen wird man es nicht unbedingt für ein Ver- 
sehen des Kapitäns halten können, wenn er, obwohl er weiss, dass 
seine Flagge oder das von ihm getührte Gut unfrei geworden, 
doch seine Fahrt fortsetzt*), sondern nur, wenn die Gefahr nahe 
liegt, vom Feinde aufgebracht zu werden, z. B. wenn er sich in 
Gewässer begicbt, in denen sich feindliche Kreoaer befinden. Ferr 
ner wird natürlich in den Gewässern, in denen eine gesetzliche 
Zwangspflicht der Zuziehung eines Lootsen besteht; cue Unter- 
lassung dieser Zuziehung als culpa des Kapitäns ao&ufassen seiui 
nicht aber ohne Weiteres in einem s. g. Lootsfahrwasser, d. h. da^ 
wo man sich gewöhnlich eines Lootsen bedient, oder wo die Vor- 
sicht dies zu gebieten scheint 3), sondern nur dann, wenn weder der 
Schiffer selbst, noch sonst jemand aus der Schiffsbesatzung von den 
Eigenthümlichkeiten des Gewässers genügende Kunde hat, noch 
auch sonst irgend eine mit dem Fahrwasser vertraute Person sich 
an Bord beündet, deren Unterstützung demselben sicher ist (Entsch. 
des R.O.H.a. XI S. 381 ff.; £nts<£. der Seeämter I S. 189 f., 
501, 503, 681) 

3. Wenn aber nach dem Gesetz der Schiffer auch für omnis 
culpa haftet, so kann durch einen Vertrag der Betheilieten 
diese Verhaftung auf culpa lata, ja auf dolus allein be- 
schränkt werden (L. 23 De B, L SO, L, 1 § 10 D^osiü 
16, 3); denn nur die vertragsmässige Ausschliessung des Haftens 
für dolus ist als contra honos mores verboten, und in dieser Hin- 
sicht kann man nicht die culpa lata dem dolus für gleichgestellt 
eraditen. (Entsch. des O.A.G. zu Lilbeck Tom 29. Mai 1856 in 



1) A eitere und neuere Seerechte enthalten auch eine ausdrtLckliche dahin 
zielende Yorschrift: § 1686 l^reoss. AX.R. 8; Code de eomm, Art 279. 
Eine solche fand sich auch im preuss. Entw. des H.G.B. Art. 427. Sie wurde 
in das H.G.B, nicht aufgenommen, um den Schiffer in der Wahl der zweckdien* 
lieh scheinenden Mittel nicht einzuengen : Prot. IV S. 1867 f. 

2) Der preuss. Entw, Art. 425 — wie auch das Pr. A.L.R. (§ 1687 II, 8) — 
hatte in diesem Falle gleichfalls dem Schiffer Einlaufen in einen heuttsebeB 
oder neatzalen Ha£Bii Torgeschrieben. YgL Prot lY S. 1866 t 

8) Die generdle Yonebrift dss pfvoss. Entw. Art. 418, stets dnoi Loolsen 
an Bord zu nehmen, wo „Gesetz, Gewohnheit oder ITonicht es gebieten'', mirdi 
geslrichen: Prot. IV S. 1781 ff. 

4) Ueber das Verschulden bei SchiffiskoUisionen s. Art. 736. 
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Seufferts Archiv XI Nr. 86; Erk. des hamb. Handelsger. vom 
24. Mai 1878 in der hamb. Handelsger.-Zeitg. von 1878 S. 345.) 

Art. 479. 

Diese Hafkmg det Schiffem hestM nuM nur aegenäber dem 
Sheder, eonäem auch gegen/uber dem Befraehkr^ Ablader und La* 
dungsempfänget, dem Beisenden, der SdUfibesateung und demjenigen 
Schiffsgläubiger, dessen Forderung aus emem Kreditgesehäß (Art. 
d$7) entstavrlefi ist; inshesomJere dem Bodmereigläubiger. 

Der Schiffer toird dadurch^ dass er auf Anweisung r/^s Rheders 
gehandelt hat, den übrigen vorgenannten Personen gegenüber von der 
Haftung nicht befreit. 

Durch eine solche Anweisimg mrd auch der Rheder persönlich 
verpflichtet, wenn er hei Ertheilung derselben von dem SachverhäU- 
ni8$ mimiekUi war, 

1. Abweichend vom R.R., welches neben dem Rheder auch 
den maxister naßris aus den von ihm seiaer Vollmacht gemäss 
abgeschlossenen Geschäften in Ansprach nehmen lässt, bleibt 
nach dem ietzt geltenden Becht in Folge des Prinaips der 
direkten Stellvertretung der Schiffer ans den yon ihm als Ver- 
treter des Rheders abgeschlossenen Geschäften von jeder persön- 
lichen Haftbarkeit frei (Art. 502). Trotzdem hat das Gesetzbuch 
eine Verhaftung des Schiffers wegen Versehen nicht nur 
dem Rheder, sondern auch gewissen Personen gegenüber^ mit denen 
er als Vertreter des ersteren in kontraktlichen Beziehungen steht, 
Btatuirt. Diese Verhaftung darf* jedoch nicht analog auf andere 
Personen ausgedehnt werden, zu denen der Schiffer in einem ähn- 
lichen VerbsSniss steht Um dies zu Terhttten^), hat man dne 

SiereUe Beaeichnnng vermieden und die einsselnen Personen* 
tegorien besonders aufgeführt (Prot. IV S. 1928 £, VI S. 2615^ 
8. 2860). Wenn aber auch der Schiffer diesen genannten Personen 
Är allen Schaden haftet, der ihnen aas einer Pnichtverletzang yon 
seiner Seite erwachsen ist, so kann man ihm doch nicht zu- 
muthen, bei seinen Handlungen die möglichen Beziehungen dieser 
Personen zu anderen in Betracht zu ziehen und unter Berück- 
sichtigung aller dieser Verhältnisse zu erwägen, ob nicht aus einer 
Handlung oder Unterlassung denselben ein Nachtheil erwachsen 
könne. Der Schiffer haftet daher z. B. nicht für den Nachtheil, 
der den Befrachtern dadurch zugefügt ist, dass durch eine von 
ihm vorgenommene Handlang denselben Kosten erwachsen, deren 
Erstattung sie nicht Ton ihren Versicherem verlaneen können, 
während er eine andere Handlung hätte vornehmen Können, die 
nur erstattungsföhige Kosten in ihrem Gefolge gehabt haben würde. 
Man darf demselben yiehnehr nur zumuthen, solche Verhältnisse 

1) Speziell um die Frage, in wie fern „der Assecur&teur den Schiffer za 
belangen hefiigt sei", nicht sogleich mit sn entM^eEdsn. 
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in Betracht zu siehen, über deren Vorhandensein und Beschaffen- 
heit er ein deheres Urtheil hat (Erk. des O.A.G. zu Likbeok yom 
19. Juli 1851 in Seufferts Archiv VI Nr. 247). 

2. Die Bestimmung des Abs. 2 erklärt sich daraus, dass der 
Schiffer tSachverständiger ist und daher wissen muss, dass er durch 
Verletzung der ihm obliegenden Pflichten möglicherweise Leben 
und Vermögen der im Artikel genannten Personen gefährdet. Die 
darauf hinaualaiifeiide Anweisung der einen demelben kann 
ihn daher nur yon der Inanspruchnahme dieser einen 
Person, nicht aber von der der übrigen befreien. Denn der 
dolus oder die culpa, deren sich jemand gegenüber einer bestimmten 
Person schuldig macht, wird dadurch nicht beseitigt, dass der eine 
oder die andere durch eine dritte Person provozirt ist. Dass der 
Schiffer der Angestellte des Rheders ist und dessen Anweisungen 
Folge zu leisten hat, bewirkt hierin keine Aenderung; denn diese 
Pflicht erstreckt sich nicht auf solche Anordnungen^ die auf Kechts- 
verletzungen hinauslaufen (Prot. VIII 8. 3813). 

3. Dass der Rheder, wenn der Schiffer auf seine Anordnung 
hin sich eine Bechtsverletsung hat zu Schulden konmien lassen, 

Sersönlich, nicht blos mit Schiff und Fracht haftet, ist dadurch be- 
ingi^ dass hier mit dem Verschulden des Schiffers auch ein eigenes 
Versäiulden des Rheders konkurrirt. Ist die Anweisung vom 
Korrespondentrheder ausgegangen, so haften die einzelnen Mit- 
rheder (Art. 461 Abs. 2) in der im Art. 474 angegebenen Weise 
persönlich. Um eine solche Verhaftung des Rheders zu be- 

fründen genügt es indess nicht, dass dieser dem Schiffer eine 
erartige Anweisung hat zukommen lassen, sondern es ist noth- 
wendig, dass die Handlung oder die Unterlassung des Schiffers, 
welche die Rechtsverletzung enthält, auch wirklich die Folge der 
Anordnung des Rheders ist (Prot VIII S. 8814 £). Weiter wird 
▼orausgesetzt dass der Rheder hei Ertheilung der Anweisung von 
dem Sadiyerliältmss unterrichtet war. Reichte dazu seine eigene 
Sachkenntniss nicht aus, so ist es Sache des Schiffers, denselben 
zu Orientiren. Verabsäumte der Schiffer dies, so würde, weil hierin 
gleichfalls ein Versehen läge, seine Haftung auch dem Rheder 
gegenüber bestehen bleiben. Selbstverständlich haftet der Rheder 
auch dann persönlich, wenn er die Handlung nicht angeordnet» 
sondern selbst vorgenommen hat^), 

Art. 480. 

Der Schiffer hat wr Antritt der Beise daßr m sargen^ dass 
das Schiff m seetäMigem Stande ^ gehörig eingeriMet und aus- 



1) Dass dies stets dann der Fall, wenn der Rheder zugleich Schiffer ist, 
ist bereits oben hervorgehoben (s. o.S. SSt N. 7). Das hol Und! sehe (Art 898) 
und das portagiesieehe H.6.B. (Art. 1417) haben noch besonders den Satz 
MUgssproshoi , dsas, wenn der Schiffer AUeineigenthümer des Schifis ist, dem- 
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gerüstet, gehör ig benannt und verproviantirt ist, und dass die zu/in 
Ausweis ßr Schiffe BescUeung und Ladung erforderlichen Fapiere 
an Bord sind. 

1. Dem Schiffer wird es zur Pflicht gemacht, ftir die ge- 
hörige Ausrüstung und Einrichtung des Schiffs zu sorgen. Ira Hei- 
mathshafen darf er zwar die hierzu erforderUchen Rechtsgeschäfte 
nur im Aultrage des Rheders vornehmen (Art. 495). Daraus folgt 
jedoch nicht, dass derselbe seiner Pflicht Genüge geleistet, wenn 
er den Rheder auf die zur Ausrüstung ertorderlichen Gegenstände 
aufmerksam gemacht und deren Anschaffung von ihm yeriaiigt 
hat. Hierdurch wird er, wenn er ohne die gehörige AusrüBtuii^ 
des Sdd£b in See geht, und daraus ein Schaden entsteht, nur firei 
von der Verhaftung gegenüber dem Rheder, nicht aber den übrigen 
in Art 479 genannten Personen (Prot. IV S. 1755). 

2. Was zur gehörigen Einrichtung des Schiffs gehdity 
ist mit Rücksicht auf die Grösse und die BescnafliMiheit des SchifiB» 
die Art der Reise und die Natur der Ladung zu beurtheilen. So 
wird es a. B. heutzutage far nothwendig gäalten, KohlenschiflEe 
mit den geeigneten Ventilationsvorrichtungen (zur Verhütung von 
Explosionen) zu versehen (Entsch. der Seeämter II S. 500). In 
jedem Falle hat der Schiffer tür die gehörige Reinigung des Schiffs 
zu sorgen, bevor er die neue Ladung einnimmt. Lässt sich aber 
wegen der Kürze der Zeit oder aus anderen Gründen bis dahin 
die Vertilgung des Ungeziefers nicht erreichen, so hat derselbe die 
geeigneten Mittel anzuwendeui um die verladenen Waaren vor Be- 
schädigung durch dasselbe zu schütaen. Thut er dies nicht, so 
macht er mch einer enUpa schuldig. (Vgl auch Pdhls, Seerecht 
U & 469 f.) 

8. Unter gehöriger Bemannung und Verprovian- 
tirung ist dne solche zu verstehen, wie sie auf Reisen bei Schiffen 
und Ladungen der gerade in Frage stehenden Art üblich ist; auf 
möglicher Weise wänrend der Reise eintretende ausserordentliche 
Unglücksfälle und Verzögerungen kann der Schiffer dabei keine Rück- 
sicht nehmen. Es kommt hierbei jedoch nicht nur auf die Zahl, 
sondern auch auf die Qualifikation und die persönliche Tüchtig- 
keit der Schiffsleute an (Entsch. der Seeämter II S. 324, S. 421). 
Selbstverständlich würde ein Verschulden des Schiffers vorliegen, 
wenn er auf grosser Fahrt bei einem Schiff von 100 und mehr 
Tonnen Tragfähigkeit keinen Steuermann an Bord gehabt (vgl. 
Bekanntmachung des Bundesraths, betr. die Prüfung der Seeschiffer, 
▼om 25. Sept 1869 § 12), aber auch wenn es an der erfordeiUchen 
Zahl von Vollmatrosen und in voller Kraft stehenden JkDtainern ge- 
zahlt hätte. 



selben fAbladem oder Befrachtern gegenüber) alle Verpflichtungen obliegen, 
welche den Schifforn, wie den Rbedem aoferlsgt sind. 
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lrtv481. 

Der Schiffer hat zu sorgm für die Tüchtigheit dir Geräth- 
a^ften zum Laden und Löschen, sowie für die gehörige Stauung 
»odk Seemamu^aueh auth wem die Stammg durch besondere 
Sktuer hewirU wird: 

JEr hat äafSar m sorgen y dass das Schiff nicht überladen, und 
dass es mit dem nöthigen BäUasie und der erforderlichen Garnirung 
persehen wird, 

1. Die in den Art 480 — 490 angegebenen yonchriften ent* 
halten eine IlluBtrirtin^ der von einem ordentUchen Schiffer zu for- 
dernden Handlungsweise. Dies ist für die Fassung und die Aus- 
leguDg der «naelnen Bestimmungen von Wichtigkeit Der Schiffer 

hat daiier zu sorgen fiir die gehörige Stauung nach See- 
mann a b ra u ch, nicht aber (wie der preuss. P^ntw. Art. 413 fest- 
setzte) für zweckmässige Stauung (d. h. absolut gute Stauung: 
Entsch. des K.O.H.G. XIX S. 265) der Waaren, so dass eine 
Bchlechte Stauung ohne Weiteres ein Verschulden des Schiffers 
involvirte (Entsch. des R.O.H.G. XIX S. 264). Die von demselben 
EU prttatirende Diligena fordert daher nieht unbedingt, dass die 
Stauung gerade . der (wenn auch ihm selbst unbeuuinten) Be* 
schaffenheit der verladenen Qüter, sondern nur, dass dieselbe dem 
bisher ^^allgemein von Seeleuten beobachteten Verfahren" entsprach, 
wobei auch noch auf den Umstand Rücksicht zu nehmen ist, ob 
dem Schiffer der Inhalt bestimmter Gefässe bekannt gewesen ist, 
bezw. hat bekannt sein müssen^). Unter der hieraus sich ergeben- 
den Beschränkung hat er die verschiedenen Güter derartig im 
Schiffe unterzubringen, dass eins das andere nicht bechädige^), und 
ferner, dass sie nicht selbst durch die lieise (z. B. durch das Ein- 
dringen von Seewasser) leiden. Er muss daher die Güter wohl 
befestigen, dass sie bei stftrkerer Bewegung des Schifis nicht hin 
und her gjsworfen werden können (Pöhls, Seerecht U S. 441 1). 

2. Von der Verhaftung wird der Schiffer nicht befreit, wenn 
die Stauung, wie die Garnirung durch besondere Stauer, 
„Zwangsstauer", d. h. vereidigte Stauer, die der Schiffer nach den 
Gesetzen des Ladungsortes zu nehmen verpflichtet ist, besorgt 
wird. Denn auch in diesem Falle hat er die Stauung zu überwachen 
und zu leiten. Und nur dann würde er nicht haften, wenn er 
nachweisen konnte, dass die Stauung ungeachtet seiner rechtzeitigen 

1) )Weim er k. B. leckende Waaren an einer Stdle an&tante, wo sie andere 
Waaren beschädigten. 

2) Es würde z. ]}. eine mangelhafte Stauung sein, wenn zerbrechliche 
Waaren so gestaut waren, dass beim Einluden oder bei der Löschung nothwen- 
diger Weise schwere Güter darüber hinweggerollt werden müssten (Brk. des 
hünb. Handelsger. vom 17. März 1851 bei Ullrich, Samml. Nr. 14), oder wenn 
auf Gebinde Güter von grösserem Gewicht gestaut waren, als gute Gebinde der 
ia Bede stehenden Art tragen konnten (Erk. des hamb. Uandeliger. vom 3. Juli 
1878 in der hamb. Handel8ger.-Zdt. yoa 1874 Nr. 10). 
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Einsprache und ^^ohne dass er eine Abhülfe iinden konnte, unzweck- 
mttssig YOi^enommen worden'', weil er ob alsdann an der Sorgfidt 
eines orde ntlich en Sehiffere nicht hätte fehlen lassen. (Prot IV 
S. 1756, Vm S. 3750 ; Entsch. des hamb. Handelsger. vom 

11. Februar 1852 in Ullrichs Samml. Nr. 49; vom 27. August 
1859 in Seebohms Samml. Nr. 95; Entsch. des R.O.H.G. vonä 

4. Dezember 1875, XIX S. 265 f.) Dasselbe ist zu sagen, wenn 
die Stauung durch die eigenen Stauer des Befrachters erfolgte 
Allerdings würde der Schiffer aus dem eben angegebenen Grunde 
in diesem Falle befreit werden, wenn er gegen die mangelhafte 
Stauung resp. Garnirung remonstrirt und dieselbe eventuell zur 
Kenntniss der Ablader gebracht hätte, und trotzdem von diesen 
die bemängelte Art der Staanng oder Qamirung angeordnet oder 
gatgeheissen wäre (Entsch. des hamb, Bbmdelsger. vom 12. Januar 
1857, vom 14. September 1857 in Ullrichs Samml. Nr. 290, 339 ; 
vom 12. Juni 1873 u. Erk. des Oberger. zu Hamb, vom 11. Juli 
1873 in Goldschmidts Zeitschr. XIX S. 229 f.; Erk. des 
O.A.G. zu Berlin vom 18. Febr. 1870 in Seufferts Archiv XXIV 
Nr. 71; Entsch. des K.O.II.G. vom 4. Dezember 1875, .XIX 

5. 266 — 268). Doch würde auch dieser Umstand den Schiffer un- 
bedingt nur dem Befrachter bez. Ablader und demjenigen Empfänger 

gegenüber befreien, der lediglich im Interesse des Befrachters die 
tadung erliielt einem anderen gegenüber aber nur in dem Falle, 
wenn &r8elbe einen hierauf bezfigfichen Vorbehalt im Konnossement 
(nach Art. 659) gemacht hätte. (Vgl. £ntsch. des hamb. Hau« 
delsger. vom 9. Juli 1851 in Ullrichs SammL Nr. 26, hamb. 
Handelsger. vom 12. Juni 1873, Oberger. vom 11. Juli 1873 in 
Goldschmidts Zeitschr. a. a. O. S. 230 £) Auch würde die 
Haftung den Rhedern, der Schiffsbesatzung und den übrigen im 
Art. 479 genannten Personen gegenüber bestehen bleiben, wenn 
durch die schlechte Stauung das Schiff, Reisende oder Mitglieder 
der Besatzung Schaden erlitten hätten (Entsch. des K.O.H.G. XIX 
S. 268). 

3. Die Garnirung besteht zumeist aus Planken, womit die 
inwendigen Seiten des Schiffs belegt werden. Es geschieht dies, 
mu von den Waaren das Wasser abzuhalten, welches regelmässig 



1) Namentlich bei Petroleum-Ladangen kommt es vor, dass aaf Chrond 
einer besonderen Bestimmung der Chartepartie die Beaufsichtigung der Stauung 
durch autorisirte Inspektoren, welche die Befrachter zuzuziehen haben, erfolgt 
Es soll dadurch in höherem Maasse f&r zweckmässige und sorgfältige Stauung 
gesorgt werden, als wenn deren BeanMehtigiing dem Schi£Fer überlassen wire. 
T)as H.O.H.G. sieht in solcher Vereinbarung eine vertragsraässige Beschränkung 
der gesetzlich dem Schiffer obliegenden Yerpiiichtung in dem im Text angegebenen 
Sinne (Entsch. XIX 8. 266 ff.). 

2) Wollte ein solcher sich auf den vorbehaltlosen Inhalt des Konnossements 
berufen, so würde der Schiffer ihm die exceptio doli aus der Person des Ab- 
laders entgegensetzen können, indem derselbe einen Anspruch geltend machtei 
welehen der letitere nieht erheben d&rfte. 
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in das Schiff eindringt; dann aber auch, wenn das Schifl' schwer 
beladen ist, damit der Schwerpunkt desselben nicht zu tief zu 
hegen kommt und das Schiff zu steif wird. Im letzteren Falle be- 
steht die Garnirung meist aus Heiser bündeln und ähnlichen leichten 
Gegenständen. Der Schiffer Itat dch nun ein Verseilen sn Schul- 
den kommen, nicht nur wenn er es ganz unterlftsst, das Sdiiff mit 
einer Garnirung zu versehen und statt derselben auf den Boden 
des Schiffs gleich gewisse Güter — ohne Genehmigung des Ab- 
laders derselben — legt, von denen er annimmt, disss sie durcli 
das Seewasser nicht leiden werden, sondern auch, wenn er zur 
Garnirung eine Substanz verwendet, welclie vom Wasser durch- 
zogen wird (z. B. wie in dem zitirten Erkenntniss des Ü.A.G. zu 
Berlin gebrannte Thonerde, die veräussert werden sollte), so dass 
die Feuclitigkeit sich den Gütern mittheilt. 

4. Der Artikel bestimmt, der Schiffer soll dafür sorgen, dass 
das Schiff nicht überladen wird. Aus der dieser Vorschrift und über* 
haupt den Art 480, 481 zu Grunde liegenden Tendenz, wonach der 
Schiffer die Verpflichtung hat, für die Sicherheit von Schiff, Be- 
satzung, Passagieren und Ladung Fürsorge zu treffen, darf derselbe 
auch Güter, die in irgend einer Weise das Schiff, die an Bord befind- 
lichen Personen oder andere Güter gefährden, nicht an Bord 
nehmen und, wenn sie bereits an Bord sind, nicht behalten. Der 
Art. 564 Abs. 4 ermäclitigt den Schiffer, derartige Güter ans Land 
zu setzen, Uussersten Falls über Bord zu werfen. Nach Art. 480, 
481 ist derselbe hierzu auch verpflichtet (Kntsch. des K.O.H.G. 
XXI S. Vol). 

Art. 483. 

Wenn der Schiffer im Auslände die dort geUeiiden gesetzlichm 
Vorschriftm^ insbesondere die FoHeei-, Sfmrr- und Zollgesetge nicht 
heobachtet, so hat er den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 

Desgleichen lud er den Schaden zu ersetzen, ivelcher daraus ent- 
steht, dass rr Gitter ladet, von welchen er wusste oder tvissen musste, 
dass sie Kricf/scontrebande seim. 

\, Die Bestimmung des Abs. 1 wird dadurch nicht aus- 
geschlossen, dass die Handlung, wodurch die ausländischen 
Polizei-, Steuer- oder Zollgesetze verletzt werden, durch 
den Schiffer und den, welcher Ersatz des dadurch erlittenen Scha- 
dens beansprucht, z. B. den Befrachter vereinbart worden ist. 
Der Schiffer haltet daher, wenn er Waaren über Orte zu trans- 

E^rtiren übernommen hat, in denen für diese ein £infuhr- oder 
iirdiftthrverbot besteht, und nun dieselben in Folge der Ver- 



1) Mit OenehmiguDg desselben kann es natOrlich gescbelien; nnd es kommt 
vor, dass der Befrachter gegen Erlass eines Theils der üblichen Fracht oder auch 
gegen Erlass der Fracht überhaupt dem iScbififer gestattet, gewisse Güter 2ur 

(iarairung zu verwenden. 

Lewis, Seerecht. I. 2. Aafl. $ 
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letzung des Gesetzes konfiszirt werden ^ oder eine Strafe deshalb 
zu entrichten ist. Es Jässt sich nämlich nicht etwa behaupten, dasa 
ein derartiger Vertrag als contra bonos mores nichtig wäre; denn 
die Uebertretung eines Steueigesetsee kann für Aufil&nder unmög- 
lich als tiiurpe bezeichnet werden, indem solche Gesetee durch- 
aus auf positiver und willkürlicher Anordnung beruhen') 
rulffs Sammlung II S. 410 ff.)» Anders freilich läge die Sache, 
wenn die fremden Bestimmungen dem Befrachter bekannt gewesen 
wären, und er doch die denselben zuwiderlaufende Handlung an- 
geordnet hätte (s. Art. 564). 

2. Wenn im Abs. 2 dem Falle, wo der Schiöer wusste, dass 
er Kontrebande geladen, der gleichgestellt wird, wo er dies 
wissen musste, so heisst dies, dass es ihm nicht unbekannt 
hätte bleiben können, wenn er die Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers angewoidet htttte (Prot. IV S. 1768 f.}. 

8. Eine Ersatzpflicht des Schiffers tritt dem Befrachter 
oder Ablader gegenüber nicht ein, der selbst die Kontrebande 
verladen hatte, während ihm diese Eigenschaft bekannt war oder 
hätte bekannt sein müssen (arg. Art 564). 

Art. 488. 

Sobald (Jas Schiff^ zum Äbf/eJten fcrtif/ ist^ hat der Schiffer die 
Hcisf hei der ersten günstigen Gelegenheit anzutreten. 

Auch tvenn er durch Kranlheit oder andere Ursachc-n verhindert 
ist, das Schiff zu fähren , darf er den Abgang oder die Weiterfahrt 
desselben nicht ungebührlich aufhalten; er muss vielmehr j wenn Zeit 
und Umstände gestatten ^ die jMordmmg des Sheders emmikolen, 
diesem mngesäiumt die Verhindermg cmeigen und die 2kßis€hen» 
neii die geeigneten Vorhehrungen treffen^ im entgegengeselgten Fäll 
einen anderen Schiffer einsetzen. Für diese^i SteJlveiireter ist er nur 
insofern verantwortlich y als ihm bei der Wahl desselben ein Ver- 
schulden mr Last fälU. 

1. Es gehört zur Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers, das 
Schiff mit der Ladung möglichst sicher und möglichst schnell nach 
dem Bestimmungsort zu bringen. Derselbe hat daher jeden un- 
nöthigen Aufenthalt zu vermeiden. Hieraus erklärt sich 
die Bestimmung des Abs. 1 des Artikels. Ebenso aber darf der 
Schifler sich auch keine unmotivirte Unterbrechimg seiner 
Reise zu Schulden kommen lassen. Die Umstände, weiche ihn 
zur Verzögerung oder Unterbrechung der Reise veranlasst haben 
(z. B. widrige Winde, Eisgang, Kriegsgefahr), hat der Schiffer 
nachzuweisen. Ob in ihnen aber ein ausreichender Grund Ülr die 



1) Dies stellt auch in der Praxis der englischen und französischen Gerichte 
ÜBSt; Tgl. Delobre, table g6n6rale du Journal de jurisprudence commerciale 
et maritime S. 91 N. 70, S. 139 N. 354, S. 181 N. 593. 
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Vmdgenmg zrx suchen ist, darüber entscheidet richterliches Er- 
messen. (So auch Meier in Busch Archiv fUr Theorie und 
Praxis des A.D.H.R. XXX vS. 61 f.) 

2. Das H.G.B, legt dem Schiflfer die Pflicht auf, nöthigenfalls 
einen anderen Schiffer einzusetzen. Für den Fall, dass derselbe 
dazu nicht im Stande oder verstorben ist, hat indess das Gesetz 
keine Bestimmung getroffen. Kun gilt aber in Gemässheit der 
Schiffshierarchie der Steuermann als der Stellvertreter des 
Kapitäns, eine Stellung, die das Gresetz stillBchweigend anerkennt 
(vgl. Art. ^4). Man wird ihn daher anch für berechtigt nnd ver- 
pflichtet halten mtlssen, das Kommando in dem angegebenen Falle 
selbst zu übernehmen und dasselbe so lange zu führen bis ein 
anderer Schiffer eingesetzt ist^). Dies hat auch die R.Semanns-0. 
mehr vorausgesetzt als angeordnet (vgl. Entsch. des R.O. H.G. 
XXII S. 48 f.), indem sie einerseits in Ermangelung oder Ver- 
hinderung des Kapitäns dessen Steilvertreter als ^Schiffer bezeichnet 
(^ 2) und andererseits den Steuermann verpfliclitet, wenn der 
Schiffer während der Reise gestorben, iu der vom Gesetz vor- 
geschriebenen Weise den Nachweis über den Todesfall zu be- 
schafifon nnd ftir den Nachlass zu sorgen (§ 53). Zur Einsetzung 
eines neuen Schiffers an Stelle eines gestorbenen, erkrankten oder 
Bonst zur Führung des Schiffs untauglich gewordenen Kapitäns 
sind auch die Reichskonsuln befugt, jedoch nur auf Antrag der 
Betheiligten (Reichs-Konsulats-Ges. § 35), d. h. des Rheders ^ der 
Ladungsinteressenten und der Besatzung. Der Konsul handelt dabei 
als gesetzlicher Vertreter des Kheders. Der von ihm eingesetzte 



1) Dass hierbei auch die anf dem Schiff bestehende Raogordnnng zu be- 
obachten ist, versteht sich von selbst. Sind also mehrere Steuerleute an Bord, 
80 hat zunächst der Obersteuermanu das Komtnando zu führen. 

2) Ein solcher Schiffsführer hat natürlich über die Sachlage an den Rheder 
zu berichten, wie sich dies aus Art 503 Abs. 2 orgiebt In sonstiger Weise 
ist er aber nicht verpflichtet, die Einsetzung eines anderen Schiffers herbeizu- 
iühreo. I^amenUich ist er nicht verpflichtet, ein hierauf gerichtetes Verlangen 
an dea Eoimd zo stellen, wie auch das Eintreten des Steoemuams in die 
Funktionen des Kapitäns nicht davon abhängt, dass kein Konsul sur Stelle ist 
In gleicher Weise ordnet das spanische H.G.B. Art <!89 an, dass bei Tod, 
Abwesenheit und Krankheit des Schiffers der Steuermann das Schiff zu fuhren 
hat bis m dem Zeitpunkt, wo der lUieder einen anderen SchifibfÜhrer bestellt. 
Dasfinnländ. Seeges. Art. 58 unterscheidet: Tod oder Unfähigkeit des Kapi- 
täns zur Führung des Schiffs tritt während der Reise ein; dann nimmt der Steuer- 
mann den Platz desselben ein. Wird die Ersetzung des Kapitäns in einem Hafen 
erforderlich, so soll man zunächst die Instruktionen des Kheders einholen; ist 
dies unthunlich. und kann man die Führung auch nicht dem Steuermann über- 
tragen, so soll der Hepräsentant des Kheders oder der Konsul in Uebereinstim- 
mung mit den am Platze anwesenden finnlftadischen Eapit&nen einen neuen Schiffer 
bestdien. Nach dem n o r w e g. Seeges. §27 soll der Konsul in den angegeben«! 
Fällen ebenfalls nach Anhörung der etwa im Hafen anwesenden norwegischen 
Kapitäne jemanden mit der Schiffsfühmng betrauen. Und zwar hat er den 
Steuermann hienu zu wUiien, wenn dieser nicht unfähig für einen solchen Posten 
erscheint, und nicht etwa die Bheder etwas Anderes üQr diesen Fall im Voraus 
angeordnet haben. 

8* 
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Schiffer erscheint daher nicht nur nach Aussen, also z. B. der Be- 
satzung, den Ladungsinteressenten , den Behörden gegenüber als 
Schiffer im Sinne des 11.G.B. mit allen Rechten wie Obliegenheiten 
eines solchen , sondern auch in seinem Verhältniss zum Rheder, 
also auch mit Rücksicht aui die ihm zustehenden Heueran- 
sprüche (Entsch. des R.O.H.G. XXII S. 47 f.). Für den Steuer- 
mann, der ohne Dazwischenkunft des EonsolB als Schifier fungirt, 
wtirde das bisherige Kontraktsverhältniss in keiner Weise alterirt 
werden, im Uebrigen würde derselbe alle gesetzlichen Befu^see 
und Verpflichtungen eines Schiffers haben Uebemimmt em an- 
deres Mitglied der Besatzung dagegen das Kommando, so würde 
ein solches, ganz ebenso wie ein Fremder, lediglich die Stellung 
eines negotiorum gestor haben (s. Prot. VllI S. 3830 f.). Weder 
den einen noch den anderen darf man auch als „Schitfer im Siune'^ 
der Seemanns- O. (vgl. § 2 derselbenj behandeln 

Art 484. 

Vom Beginn des Laäens an bis mr Beendigung der Löschung 

darf der Schiffer das Schiff gleichzeitig mit äon Steuermann nur in 
dringenden FäUen verlassen ; er hat in solchen Fällen mivor aiAS den 
Schiffsoßzieren oder der übrigen Mamsehaft einen geeigneten Ver- 
treter zu lesteUen. 

Dasselbe gilt auch vor Beginn des Ladens und nach Beendigung 
der Löschung, wenn das Schiff in einem nicht sicheren Hafen oder 
auf einer nicht sicheren Ehede liegt. 

Bei drohender Gefahr oder nenn das Schiff in See sich Ijefmdet, 
muss der Schiffer an Bord sein, sofern nicht eine dringende Noihr 
wenäigheii seine Abwesenheit rechtfertigt 

1 . Entsprach die A b w e s e n h e i t des Kapitäns den gesetzlichen 
Voraussetz unj'en, so haftet derselbe für Unfälle, welche sich wäh- 
rend dieser Zeit zugetragen und Schaden verursacht haben, nicht, 
wohl ab&r für die manedhafte Ausführung von Vorrichtungen, für 
welche er dnzustehen hat (Art 480 f.). Ob die Abwesenheit eine 
gerechtfertigte war, darüber entscheidet^ soweit nicht der Abwesen- 
heit eine gesetaliche Nöthigung zu G^nde lag, richterliches fir- 
messen. 



1) Dies ist auch in den fremden Kechtea anerkannt; s. Maclachlan 
8. 167 if. üebiigens Iftsst sdion das R.K. den Rheder ans den Rechtsgeschäften 
bailteo, welche ein vom maginter 7ian's substituirter Schiffer abgeschlossen hatte, 
selbst wenn jenem Substitution überhaupt oder die Bestellung gerade dieses Sub- 
stituten verboten war: L. 1 § 5 De excrcit. act. (M^lJ. 

2) Das norweg. Seeges. § 27 Iftsst bei Abwesenheit oder YerbindeniDg 
des Schiffers und des Steuermanns den Bootsmann (wie den Untersteuermann) die 
nicht aufschiebbaren Maassregeln treffen. Das ist jedoch wolil lediglich von der 
eigentlichen Schiffsfiihrung , den nautischen Verrichtungen zu verstehen. Das 
spanische H.G.B. Art. 684 8cbmt dagp^jen den Bootsmann, wenn das Kommando 
nicht durch den Steuermann übemommai werden kann, vollstliodig in die Stelle 
des Kapitäns eintreten zu lassen. 
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2. Der Schiflfer bat für die bei einer eingetretenen Gefahr 
entstandenen Schäden nur in dem Falle einzustehen, wenn er deren 
Bevorstehen voraussah und nicht an Bord blieb resp., nachdem die- 
selbe eingetreten, sich nicht sobald, als die Umstände es irgend 

festatteteu, an Bord begeben hat (Prot. VIII 8. 3892 f. ; vgl. Entsch. 
er Seeämter I S. 653). 

Art. 485. 

Wenn der Schiffer in Fällen der Gefafir mit den Schiffsoffizieren 
einen Schiffsrath m halten für angemessen findet t so ist er gleich' 
irohl an die gefassten Beschlüsse nicht gebunden; er bleibt stets ßr 
die von ifm getroffenen Maassregeln verantwortlich. 

Der preussische Entwurf (Art. 419) machte es dem Schifter 
zur Pflicht, in Fällen der dringendsten Gefahr einen Schiftsrath 
zu halten , erklärte ihn jedoch an die Beschlüsse desselben nicht 
für gebunden. Diese Pflicht wurde beseitigt. In seiner jetzigen 
Fassung ist der Artikel eigentlich nur deshalb aufgenommen, um 
dem Schifi'er „eine Andeutung über die Zweckmässigkeit*^ der Be- 
rufung des Schiffsraths zu geben, indem, wie auf der hamburger 
Konferens hervorgehoben wurde, durch die Zastimmung des Schitts- 
raths wahrschemlich wird, dass die vom Schiffer Torgenommene 
Handlung, z. B. der Seewurf, „nicht aus übertriebener Aengstlich- 
kdt^, sondern wegen dringender Gefahr stattgefunden, die Bethei- 
ligten, namentlich die Versicherer daher leichter von der Noth- 
wendigkeit des vom Kapitän beobachteten Verfahrens überaeugt 
sein werden. Daher wird auch in Verklarungen darauf grosses 
Gewicht gelegt (Prot IV S. 1787-1789). 

Art. 486. 

Auf jedem Sddffe nms ei» Jcmml geßkrt werden, in welches 
für jede Beise alle erkehUeken Begebenheiten ^ seit mit dem JEkh 
nehmen der Lcukmg oder des Bällastes begannen ist, emmtragen sind. 

Das JmmiaJ tcird unter Aufsicht des Schiffers von dem Steuer^ 
mann und im Fall der Verhindefung des letgteren von dem Schiffer 
selbst oder unter seiner Aufsicht von einem durch ihn m bestimmen' 
den geeigneten Schiffsinawn gefOhrL 

1. Das Journal soll gewissermaassen zur Eontrole des 
Schiffers dienen; es soll darüber Auskunft geben, ob „die ein- 
getretenen Beschädigungen'^ an Schiff oder Ladung „nicht Folgen 
eigener Nachlässigkeit, sondern eines unabwendbaren Zufalls'^ sind 
(Prot IV S. 1790). Man muss zu diesem fieweismittel seine Zu- 
flucht nehmen, da, wenn der Kapitän ein Interesse daran bat, die 
Wahrheit zu verheimlichen, die SchifFsleute der Kegel nach in der- 
selben Lage sein werden. Man kann dies aber um so unbedenk- 
licher thun, weil in das Journal nicht blos das den Schaden 
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verursachende Ereigniss einzutragen ist, sondern dasselbe eine 
„vollständige Geschichte der Keiae" enthalten soll, wobei man 
nicht nur auBserordentliche Th&tsacben, sondern alles dasjenige, 
was für eine Seerdse ttberhanpt von Einflnss ^) ist, za notiren hat 
Bei dieser Beschaffenheit des Journals liegt es anf der Hand, dass 
eine Eintragung die andere kontrolirt. Wird daher ein bestimmtes 
Ereigniss anders, als es sich in Wahrheit zugetragen hat, dar- 

festellty so ist dies sehr leicht festzustellen, indem alsdann diese 
lintragung mit den früheren mehr oder minder in Widerspruch 
stehen wird. Weiter soll durch das Journal kontrolirt werden, ob 
der Schitier in seinem V'erhältniss zur Mannschaft ein gesetzmässiges 
Verfahren beobachtet hat ( vgl. Seemanns-0. 34, 46, 47, 57, 77, 
80, 85j, wie dasselbe auch zu Beurkundungen (von Geburten und 
SterbefiUlen) benutzt wird^ die in anderer Weise nicht vorgenommen 
werden könnten (Seemanns-0. § 52 ; Reichsges., betr. die Beurkund. 
des Personenstandes vom 6* Febr. 1875 §§ 61 — 64). 

2. Das Jonmal wird nicht fortlaufend, so lange das Schiff 
föhrt, geführt, sondern immer nur für eine bestimmte Reise. 
Den Anfangspunkt hat das H.G.B, im Anschluss an die bereits 
früher bestandene Praxis in den Auo:enblick gesetzt, wo zuerst 
etwas mit Bezug auf die bevorstehende Reise geschieht, d. h. mit 
Einnahme der Ladung oder des Ballastes begonnen wird (Pohls, 
Seerecht I S. 165; Kaltenborn, Seerecht 1 S. 170). lieber den 
Endpunkt der Reise schweigt das Gesetzbuch, lässt also die Ent- 
scheidung im einzelnen Fme den konkreten Verhältnissen ent- 
nehmen. Als Regel ist anzunehmen, dass das Journal zu schliesseai 
ist, wenn das aus dem Heimathshafen ausgegangene Schiff in diesen 
wieder zurückgekehrt und entweder die Ladung, wenn es Bück- 
fracht hatte, oder den Ballast gelöscht hat. Dasselbe ist zu sagen, 
wenn das Schilf in der Fremde sich Frachten sucht und Jahre lang 
zwischen fremden Häfen hin und her fahrt, ohne in die Heimath 
zurückzukehren (wie z. B. die mecklenburgischen SchifFe im 
schwarzen Meer, die schleswig-holsteinischen in den hinterasia- 
tischen Gewässern). Hier gelten mit Rücksicht auf die Journal- 
flihrung die Fahrten des Schiffs von der Ausreise bis zur Rückkehr 
in den Heimathshafen als Eine Reise, wenn nicht besondere Um- 
stände» wie z. B. Jahre langes Stillliegen in einem fremden Hafen 
^e Reise früher endigen lassen (Pöhls, Seerecht I S. 168). 

8. Das Journal wird der Regel nach vom Steuermann 
geführt, indem dasselbe zur Kontrole des Schiffers dienen soll. 
Doch ist der Kapitän für die Richtigkeit desselben verantwortlich, 
weil es zur Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers gehört, fiir eine 
wahrheitsgetreue Darstellung der Schicksale des Schiffs auf der 
Reise zu sorgen (Prot IV S. 1793, VUI S. 3755 i). 



1) Dies ist die Bedeutimg des Ausdrucks „alle erhebliche Begebenheiten**, 
wie auch die Yergleichtioe mit der dadurdi ersetzten Fassung des preuss. Entw- 
Art. 420 iftMe merkwfbrdigen EreigniBse" zeigt 
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4. Wegen der grossen Wichtigkeit des Journals macht sich 
der Schiffer einer Pflichtwidrigkeit schuldig, wenn er bei einem 
Seeunfall nicht alles aufbietet, um dasselbe zu retten (s. Entsch. 
der Seeämter I S. 216, S. 381 f.); wie denn auch die Strandungs-O. 
smz besonderen Kachdruck darauf legt, dass bei einem Lnfall 
Seitens des StnmdvogtB das Journal in Sicherheit gebracht 
werde (§ 11). 

Art. 487. 

Von Tag zu Tay sind in das Journal einzutragen: 
die Beschu/fenheit vo7i Wind und Wetter; 
die von im Schiffe gehaltenen Kurse und eurückgelegten 

die ermittelte Breite und Länge; 

der Wasserstand hei den Ptwipen. 
Ferner sind in das Journal einzutragen: 

die durch das Loth ermittelte Wasse^iiefe; 

jedes Annehmm eines Lootsen und die Zeit seiner AM' 

hmft iitifl .'deines Atufanges; 
die Vcrändtrnniien im Personal der Schiffsbesatzung; 
die im Schifj'srath gefassten Beschlüsse; 
alle Unfälle^ welche dein Schiff oder der Jjadung zastossen^ 
und die iesehretbung derselben. 
Auch die auf dem Schiffe begangenen strafbaren Handlungen 
und die verhängten Disziplinarstrafen, sowie die vargekonmenen Cre- 
hurts- und SterheßUe sitüi in das Journal einmtragen. 

Die FMragmgen müssen^ soweit die Umstände nicht hindern, 
täglich geschehen. 

Bas Journal ist von dem Schiffer und dem Steuermann m 
mterschreiben. 

1. Die in diesem Artikel gegebene Aufzählung der in das 
Journal einzutragenden Thatsachen hat einmal den Zweck, da- 
für zu sorgen, dass das Journal ein wirklich getreues Bild von 
dem Verlauf der Reise giebt, und dann den. zu zeigen, inwiefern 
der Kapitän in der Beobachtung aller nautischen Vorschriften sich 
als ordentlicher Schiffer gerirt hat. 

2. Die Kegel ist, dass die Eintragungen täglich erfolgen. 
Bestimmte GM]ide> die von der BeobiMshtang dieser Vorschrift he- 
fireien, sind nicht angegeben. Dartiber, ob die geltend gemachten 
dasEa für ausreichend zu erachten sind, entscheidet das arhitrium 
iudicis. Dass die Eintragungen datirt werden, ist nicht erfordere 
lieh (Prot. IV S. 1801 f.). Die Eintragungen, von denen das 
Gesetz spricht, müssen in das Journal selbst erfolgen, und es sind 
darunter nicht die Notizen zu verstehen, welche der die Wache 
habende Offizier nach den von ihm argestellteu Beobachtungen 
in die Kladde aufzeichnet; denn das Journal hat gar manches zu 
enthalten, was in die Kladde nicht eingetragen wird (Prot. IV S. 1799). 
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3. Die Unterschrift des Steuermanns unter dem Journal 
(erklärt sich daraus, dass derselbe dieses fülirt: er ])estätigt damit 
die Wahrheit des von ihm Aufgezeichneten. Die Unterschrift des 
Kapitäns hat ihren Grund darin, dass das Journal unter seiner 
Autsioht, also auch unter seiner Verantwortlichkeit ge^rt wird, 
welche er damit gewissennaasaen übernimmt Dersdbe erklärt 
dadurch, dass er gegen den Inhalt des Journals nichts zu erinnern 
habe, dass ihm das Ge^entheil von dem Aufgezeichneten nicht be- 
kannt geworden sei. Ls weist aber die Unterschrift des Kapitäns 
nicht etwa auf die Pflicht desselben hin, fiir die liichtigkeit aller 
einzelnen in das Journal eingetragenen Thatsachen einzustehen 
(Prot. IV ö. 1800 f.). 

4. Weitere Form vor Schriften, als dass das »Journal vom 
Schiffer und Steuermann zu unterschreiben, hat das H.G.B, nicht 
aufgestellt. Der jetzt aufgehobene Art. 488 macht die Beweiskraft 
des Journals davon abhängig, dass dasselbe in der Form unver- 
dächtig sei, und diese Forderung ist. natürlich noch heutzutage 
aufrecht zu erhalten, wenn auf dasselbe irgend welches Gewicnt 
gelegt w^erden soll. Als unverdächtig dürfte aber das Journal nicht 
bezeichnet werden, wenn sich in demselben Radirungen, häufigere 
Durchstreichungen oder Einschaltungen vorfanden (s. Entsch. der 
^Seeämter 1 S. 442 f), wenn Blätter aus demselben ausgeschnitten 
oder ausgerissen , wenn Abschnitte , die einen grosseren Zeitraum 
umfassen, augenscheinlich in einem Zuge geschrieben wären (a. a. 
O. II S. 95). 

Zusammenstellung der Kegeln fbr Führung des Schiffsjournals 
u. A. bei Caesar, fiandb. der D. Bdchsgesetzg. betr. die See- 
unMe S. 161—163. 

Art. 4881). 

Der Artikel ist durch den 13 des Einführungsgesetzes zur 
R.Civ.Pr.O. aufgehoben, da letztere überhaupt die Beweistheorie 
aufgegeben und das Er^ebniss der Beweisaufnahme — wenigstens 
der Kegel nach — der freien Würdigung des Kichters anheimstellt 
(R.Civ.Pr.O. § 259). Mit der Beseitigung des Art. 488 H.G.B. ist 
daher dem Jonmal nicht all und jede Beweiskraft abgesprocben; 
nur ist es dem £rmessen des Kichters überlassen, welche Bedeu- 
tung er demselben beilegen will. 

Art. 489. 

Die Landesgesetee können bestimmen, dass auf Meineren Fahr' 



1) Das Journal y wenn es ordnungsinässig geführt und in der Form 
unverdächtig ist, liefert für die Begebenheiten der Reise^ aoiceit darüber weder 
eine VerMarvng crforderliclt {Art. 490)^ nock die Beibringung anderer Be- 
lege gehräiirhlirli ist, in der Regel einen unvollständigen Beiceifi, xrelcJicr 
durch den Kid oder andere Beweismittel ergänzt werden kann. Jedoch hat 
der Richter nach eeinem durch die Ertoägung aUer Umetände geleUeUm Er- 
meeeen eu entscheiden, ob dem Inhalt des Journals ein grösseres oder ge- 
ringere» Maass <ier Beweishrafi beiztUegen sei. 
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zeugen (Ktisimfahrer «. dgh) die Führung eines Journals niM er- 
fcrderlich sei. 

Die Bestimmung dieses Artikels erklärt sich daraus, dass die 
Reisen solcher Schiffe durchweg von kurzer Dauer, „nicht selten 
in 24 Stunden zu Ende" sind, weshalb von Journalfuhrung fuglich 

nicht die Kede sein kann (Prot. IV 8. 1822). 

Zu dem Artikel kommen folgende Vorschriften dorEinführungs- 
gesetze in Betracht. 

Preussisches Einfülirungsgesetz Art. 55: 

Es Weiht Kön'Kjlirhrr Vcronhiung vorhvhcdtcn , sii hcstinmicn, 
auf u-elchm kleineren Fahrzcuijm (Küstenfahrern und dergleichen) 
die Führung eities Journals nicht erforderlich sein soll. 

Eine solche Verordnung ist jedoch nicht erlassen worden. 

Hannoversches Einführungsgesetz 34: 

Bei dmjmigen Jdeineren Fahrzettgen (Küstenfahrern ^ Leichter- 
schiffen u. s. v'.)^ tcelche zur Seefahrt ziviscJ/en Tömiing his Har- 
lingen einschliesslich henutd werden^ bedarf es für lleisen auf dieser 
Strecke der im Art. 487 vorgeschriebenen Joumalfiihrung nuM, Ith 
dess ist auch auf diesen Schiffen ein Jmmal m fahren, in welches 
von Tag m Tag die Beschaffenheit von Wind und Wetter und der 
Wasserstand bei den Puni^fen^ soweit thunlich, täglich und ausserdem 
ohne Verzug aMe ünfaUe einmttragen sind, wel<ä^e dem Schiffe und 
der Ladung sustossen. 

Schleswig-holsteinische EinfÜhrongs-Verordn. § 68: 

Auf Meineren Fahreeugen (Küstenfahrer und dergleichen) ist 
zwar die Fuhmng des Journals gleichfodis erforderlich. Bei Jamsen 

Küstenfahrten dieser Fahrzeuge braucht jedoch nur von Tag zu Tag 
die Beschaffenheit von Wind und Wetter und der Wasserstand bei 
den Bunipen, soweit thunJich . täglich und ausserdem ohne Verzug 
jeder Unfall, welcher dem Schiff oder der Ladung zustösst^ eingetragen 
eu werden. 

Mecklenburg-schwerinische Einfiihrungs-Verordn. § 57 : 

Die Küstenfahrer sind zu der Führung eines Journals nur danv 
verbunden^ wenn sie, mit einem Deck versehen^ eine iMdung Kauf- 
mannswaaren von einem Seehafen zu dnn anderen führen. 

Das 0 1 d e n b u r g i s c h e Einführungsgesetz Ali;. 29 ist gleich- 
lautend mit der Bestimmung des hannoverschen Gesetzes. Ebenso 
die bremische Einführungs- Verordnung § 41. 

Hamburgisches Einföhrungsgesetz § 47: 

Auf Meineren Fahrzeugen ist für kurze Küsienfahrien die Füh- 
rung eines Journals nicht erforderlich, 

Art. 490. 

Der Schiffer hat über alle Unfälle, welche sich ucihrend der 
Heise ereignen , sie mögen den Verlust oder die Beschädigung des 
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Schiffs oder der Ladumjt das Einlaufen iyi einen Nofhhafen oder 
einen sonstigen Xeichiheil zur Folge haben, nrit Zuziehing aller Per- 
sonen der Schtffshesaizung oder einer genügenden Anzeihl derselben 
eine VerMarung äbgul^en* 

Die VerhUarmg ist ohne Verzug zu hemrhen und mar: 
im Bestimmmgshafen oder, bei mehreren Bestimmmgshäfenf 
in demjenigen^ weleken das Schiff nach dem UnfafU eueret 
erreichi; 

im Nofhhafen, sofern in diesem reparirt oder gelöscht wird; 
am ersten geeigneten Orte, wenn die Reise endei^ ohne dass 

der Bestimmungshafen erreicht wird, 
Ist der Schiffer gestorben oder ausser Stanele, die Aufnahme der 
Verklarung zu henirken, so ist hierzu der im Bange nächste Schiffs- 
offizier berechtigt und verpflichtet. 

1. lieber Unfälle, welche sich auf olfencr See ereignet haben, 
kann ein Beweis regelmässig nicht in anderer Weise, als durcli 
die auf dem Schiffe selbst befindlichen Personen, namentlicii die 
Besatzung desselben gefuhrt werden. Auf diesen Umstand ist es 
zarflckzambreD, dass von Alters her vom Schiffer und der Mann- 
schaft, ohne Rücksicht anf einen bereits schwebenden Prozess, zur 
Sicherung des Beweises eine 'Aussage über die Umstände, wekhe 
den Verlust oder die Beschädignng von Schiff oder Ladung her- 
beigeführt oder begleitet haben, vor einer Behörde abgegeben wer- 
den musste. Bereits im liecht der christlich -römischen Kaiserzeit 
ist etwas derartifres angeordnet (L. 3, L. 3 De naufrag. 11, 6), und 
ebenso ist dieser Grundsatz in mehreren Seegesetzen des Mittel- 
alters ausgesprochen (Seerecht von Oleron Art. 11 — Pardessus 
I S. 331 — ; Wibbysches Seerecht Art. 25 — Pardessus I S. 478). 
Von den heutigen Seerechten machen einige eine Berichterstattung 
über den Gang der Reise und alle Ereignisse derselben in jedem Faile 
dem Kapitän zur Pflicht während andere eine solche nur verlangen, 
wenn sich auf der Reise Unfölle ereignet, welche einen Nachtheil 
für Rheder oder Ladungsmteressenten im Gefolge gehabt haben 
Auf diesem letzteren Sandpunkt steht das D.H.G^B. Uebrigens 
spricht man in dem einen wie in dem anderen Falle von Verkla- 
rung oder S eepr 0 te st (vgl. K altenborn, Seerecht I S. 172 f) 3). 

2. Bei der Natur der Verklarung ist es nothwendig, dass die- 
selbe zu einer Zeit erfolgt, in der die Begebenheit, worüber sie 



1) Franz. Code de comm. Art. 242 ff. ; belg. Code de comm. II (von 1879) 
Artd2 ff.; hoUänd. Ü.G.B. Art. 379 ff. Nach englischem Recht ist eine der- 
artige BeriehterstattoDff weDigstens üblich (Abbott S. 325 f.). Eine Zoriehnng 
und Yemehmung der Mannschaft (und von Fassagieren) findet jedoch nach fran- 
zdsischem (Art. 246 f.) und belgischem Recht (Art. 36 i.) nur beim Schiff- 
bruch statt; nach holländischem '(Art. 383 f.) bei erlittenem Schaden und 
bdm Einlauito in einen Nofhhafien (in diesen Fftllen allein auch Beddigong der . 
Aussagen). 

2) So z. B. norweg. Seeges. ß 20; finnländ. Se^es. Art. 44 ff. 

3) Die französische Bezeichnung ist rapporL 
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Zeugniss ablegt, noch möglichst frisch in dem Gedächtniss der ße- 
theiligten ist, und wo diese selbst noch alle beisammen sind, um 
Aiftkunft über den Vorfall geben zu können (Prot. IV S. 1808, 
S. 1812). Aus dieser Erwägung in Verbindung mit dem Be- 
streben, die Interessen der Scbifffahrt niclit durch luuseitigen 
Aufenthalt des Schiffs sn schadigen (Prot. IV S. 1807) sind die 
Bestimmungen des Art 490 entstanden. 

3. Die Verklarong soll „spätestens in dem ersten Bestim- 
mungshafen, also, wenn das Scmff nur nach einem einzigen Hafen 
bestimmt ist, in diesem, wenn dasselbe aber nach mehreren Häfen 
bestimmt ist, in dem ersten Hafen, in welchem gelöscht wird", er- 
folgen. „In solchen Häfen" nämlich wird „die Gemeinschaft, welche 
bis dahin zwischen dem Schiff und der ganzen Ladung bestand, 
bezüglich des ausgeladenen Theils der Ladung aufgehoben", daher 
müssen „die Rechtsverhältnisse, welche durch die stattgehabten 
Unflllle bedingt" sind, „(Havarien u. s. w.) spätestens bei Auf- 
lösung dieser Gemeinschaft geregelt werden^; die Verklarung aber 
bietet „die Grundlage &at die Regelung dieser Verhältnisse" (Prot. IV 
S. 1811). Dieselbe muss jedoch bereits früher, nämlich im Noth- 
hafen geschehen, wenn schon hier die Verbindung zwischen Schiff 
und Ladung aufgehoben wird, ferner wenn hier ein Aufenthalt des 
Schiffs bereits in Folge einer Reparatur desselben stattfindet; wes- 
halb dem Schiffer die gedachte Pflicht nicht obliegt, wenn er im 
Nothhafen nur ein oder das andere verloren gegangene Stück der 
Ausrüstung anzukaufen hat (Prot. S. 1812 iX Findet die Reise 
in Folge der Strandung des Schiffs oder anaerer Umstände ihr 
Ende, .ohne dass der Bestimmungshafen erreicht wird, so muss die 
Verklarung in dem ersten Orte erfolgen, in den der Schiffer mit 
der Mannschaft nach diesen Ereignissen gelangt (Prot. IV S. 1812), 
weil in diesem Falle auf die Interessen der Scbifffahrt keine Rück- 
sicht weiter zu nehmen ist. Vorausgesetzt wird, dass der Ort ge- 
ei^ne t ist, um die Verklarung abzulegen, d, h. die erforderlichen 
Behörden, Notare u. s. w. vorhanden sind. 

Die hier angegebenen Zeitpunkte sind diejenigen , in denen 
der Schiffer spätestens verklaren muss, dagegen darf' derselbe auch 
in jedem früheren Zeitpunkt, also in jedem Zwischenhafen, „in den 
er nach dem Eintritt eines Unfalls einläuft", die Verklarung ab- 
legen (Prot IV S. 1812). 

4. Wenn die gedaditen Voraussetzungen vorhanden sind, soll 
der Schiffer die Verklarung ohne Verzug bewirken. Es ge- 
nügt nicht, wenn derselbe unmittelbar nach seiner Ankunft in dem 
betreffenden Hafen die Verklarung anmeldet Er mnss vielmehr 
80 bald als möglich alles das thun , was zur Herbeiführung der 
Verklarung, d. h. „zu dem feierlichen Akt der Belegung der Ver- 
klarung selbst" von seiner Seite zu geschehen hat. Wenn daher 
die Verzögerung der Ablegung der Verklarung lediglich von der 
Behörde oder den Beamten ausgeht, welche dabei mitzuwirken 
haben, so hat der Schiffer dafUr nicht einzustehen. Ebenso wenig 
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wenn die Verzögerung ihren Grund in irgend welchem äusseren 
Umstand liat, den der Schiffer weder herbeiführt, noch zu besei- 
tigen im Stande ist; z. B. wenn ein Schift'smann, dessen Anhörung 
der Richter für nöthig hält, zur Zeit, wo die Verklarung abg^elegt 
werden soll, abwesend ist, während er zur Zeit der Amncddong 
derselben durch den Kapitän noch auf dem Schiffe sich befancL 
Die mecklenburg-schwerinische Einführungs- Verordnung hat die 
Verzögerung der Ablegung einer Verklarung nut Strare bedroht. 
Sie bestimmt nämlich im § 69: 

— Die VerkHarung muss na<A der Anhunft ohne Yetmg an- 
gemeldd und beschafft werden. Verzögerungen der Anmeldung oder 
der Aufmachung der VerMctrung werden mit fferhMnismäse^en Ord* 
nungsstrafen gecihndet, — 

Eine s. g. Nachyerklarung behu& Ausfüllung der Lücken und 
Beseitigung der Dunkelheiten der Verklarung, naditräglich abgelegt 
durch den Thdl der Besatzung, dessen man noch habhaft werden 
kann, ist daher nur dann zuzulassen , wenn sie unter den Be- 
dingungen erfolgt, welche für die Verklarung vom Gesetz vor- 
geschrieben sind. Sie muss an einem der durch den Art. genannten 
Orte abgelegt werden; ohne Verzug, d. h. nnniittelDar oder 
höchstens kurze Zeit nach der Hauptverklarung und auf keinen 
Fall erst nachdem man durch einen Rechtsstreit auf die Lücken 
und Unklarheiten der ersteren aufmerksam geworden; weiter muss 
wenigstens die Zuziehung der Personen der Besatzung, deren Aus- 
sagen auf den Inhalt der Verklarung von Einfluss sein können, 
noch möglich sein. In allen anderen Fällen ist die Nachverklarung 
unstatthaft, und kann eine Vernehmung der noch zugänglichen 
Schiffsleute nur als Zeugen stattfinden, und zwar sowohl wenn 
ein Rechtsstreit Veranlassung zur Vervollständigung der Verklarung 
giebt, als auch mit Rücksicht auf einen künftigen Rechtsstreit^ in 
welchem letzteren Falle die Schiffsleute in Form einer Zeugenver- 
nehmung zum ewigen Gedächtniss abzuhören sind (s. R.Civ.Pr.O. 
§ 447; vgl. überhaupt Oropp in Heises und seinen juristischen 
Abh. I S. 96 ff., bes. S. 99 f.). Die mecklenburg-schwerinische 
Einführ .-Verordn. § 59 bestimmt: 

— Ist die Verklarung mangelhaft oder dunkel ^ so die su- 
ständifie Behörde ^ heisiehungswei^e das zuständige Gericht hefugt, 
eine NachverMarung m veranstalten. Die Beweiskraft der letzteren 
unterliegt der richterlichen Beurtheilung. 

Der erste dieser Sätze ist heutzutage (nach Erhebung des 
H.G.B, zum Reichsgesetz) nur für den Fall zu verstehen, wo die 
eben angegebenen Vorbedingungen vorhanden sind. Der zweite 
Satz ist nach Aufhebung des Art. 494 H.Ö.B. und in Gemässheit 
des § 259 R.Civ.Pr.O. selbstverständlich. 

5. Wenn dem Schiffer aufgegeben wird, bei Ablegung der 
Verklarung wenigstens eine genügende Anzahl von Schiffs- 
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leuten zu stellen, so ist darunter weder zu verstehen eine Zahl, 
die dem Schiffer selbst genügend zu sein scheint, noch eine Zahl, 
welche der bei der Verklarung mitwirkende Beamte für genügend 
erklärt, sondern eine solche, die der über die Gültigkeit der Ver- 
klarung erkennende Richter unter Berüclvsichtigung der obwalten- 
den Umstände für ausreichend erachtet Die Regel ist daher die, 
da88 alle Schifialeute zu stellen sind. Von dieser Regel kann nur 
aus einem genügenden Gnmde abgewichen werden. Und ein 
solcher wfirae zu finden sein in der sehr grossen Anzahl der 
Schiifsleute, oder darin, dass einige derselben zur Zeit des in Rede 
stehenden Unfalls noch nicht an Bord des Schiffs sich befanden 
oder das iSchiflf vor der Verklarung verlassen hatten, ohne dass 
der Schiffer die Möglichkeit hatte, ihre Gestellung herbeizufülireu 
(Prot. IV S. 1815—1817, VIII IS. 3757). Die Schiffsleute sind 
übrigens verpflichtet, bei der Verklarung mitzuwirken, und es 
können dieselben daher auch vor abgelegter Verklarung nicht ihre 
Entlassung fordern (Seemanns-O. § 55). 

6. Der letzte Absatz des Artikels legt dem an die Stelle 
des Kapitäns tretenden Schiffsoffizier die Berechtigung 
imd Verpflichtung zur Ablegong einer Verklarung nicht hinsicht- 
lich der Unglücksfälle auf, die sich ereignet haben, während er das 
Kommando auf dem Schiffe führte — denn das versteht sich von 
selbst; sondern hinsichtlich derer, welche während der Führung 
des Schiffers selbst eingetreten sind (Prot. IV S. 1876). Die meck- 
lenburg-schwerinische Eiril'ühr.- Verordnung (§ 59) dehnte die Ver- 
pflichtung und die Berechtigung zur Bewirkung der Verklarung even- 
tuell auch auf die übrigen SchifFsleute (soweit diese dazu im Stande) 
aus. Doch besteht diese Vorschrift als im Widerspruch mit dem 
H.0.B. stehend nach § 2 des Reichsgesetzes yom 5. Juni 1869 
nicht mehr za Recht 

Art. 491. 

Die Verklarung mttss einen Bericht über die erliebliclien Be- 
gehenheifen der Beise, nammtlich eine vollständige und deutliche Er- 
zühlum/ der erlittenen Unfälle, unter Angahe der zur Äbtvendung 
oder Verringerung der NachtJieile angewendeten Mittel enthalten. 

Art. 493. 

M Gebiete dieses QesetglmchB nms die Verklarung, unter Vor' 
legung des Journals und eines Vergeiehmsses dtter Personen der 
Schiffsbesatzung, hei dem zuständigen Gericht angemeldet werden. 

Das Gericht hat nach Eingang der Anmeldung so bald als Ihm- 
Ikh die Verklarung aufzunehmen. 

Der dazu anberaumte Termin wird in geeigneter Weise öffent- 
Vidi bekannt gemacht^ insofern die Umstände einen solchen Aujent- 
Mt gestatten. 



Digitized by Google 



126 



Dritter Titel 



Die Interessenten von Schiff und Ladung, sotcie die etwa sonst 
hei dem Unfälle Bcilieiligtmi sind berechtigt, selbst oder durch Ver- 
treter der Ablegung der Verhlarung beizuivohneti. 

Die VerMnnmg geschieht auf Grundlage des Journals. Kann 
das geführte Journal nicht beigebracht werden, oder ist ein Journal 
nicht geführt (Art. 489), so ist der Grund hiervon anzugeben. 

1. Das Gesetz trifl't nur hinsichtlich der im Inlande abzu- 
legenden Verklarungen Bestimmungen. Hinsichtlich des Aus- 
landes ist maassgebend das Hecht des Ortes, wo die Verklarung 
abgelegt wird. Die Anwendung des Satzes locus regit actum hier- 
aut' ist nämlich vollkommen zutreflPend (Prot. IV 1819; Erk. des 
hamb. Oberger. vom 1. Nov. 1861 in Seebohms Samml. Nr. 202 
S. 618; £rk. des hamb. Handel^er. yom 22. Dez. 1873 in der 
hamb. HanddBger.-Zeit. von 1874 Nr. 28 S. 218), und es ist 
verkehrt; dies mit Rücksicht darauf für zweifelhaft zu halten, dass 
die Verklarungen ^^wesentlich als Beweismittel in Frage'' kämen 
und ans diesem Grunde für deren Form ;,die Prozessgesetze des 
erkennenden Gerichts maassgebend seien (vgl. Prot. S. 1820); wie 
denn die Beobachtung der durch diese Gesetze vorgeschriebenen 
Formen bei Ablegung der Verklarung in der Fremde nicht selten 
geradezu unmöglich sein wird (Entsch. des Über-Seeamts I S. 437; 
vgl. Eutsch. des K.O.H.G. XIX S. 100 f.). Dem entsprechend be- 
stimmt auch die mecklenburg- schwerinische Einführ ungs - Verord- 
nung § 59: 

Im Auslande, ausserhalb des Gebietes des H.G.B., ist die Ver- 
klarung vor der zu ihrer Aufnahme zuständigen Behörde nach den 
daselbst bestehenden Gesetzen und Gewohnheiten zu beschaffen. — 

Wenn daher nach den Gesetzen des Auslandes Verklarungen 
von Notaren oder anderen Personen aufzunehmen sind, so sind die 
von einer solchen Person aufgenommenen auch vor dem inländi- 
schen Gericht für gültig und vollbeweisend anzusehen (Entsch. des 
O.A.G. zu Lübeck vom 30. Dez. 1867 in Kierulffs Samml. Iii 
S. 1010). Das Reichskonsulats-Gesetz vom 8. Nov. 1867 gewährt 
den (auch nicht zur Abh5rung von Zeugen und zm: Abnamne von 
£iden ermächtigten) Reichskonsuln die Befugniss, Verklarungen auf- 
zunehmen. Daher sind derartige von einem Reichskonsul auf- 
genommene Verklarungen von &D. deutschen Gerichten gleichfalls 
stets als gültig anzuerkennen, vorausgesetzt ^ dass auf dieselben im 
Verhältniss von deutschen Reichsangehörigen zu deutsehen Keichs- 
angehörigen rckurrirt wird 36; Dieustinstr. f. die Konsuln des 
Reichs v. 6. Juni 1871). 

2. ZuständigesGe rieht zur Aufnahme von Verklarungen ist 
heutzutage in Preussen das Amtss^ericht (Ausfülir.-Ges. zum R.G.V.G. 
vom 24. April 1878 25 Zitf. 2; vgl. Keyssner in Gold- 
schmidts Zeitschr. XXV S. 523). Ebenso in Mecklenburg (arg. 
des Art. 3 D. H.G.B., des ^ 59 der Einführ.- Verordn. zu diesem 
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und des § 63 der Ausfiihr.-Veiordn. zum K.G.V.G. vom 17. Mai 
1879; vgl. Keyssner JS. 537), in Oldenburg (Einführ.-Ges. zum 
ß.G.V.G. vom 10. April 1879 Art 5 N. 6 u. 7) , in Labeok 

S8. Keyssner S. 541 Note 340) und Bremen (s. Kejssner 
542; vgl. Eänfdhr.-Verordn. § 42). In Hamburg ist das Land- 
gericht kompetent, welches dazu ein einzelnes Mitglied deputirt, in 
den Landherrschaiten Ritzebüttel und Berffedorf jedoch das Amts- 
ericht (Ges., betr. die nichtstreitige Gericntsb., vom 25. Juli 1879 
5; 8. Keyssner S, 543). 

3. Die Verklarung muss unter Vorlegung des Journals 
angemeldet werden. Hinsichtlich dieser Vorlegung schreibt die 
mecklenb.-schwerin. Einführ.-Verordn. § 58 vor: 

Ber Schiffh' hat das Journal sofort nach der AnJamft im Be- 
stimmungshafen oder nach der Anhinfi in einem Hafen, in welchem 
€r SU einer Verklarung verbunden ist, Art. 490 des H.G.B., und 
mar in eineni inländischen Hafen der OrUohrigheit , in einem aiw- 
lonäisehm Bafen dem meekleiüniiraisehen Konsil oder dessen Stell' 
Vertreter^ m deren Ermangeimg der dortigen Hafenbehörde eur Ff- 
sirung vorzulegen ^) ; 

und das hamb. £in£tUir.-Ge8. § 48 bestimmt: 

IHe NidUbefolgung des § 6 der Verordnung für Schiffer und 
Sdnffsvolk vom Mörz 1/86^ hraft welcher der Schiffer das Jour- 
nal innerhalb 24 Stunden nach der Anhunft im hamhurgi sehen Hafen 
dem Bchiffsregistrator einzureichen hat, wird mit einer Geldbusse bis 
SU 50 Beichsthalem belegt. Hat de)- Schiffer einen SchiffsmäJcler 
oder einest sonstigen Agenten zur Bedienung des Schiffs angenommen, 
so trifft diesen die vorgedachte Strafe. Der Schiffer bleibt jedoch 
für die Zahlung sfahigJceit dcf^^clhm verantwortlich. Die Entscheidung 
über die Strafe steht dem Handelsgerichte zu. In Bifzehüttel ist das 
Journal in gleicher Weise und unter gleicher Strafandrohung dem 
Amtsrichter ewmireidten, 

4. Ausser dem Journal ist ein Verzeichniss aller Personen 
äet Scbiffisbesatzung; namentlich die Husterrolle einzurdchen, in- 
dem der Richter, welcher ausser den vom Schiffer gestalten auch 
noch die tlbrigen Personen der Schiffsbesatzung vernehmen darf, 
wissen mu3S| welche Personen zu derselben gädren (Prot. VIII 
S. 3762 f.). 

5. Die wirkliche A b 1 e g u n g d er Verklar ung, im Gegen- 
satz zur Anmeldung ist von Seiten des Gerichts mögliclist zu be- 
schleunigen, ohne dass damit gesagt sein soll, dass „unbedingt und 
in allen Fällen sogleich nach der Anmeldung des Schiffers und 
der Uebergabe des Journals mit der Aufnahme der Verklarung 



1) Heutzutage würde der Schiffer das Journal zur Visirung vorzulegen 
haben: in einem mecklenburgischen I Taten der Ortsobrigkeit, in einem sonstigen 
Hafen des Deutseben Rei(bs der Ilatenbehörde, in einem ausserdeutschen Hafen 
dem deutschen Konsul, in Ermangelung eines solchen ebenfalls der Uaten- 
bebftide. ^ 
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vorgeschritten werden müsse". Vielmehr sollen „Verzögerungen, 
welche durch die Natur der Sache geboten*' sind, dadurch nicht 
für unstatthaft erklärt werden (Prot. IV S. 1832). 

6. Wenn es heisst, die Verkkrung soll auf Grundlage 
des Journals geschehen, so ist das nicht so zu verstehen, als 
ob dieselbe stets genau mit dem Inhalte des letzteren überein- 
stimmen müsse. Es können vielmehr Umstände , die zur Aufklä- 
rung des Sachverhaltes dienen, in die Verklarung aufgenommen 
werden, auch wenn sie sich nicht im Journal finden, es kann die 
irrthümliche Darstellung eines Vorfalls im Journal in der Verkla- 
rung berichtigt werden, nur muss stets die Abweichung des In- 
haltes der Verklarung von dem des Journals hervorgehoben und 
motivirt werden. Es muss also die Verklarung nur stets von der 
Darstellung des Journals ausgehen und auf £ese Bezug nehmen. 
Auch dient das Journal dem die Verklarung aufnehmenden Be- 
amten zur Kontrole der Richtigkeit der Angaben des Schiffers 
(Prot. IV S. 1823). 

7. Der Abs. 4 gewährt sämmtlichen bei dem Unfall eines 
Schiffs betheiligten Personen — ausser den Interessenten an Schiff 
und Ladung noch den Hülfsieuten, Bergern, LootRen, Angesogel- 
ten — das Recht, durch Fragen auf eine wahrheitsgetreue Dar- 
stellung des iSachvcrhaltes hinzuwirken. Es sind denigeniäss die 
Betheiligten in der Lage, ihre eigenen Interessen zu wahren. Zu- 
gleich kann dadurch der unbegründeten Geltendmachung von Ha- 
variegrosse-Ansprüchen voi^beugt werden (Prot IV S. 1827, VIII 
S. 3762). 

Art 49a. 

Der Richter ist befugt ^ ausser den gestellten noch andere Fer- 
sonen der Schiffsbesatzung, deren Äbhörung er angemessen findet, zu 
vemehmm. Et kam ewn 2koeck besserer Aufklärung dem Schiffer 
sawoM Otis jeder anderen Person der Sekifflibesaieung geeignete I^agen 
zur Beantwortung vorlegen. 

Der Schiffer und die mgeeogenen übrigen Personen der Schiffs- 
besatzung haben ihre Aussagen m beschwören. 

Die Uber die Verklarung aufgenommene Verhandlung ist in Ur- 
schrift üufzubetvahren und jedem BetheiUgten auf Verlangen beglau- 
bigte Abschrift zu ertheilen. 

1. Die Verklarung ist eine Darlegung des Unfalls durch den 
Schiffer. Die Schiffsleute, welche dieser zu stellen hat und welche, 
wie er selbst, über den Inhalt der gedachten Darstellung vereidigt 
werden, haben, wie in der hamburger Konferenz richtig hervor- 
gehoben wurde, weniger die Bedeutung von Zeugen als von Eides- 
nelfern, welche daher auch nicht die Wahrheit der in der Ver- 
klarung angegebenen Thatsachen zu beschwören haben, sondern 
nur, dass sie keinen Grund fänden, ,,den Aussäen des Schiffers zu 
misstrauen", und dass ihnen „nicht das Gegentheil von dem bekannt 
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sei, was der Schiffer erklärtet (Prot. IV S. 1834 f.). Um aber 
doch nicht die Richtigkeit der Verklarung lediglich dem Gewissen 
des Schiffers anheimzustellen, ist dem Richter das Recht gegeben, 
sowohl die youi Schiffer gestellten, als von diesemi nicht gestell- 
ten Personen der Schiffsbesatzung als Zeugen fiber 
die in der Verklamng angegebenen Thatsachen zu yernehmen 
(Prot. IV S. 1834, 183(5, 1879). Die demselben eingeräumte Be- 
^gniss, auch die vom Kapitän nicht gestellten Personen der Schifls- 
besatzung zu zitiren, ist durchaus nothwendig, da sonst zu be- 
furchten wäre, dass der Richter nur solche Personen zu hören be- 
käme, die zu Gunsten des S c Ii iffers auszusagen bereit sind. Passa- 
giere darf der Richter dagegen nicht vernehmen^). Es war zwar 
ein hierauf bezüglicher Antrag auf der hamburger Konferenz ge- 
stellt, doch wurde derselbe nicht angenommen, weil man darin ein 
bedenkliches Abwei chen Ton dem allgemeinen seerechtlichen Ge- 
brauch fand ^ot Vm S. 3794). 

2. Dass schifPer und Schiibleute ihre Aussagen nur unter den- 
selben Voraussetzungen zu beschwören haben, unter denen die- 
selben im Prozesse einen Eid zu leisten verpflichtet sind, dass also 
z. B. bei einem Mennoniten der Eid durch eine eidesstattliche Ver- 
sicherung ersetzt wird (Prot. IV S. 1826), versteht sich von selbst. 
Auf der anderen Seite wird der Richter solche Personen nicht be- 
eidigen dürfen, die nach den Bestimmungen der Strafgesetze un- 
fähig sind; als Zeugen eidlich vernommen zu werden. 

Art. 494 >). 

Wie Art. 488 ist auch dieser Art. durch §13 des Einfiihr.-Ges. 
zur R.Civ.Pr.O. aufgehoben. Der Richter hat jetzt nach freier 
Ueberzeugung zu ermessen, welche Beweiskraft der Verklarung 
beizulegen ist*). 

Art 495. 

Bechtsgesrhäfiej welche der Schiffer eingehi^ tvährend das Schiff 
m Eemaäahafm skk befindet^ smd für dm JRheder nur dam ver- 

1) Einige Hechte schreiben auch die Vernehmung von Passagieren, soweit 
sie möglich, vor; so französ. Code (de comm. Art. 247: belg. II Art. 37: 
holländ. H.G.B. Art. 384. 

2) Die in Gemässheit Art. 492 und 493 avf genommene Verklarm^ 
liefert vollen Beweis der dadurch beurkundeten Begebenheiten der Heue. 

Jedem Betheiligten hteOt im Proeeese der Gegenbeweis vwhdioUen, 
8). Bas englische Hecht legt absolute Beweiskraft der Yerldarang nicht 
bei; Abbott S. 326 sagt: with ns credit is often (jiven io their covifiit.<^ Inj 
merchants and undericritersj when free /rem. all circumstances qf »uspicion, 
Naeh französ. (Art {S47> imd belg. Itecht (Art. 37) macht jedoch die Ver- 
klarung beim SchiflTbruch vollen Beweis, vorbehaltlich des Gegenbeweises (vgl. auch 
Caumont S. 384 N. 721); nach holländ. (Art. 384) und finnländ. (Art 45) 
l>€i Yerlusten, Schäden und Unfällen überhaupt. 

L«iriB, Seereclit. I. 2. Avfl. 9 
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hindlich^ uenn der Schiffer auf Grund eine}- Vollmacht gehmulelt 
hat, oder wenn ein anderer besonderer VerpfUckiungsgrund vor- 
handen ist. 

Zur Annahme der Schiffsmannschaft ist der Schiffer auch im 

Hcima thsh afm befugt. 

1. Der Schiffar hat den Erwerb durch die Seefahrt für die 
Rheder durch das von ihm geführte Schiff zu vermitteln. Er würde 
dies nicht in vollem Maasse und so, wie es das Interesse der Rheder 
selbst fordert, thun können, wenn er nicht den Kredit der letzteren 
benutzen dürfte, da er die den Khedereibetrieb bildenden Geschäfte 
häufig an Orten zu betreiben hat, welche weit von dem Do- 
mizil der Rheder entfernt sind, und er somit von diesen nicht 
zu jeder Zeit mit den erforderlichen Geldmitteln versehen wer- 
den kann. Das R.R hat nun nicht sowohl aoa diesem Ghrunde — 
denn danach würde euie Verpflichtang des Rheders durch die 
Handlungen des Schiffers nur in demselben Umfange geboten 
werden, in welchem das heutige Recht eine solche zulässt — , son- 
dern mit Rücksicht auf die Personen, welche mit einem Schiffer 
Rechtsgeschäfte abzuschliessen genöthigt und doch nicht immer in 
der Lage sind, die rechtliche Stellung desselben zu übersehen, eine 
Klage gegen den cxcrcitor in allen Fällen zugelassen, in denen der 
magisiei' navis ein Rechtsgeschäft innerhalb des ihm bei der Be- 
stellung eingeräumten Wirkungskreises abgeschlossen hat. In die- 
sem letzteren Umstand Hegt eine Beschränkung des Vertretungs- 
rechts des Schiffers, indem dasselbe nach Maasseabe der Bestellung 
sich nur geltend macht bei den Rechtsgeschäften , die sich aus- 
schliesslich beziehen auf die Beförderung von Passagieren, oder auf 
die von Sachen, oder auf die Befi>rderung von leichten Waaren, 
oder auch von schwerem Ghit, oder auf den Transport von Per- 
sonen oder Sachen zwischen bestimmten Häfen (L. 1 § 12 De 
exercit. act. 14, J). Innerhalb des ihm eingeräumten Wirkungs- 
kreises lässt das R.R. aber stets den Rheder durch den Schiffer 
verpflichtet werden, mag das Geschäft in der Heimath des Schiflfs 
resp. am Domizil des Rheders, oder aber in der Fremde ab- 

Seschlosseu sein. Das spätere Recht, und zwar bereits das Recht 
es Mittelalters hat die Vertretungsbefugnisse des Sddffers nicht 
weiter ausgedehnt, als es das Interesse des Rheders selbst fordert 
£s hat dieselben daher zessiren lassen da, wo die Rheder die An- 
Seltenheiten des Schiflfs selbst zu besorgen im Stande sind, so 
lange der Schiffer seiner Rheder „mächtig" ist. (Vgl. Cropp 
in iteises und seinen jur. Abh. I S. 465). Während aber dieser 
Grundsatz genügend für das Interesse der Rheder sorgte, nalim 
er nicht in gleicher Weise die Interessen derer wahr, welche mit 
dem Schiffer Geschäfte abschlössen, weil diesen zugemuthet wurde, 
stets sich zu vergewissern, ob es dem Kapitän möglich wäre, sich 
mit Instruktion vom Rheder versehen zu lassen. Das H.G.B, hat 
demgemäss diesen Funkt genauer präzisirt, indem es die in Rede 
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stehende Möglichkeit für die Zeit annahm, wo das Schift' sich in 
seinem Heimathshafen (vgl. die zum Art. 448 zitirten Einführungs- 
geaetze) befindet, ohne Rücksicht darauf, ob die Kheder, oder ein- 
zelne derselben, hier auch ihr Domizil haben 



1) Eben dieselbeii BeBtimmangen, wie im D.H.G.B., finden sich im schwe- 
dischen Seeges. (§ 41) und im finnländischen Seegös. (§ 33); wennschon 
letzteres (§ 35) hinsichtlich der Annahme der Mannschaft denselben Grundsatz, 
wie der Code de comm. aufstellt. Der französische Cod« de eomm. und die 
ihm nacfagdbfldeten Gesetze stellen der Fremde gegenüber den Anfgithaltsort des 
Ikheders, resp. seines Bevollmächtigten, (le Heu de la demeure des propi-vHaires 
QU de lewra /onde« de poitvoir: ^anz. Code — loreque les propriilaires u.s. w. 
$otU 9ur le$ iiem: belg. Code — woonjtlaats van den eigenaart hollftnd. 
H.6.B.). Hier soU der Schiffer ohne Spezialvollmacht des Rheders oder seines 
Bevollmächtigten keine Rechtshandlungen behufe Ausbesserung, Ausrüstung, Ver- 
frachtung des Schiffs vornehmen, noch Gelder zu diesem Zweck auf das Schiff 
anfiiehmen (franz. Code de comm. Art. 232; belg. Code de comm,ll Art 22; 
holländ. II.G.B. Art. 371). Auch die Annahme der Mannschaft muss von ihm 
daselbst im Einvernehmen mit den lihedern erfolgen (franz. Code Art. 223; 
belg. Art. 14; holländ. H.G.B. Art. 343). In Frankreich gehen indess die 
Ansichten darüber, welche Bedeutung den Bestimmungen des Code beizulegen, 
aus einander. Die Einen halten die Ermächtigung resp. Zustimmung des Rheders 
in den angegebenen Fällen nur lilr wesentlich, soweit das \erhältniss des 
Schiffers zum J Uieder in Fhige steht ; Andere machen aneh die Gültigkeit des 
Geschäfts dem Dritten gegenüber davon abhängig. Erstere Ansicht ist die hen> 
sehende. Der Dritte, welcher mit dem nicht vom Rheder dazu autorisirten 
Schiffer ein Geschäft cier in Rede stehenden Art einging, kann den Rheder dar- 
aus in Anspmdi nehmen, yorausgesetst, dass er nieot selbst in mala fide war, 
d. h. dass ihm die Anwesenheit des Rheders am Orte des Kontraktschlusses resp. 
der Mangel einer Ermächtigung oder des Konsenses nicht bekannt war. Vgl. 
Cresp-Laurin 1 S. 57 0—575), 11 ö. 24— 2Ö; Desjardins 11 ö. 276—279, 
S. 292—301. In Betreff des BodmeieigeschAftB bestimmt jedoch der Art. d2I 
Code, de comvi.: Un cmpi'itnt ä la fjrosne Jait par le ciipitaine dons le lieu de 
la demeure des j)roprietaire8 du navire, eam leur autorisalion authentique ou 
leur intervention dana Vacte^ ne donne Option et privilige que sur la porUon 

S\€ le capiiaine peut aooir au navire et au frei. Und hier ist die herrschende 
einung (abweichend von der Behandlung anderer Verträge) für die Nichtigkeit 
des Geschäfts überhaupt, und nur wenige Juristen, wiePardessus (IHN. 911), 
Cresp und Lan^rin (Ii 8. 242 f.) meinen, dass dasselbe zwar der dinglichen 
Wirkung, nicht aber auch der persönlichen entbehre, vorausgesetzt, dass der 
Bodmereigeber (und nach Cresp auch der Schiffer) in bona ßde war. Das 
englische Recht macht in allen Fällen, wo the munter or hin agent in at the 
ffoH of the »hip*« anchorage or so near to it ae to be retuonaMy expeeted to 
interfere pereoitalli/, die Haftung des Rheders aus den vom Schiffer eingegangenen 
Rechtsgeschäften von der special authoräy jenes abhängig. Bei der trage aber, 
ob ein persönliches Eingreifen des Rheders vernünftiger AVeise abgewartet werden 
kann, kommt nicht nur die Entfernung, sondern anäi die DringUchkeit der An- 
gelegenheit in Betracht; and ihat is eutirehi a question for the jury. Vgl. 
Abbott S. 91 ff., bes. S. 97 fLi Maclachlau S. 141 ffl, S. 150 ff. (fUe opiniou 
whUih very generally prevaüea at one time, that the maeter ha-s uo authoräy 
to hijpothecate the ship in a port of the same country in vliic/'i the otoners are 
resident, hotcerer it may have arinen, is not sustained Oy the principles of 
Our law.) Die bchiffsieute werden vom iSchiffer angenommen (vgl. Merchaut 
Shipping Act TOB 1854 eect 149); nur bd Schiffen der Kttsten&hrt kann, wenn 
deren mehrere Einem Rheder gehören, die Anheuerung der Schiffsleute auch er- 
folgen durch den Mheder f/>!/ the owner instead of öu the uiaster), wie als- 
dann auch die Schiösleute kontraktlich verpflichtet werden können, auif zwei oder 

9* 
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2. Ob und in welcher Weise der Rheder aus Rechtsgeschäften 
haftet, die der Schiffer im Heiiuathshafen, ohne dazu bevollmächtigt 
zu sein, abgeschlossen hat, ist lediglich nach den allgemeinen Grund- 
sätzen der negotiorum gestio und der in rem versio zu be- 
urthdlen (Prot IV S. 1883—1885). Tritt hiernach Haftung ein, 
so ist sie natürlich eben so wenig, wie bei der Vollmacht auf Sdbiff 
und Fracht bescl^ränkt. 

3. Dass von der Regel des Art. 495 eine Ausnahme mit Bück- 
sicht auf die Annahme der Schiffsmannschaft gemacht 
wird, erklärt sich daraus, dass der Erfolg einer Seereise zum grossen 
Theil davon abhängt, dass der Kapitän sich auf seine Leute voll- 
ständig verlassen kann. Daher muss ihm bei der Annahme der- 
selben auch unbedingt freie Hand gelassen werden. Auf Dampf- 
schiffen pflegt jedoch der Rheder selbst den ersten Ingenieur 
anzustellen, der seinerseits wieder das bei der Maschine beschäftigte 
Personal» Maschinisten, Maschinist-Assistenten, Heizer, Feuerleute 
annimmt Auf diese Personen ist daher das in Bede stehende 
Becht des Schiffers — wie dies der Ausdruck „Schifismannsohaft'' 
zeigt — nicht anseudehnen. Der Abs. 2 des Artikels hat übrigens 
nur die Bedeutung, dass die von Seiten des Schiffers allein vor- 
genommene Anstellung der Schiffsmannschaft unter allen Umständen 
eine legale ist, welche der Rheder anzuerkennen und für sich 
gelten zu lassen hat. Es ist damit nicht ausgedrückt, dass die 
Annahme der Schiffsmannschaft ausschliesslich Sache des Kapitäns 
sei, welcher eine Mitwirkung des Rheders dabei nicht zu dulden 
brauche. Der preussische Entwurf (Art. 440) enthielt eine der- 
artige Vorschrift, welche man jedoch auf der hambarger Konferems 
ftr bedenklich hielt und deshalb beseitigte (Prot IV S. 1964 £). 
Der Schiffer wird daher nicht nnr den Protest des Bheders geeen 
die Anstellung eines Schiffsmannes za beachten, sondern auch den 
direkten Anweisungen desselben, den einen und den anderen See- 
mann anzunehmen, Folge zu leisten haben. Diese Pflicht ergiebt 
sich aus dem Dienstverhältniss, in dem sich der Schiffer zum Rheder 
befindet. Ist der Schiffsmann von der Beschaffenheit, dass der 
Schiffer von seiner Annahme eine Ge^rdung des Schi£k zu 



noch mehreren Sdiiffen Dienste zu leisten (Merchant Shipping Act yon 1854 
sect 156). Das spanische H.G.B, autorisirt den Schiffer zur Verfrachtung des 
SchiffSi wenn die llheder nicht anwesend sind (Art. 641), und lässt Yerbodinang 
▼on Sehiff und Zubehör am AufentlialtBorle des Bheders oder dessen Eoirespon- 
denten nur durdl dessen Oenehmigung p^tig werden (Art. '^2'-)). Die Mannschaft 
wird vom Rheder angenommen, dem der Kapitän die geeigneten Personen Yor- 
zuschiagen hat (Art. 639). Auch das norwegische Seeges. § 41 gestattet dem 
äddffer, am Aufenthaltsorte des Rheders oder seiiies StellTertreters nur anf 
Grund einer Vollmacht Frachtverträge abzuschliessen. Dass das Gesetz von 
einer solchen Vollmacht die Gültigkeit des Vertrages abhängig macht, geht dar- 
aus hervor, dass der vom Schiffer an einem anderen Orte emgegangene Fracht* 
kontrakt Ar gOltig erklärt wird, selbst wenn derselbe seine VoUinauit überschritten 
hatte, vorausgesetzt, dass der Befrachter nicht In viala ßde war. Die Annahme 
der Mannschaft wird dem Schiffer ganz unbeschränkt gestattet (§ 10). 
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fürchten hat, so würde derselbe sich dieser Anordnung des Rheders 
eben so wenig, wie jeder anderen, die ihm eine Pflichtverletzung 
zumuthete, za iiigen haben (vgl. oben S. 109). Hat er sich aber 
einen solchen SehiflBmann vom Rheder aufdrängen lassen^ so haftet 
er gemäss Art 479 auch f^r den auf dessen ungeeignete Be- 
schaffenheit zurückzuführenden Schaden, nur üreUich^ wenn er pro- 
testirt hat; nicht dem Rheder selbst gegenüber. 

Art. 496. 

Befindet sich das Schiff ausserhalb des Heimaihshafens j so ist 
der Schiffer Dritten gegenäher kraft seiner Anstellung befugt, für den 
Eheder alle Geschäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, ivelche 
die AusrMung, Bemanmmg^ Vefj9r<nfiaiHHntng und Erhaltung des 
Sdiiffs, sowie 4berhaiupt die Amßhrmg der Meise mnii sich Mngen, 

Diese Befitgniss erstreckt sid^ mtd^ auf die Eingehung von 
Frachtverträgen; sie erstreckt sich ferner auf die Anstellung von 
Klagen^ wekhe sich auf den Wirkungskreis des Schmers heMwn, 

1. Der Artikel stimmt mit . dem früheren gemeinen Seereoht, 
wie es in Theorie und Praxis zum Ausdruck gekommen, überein i). 
Der Schiffer erscheint hiemach (ausserhalb des Heimathshafens) 
ab der rechtmässige Vertreter des Eheders in Betreff alles des- 
jenigen, was in den Angelegenheiten des Schiffs und für den Zweck 
der Frachtübernahme auszuführen ist (Cropp in Heises und 
seinen jur. Abh. I S. 465; Seufferts Archiv XII Nr. 292). 

2. Die Vertretungsbeiugniss des Schiffers beginnt, sobald sich 
das Schiff ausserhalb des Heimathshafens befindet, ohne 
Rücksicht darauf, ob dasselbe in einem Hafen liegt, in welchem 
einer der Rheder selbst wohnt oder eine Handelsniederlassung hat, 
oder sogar die Rhederei durch einen Bevollmächtigten yertreten 
ist; ohne Rücksicht natürlich auch darauf, ob der Schiffer ^,in der 
Ausföhrung einer bestimmten Frachtreise begriffen'^ oder erst aus- 
gefahren ist, „um Fracht zu suchen'^ (Prot VIU S. 4474). 



1) Mit den bei dem vorigen Art. (S. 131 f. Note 1) bereits angegebenen Mo- 
difikationen gelten in den fremden Rechten fast durchweg dieselben Grundsätze, 
fiegelmässig wird in den firemden Gesetzen die Vertretungsbefugniss des Schiffers 
erstreckt auf alles, was sich auf dus Schiff und das Unternehmen bezieht ((pd 
est relatif au navire et ä Vex^iäUwn: franz. Code de comm. Art 216 
Abs. 1; ebenso belg. (hde de eomm. H Art 7 At». 1; hollftnd. H.O.B. 
Art. 821 Abs. 1; italien. H.6.6. Art. 482 Abs. 1). Aehnlich die englischen 
Schriftsteller (relative to the umnl employment of the ship) ; s. A b b o 1 1 S. 83 f. ; 
Maclachlan S. 114, S. 131. Das finnländ. Seeges. (Art. 33) erklärt für den 
Bheder f&r bindend die Rechtsgeschäfte, welche der Kapitftn Innerhalb der seiner 
Stellung entsprechenden Grenzen eingeht, d. h. solche, welche die Schiffer für 
die Rheder einzugehen ptiegen; das spanische H.G.B. (Art. fi21) Verbindlich- 
keiten, die der Schiffer kontrahirt, um das Schiff zu repariren, auszurüsten, zu 
Terproviantiren. Auch Frachtverträge darf nach diesem OeBetz der Schiffer ein* 
gehen, wobei ihm allerdings Einhaltung seiner Instruktionen zur Pflicht gemacht 
(Art. 641), aber hiervon die bindende Kralt des Frachtvertrags selbst nicht ab- 
h&ngig gemacht wird (Art 750). 
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3. Die Rechtsakte, zu denen der Schiffer für legitimirt 
erklärt wird, sind durchweg solche, ohne die sich ein Frachtver- 
kehr und demgemäss PVachtverdienst nicht denken lässt. Hierbei 
wird aber die Gültigkeit des Geschäfts zu Gunsten des Dritten 
dadurch nicht bedingt, dass das konkrete Geschäft nothwendig vor- 
genonunen werden mosste: es ist vielmehr auch gültig, wenn der 
SchifFer dasselbe nur aus ZwecJnniissigkeitsrücksiehten 

hat (Prot. VIII S. 3767). Auch sind es nicht nur die „immer 
wiederkehrenden, alltäglichen^' Geschäfte, sondern in gleicher Weise 
die „seltener vorkommenden", durch besondere Ereignisse hervor- 
gerufenen (Prot. IV S» 1890); wie z. B. eine Vereinbarung über 
Berge- oder Hülfslohn (Entsch. des R.O.H.G. IX Nr. lOG 
S. 308 ff.), das Eingehen eines Bodmereivertrages. Dagegen sind 
es nur Geschäfte, welche das Schiff für den Frachtverkehr ge- 
schickt machen sollen, und keineswegs alle Geschäfte, welche ia 
den Frachtverkehr hineinschlagen. So ist der Schiffer z. B. durch- 
aus nicht ermächtigt, fär Reänung des Rheders Waaren anzu- 
kaufen, um sie nach anderen Plätzen zu verladen (Prot IV 
S. 1896). 

4. Aus der Befugniss zur Eingehung von Frachtkontrakten 

geht hervor die Befugniss zu allen Handlungen, welche 
die regelmässige Folge eines Frachtvertrages sind; so 
namentlich zur Empfangnahme von Frachtgeldern (einschliesslich 
der Ueberliegegelder) Wird dem Schiffer zu viel Fracht gezahlt, 
so haftet für die Rückgabe dieses Indebitums nicht blos er selbst 
persönlich, sondern auch der Rheder, vorausgesetzt, dasb das Geld 
diesem ausbezahlt oder zu Schiffszwecken verwendet ist. Denn 
wenn der Rheder, nachdem ihm aus der Schiffisredmung die Quelle 
des Geldes bekannt geworden, nicht die Rftckzahlung desselben 
veranlasst, so Hegt darin eine Ratihabition , woraus seine Haftung 
folgt (i. 14 de Cond. ca. da. 12, 4; L,6 §1,§2 De cond, ind. 12, 6). 
Eben so würde der SchifFer berechtigt und verpflichtet sein, aus 
dem ihm untergebenen Vermögen der Rhederei das Indebitum zu- 
rückzuzahlen; denn da der Rheder nicht will, dass der Schiffer 
mehr als die geschuldete* Fracht einziehe , so liegt in dem diesem 
ertheilten generellen Auftrage des ersteren, ihn in allen Schiffs- 
anlegenheiten zu vertreten, auch der „die in seiner Eigenschaft 
als Schiffer irrthündich zu viel empfangene Fracht in eben dieser 
E^nsohafl zurückzuzahlen'' ^ntBcn. cfos O.A.G*. zu Lübeck vom 
18. Januar 1870 in Kierulfs SammL VI S. 10 ff.). Dagegen ist der 
Schiffer nicht legitimirt zur Vornahme solcher Handlungen, die nur 
zufälliger Weise mit dem Frachtvertrage in Verbindung stehen. 
So nicht zur Versicherung der Frachtgelder und Havariegelder. 



1) Diese BeftigiiiBS geht auch dannis hervor, dsn der Sehifc das Kon- 

noBsement zu zeichnen hat (Art. 644X und die Gftter an den Destinat&r nur gegen 
Zurückgabe des Konnossements (wenigstens Eines quittirten Exemplars: Art 652) 
und gegen Zahlung der Fracht (Art. bl5) auszuliefern sind. 
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Auf der hamburger Konferenz wurde allerdings der Vorschlag 
gemacht, demselben diese Befugniss ausdrücklich beizulegen. 
Doch fand man eine solche Bestimmung bedenklich (Prot. IV 
t>. 188G f.) Ferner geht aus der Befugniss des Schiffers zur 
Eingehung von FrachtirertrSgen niolit dB» &6ht henror, einen vom 
Bhäer geschlossenen Fraenticontrakt zu annulluren oder zu ver- 
ändern, insbesondere die zwischen dem Befrachter und dem Rheder 
vereinbarte Fracht herabzosetzeni eine Veränderung der von diesem 
festgesetzten Keise zn bewilligen, Güter frachtfrei anzunehmen 
(Erk. des hamburger Handelsffer. vom 3. Juli 1851 in Ullrichs 
Samml. I Nr. 27 S. 71 und vom 23. Oktober 1851, ebendas. 
Nr. 36 8. 86; Entscli. des O.A.G. zu Lübeck vom 21. Februar 
1857 in Seufferts Archiv XII Nr. 292). Nur wenn die Auf- 
hebung oder Veränderung eines Frachtvertrages zur Erhaltung des 
Schiffs erforderlich wäre, würde der iSchiüer dazu berechtigt sein, 
demgemäas zum Rficktritt von emem solchen Vertrage ans einem 
der Grande des Art 681 H.G.B. 

5. Klagen ansteUen kann der Schiffer nicht blos aus solcHen 
Be<^htsgeschärten, welche er selbst, sondern auch aus solchen^ die 
der Rheder eingegangen ist (z. B. in Betreff der Fracht aus einem 
vom Rheder geschlossenen Frachtkontrakt). Ja diese Befugniss be- 
BChränkt sich nicht auf Rechtsgeschäfte, sondern erstreckt sich 
auf alle möglichen anderen Fälle, z. B. auf Ansegelungssachen 
(Prot. VIII S. 3784 f.). Natürlich ist der Rheder in den Fällen, 
in welchen der Schiffer zu seiner Vertretung vor Gericht ermäch- 
tigt ist, von der Theilnahme am Prozesse nicht ausgeschlossen 
(Prot IV 8. 1911). 

Der Artikel enthält Bestimmungen nur in Betreff der Aktiv- 
legitimation des Schiffers zur Vertretung des Rheders im Prozess. 
Passivlegitimation hat derselbe nicht in gleichem Umfange. Diese 
ist vielmehr auf die Fälle zu beschränken, in denen sie vom Ge- 
setz ausdrücklich anerkannt ist, wie im Art. 697 und Art. 764. 
Auf der hamburger Konferenz war Seitens des Referenten der Antrag 
gestellt, unter die von der Befugniss des Schiffers zur Vertretuncj 
des Rheders handelnden Bestimmungen auch den Satz (^Frot. IV 
S. 1894, vgl. S. 1909 ff.) aufzunehmen: 

Der Sch'ffsr/Iäubigery tvelcher gegen den liheder einen Anspruch 
verfolgt^ um aus Schiff und Fracht sich zu befriedigen, kann den 
Schiffer belangen, so lange dieser das Schiff führt. Ein auf diesem 
Wege gegen den Schiffer erwirktes JErkenniniss wird gegen den BJieder 
in Schiff und Fracht vollstreckt, 

1) Die verschiedmeD Bidhlmigeii, die in dieser Hinsicht auf der hamburger 
Konferenz hervortraten, waren auch schon früher in der Praxis vorhanden, 
hl dem m Ullrichs Samml. I l^r. 129 S. 189 f. abgedruckten Fall erklärte 
das hsBilrannr Handebgerieht den Kapitän ali Bolchen sor Yenkbening 
dar BVaeht mebt lllr beingfei daa Obeq^oncht dagegen legte ihm diese fiefbg* 
iiisB bei. 

2) Ebenso Abbott S. 89; Maclachlan S. 188. 
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Als nun aber der „von den Schiffsgläubigern" handelnde 
Titel 11 des preussischen Entwurfs durch die Konferenz eine voll- 
ständige Umgestaltung erfuhr, und dabei auch der den Inhalt des 
Art. 764 H.Gr.B. bildende Grundsatz aufgestellt ward, wurde die 
eben angeflüurte Bestimmung, als hierdnrca voUBtändig ersetzt; ge- 
strichen (Prot. VI S. 2927—2929). Handelt es sich also um An- 
sprüche, aus denen der Rheder persönlich haftet, so ist der E&pitän 
nicht passiv zur Vertretung des Khedera legitimirt und es würde 
daher ein gegen den ersteren ergangenes Erkenntniss gegen die 
fortune (h' ierre des Rheders nicht vollstreckbar sein (Prot. VIII 
S. 4173). Es darf also z. B. eine Klage auf Rückzahlung zu viel 
empfangener Fracht nicht gegen den SchiflPer angestellt werden. 
Und eben so wenig werden die SchifFsIeute sich auf ein den Schiffer 
verurth eilendes Erkenntniss stützen dürfen, wenn sie Exekution 
„in das der See nicht anvertraute Vermögen des Rheders'' be- 
antragen (£brk. des hambniger Handelsger. vom 6. Dezember 1878, 
11. April 1874, 11. Mai 1874 in der namhurger Handelcfger.-Zeit 
von 1874 Nr, 186). 

kxL 497. 

Zur Aufnahme von Darlehen^ zur Einf/ehung von Käufen auf 
Borg^ sotvie zum Abschlüsse ähnlicher Kreditgeschäfte ist jedoch der 
Schiffer nur dann befugt, wenn es zur Erhaltung des Schiffs oder zur 
Ausführung der Eeise nothwendig und nur insoweit , als es zur Be- 



1) Wie Koch, Kommentar Note 12 zu Art. 455, der im Uebrigen di^lbe 
Ansicht vertritt, dazu kommt, eine Ausnahme zu statuiren bei Rekonventionen 
in den Fällen, in denen der Schiffer nach ^Vrt. 496 Abs. 2 zur Anstellung der 
Klage legitimvt ist, ist mir nicht erBichtlich. Eben so wenig ist die Ansicht 
EhrenbergB (beschränkte Haftung S. 194 Note 69) begründet, dass der Schiffer 
auch gegenüber der Geltendmachung eines nach Landesgesetz bestellten Pfand- 
rechts passiv zur Vertretung des Kheders legitimirt sei; denn wenn der Schiffer 
in der Fremde auch alle „Kechtshandlnngen'' vornehmen darf, irelche die Er- 
haltung des Schiffs und die Ausführung der Reise mit sich bringen, worauf sich 
Ehrenberg beruft, so lässt sich darunter doch nicht die Uebemahme einer 
Klage bringen. An und für sich würde unter Rechtshandlung allerdings eine 
Fröatesshandlung gleichfallt yerstanden werden können, und es wurde dies auch 
auf der hamburger Konferenz von einem Abgeordneten geltend gemacht (Prot. VIII 
8. 3784 f.) Allein es widerspricht dies entschieden dem Sprachgebrauch des H.Q.B., 
welches, wenn es die Vertoetungsbefugnits auf Pirozesshandlnngen ansgedeluit 
wissen will, dies stets ausdrücklich hervorhebt (Art. 42, Art. 117 in Verbindung 
mit 114, Art. 196, Art. 227, Art. 460). Dem entsprechend ist denn aut b im 
Abs. 2 des Art. 496 die Vertretungsbe^gniss des Schiffers ausdrücklich auf die 
Anstellung von Klagen innerhalb des Wirkungskreises desselben erstreckt worden. 
(Vgl. Prot. IV S. 1910 f., VIII S. 3784 f.; Entsch. des hamb. Handelsger. vom 
18. Mai 1874 in der hamb. Handelsger. - Zeit, von 1874 S. 240, vom 10. Juli 
1174 eod. S. 313 f.). Eben deshalb ist es auch nicht für richtig zu halten, 
wenn Ehrenberg (S. 194) die Passivlegitimation des Schiffers in jedem Falle 
begründet findet, wo Arrest auf das Schiff gelegt ist. Vielmehr ist hierbei die 
Passivlegitimation nur in denselben Fällen wie sonst anzuneiimen (s. Entsch. des 
hamb. EEtndelsger. vom 10. JnU- 1874 ä» %. 0,), ^ 
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fiiedigung des Bedürfnisses erforderlich ist. Ein Bodmereigeschäft 
ist er einzugehen nur dann befugt, wenn es zur Ausführung der Reise 
nothwendiy und nur insoweit^ als es zur Befriedigung des Bedürfnisses 
erforderlich ist. 

Die Gidtiglceit des. Geschäfts ist weder von der wirklichen Ver- 
wendung, noch von der ZwecJcmässigheit der unter mehreren Kredit- 
geschäßefi getroffenen Wahl, noch von dem Umstände ahhängig, oh 
dem Schiffer das erforderliche Geld zur Verfugung gestanden habe, 
€8 sei denn, dass dem Britten der böse Glaube bewiesen würde, 

1. Die dem Schiffer durch Art. 496 eingeräumte Machtvoll- 
kommenheit ist eine sehr weitreichende und könnte für den Rheder 
häufiür verhängnissvoll werden, wenn sein einziger Schutz in der 
Verpflichtung des Schiffers, auch bei der geschäftUchen Vertretung 
des Rheders die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers zu beobaciiten, 
und in der Kegresspflicht desselben für den Fall, dass er es an 
dieser Sorgfalt hätte fehlen laBsen, beBtOnde. Ein wirksamer Schutz 
fOar den Rheder liegt indess in der Begrenzung der Rechtshand- 
langen, zu deren Vornahme im Namen des Rheders das Gesetz 
den Schiffer ermächtigt. Der Rheder hat nur Geschäfte anzu- 
erkennen, welche die Erhaltung des SchilEs und die Ausführung 
der Reise mit sich bringen. Koch wirksamer wird durch die Be- 
stimmung dieses Artikels das Interesse des Rheders gewahrt. 
Regelmässig genügt es nämlich zur Verpflichtung des Rheders, 
dass das Geschäft seiner Natur nach in die Kategorie der Ge- 
ßchäfte fällt, welche den gedachten Zwecken dienen, ohne dass der 
Nachweis geführt zu werden braucht, dass das spezielle Geschäft 
durch den einen oder anderen Zwe<» bedingt wurde. Dagegen 
iFordert der Art. 497 ftbr die Ton ihm aufgezählten Geschäfte im 
Einklänge mit dem R.R. (L, 7 pr. De exerdt, act, 14^ 1^ und der 
bereits früher für das gemeine Recht bestehenden communis 02nnio 
(8. Voigt im Neuen Arch. f. H.R. I 8 450 S., bes. S. 466 ff. und 
die von demselben mitgetheilten Entscheidungen der Juristen- 
Fakultät zu Rostock vom 27. Juli 1854 und des O.A.G. zu Lübeck 
vom 22. Dezember 1855, a. a. O. S. 455 ff.), dass gerade das kon- 
krete, in Frage stehende Geschäft nothwendig war, um das 
Schiff zu erhalten oder die Reise fortzusetzen (vgl. Prot. IV 
S. 1889). Das Vorhandensein solcher Nothwendigkeit braucht 
mohi vor Eingehung des Geschäfts unter Beobachtung bestimmter 
Fonnen festgestellt zu werden (Prot. IV 8. 1899—1901), sondern 
der Dritte, welcher aus dem Geschäfte Rechte gegen den Rheder 
geltend piachen will, kann dasselbe durch jedes geeignete Beweis- 
mittel darthun. Von diesem Nachweise ist aber die Geltend;- 
machung des Anspruchs geeen den Rheder abhängig, und zwar 
genügt es nicht, dass die Nothwendigkeit zur Eingehung des in 
Kede stehenden Geschäfts und zwar die spezielle Art des zu be- 
friedigenden Bedürfnisses dargethan wird (L, 7 pr, § 1 De exercit. 
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ad. 14 j 1), sondern es muss auch bewiesen werden^), dass die 
Verwendung gerade des Geldbetrages, um den es sich dabei han- 
delt (wenn auch selbstverständlich nicht auf Heller und Pfennig: 
L. 7 pr. , L. 1 § 10 J)e exercit. ad. 14, 1), erforderlich gewesen 
(Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 49). ^ Ein jedes der hier in Rede 
stehenden Geschäfte ist daher nur bis zu dem Betrage für dea 
Rheder rechtsverbindlich, ..dessen Verwendung nothwendig ge- 
wesen««) (Prot S. 1905 f.). 

2. Die vom Artikel angezählten Geschäfte sind Aufnahme 
von Darlehen, Eingehung von Käufen auf Borg und ähnliche 
Kreditgeschäfte. Es ist also hierbei nicht an jedes Geschäft 
gedacht, dessen Erfüllung nach der Absicht der Kontrahenten nicht 
sofort dem Versprechen folgt, sondern hinausgeschoben wird (vgl, 
Thöl, H.R. I Ö. 986 f), wobei speziell der Schiffer die ihm ob- 
liegende Leistung schuldig bleibt — denn es fallen keineswegs 
alle Geschäfte dieser Art in den gesetzlichen Wirkungskreis des 
Schiffers — : sondern nur solche derartige Geschäfte stehen in 
Frage, welche eine AehnUchkeit mit den ausdrücklich hervor^ 
gehobenen haben ^ wie der anf die Reparatur des Schifls bezüg- 
liche Vertrag, wobei der Schiftbanmeister kreditirt, der Bodmerei- 
vertrag. 

3. Das Gesetz fordert nur den Nachweis der Xothwendigkeit 
des Geschäfts, nicht auch den der wirklichen Verwendung der 



1) In Betreff der Bodmerei s. Art 686 D.H.6.B. 

2) Dieselben Grundsätze sind auch im englischen Recht anerkannt: 
Abbott S. 92 Maclachlan S. 55. Der franz. Code de comm. Art 
Abs. 1 trifft die Beetmiiiraiig: Si pendant U eomr» du voyage il y a nieeBtüi 
de radonh ou dUichnt de victiiaUlcs, le capitaine apres Vavoir constati par 
un proces-verbal signt des i^r/ncipmt.r de Veqvipagc^ pourra cn sc faisant 
autoriser en France par le tribunal de commerce ou^ ä defaut , par le Juge 
de paixy cAe« PHranger par le eonmd frangaiSf <m, ä dffuMlt par U magi$trat 
dc.f lieti.r, emprunter sur corps et quille du vaisseau, mettre cn (jage ou vendre 
des marchandües, jusqu^h concurrence de la somme que les besoins constatis 
exigent; (ebenso beig. Code II Art 24 Abs. 1; holländ. H.G.B. Art. 872 Abs. 1; 
ihiuich Span. H.G.B. Art 644;) und nach Alt. 236 macht der Kapitän, wenn er 
ohne Notnwendigkeit Geld aufnimmt sur le corpf^^ ovHoillement ou equipement 
tiu navire, sich resresspflichtig. Ebenso belg. Coile Art. 26, holländ. U.G.B. 
Art 875; span. H.G.6. Art 684 ttatnirt IHebstsIihslrafe nebst Ersatspffidit der 
unterschlagenen Somme.) Trotedem gilt nach der herrschenden Ansicnt, welche 
durch eine konstante Praxis des Eassationshofs gestützt wird, das Geschäft selbst, 
auch wenn die gedachten Voraussetzungen nicht vorliegen, als gültig, voraus- 
gesetzt, dass der Kreditor in bona ßde war, indem angenommen wird, daes die 
im Art. 234 aufgestellten Erfordernisse sich nur auf das Verhältniss von Kapitän 
und Rheder bezögen, während ersterer sei le represeiUant ne de Varmatenr 
rw^-tn» des tiers et par consiquent il a un pouvoir g^nhral et ahsolxi pour 
tout ce qui concerne la conduite et Vadministration du navire (Entsch. des 
Kass.-Hofs vom .5. Januar 1841). S. Desjardins II S. 49 ff.; Laurin bei 
Cresp U S. 244 f. Note 37, die sich gieiehfaJls der herrschenden Ansicht an- 
scUieeeeD. Nor die Mindersahl der Sdiriftsteller und vereinzelte Erkenntnisse 
vertreten den entgegengesetzten Standpunkt Unter denselben Pardessus (III 
N. 911) und Cresp (II S. 28^-240, 243—245). Vgl. aberhanpt Voigt im N. 
Arch. I S. 466—471; Laurin bei Cresp I S. 123 ff. 
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dadurch erhaltenen Mittel in den Nutzen des Rheders. Wie also 
nach R.R. der Rheder für die Rückzahlung eines Darlehns haftet, 
welches der Schiffer zwar aufgenommen, um dasselbe für das 
Schiff zu verwenden, darauf aber in eigenen Nutzen verwendet 
hat (L, 1 § 9 De exerdt act, M, 1)^ so hat auch nach dem 
H.G.B. der Bheder für die BtUsImhlung des DttrJdliift und Bodmerei- 
pldeB euiBtuiteheii, eelbst wenn der Schiffer dasselbe Tenintreat 
naben sollte. Das H.G.B, hat die im früheren gemeinen Recht 
bestrittene Frage in diesem Sinne entschieden, weil es dem Dar? 
leiher nicht zuzumuthen ist, „die Verwendung des Geldes zu kon- 
troliren", und die Aufstellung eines solchen Verlangens im Gesetz- 
buch gerade die Interessen der Rheder empfindlich schädigen muss, 
indem unter dieser Voraussetzung „Jedermann Bedenken tragen 
wird, dem Schiffer Geld zu leihen" (Prot. IV S. 1905). Aus eben 
demselben Grunde ist auch davon Abstand genommen, die Gültig- 
keit des Geschäfts abhängig zu macheu von der Zweckmässigkeit 
der unter mehreren Ereditgeschftflen gelrolfenen Wahl oder yon 
dem Umstände, dass das erforderliche &eld dem Schiffer nicht zur 
Verfügung gestanden^). 

Art 498. 

Auf den persönlichen Kredit des lUieders Geschäfte ahztischliessen, 
inshesondere WechseJverbindlichlceiten für denselben einzugehen, ist 
der Schiffer nur auf Grmul einer ihn hierzu ernmcldigenden Voll- 
macht (Art. 452 Ziff. 1) befugt Verhaltungsmaassregeln und dietist' 
liehe Anweisungen f welche der Schiffer vom Bheder erhält , genügm 
meht, die penänUt^ Haftung des JRkeders dem Dritten gegenmer 
mi h^ründeih 

1. Der Art. 452 hat bereits den Satz aufgestellt, dass der 
Rheder aus den Rechtsgeschäften, die der Schiffer auf Grund seiner 
gesetzlichen Befugnisse abgeschlossen hat — abgesehen vom Heuer- 
kontrakt, — nur mit Schiff und Fracht haftet. Der Art. 498 ver- 
bietet nun geradezu dem Schiffer, ohne dne darauf bezügliche 
Yolfanacht au den persönlichen Kredit des Rheders G^eschilfte ein- 
zugehen. Thut derselbe dies dennoch, so überschreitet er seine 
Bemgniss und wird demgemäss selbst (nach Art. 502 Abs. 2) 
durch das Geschäft verpflichtet; zugleich ist das auf Be- 
gründung einer persönlichen Haftung des Rheders ge- 
richtete Geschäft unwirksam. Damit ist aber nicht gesagt, dass 
durch ein solches, auch wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter 
denen sonst der Schiffer den Rheder verpflichtet, nicht einmal die 
Haftung mit Schiff und Fracht begründet würde; denn dem 
Verbot des Gesetzes, auf den persönlichen Kredit des Rheders 



1) EbeiiBO die engliBchen SchiifUteUer: Abbott S. 114; Madachlan 
S. 1491 
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Geschäfte einzugehen, wird dadurch volle Wirksamkeit verschafft, 
dass das Geschäft soweit für kraftlos erklärt wird, als es der 
Schiffer nicht als Schiffer, sondern nur als Spezialbevollmächtigter 
des Rheders eingehen konnte. Auch der Wortlaut des Gesetzes 
steht hiermit nicht in Widerspruch. Die in der ersten Aullage 
und in £iidemanii8 Handbuch IV S. 85 vertheidigte Ansicht, 
daBB ein derartiges Geachttft ftr den Rheder überhanpt nicht ver- 

S dichtend wäre, eine AnfifasBung, die allerdings von einer Seite auf 
er hamburger Konferenz (Prot. VIII S. 3768) als dem Wortlaut 
der Bestimmung entsprechend bezeichnet wurde, nehme ich dem- 

femäsB zurück. (Vgl. auch Prot. IV S. 1887 f., VIII S. 3768 f.) 
>ass vom Schiffer ohne Vollmacht eingegangene Wechselverbind- 
lichkeiten keine verpflichtende Kraft für den Rheder haben, ergiebt 
sich natürlich auch von diesem Standpunkt. 

2. Die Vollmacht, welche den Schiffer zur Abschliessung 
von Geschäften auf den persönlichen Kredit des Uheders ermäch- 
tigt, muBB aber eine ausdrückliche sein; sie darf — wie das 
CfeBetz noch besonders hervorgehoben hat — nicht bereits dann 
angenommen werden, wenn der Rheder „dem Schiffer, sei es im 
Voraus für eventuelle Fälle, sei es auf stattgehabte Anfrage für den 
einzelnen Fall Instruktionen und Verhaltungsmaassregeln ertheilt 
hat (Prot. VIII S. 3779—3781). Der Volhnacht steht natürlich die 
Katihabition gleich. 

3. Ist der »Schiffer ermächtigt, mittels Wechsel auf die Rhe- 
der Geld zu entnehmen, so trassirt er bei einer Rhederei auf 
den Korrespondentrheder (Oropp in Heises und seinen jur, 
Abh. I S. 511). 

Art. 499. 

Die Bf'fugniss zum Verkaufe des Schiffs hat der Schiff ir nur 
im Falle dringender Nothwendigl'eii, und nachdem dieselbe durch das 
Ortsgericht nach Anhörung von Sachverständigen und mit Ziieiehung 
des Landeskonsuls, wo ein solcher vorhanden^ festgestellt ist. 

Ist heme GwidMMräe md audk keine andere SMrde, wdehe 
die Untenuchung iüfemimmi^ am Orte Vorhemden^ so hat der Sdn/fer 
sfur Seehtfertigimg seines Verfährens das Gutachten von Satdi- 
verständigen einzuholen md^ wem dies mekt mögUeh ist^ niU an- 
deren Beweisen sich m versehen» 

Der Verkauf muss öffenäieh gesdiehm, 

1. Der Verkauf des Schiffii fUllt an sich nicht in den 
Schäftskreis des SchifferB, weil er Aein zum Betriebe der Rhederei 
gehöiiges Geschäft, sondern die Einstellung dieses Betriebes ist'' 
(Cropp in Heises und seinen jur. Abh. I S. 465; Motive 
S. 238). Und so ist denn in den älteren Seerechts-Quellen der Ver- 
kauf des Schiffs dem Kapitän regelmässig unbedingt verboten 
(s. Seerecht von Oleron Art. 1 — Pardessus, Collection I 
ö. 323 f. — ; Seerecht von Wisby Art 15, 17 — a. a. O. S. 470 
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471 f. — ; vgl. Pohls I 147 f.). Vereinzelt wird jedoch schon 
frühzeitig dem Schiffer die fiefugniss dazu, wenn es die Umstände 
verlangen, eingeräumt (ConsukuU) dd mare c 211 letzter Abs. — : 
PardesBUB II S. 262 — wegen sehr hohen Alters des Schi£b), 
imd in den neueren Seerediten ist diese Ermächtigiiiig die Regel 
geworden (vgl. Kaltenborn I S. 158 ff.^). 

2. Bei Beantwortung der Frage, ob eine dringende Noth- 
wendigkeit den Verkauf des Schiffs rechtfertige, ist für den 
Schiöer und die von ihm zugezofz^enen Rathgeber entscheidend das 
Interesse des Rheders, als des Eigeuthümers des Schifi's (Entsch. 
des R.O.H.G. XVIII S. 283). Das letztere darf vom Schiffer 
nur dann veräussert werden, wenn dies das einzige Mittel ist, um 
einen noch grösseren Schaden vom Rheder abzuwenden. Dies wird 
der Fall Bein bei Seenntachtigkeit des Schi£& im Sinne des Art 444 
(Brot. IV S. 1912 1; Entsch. des R.O.H.G. XU S. 898 f.); aber 
auch andere Umstände können den V i kauf als gebieterische Noth- 
wendigkeit erscheinen lassen (Prot. Vlll S. 3783 f.), a. B. die Un- 
möglichkeit, in irgend welcher absehbaren Zeit die zur Bedienung 
des Schiffs erforderliche Mannschaft zusammenzubringen. 

3. Die dringende Nothwendigkeit reicht aber nicht aus, um 
den Verkauf gültig zu machen, sondern es ist hierzu noch erforder- 
hch, dass die Form vor Schriften des Art. 499 beobachtet sind; 
d. h. dass der Ausspruch der Sachverständigen, welcher diese Noth- 
wendigkeit anerkennt^ durch das Gericht oder eine sonstige Be- 
hörde des betrefEenden Ortes konfirmirt ist 

4. Ist das eine oder das andere Requisit nicht ge- 
wahrt, so braucht der Rheder den Verkauf nicht für sich gelten 

'zu lasBen. Dies ist der Sinn^ der, wennschon man sich über den- 
selben auf der hamburger Konferenz nicht recht hat einigen 



1) Während nodi die Ordonnance d» la marine II, 1 Art 19 dem Eapi- 
tln omie Volbnacht der Rheder den Veiteif des Schiffs unbedingt verboten 

hatte, gestattet der franz. Code de comm. Art. 237 denselben im Falle von 
inruivigahü itti leg<dcment constatte. (Vgl. Kuben de Couder IIS. 447 f. 
N. 99—104; L'invavigahüiU est constatie par des expertSf anciene Ttavigateuns, 
nommis par lejnge du lieuy et prononeie par ee juge^ c'est ä dire en paifS 
francais par le tribunal de commerce ou le juge de paix, h Vetranger par 
U conaulf vice-connU ou agent frawjaia; enßn ä d^faut par l'autoriU du 
Ken» — M ü est de principe ^ que cette dieiaroHtm eet «ouveroine, de teUe 
wrte ^ue edud qui achke le navire du capitaitte apr^ quelle est intervenue, 
tia pas ä craindre d\'tre inquiete par les propri^,taires'^ saufy hien entendu, 
le cos de dol ou de frautie de la part de Vacheteur — N. 101 — . Oeffentlicher 
YerlcMif ist niclit nothvendig; wennschon dies Ton einer Seite behauptet ist — 
N. 102 — .) Ebenso u. A. hollftnd. H.G.B. Art. 376; belg. II Art. 27; brasil. 
Art. 531-, schwed. Seeges. ^ 47; finnländ. Art 49 Abs. 2. Nach dem span. 
H.G.B. Art. 59cJ ordnet auf .cVntraJg des Schiffers im Falle der Keparaturunfaliig- 
keit das Gericht ^yffimtHciie Verateigening des SchiffiB an. Das englische 
Recht läsBt Verkauf durch den ScbifFcr im Falle dringender Nothwendigkeit zu. 
Ob eine solche vorhanden, ist nach verständigem Ermessen unter Berücksichti- 

§aug alier Umstände des konkreten Falls testzustellen. Vgl. Maclachlan 
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können (Prot. IV S. 1914 f.), allein mit den Worten des Artikels 
sich verbinden lässt (Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 30. De- 
zember 1867 in Kierulffs Samml. III S. 1003 f.). Indem näm- 
lich das Gesetz dem öchiflfer das Recht des Verkaufs einräumt 
nicht im FiJle dringender Nothwendigkeit , welche von einer Be- 
hörde festzustellen ist, noch im Ffdle von der Ortsbeiiörde kon- 
statirter dringender Nothwendigkeit; sondern im Falle dringender 
Nothwendigkeit und nachdem dieselbe durch das Ortsgericht fest- 
gestellt ist, stellt es das Vorhandensein der Nothwendigkeit und 
das Konstatiren derselben als zwei gesonderte Requisite für die 
Gültigkeit des Verkaufs auf. Wie also der Verkauf nicht gültig 
wäre, wenn die Nothwendigkeit nicht durch die Behörde anerkannt 
w^orden, so ist derselbe auch nicht gültig, wenn eine Nothwendigkeit 
zwar von der Behörde konstatirt wurde, eine solche in Wahrheit 
aber gar nicht vorhanden oder doch als vorhanden nicht nach- 

fewiesen war^). Ersteres würde möglich sein, wenn der Schiffer 
oloser Weise einen falschen Thafbestand vorgesf iegelt hätten oder 
die ausländische Beamten selbst doloser oder tahrlftssiger Weise 
einen fidschen Thatbestand konstatirt hätten; Letzteres würde Tor- 
Hegen, wenn die Nothwendigkeit zwar durch Sachverständige aus- 
gesprochen, aber nicht begründet wäre, wenn z. B. die Sach- 
verständigen in ihrem Gutachten (wie es in Entsch. des R.O.H.G. 
XVI S. 106 vorliegt) nach Aufführung der Schäden, die sie an dem 
Schiffe wahrgenommen, lediglich die Worte hätten folgen lassen: 
„aus diesen Gründen erklären wir, dass das Schiff reparaturunfähig 
ist ', ohne diesen Ausspruch irgend wie zu begründen, und ohne 
dass die Begründung sich von selbst aus der Natur der wahr- 
genommenen Schäden ergäbe. 

5. Dadurch, dass das Gesetz ein Gutachten von Sachver- 
ständigen fordert, wird dargelegt, dass nicht ein kategorischer Aus- 
spruch genügt, sondern dass die Sachverständigen durch Darlegung 
ihrer Gründe zu bekunden haben, dass sie mesen AussprucE su 
thuu befilhigt waren. Freilich darf der erkennende Bichter das 
Sachverständigen-Gutachten nur insofern einer Kritik unterwerfen^ 
als er die Schlüssigkeit desselben zu prüfen hat; dagegen darf er 
nach einer feststehenden Praxis die Richtigkeit der von den Sach- 
verständigen angestellten Beobachtungen nicht anzweifeln, noch 
Gegenbeweis dagegen zulassen, natürlich abgesehen von dem Falle 
des erwiesenen dolus der Sachverständigen, oder auch des Schiffers 
resp. der Schiffsbesatzung, wodurch die Sachverständigen irre- 
geleitet sind (Entsch. des K.O.H.G. XII S. 402 und die daselbst 
zitirten £rk.). 



1) Der Ausdruck „festgestellt" im Art. 499 kann nichts Anderes bedeuten 
als anerkannt, konstatirt, und es ist unerfindlich, wie Mako wer, Kommentar 
Anm. za Art 499 (50 in diesem Worte einen Hinweis auf eine endgültige^ also 
nnaiifedittwyfe Entocheiaang findet 
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6. Will der Ii h e d e r wegen eines ungerechtfertigten Verkaufs 
des Schiffs einen Anspruch gegen den Schiffer geltend 
machen, so wird er sich freilich stets nur auf die nicht vorhandene 
Nothwendigkdt dea Verkaufr berufen kdnneii^ nicht auf die NicJit- 
beobachtung der behufs Konstatirang dieser Nothwendigkeit auf- 
gestellten Vorschrifiten: denn nur im ersteren Fall kann von ver^ 
fetzten Interessen des Rheders die Bede sein. Ebenso aber kann 
der Rheder einen Ersatzanspruch gegen den Schiffer erheben, wenn 
nicht öffentlicher Verkauf stattgefunden hat, da dieser „als Garantie 
dafür, dass das Schiff zum höchstmöglichen Preise verkauft wird/' 
vorgeschrieben ist (Motive S. 238). 

7. Ausser dem Rheder können auch die im Art. 479 ge- 
nannten Personen Ersatzansprüche gegen den Schiffer 
geltend machen, wenn ihnen aus dem durch keine Kothwendigkeit 
verursachten oder nicht öffiBntlichen Verkauf des Sehiffb em v er- 
mdgensverlust erwachsen ist; denn nach dem Gesetz haftet der 
Scuffer den gedachten Personen fiLr den Schaden, der denselben 
aus der Verletzung der ihm im dritten und in den folgenden Titeln 
des V. Buches D.H. G.B. auferlegten Pflichten entsteht; zu diesen 
Pflichten gehört aber auch die Beobachtung der im Art. in Betreff 
des Verkaufs des Schiffs aufgestellten Vorschriften. Anderer Meinung 
Ehrenberg, beschränkte Haftung S. 259, der (wie ich bereits 
in Endemanns Handbuch IV S. 86 f. Note 34 hervorhob) ohne 
Grund aus einer Verletzung der Bestimmungen dieses Artikels 
durch den Öchitfer, als einer rein internen Angelegenheit zwischen 
Schiffer und Rheder, allein dem letzteren einen Entschädigungs- 
anspruch gegen den ersteren einrttumt 

Art. 500. 

Der Bhedet', welcher die r/esetslichen Befugnisse des Schiffers 
leRchrünlxt hat, hann dem Dritten die Nichte inhcdtung dieser Be- 
schränkungen nur dann entgegensetzen, tvenn er beweist , dass die- 
selben dem Driitm bekannt ivaren. 

Vgl. die Ausführungen zum Art. 462. Wie hier ausdrücklich 
hervorgehoben, so muss auch beim Art. 500 die Beschrankung dem 
Dritten beim Abschluss des Geschäfts bekannt gewesen sein. Auch 
ist dem „Bekanntsein" das „Bekanntseinmüssen" gleichzustellen ^). 

Art. 501* 

Hat der Schiffer ohne besonderen Auftrag für Bechnung des 
Rheders ans eigenen Mitteln Vorse^i&sse geleistet oder sidi persönlich 



1) Eine ganze Reihe von fremden Rechten hat den in diesem Artikel 
aufgestellten Grundsatz ausdrücklich aasgesprochen, so das schwed. Seeges. § 44; 
das norweg. § 41; das finiiländ. Art 33. Aber auch wo dies nicht der Fall, 
besteht über seine Geltung kein Zweifel; s. Abbott S. 83: Cresp-Laurin 
S. 27 f.; Desjardins II S. 296. 
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verpflichtet, so stehen ihm gegen den lilieäer wegen des JErsatees I 
keine grösseren Hechte als einem Dritten zu. i 

1. Da dem Schiffer im Art. 498 geradezu untersagt ist, auf dm 
persönlichen Kredit des Rheders Rechtsgeschäfte einzugehen, so 
Kann das Gesetz den Kapitän selbst, welcher Vorschüsse fiir den 
Rheder geleistet oder sich für denselben persönlich verpflichtet hat, 
nicht besser stellen als den Dritten, welcner Ansprüche gegen den 
Rheder aus den vom Schiffer für denselben abgeschlossenen Ge- 
schäften hat, indem sonst die zuerst angezogene Bestimmung 
iUnsoriflch werden würde. Der Rheder haftet ako nur mit Schiff 
und Fracht 

Der Schiffer hat gegen den Kheder nie mehr Rechte als der 
Dritte; daraus folgt aber nicht, dass er als Kreditor des Rheders 
in jeder Beziehung und zu seinen eigenen Ghinsten stets eben 

so zu behandeln ist, wie ein dritter Gläubiger. Während \ 
nämlich der letztere „die Nothwendigkeit der Geldverwendung" , 
nachzuweisen hat, nicht aber „die wirkliche Verwendung" selbst, i 
so würde der Schiffer einen Anspruch gegen den Rheder nur gel- 
tend machen können, wenn er die wirkliche Verwendung des 
Geldes ztun Katzen des Schiffs nachzuweisen im Stande wäre I 
Ö^rot rV S. 1907—1909); denn ohne solche Verwendung lässt sieh i 
ein Forderungsrecht des Schiffers gegen den Rheder (abgesehen ' 
natürlich von Ansprüchen aus dem Dienstvertrage) überhaupt nicht 
denken. Dem Dritten gegenüber hat sich nämUch der Kheder, 
vertreten durch seinen gesetzlichen Mandatar, den Schiffer, zur 
Rückzahlung des von diesem für das Schiff empfangenen Darlehns, 
zur Bezahlung des kreditirten Kaufpreises u. s. w. verpflichtet, i 
Davon kann dem Schiffer gegenüber keine Rede sein. Dieser kann 
vielmehr nur klagen auf Ersatz der von ihm bei Ausrichtung des 
ihm mit der Bestellung zum Schifl'er ertheilten Auftrages gemachten 
Auslagen. 

2. Der Artikel hat nur die Fälle im Auge, wo der Schiffer 
statt als gesetzlicher Vertreter des Rheders ein Rechtsgeschäft 
mit einem Dritten abzuschliessen , aus welchem dieser einen An- 
spruch gegen den Rheder erwerben würde, in seinem Namen mit 
aem Dritten kontrahirt und nch seihst dadurch warn Schuldner 
macht; oder die zur Befriedigung eines Bedürfiusses erforderlichen 
Mittel ^ statt dieselben durch ein in der gedachten Eigenschaft mit 
einem Dritten eingegangenes Rechtsgeschäft zu beschaffen, aus seinem 
eigenen Vermögen hergiebt Wenn jedoch der Kapitän ledig- 
lich als negotiorum gestor handelt, ohne dass dabei seine 
Schiffer- Qualität irgend wie in Betracht kommt, z. B. im Heimaths- 
hafen, wo er nicht als gesetzlicher Vertreter des Rheders gilt, so 
wird sein Verhältniss zum letzteren nach den Grundsätzen des 
bürgerlichen Rechts über die negotiorum gestio behandelt. 
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Art. 503. 

Durch ein Bechtsgeschäfi, welches der Schiffer t» semer JEigefh 

■'schaff rds Führer des Schifff^ , sei es mit, sei es ohne Bezeichnung 
des likeders, innerhalb seiner gesetdiclien Befufjnisse geschlossen hat, 
wird der Rheder dem Dritten gegen nhrr Inrecktigt wul die Haftung 
des Rheders mit Schiff und Fracht hegrändet. 

Der Schiffer selbst wird dem Dritten durch das Rechtsgeschäft 
nicht verpflichtet, es sei denn, dctss er eine Gewährleistung für die 
BrfiiUmg Übernommen oder seine Befugmss mhersdnitfen MHe, JHe 
Haftung des Schiffers nach Maassgäbe der Art. ^8 und 4/9 wird 
hierdurch nidtt ausgeschhssen. 

1. Nach R.R. kann der Rheder aus den der prae- 
posiHoms gemäss vom magister navis abgeschlossenen Geschäften 
mit der (mÜo exereäoriai als einer acüo adieeHdae qtudUaUs in 
Anspruch genommen werden , während es dem Gläubiger un- 
benommen ist, sich auch an den Schiffer selbst zu halten (L. 1 
§ i7, § 24 De exercii. act. 14, 1). Ebenso entstehen die For- 
derungen nu8 solchen Geseliäften nicht unmittelbar in der Person 
der Rheders, sondern sie gehen erst vermöge einer wirklichen oder 
fiügirten Zession vom Schifl'er auf den Rheder über. In Anwen- 
dunc: des Prinzips der direkten Stellvertretung, welches in dieser 
liiiiöicht auch im früheren gemeinen deutschen Seerecht, wie in 
den neueren Seegesetzen, zur Geltung gelaugt war, hat das H.G.B, 
direkte Berechtigung und Verpflichtung des Rhe- 
ders durch die Rechtsgesdiäfte des Schiffers (z. B. aus den durch 
letzteren gezeichneten Konossementen) statuirt, so dass ersterer 
hieraus ohne Weiteres klagen und verklagt werden kann, während 
der Schitfer durch die von ihm eingegangenen Rechtsgeschäfte 
dem Dritten nicht verpflichtet wird (vgl. Prot Vlll S. 8778—3780; 
Busch, Archiv XXX S. 64). 

2. Der Schiöer l)erechtigt und verpflichtet die Rheder auf 
Gr r u n d seiner Anstellung, als deren gesetzlicher Vertreter. 
Ist der Schift'er nicht vom Eigenthümer des Schilfs angestellt, son- 
dern von dem, welcher ein fremdes Schiff zum iCrwerbe durch die 
Seefohrt ft&r seine Rechnung verwendet, so berechtigt und ver- 
pflichtet er diesen y und nicht den Eigenthttmer, wenn schon letz- 
terer die Schiffsgläubiger regelmässig an der Durchführung ihrer 
Ansprüche nicht hindern kann (s. Art. 477 H.G.B.). 

3. Auch für die Ansprüche der Schiffsleute aus dem 
Dienstverhältnisse haftet nur der Rheder, nicht auch der Schiffer; 
denn die Heuerkontrakte schliesst der Kapitän ebenfalls in seiner 
Eigenschaft als Führer des Schiffs in Vertretung des Rheders. 
Xur soweit der Schiffer dem Dritten überhaupt in Gemässheit des 
Abs. 2 dieses Artikels haftet, ist seine Haftung auch der Mann- 
schaft gegenüber begründet; so also namentlich, wenn er die Nicht- 
befricdigung derselben verschuldet hat auf Grund des Art. 478 f. 
(Entsch. des R.O.H.G. XIII S. 43, XXUI S. 200). 

L«wis, SMneht I..t. Aufl. 10 
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Art 508* 

Auch dnn Mludir gegenüber sind für den Umfang der Befug- 
nisse des Sein ff er s die vorstehenden Artikel maassgebend , soweit der 
Mheder diese Befugnisse tUcht beschränkt hcä. 

Ausserdem ist der Schiffer verpflichtet, von dem Zustande des 
Schiffs^ dm Begebnissen der Beisen^ den wm ihm gesehlosseim 
Verträgen und den anhängig gewordenen ^roeessen dm Bheder t» 
fcrÜmfender Kennfniss zu erhaltm und in aXlm erhebUchm FäHHeiHf 
namentlich in den Fällen der Art. 497 und 499 ^ rjder wenn er eine 
Jßeise eu ändern oder eineusiellm sich genöthigt findet, oder bei ausser" 
gewöhnlichen Bejxirafifren tmd Anschaffungen die JErtheilung von 
VerhaUiingsnictassregeln naclieusuchen, sofern die Umstände es ge- 
statten. 

Zu ausser (jew öl ml iclien lleparaturm und Anschaffungen , seihst 
wenn er sie mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln des Rhe- 
ders hestreiim hmn^ darf er nur im Falle der Nothwendigheit schreiten. 

Wem er das eur Bestreitung eines Bedürfnisses nöiJUge GM 
nicht amiders sitJ^ verschaff m kann, oZs entweder durdi Bodmerei 
oder durch dm Verkauf von mthehrlichem Schiffseubehör^ oder durch 
dm Verkauf von enibehrlu^m Schiffsvorräthen ^ so hat er diejenige 
Maassregel zu ergreifen j welche für dm Elieder mit dem geringsten 
Nachiheil verbunden ist. 

Er muss dem Rheder narh der Hüe/ilehr in dm Heimathshafen 
und ausserdeiu, so oft es verlangt ivird^ Mechnung legen. 

1. Die vorangegangenen Artikel haben den Umfang der Be- 
fugnisse des Schiffers zunächst mit Rücksicht auf dritte Personen 
abgegrenzt , d. h. mit Kücksicht auf die Frage , inwiefern ein mit 
dem Schiö'er, als Führer des Schiffs von einer dritten Person 
abn;eschlossenes Geschäft von dieser gegen den Rheder geltend 
gemacht werden kann. Art. 503 erklärt die in den frühereu 
Artikeln aufgestellten Grundsätze in gleicher Weise für maass- 
gebend dir das Verhftltnisfl von Schiffer und Rheder, 
bestimmt also, dass diese Grundsätze auch maassgebend sind fUr 
die Beurtheilung der Frage, ob der Rheder ein vom Schiffer für 
ihn abgeschlossenes Geschäft als eine Verletzung des zwischen 
ihnen bestehenden Verhältnisses betrachten und demgemäss Ersatz 
des ihm daraus erwachsenen Schadens verlangen oder dies nicht 
thun kann. Nur besteht der Unterschied , dass eine Seitens des 
Rheders vorgenommene Beschränkung der gesetzlichen Befugnisse 
des Schiffers dem Dritten gegenüber blos beschränkte (Art. 500), 
dem Schiffer gegenüber unbedingte Geltung hat. 

2. Von der im Abs. 2 statuirten Pflicht, sich vom Rheder in 
allen wichtigen Fällen Instruktionen zu erbitten, wttrde der 
Schiffer befroit werden durch die ihm bei Uebemahme des Kom- 
mandos ertheilte Ermächtigung, in allen oder gewissen — beson- 
ders namhaft gemachten — Fällen, z. B. in Havariefällen, so zu 
handeln, „wie es ihm den Umständen nach am zweckmässigsten 



Digitized by Coogl« 



Von dem Schiffer. Art. 603, 604. 



147 



erschiene'' (£rk. des hamb. Handebger. vom 17. ^September 1863 
m Hermann und Hirsch, SanunL S. 290). 

8. Der Abs. 3 ist lediglich eine Konsequens des Art 497; 
denn da der Schiffer Ereditgeflchttfte zum Behufe von Repara- 
turen und Anschaffungen nur im Nothfalle eingehen darf, so 
kann er dazu auch nur in demselben Falle die in seinem Besitz 
befindlichen Mittel des Bheders verwenden (Prot. IV S. 1889). 

Art. 604. 

Im Interesse der LadmKjshciheiliyten hat der Sdiiff^ir tröhrend 
der Reise zugleich für das Beste der iMdung nach Möglichkeit Sorge 
m tragefi. 

Werde» mtr Abwendung oder Verringerung eines Verlustes be^ 
sondere Maassregeln erforderlieh, so liegt ihm ob, das Interesse der 
LadungsbetheiUgten als Vertreter derselben wahremehmen^ wenn fhmh 
lieh, deren Anweisungen einwuholen und, insoioeÜ es den Verhältnissen 
entspricht, zu befolge^} , sonst aber nach eigenem Ermessen> zu ver- 
fahren und itbcrhnupf thnnJichst dafür zu sorgen, dass die Ladungs- 
oetheiligten von solchen VorfälJcfi und den dadurch veranlassten 
Ma^assrcgehi srhlcunigst in Kennt in'ss (gesetzt tverden. 

Er ist in solchen Fällen nanicntJic/i auch berec/ifif/t, die Ladung 
ganz oder zum Tlieil zu löschen , äussi rstm falls , u rn)i ein erheb' 
Hoher Verlust wegen drohenden Verderbs oder aus sonstigen Gründen 
anders nicht absimenden ist, su verkaufen oder behufs Beschaffung 
der Mittet eu ihrer BrhaUung und Weiterbeförderung m verbodmen, 
sowie im Falle der Anhaliung oder Aufbringung au rekHamiren oder, 
isenn sie auf andere Weise scim r Verfügung mtzogm ist, ihre Wieder- 
erlangmng aussergenchtUeh und geriehUich au beweiben, 

1. Der Artikel legt einmal dem Schiffer die Pflicht ao^ 
währ^d der Reise Air das Beste der Ladung zu sorgen und alle 
hierzu zweckdicnliclien Maassregeln zu treffen, und zwar zunächst 
nach den einzuholenden Anweisungen der Ladungsbetheiligten, in 

Ermangelung von solchen nach eigenem Ermessen. Eine Vernach- 
lässigung dieser Pflicht ist Vernachlässigung der Sorgfalt eines 
ordentlichen »Schiffers ( Art. 478), woraus den Ladungsinteressenten 
ein Anspruch auf Schadensersatz gegen den Kapitän erwächst, für 
den auch die Rheder zu haften haben (vgl. Entsch. des K.O.H.G. 
XXV S. 9 f.). Ferner aber besteilt der Artikel in Verbindung 
mit Art 507 den Schiffer in gleicher Weise zum gesetzlidien StelE 
Vertreter der Ladungsbetheiligten , wie Art. 496 zum gesetzlichen 
Stellvertreter der Rheder (Prot. V S. 2461 f.). Die Ladungsbethei- 
hgten sind zunächst die Absender, dann aber — nämlich nach Aus- 
stellung der Konossemente — die Destinatäre; und von den Ab- 
sendern nicht blos die Befrachter, welche unmittelbar vom Schilfer 
oder Rheder das Schiff gechartert haben, sondern wenn das Schiff 
im Ganzen vermietlict ist, und der Betrachter es Aviedcr auf Stück- 
güter angelegt hat, auch die einzelnen Ablader der letzteren, obschon 

der Schiffer zu diesen in keinem direkten Vertragsverhältniss steht. 

10* 
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2* Reise ist liier im Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs 
za yerstehen. Dieselbe beginnt daher mit dem Verlassen des Ab- 
ladehafens; sie hört auf mit der Ankunft im Bestinmnugshafen. 
Allerdings ist nicht abzusehen, weshalb der Schiffer nicht auch im 
Bestimmungshafen das Beste der Ladung wahrnehmen soll, wenn 
ihm die Destinatäre nicht bekannt sind (und so hatte icli in 
Endemanns Handbuch IV S. 90 Note 1 die Fortdauer der Ver- 
tretungsbetugniss des Schiffers auch im Bestimmungshafen, gestützt 
auf eine Entsch. des hamb. Oberger. vom 15. Mai 1874 — hamb. 
Handelsger. -Ztg. von 1874 Nr. 144 S. 173 — unter Umständen für 
möglich erklärt). Allein wenn das Gesetz das Wort „Reise" nicht 
in dem angegebenen Sinne hätte verstanden wissen wollen, so 
würde es dasselbe ganz yermieden haben , wie bei der Vertretung 
des Rheders durch den Schiffer; oder es würde den Begriff er- 
läutert haben, wie es dies im Versicherungsrecht thut (s. Art. 827)* 
Natürlich besteht die Vertretungshefugniss des Schiffers eben so 
wohl im Nothhafen als während der Fahrt (s. £ntsch. des B.O.H.G-. 
IV S. 442 f., IX S. 369). ^ ^ | 

3. Die Pflicht zur Anzeige und zur Einholung von ' 
Instruktionen, die Abs. 2 dem Schiffer auferlegt, besteht sämmt- 
lichen bezeichneten Personen gcirenüber (Prot. V S. 2464). Der 
Schiffer hat hinsichtlich der Anwendung besonderer ^laassregelii 
von den Ladungsinteressenten Anweisungen sich zu erbitten und 
diese zu befolgen^ weil er auch in Ansehung von Sicherungsmaas»- 
regeln der Vertreter der Ladungsinteressenten ist Das Gesetz 
le^t ihm aber diese Pflicht» sowie die Verbindlichkeit, den er- 
haltenen Anweisungen Folge zu leisten, nur nnter der Voraus- 
setzung auf, dasB es die Umstände erlauben und es den bestehenden 
Verhältnissen entspricht. Ks hat dies gethan, weil in manchen 
Fällen, namentlich bei Stückgüter-Ladungen, sowie wenn die Kon- | 
nossemente an Order ausfcestellt, und die Inhaber derselben dem 
Schiffer unbekannt sind, häufig gar keine Kommunikation zwischen 
diesem und den Ladungseigeiithünjern möglich sein wird (Prot, 
a. a. 0.). Wie übrigens der Ladungseigenthümer den Schiffer mit 
Anweisungen versehen darf, so kann er denselben auch vom selbst- 
stftndigen Handeln entbinden und z. B. die Sicherung der GHlter 
nach einem eingetretenen Un&ll selbst in die Hand nehmen. Für 
den Erfolg der vom Befrachter angeordneten Sicherungsmaassregelu 
ist der Schiffer dann nicht verantwortlich (Entsch. des R.O.H.G- 
XII S. 109). Auch ist letzterer nur in dem Falle verpflichtet^ ' 
einem solchen Vorhaben des Befrachters nachzugeben, wenn dies i 
mit der ihm obliegenden Sorge für das Schiff und die Güter an- 
derer Befrachter sieh vej-einigen lässt. Als Voraussetzung für die i 
Gültigkeit eines in den Kreis der Vertretungsbefugnisse des Schiffers 
fallenden Rechtsgeschäfts kann die Einholung und Beobachtung 
von Anweisungen der Ladungsbetheiligten , wennschon das £ine 
und das Andere möglich war, nicht angesehen werden (vgl. Entsch. 
des R.O.H.G. IX S. 369). 
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4. Der Abs. 3 des Artikels giebt keineswegs eine er- 
schöpfende Aufzählung der JVlaassregeln, welche der SchiflPer 
zum liesteil der Ladung und im IntereBse der X^adungsbetheiligten 
ergreifen darf. Der Schiffer kann daher jede Handlung vornehmen, 
die zur Abwendung oder Verringerung eines Verlustes an der 
Ladung geeignet ist; so z. B. einen Vertrag über Berge- und Hülfs- 
lohn zur Rettung der Ladung eingehen (s. Entsch. des R.O.H.G. 
IX S. 369). Ob eine Maassregel den gedachten Zwecken dient^ 
entscheidet richterliches Ermessen. 

5. Das Gesetz giebt dem Schiifer die Befugniss, die Ladung 
ganz oder zum Theil behufs Beschaffung der Mittel zu ihrer 
Erhaltung und Weiterbeförderung zu v e r b o d ni e n. Hierbei ent- 
steht die Frage, ob, wenn die Ladung mehreren Eigenthümern 
eehörty Güter des Ladungseigenthümers A, die von keinerlei Ver- 
rast bedroht sind (oder auch sftmmtliche an Bord befindliche Güter) 
verbodmet werden dürfen, uin die zur Erhaltung der Güter des 
Ladungseigenthümers B erforderlichen Mittel zu beschaffen. Der 
Art. 504 Abs. 3 lässt sich nun eben so wenig wie Art. 507 auf den 
Fall beschränken, wo die ganze Ladung Einem Eigenthümer ge- 
hört, und an sich geben auch die chon zitirt(Mi Worte keine Hand- 
habe die Ermächtigung der Verbodmung auf die Güter zu be- 
schränken, welche gerade von dem Verluste bedroht sind. Trotzdem 
ist diese Beschränkung durch die ganze Tendenz der Art. 504 ff., 
d. h. durch den auch im Art. 504 ausdrücklich hervorgehobenen 
Umstand geboten, dass eine Vertretungsbefugniss dem Sdiiffer nur 
im Interesse der Ladungsbetheiligten eingeräumt ist Selbstver- 
ständlich kann dies nur heissen: der Schiffer darf Maassregeln er- 
greifen für den Ladungsbetheiligten, in dessen Interesse dieselben 
Dothwendig sind^). Es kann eben so wenig heissen: derselbe darf 
Maassregem ergreifen, die den einen Ladungsbetheiligten berühren 
(darf die Güter des einen Ladungsbetheiligten verbodmen) im 
Interesse eines anderen Ladungsbetheiligten des von ihm geführten 
Schiffs, als: derselbe darf Maassregeln liinsiclitlich der von ihm 
geladenen (iüter zu Gunsten der Ladungsbetheiligten irgend eines 
anderen Schiffs treffen. Im Art. 507 liegt die Sache anders. Nach 
diesem kann aUerdings der Schiffer über die s&mmtlichen Güter 
des einen Ladun^sinteressenten zum Zweck der Fortsetzung der 
Reise, also ledighch behufs Transportirung der Güter der anderen 
Ladungsbetheiligten verfügen. Dies hat aber seinen Grund darin, 
dass eine solche Maassregel auch den Interessen des zuerst ge- 
nannten Ladungsbetheiligten dient. Die Verfügung über Ladungs- 
theile behufs Fortsetzung der Reise kann ihren Grund in grosser 
Havarie oder in besonderer Havarie des Kheders haben. Im ersteren 
Falle wird dem Eigenthümer der verbodmeten, verkauften oder 
verwendeten Güter wenigstens tlieil weiser Ersatz in der Havarie- 



1) Die englischen Juristen stehen wohl auf demselben Standpunkt ; 
s. Mtclachlan S. 156. 
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vertheilung zu Theil; im letzteren erhält der Eigenthümer der 
verbodmeten, verkauften oder verwendeten Güter einen Ersatz- 
anspruch gegen den Rheder, indem die Verbodmung, der Verkauf 
oder die Verwendung als ein für dessen Kechiiung abgeschlossenes 
Kreditgeschäft angesehen wird (H.G.B. Art. 510); und, wenn er 
aus Schiff und Fracht gar nicht oder nicht vollständig wegen seiner 
Ersatzansprüche befriedigt wird. Ansprach auf theilweise Deckun^^ 
des Ausfalls darch die Übrigen Ladnngsbetheiligten in Ghemässheit 
der Grundsätze der Havariegrosse (Art 734 H.G.B.). Durdb 
die Fortsetzung und Ausführung der Reise werden aber die Ver- 
mögenswerthe, aus denen dem Eigenthümer der verbodmeten, ver- 
kauften oder verwendeten Oiiter seine Befriedigung allein zu Theil 
wird, oder doch die Fracht und die Güter der anderen Ladungsbethei- 
ligten zum Mindesten möglicher Weise erhalten, während sie im ent- 
gegengesetzten Falle verloren gegangen sein würden, wenigstens ihr 
Werth mehr oder minder verringert sein würde. In dem Falle 
des vorliegenden Art. würde es dagegen an jedem Ersatzanspruch 
des Eigenthümers der verbodmeten dttter gegen den Rheder wie 
gegen die Eigenthümer der salvirten Güter fehlen. Einen Aa- 
sprach als negotiorum gestor würde der zuerst genannte Ladungs- 
eigenthümer gegen die letzteren nur dann geltend machen können, 
wenn der Schiffer bei der Verbodmung ihrer Güter in ihrem 
Namen gehandelt hätte; dazu aber müsste erst bewiesen werden, 
dass der Schiffer gesetzlich zu solcher Vei'l'üf!;ung' berechtigt ge- 
wesen. Nim hat man zwar auch einen Ersatzanspruch des erste- 
ren herzuleiten gesucht aus einer angeblichen Interessengemein- 
schaft der Eigenthümer aller auf einem und demselben Schiff ver- 
ladenen Güter (Ehrenberg, beschränkte Haftung S. 72 ff., 
S. 85 f.). Allein es ist schwer abzusehen, wodurch eine solche 
Gem^schaft begründet werden soll. Die blosse Thatsache, dass 
die Güter der verschiedenen Ladungseigenthümer in einem und 
demselben Schiff sich befinden, kann eine solche eben so wenige 
herbeifuhren, wie die, dass sich die Güter verschiedener Eigen- 
thümer in demselben Frachtwagen oder Eisenbahnzuge befinden. 
Es sind daher auch beweislos hingestellte Sätze, dass die Ladungs- 
eigenthümer mit ihrem Gut für das Gut der Genossen einzutreten 
hätten, und dass der Schiffer sich mit Rücksicht auf die Ladung 
so zu geriren hätte, als ob die sämmtlichen Güter einer einzigen 
Person gehörten (Ehrenberg a. a. O. S. 73 f.)^ denn dass nicht 
einfach die für die Havariegrosse geltenden Regeln auf den Fall 
angewendet werden können, wo Opfer zu bringen sind behufe Ab- 
wendung des Verlustes von einzelnen Gütern, ergiebt sich daraus, 
dass die bei der grossen Havarie vorhandene Interessen-Gemein- 
schaft nicht darauf beruht, dass die Güter sich auf demselben Schiffe 
befinden, sondern dass die Güter mit dem Schiffe von ein^ und 
derselben Gefahr bedroht sind. 

6. Dem Schiffer steht auch prozessualische Vertre- 
tung in Betreff der i^adung zu. Die aktive Prozesslegitimation 



Digitized by Google 



Von dem Schiffar. Art 504, 505, 506. 



151 



hebt der Artikel ausdrücklich hervor, indem er den Schiffer er- 
mächtigt, die Wiedererlangung der seiner Verfügung entzogenen 
(z. B. gestohlenen) Güter gerichtlich zu betreiben. Die Passiv- 
legitimation tblgt aus dem Generalprinzip des Artikels für alle 
Fälle, wo der Verlust der Güter oder eine Unterbrechung des 
Weitertransports derselben in Frage steht. Speziell hat das H.G.B, 
noch angeordnet, dass die Qelten&iachung des PfiuidrechtB Seitens 
des Bodmereigläubigers, wie Seitens- derer, die Berge- oder Hfilfs- 
lohn zu fordern haben, in Ansehune der Ladung gegen den Schiffer 
zu erfolgen hat, so lange dieselbe noch nicht ausgeliefert ist 
(Art. 697 Abs. 2, Art. 753 Abs. 2). Dagegen hat umgekehrt der 
Schiffer (Verfrachter), wenn Ladungsinteressenten einen Ersatz- 
anspruch aus der llav^ariep^rosse oder auf Grund des Art. 734 
gegen andere Ladungsbetliuiligte haben, das denselben au den 
Gütern der letzteren zustehende Pfandrecht auszuüben. 

Wie bei der in diesem Artikel ihm eingeräumten Vertretungs- 
befugniss der Schitl'er überhaupt nach bestem Ermessen zu ver- 
fahren hat, so auch bei der Anstellung von Klagen und der Kekla- 
mirung der Güter. Er wird von einem Reklame- Verfahren Abstand 
nehmen, wenn dieses yon vom herein aussichtslos erscheint und 
also nur Kosten verursacht (Prot IV S. 1867). 

Den 'Ladungsinteressenten ist es natürlich unbenommen, trotz 
der Prozesslegitimation des Schiffers ihre Rechte selbst geltend zu 
machen. 

Art. 505. 

Wird die Fortsebsmg der Reise in der ursprünglichm JRichtung 
durch einen ZufdU verhtnderi^ so ist der Schiffer befugt , die Beise 
eidweder in einer anderen BicMung fortmiseteen, oder dieselbe auf 
k&reere oder längere Zeit einmtsfellen^ oder naek dem Abgangshafen 
gurückzukehren, je nachdem es den Verhältnissen und den m^Uehst 
Mu berücksichtigenden Anweisungen entspricht. 

Im Falle der Auflösung des Frachtvertrages hai er nach den 
Vorschriften des Art. 634 zu verfahren. 

Auch hier fordert das Gesetz yom Schiffer nur möglichste Be- 
folgung der Anweisungen der Ladungsinteressenten, weil derselbe 
gar nicht in allen Fällen im Stande ist, diesen nachzukommen, so 
namentlich dann nicht, wenn die ihm von verschiedenen Ladungs- 
interessenten zu Theil gewordenen Anweisungen einander wider- 
sprechen (Prot. V S. 2464 f.). 

Art. 506. 

Auf (Im pfTSönlichen Kredit der Ladiingshetheiligten Geschäfte 
dbeuschliessen, ist dir Schiffer auch in den FäJIm des Art. 504 nur 
auf Grund einer ihn hierzu ermächtigenden Vollmacht befugt. 
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1. Das Gesetzbuch hat die Stellung des Öchifters gegenüber 
den Ladungsinteressenten derjenigen nachgebildet, welche derselbe 
den Rhederu gegenüber einnimmt. Seine Befugnisse als gesetz- 
licher Vertreter der ersfeeren gehen daher nicht weiter , a£s die, 
welche ihm als gesetzlichem Vertreter, der Rheder zustehen. Dies 
gilt hinsichtUch der Voraussetzungen fftr die Vertretungsbefogiüss 
des Schiffers wie hinsichtlich der Natur der Haftung der Ladnngs- 
betheiligten. Diese haften, ebenso wie der Rheder , aas den vom 
Schiffer kraft seiner gesetzlichen Befugnisse abgeschlossenen Rechts- 
geschäften nur mit der fortune de mcr, d. h. mit der vom Schiffer 
abgelieferten Ladung (Prot. VI 8. 2629 f.). Dies hat der 
Art. 506 ausgesprochen; denn wenn er dem Schiffer ohne eine 
hierauf gerichtete Vollmacht die Befugniss aljspricht, auf den per- 
sönlichen Kredit der Ladungsbetheiligten Geschäfte einzugehen^ so 
erklärt er nicht nur die AbschlieBsnng Yon solchen für eine Pflicht- 
Verletzung,, sondern entzieht allen vom Schi£Fer als solchem ein- 
gegangenen Geschäften die Kraft, die Ladungsbetheiligten persönlich 
zu verbinden. Lässt also der Schiffer nach dem Untergange seines 
eigenen Schiffs auf Grund des Art. 634 die Ladung nach dem Be- 
stimmungshafen mittels eines anderen Schiffs befördern, so kann 
der Verfrachter des letzteren für die stipulirte Fracht die Ladungs- 
interessenten nicht persönlich in Anspruch nehmen, sondern nur an 
die Ladung sich halten^). Handelt der Schiffer auf Grund der 
Vollmacht eines Ladungsinteressenten, so haftet dieser unbeschränkt, 
aber nur dieser, nicht etwa auch die übrigen bei den Gütern, auf 
die sich die Handlung bezog, bethdligten rersonen. Diese können 
ans dem Geschäft überhaupt nicht in Anspruch genonmien werden. 
War also die Vollmacht vom Befrachter ertheilt, so haftet dieser 
aus dem fraglichen Geschäft persönlich, die Destinatäre gar nicht 
(vgl. Ehrenberg, beschränKte Haftung S. 50). Nothwendig ist 
es auch in solchem Falle, dass der Schiffer das Geschäft unter Be- 
rufung auf seine Vollmaeht, also als Mandatar des Ladungs- 
interessenteu abschloss. Eine Instruktion des Ladungseigenthümers, 
auf Grund deren der Kapitän, aber in der Eigenschaft als Schiffs- 
lührer, das Geschäft einging, würde diese Wirkung nicht haben. 

2. Von beschränkter Haftung des Ladungsiuteressenten 
kann alsdann nicht die Bede sein^ wenn derselbe zugleich 
Schiffer ist und in dieser Eigenschaft zum Zweck der Erhaltung 
oder Weiterbeförderung der Ladung einen Verlrag schloss. In 
diesem Falle fehlt es nämlich eben so wie beim Schiffer- Rheder 
an jedem Grunde für eine beschränkte Haftung, und das Qesetz 
kann unmöglich den, der Schiffer und Ladungseigen thümer zu- 
gleich ist, in die Lage versetzen wollen, für die Zeit des Abschlusses 
eines Geschäfts seine («Qualität als Ladungseigeuthümer abzustreifen. 



1) Soweit die aus dem ersten Frachtvertrage hervorji^egangenen Ansprüche 
dem Verfrachter des zweiten zedirt sind , macht sich natürlich diese Beschrän- 
kuog nicht geltend (s. Ehrenberg, beschränkte Haftung S. 52 Note 23). 
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um eine ihm selbst vortheilhaftere Stellung seinem Gläubiger gegen- 
über zu erhalten. Dass das H.G.B. (Art. 700) bei Verbodmung 
der Ladung auch dann diese allein für die Bodmereischuld haften 
lässt, wenn der Schiflfer Eigenthümer der Ladung ist, erklärt sich 
daraus, dass hier die beschränkte Haftung des Schuldners in der 
Natur des Geschäfts begründet ist, wie denn eben dasselbe für den 
Fall yorgeschrieben ist, wo der Schiffer die Bodmerei auf Grand 
besonderer Anwusung der Betheiligteu genommen hat. Ganz ebenso 
liegt die Sache . beim Vertrage über Berge- und Hülfslohn. Nicht 
zutreffend ist es, wenn Ehronberg, welcher (beschränkte Haf- 
tung S. 51) die entgegengesetzte Meinung vertritt, darauf hinweist, 
dass der Gläubiger bei unbeschränkter Haftung des Schuldners 
insofern in einer naehtheiligeren Lage sich befände, als ihm das 
Pfand- und Vorzugsrecht an der Ladung verloren ginge, welches 
das positive Recht bei gesetzlicli beschränkter Haftung des Schuld- 
ners dem Gläubiger gewährt, und dass aus diesem Grunde der 
Schiffer -Laduugseigenthümer, wenn er persönlich haften würde, 
nur schwer einen Kontrahenten finden dürfte; denn — wie ich 
schon in Endemanns Handbuch IV S. 103 darauf hingewiesen — 
es sind keineswegs die Forderungen mit gesetzlich beschränkter 
Haftung der Ladungseigenthümer, die mit einem solchen Pfand- 
und Vorzugsrechte ausgestattet, sondern ganz bestimmte For- 
derungen, nämlich die Frachtforderung, die Bodmereiforderung, 
die Forderungen wegen der Havariegrosse-Beiträge, wie wegen 
der Bergungs- und Hülfskosten (Art. 624, 680, 727, 753, 781), und 
zwar, wie das bei der Frachtforderung ersichtJicb, ohne Kücksicbt 
aut die gesetzlich beschränkte Haftung des {Schuldners. 

3. Für Vorschüsse, welche der Sciiififor im Interesse der 
Ladung aus seinen .eigenen Mitteln oder denen der Rheder ohne 
Auftrag der Ladungseigenthümer gemacht, haften die letzteren nicht 
nur mit der forkme de mer; denn der Art. 501, der das Entgegen- 
gesetzte zu Gunsten des Rheders statuirt, ist nicht hier für anwend- 
bar erklärt worden. In diesem Falle handelt der Schiffer lediglich 
als negotiorum gestor und kann daher die einem solchen zustehenden 
Ersatzansprüche geltend machen^). (Vgl. Prot. VI Ö. 2630.) 

Art. 507. 

Ausser dm FäUen des Art SO^ist der Schiffer mar Verbodmung 
der Ladung oder eur Verf&gung viber Laämgsthe&e durdi Verkauf 
oder Verwendung nur dann hefugt^ wenm undmsoweU es mm Zweck 
der FortseUnmg der Beise notwendig ist. 

Das Gesetz räumt dem Schiffer dne Verfugung nur über 
Ladungst heile ein, weil eine Verftusserung resp. Verwendung der 
ganzen Ladung' nicht su dem durch den Artikel allein zugelassenen 

1) Das holländ. H.G.B. Art. 738 lässt &t derartige ErsatfittsprOdke den 
Ladungseigeiithümer unbeschränkt haften. 
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Zwecke, d. h. zum Zwecke der Fortsetzung der Reise geschehen 
könnte. Denn nach Entfeniurif^ der Ladung lässt sich eine Fort- 
setzung der Reise (die nach dem Bestimmungsorte der ersteren 
geht) nicht denken. Dagegen können die Ladungstheile eben 
sowohl bestehen in Antheiien der Ladungen verschiedener Be- 
frachter, als auch in der ganzen Ladung Eines Befiracliters, wenn 
nur in dem Schiffe noch die Ladungen anderer Befrachter ver- 
bleib^i und in deren Interesse die Reise fortzusetzen ist ^) (Prot. V 
S. 2462 f.). 

Art. 508. 

Qründet sieh das BedSr/mss in einer grossen Haverei md kaum 
der Schiffer demselben durch verschiedene Maassregdn . abhelfm^ so 
hat er di^mige Maassregel m ergreifen^ welche ßr die Beiheüigten 
mä dem geringsten NaeÜheil verbunden ist. 

Als Mittel, wodurch dem durch grosse. Havarie hervorgerufenen 
Bedürfiiiss abgeholfen werden könnte, wurden in der hambureer 
Konferenz au^ez&hlt Verbodmung des Schifl«, Verbodmung der 
Fracht, Verkauf von Schiffszubehör, Verkauf von Schiffsvorräthen, 
Verbodmung von Schiff, Fracht und Ladung, Verkauf von Ladungs- 
theilen; eine Aufzählung, die jedoch für nicht vollständig erklärt 
wurde (Prot. Vlll S. 3817, S." R822). Welches von diesen und 
den sonst noch möglichen Mitteln mit dem geringsten Nachtheil ver- 
bunden ist, hännrt von den Umständen des konkreten Falls ab. Bei 
Abwägung des iSachtheiis hat übrigens der Schiffer die Interessen 
sämmtlicher Betheiligten in Betracht zu ziehen. Er darf daher ein 
Mittol, das einen ^stimmten Interessenten hesonders beschwert, 
wählen, wenn dieses für die G^esammtheit der Interessenten weniger 
beschwerlich ist Es liegt darin keine Unbilligkeit, weil bei der 
Havariegrosse eine Ausgleichung des Schadens unter sämmtlichen 
Interessenten stattfindet. Der Artikel enthält übrigens nur eine 
Verhaltungsmaassregel für den Schiffer, der sich durch ihre Nicht- 
beobachtung einer culpa schuldig macht , und es hängt von der 
Beobachtung derselben nicht die Gültigkeit des vom Schiffer ab- 
geschlossenen Geschäfts ab, weil der Dritte gar nicht in der Lage 
ist, zu prüfen, ob das Geschäft unter den obwaltenden Verhält- 
nissen die für die Interessenten am wenigsten nachtheilige Maass- 
regel ist. Dies folgt auch aus der ■ Bestimmung des Art 497 
Abs. 2, welche für den Fall des Art. 508 für anwendbar erklärt 
wild (Art. 511). 

Art 509. 

Liegt der FaM einer grossen Siaverei nicht vor, so ist der 
Schiffer sur Verbodmung der Ladung oder sur Verfiigung üher 



1) Es ist nicht nöthig, den englischep Juristen eme andere Ansicht unter* 
zulegen; s. Maclachlan 15üj Crump N. 
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Ladungstheile durch Verkauf oder Verwendung nur dann hefmfi^ 
wem, er dem Bedürfniss auf anderem Wfor nicht ahhelfen Jcwmy 
oder wenn die Wahl eines anderen Mittels eiyim unverhäUnisS' 
massigen Schaden fi'tr den Rheder zur Folge haben würde. 

Auch in diesen Fällen kann rr die Ijidung nur zusammen mü 
dem Schiff und der Fracht verbodmen (Art. 681 Abs. 2). 

Br hat die Verbodmung vor dem Verkauf m wählen ^ es sei 
denn, d(»88 die Verbodmung emen unverhältniamäsaigen Sehaden fär 
den Bheder mut Folge haben w&rde, 

Ist das für die Fortsetzung der Reise eintretende Bedürfniss 
oicbt durch eine Hayariegrosse liervorgerufen, ist es z. B. veran- 
laBst durch eine nothwenmge Reparatur des Schiffs, so kann der 
Schiffer bei der Wahl der Mittel, um demselben abzuhelfen, nicht 
das Interesse alier Betheiligten in Betracht ziehen, weil der Schaden, 
der nicht durch grosse Havarie verursacht, nicht von sämmtlichen 
Interessenten zu tragen ist; er rauss vielmehr zunächst das Inter- 
esse der Ladungsbetheiligten wahren und das Bedürfniss durch 
die Mittel decken, für welche der Rheder auf/ukoTiiiuen hat, weil 
es regelmässig diesem obliegt, die für die Fortsetzung der Reise 
erforderlichen Gelder zu beschaffen. Er wird daher zu solchen 
Mitteln, durch welche die Ladungsinteressenten beti'o£fen werden, 
nur aus den triftigsten Gründen seine Zuflucht nehmen dürfen 
(Prot Vin S. 3821). Von den Fällen, in denen das Gesetz dies . 
für zulässig erklärt, entspricht zwar der zweite, wie auch auf der 
hamburger Konferens zugegeben wurde, nicht der Konsequenz, 
tnan glaubte ihn aber aus Biiligkeitsrücksichten zulassen zu müssen, 
indem der Rheder den Ladungsbetheiligten „den Nachtheil, welcher 
ihnen durch den Verkauf der Ladung" erwachse, vollständig zu 
ersetzen habe, der Umstand aber, dass diese Pflicht zessire, wenn 
das Schiff verloren gegangen, dabei nicht in Betracht komme, da 
alsdann auch die Ladung in den meisten i^ällen verloren gegangen 
sein würde (Prot. VIII S. 3823). 

Art. 510. 

Die Verbodmmg der Ladung oder die Verfügimg €iber LadungS' 
theile durch Verkauf oder Verwendung wird in den FiUlen des vor- 
stehenden Artikels als ein für Rcchmmg des Eheders abgesehhssenes 
Ereditgeschäft (ArU m md 7^ Ziffer 7) angesdien. 

Dieser Artikel bestimmt, von welchem Gesichtspunkte aus den 

Ladungsinteressenten für die ihnen entzogenen Waaren, über die 

zu Gunsten des Kheders disponirt worden, Ersatz gewährt wird, 
Er verordnet nämlich, dass der Akt, durch welchen dies Seitens 

des Schiffers geschieht, als ein von diesem im Namen des Rheders 
eingegangenes Kreditgeschäft zu betrachten ist. Der Rheder haftet 
daher den Ladungsinteressenten für die Wiederherstellung des 
Werthes ihrer geopierten Waaren, wie er aus den für die Erhaltung 
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dcB Schiffs oder die Ausfuhrung der Reise nothwendig gewor- 
denen und vom Schiffer eingegangenen Kreditgeschäften haftet. Der- 
artige Ladungsinteressenten rangiren daher unter den Schiffsgläu- 
bigern. Den Werthj zu welchem hierbei die Waaren in Betracht 
kommen, bestimmen die Art. 612 und 613. 

Art. 5U. 

In Bmtg auf die Gidti gleit der m den FsMen der Art, 504 und 
SC7 bis 309 von dem SMffer abgeschlossenen Bechisgesehafle kommen 
die Vorschriften des Art. ^ zw Anwendung, 

Die Art. 504 und dOT-^-SQQ geben die VoraussetzuDgen an. 
unter denen der Schiffer Rechtshandlungen überhaupt und speziell 
die hier aufgezählten Rechtshandlungen für die Ladungsinteressenten 
Tornehmen Kann. Das ist in zwiefacher Hinsicht von Bedeutung. 
Die Voraussetzungen sind wesentlich eben so wohl fiir die {Statt- 
haftigkeit als für die (jültigkeit der Handlung. Sind die gesetz- 
lichen Voraussetzungen dafür vorhanden, so macht sich einerseits 
der Schiffer durch die Vornahme der Handlung keiner Verletzung 
der ihm obliegenden Diligenz schuldig ; andererseits müssen die 
Ladungsbetheiligten die Handlung für sich gelten lassen ^) , und 
zwar nicht nur die Ladungsbetheiligten, in deren Literesse dieselbe 
zunlUdist vorgenommen ist, sondern auch die, welche durch Zession 
oder Indossirung der Konnossemente an deren Stelle getreten sind. 
Macht ein Dritter ein vom Schiffer als Vertreter der Ladungs- 
betheiligten mit ihm eingegangenes Geschäft gegen diese geltend, 
so muss er erforderlichen Falls auch den Nachwds führen, dass die 
gesetzlichen Voraussetzungen vorhanden gewesen sind. Wenn nun 
aber der Art. 511 die Vorschriften des Art. 497 auch in solchem 
Falle iiir anwendbar erklärt, so heisst das: es genügt der Nach- 
weis, dass die Ladung sich in einer solchen Lage befunden 
hat, welche eine Maassregel gerade der in Rede stehenden Art er- 
forderlich erscheinen lässt (vgl. Prot. VllI S. 3816 f.). Handelt es 
sich also um ein auf die Beschaffung von Gteldmitteln gerichtetes 
Rechtsgeschäft, so ist darzulegen die Thatsache, welche die Be- 
schaffung von Geldmitteln nothwendig machte >) , der nothwendige 

1) Natürlich haben die I.adungsbetheiliG^ten derartige Handlungen auch 
dann anzuerkenDeu , wenn die Bheder daraus Hechte gegen sie geltend machen. 
Der Umstand, dase der Schiffer zugleich StellTertreter der Rheoer ist, hindert 
nidit, dass er als Stellvertreter der Ladungsinteressenten für diese VerbiDdlich- 
keifen ühernimint, die die Rheder geltend machen können : Entsch. des R.O.H.G. 
XXV S. 10, wo der Satz ausgesprochen wird, nimmt der Schiffer als Vertreter 
der Ladungsinteressenten den Yerkaitf von Gütern wegen drohender Gefahr des 
Verderbs im Nothhafcn vor, „so kann dies nur in dem Sinne geschehen, dass er 
damit zugleich Namens der JLadungsbetheiligten die Verpflichtung zur Zahlung 
der yoUen Fracht u. s. w. stillschweigend anerkennt und übernimmt 

2) Hierzu genügt es natürlich nicht, dass ein drohender Verlast ▼orhsaden, 
sondern es darf auch die Möglichkeit^ denselben absuwenden, nidit ausgesdiloB- 
sen sein. 
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Betrag der letzteren, und dass das Rechtsgeschäft gerade auf Be- 
schaffung eines solchen Betrages gerichtet war. Dagegen ist die 
Gültigkeit des Geschäfts nicht abhängig von der wirklichen Ver- 
wendung, noch von der Zweckmässigkeit der unter mehreren Ge- 
schäften getroffenen Wahl, noch von dem Umstände, ob dem Schiffer 
das eiforaerliche Geld zur Verfügung gestanden; es müsste denn 
der Dritte nachweislich in bösem Glauben gewesen sein^). 

Art 512. 

Zu den Geschäften und liechishandlungen , ivelchc der Schiffer 
nach deyi Art. 495, 496, 497, 499, 504, 507 bis 509 vorzunehmen 
befugt ist, bedarf er der in den Landesgesetzen etwa vorgeschnebrnm 
Spezialvollm acht nicht. 

I) Im englischen und amerikanischen Hecht wird der Schiffer als 
arjent of Ute cargo in special caaen oj necessity bezeichnet. Jb)r bat die Be- 
fugniss, die Ladung ganz oder zom Thefl za verkaufen oder zu Terbodmen, nnd 
zwar uoter denselben Voraussetzungen wie im deutschen Recht. Doch ge- 
nftgt es zur Gültigkeit des Geschälts nicht, dass die Nothwendigkeit zur Ein- 

Sthang desselben — wie nach deuuchem Recht — dargethan wird, sondern auch, 
e ünmOglichkeii, AnwdBang der LadongsbeiheiligteD dnniholeii, inalnli^ to 

roiin/iiniicnfe trith ihe otnier nnd oltaiv his fiircct injis. (Abbott S. 310 ff.; 
Maclachlan S. 14:. ff., bes. S. 147 f., 154—159, 4.10; Crump N. 144.337, 
Si^: Foard JS. 220 t; Kent, Comvieiu. S. 212; vgl. noch inshesondere Mac- 
lachlan S. 155: Bynteh neeesnüy aa would jtisiify bottornry, he ü authorised, 
when ownerfi credit arid property have failed to yicld him the requisite supplics, 
to have recoume to the cargo, and to hypothecate eren the tohole, or to seil a 
part^ being the agent (herein of the freighter for the purpoae of giving avalid 
tkief but b^iond theU^ in thus appropnaUng the property of the freighter to 
ihe purposen of ihe xhip, he in tJie atjent of his oivner^ irho must therefore 
indemnify the proprietor of the cargo to the fall extent of the loss or lia- 
iüüp 90 ineurred. In the Court of AdmiraUy, if the neeeseity is prored, the 
tiUe of the bondholder is ummpeaehable; cnd the remedy of the propri^or 
of the cargo is ngainst the ovmer (f the ship al covimon lav. Yet even in 
the Ädtniralty Court the ahip and freight form the primary fundf and the 
cargo i» arreeted and bail piven^ further proeeedings in regard to tt should 
he vfisj>rnf/rd until it is known that the firimary /und denrirnt.) Ob die 
Möglichkeit eines Verkehrs mit den Ladungsinteressenten vorhanden gewesen, 
ist aus der ganzen Sachlage zu ersehen. Das Recht, auch die Ladungseigen- 
thümer posönlich zu verpflichten, wird dem lächifFw nicht gewährt (Vgl. Foard 
S. 222; s. auch Maclachlan S. 15">: Bg the gener al maritime law^ he might 
Und the ship and cargo to the laut farthing of their entire value to ranxom 
them from the hands of an enemyj btU hy our Statute lair, for purpones of 
public policy, it was enacfed of all such contracts that thry loere illegal and 
Void; dazu heisst es aber Kote 2 hat d im or notr foimded on avrh ti trnvif- 

action 2« not void.) — In Frankreich gehen in Betreff der Verpflichtung der 
LadongsintereBflenten durch den Schiffer — wor&ber der Coda de eomm. schweigt — 
die Ansichten in Theorie und Praxis sehr aus einander. In neuester Zeit wird 
namentlich die Ansicht vertreten iT.aurin bei Cresp II S. 194 Note *, I .S. ^y^yli.), 
der Kapitän erscheine als gerant d'a^airen de l'ajßi eteur ctumne de l'armattur 
und als reprieeniant de» ehargevr» pour tout ce qui a trait ä 2a eonservation 
fif la marchandise on <les droits y nßVrentff; und es sei demgcmäss der Art. 21 H 
(^ode de coiiivi. zur Anwendung zu bringen, d. h. auch dem Ladungseigentbümer 
das Abandonrecht einzuräumen. 
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Art m. 

Was der Schiffer vom Befrachter, Ablader oder Ladungs- 
mipfanger ausfier der Fracht als Kaplaken, Primage oder .'^onst als 
Belohnung oder Entschiidigungy gleichviel unter tvdcheni Namen, er- 
hält, muss er dem Rheder als Einnahme in llccltnung hringen. 

1. Unter Kaplaken (panni eappales) versteht man einen 
Zuschlag zur Fracht, der in der früheren Zeit vom Befrachter dem 
•Schiffer auf Winterreisen zur Winterbekleidung (zu einer Kappe, 
Winterkappe) gezahlt wurde. Zuweilen wurden dieselben aus- 
bedungen, zuweolen freiwillig gegeben. In der neueren Zeit nahm 

i'edoch diesen Frachtsuschlag, welcher regehnttasi^ in bestimmten 
Prozenten von der Fracht, zuweilen aber auch m einer runden 
Summe ^) stipulirt wurde, durchweg die Rhederei in Anspruch, so 
dass im 11.03. nur der bestehende Zustand legalisirt worden ist 
(Pohls, Seerecht II S. 417; Kaltenborn, Seerecht I S. 156; 
Samml. der Erk. des lüb. O.A.G. in hamb. Rechtssachen II N. 73 
616 ff.; Ullrichs bamral. I N. 22 8. 66; Prot. IV S. 1921 f.) 
Dafür ist es aber Sitte geworden, dass der Kapitän unter dem 
Titel von Kaplaken eine Tantieme, in gewissen Prozenten der ver- 
dienten Brutto- und auch Nettofracht bestehend , oder statt der- 
selben eine bestbnmte Summe vom Rheder bekommt, und in dieser 
Bedeutung hat sich der Ausdruck Kaplaken besonders erhalten, 
w&hrend er in der zuerst herrozgehobenen meist durch andere Be- 
zeichnungen, wie %. fi. Primage, ersetzt ist 

2. Primage bedeutet einmal so viel wie Eaplaken (Pöhls 
a. a. O.; wie es geradezu die englische Bedmitnng dsDlr ist: Ab- 
bott S. 345; Maclach 1 an S. dann aber sind darunter und 
unter den sonstigen Belohnungen, deren der Artikel Erwäh- 
nung thuty Prämien zu yerstehen, die der Befrachter unter gewissen 
Bedingungen zu zahlen verspricht, so wenn das Schiff innerhalb ! 
einer bestimmten Zeit, oder als das erste mit der betreffenden Art 
von Ladung in dem Bestimmungshafen eintreffen , oder wenn die | 
Ladung einen vortheilhalten Markt gefunden haben werde, und ' 
Aehnliches. In der Regel werden auch hierbei Prozente der ver- i 
einbarten Fracht*), zuweilen wird eine bestimmte Summe aus- I 
bedungen. Ob die Bedingung erfXillt, entscheidet richterfiches 
(ndthigenfalls auf ein Sachyerstftndigen-Gutachten gestütztes) Arbi- 
trium; ebenso entscheidet dasselbe atfch über die Höhe der Prämie, 
wenn diese nicht in irgend einer Weise vereinbart sein sollte. 



1) Letzteres, wenn die Zahlung von Kaplaken nur für den Fall vom Be- 
frachter versprochen wurde, dass er mit dem SchiflTer zufrieden sein wtlrde. 

2) 2 "'o, 2',2 »/o, 5 0, auch 5 von 105 finden sich häufig. 

3) Die Prozente sind in der l?egel zienilich hoch; l">^'o Primage habe ich 
in vielen, namentlich hamburgischen und bremischen Chartepartien und KoimoBse» 
mentsn gefanden. 
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Auch diese Prämien wurden schon früher vielfach für den Rheder 
tttpnUrt und Tom Rheder in Anspruch genommen. 

3. Nach dem H.G.B. sollen solche Prämien in jedem 
Fall, also auch wenn sie ausdrücklich dem Schiffer yersprochen 
sind; und zwar ohne Bücksicht darauf, ob der Frachtvertrag von 
diesem selbst oder vom Rheder abgeschlossen ist, dem Rheder 
verrechnet werden. Und dasselbe gilt von den ohne beson- 
deres vorgängiges Versprechen nach Vollendung der Heise freiwillig 
vom Befrachter dem Schiffer gegebenen Geschenken. Der Grund 
wird darin gesucht, dass Alles, was der Schitier „mit dem Schiffe 
durch Ausübung seiner Pflicht zu erwerben im Stande ist, dem 
Rheder'^ gehört. Dies würde nun freilich nicht gegen das Bcdialten 
von Gesdienken Seitens des Schiffers sprechen. Der wirkliche 
Grand ist wohl vielmehr ein Zweckmässigkeitsgmnd, nämlich der, 
dass die Sitte, dem Schiffer Geschenke zu geben, sehr häufig zum 
Nachtheil des Rheders ausschlägt, sei es, dass der Schiffer das 
Schiffsmaterial über Gebühr anstrengt, sei es, dass er im Hinblick 
auf ein zu erwartendes Geschenk zum Nachtheil des Rheders sich 
niedrigere Frachtsätze gefallen lässt (Prot. IV S. 1922 Die 
Ausdehnung des Anspruchs des Rheders auf die ohne vorgängiges 
Versprechen dem Schiffer gegebenen Geschenke widerspricht denn 
eben so wohl dem gemeinrechtlichen Mandatsrecht als sie (was 
auch das B.O.H.G. anerkennt: £nt8ch. IV S. 64) über die Bestim- 
mungen des früheren Seerechts hinansgeht, welches allerdings dem 
Rheder die dem Schiffer vorher zugesagten Belohnungen zuspricht 
(Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 21. Juli 1845 in Seufferts 
Archiv IX Nr. 153). 

4. Natürlich unterliegt es keinem Zweifel, dass der Schiffer 
mit Genehmigung des Rheders derartige Geschenke hehalten kann 
(Prot. a. a. O. und VIII S. 3789). Auch ist zu beachten, dass die 
Geschenke, um unter die Bestimmung des Artikels zu fallen, den 
Charakter von Belohnungen haben, d. h. dem Kapitän ver- 
sprochen oder gegeben sein müssen im Bünblick auf seine als JSchiffs- 
rahrer geleisteten Dienste; denn da die Bestimmung entschieden 
dem anomalen Bechte angehört, indem sie auf Zweämfissigkeits- 
rücksichten berakty so ist eine analoge Ausdehnung derselben nicht 
statthaft. Hat also der Schiffer lediglich für seine Person und 
ohne Hinblick auf seine Schiffsfiihrung ein Geschenk vom Be- 
frachter (der mit ihm vielleicht befreundet) erhalten, so braucht er 
dieses nicht an den Rheder abzuliefern. Wollte man das Gegen- 
theil annehmen, so würde man damit vollständig über den Zweck 
des Gesetzes hinausgehen, welches nur eine Kollision der Interessen 
des Schiffers und des Rheders verhüten will^). 



1) G § 6, L. 10 ^ 8, ß 13, L. 12 Mandati (IT, 1). Mit dem preuss. 
l^Sk. Hesse sich dieselbe allentalls in Einklang brinp:en: ij§ 62—04 A.L.K. I, 13. 

2) Dass dies der Zweck des Artikels, nimmt aucii das K.O.H.G. £nt£ch. VI 
8.Usn. 
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5. Dfis R.O.H.G. hat unter Berücksichtigung der auf der ham- 
burger Konterenz für die Vorsclirift des Art. geltend gemachten Gründe 
der Bestimmung selbst die Bedeutung beilegen zu können geglaubt ^ 
dasB dadvreh der Schiffer verhindert werde, „irgend etwas za be- 
halten, was er in seiner Eigenschaft als Schiffer, sei es für sich per- 
sönlich, sei es für die Bhederei, sei es für die Ladangsinteressenten 
empfangen hat'' (Entsch, VI S. 65). Dieses Prinzip lässt sich je- 
doch entschieden nicht aus dem Art. ableiten, da derselbe nur von 
dem spricht, was der Schiffer vom Befrachter, Abiader oder 
Ladung8empf<änger erhält 

(3. unter Berufung auf das unter der vorigen Nummer an- 
gegebene Prinzip erklärt das K.U.H.G. (a. a. O. 8. 03 — 05) den 
•Schiffer auch für verpflichtet, eine A usfu lirprämie, auf welche 
die Ladungsinteressenten keinen Anspruch erheben, dem Rheder 
abzuliefern. Der Satz selbst ist m. E. unbedingt zuzugeben. Aus 
der Bestimmung des Art. 513 Iftsst sich iudess wohl die in Rede 
stehende Pflicht des Schiffers nur in dem Falle herleiten^ wenn die 
Ladungsinteressenten ein Kecht auf die Prämie hatten, auf diese 
aber zu Gunsten des Schiffers verzichteten. War ein solches 
Recht der Ladungsinteressenten nicht begründet, so hat der Kapi- 
tän persönlich niemals einen Anspruch auf die Prämie, sondern 
von vorn herein der Rheder, weil alsdann als Exporteur nicht der 
Schiffer, sondern tler Khcder erscheint, der Schiffer nur als Ver- 
treter des letzteren in Betracht kommt und die Prämie eben für 
den Rheder erhält. Zur Ablieferung der Prämie an den letzteren 
ist also in diesem Falle der Schiffer auf Grund der Art. 496, 5U3 
Abs. 5 verpflichtet. 

Art 514. 

Der Schiffer darf ohne Eimn'lh'f/iütf/ des JRheders für eigene 
lleelimmy l'eine Gidir vtrhiden. Hdudelt er dieser Bestimmung zu- 
tvidfr, so muss er dein Iiheder die höeiiste am ÄbJadungsorte zur 
Ahladioigszeit für solche Reisen und Güter hedungcme Fracht er- ' 
staiteny unbeschadet des liechis des Hheders^ einen erweislich höheren 
Sduiden geltmä m mat^^. 

Das Gesetz hat nicht die Fälle vor Augen, in welchen der 
Schiffer schon nach „allgemeinen Rechtsgrundsätzen" ein l'nrecht 
durch die \ erladung eigener oder fremder Güter begehen würde, 
d. b. die Fälle, in welchen der Schiffer ,,8eine eigenen Waaren 
oder die Waaren anderer Personen, von denen er sich die ent- 
sprechende Fracht zahlen^' l'asst, oder deren Waaren er „aus Qe> 
ialligkeit unentgeltlich oder gegen eine zu geringe Fracht" beför- 
dert, in der Absicht ladet, „den Rheder um die ihm gebührende 
Fracht zu verkürzen'^; sondern den Fall, wo der Schiffer Waaren 
,,auf eigene Rechnung" in der Absicht befördert, „dem Rheder 
hierfür die entsprechende Fracht zu vergüten und mit der Wnare 
Handel zu treiben und dergleichen". Das Gesetz hat dies dem 
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Schiffer untersagt, weil „Spekulationsgeschäfte des Schiffers mit 
denen des Rheders" nicht selten kollidiren, und durch dieselben 
dem letzteren „eine unpassende Konkurrenz gemacht" werden 
würde, auch durch Spekulationsgeschäfte der Schiffer nicht selten 
Zollyerwickelangeu und dergleichen entstehen dürften, welche 
dem Rheder und den übrigen Ladungsinteressenteil zum grossen 
Kachtheil gereichten'' (Prot. IV S. 1924—1928). 

Ansseraem kommt in Betreff der Mitnahme von Waaren Sdtens 
des Schiffers noch der § 297 des H.Str.G.B. in Betracht: 

— em ScJiiffer, wdeher ohne Vorwimn des Bheders Gegenstände 
mBcrd mnmt, weiche das Sddff oder die Lodmg gefährden ^ m- 
dem sie die Besdüagnahme oder Eiimehimg ■ des Schiffs oder der 
Ladung veranlassen können, tvird mit Geldsirafe bis m eintausend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefangniss bis m zwei Jahren bestraft, 

Art' 515. 

Der Schiffer lann, selbst wenn das Gegenfheil vereinhart ist, 
jederzeit von dem llheder entlassen werden, jedoch unbeschadet seiner 

Eniscli ä digungsa n sprä che. 

Das zwischen dem Schiffer und dem Rheder bestehende Kechts- 
verhältniss beruht auf einer Dienstmiethe , und zwar der Kegel 
nach einer Joratio condudio operarum. Daraus geht für den Rhe- 
der der Anspruch auf die Dienste des Schiffers, und für den 
Schiffer der Anspruch auf die ihm versprochene mcrces und die 
etwa daneben noch ausbedungenen Emoluniente hervor. So sicher 
nun jeder der Kontrahenten verpflichtet ist, so lange das Verhält- 
niss besteh^ die aus dem Kontraktsverhältniss fiir ihn hervorgehen- 
den Verbindlichkeiten zu erflEUIen, so kann er seine Ansprft^e aus 
dconselben anheben. Der Rheder ist daher berechtigt, jeden Augen- 
blick auf die Dienstleistungen des Schiffers zu verzichten, d. h. 
denselben seiner Funktionen zu entheben. 

Das Vertretungsverhältniss dritten Personen gegenüber beruht 
auf einem dem Schiffer Seitens des Rheders ertheilten Mandat 
Da das Mandat jederzeit vom Mandanten widerrufen werden kann, 
so kann der Rheder auch stets das gedachte Vertretungsrecht des 
Schiffers beseitigen. 

Auf diesen Grundsätzen des bürgerlichen Rechts beruht die 
Bestimmung des Artikels. 

Art. 516. 

Erfolgt die Entlassung, weil der Schiffer untiUhtig befunden isi^ 

oder wm er seiner Pflicht niclit genügt, so erhält er nur dasjenige^ 
tcas er von der Heuer einschUessUch aUer sonst bedmgenen Vor- 
iheHe bis dahin verdient hat, 

Lewis, SMMeht. I. 2. AvfL 11 
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1. Der vorangehende Artikel hat als Regel das Prinzip aul- 
gestellt: Der Rheder kann den Schiffer seiner Funktionen ent- 
heben, letzterer beh&lt aber dessenungeachtet seine Vermögens- 
rechtlichen Anspräche ans dem Dienslyertrage. Li den folgenden 
Artikeln wird dieses Prinzip genauer bestimmt resp. modifizirt. 
Der Art 516 behandelt den Fall, in dem durch Schuld des 
Schiffers der Dienstvertrag nicht erfüllt werden kann, weil der 
Schiffer die ihm obliegenden Dienste nicht leistet. Für diesen Fall 
ist die Entscheidung bereits durch das bürgerliche Becht gegeben. 
Qin oi^eras suas locavitj totius temporis mercedmi accipere dehet, si 
per mim non stetit, quo minus Optras praestet, heisst es in L. 38 
Locati (19, 2). Der locator operarum hat also keinen Anspruch 
auf Lohn, soweit er die Dienste nicht geleistet hat. Und daraus 
folgt wieder, dass, wenn der Dienstvertrag wegen Nichtleistung der 
beaungenen Dienste aufgelöst wird, die merces nur bis zur Auf- 
lösung zu zahlen ist 

Die Nichtleistung kann nun ihren Grund hahen in der Un- 
tftchtigkeit des Schiffers — und darunter ist der Mangel der 
erforderlichen Kenntnisse und sonstigen Fähigkeiten zur Führung 
des Schiffs zu verstehen (Prot IV S. 1933 f.) — oder in Pflicht- 
verletzung. 

Unter dem „seiner Pflicht nicht 2:enügen" ist nicht jede ge- 
ringfügige Pflichtversäumniss" zu verstehen, sondern nur schwerere 
Pflichtversäumniss , welche sich als Nichtleistung der aus dem 
Dienstverhältniss hervorgehondeu Dienste charakterisirt. Wann 
dies aber anzunehmen, darüber entscheidet arbitrium iudicis (Prot, 
IV S. 1934;. 

2. Die Bestimmung dieses Artikels grmh Platz, mag der 
Schiffer auf bestimmte oder unbestimmte Zeit oder auiLeoens* 
dauer angestellt oder für eine bestimmte Reise geheuert sein 
(Prot. IV §. 1933, 1985). Der Umstand, dass im letzteren Falle eine 
toeatio conducHo operis vorliegt, begründet keinen Unterschied. 

Art 517. 

Wenn ein Schiffer, welcJier für eine hesii))fnitc Heise fnigestelU 
ist, entlassen ivird, weil die Reise werjen Krieg, Emhargo oder Bio- 
hade, oder -wegen eines Einfuhr- oder ÄK^fdirverbots , oder ivegen 
eines anderen Schiff oder Ladung betreffenden Zufalls nicht an- 
getreten oder fortgesetzt werden kam, so erhält er gleichfalls nur 
dasjeiiigCf was er von der Heuer emsMiessUch a^er sonst bedungenen 
Voriheile bis dahin verdient hat. Dasselbe gütj wenn ein auf tm- 
hestimmte Zeit angestellter Schiffer entlassen wird, nachdem er die 
Ausführung einer bestimmten Beise übernommen hat. 

Erfolgt in diese9i Fäüen die EnÜassung niihrefid der Reise, SO 
hat der Schiffer ausserdem nach seiner Wahl entweder auf freie 
Zurücl'beförderung nach dem Hafen, ivo er gelieuert worden ist, oder 
auf eine entsprechende Vergütung Atispruch, 
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Wenn nach den Besimmmgen dieses Oesetebuchs ein Anspruch 
mf freie ZurücJchefördfrung begründet istf 80 umfasse derselbe amch 
den ütUerhuU während der BeUe. 

1. Der Artikel handelt Yon der Entlassung des Schiffers 
wegen der durch Zufall Terursachten Unmöglichkeit, 
das Reiseunternehmen auszuführen. Hierbei trifft er zu- 
nächst seine Bestimmung in Betreff des für eine bestimmte Reise 
geheuerten Schiffers, hat also nur eine conductio opt^iSy nicht opc- 
ramm vor Augen, indem dabei der Schifl'er nicht nur Dienste zu 
leisten übernommen hat, sondern die Hervorbringung einer be- 
stimmten Wirkung, nämlich das Schiff an den Bestimmungsort zu 
fähren. 

Nach gemeinem Zivilrecht trifft nun der casus ^ welcher die 
Ausführung des opus yerhmdert, den etmänekir o^^ertB insofern, als 
er den Anspruch auf die merces verliert^ oder, wenn die Uebergabe 
des opus stückweise erfolgt, doch so weit, als die Uebergabe noch 
nicht erfolgt ist Diesem Prinzip ist die Bestimmung des Abs. 1 
des Artikels konform. Der locator operis, der Rheder, wird von 
dem Augenblicke an von der VerbindÜchkeit fernerer 2lahlung der 
merces an den conductor, den Kapitän befreit, in dem die Herstel- 
lung des opiis, die Ausführung der Reise durch einen diese selbst 
betreffenden Zufall unmöglich geworden ist. Das ist einmal der 
Fall bei einem das Schiff oder die Ladung oder beide betreffenden 
Zufall, wenn z. B. das Schiff untergeht, die Ladung verbrennt; 
ferner in den Fällen von vis fnaior, welche sich als Verhinderungen 
TOn hoher Hand (von Seiten souveräner Mächte^ charakterisiren; 
nftmlidk wenn der Staat, dem der Bheder oder der Ladungseigen- 
thümer angehört, in einen Krieg verwickelt ist, wodurch Schiff 
oder Ladung unfrei, d. h. der Gefahr des Aufbringens ausgesetst 
wird; wenn Embargo, ein vorläufiger Arrest, von dem Staate, in 
dessen Gebiet sich das in Frage stehende Schiff befindet, auf alle 
in seinen Häfen oder Territorialmeeren befindlichen Schiffe oder 
die von der Nationalität des ersteren gelegt wird; wenn der Hafen, 
in welchem das betreffende Schiff liegt, oder der, nach welchem 
es bestimmt ist, blokirt ist; wenn für die Waaren, die das Schiff 
geladen, im Ausgangshateu ein Ausfuhrverbot odei* im Bestimmungs- 
hafen ein Einfuhrverbot besteht, in diesen Fällen trifft die vis 
maior stets Schiff oder Ladung, wenn sie zunächst auch in der 
Person des Rheders oder eines Ladungscigenthümers eingetreten 
sein sollte. Bricht z. B. Krieg aus zwischen einer Macht und dem 
Staate des Ladungseigenthttmers, so wird dadurch zuerst der 
letztere zum Angehörigen einer kriegführenden Macht, zugleich 
wird dadurch aber auch die Waare zum feindlichen Gut, allerdings 
indirekt, im Gegensatz zur Eriegskontrebande, wobei das Gut 



1) L. 36 Locati (10, 2) : — qitod vero (seil, opita) ita contfuctuvi */V, ut 
in pedee meii^urasve praestetWf eateuus couductoris pericido c<*i, quatenus 
admentum non sit. 

XI* 
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unmittelbar durch seine Eigenschatt und ohne Kücksicht aut" den 
Eigenthümer der Konfiskation unterworfen wird. Deshalb wurde 
auch in zweiter Lesung statt der Worte: ,,oder wegen eines SehilF 
oder Ladung betreffenden Zufalls" zu setzen beschlossen: „oder 
wegen eines anderen — Zufalls" (Prot. VIII S. 3800). 

Ganz anders liegt die Sache bei einem sonstigen, die Person 
des Rheders betreffenden Zufall, z. B. wenn die im Frachtverträge 
ansbedungene Ladung nicht geliefert wird. Hierbei nämlich lässt 
sich nicht sagen, dass die Beise absolut unmöglich wird, sie wird 
vielmehr nur nutzlos und unzweckmässig, und der Rheder giebt 
sie deshalb freiwillig auf (Prot. IV S. 1931 f., S. 1935 f.). 

Man darf übrigens nicht sagen, dass bei Verfügungen von 
hoher Hand die Heise auch nicht absolut unmöglich sei; denn was 
gegen das Recht und denigemäss aucli gegen die Grundsätze des 
Völkerrechts vei*8tösst, muss eben so als unmöglich bezeichnet wer- 
den, als was faktisch unmöglich ist. Nur hinsichtlich der Blo- 
kade dürfte noch die Frage aufzuwerfen sein, ob dieselbe, um die 
im Artikel bezeichnete Wii^ung hervorzubringen, eine völKerrecht- 
lich wirksame sein müsse ^ oder ob es genüge, dass die Umstände 
ein dieser Voraussetzung entsprechendes Verhalten rechtfertigen? 
Ich glaube das Letztere und halte es daher für ausreichend, wenn 
die Blokade gehörig notifizirt ist. Allerdings muss eine Blokade, 
um für die Staaten, welche die Pariser DeÜaration vom 16. April 
1856 unterzeichnet haben, resp. derselben beigetreten sind, verbind- 
lich zu sein, effektiv, d. h. durch eine hinreichende Macht aus- 
geübt sein, um den Zugang zum feindlichen Küstengebiet thatsäch- 
lich zu verhindern. Allein hiervon hängt doch nur die völker- 
rechtliche Gültigkeit der Blokade ab, für irgend welche privat- 
rechtliche Verhältnisse muss der gedachte Umstand als durchaus 
irrelevant bezeichnet werden; denn die Gefahr des Aufbringens 
durch die Kriegsschiffe der blokirenden Macht bleibt bestehen. 
Erklttrt nSmlich ein Staat bestimmte Häfen oder Küsten eines an- 
deren Staates für blokirt, so giebt er damit zu erkennen, dass er 
jedes Schifl', welches sich der blokirenden Küste nähert, wie ein 
solches behandeln werde, welches die wirkliche Blokadelinie zu 
durchbrechen unternimmt. Ob freilich der betreffende Staat diese 
seine Absicht ausführen kann, hängt von seiner Machtstellung und 
dem Verhalten der neutralen grossen Seemächte gegenüber dieser 
Maassregel ab. Aber eben so ist auch die Möglichkeit, eine wirk- 
liche Blokade aufrecht zu erhalten, durch die Machtstellung des 
blokirenden Staates bedingt. Man kann daher dem liheder nicht 
zumuthen, sein Schiff der Grefahr der Aufbringung auszusetzen auf 
die Möglichkeit hin^ dasselbe in Folge einer Intervention sdnes 
Staates oder fremder Staaten nach längerer Zeit wieder zu erhalten. 
Eine feste Praxis besteht indess über diesen Punkt nicht. Ein 
Erkenntniss des Appellationsgerichts zu Marienwerder vom 5. Juli 
1865 steht auf dem Standpunkt, welcher hier eingenommen ist 
(Busch, Archiv VI S. 489 f.), zwei Erkenntnisse des Kommerz- 
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und Admiralitäts-Kollegiums zu Danzig vom 26. Juli und 6. Sep- 
tember 1864 stellen für das Eintreten der an eine Blokade ge- 
knüpften privatreclitlichen Wirkungen das Erforderniss einer 
eß'ektiven Blokade als selbstverständlich hin (Busch, Archiv IV 
S. 487 f.). 

2. Dem fiir eine bestimmte Reise geheuerten Schiffer wird 
der auf unbestimmte Zeit angestellte gleichgesetzt, wenn er die 
AuBfÜhrung einer bestimmten Reise übernommen hat, 
weil man au(£ im letzteren Falle die Sache ao anznaehen pflegt, 
„ala aei der Schiffer nunmehr wenigatena fär dieae beatimmte Reiae 
angeatellt'', da er aich „für dieaelbe einzurichten'' hat und somit 
darauf muss rechnen können, „dass der Rheder ihn fUr die Dauer 
derselben im Dienste belasse" (Prot. IV !S. 1^33). 

3. üeber den iieitpunkt, in welchem die Ausführung der 
Reise als übernommen ^t, vgl. die Bemerkungen zu Art. 518 
b. 167. 

4. Die ßestimnmn*^ des Abs. 2 ist durch die Billigkeit ge- 
boten (Prot. a. a. O.). Da der Anspruch auf Zurückbe for- 
dern ng bezw. (nach seiner Wahl) Vergütung an keine Be- 
dingung geknüpft wird, so kann der Schiffer letztere auch dann 
forSem, wenn er in dem Hafen , in welchem er entlaaaen iat, in 
fremde Dienate tritt (Moti?e zum preuaa. Entw. S. 241). 

5. Während der Zurückbeförderung soll dem Schiffer auch 
Unterhalt Seitens des Rhedera zu Theil werden. Unter Unter- 
halt ist aber lediglich Beköstigung, und nicht auch Bekleidung zu 
verstehen. Dies ergiebt sich aus der Geschichte der Bestimmung 
in Verbindung mit ihrer Tendenz. Im Art. 436 des preussischen 
Entwurfs war dem Schilfer für den Fall, dass ihm ein Anspinch 
auf freie Zurückbeförderung zustand, auch „Beköstigung" während 
der Reise gewährt. Eben so spricht der Art. 460 des Entwurfs aus 
erster Lesung dem Schiffer neben der freien Zurückbeförderung 
„Beköstigung während der Rückreiafl^ zu. In zweiter Leaung 
wurde y um Wiederholungen zu vermeiden, beachloaaen, den Satz 
aufeuatellen, daaa ,4^ der Verpflichtung, freie Rückbeförderung zu 
gewähren, in allen Fällen zugleich die Verpflichtung enthalten aei, 
für freien Unterhalt während der Rückreise zu sorgen" (Prot. VIII 
S. 3896). Hierbei ist nun „Unterhalt^' an Stelle des Wortes „Be- 
köstigung" gesetzt, ohne dass auch nur eine Andeutung vorhanden 
wäre, dass damit eine weitergehende Verbindlichkeit des Rheders 
hätte ausgedrückt werden sollen. Was die Tendenz der Bestim- 
mung anlangt, so soll der Schiffer, wenn ein Zufall die Vollendung 
der Reise unmöglich macht, in den Zustand zurückversetzt werden, 
in dem er sich bei Beginn der Reise befand, d. h. er soll, ohne 
daaa ihm daraus irgend welche Kosten erwachsen, in den Hafen, 
in dem er geheuert ia^ zurflckeebracht werden. Hienm iat ea er- 
forderlich, daaa ihm während der Reiae unentgeltiidi Bekdatigung 
SU Theil wird, nicht aber Bekleidung, um ao weniger, ala ihm 
aolehe während der eigentlichen Heuer-Reiae vom Rheder gleich£EJla 
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nicht gewährt wird, und er nicht verlangen kann, aus der in 
Rede stehenden Beendigung seines Kontraktsverhältnisses einen 
besonderen Vortheil zu ziehen (Erk. des ßerl. O.Trib. in Striet* 
horsts Archiv LXll S. 245 Ü.). 

Art. 518. 

Wird ein Schiffer^ iveJclirr axf unhcsHmmtc Zeit angestellt ist^ 
aus anderen als den in den Art. 516 und 517 angeführten Gründen 
enÜasseny ncuMem er die Ausfiihrung einer bestimmten Reise über' 
nammen hatf so erhäU er ausser demjenigen, was üm nach dm Be- 
sUnmungen des vorigen ArUhels gehfäurtf cik Bntschädigung noch die 
Heuer fär ewei oder vier Monaief je ncuMem die Entlassung in 
einem curopäischm oder in einem nichtniropäiscJien Hafen erfolgt 
ist. Jedoch erhält er in keinem Falle mehr, als er erhalten haben 
würde, wem er die Beise m Ende gefuhrt Mite. 

1. DieserArtikelhandelt von der willkürlichen (d.h. ohne ge- 
setzmäasigen Gmnd eri'oleten) Entlassung des Schiffers von Seiten 
des Rheders. Das C^setzbach hat nun keine Bestimmungen getroffen 

über die Folgen einer solchen Entlassung bei dem auf Lebenszeit, auf 
bestimmte Zeit und für eine bestimmte Reise angestellten Schiffer^ 
auch nicht bei dem auf unbestimmte Zeit angestellten, bevor er eine 
bestimmte Reise auszuführen begonnen hat. Hierfür sind daher ledig- 
lich maassgebend die Grundsätze des bürgerlichen Rechts und die 
Bestimmungen des Dienstkontrakts (Prot. IV S. 1938, ö. 1942 f.). 
Enthält daiier der letztere keine abweichenden Bestimmungen, so 
wird der Rheder in den drei ersten Fällen dadurch, dass er er- 
klärt, keinen Gebrauch mehr von den Diensten- des Schitiers machen 
SU wollen, keineswegs befreit von den ihm aus dem Kontrakts- 
verhftltnisse dem Schiffer gegenüber obliegenden Verpflichtungen. 
£r hat viehnehr diese während der kontraktmässigen Dauer des 
Dienstrerhfiltnisses nach wie vor voUständig zu erfüllen. Bei der 
Anstellung auf unbestimmte Zeit dagegen würde der Rheder den 
Schiffer, ohne zu einer Entschädigung verpflichtet zu sein, jederzeit 
entlassen können. Der Artikel ordnet nur den Fall, wo der auf 
unbestimmte Zeit angestellte Schiffer den Auftrag erhalten, eine 
bestimmte Reise zu unternehmen und die Ausführung dieses Auf- 
trags begonnen hat. 

Dieser Fall ist nämlich durchaus nicht dem gleich, in welchem 
der Schiffer für eine bestimmte Reise geheuert ist, wennschon 
beide im vorigen Artikel wegen der faktischen Aehnlichkeit der 
Verhältnisse aus BilligkeitsrÜdEsichten ^l^ch behandelt sind (Prot 
IV S. 1945). Wir haben vielmehr in diesen Fallen ganz verschie- 
dene Kontraktsformen, im letzteren Falle eine locaUo eonäluiio 
cperiSf im ersteren operarum. In diesem würde der Rheder von 
seinem Recht, den Schiffer jederzeit zu entlassen, Gebrauch machen 
kennen. Nur würde . freilich der Schiffer nicht nur die bereils 
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verdiente Heuer, sondern auch Ersatz aller Auslagen und alles 
Schadens verlangen können, welcher ihm dadurch erweislich er- 
wachsen ist, dass er sich dem Rheder für die in Aussicht genom- 
meDe Heise zur Disposition gestellt hat, also auch Ersatz des Ge- 
winnBy der Umi aus einem anderen Hetterkontrakt nachweisbar zu 
Theil geworden wftre. Die Bestimmung des Artikels ist nun eben 
sowohl im Interesse des Schiffers, dem dadurch eine in der Mehr- 
sahl der Fälle höchst schwierige Beweisführung erspart wird, als 
des Rheders, dessen Recht, den Schiffer zu entlassen , durch allzu 
hohe Entschädigungsforderungen illusorisch gemacht werden könnte 
(Prot. IV S. 1038). 

Dass dem Schiffer auch dann eine Entschädi^unp: gebührt, 
wenn er n;ieh den Grundsätzen des bürg;erlichen Rechts irgend 
einen Anspruch gegen den Rheder gar nicht begründen könnte, 
rechtfertigt sich dadurch , dass auch er (nach Art, 521) von einer 
einmal übernommenen Reise nicht willkürlich zurücktreten darf 
(Prot. IV S. 194:3). 

2. Die Ausführung der Reise» wovon die Anwendbarkeit 
des Artikels abhängt, beginnt mit dem Augenblick, in welchem 
der Schiffer, dem "m. einem Vertrage auf unbestimmte Zeit vorher 
ein Aufkündigungsrecht ebenfalls zusteht, verpflichtet ist, die Reise 
auszufuhren; also mit dem „Augenblick, in welchem er zur Aus- 
führung derselben Anweisung erhalten und letztere ausdrücklich 
oder faktisch durch Beginn der Vorbereitungen und dergleichen 
akzeptirt" hat (Prot. IV S. 1945). In jedem anderen Falle ist da- 
gegen der Rheder betagt, den Schiffer zu entlassen, ohne Rücksicht 
darauf, ob eine kurze oder lange Zeit seit der letzten Reise ver- 
strichen ist, und der Schiffer glauben musste, dass eine neue Reise 
bald unternommen werden würde. Es würde in diesem Falle auch . 
an einem nachweisbaren Entschädigungsanspruch fehlen, den er 
gegen den Rheder geltend machen könnte (Prot. VIII S. 8803). 

3. Ueber den Begriff der europäischen Häfen im Sinne 
des H.G.K vgl. Art 447. 

Art. 519. 

War die Heuer nirht zeitweise, sondern in Bausch und Bogen 
fiir die f/anze Brise bedungen, so wird in dm Fällen der Art. 516 
his 518 die irr diente Heuer mit Bncksicht auf den vollen Heuerbe- 
trag nach Vcrhältniss der geleisteten Dienste, sowie des etwa zurück- 
geUgten Tlieils der Reise bestimmt Zur EnniUdmg der im Art, 518 
erwähnieH Heuer f&r zwei oder iiier Monate wird die durehst^mit^ 
Uthe Dauer der Reise einsMiessli^ der Ladmga- und Löschungs- 
ieit unter Berücksichtigung der Beschaffenheit des Schiffs in AnsaiM 
gebrachty und dana^ die Heuer ßr die mcei oder vier Monate he^ 
rechnet, 

1. In den Art. 516 bis 518 wird der regelmässige Fall vor- 
ansgesetz^ dass die Heuer des Schiffers monatweise Mdungen ist. 
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Art. 519 giebt an, in welcher Weise die Bestunmimgen der ge- 
dachten Artikel aufzufassen sind, wenn die Heaer in Bausch und 
Bogen für die Keise bedungen ist. 

2. Für die Art. 516 und 517 ordnet Art. 519 nicht nur an, 
wie bei der in Bausch und Bogen für eine Reise festgesetzten 
Heuer die verdiente Heuer zu berechnen, sondern er entscheidet 
auch die bei diesen Artikehi möglicher Weise aufzuwerfende Vor- 
frage^ ob Tor vollendeter Bebe Ton verdienter Heuer über- 
haupt die Rede sein kdnne, wenn ein Bauschquantum für die ganze 
tLeise, d. h. für die Vollendung der Reise festgesetzt ist; und zwar 
entscheidet er dieselbe im bejahenden Sinne (Prot. IV S. 1947). 
Die verdiente Heuer selbst ist durdi sachverständiges Ermessen 
festzustellen, indem in Betracht gezogen werden die bereits ge- 
leisteten Dienste und das Resultat derselben im Verhältniss zu den 
für die Zurückiegung der ganzen Reise aufzuwendenden Diensten. 

3. Zur Ermittelung des Betrages der im Art. 518 dem Schiffer 
zugebilligten, in zwei- resp. viermonatlicher Heuer be- 
stehenden Entschädigung ist durch sachverständiges Gut- 
achten die regelmässige Dauer der in Frage stehenden Reise — 
unter Berücksichtigung der Fahi^esdiwindigkeit eines Schiffs der 
in Rede stehenden Art — festzustdlen, wofür nur die positive Vor- 
schrift beetehty dass in die Zeitdauer der Reise auch die Lade-und 
Lösch zeit eingerechnet werde. 

Zu beachten ist noch, dass unter der verdienten Heuer des 
ersten Satzes die Heuer mit Einschluss der dem Schiffer zustehen- 
den Eaplaken und sonstigen ausbedungenen Vortheile zu verstehen 
ist (s. Art. 516 f.), unter der Heuer im zweiten Satze die reine 
Heuer mit Ausschluss sonstiger Emolumente (s. Art. 518; vgl. 
Prot. IV S. 1937, 1941> 

Art 520. 

JEndet die Büehreise des Schiffs niM m dem Hema&uihafent 
und war der Sckiffer f&r die Aus- und E&ehreise oder auf unbe" 
sHmmte Zeit angestellt, so hat der Schiffer Anspruch auf freie Zu- 
rückheförderung nach dem Hafen, ivo er geheuert worden ist, und 
a/i/if jp&ribegug der Heuer während der Beise oder nach seiner Wahl 
auf eme ent^eehende Vergütung. 

Der preussische offizielle Text liest hier: »auf bestimmte Zeit^ 
statt „auf unbestimmte Zeit'', was aber offenbar ein Druckfehler 
ist (vgl. Prot. VIll S. 3833). 

Ueber Zurückbeförderung s. Aus^rung zum Art. 517 N. 5 
S. 165 f. 

Art. 531. 

Ber SMffer, welcher aiuf unbestummte Zeil ongesleRi ist, muss, 
sobald er eine Reise ang^eten hat, in dem Dienste verhleibenf bis 



üiyiiized by Google 



Von dem Sdiiffer. Art 521. 



169 



das Schiff in den Heimathshafen oder in einen iidänäisehen Bafen 
gmückgekehrt und die Entlöschung erfolgt ist. 

Er kann jedoch seine Entlassung fordern j wenn seit der ersten 
Ähreise mrei oder drei Jahre verflossen sind, je nachdem das Schiff 

gwr Zeit der Aufkündigung in einem europäischen oder in einem 
nicht€f(ropnische)i Hafe7i sich befindet. Fr hat in einem solchen Falle 
dem Bhcd'T die zu seiner Ersetzting erforderliche Zeit ::ti ff eir Uhren 
und den Diemt inzwischen fortzusetzen, jedenfalls die laufende Heise 
zu hee^idigeyi. 

Hat der Bhedcr sofort nach dtr Kmuligung die Rüchreise a»J- 
geordnetj so muss der Schiffer das Schiff zurück führe^i. 

1. Das zwischen dem Rheder und dem Schiffer bestehende 
Verhältniss ist ein VertraueDSverhältiUBSy bei welchem jeder Theil 
auf die bona fides des anderen rechnen rauss. Eine Verletzung 
dieser bona fides wäre es, wenn der (auf unbestimmte Zeit ange- 
stellte) Schiffer durch die an sich zulässige unzeiti e A uf kün- 
dig ung des Verhältnisses dem Rheder Verlegenheit bereiten, 
möglicher Weise eniptindliche Verhiste zufügen würde, indem dieser 
alsdann unter Umständen genüthigt wäre, einer Person das Kom- 
mando zu übergeben, der er sein \ ertrauen nur in geringem 
MaasBe schenkt Darauf beruht die Bestimmung, dass der Schiffer 
m der Fremde den Dienst nicht verlassen darf. 

Von dieser Begel statuirt aber der Abs. 2 eine Ausnahme, um 
die Interessen des Rheders mit denen des Schiffers in Einklang 
SU bringen. 

2. Die dem Schiffer im Abs. 2 auferlegte Pflicht, auch nach 
der von seiner breite erfolgten Kündigung den Dienst fortzu- 
setzen, bis der Rheder ihn ersetzt hat, nöthigt denselben, nicht 
blos „das Schiff unter seiner Obhut*^ zu behalten, und deshalb 
einstweilen mit demselben still zu liegen, sondern auch „den etwa 
bereit liegenden Ordres zur Antretung einer neuen Reise Folge" 
zu leisten (Prot. IV S. 2017). 

3. Unter der laufenden Reise ist natürlich nicht die s. g. 
Heuerreise („aus und zu Haus^ zu verstehen, sondern die Fracht- 
reise, auf der sich der Schiffer zur Zeit seiner Kündigung gerade 
beendet (Prot. VIII S. 3804). 

4. Die Rückreise im Abs. 3 ist nicht nothwendiger Weise 
die Reise nach dem Heimathshafen des Schiffs oder auch nur nach 
einem inländischen Hafen; sondern es kann als solche auch die 
Heise nach einem in der Nälie des Heimathshatens oder doch in 
der Richtung der Heimreise btkigenen Hafen angesehen werden. 
Ob freilich im konkreten Falle eine Reise der letzteren Art als 
Rückreise betrachtet werden kann, ist durch richterliches Arbitrium 
zu bestimmen (Prot. IV S. 2018). 

5. Der Artikel trifft keine Bestimmung für den Fall, dass der 
Sehiffer für eine bestimmte Reise oder auf bestimmte Zeit 
geheuert ist. Im ersten Falle hat der Schiffer, wie sich aus der 
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Natur des Heuerkontraktes ergiebt^ zumeist in seinen Funktionen | 
zu verbleiben, bis das J>chifF in den Hafen, von dem es ausgegangen, 
zurückgekehrt ist. Denn regehnässig gilt erst dann die Reise — 
nämlich stets, wenn sie als «aus und zu Haus'' beabsichtigt ist 
als vollendet. Auch die Entlöschung wird, in diesem Falle der 
Sdii£fer abwarten müssen, wenn das Schiff mit Ladnne zurfick- I 
gekehrt ist, weil eine Frachtreise erst mit der £ntlösc£ung des 
Schiffs ihr End(! nimmt (Prot. IV S. 1949, 1957). Im zweiten 
Falle hört allerdings mit Ablauf der yertragsmässigen Zeit die 
Pflicht des Schiffers, das Kommando zu fähren, auf. Es verstösst 
dieser Satz auch nicht ge^en die dem Kapitän obliegende hona 
fidcs^ da es Sache des Rheders ist, bei Ablauf der Vertragszeit für 
einen anderen Öchiffsführer zu sorgen (Prot. IV 1957 f.). 

Art m. 

Die Sehiffspart, mit iceleher der Schiffer auf Grund einer fniS 
den übrigen Rhedem getroffenen Vereinbarung als Mitrheder an dem 
Schiff heÜmUgt ist, mm im Fall seiner unfrewnUigen Entlassung 

auf sein Verlangen von den Mitrhedern gegen Auszahlung des durch 
Sachverständige zu hcsiimmcndcn Schätzungswerthes nhrrnojnmen 
Wfrdrn. Dicsf's Recht des Schiffers erlischt, wenn er die Erklärung^ 
davon Gebrauch zu machen, ohne Grund verzögert. 

1. Der Bestimmung dieses Artikels liegt die Thatsache zu 
Grunde, dass nicht selten nur Parten- Eigenthümer zu Schiffsführern 
bestellt werden. Dadurch, dass das Gesetz die Mitrheder nöthigt, I 
die Schiffspart des gegen seinen Willen entlassenen Kapitäns dem- 
selben abzunehmen, soll dieser in den Stand gesetzt werden, auch 
unter den angegebenen Verhältnissen wieder das Kommando eines 
Schiffs zu erhalten. 

2. Die Mitrheder sind indess nur verpflichtet, die Schiffspart 
zu übernehmen, welche der Schiffer in Folge einer Ueberein- 
kunft mit den Übrigen Rhedem erworben hat, d. b. welche er in 
Folge seiner Anstellung als Schiffer mit dem Willen der Mitrheder 
erworben hat, oder mit Rücksicht auf welche seine Anstellung als 
dchiffer erfolgt ist (Prot. VIII S. 3828). Auch erlischt das Recht 
desselben, wenn er nicht in billiger Frist den Willen zu dessen 
Ausübung kundgiebt. Man will dadurch verhindern, dass der 
Schiffers sein Recht zu einem für die Rheder etwa besonders un- 
günstigen Zeitpunkt geltend macht (Prot. IV S. 1948). 

Art. 528. 

Falls der Schiffer nach Antritt der Reise erhrankt oder wr- 
wundct unrdf so trägt der JRheder die Kosten der Verpflegung und 
Heüung: 
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i. wenn der Schiffer mit (hm Schiffe zurückkehrt und die Rück- 
reise in dem Heimathsliafen oder in dem Hafen endete wo er 
gdmert worden ist^ bis mut Bemdigung der Büehreise; 
wem er mit dem Schiffe gwrüekkehrt md die Beise nidU in 
einem der genaumten Häfen endet, bis mm Ablaiuf vm sechs 
Monaten seil Beendigung der Bückreise; 

3, wem er wöhrend der Beise am Lande zurückgrlc^ssen werden 
musstcy bis zum Ablauf wm sechs Monaten seU der Weiterreise 
des Schiffs. 

Auch grhührt ihm in den beiden letzteren FüUm freie Zuriich- 
beförderung (Art. ÖJ7) oder nach seiner Wahl eine entsprechende 
Vergütung. 

Die Heuer einsMiessUch aller sotist bedungenen Voriheile &e- 
zieht der nach Antritt der Beise erkrankte oder verwundete Schiffer, 
wem er mä dem Schiffe ewrikihkehrt, bis mmr Beendigung der Biuch' 
rewe, wem er am Lande eurüekgelassen werden musstej bis jbu dem 
Tage, an welehem er das Schiff verlässt, 

Ist der Schiffer bei VerÜteidigmg des Schiffs beschädigt, so hat 
er überdies auf eine angemessene, erforderUchenjfaÜs vandemBidUer 
m besiinmende Belohnung Anspruch. 

Die Bestinunungen des Artikels greifen dann nicht Platz, wenn 

die Erkrankung oder Verwundung des Schiffers durch seine Schuld 
herbeigeführt ist. In diesem Falle steht nämlich bereits nach den 
Gmndsätzen des allgemeinen bürgerlichen Rechts dem Rheder eine 
Einrede gegen den Anspruch des Schiffers auf Ersatz der Kosten 
der Heilung und Verpflegung zu (Prot. IV «S. 2035). 

Art. 584» 

Stirbt der Schiffer nach Antritt des Dienstes, so hat der Rheder 
die bis mm Todestage verdiente Heuer einsehUesslich oMer sonst be- 
ämtgenen Voriheile m entrie^ien; ist der Tod nach Antritt der Beise 
erfolgt, so hat der Wieder auch die Beerdigungskosten m tragen^ 

Wird der Schiffer bei Ver^eidigmg des Schiffs getödtet^ so hat 
der Rheder /(her dies eine anf/emessene, erforderUdunfoRs von dem 
Biehter eu bestimmende Belohnung su sohlen. 

Für den Fall, dass die Heuer nicht zeitweise, sondern in Bausch 
und Bogen für ^e Reise bedungen war, ist auch hier der Art. 519 
Satz 1 zur Anwendung zu bringen. 

Art 535'). 

Dieser Artikel ist aufgehoben worden durch den § 68 der 
SeemanuBordnung, welcher an Stelle der im Art. 453 H.G.B. auf 



1) Auf die in den Art. 523 und 524 lezeichneten J^orderungen findet die 
Vorschrift des Art, 453 gleichfalls Anwendung, 



üiyiiized by Google 



172 



Dritter Titel. 



Schiff und Fracht beschränkten Haftbarkeit eine persönliche Ver- 
haftung des Rheders treten lässt. 

Art. 526. 

Äuth nach dem Verluste des Schiffs ist der Schiffer verpflichtet, 
noch für die VerhUmmg eu sorgen md Überhrn^t das Interesse des 
Rheders so lange wahrzunehmen, als es erforderlich ist. Er hat 
aber auch für diese Zeit Anspruch auf Forthezug der Heuer und 
auf Erstaitunfi der Rosien des Unterhalts. Für diese Heuer und 
Unterhaltshosten haftet der Rheder j)ersönlich. Aus.'^mhm behält der 
Schiffer^ jedoch nur nach Maassgabe des Art. 453, Anspruch auf 
fräe ZurücTxheförderung (Art. öl/) oder nach seiner Wahl auf eine 
entsprechende Vergütung. 

1. Abgesehen von dem Fall, wo der Schifler nicht ausschliess- 
lich zur Fiiliruno; eines bestimmten Schift's bestellt ist, wie z. B. 
bei den meisten DampfschifFfahrts-Geseilschaften, würde durch den 
Untergang des Schiffs, welches derselbe führt, dessen Dienstverhält- 
mas gelöst sein; denn ohne Schiff kann von einem Schiffsführer 
nicht mehr die Rede sein (Prot IV S. 1960 f.). Damit hört auch 
die Vertretung des Rheders durch den Schiffer auf. Dennoch hat 
dieser immer noch solche Angelegenheiten zu besorgen, welche aus 
seinem früheren Stellvertretungsverhältnisse herrühren, bis darüber 
von anderer Seite Fürsorge getroffen ist. Wenn nämlich die Grund- 
lage des Mandatsverhältnisses fortgefallen ist, so hören doch nicht 
ziifi^leich alle Verbindlichkeiten des Stellvertreters auf, welche sich 
aus dem Mandatsverhältnisse ergeben. 

Das Gesetzbuch hat nun diese Pflicht des Schiffers noch aus- 
drücklich hervorgehoben. Und es würde derselbe z. B. in Havarie- 
angelegenheiten die Interessen des Kheders zu vertreten haben 
(Ents<£. des R.O.H.G. XV S. 66). Ich möchte diese trotz des Unter- 
ganges desSchi£k fortdauernde Stellvertretung des Schiffers 
aber nicht unter den Begriff der negol^efrum gestio, wie dies auf 
der hamburger Konferenz geschah, sondern unter den des Mandats 
bringen, wie auch auf der hamburger Konferenz selbst die in Kode 
stehende Verpflichtung des Schiffers als Ausfluss des fortwirkenden 
Dienstvertrages betrachtet wurde (Prot. VIII S. 3808). Aus eben 
diesem Grunde glaube ich auch nicht, dass man mit dem R.O.H.G. 
(Erk. vom 30. Oktober 1874, Entsch. XV S. 67) den Anspruch 
des Schiffers auf die ihm im Art. 526 eingeräumte Vergütung 
unter den Gesichtspunkt der actio negotiorum gestomm contraria, 
sondern den der actio mandati contraria zu bringen hat. 

2. Für den Anspruch auf Heuer und Erstattung der Kosten 
des Unterhalts haftete sdion nach dem H.G.B. der Rheder persön- 
lich^ während die Haftung fEtr freie Zurückbeförderung des 
Schiffers nach dem Hafen, wo derselbe geheuert war, resp. ent- 
sprechende Vergütung, welche das H.G.B. auf Schiff und Fracht 
beschränkte^ erst durch die Seemannsordnung § 68 fiir eine per- 
sönliche erklärt worden ist. 
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Art. 

Die Bestimmungen der Landesgeseize über die von dem Schiffer 
nachmtüeisende Qualifikatian werden duirck dieses Gesetebuth nickt 
herührt. 

An Stelle der durch das H.G.B, noch aufrecht erhaltenen Be- 
stimmungen der Landesgesetze über die Qualilikation des Schiffers 
sind aut (rrund des Art. 54 der Reichs- Verl'assungs-Ürkunde : 

— Das Reich hat — die Bcdhufungeyi fef^fmsteUm, von welchen 
die Erlaubniss zur Führung eines Seeschiffs abhängig ist; 

und des § 31 der Keichs-Gewerbe-Ordnung: 

Seesehifferf SeesteuerkutCf MasMnisten der Seeäampfsddffe und 
Lootsen müssen sieh Ober dm Besitg der erforderUehen Kenntnisse 
durch ein Befäkigungsjseugniss der eustämäigen Verwatkmg^ehßrde 

ausweism. Der Bundesrath erlässt die Vorsrhriflen üher den Nachweis 
der Befähigung^ Die auf Grund dieses Nachweises ertheiUen Zeug- 
nisse gelten ßr das ganze Reichsgebiet , bei Lootsen für das im 
Zeugniss angeführte luthru-asser. Soweit in Betreff der Schiffer und 
Lootsen auf Strömen in Folge von Staatsverträgen besondere Anord- 
mngen getroffen sind, behält es dabei sein Bewenden; 

getreten die Bekanntmachungen des Bundesratiis, betreffend die 
rrüfung der Seeschifter und Seesteuerleute aut" deutschen Kauf- 
fahrteischiffen, vom 25. September 1869 und vom 30. Mai 1870 
(B.G.B, für 1869 8. 660 ff., für 1870 S. 314 ff.; Stabenow, 
Sammlung S. 167 — 2U9), und die Bekanntmachung , betreffend die 
Zulassung ehemaliger Offiziere u. s. w. der kaiserlichen Marine als 
Schiffer und Seesteuerleute auf deutschen Kauffahrteischiffen, vom 
21. Dezember 1874 (Zentralblatt für 1875 .S. 51 f.: Stabenow 
S. 348 ff.). , 
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Uebersicht. 

• 

Die Seemanns-O. giebt in ihrem 1. Abschnitt, den „ein- i 
leitenden Bestimmungen'^, zunächst den Begriff des Schiffers (§2); 
hebt hervor, daas zur Schiflfamannschaft auch die Offiziere (jedoch | 
nicht der Schiffer) gerechnet werden, die ausserdem noch auf dem 
Schiff angestelhen Personen aber dieselben Rechte und Pflichten 
wie die Mannschaft haben; und charakterisirt die Seemannsämter 
(§ 4). 

Der 2. Abschnitt handelt von den „ISeelahrtsbücheru und der 
MuBterung^^ Die vom Seemannsamt ausgefertigten See&hrtsbücher 
dienen znr Legitimation der Schiffsleute. Daher ist der Eintritt in 
Schiffsdienste von dem Besitz eines solchen abhängig (§ 5); wie 
ein neues Seefahrtsbuch nur gegen Vorlegung des früheren aut- 

fefertigt wird, wenn nicht dessen Verlust glaubhaft gemacht werden 
ann (§ 7). In das Seefisihrtsbuch ist vom Seemannsamt ein Ver- 
merk über die Anmusterung (§ 14), wie über die Abmusterung 
einzutragen (ij 2<))* vom Scliiffer ein Vermerk über die bisherigen | 
Ran^?- und Dienstverhältnisse des kSchiffsmanns, wie über die Dauer 
der Dienstzeit 17 f.). Abt^esehen vom Seefahrtsbuch ist bei einem 
Deutschen der P^intritt in SchiHsdienste noch von folgenden Voraus- I 
Setzungen abhängig: Alter von mindestens vierzehn Jahren und Aus- j 
weis tlber die Militärverhältnisse , sowie bei in väterlicher Gewalt 
stehenden und minderjährigen Personen Genehmigung des Vaten 
oder Vormunds zur Uebemahme von Schiffsdiensten (| 5). Diese 
Genehmigung gilt, wenn sie nicht nur beschränkt gegeben, als ein- 
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für allemal ertheilt und stellt den Minderjähriffen hinsichtlich der 
Dienst- und Heuerverhältnisse einem Grossjährigen gleich (§ 6). 
Die Musterung der Mannschaft ist vom Schiffer zu veranlassen. 
Die Musterung ist Anmusterung und Abmusterung (§§ 10, 22 f.). 
Die Anmusterung besteht in der Verlautbarung des mit dem Schiffs- 
mann geschlossenen Heuervertrages vor dem Seemannsamte (§ 11). 
Ist der Schiflbmann nach Inhalt seines Seefahrtsbachs angemustert, 
so darf er so lange nicht anderweitig angemustert werden, bis die 
Lösung des früheren Dienstverhältnisses durch das Seefahrtsbuch, 
event in anderer Weise nachgewiesen ist (§ 8). Die Abmustwung 
besteht in der Verlautbarung der Beendigung des Dienstverhält- 
nisses Seitens des Schiffers und der aus dem Verhältniss scheiden- 
den Mannschaft (§ IG). Die Anmusterungsverhandlung wird vom 
Seemannsamt als Musterrolle ausgefertigt (§§ 12 f.); in dieser wird 
auch die Abmusterung vermerkt (§ 20). Ist die Reise oder die 
Zeit, worauf sich die Anmusterungsverhandlung bezieht, beendet, 
80 ist die Musterrolle dem Seemannsamte, vor welchem abgemustert 
wird, zu überliefern (i^ 21). 

Der 3. Abschnitt enthält die Bestimmungen über y,das Ver- 
tragsverbältniss'' des Schiffimanns. Der Heuenrertrag bedarf zu 
seiner GKütigkeit nicht der schriftlichen Form (§ 24). Hat ein 
Schiffsmann sich fUr denselben Zeitraum zwei Mal verheuert, su 
geht der frühere Heuervertrag vor. Ist jedoch zu dem einen 
Heuervertrage die Anmusterung hinzugekommen, so geht dieser 
vor, auch wenn er der spätere ist (§ 26). Der Schiffsmann ist 
verpflichtet, Schiffsdienste zu leisten. Diese Verpflichtung beginnt, 
wenn nichts Anderes bedungen ist, mit der Anmusterung (§ 28 
Abs. 1), und zwar kann der Schiffer den Schiffsmann alsdann zur 
Erfüllung seiner Pflicht durch das Seemannsamt zwangsweise an- 
halten lassen 29). Wird der angemusterte Schiff'smann durch 
ein unabwendbares Hinderniss ausser Stand gesetzt, den Dienst an- 
sutreten, so hat er sieh hier&ber so bald wie mdglich gegen den 
Schi£fer und das Seemannsamt, vor dem die Anmusterung erfolgt 
ist, auszuweisen (§ 15). Verzögert der Schiifsmann den Dienstan- 
tritt länger als vierundzwanzig Stunden , so darf der Schiffer vom 
Heuervertrage zurücktreten. Natürlich ist der Schiffsmann dem 
letzteren auch zum Ersatz des durch die Verzögerung verursachten 
Schadens verpflichtet, wenn die Verzögerung verschuldet war 28 
Abs. 2). Der Stihiffsmann hat in Ansehung des Schifl'sdienstes den 
Anordnungen des Schiffers unweigerlich Gehorsam zu leisten und 
alle für Schift' und Ladung ihm übertragenen Arbeiten zu verrichten 
(§§ 30,31,32 Abs. 1). Auch beim Schiffibruch hat er für Rettung 
von Personen, Gütern und Schiffstheilen nach Anordnung des 
Schiffers zu sorgen und bei der «Bergung Hülfe zu leisten (§ 32 
Abs. 2). Ebenso hat er auf Verlangen bei der Verklarung stets 
mitzuwirken (§ 33). Der Schiffsmann ist verpflichtet, wfthrend der 
ganzen Reise, einschliesslich etwaiger Zwischenreisen, bis zur Be- 
endigung der Btlckreise im Dienste zu verbleiben; wenn im 
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Heuervertrage nicht etwas Anderes bestimmt ist ( J^ 54). Und nach 
beendeter Reise kann der Schiffsmann seine Entlassung erst for- 
dern, nachdem die Ladung gelöscht, das Schiff gereinigt und fest- 
gemacht, auch etwaige Verklarung abgelegt ist (§ 55). DerSchifis- 
mann hat Ansprach auf Beköstigung für Rechnung des Sehi£b . 
vom Zeitpunkte des Dienstantritts an (§ 4S). Für &e mindesten^ 
zu verabreichenden Speisen und Getränke ist im Zweifel maass- 
gebend das örtliche Recht des Heimathshafens (§ 25; über das 
Kecht des Schiffers, Kürzung der Rationen oder eine Aenderung 
hinsichtlich der Wahl der Speisen und Getränke eintreten zu 
lassen: 46). Ebenso für die Grösse und die Einrichtung des 
Logisraums ({^ 45), worauf die Mannschaft gleichfalls Anspruch hat 
(ij 44). Der Anspruch auf Heuer Seitens des Schiffsraauns richtet 
sich nach der Vereinbarung, in Ermangelung von solcher im 
Zweifel nach den am Orte und zur Zeit der Anmusterung bestehen- 
den Gebräuchen (§ 25), oder wenn der Schiffsmann erst nach An- 
fertigung der Musterrolle angeheuert ist, nach den für die Schiffs- 
leute derselben Kategorie durch die Musterrolle ausgewiesenen 
Festsetzungen (§ 27). Der Schiffer darf den Schiffsmann mit Aus- 
nahme des Steuermanns im Bange herabsetzen und dessen Heuer 
verhältnissmässig verringern, wenn nach Antritt der Keise entdeckt 
wird, dass derselbe zu dem Dienst, xa welchem er sich verheuert 
hatte, untauglich ist (sj 34). In gewissen Fällen tritt während der 
Reise von selbst eine Erhöhung dur Heuer ein; nämlich l.wenn die 
Zahl der Mannschaft sich während der Reise vermindert und nicht 
wieder ergänzt wird; dann ist — vorausgesetzt, dass nicht etwas 
anderes bedungen ist — der dadurch ersparte Betrag unter die 
verbleibenden Schiffsleute zu vertheilen (§ 40); 2. wenn das Schiff 
länginr als zwei Jahre auswärts yerweilt fUr cUe seit zwei Jahren 
im Dienste hefindÜchen Sdiiffsleute, wenn ^e Heuer nach der Zeit 
hedungen war (§ 41). Wenn nicht etwas Anderes verabredet ist^ 
hat der SchiÖsmann Anspruch auf Heuer vom Zeitpunkt der An- 
musterung an (§ 35); auf Auszahlung erst nach Beendigung der 
Reise, oder — wenn dies früher eintritt — des Dienstverhältnisses 
36 Abs. 1; in Betrert* der als verschollen anzusehenden Schiffe: 
?; 42). In bestimmten, vom Gesetz angegebenen Fällen kann der 
Schitfsmann indess schon vorher Abschlagszahlungen fordern; Vor- 
schusszahlungen vor Antritt der Reise und Handgelder aber nur, 
wenn ein Anspruch darauf im Vertrage oder Ortsgebrauch des An- 
musterungshafens seine Begründung £ndet 37). Ist der Schiffs- 
nuum mjck Antritt des Dienstes erkrankt oder verynmdet, so hat der 
Rheder — ahgesehen von dem Fall; wo die Krankheit oder Ver- 
wundung aus einer unerlaubten Handlung entstanden ist^ oder die 
Krankheit eine syphiHtische ist (§ 50) — die Kosten der Heilung 
und Verpflegung zu tragen, auch die Heuer zu bezahlen; aber för 
einen verschiedenen Zeitraum, je nachdem der Schiffsmann nicht 
die Reise angetreten hat; oder angetreten hat und mit dem Schiffe 
zurückkehrt (wobei in Betreff der Verpflegungs- und Heilungskosten 
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noch linterschieden wird, ob die Rückreise des Schifis in einem 
deutsciien oder nicht in einem deutschen Hafen endete) ; oder wäh- 
rend der Reise am Lande zurückgelassen werden musste 48 f.). 
Ist der Scliiiismann bei Vertheidigung des Schi£fs verwundet, so hat 
der Rheder ausserdem noch eine angemessene Belohnung zu zah* 
len (§ 49 Abs. 2). Wenn der Schiffsmann nach Autritt des 
Dienstes stirbt, so hat der Rheder, abgesehen von der Heuer- 
zahlun^^ die Pflicht, die Bestattungskosten ssu tragen; und wenn 
der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffs gestorben ist, auch 
noch eine angemessene Belohnung den HinterbÜebenen zu zahlen 
(§ 51). 

Durch Verlust des JSchi/is endet der Heuervertrag ipso iure 
(c^ 56). Entlassen kann der ^Schiffer den kSchiftsmann vor Ablauf 
der kontraktmässigen Zeit wegen gewisser, vom Gesetz anerkannter, 
in der Person des Schifl'smanns liegender Autlösungsgrunde, und 
wenn durch einen Schiff oder Ladung treffenden Zufall Antritt 
oder Fortsetzung der Reise^ für welche der Schifliimanii geheuert, 
unmöglich gemacht ist (§ 57). Der Schiffsmann hat in jedem dieser 
Fälle An8|»ruch auf die verdiente Heuer (§ 56 Abs. 2, § 58, § 67) ; 
bei Beendiguiig des Heuervertrags durch den Verlust des Schifis 
oder die Unmöglichkeit , die Reise fortzusetzen, ausserdem 
noch auf Ireie Zurückbeförderung nach dem Hafen, von dem 
das Schiff seine Ausreise angetreten hat, oder nach Wahl des 
Schiffers auf eine entsprechende Vergütung (§ 56 Abs. 2, § 58, 
65 f ). Wird der für eine Reise geheuerte Schiffsmann aus 
einem nicht gesetzraässigen Grunde vor Ab Lauf der kontraktmässi- 

fen Zeit entlassen, so hat er eine Entschädigung zu beanspruchen, 
►iese besteht, wenn die Entlassung vor Antritt der Reise erfolgte, 
in den etwa empfangenen Hand- und Vorschussgeldern ; sind solche 
nidit gezahlt, in einer Monatsheuer; wenn na£ Antritt der Reise, 
in freier Zurückbeförderung nach dem Ausreise-Hafen oder nach 
Wahl des Schiffers entsprechender Vei^tung, sowie ausser der ver- 
dienten Heuer noch in der Heuer für zwei oder vier Monate, je 
nachdem die Entlassung in einem europäischen oder nicht euro- 
päischen Hafen stattgeiunden hat 59, 70); doch gilt als Maxi- 
mum der Betrag, den die Heuer gehabt haben würde, wenn die Entlas- 
sung erst nach Beendigung der Reise erfolgt wäre (§ 60). Der Schitfs- 
mann kann die Entlassung fordern 1. wegen schwerer Pflichtverletzung 
des ^Schiffers ihm gegenüber, 2. wegen Flaggenwechsels, 3. wegen 
Ablaufs einer bestimmten vom Gesetz normirten Zeit (g§ 61 f., 64, 
70). Im letzten Falle hat der Schiffsmann nur Anspruch auf die 
verdiente Heuer; in den beiden ersten auf alles das, was ihm bei 
einer Entlassung aus einem nidit gesetzmässigen Grunde gebührt 
(§ 68). Für die Forderungen des Schiffers und der Mannschailk 
hafibet der Rheder persönlich (§ 68). 

Das Gesetz trifft in diesem Abschnitte noch Bestimmungen, welche 
die Beschaffung der Nachweise über die Todesfälle von Hchiifs- 
leuten resp. des Schiffers, wie die Sorge für den Nachlass der Ge- 
storbenen betreffen (ijij 52 f.). Dasselbe räumt ferner der Schitfs- 

Lewis, Seerecht. I. 2. Aufl. 12 
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manuschaft ein Beschwerderecht wegen Seeuutiichtigkeit des Schiffs 
oder mangelhaiter Verproviantirung ein (§ 47); und verbietet dem 
Schiffer, einen Schiffsmann im Auslande ohne Genehmigung des 
Seemamisaizites zurückzulassen (§71). 

Der 4. Abschnitt; welcher ^^Disziplmar-Bestimmungen^ enthttk, 
stellt sunftchst den Satz an^ daas der Schiffsmann der Disziplinar- 
gewalt des Schiffers unterworfen ist (§ 72), und giebt Vorscnriften 
über das vom Schiffsmann zu beobachtende Betragen (ii^^ 78 f.). 
Das Gesetz verbietet dem Schiffsmann, ohne Erlaubniss des Sohititers 
Güter, sowie geistige Getränke und Tabak, der nicht zu seinem 
persönlichen Gebraucli auf der Reise bestimmt ist, au Bord zu 
bringen 75 f.). Dem Schitfer wird das Recht eingeräumt, alle 
zur Aufrechterhaltuiig der Ordnung und zur Sicherung der Regel- 
mässigkeit des Dienstes erforderlichen Maassregeln zu treifeii ; auch 
bei Widersetzlichkeit oder beharrlichem Ungehorsam alle Mittel 
anzuwenden, die nothwendig sind, um seinen Befehlen Gehorsam 
zn verschaffen (§ 79; vgl § 78). 

Im 5. Abschnitt enui&lt das Gesetz „Straf bestimmungen". Es 
werden mit Strafe bedroht gewisse Delikte der Schiffsleute. Diese 
Delikte sind Vergehen, die sich auf den Dienst auf dem Schiffe 
und die Sioherlu?it des Schiffs beziehen (§§ 81 — 84, 86 — 92); lieber- 
tretung der auf die Secfahi-tsbücher, die Musterung und die An- 
zeige der dem Dienstantritt entgegenstehenden Hindernisse bezüg- 
lichen Vorschriften des Gesetzes (§ 93); grundlose Beschwerde über 
Seeuntüchtigkeit und mangelhafte \' erproviantirung des Schiffs 
(§ 94). Ebenso bedroht das Gesetz mit Strafe gewisse Vergehen 
des Schiffers, nämlich Missbrauch der Disziplinargewalt (§ 96); 
Vernachlässigung der Pflicht für gehörige Verproviantirung des 
Schiffs zu sorgen (§ 97); Zorücklassung des Schiffsmanns im Aus- 
lände ohne Genehmigung des Seemannsamtes (§ 98); Nichtbeobach- 
tung der Ton der Seemanns-0. dem Schiffer speziell auferlegten 
Verpflichtungen (§ 99). Die Straf bestimmungen finden auch An- 
wendung a.v$ strafbare Handlungen , die ausserhalb des Bundes- 
gebietes begangen sind, und zwar beginnt die Verjährung der 
Strafverfolo:ung erst mit dem Tage, an dem das Schiff, dem der 
Thäter zur Zeit der Begehung angehört, zuerst ein Seemannsamt 
erreicht (>; 100). In den Fällen, auf welche eine Uebertretuugs- 
Strafe jresetzt ist, erfolgt die Untersuchung und Entscheidung durch 
das Seemanns- Amt; doch darf der Beschuldigte gegen diesen Be- 
scheid auf gerichtliche Entscheidung antragen (§ 101). Bei De- 
likten, die der Schiffsmann begeht, wfthrend das ScEoff sich anf 
See oder im Auslande befindet, hat der Sduffer für die Feststellung 
des Thatbestandes und die Ueberiieferung des Thftters an die zu- 
ständige Behörde Sorge zu tragen (§§ 102, 103). 

Von den im 6. Abschnitt enthaltenen „allgemeinen Bestim- 
mungen" haben folgende ein juristisches Interesse : Die Seemanns- 
Aemter haben die Ausgleichung der zwischen Schiffer und Schiffs- 
mann bestehenden Streitigkeiten zu versuchen (§ 104). Das See- 
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nHums-Amt hat im Inlande den Dach der Anmusterung über den 
Antritt oder die Fortsetzung des Dienstes entstandenen Streit zwi- 
schen Schiffer und SchifFsmann unter Vorbehalt des Rechtsweges 
zu entscheiden (§ 106). Der Schiffsmann darf — abgesehen von der 
Geltendmachung der Forderungen aus dem Dienstvertrage im Fall 
eines Zwangs Verkaufs des Schitis — den Schiffer vor einem frem- 
den Gericht nicht belangen*, wohl aber in dringenden Fällen die 
▼orlftufige Entscheidung des Seemanns-Amtei nachsuchen^ dessen 
Spruch ois zur Entscheidung des Streits durch die zuständige Be- 
hörde för bdde Theiie bindend ist (§ 105). 

Erster Abschnitt. 
Einleitende Bestimmungen. 

81. 

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf alle Kauffahrteischiffe 
(Gesetz vom 25. Oktohfr 1867 § i, Bundesgesetshlatt S. 35) Anwen- 
dung, welche d^is Hecht, die Meichsflagge zu führen^ amüheii dürfen. 

Unter den Kaufbhrteischiffen sind, wie dies schon der Hin- 
w«s auf das Bundesgesets vom 25. Oktober 1867 andeutet, diesel- 
ben Schiffe zu verstehen, welche Buch V des H.G.B, vor Augen 
hat, d. h. Schiffe, welche zum Erwerb durch die Seefahrt dienen. 
(Motive S. 81 £; vgl § 109.) 

8 2. 

Schiffer im Sinne dieses Gesetzes ist der Führer des ScJnffs 
^hskiffskapitän), in Ermangelung oder Verhmderung desselben dessen 
SMoerUrekr. 

Der Paragraph will sagen, dass in dem Gesetz der Ausdruck 
,,Schiffer'', dessen gegenüber der Schiffsmannschaft Erwähnung ge-;» 
schiebt, den bedeutet, welchem die Führung des Schi£b durch 
eine dauernde Anstellung oder auch nur Tor&bergehend anver- 
traut ist 

§8. 

Zur „Schiff smannschafi'^ („Mannschaft"^) werden auch die Schiffs- 
offisiere mit Ausschluss des Schiffers gerechnet^ desgleiclien ist unter 
„S^ffsmam^ auek jeder Schiff soffigier mit Ausnahme des Seikiffers 
SU versttheUm 

Personen, welche , ohne mr Sehiffsmamsehaft m gehören^ auf 
einem SdUffe als Maschinisten^ Aufwärter oder in anderer Eigen- 
Schaft ange^U sind, haben dieselben Bechte und FfUchten, welche 

12* 
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in diesem Gesetze in Änsckftm/ der Schiffsmanfisch aft festgesetzt sind. 
Es macht hierbei keineyi Unterschied, oh sie voii dem Schiffer oder 
von dem Bheder angenommen worden sind^ 

1. Dieser Paragraph ist aus dem H.G.B, herübergenommeiiy 
und 2war Abs. 1 fast wörtlich aus dem Art. 528, Abs. 2 aus Art. 554*), 
fireOich mit einer wesentlichen Modifikation, indem . die in diesem 
Artikel zugelassene Ausnahme beseitigt worden ist. 

Die !S chiffsmann s c haft ist der Inbegrifl' der zur Bedie- 
nung eines Schiffs auf diesem angestellten Personen; sie besteht 
aus den Offizieren und den Matrosen im weitesten Sinne des 
Wortes. 

2. Das Gesetz hat die Kategorien der Schiffsleute nicht auf- 

S »zählt, welche zu den Offizieren zu rechnen und. Man inrd 
es entschieden fär einen Fehler halten mUsBen, wenn man be- 
denkt, welches wichtige Becht § 47 den Scfaifbomzieren eini&mnt 

£s wird als solcher jeder zu bezeichnen sein, der ein Kommando 
auf dem Schiffe fiihrt. Nach den Anschauungen der betheiligten 
Kreise gehören unzweifelhaft dahin auf Segelschiifen die Steuer- 
leute, auf Dampfschiffen ausser diesen auch noch die Ingenieure 
und die Maschinisten. Den Bootsmann wird man der Regel nach 
nicht zu den Offizieren rechnen dürfen, sondern nur dann, wenn 
er die Stelle eines Steuermanns versieht; was freilich stets anzu- 
nehmen ist bei kleineren Schiffen, die nur Einen Steuermann haben, 
auf transatlantischen Reisen. Auf Kriegsschifi'en rechnet man frei- 
lich den Bootsmann, eben so wie die Steuerleute und Maschinisten 
zu den Dec&offizieren (mit Feldwehebang) 

Der Steuermann ist der Gehülfe des EapitSns, der mit diesem 
der Zeit nach sich in das Kommando des Schiffii zu theilen, natür- 
lich aber stets den Anordnungen des Schiffers Folge zu leisten 
hat. Auf grösseren Schiffen kommen zwei Steuerleute, Ober- und 
Untersteuerraann, vor, auf ganz grossen Dampfschiffen bis zu vier, 
die dann als erster, zweiter, dritter, vierter Offizier bezeichnet 
werden. Der erste Ingenieur auf Dampfschiffen hat die Disziplinar- 
gewalt über die bei der Maschine beschäftigten Personen (vgl. oben 
S. 132)^ die freilich den Anordnungen des Kapitäns gegenüber 



1) Personen^ welehef ohn$ zur Sehißmannsekaß zu gehören ^ auf einem 

SrJiiff als ^Tasc]i^ni8ten y Auficärter oder in anderer Eigenschaft (tngestellt 
si/id, haberiy sofern nicht durch Vertrag ein Anderes bestimmt ist, dieselben 
Rechte und Pflichten ^ loelche in diesem Titel in Ansehung der Schiffsmann- 
schaft feetgeeetzt sind. 

Es macht hierhri keinen üi^rechied, ob sievon dem Schiffer oder Rhe^ 
der angenommen icordeu sind. 

2) Nach Tecklenborg (Handlexikon für Rheder, Versicherer imd Schifib- 
kapitftne, Bremen 1863, S. 405 f.) witarden zu den OfMeren gerechnet der Boots- 
mann in jedem Fall, ferner der Zimmermann, der Koch, zuweilen auch der Segel- 
macher. Nach den von mir in den seemänrnschen Kreisen eingezogenen Erkun- 
digungen ist dies jedoch nicht der FaU. 
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soweit zurücktreten miu», als dies durch die Sicherheit des Schiffs 

bedingt ist. 

3. Bei den Matrosen im weiteren Sinne werden unter- 
schieden der Bootsmann, Zimmermann, Koch, Segelmacher, eigent- 
liche Matrosen oder Volhnatrosen, Leichtmatrosen Schiffsjungen 
und unter den letzteren wohl noch ein besonderer Koehsniaut und 
Kajütswächter. Von diesen hat der Bootsmann besonders die Auf- 
sicht über die Takelage und das »Segelwerk des fechiüb zu fuhren, 
sowie die Einnahme und Ldschaxig der Ladung zu überwachen. 
Daneben hat er auf kleineren Schi&n, die nur Einen Stenerauum 
haben, wenn es nöthig ist, Steuermannsdienste zu thun. Statt des 
Bootsmanns resp. des Steuermanns findet sich auf ^anz kleinen 
Schiffen (die nur 3 bis 4 Mann Besatzung haben) ein Bestmann, 
der zugleich Matrosen-Dienste versieht. Der Zimmermann hat, 
wo es nöthig ist, kleine Reparaturen am Schiff vorzunehmen; 
der Koch ist auf Segelschiffen meist zuj2;leich Proviantmeister: der 
Segelmacher hat das Segelwerk in Stand zu halten. Diese drei 
haben jedoch auch Matrosendienste zu tliun. Der Unterschied der 
verschiedenen Rangklassen der Matrosen äussert sich auch in der 
verschiedenen Höhe der Heuer, und die oben beobachtete Reihen- 
folge ist hauptsächlich in dieser Hinsicht maassgebend, obwohl 
Schwankungen nicht fehlen , zuweilen z. B. der Koch eine höhere 
Heuer erhfilt; als der Zimmermann. Die Schiffsjungen wollen den 
Seedienst erlernen, sind daneben zur Bedienung des Schiffers 
da, werden «ndi de» Koch beigegeben, um dein«elbea Hiuid. 
leichungen zu thun. 

Natürlich finden sich diese verschiedenen Kategorien nicht auf 
jedem Schiff'; am ehesten fehlt der Bootsmann und der Segel* 
macher; der Zimmermann schon seltener, Koch ^) nie. 

4. Zu den sonst noch auf dem Schiffe angestellten 
Personen, welche sich namentlich auf grösseren Dampfschiffen 
finden, gehören besonders Aerzte, Zahlmeister, Proviantmeister, 
welche dem Range nach den Offizieren gleichstehen, das Maschinen- 
Personal: Ingenieur, Maschinisten, Masdiinlst-Asslstenten Heiser^ 
Feoerlente (zum Kohlenschaufeln) , Aufwärter und Köche, welche 
letztere auf den grossen Passagier -Damp6chiffen nicht Matro- 
sen 'sind. 



1) In manchen Häfen werden noch Jungmtnner und Ilalbmänner unter- 
schieden, und zwar als Abstufungen der Leichtmatrosen. Das Verhältniss von 
Jimgmann und Halbmann steht nicht fest. In der Kegel aber hat der Jungmann 
einen höheren Bang als der Halbmann. 

2) Dagegen kommt es auf ganz kleinen Schiffen wohl vor, dass nicht ein 
Vollmatrose, sondern ein Leichtmatrose oder gar ein Jonge die Stelle des Kochs 
einnimmt 

8) üc^er die QnaUfflntion der Masddnisten sind jetst glelcbMs von Rdchs- 

w^en Anordnungen getroffen: Beichsges., betr. den Gewerbebetrieb der Maschi- 
nisten auf Seedampfschiffen, vom 11. Juni 1878 (K.G.Bl. für 1878 S. 109); Be- 
kanntmachung des ■ Bundesraths, betr. die Prüfung der Maschinisten auf See- 
dampfrchiffen, lom 30. Jon! 1879 (Zentralbl. fOr 1879 S. 427 iL}. 
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Wenn die JSeemannsordnung dieselben hinsichtlich ihrer Rechte 
wie Pflichten der Schiffsmannschaft gleichstellt, ohne die vom 
H.G.B. (Art. 554) fiir möglich erklärte anderweitige vertrags- 
mässige Festsetzung zuzulassen, so ist dies namentlich von Wich- 
tigkeit in Betreff des § 30 , indem nunmelur auch solche Personen 
unweigerlich alle Arheiten zu yerrichten haben, welche der Ka- 
pitän mr Schiff und Ladung ihnen zu Übertragen ftlr gut befindet 
(s. Motive S. 33). 

5. Es ist die Frage yiel£BM^ erörtert worden, ob der Lootse 
zur Schifismannschaf't oder wenigstens zur Besatzung überhaupt zu 
rechnen. Die Beantwortung der Frage ist insofern von grosser 
Wichtigkeit, als danach die weitere Frage zu beantworten ist, ob 
der Rheder für den durch ein Verschulden des Lootsen ver- 
ursachten Schaden haftet. Der Art. 418 des preuss. Entwurfs, 
welcher den Satz aufstellte, dass, sobald der Lootse an Bord ge- 
kommen, die Führung des Schiffs auf ihn übergeht, hatte den 
Schiffer für die Bauer der Lootsenföhrung von jeder aus der 
Führung des Schifis entstehenden Verantwortung befreit Dieser 
Artikel wurde jedoch auf der hambui^er Komerenz in erster 
Lesung gestrichen (Prot IV S. 1781— 17to). Darauf wurde gleich- 
falls in erster Lesung der Antrag gestellt, für den „durch das 
Verschulden eines obrigkeitlich bestellten Lootsen", welchen der 
Schiffer „auf Grund einer bestehenden Verordnung oder aus Vor- 
sicht anzunehmen" genöthigt wäre , entstandenen Schaden weder 
den Rheder noch den Schitt'er haften zu lassen (Prot. IV S. 2027), 
jedoch Seitens der Kommission nicht angenommen (S. 2031 — 2033). 
Dagegen wurde der in der Lehre von den SchiffskolHsionen vom 
preuss. Entwurf (Art. 593) gleichfalls aufgestellte Satz, das», wenn 
sich das Schiff unter Führung dnes Lootsen beflbide und der 
Schiffer die ihm obliegenden Pflichten beobachtet hätte, Schiffer imd 
Schiff von der Verantwortung frei wären, in modiflairter Gestalt, 
namentlich unter Beschränkung auf den Zwangslootsen, angenom- 
men (Prot. VI S. 2791 — 2793). Bei diesen Berathungen äusserten 
die Mitglieder der Kommission ihre Ansichten über die Stellung 
des Lootsen, besonders in seinem Verhältniss zum Rheder. Hierbei 
traten namentlich zwei Richtungen zu Tage. Die Einen behaupteten, 
der Lootse wäre der Vertreter des Schifters, wenn ihm von diesem 
die Leitung des Schifts übertragen, möc;e er auf Grund staatlicher 
Anordnung oder aus Vorsicht an Bord genommen sein (Prot. VI 
S. 2791, vgl. IV S. 2032), wiihrend die Anderen dasselbe nur in 
Betreff des kraft obrigkeitlicher Anordnung angenommenen Lootsen 

Selten lassen wollten (VI S* 2792), indem von dieser Seite be- 
auptet wurde ^ dass wenn der Scniffer einen Lootsen, ohne zur 
Aufnahme eines solchen gezwungen zu sein, an Bord nehme, er 
„die Leitung des Schiffs als verantwortlicher Führer" behalte und 
der Lootse lediglich „ein frei gewählter Rathgeber^' sei (IV S. 17B4). 
Ob die weiter vorgekommene Aeusserung, „der Lootse sei eine 
hinreichend bestimmte, seerechtliche Persönlichkeit, von der nicht 
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zu beiürcliten stehe, dass man sie ohne Weiteres mit dem Schiffer 
identifiziren werde", im »Sinne dieser zweiten Kichtung zu verstehea 
ist (IV S. 2032), läüst sich mit Sicherheit nicht angeben. 

Die Beantwortung der Frage: Ist der Lootse Vertreter des 
SchifiEers? ist nun meines Erachtens nicht davon abhängig zu 
machen, ob ein gesetzlicher Zwang für den Schiffer zur Annahme 
des Lootsen besteht, sondern davon, ob der Schiffer dem Lootsen 
das Kommando übergeben hat« Ein solcher ist in derselben Weise 
als Schifbfuhrer (natürlicii nur in nautischer Beziehung, nicht 
anch als gesetzlicher Bevollmächtigter des Rheders) zu betrachten^ 
wie der Schiffer, den der Kapitän nacli Art. 483 H.G.B. einzusetzen 
berechtigt und verpflichtet ist (so auch K ü h n s in G o 1 d s c h m i d t s 
Zeitschr. Xll S. 425). Ja man kann sich hieriur geradezu auf 
den eben zitirten Artikel berufen. Dieser verpflichtet den Kapitän 
zur Einsetzung eines Schiffers, wenn derselbe durch irgend welche 
Ursachen au der i' ührung des Schiti's verhindert und nicht in der 
Lage ist, vom Kheder Anweisungen einzuholen. Eine solche Ver- 
hinderung kann auch durch die besondere Beschaffenheit des Fahr- 
wassers begründet werden, und wenn auch der Artikel nur von der 
Einsetzung eines ,,anderen'' Schiffers spricht, so kann man darunter 
auch unbedenkhch den nur für kurze Zeit, für die Dauer der Fahrt 
durch ein bestimmtes Fahrwasser engagirten Schifl'siührer verstehen 
(vgl. Seemanns- O. § 2). Daraus ergiebt sich denn das Kecht des 
Kapitäns, auch abgesehen von den Fällen, wo Lootsenzwang besteht, 
dem Lootsen das Kommando zu übergeben allemal da, wo ein 
ordentlicher Schirlcr sich nicht getrauen würde, unter den obwal- 
tenden Umständen das Schifl" selbst zu führen, und das wird da 
anzunehmen sein, wo gewöhnÜch Lootsen an Bord genommen 
werden, wenn schon unter Umständen Kapitäne, die mit dem 
betreffenden Fahrwasser wohl vertraut sind, auch von der An- 
nahme eines Lootsen absehen werden. Dies ist. auch entschie- 
den die Auffassung der seemfinnischen Kreise, welche in einer 
ganzen Reihe von Entscheidungen der Seeämter zu Tage tritt 
(I S. 123, 393, U S. 170 ö'., lU S. 452 f.). Ist aber der das 
Kommando führende Lootse als SchiÖsführer anzusehen, so gehört 
er auch zur Besatzung M. I^ni seiner Lootsen-Qualität willen da- 
gegen ist der Lootse nicht zur Besatzung zu rechnen. Er ist weder 



1) Ich habe in der 1. Aufl. diese Äafifossung für unmöglich gehalten, weil in 
Art. 740 H.G.B. der Lootse gerade der Besatzung gegenüber gestellt wird ; allein, 
wie ich schon in Endemanns Handbuch IV S. 118 Note 6 ausgeführt, ist dar- 
aus eben so wenig, wie aus der Nebeneinanderstellung von Lootse und Besatzung 
im Art 487 (worraf Ehrenberg, beschrankte Haftong S. 222, entscheidendes 
Gewicht legt) ein Schluss auf die Stellung za ziehen, welche das H.G.B. don 
Lootsen auf dem Schiff hat einräumen wollen, da die hamburger Konferenz es 
geradezu absichtlich vermieden, sich über die Stellung des Lootsen auszusprechen 
(Prot IT S. 1781 f.). Anch' ist mit R&dniclit anf Art 487 herronnheben, dass 
nur der das Kommando fahrende Lootse als SdüflMftbrer zur Besatzung gehört» 
nicht aber der Lootse schlechtweg. 
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als „zeitweise fungirender Offizier" der ScLift'smannschaft beizu- 
zählen (wie Puhls, 8eer. I S. 248; Erk. des O.A.G. zu Lübeck 
V. 25. April 1868 iu Kierulffs Samml. TV S. 305 f.; Wagner, 
Beiträge zum Seerecht S. 66 wollen) noch auch zu den sonst auf 
dem Schiffe angestellten Personen zu rechnen (vgl. L a m p r e c Ii t ^) in 
Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 92 f.). Der Lootse, der ledig- 
lich für die Dauer der Fahrt durch ein bestimmtes Fahrwasser, also 
nur YOrfibergehend an Bord genommen wird, kann nicht als auf 
dem Schiffe angestellt bezeichnet werden, eben so wenig; wie ein 
Sachverständiger, der beispielsweise zur Abschätzung ii^nd eines 
Schadens, oder ein Handwerker, welcher zur Vornahme irgend 
welcher Reparaturen an Bord gekommen ist. Denn der Umstand, 
dass in dem einen Falle das Schitt' sich auf der Fahrt, im anderen 
in einem Hafen betindet, kann einen Unterschied nicht begründen. 
Als Schiffsoffizier lässt sich der Lootse schon um deswillen nicht 
ansehen, weil jener unter dem Kapitän das Kommando führt. Er 
kann aber auch nicht zu den auf dem Schiffe angestellten, nicht 
zur Mannschaft gehörigen Personen gerechnet werden , weil er 
sonst den Befehlen des SchifferB Folge zu Idsten verpflii^htet wäre. 
Dem^emäss steht denn auch ein Lootse, der nicht das Kommando 
hat; in keinerlei direktem Verhältniss zum Rheder, da er lediglich 
als der Rathgeber des Kapitäns erscheint. Auch ist die Beobach- 
tung eines verkehrten Raths des Lootsen, der für diesen eine culpa 
involvirt; nicht ohne Weiteres als culpa des Kapitäns zu betrachten ; 
sondern nur dann kann von einem Verschulden des Kapitäns — 
wofür selbstverständlich der Rheder einzustehen hat — gesprochen 
werden, wenn in der Aneignung des fehlerhaften Raths des Lootsen 
eine culpa des Kapitäns zu finden ist; d. h. wenn der Ka})itän als 
ordentliclier Schiffer, als Sachverständiger das Verkehrte des Raths 
des Lootsen einsehen musste. Ebenso würde iu der En^agirung 
eines augenscheinlich unÜÜbigen Lootsen durch den Kapitän ein 
Verschulden des letzteren zu suchen sein. 

Eigenthümlich ist das Verhältniss des Zwangslootsen gegen- 
über dem Rheder. Vom Zwangslootsen spricht man da, wo das 
Gesetz den Schiffer verpflichtet, einen Lootsen zuzuziehen (Entsch. 
des R.O.H.Gr. XI S. 332). Einem solchen muss der Kapitän das 
Kommando überlassen. Das ordnen die Hafenordnungen und son- 
stigen Bestimmungen, welche Lootsenzwang statuiren, fast durch- 
weg ausdrücklich an. (So z. B. Hafen-0. von Pillau vom 14. März 
1822 — Mahnke, die Seeschifffahrt Preussens, Stettin 1855, 
S. 250 ff. — § 4; Halien-0. für Danzig und Keufahrwasser vom 



1) Der aber, obwohl er den Lootsen zur Besatzung rechnet, Befreiung des 
Rheders von der Haftung auch dann für möglich liält, „wenn zwar keine ge- 
aetiliche Nöthigung zur Annahme des Lootsen bestand, dieselbe aber nach ma 
Umständen als durch die Vorsicht geboten erschien" (a. a. 0. S. 92 f.). Ehren- 
berg, beschiänkte Haftung S. 222 f., rechnet den IreiwiUk angenommenen 
Lootsen in keinem Fall zur BesatniDg und Hast daher den Boeder fikr denen 
YecsdiQlden ebensowenig wie fikr das des Zwangslootsen haften. 
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30. Januar 1821 — Mahnke ö. 220 flf. — ^5] Polizei-0. för 
die Häfen und Binnengewässer von Stettin und Swinemünde vom 
22. Aug. 1833 — Ges.-Samml. S, 88 - §§ 21, 3 in Verbindung 
mit der Polizei- Verordn. v. 28. März 1879; Hafen-0. für Stralsund 
vom 4. Mai 1842 — M a Ii n k e S. 264 Ii*. — Nr. 4 ; Rostocker Hafen-0. 
vom 11. März 1853; vgl. auch Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 230; 
Entsch. der Seeftmter I S. 39, S. 393 0, IV S. 378 f.) Diese 
Verpflichtung des Kapitäns lässt sich nur aaraos erkUren, dass der 
Zwimgslootse Beamtenqualit&t hat, dass er gewissermaassen ein 
Organ der staatlichen Sicherheitspolizei zur See ist. Da es nun 
in solchem Falle gar nicht in der Macht des Schiffers liegt, die 
Annahme eines Lootsen tlberhaupt abzulehnen oder sidi selbst 
nach sorgfjtltiger Erkundigung die geeignete Person auszuwählen 
oder wenigstens einem Lootsen, der ihm nicht volles Vertrauen ein- 
flösst, die Uebergabe des Kommandos zu verweigern, so hat auch 
der Rheder für das Verschulden eines derartigen Lootsen nicht ein- 
zustehen, weil die Annahme des bestimmten Lootsen und damit der 
durch ihn verschuldete Schaden durch höhere Gewalt verursacht 
ist (vgl Prot IV S. 1784, VI S. 2921). Ein Satz, der zwar vom 
H.G.B. (Art. 740) nur ftir den Fall einer Schiffskoltision aus- 
gesprochen ist, der aber in gleicher Weise für jeden anderen, 
durch Schuld des Lootsen verursachten Schaden gilt (so auch 
Voigt in Goldschmidts Zeitschr. f. H.R. XXVIII S. 345). 
Allerdings räumen mehrere das Lootsenwesen betreffende Bestim- 
mungen dem Kapitän ausdrücklich die Befugniss ein, dem Lootsen, 
der betrunken, die Uebergabe des Kommandos zu verweigern^ oder 
einem solchen, der offensichtlicli unvernünttige Anordnungen trifi"t, 
die das Schiff gefährden oder seine Unfähigkeit zur Leitung der 
Fahrt darthun, das Kommando abzunehmen (s. die angeführten 
Verordnungen); allein dies steht mit der Beamtenqualität nicht in 
höherem Maasse im Widerspruch, als mit der gesetzlichen Pflicht 
des Schiffers, dem Zwaugslootsen das Kommando zu flberlassen ^). 



1) Hier heisst es — in einem Sprach des rostocker Seeamts vom 6. März 
1879 — : Den Gnmdssts .ist der Lootse einmal an Bord, so Übernimmt er das 
EommandOf er bestimmt dann die Segel, welche gesetzt, die Kurse, weldie go- 

Steoert werden sollen" haben fast alle Hafen-Ordnungen adontirt. 

2) Das Reichs- Ger. beschränkt sich in Entsch. Civ. S. YII S. 25 darauf, den 
SalE aaszDBfifedien: zor SchÜbbesatzung kann nach Art. 740 H.6.B. der Zwaogs- 

lootse nicht gerechnet werden. — Die französische Jurisprudenz räumt dem 
Lootsen eine andere Stellung ein, als das deutsche Recht. Der liheder ist flir jeden 
durch Verschulden des Lootsen herbeigeführten Schaden verantwortlich, und zwar 
settnt in dem Fall, wo der Lootse ein Zwangslootse ist C ourcy n S. 105 charak- 
terisirt die Stellung des Lootsen folgendermaassen : Lepilote devient-ü mmtre de la 
mantmvre f Deasaisit-il le capitaine du commandeme$U en le d^chargeant de la 
retponsabiUte f La Jurisprudence frantiaise pense le eontraire. Le püote n^est 
qviwn eotueäj un tndieateur, II li^eat pa8 une autorit^. H vient dire au capi' 
taine: Lä sontles ecveiJs Caches, les h<is-foiuh^ les hancn de sahle mobiles; ici est 
le chetudf la mer a teile profondeur^ le» couranta mit teile direction et teile 
puigaemce; ä voua qui connaüsez le tirant d'eau de votre navirCf ses fcunUtis 
tPiüohtHon , la foree de votre nuKthMne^ h vom de Commander en eone^gvmce 
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8 4. 

Seemannsämter sind innerliaTb des Bimdesgehiets die Miisterungs- 
hehörden der einzelnen Bundesstaaten und im Amlande die Konsulate 

des Deutschen Reiclis, 

Die ErricJitimg der Musterung shehör den innerhalh des Bundes- 
gebiets steht den Landesregierungen nach Maassgahe der Landes- 
gesetze zu. Die Geschäftsführung derselben unierliegt der Oberauf- 
sicht des EeicJis. 

Die Musterungsbehörden im Inland e sind entweder besondere 
Behörden unter diesem Namen, wie in den meisten preussischen 
Häfen, oder unter dem Namen Öeemannsamt , wie in Oldenburg 
und in den Hansestädten, woselbst der Vorsteher desselben die Be- 
zeichnung ^Vasser8chout oder Schont führt, oder es sind die Funk- 
tionen der Musterungsbehörde einer anderen (Verwaltungs- j Be- 
hörde übertragen, wie in mehreren hannoverschen und B<ddetwig- 
holsteinischen Orten (dem Maeistrat in Stade^ dem Bürgermeisteiamt 
z. B. in Glückstadt, Itzehoe^ dem Amt z. B. in Jork^ Freiburg, der 
Hafen- und Brücken -Kommission in Schleswig, dem Hafenmeister 
in Holtenau, der Hardesvoigtei z. B. in Augustenburg, in Tondem, 
der Kirchspielsvoigtei z. B. in Lunden, Wesselburen, dem Polizei- 
Kommissar in SciiÖnberg in Holstein;, dem Gutsinspektorat z. B. 
in Kollmar, dem Koogs-Inspektorat in Niebüll) und in den mecklen- 
biu'gischen Häfen (dem Gewett zu Rostock, den SchifFer-Aeltesten 
zu \Vismar, dem grossherzogiichen Amt und dem Magistrat zu 
Kibnitz) i). 

Wie die Mußterungsbehörden im Inlande, so sind aucii die 
diesen vorgesetzten Behörden Landesbehörden der einzelnen Staaten, 
wennschon die Oberaufsicht über die GeschSfisfÜhrung von Beichs- 
wegen gefUhrt wird. 



des indications pre'cises que vofis apporte ma praiiquc des coteSy comme voiis com- 
manäez en Consultant des cartes lä ou ü n'y a pas depilotes. Je nesuis qu'une 
carte marine parlante, qtii se ret^ße au Jour tejowf und dass diese Aufmasimg 
in der That von Theorie und Praxis reäfirt, zeigen Caumont S. 79 f. N. 191; 
BedarridelN. 281, II N. 393; Laurin fder den Lootsen o/de et pr^posr nennt) 
bei CresplS. 587 f., vd. S. 621 ; Desjai dins II S. 59 f.; Kuben de Gouder 
y 8. 545 £ N. 80 und die Zitate daeelbBt. Dieses FHiinp ist ancb som Gesets 
erhoben worden im belg. Code de comm. U (v. 1879) Art 228 Abs. 2 u. 8: Si 
Vahordarjc a ^t^ caits^ par une faiUe, towt les dommages sont s^tpport^s par 
le navire ä bord duquel la faute a ete commise. La presencc de piLutes ne 
faxt paa ohetat^ h la regponeahiliti 4tablie par le paragraphe prieidenL 
Dagegen stimmt das englische Recht mit dem deutschen in der im Text ge- 
gebenen Auffassung überein. Die Merchant Shippino Act von 1854 scd. 388 
verordnet nämlich: No owner or inaster of any ship ahall be aiiswerable to 
any peraon whatever for any loes or damage oeeasioned by the fauU or m* 
capacitji of any qualified i^Hot acUng in Charge of such ship^ tcitkin any di^ 
strict o-Iiere the emploiimertt of siich pilot is compulsary by law. 

\) Ein Yerzeichniss der inländischen Seemannsämter ist enthalten in dem 
Handb. fOr die deatsche Handels-Mariiie^ so in dem für das J. 1882 S. 86 £ 
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Dass im Auslände die Konsulate^) alB MuBtorungsbehörden 
fongiren^ war bereits durch da& ßundesgesetz vom 8. November 
1867, betreffend die Organisation der BundeskoaBolatey angeordnet 
worden, welches in § 32 bestimmt: 

Sie (sciL die Bundeshonsuln) bilden für die Schiffe der Bundei- 
Juindelsmarme im Hafen ihrer liesidene die Musierungsbehärde* 



Zweiter Abschnitt. 

Seefahrtsbücher und Musterung. 

8 5. 

Niemand darf im Bundesgebiet als Scluffsmann in Dienst treten, 
bevor er sich Rher Namen, Heimath und Älier vor einem Seemanns^ 
amte ausyeuicsm und von demselben ein Seefahrtsbuch ausgefertigt 
erhalten» hat. 

Ist der Schiffsmann ein Beutscher , so darf er vor vollendeten 
viere^nten L^en^akre smr U^emakme von Schiffsdiensten nicht 
zugelassen werden; anuh hat er sieh über seine MilitärverhäUnisse, 
sowie, wenn er nodi der väterUdien GemU unterwerfen oder nwnäer- 
jähr ig ist^ Äfter die Genehmigung des Vaters oder Vormundes 0ur 
üebemaJime von Schiffsdiensten auszuweisen. 

Mit dem Seefahrtsbuch ist defn Schiffsmann zugleich ein Abdruck 
der S^emannsordmmg und des Gesetzes j betreffend die Verpflichtung 
deutscher Kauffaliirteischiffe zur Miinaihme hülfsbedürßiger Seeleute 
auszuhändigen. 

Der AJbs. 1 bezieht sich sowohl auf Inländer wie auf Aus- 
länder, welche im Reichsgebiet in Schiflfsdienste treten. Der, 
welcher im Auslande auf einem deutschen Schiffe Dienste nimmt, 
ist nicht verpflichtet , sich ein Seefahrtsbuch ausfertigen zu lassen, 
auch wenn er ein Deutscher ist, wie denn die Konsulate See- 
fahrtsbücher überhaupt nicht ausfertigen (Zirkular des Reichs- 
kanzlers vom 22. Feb ruar 1873 zu § 5 der Seemannsordnung). 
Der im Inlande in Schiffsdienste tretende Seemann braucht den 
im Abs. 1 geforderten Nachweis übrigens nicht vor dem Seemanns- 
amte zu fuiren, in dessen Bezirk er sich zuerst verheuert^ sondern 
er kann denselben vor jedem Seemannsamte fuhren. (Hinsichdich 
dessen, dem bereits frtther ein Seefahrtsbach ausgefertigt war, 
8. den § 7 Abs. 1.) ^ 

Das Seefahrtsbuch dient dem Schiffsmann als Ausweis und 
Legitimation über seine persönlichen Verhältnisse wie als Grund- 
lage für die Musteruugsverbandlungen (Motive S. 34). 

1) Von der Stellung der Konsulate als Musterungsbebörden handelt aus- 
führlich König, Handb. des deatscben Komularweseiis, 2. Auue. Beri. 1878, 
8.242-268. 
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Die väterliche oder vormundschaftlirhe Gc^iehmigung (§ 5) giltj 
sofern ihr eine Einschriinkmiy nicht beigefügt ist, aU ein- für alle- 
mal ertlioilt. 

Kraft derselben wird der Minderjährige einem Grossjährigen 
gleichgeachtety insoweit es sich um den Äbscmuss van Beuerverirägen, 
die aus ihnen hervorgehenden Bedik md Pflügten und das gerieht' 
liehe Verfahren darüber handelt 

Aus dem Abs. 1 ergiebt sich, dass die väterliche oder vor- 
mundschatthche Genehmigung ohne einen daraul" gerichteten Vor- 
behalt auch nicht wieder zurttckgenommeii werden darf. 

Wer bereits ein 8eefahrtsbueh ausgefertigt erhalten hat, muss 
behufs Erlangung eines neuen Seefahrtsbuches das ältere vorlegen 
oder den Verlust drssrlbf u glaubhaft machm, Dass dies gesehehen, 
wird von dem Sf rhianusamt in dem nrwn Seefahrtsbuch vermerkt. 

Wird d'r Verlust glaubhaft gemacht, so ist diesem Vermerkp 
sugh'k Ji rinr Beseheinigung drs St rmamisamtes über die früJnroi 
Bang- und DivnsinrhäUnisse , sowir über die Dauer der Dienst- 
zeit^ insotveit der Schiffsmann sich hierüber geniige>id ausweist, bei- 
zufügen. 

Wer nach Inhalt sdms Seefahrtsbuch fs nyignnnstfrt ist. darf 
nicht V071 neuem angemustert werden, htvor er sicli über dit Be- 
endigting des früJurtn DienstvtrhiiHmssts durcli den in das See- 
fahrtsbuch einzutragenden Vermerk (§§ 20^ 22) ausgewiesen hat. 
Kmm nach dem Ermessen des Seemannsamtes ein soldher Vermerk 
nkht heigebraehi werden ^ so dient statt desselben, sohaild die Be- 
endigung des DienstverhäUnisses auf andere Art glaubhaft gemackt 
istt ein vom Seemannsamt hierOher einmtragender Vermerk «m See- 
fahrkibuehe, 

8 9- 

.firnndMuN^ md IVw des Seefdhrtshuches bestimmt der Brndes- 
rath. Die Ausfertigung seihst erfolgt kosten- und steinpelfrei. 

Das Seefciirtsbueh muss Hiber die MUtärverhäMnisse des ^ 
habers (§ 0 Aushunft g^en. 

§ 10. 

Der Schiffer hat die Musterung (Asnmusierung, Abmusterung) der 
SMffmamsäwift nach Maassgabe der folgenden Bestimmungen (§§ 11 
bis 22) SU veranlassen. 
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Der Schiffsmann hat sich, tvenn nicht ein unabwendbares Bk^ 
demiss entgegensteM, mr Musterung m steUen. 

Die Verpflichtung des Schiffers ^ die Mustening zu bewirken, 
ist eine polizeüiche Verbindlichkeit, wie dies bereits aus der fl&r 
den Unterlassungsfall angedrohten Strafe (§ 99 Ziff. 1) hervorgeht. 
Zivilrechtliche Wirkungen sind davon nicht abhängig. 

Der Schiffer soll die Musterung veranlassen. Diese Fassung 
flentet darauf hin^ „dass eine Vertretung desselben bei den Muste- 
rungsverhandlungen nicht ausgeschlossen ist^' (Motive S. 35). 

Auf das Nichterscheinen des Schiffsmanns ist Igleichfalis eine 
Strafe gesetzt 93 Ziff. 2). 

g 11. 

Die Anmustermig besieht m det Verlauiharung des mit dem 
Sehiffsmam gescMossenen Seuerverirages vor einem Seemammnut, 
Sie tmtss für die innerJialb des Bundesgebietes liegenden Schiffe unter 
Vorkgmg der Seefahrtsbücher vor Antritt oder Fortsd^umg der Reise, 
für cmdere Schiffe, sobald ein Seemannsamt angegangen werden kam^f 
erfolgen, 

1. In der vor dem Seemannsamt stattfindenden Anmuste- 
rung liegt gewissermaassen eine ^^staatliche Bekräftigung 
desHeuervertrags''. Wennschon nämlich durch den Heuer- 
vertrag zunächst ein privatrechtliches Verhältniss begründet wird, 
so hat doch der Staat ein Interesse ,,an dem Verhältniss zwischen 
Schiffer und Schiffsmann in Bezug auf die Disziplin , auf die Ver- 
pflichtung des Schiffers zur Versorgung, auf den Schutz der Per- 
sonen und ihres Dienstverhältnisses im Auslande". Indem die An- 
musterung vor einer Staatsbehörde vorgenommen wird, werden ge- 
'wissermaassen die Schiffsleute von Staatswegen dem Schiffer ,,zur 
Sorge und Aufsicht^ auf der Reise ftberliefert, werden gleicluam 
die hierauf gehenden Oblic^nheiten und Befugnisse des Staats dem 
Schiffer übertragen (Sten. Bericht S. 1114). 

2. Der Entwurf hatte bestimmt, dass die Anmusterung fÄr 
die innerhalb des Reichsgebiets liegenden Schiffe stets vor dem 
Seemaonsamte erfolgen müsse, in dessen Bereich das Schiff läge. 
Diese Verweisung der Anmusterung vor ein bestimmtes Seemanns- 
amt wurde in der Reichstags -Kommission mit Rücksicht auf die 
bei der Anheuerung von Schiffsleuten sich geltend machenden Ge- 
bräuche und Bedürfnisse beseitigt. Demgemäss braucht die An- 
üiustcrung durchaus nicht vor dem Seemannsamt des Distrikts zu 
erfolgen, in welchem sich das Schiff befindet. Dieselbe kann viel- 
mehr gültig vor irgend einem Seemannsamte geschehen; 
in» es denn vorkommt, dass ftbr ein im Auslande übendes Schiff 
die Mannschaft in der Heimath geheuert^ hier auch angemustert 
und dann erst nach dem Hafen dirigirt wird^ wo sich das Schiff 
befindet (Sten. Ber. a. a. O.). 
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3. Die Perfektion des Heuervertrages ist durch die 
Anmusterung nicht bedingt, sonde/n wird bei dieser vorausgesetzt 

g 12. 

Die Ämnusterunffsverhandlung wird vom Seemmnsamt als Muster- 
rolle ausgefertigt. Wenn die mar Schiffsittamnsehaft eines Schiffs ge- 
hörigen Fersonen niM gleiehBeiHg nHUdst Einer Verhandlung tm- 
genmUri werden , so erfolgt die Ausfertigung auf Grund der ersten 
Verhanähtna, 

Die Musterrolle muss enthalten: Kamen und Nationalität des 
Schiffs, Namen und Wohnort des Schiffers, Namen y Wohnort und 
dienstlic)ie Stellung jedes Schiffsmannes und die Bestimmungen des 
Heuerverirages ^ einschliesslich ettvaiget' hr sonder er Verahredungeti. 
Insbesondere muss aus der Musterrolle erhellen, ivas deni Schiffsmann 
für den Tarj an Speise wid Trank gehührt. Im Uehrigen wird die 
MnricJUung der Musterrolle vom Bundesrath bestimmt. 

Die Musterrolle gehört zu den Schiffspapieren. Da dieselbe 
über die Nationalität der Equipage Auskunft giebt^ so hat sie eine 
gleiche Bedeutung, wie das Schiffszertifikat. Wie dieses hat sie 
publica fideSy die auch von fremden Mächten anerkannt wird. 
Aber nicht nur in völkerrechtlicher Hinsicht erscheint die Muster- 
rolle als documentum puhln um, sondern auch in privatrechtlicher, 
soweit es sich um das zwischen Schiffer und Mannschaft bestehende 
K^chtsverhältniss handelt; und zwar ist die Musterrolle ein in- 
sirmientum commune, was eben so wohl gegen den Schiffer, wie 
gegen die Mannschaft beweist (Prot, der iuuaib. Koni lY S. 1965 f.). 
Dodi ist gegen den Inhalt der MoBterroUe G^nbewds zulässig; 
denn da £e Gültigkeit des Heuervertrages nicht von der Aufnahme 
desselben in die Musterrolle abhängt^ so ist auch die Gültigkeit der 
einseinen Bestimmungen des Heuerrertrages nicht durch die Auf- 
nahme in die Musterrolle bedingt. 

9». 

Wird ein Schiffsmann erst nach Ausf ertiguryj der Musterrolle 
angemustert, so hat das Seenhannsamt eine solche Musterung in die 
Musterrolle eimutragen. * 

§ U. 

Bei jeder innerhalb des Bundesg^nets erfolgenden Jnmusterung 
wird vom Seemamsamt hierOher und über die des Dienstantritts 

ein Vertnerk in das Seefcihrtshueh jedes Schiffsmannes eingetragen, 
welcher zugleich als Ausgangs- oder Seepass dient Ausserhalb des 
Bundesgebiets erfolgt eine solche Eintragung mir, wenn das Seefahrts- 
huek m diesem Zweck vorgelegt wird. 
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Das Seefahrtshuch ist hiernnchst vom Schiffer für die Dmer des 
Dienstverhältnisses in Verwahrung zu nehmen. 

§ 15. 

Wmn em cmgemnuierkr SMffsmafm durch ein tmahwendbares 
Smdemiss ausser Stand gesetzt trtrd, den Dienst anzutreten^ so hat 
er 8id^ hiaüber sobald tvie möfflich gegen den Schiffer md das See- 
mmmsamt^ vor welchem die Mmtenmg erfolgt ist, amemveisen* 

Der Sohiffsmann muss die Unmöglichkeit , den Dienst anzu- 
treten , so bald wie möglich dem Schiffer darthun, damit dieser 
seine Dispositioneu treffen kann, um anderweitig £rsatz zu finden ; 
dem Seemannsamt mit Rücksicht auf die von diesem zu übende 
Kontrole (Motive S. 38). In letzterer Hinsicht ist die Uebertretiing 
der Anzeigepflicbt unter Strate gestellt; s. § 93 Ziff. 3. 

§ 16. 

Die Abmusterung besteht in der Verlautbarwng der Beendigung 
ies DienstverhäÜmsses seitens des SMffers und dier am diesem Ver- 
häUniss amseheidenden Mammsehaft. Sie nrns, sobatd das IHenst- 
verhäUniss beendigt ist, erfolgen, und mar, wem wicht ein Anderes 
vereinbart wird, vor dem Seemannsamt de^enigen Hafens ^ wo das 
Sdnff liegt, und nach Verlust des Schiffs vor demjenigen SeemannS' 
amtf wekhes zuerst angegangen werden kann. 

Die Abmusterung bewirkt nicht die Aufhebung des Dienst- 
Terhältnisses, sondern setzt diese Toraus^ und zwar yertragsmfissiffe 
Aufhebung, da der Paragraph von der Verlautbarung der Beendi- 
gung des Dienstverhftltnisses Seitens des Schiffers und der Mann- 
aohaft spricht Die Abmusterung ist sowohl im öffentlichen Inter- 
esse, wie aus Fürsorge fiir die Betheiligten Toxgeschrieben. In 
ersterer Hinsicht giebt dieselbe dem Seemannsamte Gelegen- 
heit, die vom Schiffer den Schiffsleuten ausgestellten Zeugnisse zu 
kontroliren, einen Einblick in die Handhabung der Disziplin zu 
tliun und hierbei über etwaige Beschwerden der bchifisleute zu be- 
finden, Anzeigen über vorgekouuuene Todesfiille und begangene 
strafbare Handlungen entgegen zu nehmen, zu verhüten, dass noch 
in einem Dienstverhältnisse befindliche Schiffsleute sich auf einem 
anderen Schiffe anheuern lassen. In letzterer Hinsicht erhält das 
Seemannsamt Eenntniss von den gegenseitigen Ansprüchen der 
Schiffsleute und des Schiffers, und Kann so Streiti^eiten der- 
selben beilegen oder entscheiden (Motive S. 38 f.). Da die Ab- 
musterung vereinbarte Beendigung des Dienstverhältnisses vor- 
aussetzt, so kann sie nicht ersetzt werden durch eine Erklä- 
rung des Schiffers, der Beendigung des Dienstverhältnisses „im 
Voraus zustimmen zu wollen, wenn sie der Schiff'smann künftig 
fordern oder wünschen'^ würde, auch wenn diese letztere Yor- 
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aussetzuDg später wirklich zutrifft (Eutsch. des K.O.H.G. XVIII 
Ö. 416 £,). 

§ 17. 

Vor der Ähtnustmmy hat der Schiffer dem äbmmmlemäm 
Schiffsmann im Seefdhrtsiuck die bisherigen Bang- und Dienstver' 
hältnisse und die Dauer der Dienstzeit zu bescheinigen^ auf Ver- 
langen auch ein Führungszetigniss m crfheilen. Das letetere darf 
in das Seefakrtsbuch nicht eingetragen werden. 

Das Seefthrtsbuch soll den Schi£fsleaten aach (vgl AnsfÜhning 
zu § 5 S. 187) in ihrem eigenen^ wie im Interesse der anheuern- 
den Schiffer einen ^^vollständigen und beglaubigten Ausweis über 
die gesammten bisherigen Rang- und Dienstverhältnisse und über 
die bereits zurückgelegte Dienstzeit'^ bieten; daher die Pflicht des 
Schiffers, diese Tiiatsache zu bescheinigen (Motive S. 39). 

Die Unterschriften des Schiffers unier der Bescheinigung und 
dem Zeugniss (§ 17) werden von dem Seemcumsamt, vor welchem die 
Abmmiermg stattfMeij Icosten- und stenipelfrei beglaubigt. 

Verweigert der Schiffer die Ausstellung des Zew/nisses (§ i7), 
oder enihiüt dasselbe Beschuldigungen, deren Hichtig'keit der Schiffs- 
mann bestreitet , so hat auf Antrag des letzt eren das Seetnannsamt 
den Sachverhalt zu untersuchm und das Ergebniss der Untersuchung, 
dem Schiffsmann m bescheinigen. 

% 20. 

Die erfolgte Ähnmterung wird vom Seemanmamt in dem See- 
fahrtf^mche des ahgenmtertenlSehiffmannes und m der MmsterroUe 
vermerkt 

In das Seefahrtsbuch wird die Abmusterung eingetragen, weil 
eine spätere anderweitige Anmusterung des Schitfsmanns davon ab- 
hängig ist, dass nicht etwa eine frühere Anmusterung noch Wirk- 
samkeit hat (§ 8); in die Musterrolle, weil diese stets authen- 
tische Nachricht über den Bestand der Scluffsbesatsung geben solL 
(Vgl. §§ 12, 13; s. überhaupt Motive S. 40.) 

§ 31. 

Die Musterrolle ist nach Beendigung derjenigen Beise oder der- 
jenigen Zeitf auf welche die als Musterrolle ausgefertigte Anmuste- 
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rmigsverhandlung (§ 1J2) sich bezieht, dem Seeinannsamt^ vor weldiem 
abgemustert ivird, zu überliefern. 

Letzteres übersendet dieselbe dem Seemannsamt des Heimatlis- 
hafms. 

Die Vorschrift des Abs. 1 ist getroffen mit Rücksicht auf die 
Bedeutimg der Musterrolle, dann aber auch «^ur Verhtitung etwaiger 
Missbräuche, insbesondere untlbersehbarer Jrrolongationen'' (Motive 
S. 40). 

g 22. 

Wem der Bestand der ISanmehafi Äenderungen erßhrt, hei 
welchen eine Musterung (§ 10) nach Maas^abe vorstehender BesUm^ 
mungen unausfiHkrhar ist, so hat der SeJdffer, sobald ein SeemamS' 
amt angegangen werden Jcmm, hei defnselhen unter Bairlegung der 
Minderungsgründe die Musterung nachzuholen, oder, sofern auch 
diese nachträgliche Musterung niiM niehr tnögUdi ist^ den Sachver- 
halt anzK^eigen. Ein Vermerk ühfr die Anzeige ist vom SeemannS' 
amt in die Musterrolle und in die Seefahrisbücher der betheäigten 
Schiffsleute einzutragen. 

Die Vorschriften dieses Paragraphen erklären sich daraus^ dass 
1. der für die Musterung festgesetzte Zeitpunkt nicht immer ein- 
gehalten werden kann, 2. auch eine nachträgliche Musterung nicht 
immer möglich ist (z. B. im Fall einer Desertion). 

§88. 

Die ftür die Musterungsverhandhingen, einschHessUeh der Aus- 
fertigung der MusterroUe^ eu erhd>enden Kosten faUen d^ Sheder 

mr Last. 

Die Bestimmung über die in gleicher Höhe für alle SeemannS" 
ämter innerhalb des Bundesgdnets fesimsteUenden Kosten bleibt dem 
Bundesrath vorbehalten. 

Bis zun Erledigung dieses Vorbehalts steht die Bestimmung über 
die Höhe der Kosten den Landesregierungen im Verordnungswege ssu. 

Für die als Seemannsämter fungirenden Konsulate ist maass- 
gebend der Tarif über die Gebühren und Kosten bei den Konsu- 
laten vom 1. Juli 1872 Nr. 23 (R.G.B1. Ö. 250). 



Dritter AbBOhnitt 

Vertragsverhältniss. 

§24. 

Die Gültigkeit des Heuervertrages ist durch schrifäiehe Ab fassung 

nicht bedingt. 

Lewis, 8e«ree]it. I. 3. Aufl. 18 
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§ 35. 

Wenn hei dem AbscMuss des Henervertrages die Vereinharmg 
über den Betrag der Heuer nicht durch ausdrüchlkhe ErTdämmg 
geiroffm ist, so wird im Zweifel diejenige Heuer als vereinhart an- 
gesehen, welche das Seeniannsamt des Hafens, in welclmn der Schiffs- 
mann angeinusteri wvrd^ für die daselbst zur Zeit der Anmusterung 
übliche erklärt 

Das Gesetz hat yerordnet, dass als angemessene Heuer — 
welche als stillschweigend von den Kontrahenten vereinbart anzu- 
sehen ist, wenn diese einen anderweitigen Heuer])etraij: nicht aus- 
drücklich festgesetzt haben - die übliche Heuer am Orte und zur 
Zeit der Anmusterung angesehen werden soll. Behufs Bekundung 
dieser üblichen Heuer gilt das Seemaunsamt des beti'eii'endeu Orts 
naturgemäss als Sachverständiger. 

Wenn ein Schiffsmann sidi auf eine Zeit verheuert, für die er 
durch einen früher gesrhlossenm Heuervertrag gebunden ist, so hat 
der Anspruch auf ErßUung des zuerst geschlossenen Vertrages den 
Vorzug. 

Hat jedoch eine Änmustmmg auf Grund des späteren Vertrages 
stattgefunden, ohne dass auch auf Grund des ersten Vertrages an- 
gemustert ist, so geht jener vor. 

Die Bestimmung des ersten Abs. beruht auf Zweckmässigkeit«- 

rücksichten, wie aus eben solchen neuere Gesinde - Ordnungen die 

gleiche Vorschrift aufstellen. Natürlich wird durch diese Anord- 
nung der Anspruch auf Schadensersatz für den durch den späteren 
Vertrag Berechtigten niclit berührt (Motive S. 42). Der Vorzug 
des, wenn auch späteren Heuervertrages, zu dem eine Anmuste- 
rung hinzugekommen, erklärt sicii aus dem Charakter der letzteren, 
als einer staatlichen Bekräftigung des Vertrages (s. oben S. 189 
die Ausführungen zu § 11). 

§27. 

Wird ein Sdnffsmann erst nach Anfertigung d(r MusterroUe 
geheuert, so gelten für ihn in Ermangelung anderer Virtragsbestim- 
mungcn die nach Inhalt der Musterrolle mit ä<r übrigen Schiffs- 
mannsehaft getroffexen Ahrrden ; inshesondere Icann er nur dii seihe 
Heuer fordern, n i lche nach der Musterrolle den übrigen Miiffsleutm 
seines Ii an g es gebührt. 

Wird ein Schiftsmann erst nach angefertigter Musterrolle an- 
geheuerty ohne dass über sein Rechtsverhältniss eine besondere ver- 
tragsmässige Festsetzung stattgefunden hat, so ist zu präsumiren, 
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dass Dach der Absicht beider Theile diesem Scliififsmann dieselbe 
Behandlung zu Theil werden soll, wie sie nach Ausweis der Muster- 
rolle den übrigen im gleichen Range stehenden Schiffsleuten zu- 
kommt. Darauf beruhte die Bestimmung des Art. 530 H.G.B, (vgl. 
Prot IV S. 19Ö8); dem dieser Paragraph wörtlich entnommen ist 

§ 28. 

Die Verpflichtung des SdUffmames^ mü seinen Effekten sieh 
m Bord eineufinden und Schiffsdiensie ji» leisten, beginnt^ wenn 
nuM ein Anderes bedungen istj mit der Anmusterung, 

Wenn der Sckiffsmann ihn Dimsfaniritt langer als vierund- 
Kwamig Stundm vfmögert, ist dir Schiffer awm Bücktrift von dem 
Beuervertra4fe h fiuß. Die Ansprüche wegen etwaiger 3Iehrausgahen 
ßr einen Ersatzmann und wigrn somtigtr ans der Verzögerung er- 
wachsener iSchäden werden hierdurch nicht berührt 

Im Abs. 1 ist, nur unter Einschiebtmg der Worte j^Bcai seinen 
Effekten", der erste Absatz des Art 531 H.G.B. wiedergegeben. 

Das im Abs. 2 dem Schiffer eingeräumte singuläre Becht^ wegen 
Verzögerung des Dienstantritts Seitens des Schiff'smannes vom Heuer- 
vertrage zurückzutreten, ist aus der Rücksicht auf das Interesse der 
Schifffalirt zu erklären. Der Schiff'er darf nämlich nicht der Gefahr 
ausgesetzt werden, bei Verzögerung des Dienstantritts „die Heise 
mit unvollständiger Mannschaft antreten zu müssen". Es muss ihm 
daher die Möglichkeit gewährt werden, einen Ersatzmann anzu- 
heuern, ohne dem ausgebliebenen Schiffsmann „aus dem Heuerver- 
trage verhaftet zu bleiben" (Motive S. 43). Für die Ausübung dieses 
Rechts wird nicht vorausgesetzt, dass die Verzögerung des Schifis- 
mannes eine verschuldete ist Wohl aber wird cxdpa vorausgesetzt, 
wenn der Schiffsmann zum Ersatz des durch seine Zögerung ver- 
ursachten Schadens verpflichtet sein soll 

Den Schiff SNuinn, welcher nach der Anmusterung drm Antritt 
oder der Fortsetzung des Dienstes sieh entzieht, kann der Schiffer 
zur Erfüllung seiner F flicht durch das Seemannsamt zwangsweise 
anhalten lassen. 

Die daraus erwctchsenden Kosten hat der Schiffsmann zu er* 
setgen. 

In diesem Paragraphen ist der Art. 532 H.G.B, wiederholt, 
nur ist die Behörde Gezeichnet , durch welche der Schiffsniann zu 
seiner Pflicht anzuhalten ist. Unter dem „sich der Fortsetzung des 
Dienstes entziehen'' ist übrigens nicht blos Desertion zu verstehen, 
sondern auch Arbeitsverweigerung, durch welche die Schiösleute 
etwa ihre Entlassung oder höhere Löhne vom Schiffer zu ertrotzen 
suchen (Entsch. des R.O.H.G. IV S. 292) ; denn zur Fortsetzung 

18* 
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des Dienstes genügt es nicht, dass der SchifFsmann an Bord bleibt, 
sondern es muss derselbe auch die mit seiner Stellung verbundenen 
Arbeiten ausfuhren. „Der Zwang findet nur statt, wenn der ISchiffs- 
mann ,sich der ihm obliegenden Pflicht entzieht." Er hat daher 
zu unterbleiben, wenn die Weigerung, den Dienst anzutreten oder 
fortzusetzen, aus einem als gerechtfertigt anzusehenden Grunde er- 
folgt ( Motive 8. 43). Macht der Sohi&maim einen solchen Grund 
gehend, so finden oie §§ 105 und 106 Anwendung. NatOrlich kann 
alsdann der Zwang zur VollBtreckung der erlassenen vorläufigen 
Entscheidung des Seeamts- erfolgen. 

8 80. 

Dir Schiffsmann ist virpflichtd, in Ansehung des Schiffsdienstes 
den Anordnungen des Schiffers unweigerliek Gehorsam zu leisten und 
zu jeder Zeit alle für Schijjf und Ladung Hirn übertragene Arbeiten 
zu verrichten. 

Er hat diese Verpflichtung zu erf&Um, soivohl an Bord des 
Schiffs md t» dessen Booten^ als auch in den Leichterfahrgeugen 
und auf dem Ltmde^ sowohl unier gewöhnUehen ümsitäii%den^ als iütch 
unter Ha/varie. 

Ohne ErJatihniss des Schiffers darf er das Schiff Ins gur Ab- 
musterung nicht verlassen. Ist ihm eine solche Erlaubniss erthetlt, 
so muss er zur festgesetzten Zeit^ wem aber kerne Zeit festgesetgt 
istf noch vor 8 Uhr Abends Mirüdckehren. 

Die beiden ersten Absätze, deren erster dem Art 533 H.G3. 
entnommen ist, erklären sich daraus, dass die auf einem Schiff zu 
verrichtenden Arbeiten nicht so eintach sind- und so ein für alle 
Mal feststehen, dass sie sich im Heuervertrage für jede Kategorie 
der Mannschaft fixiren Hessen. An Stelle bestimmter kontrakt- 
mässiger Dienste ist daher der unbedingte Gehorsam gegen die 
Befehle des Kapitäns in öchiÖsangelegeuheiten gesetzt worden, 

g 31. 

Wenn das Schiff m einem Hafen liegt, so ist der Schiffsmann 
nur in dringenden FäBen schuldig j länger ah gäm Stunden täffUi^ 
m arbeiten, 

§32* 

Bei Seegefahr, besonders bei drohendem Schiffbruch, sowie bei 
Gewalt oder Angriff gegen Schiff oder Ladung hat der Schiffsmann 
dUe befohlene Hülfe eur HrhaUung von Schiff und Ladung umoeiger- 
Heh m leisten und darf ohne Emwilligung des Schiffers ^ so lange 
dieser seihst an Bord bleibt, das Schiff nicht verfassen. 

Er bleibt verbunden ^ hei Schiffbruch ßr Bettung der Persotiefi 
und ihrer Effekten^ sowie für Sicherstellung der iSchiffstheüe, der 
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G^ääaekaften %md der Laämg^ dm Anordnungm des Schiffen ge* 
mäss, nach besten Kröftel zu sorgen und hei der Bergung gegen 
Fatibegug der Heuer und der Verpflegung Hülfe 0u leisten. 

Wenn das Schiff verundückt^ so endet der Heuervertrag (§ 56). 
Demgemäss wäre der Scbinsmann auf Grund des Heueryertrages 
nach dem Untergange des Schiüs zu irgend welchen Diensten im 
Interesse der Hheder, der Passagiere und der Ladongsinteressenten 

nicht mehr verpflichtet. Da nun aber In den meisten Fällen nur 
durch die Fortsetzung dieser Dienste der diese Personen treftende 
Schaden sich verringern lässt, so ist dieselbe durch das Gesetz 
den SchifFsleuten noch ausdrücklich zur Pflicht gemacht ( Prot, zum 
H.G.B. — welches im Art. 542 Abs. 3 eine ähnliche Bestimmung 
enthielt — IV S. 1986 ff.). 

§ 33. 

Der SeMffmann ist verpfliehUi^ auf Verlangen hei der Ver* 
Jüammg miizmvirhn und snne Aussage ridUck m bestarken. 

Dieser Verpflichtung hat rr gegen Zahlung der etwa erwachsen- 
den Heise- und VersäumnissJcosten nachzuhommeny auch tvcnn d/r 
Eeuervertrag in Folge eines Verlustes des Schiffs beendigt ist (§ 56), 

Dieser Paragraph ist den Art. 535 und 542 Abs. 3 H.Q-.B. 

entnommen. 

Hinsichtlich der Verklarung steht die Mannschaft anders da, 

als der Scliiti'er. Der Schiffer — und wenn dieser gestorben oder 
ausser Stande ist, für die Verklarung zu sorgen, der im Range 
nächste Schiffsoffizier — ist verpflichtet, ohne irgend eine an ihn 
ergangene Aufforderung die Aufnahme der Verklarung zu b e w i r - 
ken, der Schiffsmann hat nur die Ptiicht, bei der Verklarung mit- 
zuwirken, und auch dieses nur, wenn er dazu besondei's auijgefor- 
dert ist. 

gS4. 

Wird nach Antritt der Reise mtdecl f, dass der Schiffsniann zu 
dein Bimste, zu tvelchcm <r sich verheuert hat, untauglich ist, so ist 
der Schiffer befugt, den Schiffsmann ^ mit Ausschluss des Steuer- 
manns, im Bange herabzusetzen und seine Heuer verhältnissmässig 
eu verringern. 

Maäd der Schiffer van dieser Befugnm Gebrauch so hat er 
die getroffene Anordnung^ sohM fhunUä^^ dem Be^mUgten mt er- 
öffnen, auch in das Schiffsjoumed einzutragen^ dass und wann dies 
geschehen. Vor der Eröffnung und Eintragung (ritt die Verringerung 
der Heuer nidht in Wirisamiiieit. 

So lange die Reise noch nicht angetreten ist. kann der Schiffer 
den Schiffsmann y der zu den Diensten , eu welchen er sich ver- 
heuert hat, unähig ist, entlassen (§ 57). Nach Antritt der Reise 
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kann der Schiffer die ihm aus der Untauglichkeit des Schiffsmannei^ 
den er nun nicht mehr entlassen darf, erwachsenden Nachtheile 
dadurch verringern, dass er denselben degradirt, z. B. den Zimmer- 
mann zum Matrosen macht und ilin dann auch auf die diesem 
Range entsprechende geringere Heuer setzt. Den Steuermann kann 
der Schiffer nach Antritt der Reise nicht nur nicht entlassen, son- 
dern auch nicht im Range herabsetzen. Als Grund hierfür wird 
geltend gemaeht, dass die Steuerieute ach vor einer Staal8beli5rde 
einer Prüfune zu unterziehen hätten und Dienste ab Steuerleute 
erst nehmen dürften, wenn sie von der Behörde hierzu für qualifizirt 
erklärt worden wären, und dass nicht zugegeben werden dürfe, ^^dass 
der von einer solchen PrüfungskommisBion als entsprechend quali- 
fizirt erachtete Steuermann hinterher vom Schiffer als nicht quali- 
fizirt bezeichnet werde'^ (Prot, der hamb. Konf. IV S. 1991 f.), — 
eine Arm.imentation, deren Richtigkeit freilich dahingestellt bleiben 
kann. Natürlich ist der Schiffer berechtigt, den Steuermann ausser 
Funktion zu setzen; allein er hat ihm, wenn nicht dieserhalb ein 
Vorbehalt im Heuervertrage gemacht ist, während der Reise die 
volle Heuer und sonstigen Emolumente zu belassen. Uebrigens ist 
Ahs. 1 dem H.G.B. Art. 543 Ziff. 1 entnommen. 

§ 35. 

Die Heuer ist in Ermangelung ' iner amäerweUigen Abrede vom 
Zeitpunkte der Anmusterung an zu eahlen. 

Der Paragraph stinunt üherein mit H.G.B. Art 531 Abs. 2. 

§36. 

Die JTcurr ist dem SchiffsmatDiy sofern Irine anäcre Verein- 
hanmg <ivtroff'cn ist, prst nach Brendiffung der J-lrisf oder hei der 
sonstigen Bi endiyuny des Dienstverhältnisses zu zaJUen, wenn diese 
friüier erfolgt. 

Der Schiffsmann kann j( dorh h» i Zirischenreisen in dem ersten 
Hafen f in welchem das Schiff ganz oder zum grösseren Theil eni- 
löscht wirdf die Auszahlung der Hälfte der bis dcthin verdienten Heuer 
(§ 07) verlangen, sofern bereits 8eek$ Monate seit der Anmusterung 
verflossen sind, gleicher Weise ist der Sdnffsmann bei Ablauf 
je weiterer sechs Monate nad^ der früheren AÜseahlung wiederum 
die AusetMung der Hälfte der seit der leisten Aussaikhmg verdiente» 
Meuer gu fordern berechtigt. 

Der Abs. 1 ist, wie schon in den Protokollen zum H.G.B., 
dessen Art. 536 Abs. 1 derselbe nacbeehildet ist, hervorgehoben 
wurde (TV S. 1974), „wegen Erhaltung der Disziplin an Bord unent- 
behrlich". 

In dem Abs. 2 ist zu beachten, dass nicht blos die erste^ son- 
dern, auch jede spätere Zahlung yom Schiffsmanne nur dann ver- 
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langt werden kann , wenn das Schift' in dem Hafen , den es an- 
gelaufen, ganz oder zum grösseren Theil entlöscht wird ; denn der 
Anspruch auf die späteren Abschlagszahlungen steht dem 8chiffs- 
mann „in gleicher Weise" zu, wie auf die erste, also auch unter 
denselben Voraussetzungen. Auch wäre nicht abzusehen, weshalb 
der Schiffer hinsichtlich der späteren Zahlungen ungünstiger gestellt 
sein sollte, ak in Betreff der ersten. 

Das H.G.B. (Art. 526 Abs. 2) Hess über den Anspruch der 
Mannschaft auf Abschlagszahlungen während der Reise die Lande»- 
psetze, in deren Ermangelung den Orti^brauch des fieimaihs- 
hafens des Schiffs entscheiden. 

% 37. 

Oh und mwieiceit vor dem Aniritt der Reise VorsclinsszoTilungm 
auf die Heuer m leisten oder Handgelder zu zahlen sind, bestimmt 
in Ermangelung einer Vereinharung der Ortsgehraueh des Hafens^ 
in welchefn der Schiffsmann angemustert wird, 

% 88. 

Alle ZaJthmgen an Schiffslexäe müssen, tvenn nicht dn Anderes 
vereinbart ist, nach Wahl dfrselbcn nittveder baar oder rnittelst einer 
auf den Wieder ausgestdlien^ auf Sicht zahlbaren Anweisimg geleistet 
werden. 

Der Schiffsmann ist berechtigt, die Heuer in Anweisungen auf 
den Rheder zu fordern, um in bequemer Weise seinen Angehörigen 
in der Heimath Geld zukommen zu lassen; wie denn eine derartige 
Regel schon früher in Deutschland partikularrechtlich galt. Doch ist 
im Interesse der Schiffsleute vorgeschrieben, dass die Anweisung 
in Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung auf Sicht lauten 
muss, während die früheren Landesrechte die Zahlbarkeit dieser An- 
weisungen auf einen Tag oder ein paar Tage nach Sicht bestimm- 
ten (vgl. preuss. EinfUhr.-Ges. zum H.G.B. Art 56 § 1). 

% 39. 

Vor JnHü der Heise hat der ScMffer ein Ähreehnungshueh am- 
eulegen , in welches oMe auf die Heuer geleisteten Vorsefms- und 

Äbschlagszahlungenj soicie die etiva gegebenen Handgelder einzutragen 
sind. In dem Abrechmmgsbuche ist von dem Schiffsmann über den 
Empfang jeder Zahlung zu quittiren. Auch hat der Schiffer jedem 
Schiffsmann, der es verlangt, noch ein besonderes Heuerbuch zu über' 
geben und darin ebenfalls jede auf die Heuer des Inhabers geleistete 
Zahlung einzutragen. 
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§ 40. 

Wem die Zahl der Mmmsehaft sieh wahrend der Beise ver- 
mindert und nicht uiedrr ergänzt wird^ so sind, faUs nicht ein 
Anderes bedungen ist, die dadurch erwarten Heuerhehräge unier die 
verbleibenden Schiffshute nach Verhältniss ihrer Heuer zu vrrtheilen. 

Ein Anspruch auf die Vertlieilung findet jedoch nicht statt, irnin 
die Verniindenwg d<r Mannschaft durch Entivrichutig herheigefnhrt 
ist 101 d dir Effeläen des enttiichenm Schiffsniannes nicht an Bord 
eurüchgehliehen sind. 

Wenn die Zahl dir Mannscliaft sich währoid der Brise um 
mehr als ein Sechstel verringert^ so miiss drr Schi ff <r dieselhe auf 
Verlangen der verbleibenden SäUffsleute eryauzen, sofern die Um- 
stände eine Ergänzung gestatten. 

Die durch Verminderung der Mannschaft ersparten Heuer- 
beträge sind deshalb unter die übrigbleibenden Schilisleute zu ver- 
theilen, weil alsdann auch deren Arbeitslast wächst. Die von diesem 
Ansprach der Mannschaft statuirte Ausnahme erklärt sich daraus, 
dass Desertionen von Schifiileaten unter Mitnahme der Effekten sich 
nur unter Mitwissen der znriickbldbenden denken lassen. (S. Mo- 
tive S. 46 f.) 

§ 41. 

Jn aUen Faßen, in wdthen ein Schiff länger ah ewei Jahre 
auswärts verweilt, tritt in Ermangelung einer anderweitigen Abrede 
ßr den seit mei Jahren im Dienst befindlich ev Sdwffsmmn eine 
Erhöhung der Heuer em, wenn diese nach Zeit bedungen ist. 

Diese Erhöhung wird wie folgt bestimmt: 

1. der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten Jahres in die m 

der Musterrolle bestimmte oder aus derselben als Durchsch)i 
betrag sich ergebende Heuer der Leicht »udrosen, und mit Be- 
ginn des vierten Jahres in die in der Musterrolle bestimmte 

Hewr der Vollmatrosm ein; 

2. der Leichtmatrose rrJudt mit Beginn des dritten Jahres die 
in der Musterrolle bestimmte Heuer der Vollmatrosen und mit 
Beginn des vitriot Jahres ein Fünftel derselhoi mehr an Heuer: 

3. für die übrige Mannschaft steigt die in der Musterrolle an- 
gegebene Heuer mit Beginn des dritten Jahres um ein Fünftel 
und mit Beginn des vierten Jahres um ein ferneres F&nflel 
ihres ursprünghehen Betrages, 

In dem FäU der Ziffer 2 tritt der Leieihtmatrose mit Beginn 
des dritten Jahres in den Bang eines Vollmatrosen ein. 

Der Durchschnitts betrag der aus der Musterrolle sich 
-ergebenden Heuer der Leichtmatrosen wird nach Ziff. 1 des Para- 
graphen dem Schiffsjungen zu gewähren sein, wenn auf dem be- 
treffenden Schiffe die Leichtmatrosen in Jungmänner und Halb- 
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männer zerfallen , oder wenn den einzelnen Leichtmatrosen eine 

verschiedene Heuer ausgesetzt ist. 

Das Gesetz bestimmt, dass der Leichtmatrose mit Beginn des 
dritten Jahres in den Rang eines Vollmatrosen eintritt. Hieraus 
ergiebt sich, dass beim Schiftsjungen, über den in dieser Beziehung 
nichts vom Gesetz angeordnet ist, die entsprechende Kangerhöhung 
nicht auch von selbst stattfindet. 

Das H.G.B. (Art 541), welches auch für den Fall, dass das 
Schiff länger als zwei Jahre auswärts weilte, eine Erhöhung der 
nach Zeit hedungenen Heuer für die Schiffsleute anordnete, die 
sich seit der Ausreise im Dienste befanden , hat das Maass oueser 
Erhöhung zu bestinunen den Landesgesetzen überlassen. 

Die aus den Dienst' und Meuerverirägm herrührenden Forde- 
runge^i des Schiffers und der enr Schiffsmannschaft gehörigen Per- 

sonm, tv flehe auf einetn, nach den Art. 866 und 867 des All ff em einen 
deidschcn Handelsf/eseizbuches als rerscJ/ollen anzusehenden Schiffe 
sich befunden iiahen^ tctrdeii fällig tnii Ahlauf der VerschoUenheits- 
frist. Das Dienstverhältniss gilt sodann einen halben Monat nach 
deni Tage für beendet^ bis su welchem die letzte Nachricht über das 
Schiff reicht. 

Der Betrag der Forderungen ist dem Seemamsami des JBemafh^ 
hafens m Übergeben^ welches die Aushändigung an die JEhnpfangS" 
hereehtigten eu vermikeln hat 

Der erste Abs. des Paragraphen beruht lediglich auf Billigkeits- 
rücksichten (vgl. Motive S. 48). 

§43. 

Dem Schiffsmann gebührt Bcl östigung für Rechnung des Schiffs 
V071 dem Zeitpunkt des Dienstantritts an. Er darf die verabreichten 
Speism und Geiränl-e nur zu seinem eigenen Bedarf verwmden und 
nichts davon v er ausser nj vergeuden oder sonst bei Seite bringen. 

Die Art der Beköstigung muss nach § 12 der Seemanns-0. 
aus 'der Musterrolle hervorgehen. Der Schiffsmann hat Anspruch 
auf Beköstigung (die allerdings qualitativ und quantitativ festgestellt 
wird), aber nicht auf eine bestimmte Quantität von Lebensmitteln. 
Dadurch rechtfertigt sich die Bestimmung des zweiten Satzes. 

% 44. 

Die Schiffsmannschaft hat an Bord des Schiffs Anspruch auf 
emen^ ihrer Zahl und der Grösse des Schiffs ent^eehenden, nur fltr 
sie und ihre Effekten bestimmten wohlverwährten und genügend eu 
Mifknden Logisraum, 
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Kann dem Schiffsmann in Folgr eines Unfcills oder aus atiderm 
Gründen :c(t(veHiy ein Unterlommm auf don Schiffe nicht f/cwährt 
werden^ so ist ihm ein mhderweitiycs anycmessenes Unterkommen zu 
verschaffefi, 

% 4S. 

Die dein Schiffsmann für den Tag mindestens zu veralrcichen- 
de^i Sprisf u und Getränke (§ 43)^ die Grösse und die Einrichtting 
des Logisrauun s 44) und die mindrst> mitznnehmmden Hdl- 
mittel bestimmen sich im Zwafcl nach dem örtlichen Hechte des 
Heimathshafens, 

Der Erlass niüierer Bestimmungen steht den Landf^sregierungen 
im Verordnungswege jsu, 

% 46. 

Der Schiffer ist herechiif/t, hei unfji u-öhnh'ch langer Dauer der 
Meist oder wegen ei}igetrf teuer Unfidh eine Kürzung der Raticown 
oder eine Aenderuug hinsichtlich der Wahl der Speisen und Getränke 
eintreten zu lassen. 

Er haJt «m Schiffsjournal m "bemerken ^ wamn^ am wddiem 
Qnmde und in welcher Weise eine Küreung oder Aenäermg ein- 
getreten ist. 

Wenn dies versäumt ist, oder wenn die vom Schiffer g< ir offenen 
Anordnungen sich als ungerechtfertir/t oder durch sein Verschulden 
herbtigefiävrt erweisen^ so gebührt dem Schiffsmann eine den erlittenen 
Unthehmngen entsprechende Vfrgütung. Ueher diesen Anspruch ent- 
scheidet unter Vorbehalt des Mechtsweges das Seemannsamt , vor 
welchem abgemustert ivird. 

Nach Abs. S gebührt dem Schiffsmaon eine Vergütung, 1 . wenn 

die Joumalisirung versäumt ist, 2. wenn die Anordnungen des 
Schiffers sich als ungerechtfertigt erweisen, 3. wenn diese Anord- 
nungen die Folge eines V^ersehuldens des Schilfers (z. B. mangel- 
hafter Verproviantirung des Schiffs) sind. Eine dieser Voraus- 
setzungen genügt, und es würde daher der Schiffsraann Anspruch 
auf Vergütung haben, wenn nur der vorgeschriebene Vermerk im 
Journal unterlassen, die Anordnung selbst aber vollkommen ge- 
rechtfertigt und durch keinerld Verschulden des Schiffers herbei- 
geführt wäre. 

g 47. 

Wenn ein Schiffsoffizier oder nicht 2ccniger als drei Schiffslcnie 
bei einem Seemannsamie Beschwerde darüber erhebem^ dass das 
Schiff, für welches sie angemustert sind^ nicht seetüchtig ist, oder 
dass die Vorräthe, welche das Schiff für den Bedarf der Mamh 
schüft an Speisen und Getränken mit sieh ftthrt, ungenügend oder 
verdorben «md, so hat das Seemannsamt eine üntersudmng des 
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Schiffs j If'ziehungsfrc/'sc der VorraOie e» veranlassen und deren Er- 
g^iss in das Schiffsjournal einzutragen. Auch hat dasselbe, falls 
die Beschwerde sich als begründet erweist^ ßr die geeignete Abhülfe 
Sorge zu tragen. 

Die Besthnmimg dieses Paragraphen, welche durch den Reichs- 
tag dem Gesetze eingefügt, ist nicht unbedenklich, da sie Chikanen 
der Schiffsmannschaft Thür und Thor Öffiiet, durch welche dem 
Hheder und den LadungsinteresBenten unersetzlicher Verlust zu- 
gefugt werden kann^). 

Hinsichtlich der Qualität eines Schiffsoffiziers verweise ich auf 
die Ausführungen zu § 3 (oben S. 180) und füge nur hinzu, dass 
der Bootsmann, wenn er die Beschwerde in der Eigenschaft eines 
Schitfsoffiziers vorbringt, den Kachweis zu führen hat, dass ihm 
diese auch wirkfich zusteht ^ d. h. dass er Steuermaunsdienste 
versieht 

§ 94 setzt Strafen aof imgesründete Beschwerden, welche 
doloser oder leichtfertiger Weise emoben werden. 

§48. 

Falls der Schiffsmann nach Antritt des Dienstes erhranlct oder 
vertcundct ivird^ so trägt der JBheder die Kosten der Verpftegmg 
und Heilung: 

1. wenn der Schiffsmann ivegcn der Krankheit oder Verwundung 
die Heise nicht nntriit, bis zum Ablauf von drei Monaten seit 
der ErJcranl'ung oder Vertvundung; 

2, wenn er die Eeisc antritt und mit dem Schiffe nach einem 



1) Ich will nur darauf hinweisen, dass es beispielsweise einem Eonkur- 
renten des Ladungseigenthümers , dem es darum zu tnun ist, den Abgang des 
SchilOb zwei bis drei Tage aufzuhalten, nicht immer zu schwer fallen wird, aus 
der Besatzung eines grossen Dampfschifis von 40 bis 50 Maon drei gewissenlose 
Burschen herauszufinden , welche Beschwerde wegen Seeuntüchtigkeit des Schifft 
erheben. Pie Strafandrohung des 91 wird dagegen wohl schwerlich ein wirk- 
sames Schutzmittel sein. Emen geradezu seltsamen Eindruck aber macht es, 
wenn die amendirte IMenstiostriiknoii fta Ae deotodien Konsidn vom 22. Febr. 
1873, welche Bestimmungen über die Handhabung dieses Paragraphen Seitens 
der Konsuln enthält, es den letzteren zur Pflicht macht, die SchifTsieute auf die 
Entschädigungsansprüche hinzuweisen, welche sie, falls die Beschwerde unbegründet 
befimden werden wOrde, zu gewärtigen hfttten. Als ob solche Entsch&digungs- 
ansprüche in der Mehrzahl der Fälle zu realisiren wären! Freilich ist nicht un- 
erwähnt zu lassen, dass nach dem, was darüber in die üeffentlichkeit gedrungen 
ist, nennenswerthe Uebelstande in Folge der Bestimmung nicht hervorgetreten 
sind, indem die Mannsehaften nur in ftnsserst seltenen FlUen von ihrem Be- 
schwerderecht Gebrauch gemacht haben. 

2) So ordnet auch die in der vorigen Note zitirte Dienstinstruktion an: 
der Konsul hat „zunächst die liegitimation der Beschwerdeführer festzustellen. 
Insbesondere ist, wenn die Beschwerde von einen Schififkmann unter Berufung 
auf seine Ei^'enschaft als Schiffsoffizier erhoben wird, von ihm der Nachweis zu 
fiUiren, dass ihm dieselbe wirklich zusteht Nur der Steuermann des Schiffs Ist 
m diesem Nachweise befreit*^. 
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deutschm Hafm zurücMehrty bis zum Ablauf von drei Monaten 

seit der Bürlchekr des Schiffs: 

3. wenn er die Brise antritt und mit don Schiffe zuriicHchri, die 
Büclreisr des Schiffs jedoch nicht in einem deutschen Hafen 
mdet, bis zum Ablauf von sechs Monaten seit der Bückkehr 

des Schiffs: 

d, icenn er tvährend der Brise am Lande zurückgelassen icerden 
mnssfe, bis zum Ablauf von sechs Monaten seit der Weiterreise 

des Schiffs. 

Aneh grhi'ihrt drm Schiffsmann , falls er nicht mit df m Schiffe 
nach dem Hafen :uri'(cklehrt , von udrhem das Schiff sei)ie Aus- 
reise angefretrn hat, freie Zurückhefördrrumi nach diesem Hafm 
(§§ ^5, 66), oder nach Wahl des Schiffers eine entsprechende Ver- 
gütung, 

Der Paragraph, welcher der Hauptsache nach dem Art. 548 
H.G.B, nachgebildet ist, verpflichtet den Rheder — freiUch in ver- 
schiedenem Umfange — , die Kosten der Verpflegung und Heilung 
des erkrankten oder verwundeten Schiflsmannes zu tragen. Diese 
Verbindlichkeit erstreckt sich auf alle Erkrankungen und Ver- 
wundungen, „welche sich ein Seemann während der Dienstzeit, 
d. i. nacn dem wirklichen Antritt seines Dienstes zuzieht, gleichviel 
ob bei Ausübung des Dienstes selbst oder ausserdem, gleichviel ob 
eigenes Verschulden des Erkrankten^, z. Bt Unvorsichtigkeit bei 
der Vornahme von Dienstverrichtungen, mit untergelaufen ist oder 
nicht (Prot, zum H.G.B. IV S 2012). Dass Letzteres^ abweichend 
vom bürgerlichen Recht und den in Betreff des Kapitäns vom 
H.G.B. (Art. 523) aufgestellten Grundsätzen, wirklich hat bestimmt 
werden sollen, geht daraus hervor, dass das Gesetz eine Ausnahme 
von der in Rede stehenden Verbindlichkeit des Rheders nur dann 
statuirt, wenn das Verschulden in einer unerlaubten oder unsitt' 
liehen Handlung besteht 50). 

Hinsichtlich des Anspruchs des Schifismanns auf freie Zurück- 
befbidenmg kommen noch die §§65 und 66 in Betracht VgL dar» 
über auch die Ausfuhrung zu § 59 N. 3. 

g 49. 

Die Hewr bezieht der erkrankte oder vrrtcundete Schiffsmann: 
wenn er die Beise nicht antritt, bis zur Einstellung des 
Dienstes; 

wem er die Beise antritt und mit dem Schiffe eurückkekrti 

bis eur Beendigung der Büdoreise; 
wem er währcfid der Beise am Lande mrüekgelassen werden 

musste, bis m dem Taget welchem er d<»s Schiff 

verlässt, 

Ist der Sehiffsmam bei der Vertheidigung des Sdnffs beschädigt^ 
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so hat er überdies auf eine angemessene^ erforderlichenfalls von dem 
Richter zu bestimmende Belohnung Anspruch. 

Die Belohnung, welche dieser Paragraph, der mit dem Art. 549 
H.G.B, vollständig übereinstimmt, dem bei einer Vertheidigung des 
Schiffs beschädigten ^?chif^8manne zuspricht, soll nicht volle Schad- 
loshaltung für alle aus der Verwundung dem Schiftsraanne resp. 
seinen Angehörigen erwachsenden Nachtheile sein, sondern nur 
„eine angemessene, ein für alle Mal zu leistende Belohnung, die 



durch eine unerlaubte Handlung sich zugezogen hat oder mit einer 
Sjfphilitischen Krankheit behaftet ist, finden die §§ 48 und 49 keine 
Ämeendung. 



Stirbt der Schiffsmann nach Antritt des Dienstes i so hat der 
Rheder die bis zum Todestage verdiente Heuer (§ 67) m zahlen und 
die Bestaitungskosien zu tragen. 

Wird der Schiffsmanm hei Vertheiäigmg des Schiffs getödtei, 
80 hat der Bheder Überdies eine angemessem, erforderUekenfaUs wm 
dem Biehter m bestimmende Sehhmmg m entrichten. 

Der in diesem Paragraphen (der mit Abs. 1 des Art. 551 H.G.B, 
übereinstimmt) befindliche Hinweis auf § 67 deutet darauf hin. 
dass, wenn die Heuer nicht nach der Zeit, sondern in Bausdi nna 
Bogen für die ganze Reise festgeaetst ifit, die bis snm Todestage 
des Schifßsmannes verdiente Heuer durch das in letsterem Para- 
graphen angegebene Verfahren zu ermitteln ist 



Ueber jeden nach Antritt des Dienstes eintretenden Todesfall 
eines Schiffsmannes muss vom Schiffer unter Zuziehung von zwei 
Schiffsoffizieren oder anderen glaubhaften Personen ein urkundlicher 
Nachweis beschafft werden. Die Urkunde muss Tag und Stunde 
des Todes ^ Vor- tmd Familiennamen, Geburts- oder Wohnort und 
AUer des Verstorbenen, sowie die muihmaassliche Ursache des Todes 
enffuüten. Sie ist von dem Schiffer md den zugezogenen Zeugen eu 
voJksiehen. 

Soweit der Naehlass des verstorbenen Schiffsmannes sich an 
Bord befindet f hai der Schi ff (t für die Aufzeichnung und Auf- 
bewahrung, sowie erforderlichenfalls für den Verkauf des Naekr 
lasses Sorge zu tragen. Die Aufzeichnung ist unter Zuziehung von 
zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaubliaften Fersonen vorzunehmen. 




§51. 



§52. 
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Die Nachlassgegenständf seihst, ehr etwaige Erlös aus clefisrlben, 
sowie der etwaige Heturrückstand sind nebst der erwähnten Auf- 
geichmng und dem Nachweis über den Todesfall demjenigen See- 
mamsamt, hei dem es guerst geschehen kann, jau übergäben. Wem 
im Auslände das Seemannsamt aus besonderen Gründen die lieber' 
nähme der Nachlassgegenstände ablehnt^ so hat der Schiffer die 
Uebergabe bei denijemgen SeemannsanU eu bewirken, bei welehem es 
anderweit zuerst geschehen Jcann. 

Durch die Vorschriften des ersten und dritten Absatzes werden^ 
die auf die Führung der Zivilst ander egister beeiiiglidien BesUmmungem 
der Landesgesetze nicht berührt, 

Nach dem Schlasssatz dieses Paragraphen fanden Abs. 1 nnd 8 
ihre Ehrgänzung durch die etwaigen Bestimmungen der Landes- 
gesetze über die Zivilstandsregister. An Stelle dieser Vorschrift 
ist jetzt das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkun- 
dung des Personenstandes getreten, durch dessen §§ 61 — 64 die 
angegebenen Abschnitte des ^ 52 der Seemanns-O. modifizirt wor- 
den sind. 

Diese Paragraphen lauten folgendermaassen : 

§ 61^ Geburten mi'l Sterbefidle ^ tvelche sich auf Seeschiffen 
während der Reise ereignen, sind nach den Vorschriften dieses Ge- 
set:rs ') Spätestens am nnehstfolgende)i Tage nach der Gehurt odir 
dem Todesfall rem dem Schiffer, unter Zuzithung von zwei Schiffs- 
Offizieren oder anderen glauJthaften Personen , in dem Tdgebuch zu 
beurkunden. Bei Sterbefällen ist zugleich die midhmaassliche Ur- 
sadie des Todes zu vermerJcen. 



1) In dieser Hinsicht kommen in Betracht: 

§ 22. Die Eintragung des Geburtsf alles soll euthcUten: 7. Vor- und 
Familiennamen^ Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden; 2. Ortf 
Tag und Süinde der Geburt^ 3, Geeekteeht des Kindes; 4. Vornamen des 
Kindes; 5. Vor- und Familiennamen ^ Religion, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort der Kitern. Bei Zvillings- oder Mehrgehurten ist die Eintragung 
für Jedes Kind besonders und so genau zu bewirken, tiass die Zeitfolge der 
verschiedenen Geburten ersiehtUeh ist. Standen die Vornamen des Kindes 
zur Zeit der Anzeige noch nicht fest^ so sind dieseiben nachträglich und 
längstens binnen zwei Monaten nach der Geburt ünMUteigen, Ihre Eintragumg 
erfolgt am Rande der ersten Eintragung, 

§ 23. Wenn ein Kind todtgeboren oder in der Geburt verstorben tst^ 
so muss die Anzeige spätestens am nächstfolgenden Tage geschehen. Die 
Eintragung ist alsdann mit dem im § 22 unter Nr, 1 bis 3 und ö angegebenen 
Inhalte nur im Sterheregister zu machen. 

§ Ö9, Die Eintragung des Sterbefalles soll enthalten: 1. Vor- und Fa- 
miliennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden; 2. Ort, 
Tag und Siunde des erfolgten Todes; 3. Vor- 7ind Familiennamen, Religüm, 
Alter, Stand oder Geverhe, Wohnort und (ürhnrtsort des Verstorbenen; 
4, Vor- und Familiennamen seines Ehegatten^ oder Vermerk ^ dass der Ver- 
storbene ledig gewesen sei; 5. VoT' und Famüiennamen, Stand oder Go' 
werbe und Wohnort der Eltern des Verstorbenen. Soweit diese VerhäÜnisse 
unbekannt sind, ist dies bei der Eintragung «u vermerken. 
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§ 62. Der Schiffer hat zwei von ihm hegJauhigte Abschriften 
der JJrlcumlm demjenigen St< }iiannsamtej hei dem es zurrst geschehen 
kann^ zu übergehen. Eine dieser Abschriften ist bei (hm See^nonns- 
amte aufmbewaJiren , die andere ist demjenigc^i Standesbeamten ^ in 
dessen Beeirk die Eltern des Kindes, heziefmigsweise des Versi&r- 
heneHf ihren Wohnsitz hohen oder suktgt gehabt haben , behufs der 
JEintragung in das Segister mmferügen» 

§ 63, Ist der Schiffer verstorben oder verhindert, so hat der 
StetiernuMnn die in den §§ 61 und 62 dem Schiffer auferlegten Ver» 
pfUchtungen zu erfüllen. 

§ ()4, Sobald das Schiff in dm inländischen Hafen eingelaufen 
ist, in ivrlchn)) es seine Fahrt be<ndet, ist das Tagebuch dir für 
den Stawlesbea)nte)i des Hafenorts zuständigen Anfsiehtsb<hördi' vor- 
zulegen. Diesr hat beglatihigh Abschrift der in das Tagebuch ein- 
getragenen Standesurl'undr dem Standesbeamten^ in dessen Ihgister 
der Fall gehört f§ 62), behufs Kontrolirung der EiniragunyoL zu- 
mateRen. 

Der ^ 61 ordnet an, dass die Geburten und Sterbefälle im 
Tagebuch (Journal) beurkundet werden. Doch ist es nicht noth- 
wendig, dass die Eintragun^jen ihrem vollen gesetzlichen Umfange 
nadi im Eontext des Journals stattfinden. Vielmehr ist es zulässig, 
dass dem Journal ein besonderes Geburts- und Sterberegister an- 
geheftet wird, und in dieses die Geburten und SterbeflUle eingetragen 
werden, in dem Journal selbst aber unter dem betreffenden Tage 
der Geburt resp. des Sterbefalls unter Bezugnahme auf die Be- 
urkundung des Registers nur kurz Erwähnung geschieht. (Vgl. 
die in dem Handb. für die deutsche Handelsmarine enthaltenen An- . 
Weisungen in Betreff der Beurkundungen von Geburten und Storbe- 
fäUen — im Jahrg. 1882 S. 12 tf. — , wo dieses Verfahren für 
den Fall vorgeschlagen wird, dass durch die zu erwartenden zahl- 
reichen Eintragungen die Uebersichtlichkeit des Journals selbst 
leiden könnte, auch darüber genauere Vorschriften nebst Formu- 
laren gegeben werden.) 

l^bortretung des § 52 der Seemanns-0. ist durch § 99 Zaß, 8 
eben derselben, Uebertretung der §§ 61 ff. des Rdchsges. yom 
6. Febr. 1875 durch § 08 des letzteren Gesetzes mit Strafe bedroht. 

8 53. 

Wetm der Schiffer während der Beise stirbt, ist der Stciurmcmn 
verpflichtef^ für die B< Schaffung eines Nachtveises i'ih«r dm Todes- 
fall und für den Kaehlass nach Maassgabe der vorstehenden Bestim- 
mungen (§ o2) zu sorgen, 

§54. 

Der Schiffsmann ist verpflichtet, während der ganzen Beise, ein- 
schUesslidi etwaiger Zwischenreisen, bis zur Beendigung der BücJ^ 
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reisr im Bi/ nstf zu verbleiben^ wemi in dem HetAervcrtrage niM ein 
Aiidms bestimmt ist. 

Unter liiickreise im Sinne der vorstchetidcn Bestimmung ist die 
Reise nach detn Hafen zu verstehen, von welchem das Schiff seine 
Ausreise angetreten hat. Wem jeäodt das Schiff von einem niM 
europäischen Hafen oder wn einem Hafen des Sehwareen oder des 
Azowsehen Meeres hmmt tmd dassdbe seine Ausreise von einem 
deutschen Hafen am/etrctm hat, so gilt mich jede der nachstehend 
bezeichneten Reisen als Bückreise^ falls der Schiffer spätestens ofe- 
bald nach der ÄnJcmß die Beise der Sclhiffsmaiimschaft gegen&ber 
für beendigt erklärt: 

1, die Reise nach jedem anderen deutschen Hafen^ 

2, die Reise nach einem ausser deutschen Hafen der Nordsee oder 
nach einem Hafen des Kanals oder Qrossbriianniens, 

$, sofern das Schiff snne Ausreise von einem Hafen der Ostsee 
angetreten hat, auch die Reise nach einem ausser deutschen 
Hafen der Ostsee oder nach einem Hafen des Sundes oder des 
Kattegats. 

Endet die Rückreise nicht in dem Hafen, von welchem das 
Schiff seine Ausreise angetretmi hat, so hat der Schiffsmann Anspruch 
auf freie Zurückhcförderung (§§ 65y 66) narh diesem Hafen und auf 
Forthezug der Heurr wdJtrmd der Reiscy oder nach seiner Wahl auf 
eine entsprechende Vergütung. 

In diesem Paragraphen steht die Wahl zwischen Zurückbeför- 
derung und entsprechender Vergütung dem SchiffsmaDn zu, im 
§ 48 dem bchiJOfer. 

8 59. 

Nach beendigter Beise ham der Schiffsmann seine Entlassung 
nicht früher verlangen , als bis die Ladung gelösektf das Schiff go' 
reinigt und im Hafen oder an einem anderen Orte festgemaeht^ au€k 
die etwa erforderliche VerhUarumg abgelegt ist, 

g56. 

Der Heuervertrog endete wenn das Schiff durch einen ZufaU 
dem Bhedvr verloren geht, inshesumlere: 
tvcnn CS verunglückt; 

wenn, es als rejparcttunmfähig oder r^araturunwürdig hondem- 
mrt übt 4M des aUg, deutsehen SandelsgesäebueM und in 
dem teteteren FaMe ohne Verzug öffenÜich verkaufi wird; 

wenn es geraubt wird; 

wenn es aufgebradU oder omgekeMen und ftkr gute Rise er- 
Märt wird. 

Dem Schiffsmann gebührt alsdann nicht allein die verdiente 
Heuer (§ 67), sondern auch freie Zurückbef^derung (§§ 65 , 66) 
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nach dem Haf/n, von ivcJchcm das Schiff seine Ausreise angetreten 
hat, oder nach Wahl des Schiffers eine entsprechende Vergütung, 

1. Der Verlust des Schiffs für den Rheder bildet nach 
diesem Paraeraphen, wie bereits nach Art. 542 H.Q.B., nicht ^^einen 
Grund zur Entlassung der Schiflfsmannschaft" , sondern ist selbst 
eine „Erlöschungsart des Heuervertrags". Man gelangte hierzu auf 
der hamburger Konferenz durch folgende Erwägung. Die Mann- 
schaft sei lediglich dazu angenommen , um auf dem bestimmten 
Schiffe Dienste zu leisten. Daher müsse ihr Verhältniss zum 
Schifter und Rheder in „dem Augenblick, in welchem ihre Dienst- 
leistung durch den Untergang des Schiffs unmöglich geworden sei, 
▼on seBbst und ohne eine weitere Willenserkl&rung des Schiffers ge- 
löst werden" (Prot. IV S. 1987 f.). Diese Deduktion ist meines £r- 

. achtens durchaus zutreffend. Es wird nur ftusserst selten vorkom- 
men, dass die Mannschaft für einen bestimmten Zeitraum angeheuert 
wijd| vielmehr wird dieselbe regelmässig für eine Reise oder mehrere 
Reisen angenommen, so dass also der Heuerkontrakt mit Beendigung 
der Reise ohne besondere vorgängige Aufkündigung zu Ende geht. 
Geht das Schifi" zu Grunde oder geht es auch nur dem Schifter 
verloren, so nimmt damit unzweifelhaft die jetzige Reise und über- 
haupt jede Reise, für welche der Schiftsmann geheuert ist, ihr Ende, 
und damit erlischt der Heuerkontrakt. Die verdiente Heuer ist 
natürlich nur bb zu dem Tage des Verlustes des Schiffs zu be- 
reehnen. 

2. Der Anspruch des Schifismanns auf freie Zurfickbe- 
fdrdernng ist nicht lediglich aus Billigkeitsrücksichten zu er- 
klären (Prot, der hamb. Kon£ IV S. 1988), sondern ist eine Folge 
des im H.G.B, und in der Seemanns-O. ganz allgemein aufgestellten 
Prinzips, dass der Schiffsmann, wenn <&e Rückreise nicht in dem 
Hafen endet, von welchem das Schiff seine Ausreise angetreten hat 
(H.G.B.: wo er selbst geheuert istj, ireie Zurückbeförderung nach 
diesem Hafen verlangen kann. 

8 57. 

Der SMffer kam dm S^dffmam, ahgeseJtm von dm in dmt 
Heuerverirage besUmmim FäHkn, vor Ahlauf der Diewtgeit mütmm: 

1, so Irrnge die Beise noch nicht angetreten ist, wenn der Schiffs- 
mann zu dem Dienste^ zu welchem er sich verheuert hat, un- 
tauglich ist; 

2, wem der Schiffsmam eines grobm DienstoergehenSf in^esen' 
dere des mederhoUm Ungehorsams oder der fortgesetetm 
WiderspemaÜgheHf der Schmuggelei sieh sekMig macht; 

S. wem der Schiffsmann des Vergehens des Diebstahls, JBeirugs, 
der Untreue, Unterschlagung, Hehlerei oder Fälschung, oder 
einer nach dem Strafgesetzhieke mü Zuchthaus hedirohtm Hand» 
lung sich schädig macht; 

Lewis« Saeraoht I. 2. Aofl. 14 
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4, wenn der Sdiiffsmann mit einer SjfpktUtischen KrankheU bc' 

haftet ist, oder tcmn er durch eine unerlaubte HamUung eine 
Krrtnl'hrif oder Vertimndmg sich smieht, welche ihn arheits- 

im fällig UNic/d; 

5. ivenn dir. Heise, fitr ivclche der ScJriffsmann geheuert u'm% 
icegeii Krieg, Embargo oder Blockade oder ivegen eines Aks- 
fuhr- oder Einfuhrverbots oder wegen eines anderen, Schiff oder 
Ladung betreffenden Zufalls nicht angetreten oder fortgesetzt 
werden kann. 

Die Entlassung, sowie der Grand dtrselhm^ muss, sobald es ge^ 
sei teilen kann, dem Sehiffsmann angezeigt und in den Fällen der 
Ziffern 2, 3, 4 in das Schiffsjournal eingetragen werden, 

1. Die Dauer der Dienstzeit der Schiflsleute beruht lediglich 
auf dem Uebereinkommeii dieser und des Schiffers, d, h. auf dem 
Heuervertrag. Demgemäss können in diesem auch die Gründe 
aufgestellt werden, welche den Schiffer berechtigen, vor Ablauf 
der Kontraktssdt den Sehifliiinaim zu entlassen (z. B. Verkauf des 
Schiffs im Auslande — Prot der hamb. Konf. IV S. 2006, VIII 
S. 8842 — ), Gewisse Entlassungsgründe aber hat im Interesse 
der Rheder und der Scliifffahrt das Gesetz aufstellen müssen, 
weil die Aufführung im Heuerkontrakt die Einwilligung des Schiffs- 
mannes voraussetzt, welche nicht immer zu erlangen sein dürfte. 

2. Tn ZifV. 1 gewährt einen Entla^sungsgrund der Umst:ind, 
dass der SchifFsniann die Dienste, zu denen er angeheuert ist, der 
Schitfözinimerniann also z. B. die besonderen Dienste eines solchen, g 
nicht etwa Seeniannsdienstc überhaupt zu leisten nicht im vStande ist; 
ein Grundsatz, der den Prinzipien des bürgerlichen Rechts durchaus 
konform ist, indem bei einer locatio condictio operarum der con- 
duetor^ bevor er dem loeator, „der zu den versprochenen Diensten 
nich un&hig zeigt'^ die bedungene merees vorenthält, nicht erst zu 
untersuchen hat, ob derselbe „nicht etwa zu anderen Diensten ver- 
wendet werden könnte" (Prot, der hamb. Eonf. IV S. 1990). Es 
ist dies jedoch ein Entlassungsgrund nur so lange die Reise noch 
nicht angetreten ist. Ueber die Folge des in Rede stehenden Um- 
Standes nach Antritt der Reise trifft der § 34 die Bestimmung. 

3. Unter den «groben Dienstvergehen der Ziff. 2 sind, 
wie die liervorgehobenen Arten zeigen, „auf dem Willen" des 
SchiHsniauues beruhende „V erstösse gegen die Disziplin" und die 
Sicherheit des Schiffs gefährdende „Verletzungen gesetzlicher Vor- 
schriften" zu. verstehen. Daher wird durch „Untauglichkeit zu 
dem übernommenen Dienste" und „Mangel an Diligenz^ bei Vor- 
nahme der Dienstverrichtungen ein Dienstvergehen im Sinne der 
Ziff. 2 nicht begründet (Hanseat Gerichtszeit. v. 1882 S. 152, 155). 

4. Unter der „unerlaubten Handlung'' der Ziff. 4 ist 
besonders an Schlägereien gedacht (Prot IV S. Id94). 



1) Sie fisden sich bereits alle im H.aB. Art 548. 
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5. Ueber den Begriff der Blockade in Ziff. 5 vgl die Aus- 
föhrungen zu Art. 517 H.G.B, (oben S. 164 f.). 

6. Zu beachten ist noch, dassZiff. 5 nur auf den Fall an- 
wendbar ist, wo der Schiffsmann gerade zu dieser bestimm- 
ten Reise geheuert, oder zwar auf unbestimmte Zeit angenommen, 
aber zu dieser Reise „beordert" ist, Avof^egen die vorangegangenen 
Ziffern sich „auf alle Fälle der Anstellung" beziehen, „also auch 
auf den allerdings seltenen Fall einer Anstellung auf bestimmte 
Zeit oder für Lebensdauer" (Prot. IV Ö. 1995). 

8 58. 

Dem Schiffsniann gebührt m den Fällen der Ziffern 1 bis 4 des 
§ S/ nidU mehr als ^ verdiente Bauer (§ 67), in den Fällen der 
Ziffer 5 htxt er, wenn er nach Antritt der Beise en^assen wird, 
nicht aUein auf die verdiente Heuer, sondern auch auf freie Zurück- 
' beförderung (§§ 65, 66) nach dem Hafen, von tvelchrm das Schiff 
seine Ausreise angetreten liat, oder nach WM des Schiffers auf 
eine entsprechende Vergütung Asu^ßruch, 

§59. 

Der für eine PudS( (jeliemric Scliiff^^mami, welcher ans anderen 
als aus den in dem § 57 envöhnten Gründen vor Ahlauf des Ueuer- 
vertrages e>itJassen wird, heJiidt, tvenn die Entlassung vor Antritt 
der Heise erfolgt, als Entschädigung die etwa empfangenen Hand- 
md Vorschussgelder, soweit dieselben den üblichen JBetrag nicht 
übersteigen. 

Sind Hand' und Vorschussgelder nicht gezahtt, so hai er aHs 
lEntschädigung die Heuer /är einen Monat zu fordern. 

Ist die Entlassung erst nach Antritt der Heise erfolgt, so hat 
er An^^ruch auf freie Zurnckbeforderung (§§ 65, 66) nach dem 
Hafen, von welchem das Schiff seine Ausreise angetreten, oder nach 
Wahl des Schiffrrs auf eine enif^preehende Vergütung. Auch erhält 
CT ausser der verdienim Heuer (§ 67) noch die Heuer für zwei oder 
vier M(»)(ite, je naehdem er in einem europäif^ehf n (§ 70) oder in 
einem niehtneropäisclmi Hafen mtlassen ist, jedoeh )ueht mehr ah 
er erhaltt^i haben irürde, wenn er erst nach Beendigung der Heise 
entlassen worden wäre. 

1. Wenn der Schiffer, abgesehen von den im Gesetz nachge- 
lassenen Fällen, den Schiffsmann vor Ablauf der Kontraktszeit ent- 
lässt, so würde dieser an sich Anspruch auf die Heuer und die 
sonst nach dem Heuervertrage ihm zustehenden Vortheile für die 
kontraktmftssige Dienstzeit haben, vorausgesetzt natürlich, dass er 
nicht in ein anderweitiges (mit denselben Bezügen ausgestattetes) 
IHenstverhältniss getreten ist (L. 19 §ß 9, 10, L. 38 pr, LocaU 
IB, 2), Diesen Anspruch kann der Scaifibmann auch nach dem 
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heutigen Recht geltend machen in den Fällen, wo er auf eine be- 
stimmte Zeit angestellt ist (Prot. IV S. 1996 f., VIII S. 3843). 
Für den ungleich häufiger vorkommenden, ja durchaus die Regel 
bildenden Fall, dass der SchifFsmann fiir eine bestimmte Reise ge- 
heaert iiA, hat der vorliegende Paragraph der Seemanns-0. (wie 
bereits das HjGr.B. im Art 545), um dem. sonst za besoi^eiideii 
häufigen Streitigkeiten vorzubeugen und „einerseits die Rheder vor 
unbilugen Ansprüchen^ andererseits die Mannschaft vor ungerecht- 
fertigten Ausflüchten^' zu schützen (Prot. IV S. 1996), seuNit die 
Ansprüche normirt, weiche der Schiffsmann geltend zu machen 
berechtigt ist. Sie gehen auf Ersatz des muthmaasslich entgangenen 
Gewinns und Beseitigung des Schadens, der ihm daraus erwachsen 
würde, dass er sich bei der Enthissung an einem anderen Orte 
als in dem Abgangshafen des Schilfs befindet. Dem ausdrückhch 
für eine bestimmte Reise geheuerten Schiftsmann ist der gleich- 
zusetzen, der, auf unbestimmte Zeit angestellt, „die Einberufung 
zu einer bestimmten Reise bereits angenommen hat'' (Prot VIII 
S. 3843). 

2. Wenn der Abs« 1 dem vor Antritt der Reise entlassenen 

Schiffsmaim als Entsch&digung „die empfangenen Hand- und 
Vorschussgelder zuspricht^ aber nur soweit dieselben den 
üblichen Betrag nicht übersteigen''^ so soll damit jenem ein Becht 

auf solchen Vorschuss abgesprochen werden, den er nur auf seine 
Bitte mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse, z. B. mit 
Rücksicht auf seine und seiner Familie augenblicklichen Bedürf- 
nisse erhalten hat (Prot. VIII S. 3844). 

8. Im Abs. 3 wird dem Schiffer die Wahl gegeben, ob 
er den Schitfsmann nach dem Ausreise- Hafen frei zurückbefördern 
oder statt dessen demselben eine angemessene Entschädigung ge- 
währen will Dem Schifbmann steht ein solches Wahlreät niät 
zu; nimmt er die ihm vom Schiffer angebotene Zurückbefördemng 
niciit an^ so kann er eine Ver^tung deshalb nicht verlangen. Das 
Gesetz will nämlich durch die Entschädigung, welche es dem 
Schiffsmanne zuspricht, nur Schaden von demselben abwenden, 
aber ihm nicht die Möglichkeit gewähren, auf Kosten des Rheders 
einen Gewinn zu machen, was unbedingt der Fall sein würde, 
wenn der Schiffsmann statt der Zurückbefcirderung eine Geldent- 
schädigung verlangen könnte, obwohl er sich sofort nach der Ent- 
lassung wieder verheuert hatte (vgl. Prot. IV S. 1997). Ob die 
Entschädigung angemessen, entscheidet arhüriuni iudicis. 

4. Die Entschädigung für den entgangenen Ge- 
winn ist bemessen nach dem Betrage der Heuer f&r die Dauer 
der noch zurfickzulcffenden Reise. Doch soll dieser Betrag die 
Höhe einer zweimonaSichen resp. viermonatHohen Heuer nicht über^ 
steigen, je nachdem der Schiffsmann in einem europäischen oder 
in einem nichteuropäischen Hafen entlassen ist. Der Grund dieser 
Vorschrift ist derselbe, welcher lür den Ausschluss der Wahl des 
Schiffsmannes zwischen Zurückbeförderung und Vergütung maass- 
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gebend war. Die Dauer der Keise ist durch sachverständige Ab- 
schätzuDg festzustellen. Doch ist für den Fall, dass nach dem 
Heuerkontrakt die Entlassung des ÖchifFsraannes in einem deutschen 
Hafen hätte erfolgen sollen, für Segelschiffe ^) die Feststellung vom 
Gesetse selbst im § 60 getroffen. 

8 60. 

Wmn dir Vorschrift am Schlüsse des vorstehenden Paragraphen 
Anwendung findet, und der Scliiffsmann nach Beendigung der Reise 
in einem deutschen Hafm enÜcLSsm worden wäre, so ivirdy um die 
ihm ausser der verdienten Heuer gebührende Heuer eu bestimmen, 
die Dmier der Be^ eines Segelschiffs geredmd: 

nach Häfen 

der 
Oat$0e 



von Häfen: 

1, der Nordsee bis zum 61. Grade nördlicher Breite 

und des Englischen Kanals zu 

^. der Ostsee und der angrenzenden Gewässer eu 

3. in Europa cmserhM des Englis^en Kanals und 
bis jmr Sirasse van OtbraUar mü EinsMuss der 
Azoren^ sowie der Nordsee ^er den 61. Grad 
nördHnher Breite hinaus wid ausserhalb der Nord- 
see bis zum Nordkap eimchUessUeh eu . , . . 

4. des Mittehneeres , des Schwarsen wnd Ajsowsehen 
Meeres zu 

5. in Europa, östlich des Nordkaps zu 

6. der Ostküste Amerikas von Quebeck bis Rio de 
Janeiro einschliesslich zu 

7. südlich von Bio da Janeiro bis Kap Horn ein- 
schliesslich zu 

8. der Wesäo&ste Amerikas von Kap Horn bis Pa- 
nama einsehliessUeh su, , , ' 

P. der Westküste von Afrika n(frdlich vom Aequator 
einsehliessUeh der Kanaris^ien und KapverSlsdten 
Inseln m , . 

10» südlich vom Aequator bis sfum Kap der guten 
Hoffnung einschliesslich zu 

XX» jenseits des Kap d(r guten Hoffnung, diesseits des 
Kap Komorin mit Einschliiss des Rothen Meeres 
und des Fersischen Golfs zu 

12. von dm sonstigen, vorstehetul nicht mit einbe- 
griffenen Häfen zu 



Nord- 
see. 



Monaten 



1 



1 



n 



2 



2 
2 



2^1 2 

2 
4 



2 



2 
2 

3 
4 



2% 

4 

4 



1) Für Dampfschifife würde daher auch in diesem Falle die Feststellung der 
Dauer der noch surückiulegendeii Reise durch SachTentftndige lu erfolgen haben. 
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8 61. 

Der Schiffsmann ham seine JEnÜassung fordern: 

1, wenn sich der Schiffer schweren Verletzung seiner ihm 
gegen denselben ohliegenden Pflichten, insbesondere durch Miss- 
handlung oder durch grundlose VorenthdUung von Speise und 

Trank schuldig macht; 

2, ivenn das Schiff die Flagge wcchsplf; 

3* ivenn nach Beendigung der Äusreisr einr Zivischenreise be- 
schlossen, oder wenn eitle Zwischenreise beendigt ist^ sofern 
seit dem Dienstanfritt swei oder drei Jahre, je nachdem das 
Schiff in einem europäischen (§ 70) oder in einem nichteuro' 
päischen Hafen sich befindet, verflossen sind. 
Der Wedisel des Bheders oder SiMffers gie^i dem Schiffstnann 
kein Beaht, die Entlassung eu fordern, 

1. Wegen grober Verletzung des Kontraktsverhältnisses von 
Seiten des Schiffers konnte bereits nach Art. 547 Abs. 1 H.G.ß. 
der Schiffsmann seine Entlassung fordern; ebenso war schon nach 
Art. 539 Abs. 1 H.G.B. Cm Verbindung mit Art. 540) der Schiffs- 
maim, der tick mekt avsdrüekUoli f&r eme längere Zeit verheuert 
hatte y nadi Ablauf von 2 resp. 8 Jahren nach dem Dienstantritt 
berechtigt, dies zu thun, unter der VoraussetEung, dass entweder 
nach Vollendung der Ausreiae oder nach Vollendung einer Zwiachen- 
reise nicht die Rückreise angeordnet ward, sondern andere Dis- 
positionen über das Schiff getroffen wurden. Und es werden diese 
Bestimmungen in diesem und dem folgenden Paragraphen lediglich 
wiederholt. Neu hinzugekommen ist der Wechsel der Nationalität, 
der übrigens im preuss. Entwurf des H.G.B. (Art. 459) unter den 
Gründen aufgeführt wurde, aus denen der Schiffsmann seine Ent- 
lassung verlangen durfte. 

2. Die Bestimmung des § 61 ist nicht, wie die des ^ 59, auf 
den Schiffsmann zu beschränken, welcher für eine bestimmte Reise 
geheuert ist. Vielmehr greifen die Sätze der Ziff. 1 und Ziff. 2 
Platz bei allen möglichen Arten der Anheuerung (Prot, 
zum H.G.B. VUl S. 3844), mag der Schiffsmann für eine bestimmte 
Reise, auf bestimmte Zeit, auf unbestimmte oder auf Lebens- 
zeit angestellt sein. Der Satz der ZaS, 3 erhält seine Beschrän- 
kung durch den § 62 Ziff. 1. Danach findet die Bestimmung An- 
wendung auf den Schiffsmann, der sich verheuert hat für eine be- 
stimmte -Reise (aus und zu Haus), fUr eine unbestimmte Zahl von 
Reisen und auf unbestimmte Zeit ; und als Verheuerung auf solche 
Zeit ist unzweifelhaft auch die Verheuerung auf Lebenszeit, wenn 
solche überhaupt vorkommen sollte, anzusehen. 

Selbstverständlich ist der Schiffsmann, der sich zu einer be- 
stimmten Reise verheuert hat, berechtigt, seine Entlassung zu for- 
dern, wenn vom Schiffer eine ganz andere unternommen wird (Prot 



üiyiiized by Google 



Von der ächiffomaimscbaft. § 61. 



215 



zum H.G.B. IV S. 2007); denn diese ist nicht Gegenstand des 
Kontraktsverhältnisses, welches er eingegangen ist. 

3. Der dem Art. 547 H.G3. zu Grunde liegende preuss. 
Entwarf des H.G.B. Art 459 räumte nach dem Vorbild^ des hoU 
ländlichen H.O.B. Art 440 dem Sdhifhmann das Recht» aeuie Ent- 
lassang za fordern, auch ein in dem Falle: 

tvmn vor dem Beginn der Reise der Staat in einen Seekrieg veT" 
wickelt mrd tmd nach der Bichiung der Heise Kriegsgefahr ßr 
das Schiff wahrseheinUeh wird. 

Die Hamburger Konferenz hat jedoch die Streichung dieses Satzes 
beschlossen, weil derselbe „in der Bezeichnung der Nähe der Kriegs- 
gefahr eine Unbestimmtheit behalten würde, welche Streitigkeiten 
eher zu erzeugen als abzuhalten geeignet wäre" (Prot. IV S. 2004, 
S. 1959 f.); und so ist derselbe auch in die Seemanns- ü. nicht auf- 

fenonmien worden« £s wurde jedoch bereits auf der hambnrger 
Lonferenz angenonmien, dass, wenn ,,wurklich emstliche Gefisdir 
für die Person oder für Hab nnd Gut^ yorhanden wäre, der Schiffs^ 
mann gegen die Zumuthung, die Reise fortzusetzen ,,auch ohne eine 



finden" würde. Nun ist zwar unter den Gründen, aus denen der 
Schiflfer den Schiffsmann vor Ablauf der Kontraktszeit entlassen 
darf, auch der angeführt, dass die lieise wegen Krieg, Embargo 
oder Blockade nicht angetreten oder fortgesetzt werden kann (i^ 57), 
während sich ein solcher unter den Gründen, aus denen der 
Schiflsmann seine vorzeitige Entlassung zu fordern berechtigt ist, 
nicht findet. Allein daraus ist noch nicht zu folgern, dass die 
Seemanns-O. dem Schiffsmann das Recht hierzu in diesem Falle hat 
absprechen wollen. Denn besonders au&eföhrt sind überhaupt nur 
solcne Gründe, wegen deren der Schifimann nicht berdts nach 
den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts seine Entlassung zu for- 
dern befugt ist, indem diese selbstverständlich auch fiir das Ver- 
hältniss von Schiffsmann und Schiffer als maassgebend angenommen 
wurden (Prot zum H.G.B. IV S. 2007). Es heisst aber in L. J27 
§ 1 Locati (19, 2): Ifcrum interrogatus esty si quis timoris causa 
etnigrasset, deberei viercedem nemc. Rrspondit., si causa fuisset, cur 
periculum timiret^ quatHvis periculum verc mm fuissety tarnen nmi 
dehere mercvdcm: srd si causa timoris iusta non fuisset, nihilo mi- 
nus debere. Diese Stelle handelt allerdings nur von der Sachmiethe; 
dass aber der darin ausgesprochene Grundsatz : ein Miethskontrakt 
wird durch gegründete Furcht vor emer mit der £rftÜlung dessel- 
ben verbundenen Gefisdir aufgehoben, auch Anwendung findet auf 
die DIenstmiethe, ergiebt sich aus L. 22 0. De loeato (4, 610, wo- 
nach der Richter auf Ausführung einer locaiio conductio operarum 
zu erkennen hat, quafenus bona fides patitur. Zu entschei- 
den, ob wirklich durch den Krieg Leib und Gut der Schil^'sleute 
gefährdet wurde, gebührt dem Richter, der die Sachlage des kon- 
kreten Falls in Betracht zu ziehen hat Doch wird dieser die aus 




gesetzliche 




Richter Schutz 
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einer gegründeten Furcht sich ergebenden 1 ulgen stets zu statuiren 1 
haben, wenn das Seemaimsaiiit (vgl. § 64) die Weigerung des 
SehiffemanneSy die Reise fortzusetzen ^ als gerechtfertigt anerkannt 
hat; da dem Schitifsmann kein unbefangenerer Sinn, als dem 
Beamten zuzutrauen ist. Der Punkt ist ttbrigens kontrovers. Das 
RO.H.G. steht (in einem noch unter der Herrschaft des H.G.B, 
erlassenen Erkenntniss vom 4. Januar 1873, Entsch. VIII S. 345 
bis 348) auf dem hier vertretenen Standpunkt. Allein das ham- 
burger Obergericht scheint eine Argumentation, wie sie hier ge- 
geben, nicht für richtig zu halten (vgl. Erk. vom 19. Januar 1871 
in Goldschmidts Zeitschrift XVllI S. 572—575) und der Kri- 
minal-Senat des berliner Ober-Tribunals, welcher in einena Er- 
kenntniss vom 5. Mai 1871 die Weigerung der iSchilfsleute , die 
Reise fortzusetzen ^ nach §§ 4, 7, 8 des preuss. Gesetzes vom 
81. März 1841 für strafbar erklärt, spricht es geradezu aus, dass 
der Ausbruch eines B^rieges den Schifismann keineswegs von der 
Verpflichtung befreie, den Anordnungen des Schiflers unweiger- 
lichen Gehorsam zu leisten (Entsch. des O.-Trib. LXVI Nr. 48 
— Krim.-Sen, Nr. 2 — S. 9* ff., bes. S. 13*). 

% 62. 

In dem Falle des § 61 Ziffer 3 ha/m die Iktlassung nicht ge- 
fordert teer den: 

1. tve7in der Schiffsmann für eine liingere als die daselbst an- 
(jecjehe^ie Zeit sich verheuert hat. Die Verhenernng auf un- 
bestimmte Zeit oder mit der allgemeinen Bestimmimg,' dass 
nach Beendigung der Ausreise der Dienst für alle Beisai, 
wehske noek beschlossen werden möMen, fortztisetaen sei, mrd 
als Verheuerung auf soMie 2kü wiM angesehen; 

2, sobM die Büdbreise angeordnet ist, 

% 63. 

Der Schiffsmann hat in den FälJm der Ziffern 1 und 2 de^ 
§ 61 dieselben Ansprüche, welehe für den Fall des § 59 bestimmt 
sind; in dem Falle der Ziffer 3 gebührt ihm nicht wehr, als die ver- 
diente Heuer (§ 67), 

Dass der Schififsmann in den Ziff. 1 und 2 des § 61 dieselben 
Ansprüche hat, welche für den Fall des § 59 festgestellt sind, er- 
klärt sich daraus, dass im Falle der Ziff. 1 der Schiffer sich eines 
Kontraktsbruchs schuldig macht; ebenso im Falle der Ziff. 2 der 
Rheder, weil der Schitl'smann für den Dienst auf dem Schiff einer 
bestimmten Nationalität angeheuert ist. Der Schiffsmann würde 
daher Anspruch auf Ersatz des Interesse haben. Dieses ist aber 
aus Utilitiitsrücksichten in derselben Weise vom Gesetz normirt 
worden, wie im § 59. 



V 
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§ «4. 

Im Äushnäe darf der Schiff smaim^ welcher seine Eifttlassung 
fordert, ausser in dem Falle eines Flaggenwechsels f nicM ohne Qe- 
nenmünma emes Seenurnnsamies (§ iOS) den Dienst verlassen, 

Fttr die Uebertretang dieser VoTsobrift iat im § 88 eine Geld- 
strafe Btatairt 

8 65. 

Wenn nach dm Besfimnwngm dieses Gesetzes ein Anspruch 
auf freie Zurückbeförderimg begründet ist^ so umfasst derselbe auch 
den Unterhalt während der Reise. 

Darüber, dass der Schiffsmann nicht auch Kleidung zu fordern 
berechtiget ist, s. oben die Ausführungen (S. 165 f.) zum Art. 517 
Abs. 3 H.G.B., dem der ^ Ö5 der Seemauus-O. £ast wörtlich ent- 
nommen ist 

§ «6. 

Detn Ansprüche auf freie Zurückbeßrderung icird genügt, wenn 
dem Schiffsmann, welcher arbeitsfähig ist, mit Genehmigung des See- 
matmsamtes ein seiner frülieren Stellung entsprechender und durch 
angemessene Heuer zu vergütender Dienst auf einein deutschen Kauf- 
fahrteischiffe nachgewiesen tvird, welches nach dem Hafen, von welchem 
das Schiff seine Ausreise angetreten hatf oder eitlem demselben nahe 
belegenen Hafen geht; letzter e>i falls unter Gewährung der efitsprerhen- 
den Vergütung für die weitere freie Zurückbeförderung (§ 65) bis 
mm Hafen ^ von welchem das Schiff seine Ausreise angetreten hat. 

Ist der SMffamann kein Deutscher, so wird ein Sk^iff seiner 
NationaUtät einem äeutsdien Schiffe gleichgeaehtet» 

g 67. 

In den FäUen der §§ 36, 51, 56, 58, 59 und 63 wird die ver- 
diente Heuer, sofern die Heuer nicht seitweise, sondern in Bausch 
und Bogen für die ganze Reise bedungen ist, mit Rücksicht auf den 
voUen Heuerbefrag nach Verhältniss der geleisteten Dienste y sonne 
des etwa zurüchjelegten Thcils der Reise bestimmt Zur Ermittelung 
der in den §§ 59 und 60 erwähnten Heuer für einzelne Monate wird 
die durchschnittliche Dauer der Reise einschliesslich der Ladungs- 
und Lösehungszeit unter Berücksichtigung der Beschaffenheit des 
Schiffs in Ansatz gebracht und danach die Heuer ßr die einzelnen 
Monate berechnet. 

In diesem Paragraphen sind die im Art. 519 H.G^. au%e8tellten 
(Grundsätze wiederholt 

% 68. 

Der Sheder haftet die Forderungen des Sdnffers und der 
nur Sdnffimannschaft gehörigen Personen aus den Dienst- und Heuer" 
Erträgen nicht nur nnt Schiff md Fracht, sondern persMieh, 
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Biese Bestimmung triff an die SteÜe des Art, 453 des aUge- 
meinen Deutschen Handelsgesetehuchs. 

S. oben 8. 67 f. 

% 69. 

Der dem Schiffsmaum als Lohn eugestandene Theü an der Fracht 
oder am Gewinn wird aU Bsuer im Smne dieses Gesetees niM am- 
gesehen. 

In Gemässheit dieses Paragraphen, der dem Art 555 H.Q.B. 
entnommen ist, finden die die Heuer aer Mannschaft beireffenden 

Bestimmungen des Gesetzes nicht ohne Weiteres Anwendung auf 
den LobO; der in einem Antheil am Gewinn (z. B. des Fischfanges) 
oder an der Fracht besteht. In dieser Hinsicht sind in Ermange- 
lung vertragsraässiger Bestimmungen maassgebend Ortsgesetze oder 
Ortsgebräuche event das bürgerliche ßecht (vgL Prot zum H.G.B. 
IV S. 2Ü37>. 

g 70. 

In den FäUen der §§ 59 und 61 sind den eiiropäischen Häfen 
die nichteuropäisd^ Häfen des MiUeüändist^en, Schwarten und 
Ajsowsehen Meeres, gleichgusteüen. - 

Die Bestinmning dieses Paragraphen ist aus dem Art 447 
H.G.B. herübergenommen. 

% 71. 

Der Schiffer darf einest Schiffsmann im Auslände nicht ohne 
Genehmigung des Seemannsamtes zurücklassen. Wenn für deti Fall 
der ZurücJclassung eitie Hidfshedürfiigheit des Schiffsmannes zu be- 
sorgen ist, so kann die Ertheilung der Genehmigung davon abhängig 
gemacht werden, dass der Schiffer gegen den Eintritt der Hülfsbe- 
diirfligkeit fOr emm Zeitraum bis m drei Monaten Sidterstdhmg 
leistet. 

Die Bestnmnungen des § IßB werden hierdurek niekt herüikrt. 

Der Paragraph unterscheidet nicht, wie dies z. B. das preussische 
Gesetz nm 26. März 1864, betr. die Rechtsverhältnisse der Schiffs- 
mannschaft § 35 gethan, zwischen deutschen moid ausliUidischen 
Schifisleuten, auch nicht zwischen den FlÜlen. in welchen der Sdiiffs- 
mann mit seiner Zurücklassung einverstanden ist, und denen, in 
welchen er derselben widerspricht, sondern findet auf jeden dieser 
Fälle Anwendung (vgl. Motive 8. 57 f.). 

Auf die Ueoertretung dieser Bestimmung ist im § 98 Geld- 
resp. GefängnisBStrafe gesetzt 
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Vierter Absolmitt 
.Disziplinar-BestimmiiiigeiL 

§72. 

Der Schiffsmann ist der DiseiplinargetoaU des Schiffers unter- 
worfen. 

Dieselbe beginnt mit dem Antritt des Dienstes und erlischt mü 
dessen Beendigung. 

Die verantwortliohe Stellung des Schiffers^ verbunden mit der 

regelmässig vorhandenen Unmöglichkeit, obrigkeitliche Hülfe in 
Anspruch zu nehmen, bringt es mit sich, dass sich das Verhältniss 
desselben zu den SchiflFsleuten nicht als reine locatio conduciio ope- 
rarum auffassen lässt (vgl. Motive S. 58). Die Seemanns-O. räumt 
daher dem SchiÜ'er obrigkeitliche Gewalt ein, wie dies bereits das 
H.G.ß. (im Art 533) gethan (s. auch Prot. IV S. 1974), die nähere 
Begrenzung dmelben aber der Landesgesetzgebong yorbehalten 
hatte. 

8 73. 

Der Schiffsmann ist verpflichtet, sich stets nüchtern zu ^halten 
und (jegen Jedermann ein angemessenes und friedfertiges Betragen 
zu beobachten. 

Dem Schiffer und semm soMa%efi Vorgezeigten hat er mü 
AMmg m begegnen und ihren dienstlichen JBefeMen wmeeigerlkk 
Folge 0u leisten. 

§74. 

Der Schiffsmann hat dem Schiffer auf Verlangen wahrheits- 
geniäss und vollständig miteutheileii, was ihm über die den Schiffs- 
dienst betreffenden AngelegenJmten bekannt ist» 

8 75. 

Der SMffmam darf ohne Brhnibmss des Schiffers keine QlUer 
m Bord bringen oder bringen lassen, F&r die gegen dieses Verbot 
beförderten eigenen oder fremden Güter muss er die höchste am Ab* 

ladungsorte zur Abladungszeit für solche Eeisen und Güter bedungene 
Fracht erstatten, unbeschadet der Verpflichtung enm Ersate eines 6r- 
ißeisUch höheren Schadens. 

Der Schiffer ist auch hefttgt, die Güter über Bord su werfen, 
wenn dieselben Schiff oder Ladung gefährden. 
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1. In der älteren Zeit stand den Schiffsleuten das Recht der 
Führung zu, d. h. die ßefugniss, eine gewisse Quantität von 
Gütern auf dem Schiffe unentgeltlich zu verladen. Später ist dieses 
Recht verschwunden. Doch gestatten noch einige der neueren Ge- 
setze den Schiffsleuten ausdrücklich, so viel „unverbotene" Waareu 
mitzunehmen ; ^^als sie in ihrer Schlafstelle und Kiste bergen 
können"; (so preusa^ L.R. § 1506 II; 8) und auch die fnuusltoische 
Ptaxis räumt denselben trots des sehr bestimmt lautenden ent- 
gegenstehenden Verbotes des Code de comm. Art. 251 das gleiche 
Kecht ein ^) (Pohls, Seerecht I S. 274 f.; Kaltenborn, See- 
recht I S. 205 f.). Auch diese letzten Ueberreste des alten Rechts 
der Führung hat bereits das H.G.B. (Art. 534, vgl. Art. 514) be- 
seitigt „wegen der grossen Nachtheile, die nicht selten aus dem- 
selben entständen, indem die Mannschaft häufig die Zollgesetze und 
dergleichen ausser Acht lasse" (Prot. IV S. 1973): und in die See- 
manus-0. ist diese Bestimmung fast wörtlich herübergenommen. 

2. Der Schiffsmann, welcher ohne Vorwissen des Schiffers 
„Gegenstände an Bord nimmt, welche das S c h i f f oder die L a d u n g 
gefährden, indem sie die Beschlagnahme oder fiinsiehung des 
Schiffs oder der Ladung veranlassen können^ verftllt, abgesehen 
von dem ihm im Abs. 2 des Paragraphen angedrohten Nachtheil, 
noch der Strafe des § 297 des R.Str.G.B. (Gddstrafe bis zu Ein- 
tausendfUnf hundert Mark oder Gefängniss bis zu zwei Jahren). 

% 76. 

Die Bestimmungen des § 75 finden ebenfalls Anwendung, tvoin 
der Schiffsmami ohne ErJaubniss des Schiffers Branntwein oder 
andere geistige Getränke oder mehr an Tahah^ als er zu seinem 
Gehrauche auf der beabsichtigten Reise bedarf, an Bord bringt oder 
bringen lässt 

Die gegen dieses Verbot mügenonmenen geisUgen fhtränke und 
Tabak varfaUen dem SdUffe. 

§77. 

Die auf Grund der Bestimmungen der §§ 75 und 76 getroffenen 
Anordnungen des Schiffers sind^ sobald es geschehen kam, in das 
Sdiiffsjoumal einzutragen. 

Die Vorschrift erklärt sich aus Art. 487 H.G.B., da die An- 
ordnungen, welche der Schiffer auf Grund der §§ 75, 76 trifft, über^ 

1) PardeBSus III N. 671. Das französische Becht hat' einen eigen- 
thttndichen hierairf beiüglieheii Tertrag ausgebildet, den eowtrait de fweohüe^ 
dessen Wesen darin besteht, dass die Scliiffsleutc auch den Verkauf der von 
ihnen mitgenommenen Waaren dritter Personen übernehmen, ein Vertrag, der 
je nach den Umständen unter den Regehi des Kommissionsgeschäfts (Verkäufe- 
Kommission) oder auch unter denen der Sozietftt stellt Vgl. Pardessus 
N. 702; Raben de Coader V S. 655£ 
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wiegend als Ausfluss der Disziplinargewalt deBselben erscheiiien 
(vgl Motive S. 59). 

Den Schiffer, welcher die Vorschrift nicht beobachtet^ trifft die 
Strafe des § 99 (s. ZiE. 4). 

8 78. 

Wmn das Schiff in emem Hafen hegt, so ist der Schiffer be- 
fugt , die Effekten der Schiffsleute zur Verhütung einer JSniweichtmg 
bis jsm Abreise des Schiffs in Verwahrung zu nehmen, 

8 79, 

Der Schiffer ist befugt, alle zur AufrechterhaUiing der Ordnung 
und zur Sicherung der Regehnässigkeit des Dienstes erforderlichen 
Maassregeln zu ergreifen. Zu diesem Zwecke darf er namentlich 
auch herkömmliche Erschwerungen des Dienstes oder massige Schmä- 
lenmg der Kost^ leMere jedoek auf höchstens drei Tage, als Strafe 
minten lassm» Creldbusse, hörperlü^ Z&ehiigung odßt "Emsi^errung 
darf er tds Strafe niM verhängen. 

Bei einer WidersetsUMeU oder hei heharrUchm Ungehorsam 
ist der Schiffer eur Anwendung oder Mittel hefugi, welche erfordere 
ftdb sindy um seinen Befehlen Gehorsam su verschaffen, JEr darf 
gegen die Betheiligten die geeigneten Sicherungsmaassregdn ergreifen 
und sie nöthigenfalls während der Reise fesseln. 

Jeder Schiffsmann muss dem Schiffer auf Erfordern Beistand 
zur Aufirechihcdimg der Ordnung, sowie sur Ähwendmg oder Un- 
terdrückimg einer WidersetzJichJceit leisten. 

Im Auslande hat der Schiffer in dringenden Fällen die Kom- 
mandanten der ihm eugänglichen Fahrzeuge der Kriegsmarine des 
M&dis um Beistand stur Aufrechthaltung der DiseipUn amugehen., 

8 80. 

Jede vom Schiffer in Gc^nässheii der Bestimniungen des § 79 
getroffene Verfiigmig ist mit Angabe der Veranlassung^ sobald es ge- 
schehen kanny in das Schiffsjournal einzutragen* 

Im Unterlassungsfälle tritt die Strafe des § 99 (Ziff. 4) ein. 
VgL auch die Bemerkung zu § 77. 
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Fünfter Absohnitt 

Straf-Bestimmungen. 

«81. 

Ein Schfffhnann, welcher nach Ahschluss des Heuervertrages 
sich verborgeil hält, um sich deni Antritte des Dienstes zu entziehen, 
wird mit Geldstrafe Ins zu zwanjsig Xhalem gestraft. Die Verfol- 
gung tritt nur auf Antrag ein. 

Wem ein Schiffsmann, um sich der Fortsetzung des Dienstes 
MU entßiehen, entläuft oder sich verborgen häU, so irüt Geldstrafe 
bis mEmkmderi Theuern oder Gefängnissstrafe bis mt drei MonaUn 
ein. Die Verfolgung MU nur auf JMrag m. 

JBSm Schiffsmann, weleher mit der Heuer enUäuft oder sich ver- 
borgen hälty um sich dem iüfemommenen Dietiste zu entziehen, wird 
mU der im § 298 des Strafgesetehuehs angedrohten Q^fSngnissstrafe 
bis m Emern Jahre belegt, 

1. Im Abs. 1 des Paragraphen bandelt es sich um einfachen 
Bruch des Heuervertrages, im Abs. 2 und Abs. 3 um De- 
sertion^ und zwar im Abs. 2 um einfache Desertion, im Abs. 3 

um Desertion, erschwert durch strafbaren Eigennutz. 

2. Der Begriff der Desertion setzt, wie das aus den Worten 
„entlaufen" und „sich verborgen halten" des Abs. 2 sich ereiebt, 
voraus, dass der Schiffsmann dem Schiffer wider dessen Wissen 
und Willen die Fortsetzung des Kontraktsverhältnisses unmöglich 
macht", „so dass der blos passive Widerstand, die Arbeitsverwei- 
gerung", durch welche ein Schilfsmann seine Entlassung zu er- 
trotzen sucht, niemals als Desertion aufgefasst werden kann (£ntsdL 
des R.O.H.G. IV S. 291 £). 

Der im Abs. 3 angezogene Paragraph des RStr.G.B. be- 
stimmt: 

Ein Schiffsmam, welcher mit der Heuer entläuft oder ver- 
bargen heHtj um sieh dem übemonunenen Dienste m enteii^ien, wird, 
ohne Unterschied ob das Vergehen tm Monde oder im Auslände 
begangen worden ist, mit Gtfmgniss bw eu Einem Jahre bestraft, 

3. Natürlich ist der Schiflfsmann auch zivilrechtlich ver- 
antwortlich für allen Schaden, welcher aus seinem Delikt, wie 
aus jeder Verletzung seiner Dienstpflichten der Rhederei erwächst 

§ 82. 

In den FäMen der beiden letgten Absätze des § 81 verliert der 
Sehiffsmam, wenn er vor Abgang des Schiffs weder zur Fortsetzung 
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des Dienstes frmctüig zurückkehrt, noch zwangsweise zurückgebracht 
wirr!, den Anspruch auf die bis dahin verdiente Heuer. Die Heuer 
und, sofern diese nicht ausreicht, auch die Effekten können? zur 
Deckung der Schadensansprüche des Bheders aus deni Heiter- oder 
Dienstvertrage in Anspruch genommen werden; sorveit die Heuer 
hierzu nicht erforderlich ist^ wird mit ihr nach Maasgsabe des § 107 
verfahren. 

Die besondere Strafe des Verlustes der verdienten Heuer tritt 
nicht bei jeder Desertion ein, sondern nur dann, wenn der Schiffs- 
mann vor Abgang; des SchiÖ's auf dasselbe weder freiwillig zu- 
rückgekehrt, noch zwangsweise zurückgebracht ist, d. h. wenn 
seine Dienste auf der anzutretenden Reise dem Schiffe fehlen. 

% 83. 

Hai der Schiffmam sieh dem Dienste in emei^ der FiXU des 
§ 61, 1 und 3 ohne Genehmigung des Seemannsamtes (§ 64^ enkogen, 
80 iriH Geldstrafe bis mm jßeirage einer Monatsheuer em, 

% 84. 

Mit Geldstrafe bis zum Befrage einer Monafshcuer wird ein 
Schiffsmann bestraft, welcher sieh einer grähUchen Verletemg seiner 
Dienstpflichten schuldig macht. 

Als Verletzung der Dienstpflicht in diesem Sinne wird imbe- 
sondere angeseheil : 

Naehhissigkeä im Wachdimste; 

Ungehorsam gege^i den Dienstbefehl eines Vorgesetzten; 
ungebührliches Beiragen gegen Vorgesetzte ^ gegen andere Mit' 

glieder der Schiffsmannschaft oder gegen Eeisende; 
Verlassen des Sdd/fs ohne JErUsubniss oder Ausbleiben 0iber die 

festgesetste Zeitp 
Wegbringen eigener oder firemder Satten von Bord des Sdwffo 

und an Bord bringen oder an Bord bringen lassen von 

Crütem oder sonstigen Gegenständen ohne Erlauhniss; 
eigenmächtige Zulassung fremder Personen an Bord und Ge- 

stattung des Anlegens von Fahrseugen an das Schiff; 
Trunkenheit im Schiff'sdienste; 

Vergeudung, unbefugte Veräusserung oder bei Seite bringen von 
Proviant. 

Gegen Schiffsoffiziere kann die Strafe bis auf den Betrag einer 
moeimonatlichen Heuer erhöht werden. 

Wenn die Heuer nicht zeitweise bedungen ist, so wird die &rafe 
auf einen nach dem Ermessen des Seematmsamtes der Monatsheuer 
entsprechenden Geldbetrag bestmmi. 

Die Verfolgung iriU nur auf Antrag ein. Der Antrag ist bis 
0ur Abmusterung sidässig. 
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% 85. 

Der Schiffer hat Jede Verletzmiy der Dienstpflicht (§ 84)^ sobald 
es geschehen kaum, mit genauer Angahe des SachverhdUes in das 
Schiffsjournal eimnäragen und^ wmm ihunUdi, dem SMffsmamn wm 
dem mhaU der Eintragung unter ausdrikddieher Mmweisung auf die 
Strafandrohung des § 84 Mitäieitmg m machen. 

Unterbleibt die MU&ieilung, so sind die Gründe der Unterlassung 
im Journal angugdten. Ist die Eintragung versäumt, so tritt keine 
Verfolgung eüh 

Zu Abs. 1 vgl. H.G.B. Art. 487 Abs. 3. 

8 86. 

Ein Sehiffsmann^ welcher den wiederholten Befehlen des SMffers 
oder eines anderen Vorgesetzten den schMigen Grehorsam verweigert, 
wird mit Gefängniss bis zu drei Monaten oder mU Geldstrafe bis 
sfu Einhundert Thalem besirafl. 

8 87. 

Wenn zwei oder mehrere mar Schiffsmannschaft gehörige Per- 
sonen dem Schiffer oder einem andere)} Vorgesetzten den schuldigen 
Gehorsam auf Verabredung gemeinschaftlich vrriveigem^ so tritt gegen 
jeden Betheiligten Gefängnissstrafe bis zu Einem Jahre ein, JDer 
Rädelsführer wird mit Gefängniss his zu drei Jahren bestraft. 

Si7td mildernde Umstände rorhandeiif so kann auf Geldstrafe 
bis zu zweihimdert Thalem erkannt werden. 

Der Rädelsführer unrd mit Gefängniss bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

Die in dickem Paragraphen statoirte härtere Strafe erklärt sich 
aus den Komplott-Gruud&ätzeu. 

§88. 

Eilt Schiffsmann y tvelcher zwei oder mehrere zur Schiffsmann- 
schaft gehörige Personen zur Begehung einer nach den ^§ 87 und 91 
strafbaren Handlung auffordert^ ist gleich denn Anstifter zu bestrafeti, 
tvenn die Aufforderung die strafbare Handlung oder einen straf- 
baren Versieh derselben zur Folge gehabt hat, 

Ist die Aufforderung ohne Mrfolg geblU^en, so tritt im FaXle 
des § Sy Geldstrafe bis eu JEinhmdert Thakm, im FaOe des § 91 
Geldstrafe bis m zweihundert Thatem oder Geftingnissstrafe bis mt 
Einem Jähre ein. 
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8 89. 

Ein Schiffsmann, welcher es unt(rniwmi. den Schiffrr oder einen 
anderen Vorgesetzten durch Geivalt oder durch Bcdrohwiff mit Ge- 
tcalt oder durch Vertveigerunr/ d(r Dienste zur Vornahme oder zur 
Unterlassung einer dienstlichen Verrichtung zu nöfhigen, tvird mit 
Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. Sind mildernde Umstände 
vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu zweihundert Thalem er' 
kamU werden, 

8 90. 

Dif'selbe7i Strafbestimmnngen {§ 89) finden auf den Schiffsmann 
Anwendung, uy Icher es unternimmt, detfi Schiffer oder einem anderen 
Vorgesetzten durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Geivalt Wider- 
stand zu leisten oder deti Schiffer oder einen anderen Vorgesetzten 
ihätlu^ anzugreifen, 

8 »1- 

Wenn eine der in den §§ 89, 90 htBekUmeten Handluvgen van 
mehreren Schiff sleiiten auf Verabredung gemeinschaftlich begangen 
mrd, so kann die Strafe bis auf das Doppelte des angedrohten 
Höchstbetrages (rhöhi tverden. 

Der Badt Is/ührer , soivie diejenigen, welche gegen dm Schiffer 
oder gegen ei)im anderen Vorgesetzten GewfdtthätigJceiten verüben, 
werden mit Zuchthaus bis zu ftmf Jähren oder mit Gefängniss von 
gleicher Dawr bestraft; auch kam auf Zulässigkeit von Polizei- 
mf sieht erkamU werden. Sind müdemde Umstände vorhande^i, so 
inU Geßngnissstrafe nidit unter drei Monaten ein, 

8 92- 

Ein Schiffsmann f welcher solchen Befehlen des Schiffers oder 
eines anderen Vorgesetzten den Gehorsam verweigert, welche sich auf 
die Äbtvehr oder auf die Unier drüchung der in den §§ 89, 90 6e- 
zeichneien Handlungen beziehen, ist als Gehülfe zu bestrafen. 

Mit Geldstrafe 5«9 m moanisw ThaHem od&r mä Eafl bis m 
viersehn Tagen wird hesirafl ein ^hiffsmamh weUher 
t hei VerhandUmgen^ die sich auf die Ertheilung eines See- 
fahrtshwshes , auf eine Eintragung in dasselbe oder auf eine 
Musterung beziehen, währe Thatsachen entsteUt oder unter" 
drückt oder falsche vorspiegelt^ um em S^maiimsamt m 
täuschen; 

2. es unterlässt, sich gemäss § 10 jsur Musterung zu stellen; 

Levis, SeeNoht. I. 2. AnfL 15 
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3. im Falle eines dem Diensianiriit e^iigegcnstehe^idm Hindernisses 
unterlässt, sich hierüber gemäss § lö gegen das Seemannsamt 
ausmweism. 

Durch die Bestimmung der Ziffer 1 wird die Vorschrift des 
§ 271 des l^afgesMfuehs 0 niM herißkrt. 

Wer wider besseres Wissen eine auf umcdhre Behauptungen 
gestützte Beschwerde üher Seettntüchfigkeif des Schiffs oder Mangel- 
haftigJceit des Proriants bei einem Seemannsamie vorbringt und auf 
Grund dieser Behauptungen eine Untersuchung veranUisst, mrd mit 
Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft. 

Wer leichtfertig eine auf unwahre Behauptungen gestützte Be- 
schwerde über Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Mangelhaftigkeit des 
Provianh hei Seemannsamte vorbringt und auf Grund dieser 
Behauptungen eine Untersuchung veranlasst, wird mit Geldstrafe bis 
m Einkundert Tkälem bestraft. 

% 95. 

Die Verhängung einer in diesem Abschnitte oder durch sonstige 
straf gesetzliche Bestimmungen angedrohten Strafe icird dadurch nie}d 
atisgeschlossen, dass der Schuldige aus Anlass der ihm zur Last ge- 
legten That bereits disziplinarisch bestraft tvorden ist. Jedoch kann 
eine erlittene Disziplinarstrafe^ sowohl in dem Strafbescheide des 
Seemannsamtes (§ 101), wie in dem gerichtlichen Strafurtheil bei 
Abmessung der Strafe berücksichtigt werden. 

g9«; 

Der Schiffer oder sonstige Vorgesetzte ^ welcher einenn Schiffs- 
mann gegenüber seine Disziplinargetvalt missbraucht, wird mit Geld- 
strafe bis zu dreihundert Thalem oder mit Gefängniss bis zu Einem 
Jahre bestraft, 

§ 97. 

Der Schiffer, welcher seine Verpflichtung, für die gehörige Vei- 
proviantirung des Schiffs zu sorgen, vorsätzlich nicht erfülU, wird 
mit Gefängniss besiraß, neben weldmi awf Geldstrafe bis ssu fünf- 



1) Wer vorsätzlich bewirkt^ data Erklärungen, Verhctndlunpen oder That- 
9€uheny welche für Rechte oder ßechtsverhältnüae von Erhebltehheü wind, in 

öffentlichen Urkunden^ Büchern oder Registern als abgegeben oder geschehen 
beurJcundet werden^ während sie überhaupt nicht oder in anderer Weise oder 
von einer Pereon tn einer ihr nicht mutehenden Eigenschaft oder von einer 
anderen Person abgegeben oder geschehen sind, icird mit Gefängniss bis zu 
eeoha Monaten oder mit Geldstrafe bis zu dreihundert Marie bestraft. 
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hindert Thalem, saune auf Verlust der hürgerliehen Ehrenredtk er- 

könnt werden kam. 

Hat der Schiffer die Erfüllung der Verpflichtung fahrlässiger- 

tceise unterlassen, so ist, tvenn in Folge dessen de>' Schiffsmannschaft 
die gehührende Kost nicht geivährt werden kann, auf Geldstrafe bis 
m Mvei hundert XMlern oder Gefängniss bis ssu Einem Jahre su er- 
keimen, 

§98. 

Mit Geldstrafe bis m Einhundert Thalem, mit Haft oder mit 
Gefängniss bis zu drei Monaten wird ein Schiffe^- bestraft, welcher 
einen Schiffsmann im Auslände ohne GeneJimigung des Seemanns- 
amtes zurücMässi (§ 7JL). 

8 99. 

Mit Geldstrafe bis im ßtrfidg Thalem oder mit Haft wird be- 
straft ein Schiffer, tvelcher 

1. den ihm in Ansehimg der Musterung obliegenden Verpflich' 

tungen nicht genügt (§ 10); 

2. hei Verhandlung ^ welche sich auf eine Musterung oder eine 
Eintragung in ein Seefahrtsbuch beziehen ^ wahre Thatsachen 
entstellt oder unterdrückt oder falsche vorspiegelt ^ um ein See- 
mannsanU m täusdien; 

8. hei Todesfällen die Beschaffmg und Uebergahe des vorgesdme-^ 
henen Nachwmes uaUrUtiit oder die Um obliegende F&rsorge 
für den Nachlass verabsäumt (§§ 52^ 53); 

4. eine der in den §§ 77 und 80 vorgeschriebenen Eintragungen 
in das Schiff sjoidmal unterlässt; 

5. den ihm bei Vergehest mul Verbrechen nach §§ JÜS und JOS 
obliegenden Ver])flichtungen nicJd gmügt; 

6. dem Schiffsmann ohne dringenden Grund die Gelegenheit ver- 
sagt, die ^Entscheidung des Seemannsamtes nachzusuchen (§§ 105, 
106); 

7. einein Schiffsmann grundlos Sjjeise oder Trank vorenthält; 

8. es unterlässt, dafür Sorge zu tragen^ dass ein Exemplar dieses 
GeseteeSi sowie der maassg^enden Vorschriften über Kost und 
Logis im Volkslogis zugänglich ist (§ 108), 

Durch die Bestimmung dei' Ziffer 2 wird die Vorschrift des 
§ »71 des Strafgesetzhuehs niekt berührt^), 

% 100. 

Die Bestimmungen der 81 — 90 finden auch dann Anwendung^ 
wenn die strafbaren Handlungen ausserhalb des Bundesgebietes be- 
gangen sind. 

1) S. S. 226 Note 1. 

15* 
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Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt in diesem Falle erst 
mit detn Tage, an welchem das Schiff, dem der Thüter mr Zeit der 
Begehung angehörte, zuerst ein Seemannsami erreicht 

Der Abs. 1 des Paragraphen bildet eine AuBnahme von der 
Bestimmung des § 4 R^Str.G.B.: 

Wegen der im Auslände begangenen Terhrecken und Vergehen 
findet in der Begd keine Verfolgung statt; 

9 

der Abs. 2 vom letzten Absatz des § 67 Str.G.B.: 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an ivekhem die Hand- 
lung begangen ist, ohne Bücksicht auf den Zeitp^unkt des eingetretenen 
Erfolges, 

% 101. 

In den Füllen der §§ 81 Abs. 1, 84, 93, 99 erfolgt die Unter- 
suchung und Entscheidung durch dcts Seemannsamt. Dasselbe hat 
den Angeschuldigten verantwortlich zu vernehmen und den TJiat- 
hestand summarisch festzustellen. Eine Vereidigung von Zeugen 
findet nicht statt. Nach Abschluss der Untersuchung ist ein mit 
Gründen versehener Beseheid m er&teHen^ welcher dem Angeschul- 
digten tm FäUe seiner Anwesenheit m verMnden^ im FaRe seiner 
Abwesenheit in Ausfertigung eueusteUen ist. Wird eine Strafe fest- 
gesetzt, so ist die Dauer der für den FaiU des Unoermögens an Steile 
der Geldstrafe tretenden Haft zu bestimmen. 

Gegen den Bescheid kann der Beschuldigte innerhalb einer zehn- 
tägigen Frist von der Verkündigung oder der Zustellung ab auf ge- 
richtliche Entscheidung antragen. Der Antrag ist bei dem Seemanns- 
amt zu Protokoll oder schriftlich anzubringen. 

Hat das Seemannsamt seinen Sitz im Auslande, so ist für das 
weitere Verfahren dasjenige Gericht örtlich zuständig, in dessen Be- 
zirk der Heimatshafen und in Ermangelung eines solchen derjenige 
deutsche Safen belegen ist, loelchen das Schiff nach der Straffmt" 
seteung euerst erreiäu. 

Der Beseheid des Seemannsamtes ist m Betreff der BeUre^nmg 
der Geldstrafe vorläufig voUstreMar. 

Die Schlussworte des Abs. 3 beziehen sich auf Schiffe, welcbe, 
{rtther Ausländern gehörig, in das Eigenthum von Reichsangehöri- 
gen übergegangen sind, und denen auf Ghrund des Reichsgesetzes, 
betr. die Nationalität der Kauffahrteischiffe vom 25. Oktober 1867 
16 von Seiten eines Reichskonsuls ein Attest tlber den £rwerb 
es Rechts ; die Reichsflagge zu führen, ertheilt worden ist (vgl 
Motive S. 66). 

8 102. 

Begeht ein Schiffsmann, wahrend das Schiff sich auf der See 
oder im Auslände befindet^ ein Vergehen oder Verbrechen, so hat 
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der Schiffer unter Zuziehung von Schiffsoffizieren und anderen glaub- 
haften Personen alles dasjenige genau aufzuzeichnen , was auf den 
Beweis der That und auf deren Bestrafung Einfluss haben kann. 
Insbesondere ist in den Falleyi der Tödtung oder schiveren Körper- 
verletzung die Beschaffenheit der Wunden genau zu beschreiben, auch 
zu vermerken i wie lange der Verletzte etwa noch gelebt hat^ ob und 
wMie HeümiM angewendet smd und toelche Ncämmg der Verletgie 
gu sich genommen Juxt. 

% 103. 

Der Schiffer ist ermächtigt, jederzeit die Effekten der Schiffs- 
leute, welche der Betheiligung an einer strafbaren Handlung ver- 
dächtig sind, zu durchsuchen. 

Der Schiffer ist femer ermächtigt j denj eiligen Schiffsmann, der 
sich einer mit schtverer Strafe bedrohten Handlung (ß 57 Ziffer 3) 
schuldig macht, festzunehmen. Er ist hierzu verjj fliehtet t wenn das 
EntweicJien des TJUiiers m besorgen steht. 

Der Tkd^ isi mkr MMeikmg der aufgenommenen Verhand* 
hmgen an dasjenige Seemannsamt^ hei wMiem es euerst gesehdten 
hmn, äbmAiefem, Wenn im Auslands das Seemannsamt aus besofh 
deren Gründen die Uebemahme abUkni, so hat der Schiffer die Ab- 
lieferung bei demjenigen Seonamsami m bewirken, bei midiem es 
anderweit euerst geschehen kann. 

In dring endtm Fällen ist der Schiffer, tvenn im Auslände ein 
Seemannsamt nicht rechtzeitig angegangeyi werden kann, ermächtigt, 
den Thäter der fremden Behörde behufs dessen Uebermittelung an 
die zuständige Behörde des Heimathshafens zu übergeben. Hiervon 
hat er hei demjenigen Seemannsamtj bei welchem es zuerst geschehen 
kann, Anzeige zu machen. 

In Betreff des letzten Absatzes ist zu beachten, dass die Ueber- 
gabe des Thäters an die fremde Behörde niemals zur Bestrafung 
(vgl. § 9 R.Str.G.B.), sondern stets nur zur Uebermittelune an die 
zuständige Behörde des Heimathshafens geschehen darf. Natürlich 
besteht tiir die fremde Behörde keine Verpflichtung, sich dieser 
Uebermittelung zu unterziehen. 



Sechster Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 

§ 104. 

Jedes Seemannsamt ist verpfUehtet, die gütliche Ausgleichung der 
zu seiner Kenntniss gebrachten, ::ujisehm dem Schiffer und dem 
Schiffsmanne bestehenden Streitigkeiten m versu^^. Insbesondere 
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hat (las Seemannsamt, vor tcelchcm die Abmusterung des Schiffs- 
niannes erfolgt, hinsichtlich solcher Streitigkeiten einen GrüteversucJ^ 
zu veranstalten. 

6105. 

Der Srhiffsmann darf den Schiffer vor einem fremden Gericht 
nicht heJangm. Handelt er dieser Bestimmung ziuridfTj so ist er 
nicht allein für den daraus etitstrhenden Schaden verantwortlich, son- 
dern (r tvird ausserdem der bis dahin verdimtcn Heuer verlustig. 

Er kann in Fällen, die keinen Aufschub leiden, die vorläufige 
Entscheidung des Seemannsamtes nachsuchen. Die Gelegenheit hierzu 
darf der SAiffer ohne dringenden Orund nicht versagen. 

Jeder Theü hat die Entsdteidung des 8eemannsanU(^ eimskoetlen 
m befolgen, vorbehaUlkh der Befugniss, nach Beendigung der Reise 
seine Bechte vor der zuständigen Behörde geltend zu machen. 

Jm Falle eines Zwangsverkaufs des Schiffs finden die Bestim- 
mungen des erstell Absatzes auf die Geltendmachung der Forderungen 
des Schiffsmames aus dem Dienst- oder Beuervertrage keine An- 
wendung, 

1. Die ersten drei Absätze dieses Paragraphen sindi wie der 
Art. 537 H.G.B.^ dem dieselben entnommen, im Interesse der See- 
schiffi'ahrt gegeben , indem ohne eine solche Bestimmung „die Dis- 
ziplin schwer aufrecht zu erhalten^' ist, und jeder Matrose es in 
der Hand hat, „in die Dispositionen des Rheders durch Anstellung 

* einer Klage und durch Verhinderung der Weiterreise störend ein- 
zugreifen" (Prot, der hamb. Konferenz IV S. 1977). 

2. Das Verbot fiir den Schiffsmann^ den Rechtsweg im Aus- 
lände zu beschrdten, ist nicht auf gewisse Fälle beschränkt, 
so nicht — wie im preussischen £ntwurf des H.6.B. Art 452 — 
auf die Fälle, welche Geidfordernngen betreffen, sondern es besieht 
sich auf alle Streitigkeiten, auch auf die, welche wegen Austibung 
der Disziplinargewalt des Schiffers (angeblicher Exzesse desselben) 
entstanden sind (Prot IV S. 1978 f.); und es ist dem SchiiFsmann 
eben sowohl ein Anrufen des Zivilrichters wie des Strafrichters 
resp. Staatsanwaltes im Auslande untersagt Dass Letzteres die 
Meinung der Verfasser des der Seemanns-0. § 105 zu Grunde 
liegenden Art. 537 H.G.B, gewesen, wird nicht etwa dadurch wider- 
legt, dass auf der hamburger Konferenz bemerkt wurde, wo „ein 
kriminalrechtliches Einschreiten indizirt sei", würden „die aus- 
wärtigen Behörden dnrdi die Vorschrift des deutschen Seerechts 
sich doch nicht beirren lassen", ,,yon Amtsw^n einzoschreiten'' 
(Prot IV a 1979). 

3. Das gesetzliche Verbot, den Schiffer vor einem fremden 
Gericht zu belangen, besteht, so lange sich das Schiff auf 
der Reise befindet; so lange gilt es also auch für den aus dem 
Schiffsdienste entlassenen Schiffsmann , weil im entgegengesetzten 
Falle alle Nachtheile eintreten würden , wegen deren die Bestim- 
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mung für nothwendig erachtet wurde, „zumal es ein Seemann durch 
Bein Betragen leicht dahin bringen'^ kaim^ dass ihn der Schiffer 
entläBst (Prot. IV S. 1078). 

4. Die im Abs. 1 angedrohte Strafe ist nothwendig, um 
die Wirksamkeit der Bestimmung zu sichern, indem in dem deutschen 
Gesetz noch keine Nöthiguug für die ausländische Behörde Hegt, 
eine dem Gesetz zuwider bei ihr angebrachte Klage zurückzuweisen 
(Prot. IV S. 1980). 

5. Die vom SeemaniuMimte nach Abs. 2 und Abs. 3 getroffene 
JBntscheidung ist eine provisorische; sie ist nur so lange 
für beide Theile verpflichtend, als nicht der Streit später von der 
zuständigen Behörde abändernd entschieden ist. £s ist daher auch 
v^eder die thatsächliche Feststellung noch die rechtliche Beurthei- 
Inng des Rechtsfalles durch das Seemannsamt für den erkennenden 
Richter bindend i) (Entsch. des R.Ü.H.G. IV 8. 293, XII S. 420). 

6. Das Recht, eine vorläufige Entscheidung des 
Seemannsamtes im Auslande zu i m p e t r i r e n , ist ausdrücklich 
nur dem Schiffsmann durch das Gesetz eingeräumt. Das gleiche 
Recht steht aber uaturgemäss auch dem Schiöer zu (Entsch. des 
R.O.H.G. XII S. 419 f.), indem nur unter dieser Voraussetzung 
beiden „gleidier Rechtsschutz'' gewährt und der Schiffer vor der 
y^Unsuträglichkeitf' bewahrt wird, seinerseits den Schifismann vor 
einem ir^den Qericht belangen au müssen. 

Im Inlcmde wird der Streit zmschen dein Schiffer und dem 
Schiffsmam, welcher nadi der Anmusterung über den Antritt oder 
die Fortsetzung des Dienstes entsteM, von dem Seemmmsamt unter 
VorffehaU des Betktsweges enMdeden, Die JEntseheidung des See- 
mamsamies ist vorläufig voUstreMar, 

% 107. 

Die nach den Bestimmmgen des V. Abschnittes festgesägten 
oder erkamUen Oeldstrafen ftiessen der Seemannshasse und in Er- 
mangelung einer solchen der OrtS'Armenkasse des Heimathshafens 
des Schiffs, welchem der Thäter zur Zeit der Begehung der straf" 
hären Handlung angehörte, zu, insofern sie nicht im Wege der Lan^ 
desgesetjsgebung au anderen ähnlichen Zwecken bestimmt werden. 

g 108. 

Em Egcen^lar dieses Gesetzes j sowie der ßr das Schiff nher 
Kost und Logis geltenden Vorschriften (§ 45), muss im VoUcslogis 
gwr jederseitiigen Einsicht der Schiffsleute vorhanden sein* 

1) In den Fällen, wo das Seemannsamt nicht provisorisch , sondern definitiv 
als i'olizei-Behörde entscheidet (Seem.-0. § 101), ist nur in bestimmten Formen 
eine Provokation anf richterlicbee Gehör zogelseBen. 
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Reichsgeseti ▼om 27. Deiember 1872. 



Die Nichtbeobachtuog dieser Vorschrift ist im g 99 mit Strafe 
bedroht 

8 109. 

Die Anwendmq der §§ 5—23 und dar §§ 48—5J2 auf 
Jdemere Fahrfreuge (Küstenfahrer u. s. kam durch Bestimmung 
der Landesregierungen im Verordnungswege ausg^chbssen werden. 

% 110. 

Dieses Gesetz tritt mit dein 1. Märe 1S7S in Kraft. Mit dem- 
selben Tage tritt der vierte Titel des fünften Buches des Allgenieineii 
deutschen Handelsgesetzbuchs ausser Kraft, 

§ III. 

Wenn in anderen Gesetzen auf Bestimminifjen verwiesen wird, 
welche durch dieses Gesete ausser Kraft gesetzt sind , so treten die 
entsprechenden Bestimmungen des letzteren an die Stdk der ersteren. 



In einem gewissen Zusammenhang mit der Seemanns-O. steht das 
Reichsgesetz, betreffend die Verpflichtung deutscher Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme hüitsbedürftiger iSeeleute, vom 27. Dezember 
1872: 

1. Jedes deutsche Kauffahrteischiff, welches von einein ausscr- 
deutschen Hafen nach einem deutschen Hafen oder nach einem Hafen 
des Kanals, Grosshritanniens , des Sundes oder des Kattegats oder 
nach einem ausser dtidscJien Hafen der Nordsee oder der Ostsee be- 
stimmt ist, ist verjj fliehtet t deutsche Seeleute , welche im Auslände 
ai^ in hüHfshediirftigem Zustande befinden, behufs ihrer Zurück- 
beßrderung na<h Deutsehland auf senriftUdte Amoeisung des See* 
mannsamtes gegen eine Entschädigung 9 «mc^ 

Semem BesUmr 

mungshafen mitzunehmen. 

j&i Ansehung ausländischer SeeJeute, welche urimitteilbar nach 
einem Dienste auf einem deutschen Kauffahrteischiffe ausserhalb 
Deutschlands sich in einem hidfsbedürftigen Zustande befinden, liegt 
den nach derm HeimatJislande bestimmten deutschen Kauffahrtei" 
schiffen eine gleiche Verpflichtimg oh. 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtungen kann der Schiffer vom See- 
majiHsamt zwangsweise angehalten werden. 

§ 2, Bieten mehrere Schiffe Gelegenheit zur MiinaJimey so sind 
die zu befördernden Sedeute durdi das Seemannsamt nach VerhSM' 
niss der Grösse der' Schiffe und der ZM threr Mamst^fUn auf 
die einzelnen Schiffe zu vertheHen, 

§ 3» Die Mitnahme kann verweigert werden: 
1. wenn und soweit an Bord kein angemessener Hotz für die 
Mitzunehmenden vorhanden ist; 
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2* wem der MUemehmende bettlägerig krank oder mit einer 
syphiUiischen oder einer sonstige^i, die Gesundheit oder Sicher' 
heit der Mannschaft gefährdenden Krankheit behaftet ist, oder 
liegen eines Vergehens oder Verbrechens euriUkbefördert wer- 
den soll; 

3. wenn und soweit die Zahl der Miizmehmenden ein Viertheil 
der Schiffsmannschaft vihtr steigt; 

4, wem die MUiM^me nkM mmdesieiis mm Tage w im Zeit- 
punkt verlang wird, OM wdt^em das Schiff mn Abgehen 

Die jEntsiAeidmg iXber den Ghnmd der Weigerung steht dem 

Seemannsamt zu. 

§ 4, Während der Reise erhält der Mitgenommene Kost und 
Logis von Seiten des Schiffs, Er ist der Disg^UnargewaU des 
Schiffers unterworfen. 

§ 5. Die Entschädigung (ß 1) beträgt j in Ermangelung der 
Vereinbarung über einen geringeren Satz, für jeden Tag des Aufent- 
halts an Bord: 

1, für einen Schiffer, einen Steuermann, einen Arzt, einen Ma- 
schmskm oder dm Assisknkn eines soldtenf einen Broviant- 
ader ZMmeister emen Thaler auf Segelschiffen und einen und 
einen halhen Tktüer auf Damp^iiUffen, 
2* für jeden anderen Seemami emen halben Thaler auf Segel' 
schiffen und zwei Drittel Thaler auf Dampfschiffen. 
§ 6. Die Auszahlung der Entschädigung erfolgt im BesUm- 
mungshafen durch das Seemannsamt gegen Auslieferung der wegen 
der Mitnahme ertheilten Anweiswig (§ i). 

^ 7. D(r Miffienommene haftet für die durch die Zurückbeför- 
deruwj rfrursachtcn Aufwendungen. 

Die Vorschrifte^i, welche den Hheder oder andere Personen zur 
Erstattung solcher Aufwendungen verpflichten , werden durch dieses 
€kseUf nicht berührt 

§ 8. Wer sieh der Erf^Ximg einer nach § 1 ohU^enden 
VerpfUchkmg enMeht, wird mit Gddstrafe bis 0u fünfgig Thcdem 
oder mit Haft bestraft. Für die Festsetzung der &rafe und ftr das 
weitere Verfahren kommen die im § 101 der Seematmsordming ent' 
haUenen Vorschriften zur Amvendung. 

§ 9. Dieses Qesete tritt mit dem i. Mar$ 187B in Kraft. 
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Von dem Frachtgeschäft zur Beförderung von Gütern. 



Uebersicht. 

Der Frachtvertrag zur Beförderung von Gütern zur See kann 
Bein (Art. 557): 1. Chartervertrag; dieser bezieht sich a) auf das 
ganze Schiff, wobei jedoch die Kajüte nicht einbegriffen ist (Art. 
559), b) einen quoten Theil, c) einen bestimmt bezeichneten Raum 
desselben ; 2. Stücko^ütervertraor , der sich auf einzelne Güter 
bezieht. Beim Chartervertrag kann jeder Kontrahent die Errich- 
tung einer schriftlichen Urkunde ( Chartepartie) verlangen (Art. 
558). Der Verfrachter hat die Güter in dem gecharterten Schiffe 
zu transportiren (Art. 566), das er in seetüchtigem Zustand zu 
liefern hat (Art. 560). 

Verboten ist^ ohne Genehmigung des Abladers die Güter auf 
das Verdeck zu verladen oder an die Seiten des Schiffii za hftngen 
(Art 567). Der Platz , wo die Ladung vom Schiff einzunehmen 
ist, wird an erster Stelle vom Befrachter, an zweiter durch den 
Ortsgebrauch bestimmt (Art. 561). Hinsichtlich des Tragens der 
Kosten bestimmt das Gesetzbuch: die Kosten der Lieferung der 
Güter an das Schiff trägt der Befrachter, die Kosten der Ein= 
ladung der Verfrachter (Art. 562). Doch sind abweichende ver- 
tragsmässige Beliebungen und Bestimmungen des Ortsrechts zu- 
gelassen. Statt der vertragsmässigen Güter können, wenn sie nur 
generell bezeichnet sind, auch andere vom Befrachter geliefert wer- 
den, wenn dadurch die Lage des Verfrachters nicht verschlechtert 
wird (Art. 563). Doch hat der Befiraditer resp. Ablader die QHIor 
rich^ zu bezeichnen, auch darf er bei der Versendung der Gtter 
die Grundsätze des Völkerrechts, die Gesetze des Abladehafens 
und etwaige Einfuhrverbote des Bestimmungshafens nicht ausser 
Acht lassen (Art. 564). Ohne Wissen des Schiffers dürfen Gttter 
nicht . an Bord gebracht werden (Art 565). 
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Die Abladung muss innerhalb einer bestimmten Zeit vollendet 
sein. Diese Zeit heisst die Wartezeit (Art. 571 f., 580, 586; Art. 
578 handelt von dem besonderen Fall, wo die Ladung von einem 
Dritten geliefert werden soll). Die Wartezeit besteht aus Ladezeit 
(Art. 568 Abs. 1 und 2, Art. 569 Abs. 1, Art. 574—577) und 
Ueberliegezeit, welche letztere jedoch eine besondere Vereinbarung 
vonuiMetBt (Art 568 Abs. Art 509 Abs. 2 n. 8, Art. 570, 572, 
574 £, 577). Für die LadesBeit ist eioe Vergütung niclit su ent- 
richten, wenn nicht etwas Anderes bedungen ist (Art 568 Abs. Ä), 
wohl aber für die Ueberliegezeit Liegegeld (Art. 568 Abs. 4, Art 
573). So beim Chartervertrag. Bei Stückgüterfracht hat der Be- 
frachter auf die Aufforderung des Schiffers die Abladung ohne 
Verzug zu bewirken (Art. 589); für den Antritt der Reise hat event. 
der Kichter auf Antrag des Befrachters einen Termin zu bestimmen 
(Art. 591). Der Befrachter kann beim Chartervertrag verlangen, 
dass der Verfrachter die Reise ohne die volle bedungene Ladung 
antritt, aber nur gegen die volle Fracht (einschliesslich des Liege- 
geldes) und Ersatz der verursachten Mehrkosten (Art. 579). 

Das Gesetz räumt dem Befrackter ein Bücktrittsrecht ein. 
Doch werden in dieser Hinsieht folgende ünterscheidungen ge- 
macht: 1. Verfrachtimg des gansen Schifis; a) Rücktritt Tor An- 
tritt der Reise (Art. 581, 587; Art. 582: Rücktritt nach Einladung 
der Güter) ; b) Rücktritt nach Antritt der Reise (Art 583, 587); 
Besonderheiten bei zusammengesetzten Reisen: a) Reise aus und 
zu Haus, oder Reise mit Zureise behufs Einnahme der Ladung 
(Art. 584); b) in anderer Weise zusammengesetzte Reise (Art 585). 
2. Verfrachtung eines quoten Theils oder bestimmten Raumes des 
Schiffs; a) alle Befrachter treten zurück oder liefern keine Ladung 
(Art. 589); b) es treten nur einzelne oder ein einziger Befrachter 
zurück (Art. 589). 3. Stückgüterfracht (Art. 590). 

Ueber die Löschung gelten mit den aus der Natur der Sache 
sich ergebenden Modifikationen dieselben Grundsätze, wie Uber die 
Abladung. Auch hier findet sich eine Löschzeit und eine Ueber- 
liegezeit mit demselben Charakter, wie Ladezeit und Ueberliege- 
zeit Dabei Depositionsrecht des Schiffers bei mora des Empiangers 
unter Benachrichtigung des Empfängers; Depositionspfiicht unter 
Benachrichtigung des Befrachters^ wenn der Empfanger die An- 
nahme der Güter verweigert oder auf die Anzeige von .der Lösch- 
Bereitschaft sich nicht erklärt oder nicht zu ermitteln ist (Art 
593—606). 

Der Verfrachter haftet für die ihm übergebenen Frachtgüter 
bis zur Ablieferung ex recepio, d. h. er hat fUr jeden Schaden^ der 
dieselben betroffen h&t^ einzustehen, wenn er nicht beweist, dass 
derselbe verursacht ist durch höhere Gewalt, durch die nat&riiche 
Beschaffenheit der Güter und äusserlich nicht erkennbare Mängel 
der Verpackung (Art. 607). Für Kostbarkeiten, Gelder und Werth- 
papiere haftet derselbe nur dann, wenn deren Werth oder Be- 
schaffenheit deklarirt war (Art d08). Empfanger wie Schiffer 
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dürfen vor der Uebernabme der Güter durch den ersteren die Be- 
sichtigung derselben veranlassen (Art. 609); nachdem dieselbe statt- 
gefunden, muss dies der Empfänger binnen achtundvierzig JStuuden 
nach dem Tage der Uebernabme thun, widrigenfalls er seine An- 
sprüche wegen Beschädigung und theilweisen Verlustes verliert, 
sow^ <&ee nicht durch iom$ einer Person der Besatzung verur- 
sacht sind (Art 610). Wo Haftung aus dem Reaseptum in Frasp 
steht, ist nur der Werth der verlorenen, resp. die Werthsminoe- 
rung der beschädigten GHiter zu vergüten (Art. 612, 614). 

Die Annahme der GUter verpflichtet den Empfänger, nach 
Maassgabe des Frachtvertrags oder Konnossements die Fracht nebst 
Nebengebühren zu bezahlen, Auslagen zu erstatten und sonstige 
Verpflichtungen zu erfüllen; wie gegen diese Leistungen der Ver- 
frachter die Güter auszuliefern hat (Art. (315). Doch braucht der 
Verfrachter dies nicht zu thun, bevor die auf den Gütern haften- 
den Beiträge zur Havariegrosse, Bergungs- und Hülfskosten, wie 
Bodmereigelder bezahlt oder sichergestellt sind (Art. 616). 

Der VerfinEu^hter braucht nicht die Qüter, mögen sie verdorben 
resp. beschSdigt sein oder nicht, für die Fracht an Zahlungsstatt 
anzunehmen. £ine Ausnahme gUt hinsichtlich der mit Flüssigkeiten 
gefüllten Behältnisse, die ganz oder zum grösseren Theil während 
der Reise ausgelaufen sind (Art, 617). Für Güter, die durch einen 
Unfall verloren gegangen sind, ist, wenn nicht das Gegentheil be- 
dungen, keine Fracht zu entrichten (Art. 618j. Eine Ausnahme 
machen Güter, die in Folge ihrer natürlichen Beschaffenheit ver- 
loren gegangen, und Thiere, die unterwegs gestorben sind (Art. 619). 
Das Gesetzbuch trifft dann noch Bestiminungen in Betreti' der Nor- 
mlrung der Fracht für den Fall, dasa Güter ohne Vereinbarung 
darüber zur Beförderung übernommen sind (Art. 620); dass die 
Fracht nach Maass, Gewicht oder Menge der Qüter bedungen ist 
(Art 621) ; dass die Fracht nach der Zeit bedungra ist (Art 623); 
bestimmt, in. wiefern ausser dem Fracfatanspruch noch sonstige For^ 
derungen vom Verfrachter geltend gemacht werden können (Art. 
622). Im Falle eines Streits über die Forderungen des Verfrach- 
ters hat dieser gegen Deponirung der streitigen Summe die Güter 
auszuliefern (Art. 625 )■ 

Dem Verfrachter steht wegen seiner Forderungen ein Pfand- 
recht an den Gütern zu, nicht nur so lange die Güter zurück- 
behalten oder deponirt sind, sondern auch noch nach der Abliefe- 
rung, vorausgesetzt, dass es innerhalb 30 Tagen nach der Beendi- 
gung derselben gerichtlich geltend gemacht wird, und die Güter 
nicht vor dieser Geltendmachung in den Gewahrsam eines Dritten 
gelangen, der rie nicht für den Empfänger besitzt (Art 624, 626). 
Wenn der Vei^achter die Güter auslietert, so verliert er seinen 
Kegress gegen den Empfänger, soweit sich dieser nicht mit seinem 
Schaden bereichem würde (Art. 627). Sind jedoch die Güter nicht 
ausgeliefert, so behält der Verfrachter den Begress mit dem gleichen 



üiyiiized by Google 



Von dem FracIilgesdiSlt snr Beflirdaniiig Yon Gfttem. Uebersieht 287 



Eetentions- und Pfandrecht, wie e» ihm gegen den Empf^Unger zu- 
stand (Art. 028 

Nach dem Gesetz kann der Frachtvertrag aufgelöst werden 
1. ipso iure durch die faktische Unmöglichkeit, den Vertrag aus- 
zuführen in Folge des Verlustes des Schiffs oder der zum Trans- 
port bestimmten Güter ; 2. durch den Rücktritt, zu dem jeder Theil 
berechtigt ist infolge des Umstandes, dass die Ausführung des Ver- 
trages juristisch nach den Grandsätzen des Völkerrechts (durch 
£imMirgO; Ausbruch eines Krieges u. s. w.) unmöglich gewordsn ist 
Und zwar kann dies a) vor Antritt der Keise stattfinden; alsdann 
ist kein Theil zur Entschädigung des anderen verpflichtet (Art. 630, 
. 631, 643 Ziff. 1, Art. 638, 643 Ziff. 2); b) nach Antritt der Reise; 
alsdann ist Seitens des Befrachters, soweit Güter gerettet sind oder 
für verloren gegangene Güter überhaupt Fracht entrichtet werden 
muss, Distanzfracht zu zahlen (Art. 632 f., 635 f., 642, 643 Abs. 1). 
Auch hat beim Verlust des Schiffs der Schiffer bei Abwesenheit 
der Betheiligten für das Beste der Ladung zu sorgen (Art. 634). 

Der durch sonstige Zufalle vor oder nach Antritt der Reise 
verursachte Aufenthalt hat auf die Rechte und riiichten der Parteien 
keinen Einfluss, es müsste denn dadurch der erkennbare Zweck 
des Vertrages vereitelt werden. Hieryon abgesehen normirt das Ge- 
setz die Befugnisse des Befirachters fiv den Fall eines durch Zufall 
yerursachten Aufenthalts von längerer Dauer (Art. 639, 648 Ziff. 3) ; 
£&r den Fall der während der Keise erforderlichen Ausbesserung 
des Schiffs (Art. 640, 643 Ziff. 4). Weiter bestimmt das Gesetz, 
wer im Falle der ipso iure oder in Folge des Rücktrittsrechts der 
Parteien stattfindenden Auflösung des Frachtvertrags die Löschungs- 
kosten zu tragen hat (Art. 641), und verordnet, dass wenn das 
Schiff nach Einnahme der Ladung im Abiadungshafen oder in 
einem Zwischen- oder Nothhafen in Folge eines die Kontrahenten 
zum Rücktritt berechtigenden Ereignisses liegen bleiben muss, die 
Kosten des Aufenthalts in jedem Falle über Schiff, Fracht und 
Ladung nach den Qrundsätaen der Havariegrosse zu vertheilen 
«nd (Art. 637). 

Der -Schiffer hat tlber die geschehene Abladung unverzüglich 
ein Konnossement auszustellen in so vielen gleichlautenden Exem- 
plaren, als es der Ablader verlangt (Art. 644; Art. 645: Inhalt). 
Das Konnossement ist, wenn nicht das Gegentheil vereinbart ist, 
auf Verlangen des Abladers an die Order des Empföngers oder 
blos an Order, was Order des Abladers bedeutet, zu stellen (Art. 
646). Der Schiffer hat im Löschungshafen die Güter dem legi- 
timirten Inhaber auch nur Eines Konnossements-Exemplars auszu- 
hefem (Art. 647j. Melden sich dagegen mehrere, so hat derselbe 
sie alle zurückzuweisen und die Güter zu deponiren (Art. 648). 
Die Uebergabe des Konnossements hat, wenn die Güter wirklich 
abgeladen smd, dieselben dinglichen Wirkungen zur Folge, wie die 
Uebergabe der Gttter selbst; ein Satz, den das H.G.B. frcnlich nur 
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hinBichtlich des Order-KonnossementB ausspricht (Art. 649). Kolli- 
diren aber die Ansprüche mehrerer Konnossements-Inhaber, so ist, 
wenn der Schiffer nicht bereits die Güter an einen ausgeliefert hat, 
bevor die Ansprüche der anderen erhoben wurden, zu Gunsten 
dessen zu entscheideD, dessen Legitimation auf dem zuerst von dem 
gemeinschaftlichen Vormann ihm übergebenen £xemplar beruht 
(Art 650, 651). Der Schiffer braucht die Güter nur ^egen Rück- 

Sibe eines Ronnossements-Exemplars, auf dem die Abheferung der 
äter zu bescheinigen, auszuhändigen (Art. 652). Das Konnosse- 
ment ist entscheidend fftr die Rechtsverhältnisse zwischen Ver- 
frachter und Empfänger (Art. 653). Daraus folgt: 1. der Ver- 
frachter haftet für die Ablieferung der im Konnossement bezeich- 
neten Gattung von Gütern (Art. 654), selbst wenn die Güter dem 
Schiffer in Verpackung oder in geschlossenen Gefössen übergeben 
sind (Art. 655 Abs. 1). Doch ist der Verfrachter, wenn Letzteres 
aus dem Konnossement ersichtlich, von der gedachten Haftung frei, 
wenn er* beweist, dass trotz der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers 
die Unrichtigkeit nicht wahrgenommen werden konnte (Art. 655 
Abs. 2); und sogar ohne dass es dieses Nachweises bedarf, wenn 
— was zulässig ist — das Konnossement mit dem Zusatz ,Jnhalt 
unbekannt'^ oder einem gleichbedeutenden versehen ist; es müsste 
ihm denn bewiesen werden, dass er andere Güter als die abgeliefer- 
ten empfangen hat (Art. 656). 2. Der Verfrachter haftet für Ab- 
lieferung des im Konnossement angegebenen Quantums; jedoch mit 
Ausnahme des Falls, wo die Güter nicht dem Schiffer zugezählt, 
zugemessen, zugewogen sind und das Konnossement mit dem Zu- 
satz : „Zahl, Maass, Gewicht unbekannt" oder einem gleichbedeuten- 
den versehen ist (Art. 657). 3. Der Verfrachter haftet für die 
durch das Konnossement bezeichnete oder angedeutete Beschaffen- 
heit der Güter. Waren dieselben mit irgend welchen Mängehn. be- 
haftet, so kann der Schiffer von der Verantwortung daftir sich nur 
dadurch befreien dass er einen Vermerk darüber in das Konnosse- 
ment aufiiimmt (Art. 660). Durch eine in das Konnossement auf- 
genommene Klausel kann auch die Verantwortlichkeit des Ver- 
frachters aus dem Kezeptum gemildert werden. Als solche Klau- 
seln führt das H.G.B, auf: „frei von Leckage", ,,frei von Bruch", 
„frei von Beschädigung" (Art. 659). 4. Das Konnossement ist 
maassgebend für die Bedingungen, unter denen die Ablieferung der 
Güter erfolgt. Ist die Fracht nach Zahl, Maass oder Gewicht der 
Güter bedungen, so ist für die Berechnung derselben das im Kon- 
nossement angegebene Quantum bestimmend, wenn nicht etwas Ab- 
weichendes im Konnossement festgesetat ist (Art 658). Hat der 
Schiflfor ein Order-Konnossement ausgestellt, so darf er den An- 
weisungen des Abladers wegen Zurttägabe oder AusHefemng der 
Guter nur dann Folge leisten, wenn ihm sämmtliche Konnossements- 
Kzemplare zurückgegeben werden; ebenso der Aufforderung eines 
Konnossements-Inhabers auf Auslieferung der Güter vor Erreichung 
des Bestimmungshafens. Lautet das Konnossement nicht an Order, 
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80 hat der Schiflfer die Güter schon zurückzugeben oder auszu- 
liefern, wenn der Ablader und der im Konnossement bezeichnete 
EmpfUnger einverstanden sind (Art. 661). Diese Sätze gelten 
aucn dann, wenn der Frachtvertrag vor Erreichung des Bestim- 
mungshAfena durck einen Zufiül aufgelöst wird (Art 662). 

Bei Unterverfraohtimg haftet iilr ErfÜllimg des Unterbracht- 
Vertrages^ soweit dessen Ausführung zu den Dienstobliegenheiten des 
Schiffers gehört und von diesem übernommen ist, nicht der Unter- 
▼er&aohter, sondern der Rheder mit Schiff und Fracht (Art 664). 

Art. 557. 

Der Frachtvertrag zur Beförderung von Gütern bezieht sich ent- 
weder: 

i. auf das Schiff im Ganzen oder einen verhältnissmässigen Timl 

oder einen besUmmt bezeichneten Baum des Schiffs, od^ 
Z auf eimelne Güter (Stückgüter), 

1. Das Gesetz spricht vom Fraclitvertrage zur Beförderung 
von Gütern. Hieraus ergiebt sich der Charakter des Vertrages. 
Der Befrachter bedingt sich aus den Transport der Güter nach 
einem bestimmten Ort, der Verfincfater übernimmt diesen Trans- 
port Dies bildet den Inhalt einer loeaiio conduetio operis. 
Die besondere Art des Frachtvertrags kann in dieser Hinsicht 
keinen Unterschied begründen (so auch B.O.II. G. XXI S. 376). 
Mag es sich um Stückgüter handeln, mag die Verfrachtung des 
ganzen Schiffsy eines quoten Theils oder eines bestimmt bezeich- 
neten Raxmies in Fraj^e stehen; in jedem Fall ist Gegenstand des 
Vertrages^ dass die Güter betordert, nach einem bestimmten Platze 
geschafft werden, d. h. eine durch Dienste (allerdings unter Be- 
nutzung einer ISache — des Schiffs) hervorzubringende Wirkung 
(Ullrich in Voigts Neuem Archiv l H.R. II S. 320 ff.; Prot. V 
b. 2041 ; „der Transport selbst als Produkt der Transporthandluneen" 
sagt das R.OAG. XX S. 342). Dass dies beim Stückgüter-Ver- 
träge zutrifft, wird alL^emein zugegeben fCropp in Heises und 
seinen jur. Abb. II S. 685 £). Den Cnartervertrag aber unter 
eine andere Form der loeaHo conduetio zu bringen, liegt kein Grund 
vor. Es wird zwar gesagt^ in der Ueberlassung des Schiffs oder 
gewisser Räume desselben liege eine Miethe des Schiffs (Oropp 
a. a. (). S. 635); oder auch, beim Chartervertrage bilde die Zusage 
der Dienstleistung mittels des kontraktlich vereinbarten Transport- 
mittels einen Haupttheil des Geschäfts, und dieses nehme dadurch 
vorwiegend die Natur einer locatio comJuctio rei an, neben welcher 
die Bemühung des Schiffers als Akzessorium behandelt werde 
(Voigt im Neuen Archiv II 8. 225). Was nun zunächst die letz- 
tere Behauptung betrifft; so bildet die Ausführung des Transports 
mittds eines bestimmten Schifls beim Stückgütervertrage nicht 
weniger einen Hauptbestandtheil des Geschäfts, als beim Charter- 
vertrage (s. Art 566 H.G.B.). Daraus aber, dass die Güter des 
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Befrachters in dem gecharterten Schiff oder in den vereinbarten 
Räumen desselben allein untergebracht und transportirt werden, 
und dass für diese Güter die sämmtlichen Laderäume oder die ver- 
embftrteo Bäume des Schififs beansprucht werden , kann unmöglich 
auf das Vorhaadensem einer loeaiio rei geschlossen werden, wenn 
sonst die Voraussetzungen einer heaUo eanäucHo opens vornanden 
sind; um so weniger, als der Regel nach die Unterbringung der 
Güter in den gedbarterten Käumen nicht Sache des Befrachters 
oder Abladers, sondern des Schiffers ist. Wenn der Frachtvertrag 
sich auf einen quoten Theil des Schiffs bezieht, ist vollends nicht 
abzusehen, wie der Umstand, dass hierbei der vom Befrachter für 
die abgeladenen Güter beanspruclite Raum durch eine quota pars 
des Schiffsinhalts ausgedrückt wird und nicht durch den Umfang 
der Güter, wie beim Stückgütervertrage, eine Verschiedenheit in 
der Natur des Vertrages begründen soll. Es darf auch nicht un- 
berücksichtigt gelassen werden, dass zur Ausfuhrung des Trans- 
portvertrags das Schiff auf keinen Fall genügt, sondern dass dazu 
auch die Dienstleistungen der Personen der Besatzung erforderlich 
sind. Wollte man also diesen Vertrag nicht unter den Begriff der 
locaUo condtictio operis bringen, so raüsste man neben der 2o- 
caÜo comdidia rei noch eine loeaÜo eanductio operarufn anndimen. 
Eine Ueberlassung des Schiffs an eine Person behufs Transportirung 
von Gütern auf Grund einer Sachmiethe ist allerdings denkbar. 
Allein dann kann man nicht von Frachtvertrag zur Befth'derung 
von Gütern reden, sondern das ist eben Miethe eines Schiffs, ein 
Verhältniss, wie es dem Art. 477 H.G.B. zu Grunde liegt, wenigstens 
zu Grunde liegen kann. Hierbei wird aber vorausgesetzt, dass der 
Miether das Schiff selbst führt oder dasselbe durch den von ihm 
selbst angestellten oder doch von ihm ausschliesslich dirigirten 
Schiffsr fuhren Ifisst ^Hierauf machte schon vor Publikation des 
H.G.B, aufmerksam Ullrich ^) in Voigt s Neuem Archiv f. H.R. II 
S. 323, 331.) 



1) Ullrich weist darauf Mn, dass in keiner der flbr die Streitfrage in 

Betracht kommenden (von ilim S. 3^ f. aufgeführten) Bestimmungen des R.R. der 
rechtliche Charakter des t rachtvertrags klargelegt würde, dass dies auch nament- 
lich nicht durch Ausdrücke wie conduceref locare navem beabsichtigt wilrde, 
welche vielmehr ebenso wie unsere Bezeiehnnngen: ein Sehiff befrachten, ver- 
frachten, chartern, verchartern, nichts Anderes bedeuten sollten als die Abschlies- 
sung eines Frachtvertrags (S. 335 f.). Ullrich meint auch (S. 334 f.), dass in 
mehreren ^>telleQ unter dem Schiffe, von dessen Vermiethung die Rede, nur der 
Ladoogsraum zu verstehen sei, über welchen den Kauf leuten, die in jenen Zeiten 
nicht selten die zu verkaufenden Waaren nach dem Bestimmungsorte begleiteten, 
die Herrschaft zu dem Zweck eingeräumt worden wäre, um die Güter darin zu 
verladen. Zu diesem Vertrage wäre aber hinzugekommen die Verpflichtung des 
Schiffers, den bedungenen Transport zu bewerkstelligen, also eme locatio con» 
fluetio operis. Hierbei — meint Fllrich — konnten die Kömer es mit Rück- 
sicht auf die Formulirung der Klage (wie in JU Iß 1 De praescr, verb. 19^ 5) 
t&r sweifelhaft erklären , welches von den beiden Kechtsverhftltnissen Überwim. 
hl letzterer Hinsicht möchte ich Ullrich, dessen Ansicht auch Laarin Ml 
Cresp II ä. 15 Note 11 au haben scheint, nicht heistinunen, weil in dem von 
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Für die Auffasgung des Traosportvertrags des H.G.B, als 2o- 
catio condudio operis spricht auch die Geschichte des Art. 557. 
Der Art. 466 des preuss. Entwurfs lautete: 

Die Befrachtung geschieht: 

1, für ein ganzes Schiff oder einen verhäUnissmässigen oder einen 
räumlich bestimmten Theil desselben; 

2. für den Transport von einzelnen Gutem — . 

Obwohl gegen diese Fassung monirt worden war, dass sie 
die nicht zu rechtfertigende Croppsche Theorie zur Geltung 
brächte (Prot. V S. 2040 f.), so wurde doch noch in erster Lesung 
folgende Fassung in Vorschlag gebracht: 

Der Frachtvfrirag hat zum Gegensiamle: 

1. entweder das Schiff im Ganzen oder zu einem verhältnissmässi- 
gen Theile oder einen bestimmt bezeichneten liaum des Schiffs, 

2. oder den Transport einzelner Guter (Stückgüter). 

Dieselbe wurde jedoch beanstandet, weil der Ausdruck „der 
Frachtvertrag hat das Schiff u. s. w. zum Gegenstande" leicht so 
ausgelegt werden könnte, „als ob der Frachtvertrag über ein 
ganzes Schiff als locatio rei autzufasaeu sei", und darauf die jetzige 
Fassung des Art. 557 angenommen (s. Prot. V S. 2466 f.). 

2. Obwohl der See-Frachtvertrag stets^ als Jocixih condudio 
aperis zu betrachten ist, so besteht doch unssweifelhait ein juristischer 
Unterschied, ob (wie bei dem Stückgüter-Verträge) der 
Befrachter 'nur verlangen kann, dass die von ihm verladenen Güter 
in diesem Schiff nach dem von ihm angegebenen Bestimmungsort 
gebracht werden, oder ob (wie bei der Befrachtung des Schiffs 
im Ganzen) demselben dabei auch die ausschliessliche Verfügung 
über sämmtliche ^Uume des iSchiffs zusteht Zweifelhaft kann es 



ÜHD gesetzten Falle doch stets locatio condudio operis anzunehmen sein würde, 
glaube vielmehr, dass die Römer Transportvertrag und SchiiFsmiethe , ganz wie 
wir, gekannt haben, nur dass letztere, eben weil die Kaufleute oftmals ihre 
Waaren begleiteten, viel häufiger war, als jetzt Und da konnte es wohl unter 
Umständen zweifelhaft sein, uirum navem eonduxerU an meree» vehendas 
loeaverft. 

Der mehrfachen möglichen Kontraktsformen, und zwar gerade in dem im 
Text angegebenen Sinne thnt aach Abbott Erwihnung. Er sagt (8. 28): The 
conlract between the shipov^ner and the rnerchant may he locatio naviSj a de- 
miac of the ahip itself vuth its fiirniture and apparel; it may be locatio 
wxois et operarum magiatri^ a demise of the ship in a state fit for the put' 
potes of mercantile adventure; or it may he locatio opens vehendarum mer- 
dum, a contract for the carriagc of the merchant'a tjoods in the ovmers ship^ 
and bjy his servanta, — Der französische Code de comm. Art 273 Sjpricht 
allcrdhigB von Convention ^our hmage d^un vaisseaUj doch bemerkt Gresp 
n S. 17 dazu, dass man sich lediglich brevüatix causa dieser Ausdrucksweise 
bediene. Dagegen fassen mehrere französische Schriftsteller den Transportvertrac^ 
auf als zusammengesetzt aus locaUon de chose und location d'ouvrage (so 
Pothier,OetMrrM, ed. Dopin m K. 8, 6, 103; P^rdessasIII N. 704; Gresp 
II S. 11 ü; DeajardSnB m S. 405), wobei sie jedoch nidit stets loeöHo eon^ 
ducUo operarum und operis anseinanderhalten. 

Lewis, Sewrecht. I. 2. Aofl. 16 
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sein , welcher dieser beiden Arten von Verfrachtungsverträgen 
die Verfrachtung eines bestimmten Raumes des Schiffs 
und die eines quoten Theils desselben beizuzählen ist; und 
es waren hierüber auch die Ansichten auf der hamburger 
Konferenz getheilt (Prot V S. 2042^2044). Wenn man cUe- 
selben trotzdem, dem preusBitehen Entwürfe (Art. 466) folgend, 
der Befrachtang des ganzen Schiffs gldchsteUte, so scheint die 
£rwägung hauptsächlicn maassgebend gewesen zu sein, dass nach 
dem damahgen Seerecht über alle derartigen Befrachtungen — 
im Gegensatz zur Stückgüterladung — eine Chartepartie aus- 
gestellt zu werden pflegte. Abgesehen aber von der den Kon- 
trahenten eingeräuniten Beiugniss, die Ausstellung; einer solchen 
Urkunde zu verlangen (Art. 558),. ist die Gleichstellung nur 
noch durchgeführt hinsichtlich der Lade- (resp. Lösch-) und 
UeberHegezeit^) (Art. 5G8-578, 588, 595—603, 604; vgl. Art. 
589, 605); denn wenn auch von Fautfracht nur bei Verfrachtung 
des ganzen Schiffs, eines j[uoten Theils und bestimmten Raumes 
desselben die Rede ist, so sind doch die Entschädigungsansprüche 
des Verfrachters in den Fällen, wo hier Fautfracht gefordert wer- 
den kann, bei Stückgüterladung der Fautfrachtfordemng bei Ver- 
frachtung eines quoten Theils oder bestimmten Raumes des Schiffs 
gleich. Und in dem Art. 643 sind in Betreff des durch casus ver- 
ursachten Ausserkrafttretens des Frachtvertrages und Zurücktretens 
eines Kontrahenten vom Frachtvertrage dieselben Vorschriften für 
den auf Stückgüter, wie für den auf einen quoten Theil oder einen 
bestimmten Kaum des Schift's bezüglichen Frachtvertrag gegeben. 

3. Der Frachtvertrag hat es zu thun mit dem Transport 
von GKltern. Auf Grund des Vertrages hat der Verfrachter die 
Güter zum Zweck des Transports zu übernehmen , dieselben nach 
dem Bestimmungsort zu bringen, während des Transports zu be- 
wahren und nach vollendetem Transport abzuliefern (Entsch. des 
R.O.ILG. XXm S. 320 f.). Nicht als Frachtvertrag ist 
der Bugsirvertrag aufriufassen. Der Schleppschiffer erhält 
nicht Güter übergeben, er hat dieselben „nicht zu bewahren 
noch nach vollendetem Transport abzuliefern". Er übernimmt 
lediglich „die Fortbewegung^' eines Schiffs (Entsch. des K.O.H.G. 
a. a. O.). Das selbst als Transportmittel dienende Schiff als Fracht- 
gut im Sinne des H.G.B, (wie Thöl, H.R. III S. 7 N. 7 will) aufzu- 
fassen, verbietet auch entschieden die Auffassung des Verkehrs, die 
doch hierfür allein maassgebend sein kann (s. Goldschmidt^ II.R. I 
S. 615). Frölich ist es, damit von Frachtvertrag die Rede sein kann, 
nicht nothwendig, dass die Güter an Bord des Schiffs übernommen 



1) Ein Anspruch des Verfrachters auf Liegegeld wird üllerdings unter Um- 
ständen auch bei Stückgütern anerkannt (Art. 605). — Speziell auf iStückgiiter- 
Ladungen besieht sich noch der Art 591 (Fixinmg dnes Endtermins für den 
Antritt der Heise durch den Riditer). 
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sind; wie denn das Schleppen von Flossholz durch ein Schiff sehr 
wohl Gegenstand eines Frachtrertrages sein kann, nämlich dann, wenn 
die eben angegebenen Voraussetoungen dafür da sind, d. h. die Hölzer 
dem Schiffer übergeben werden, um nach einem bestimmten Orte 
gebracht und daselbst abgeliefert zu werden, auch während der 
Fahrt im Gewalubam des Sclnffers sind. (S. Entsch. des R.G. Civ.^S. 
VI S. 100.) Und ebenso kann natürlich — wennschon etwas Der- 
artiges schwerlich vorkommen wird — der Transport eines (nicht 
beladenen und nicht vercharterten) Schiflfs durch ein anderes mit- 
tels Schleppens nach einem bestimmten Orte unter den ungegebenen 
Voraussetsangen den Inhalt eines wirklichen Frachtvertrages aus- 
machen. (Vgl. überhaupt Hahn, Kommentar zu Art 890 II 
8. 573-576.) I 

4. Das H.G.B, bezeichnet die Subjekte des See-Frachtver- 
trages als Verfrachter und Befrachter. Ersterer ist nach der hier 
vertretenen Ansicht stets cmdudor operis; es ist der Rheder oder 
vSchiffer, welcher den Transport der Waaren übernommen hat; 
letzterer ist locator operis, cfer sich den Transport der Waaren 
ausbedingt. Von dem Befrachter, als der Person, welche den 
Frachtvertrag abgeschlossen hat, wird der Ablader unterschieden; 
das ist der, welcher die Ladung liefert. Natürlich können Be- 
frachter und Ablader eine und dieselbe Person sein; ist dies nicht 
der FaJl, . so kommt mit Rücksidit auf den Frachtvertrag der Ab- 
lader nur als Vertreter des Befrachters in Betracht (Prot. V 
S. 2074 f., S. 2088; vgl. Erk. des O.A.G. zu Rostock vom 24. Fe- 
bruar 1851 in Seufferts Archiv VU Nr. 87). 

Art. ^8* 

Wird das Schiff im Ganzen oder ni einem verhäUn/'ssmässigen 
Theil, oder wird ein hcstimmt he zeichnet er lianm des Schiffs ver- 
frachtet, so Ia7i7i jede Partei vcrUmgem , dass über den Vertrag eine 
schriftliche UrJnmdc (Chart epartie) errichtet werde. 

1. Die älteren Seegesetze verlangen meist für die Befrach- 
tung des ganzen Schilfs, eines bestinnnten Raumes oder (juoten 
Theils eines solchen einen schriftlichen Vertrag, nicht dagegen 
für Stückgüter^) (s; Pohls, Seerecht II S. 403 f.-, Kalten- 
bornj Seerecht I S. 248 ff.). Ebenso eine Anzahl neuerer aus- 
wärtiger Rechte^). Dem entsprechend hatte auch der preussische 
Entwurf des H.G.B. (Art 467) die Bestimmung getroffen: 



1) Das preussische L.R. fordert allerdings nicht nur bei Charterunji des 
anzen SchiöiB. sondern auch bei Stückgütern einen scbriltlichen Kontrakt 1620, 
622 II, 8). Doch wird bei letzteremvertrage. Venn er dnreh einen MUkler ge- 
schlossen ist, die durch diesen erfolgte Eintragung in sein Journal and die £r- 
theihing eines Manifestes für ausreichend erklärt lf)28 f.). 

2) So das holländische U.G.B. Art. 454. Ebenso ist in England bei 
der Terfrachtixng des ganzen Sduft oder des Haupttbeils eines solchen (the 

16* 
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Wird das Schiff ganz oder m einem hestimmten Theile (Art 466 
Nr. 1) r er fr achfei, so muss der Vertrag bei Strafe der Nichtigkeit 

sckrifilich f/escMossen werden. 

Ist der Frachtvertrag jedoch durch Vermittehmy eines Handels- 
mäklers geschlossen y so vertritt der Schlusszetiel desselben die Stelle 
des schriftlichen Vertrages. 

Mit Rücksicht jedoch auf das in den anderen Theilen des 
H.G.B. durchgeführte Prinzip der Formlosigkeit der Verträge be- 
schloss man von der Nothwendigkeit der Scnriftlichkeit abzusehen ; 
räumte aber theils wegen der Wichtigkeit des Vertrages selbst, 
theils we^en der Unentbehrliehkeit einer schriftlichen Vertrags- 
urkunde für beide Theile, welche derselben in vielen Fällen zur 
Versendung oder zur Legitimation bedürfen, im Anschluss au den 
österreichischen Entwurf (g 76) jedem der Kontrahenten das Kecht 
ein, eine solche Urkunde^) zu y erlangen (P^t V S. 2045 fO* 

2. Irgend eine feststehende Form hat sich fUr die Charte- 
partie nicht ausgebildet, wennschon man sich bei der Abfassung 
gedruckter Formulare zu bedienen pflegt, die aber, und zwar an 
einem und demselben Platze, in sehr verschiedenen Gestalten vor- 
kommen, namentlich mehr oder minder ausführlich sind. Eigen* 



principal pari^ereof) die Ausstellung einer schriftlichen Vrkwade fcharter-partj/ j 
flblich, doch nieht rar die CUUtigkeit des Vertrages wesentlich (Abbott S. 83, 
174 ff.). Die meisten neueren Rechte fordern indess die Schriftlichkeit für jede 
Art des Frachtvertrages. So das spanische H.G.B. Art. 738 (ist jedoch eine 
Chartepartie nicht anB|efertigt, so tritt das Konnossement an denn Stelle: Art 
789); aas brasilianische H.6.B. Art. 566 (die Urkunde heisst bei Terfirach- 
tODg des ganzen Schiffe oder eines Theils desselben Chartepartie, bei Stück- 
Intern Konnossement). — Der französische Code de comtn. Art 273 bestimmt 
im Anichlnss an die Ordonnanee de la mariM m, 1 Art. 1: TtnUe 
tion vour hmagc de navire . . . doit etre ridigee par icrit. Schon bei Berathung 
des Code de commerce wurde im Staatsrath die Frage ventilirt, ob dies bei 
Strafe der Nichtigkeit vorgeschrieben wäre; aber nicht entschieden (Locrö, 
Esprit du Code de comm. zu Art. 273). Die herrschende Meinung in Frankreich 
verneint dieselbe. Nach ihr ist das Requisit der Schriftlichkeit nur mit lUick- 
sicht auf den Beweis aufgestellt, liieser kann allein durch die Urkunde (nacli 
manchen Entscheidungen und nach manchen Juristen auch durch Korrespondenz 
und durch IlandelsbUcher) geführt werden, nicht durch Zeugen; ausserdem aber 
auch, da der Beweis durch Geständniss unnöthig wird, durch Eidesdelation 
(Cresp II S.30fi'.; DesjardinsUI S. 423 ff.; Kuben deCouderU S. 5d3f. 
N. U und die daselbst zitirten). Ebenso verlangt das chilenische H.6.B. 
Art. 979 Schriftlichkeit für den Frachtvertrag (ohne zwischen Chartervertrag und 
Stückgüterfracht zu unterscheiden) wohl nur mit Kücksicht auf den Beweis, der, 
wenn die Fracht 200 Pesos Ubersteigt, nicht durch Zeugen geführt werden kann. 
Das finnlftndische Seegesetz Art. 80 giebt bei jeder Art des Frachtvertrags 
beiden Parteien das Recht, die Ausstdlong einer schrifUichen Urkunde zu ver- 
langen. Dagegen bestimmt der belgische Code de comm. II (v. 1^7'.») Art. 67: 
Le contrat de louage maritime se constaie par lea modes de preuce €uimis 
en maiihre de commerce; siebt also von Usdet bestimmten Form ab. 

1) \)'ie T'ezeichnung Chartepartie wird hergeleitet von charta partila, in- 
dem in der älteren Zeit das Pergamenthlatt, welches den Kontrakt in duplo ent- 
hielt, in eigenthümlicher Weise durchschnitten und jedem der Kontrahenten 
eine fiUlle gegeben wurde: Abbott S. 1741; Pöhla, Seeteeht II S. 404. 
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thümlich ist 68, dass in deutschen Häfen die Chartepartien sehr 
h&ofig in englischer Sprache abgefasst werden. Es hat dies seinen 
Grund darin, dass oftmals irgend eine der durch eine solche be- 
troffenen Personen nichtdeutscher Nationalität angehört, und dass 
man sich des Englischen gewissermaassen als der internationalen 
Seesprache bedient. Man hat daher hieraus auch nicht zu schliessen, 
dass der Frachtvertrag nach englischem Recht zu beurtheilen ist; 
dies darf man viehuehr nur dann thuu, wenn die Absicht der Kon- 
trahenten nachweiflfich darauf gerichtet war, sich dem englischen 
Recht zu unterwerfen; was, abgesehen von einer ausdrtlcididien 
Erklärung und von dem FaUe, wo beide Kontrahenten Engländer 
wären, nur dann anzunehmen sein würde , wenn in der Charte- 
partie unzweifelhaft engUsche Bechtsanschauungen zur Anwendung 
gebracht worden wären 

3. Die Rechte aus dem Frachtvertrage können durch Zession 
auf andere Personen übertragen werden, von Seiten des Be- 
frachters das Recht auf Ausführung des vereinbarten Trans- 
ports mittels des genannten SchiÖs, von Seiten des Verfrachters 
der Anspruch auf die Fracht nebst deren Akzessionen. Selbst- 
verständlich befreit sich dadurch der Zedent nicht von den ihm 
durch den Vertrag auferlegten Verbindlichkeiten Durch Indossa- 
ment kann dagegen die Chartepartie nicht fibertragen werden 
(Art 302 H.G.B.). Allerdings könnte das auf den Isfamen einer 
bestimmten Person lautende Indossament als Beweis der statt- 
gehabten Zession dienen. Allein ein auf einer Chartepartie befind- 
Hches Blankoindossament würde nicht ausreichen, um den lieber^ 
gang der betreffenden Rechte auf den Inhaber der Chartepartie zu 
erweisen (Entsch. des O.A.O. zu Lübeck vom 13. OktolDer 1870 
in Kierulffs Samml. VI S. 474ff., auch in Öeufferts Archiv 
XXVI Nr. 235). 

Art. 5^9. 

der Verfrachtui^ eines gamen Schiffs ist He Kafüte nicht 
mbegriffen; es dürfen jedodt in dieselbe ohne Einwilligung des Be- 
fraehters keine Quier ver Jaden werden. 

Dieser aus dem österreichischen Entwurf herübergenommene, 
aber auch dem früheren gemeinen Seerecht konforme^) Artikel 
enthält eine Interpretationsregel für den das ganze Schiff betreffenden 



1) Vgl. die in Siebenhaars Archiv Ar deutsehss Wechselrecht und Han- 
delsrecht N. F. Bd. in S. 837—350 zusammengestellten Erkenntnisse der haoae- 
städtischen Gerichte; femer Hanseat. Gerichtszeitung v. 1881 S. 127, 138. 

2) Das bestimmt hinsichtlich des Befrachters ausdrücklich das norwegische 
Seegesetz § 45. 

3) Pohls, Seerecht II S. 408 f.; Erk. des O.A.G. zu I.abeck vom 19. De- 
zember 1840, in Seufferts Archiv IX Nr. 204, Der Satz gilt auch in mnncheii 
fremden Hechten, so im englischen (Maclachlan S. 445), im holiaudi- 
Bchen (H.G.B. Art 456). 
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Frachtvertrag. Dass bei einer Verfrachtunor des ganzen Schiffs 
der Raum für die Aufbewahrung der Schitisutensilien und des 
Proviants, sowie das Volkslogis ausgeschlossen, versteht sich von 
selbst^). Dagegen wäre an und für sich nicht dasselbe zu sagen 
hinsichtlich der Kajüte, weil „sie nicht immer ganz für den Kapi- 
tän nöthig^^ ist ;,und nicht selten noch Kaum für die Unterbringung 
▼on Gütern darbietet''. Deshalb ist der frühere allgemeine Ge- 
brauch besonders durch das Gesetsbuch sanktionirt worden. Das 
för den Kapitän aufgestellte Verbot, für eigene oder fremde Bech- 
nung Waaren in der Kajüte ohne Erlaubniss des Befrachters zu 
verladen, soll verhüten, dass diesem vermittelst des von ihm selbst 
gecharterten Schiffs im Bestimmungsorte Konkurrenz gemacht werde 
(Prot. V Ö. 2059). 

Art. 560. 

JBci jeder Art von Frachtvertrag (Art, öö7) hat der Verfrachter 
dcts Schiff in seetüchtigem ^anäe zu h'efem. 

£r haftet dem Befranster f&r jeden Sckadenj ißM^ am dem 
mangelhafün Zustande des Schiffs entstdU, es sei dem^ dass die 
Mängel ctßer SorgfaU mgeaektei mekt m entdecken waren. 

1. Der Frachtvertrag, von welcher Beschaffenheit er auch 
immer sein mag, läuft stets darauf hinaus, dass der Verfrachter die 
Waaren auf diesem Schiffe nach dem Bestimmungsorte schafft. 
Soll dies aber möglich sein^ so muss das Schiff seetüchtig, d. h. 
von der Beschaffemieit nicht blos überhaupt irgend eine Reise 
machen O^See halten'^) sondern gerade die in Kede stehende See- 
reise machen zu können (Prot. VIII S. 3847 f.). Die Seetüchtig- 
keit bedingt auch, dass die Schiffsinstrumente und alle sonstigen 
Pertinenzen in gehörigem Stande sind (Prot. V S. 2066). Dagegen 
würde die Seetüchtigkeit als solche im Sinne des II. G.B. nicht 
auch in sich schüessen genügende Verprriviantirung, ausreichenden 

_ Kohlenvorrath und genügende Bemannung; denn wenn auch dies 
Alles für das Schiff noth wendig ist, um eine bestimmte Reise an- 
treten und mit Sicherheit ausführen zu können, so unterscheidet 
doch das H.G.B, die Seetüchtigkeit des Schiffs von der gehörigen 
VerproyiantiruDg resp. Ausrüstung und Bemannung (Art 480, 
Art 825 Ziff. 1). Wegen eines durch mangelhaDie Ausrüstung und 
Bemannung ihm verursachten l^aditheils würde der Befrachter da- 
her nicht aus diesem Artikel Entschädigung verlangen können. 

2. Die Seetüchtigkeit muss zu der Zeit vorhanden sein, ^u 
welcher die Leistung des Schiffs beginnen soll, also gegen die 



1) Vgl. M a c 1 a c. b 1 a n S. 416. Die raecklenburg-schweritt. EinlÜhr.-Verordn. 
hat dies noch besonders aussprechen zu müssen geglaubt. Sie bestimmt im 
§ 68; JJei der Befrachtung eines ganzen Schißsf Art. üö9 des H.G.B,, ist 
ameh der nöihige Baum für das Sehifftvolk und die SehiffebedOr/meee der 
Kajüte gleich su achten. 



/ 
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Zeit der Abreise Wenn sich daher das Schiff in dem Zeit- 
punkte, wo mit der Ladung begonnen werden Boll; in einem repa- 
raturbedürftigen Zustande befindet , so kann sich der Befrachter 
nicht wegen kontraktwidriger Leistung beschweren , vorausgesetzt, 
dass die nothwendigen Reparaturen der Art sind, dass sie die Be- 
ladung nicht hindern und bis zu der vertragsmässigen Abgangs- 
zeit des Schiffs zu bewerkstelligen sind (Kntsch. des O.A.G. zu 
Lübeck vom 27. Mai 1867 in Kierulffs Samml. 111 S. 463). 

3. Unter dem dem Befrachter ans der mangelhaften Be- 
Bchaffenheit des Schiffs erwachsenen Schaden ist mcht nur der 
durch Vertonst oder Beschädigung der Güter entstandene zu ver^ 
stehen — wofür die Haftung des Verfrachters ans dem Kezeptum 
mit der ans Art. 560 konkurrirt ^) sondern auch der Nachtheil, 
welcher aus der noch vor der Verladung oder vor Antritt der 
Reise sich herausstellenden Seeuntüchtigkeit des Schiffs erwächst; 
z. B. wenn wegen der Seeuntüchtigkeit eine Beladung des Schitfs' 
überhaupt nicht möglich ist, oder durch die Reparatur ein grosser 
Zeitaufwand verursacht wird (Prot. V S. 2061, 2064). 

4. Wenn das Gesetzbuch den Befrachter von der Ver- 
haftung nur dadurch befreien lässt, dass die Mängel aller Sorg- 
falt ungeachtet nicht zu entdecken waren, so fordert es Ton dem- 
selben inehr, als dass er die gehörige Sorgfalt (diligentia düigenUs 

fakis famütas) znr Leistung eines seetUcntigen Schiffs anwende. 
)er8elDe hat die Seetüchtigkeit selbst unbedingt zu gewähren. Er 
wird nicht dadurch befreit , dass er das Schiff durch Zimmerleute 
nachsehen, dichten, kalfatern, repariren läset, sondern er hat auch 
für die Versehen dieser Leute einzustehen und haftet nicht nur 
für culpa in eligendo. „Nur wenn es unter gewöhnlichen Umstän- 
den ausserhalb der Möglichkeit gelegen" hat, „den Mangel zu ent- 
decken", wird derselbe von der eben gedachten Verpflichtung be- 
freit (Prot. Vni S. 3848 ). Man folgte in dieser Hinsicht der Auf- 
fassung des Verkehrs, die vielleicht unter dem Einflüsse der Grund- 
sätze des Rezeptums sich gebildet hatte, indem man bei einem ge- 
charterten Schiff die Zeit vor £mpfane der Waaren und die nach 
Empfang derselben nicht anseinander hielt 

5. Ueber die Beweislast bestimmt das Gesetzbuch nichts. 
Es ist daher in dieser Hinsicht auf die Grandsätze des bürger- 
lichen Hechts zu rekurriren. Hiernach würde an sich die Beweis- 
last denjenigen Kontrahenten treffen, der Ansprüche aus dem 
Frachtvertrage geltend macht. Hat aber der Betrachter oder d(U' 
Ablader (der dann als des ersteren Stellvertreter erscheint) das 
ihm zur Verfügung gestellte Schiff angenommen, beladen und die 
Reise antreten lassen, ohne irgend welchen Einspruch gegen dessen 



1) Man wird bei Beschädigung oder Verlust der Güter unter Umständen die 
Seeuntüchtigkeit des Schiffs geltend machen, weil man dann volle Schadloshaltung 
verlangen kann, während dies nicht der Fall ist, wenn mau sich auf Art 607 
H.6.B. stütst (8. Art 612, 614).' 
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Seetüchtigkeit zu erheben , so ist nach den Regeln eines ordent- 
lichen und ehrlichen Verkehrs darin eine stillschweigende Anerken- 
nung der Seetüchtigkeit des Schiffs zu sehen. Behauptet daher 
der Befrachter trotzdem nachträgÜch^ dass das Schiff zur Zeit der 
Abladung nicht seetüchtig gewesen, dass er sich demgemäss bei 
der Annahme desselben in einem Irrthum über dessen Beschaffen- 
heit befunden, so hat er unbedingt zu beweisen, „dass die that- 
sächliche Voraussetsung, welche seiner Erklärung zu Grunde lag'^, 
nieht vorhanden gewesen (Entsch. des R.O.H.G. XXIII S. 21 f.; 
s. auch Wind scheid, Pandekten II § 321 Note 6). In der 
Kegel wird der Beweis der Seeuntfichtigkeit wie der Seetüchtigkeit 
durch Sachverständige geführt werden, welche aus dem gegenwär- 
tigen Zustand in Verbindung mit den Schicksalen, die das Schiff 
während der Reise betroffen, einen Schluss auf die Reschatfenheit 
desselben bei Beginn der Reise zu ziehen haben. Der Beweis der 
Seetüchtigkeit kann aber auch gefunden werden in der Klassi- 
fizirung des Schiffs bei einem der bestehenden Klassitikations-ln- 
stitute (Londoner Lloyd, Bureau Veritas, Germanischen Lloyd u, s. \v.), 
vorausgesetzt, dass diese Klassifizirung nicht vor zu langer Zeit vor 
dem Antritt der in Frage stehenden Reise statteefuiden hat^) 
(vgl. Entsch. des Ober-Seeamts I S. .420). Umgekehrt kann in 
dem Umstände, dass die Zeit, fiir welche dem Schiff eine bestimmte 
Klasse von einem solchen Institut ertheilt, bereits abgelaufen war, 
noch nicht ein Beweis für dessen Seeuntüchtigkeit gesehen werden 
(Entsch. des R.O.H.G. XXI S. 161 ff.); wohl aber in dem Um- 
Stande , dass das Schiff nachweislich überhaupt keine Klasse hat 
erhalten können^). 

Art. 561. 

Der Schiffer hat zur Einnahme der Ladung das Schiff an den 
v<m Befi^aeMer oäer^ wem das Schiff o» Mmrere verfraekkt ist, 
von säinmiUehen Befrachtern ihm angewiesenen Hotz hüunilegen. 



1) Anch ist gegen den durch die Elassifisimng geführten Kewds Gegen- 
beweis statthaft. In ähnlicher Weise hestimmt der französische Code de 
comm. Art. 297 Abs. 2: La jfreuve est admis8ible non obstant et contre lex 
certificatH de viaüe au ä^art (angeordnet durch Art 225; Weiteres dariXber 
Desjardins II S. 813--S25). Ebenso andere QesetibQeber, wie das hol* 
Undi sehe H.G.B. Art. 479 Abs. 2; portugiesische H.G.B. Art. 1526 Abs. 2: 
spanische H.G.B. Art 779; belgische Code de eonun, II (v. IÖ79) Art 95 
Abs. 2. 

2) Nach französischem Recht gilt hinsichtlich der Seetüchtigkeit das» 
selbe Prinzip, wie im deutschen. Doch hat nacli demselben der Befrachter den 
Beweis mangelnder Seetüchtigkeit zu führen (franz. Code de comm. Art. 297 ; 
s. auch Caumont S. 180 N. 136; Desjardins III S. 514 ff.). Das Prinzip 
des (Jode bat eine ganze Reihe von Gesetzbüchern adoptirt, so das hollän- 
dische H.G.B. Art. 479; portugiesische Art 1526; spanische Art 779; 
der belgische Code de comm. II Art 95. In England wird die Seetüchtig« 
keit des Schifb als eine sich von selbst verstehende Bedingung des Frachtver- 
trags angesehen: Abbott 8. 282ff. 
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Wenn die Äniceisimg nicht rechtzeitig erfolgt, oder wenn von 
SämmUichen Befrachtern nicht dfrselhe Platz angeiviesen wirdj oder 
fcenn die Wassertiefet die Sicherheit des Schiffs oder die örÜichen 
Verordnungen oder Einrichtwigen die Befolgimri derAmveimnq nicht 
gestatten^ 80 muss der Schiffer an dem ortsüblichen Ladungsplatjs 
anlegen, 

VgL die Ausführungen zu Art. 593, welche entsprechende An* 
Wendung auch auf den Art 561 finden. 

Art m. 

Sofern nicht durch Vertrag oder durch die örtlichen Verord- 
nungen des Ähladioigshafens und in derefi Ermangelung durch einen 
daselbst bestehenden Ortsgebrauch ein Anderes bestimmt ist, nnlssoi 
die Güter von dem Befrachter kostenfrei bis an das Schiff geliefert^ 
dagegen die Kosten- der Einladung derselben m das Schiff von dem 
Verfraekter getragen werden. 

Für die Frage, wer die durch diu Abladung der Güter ent- 
stehenden Kosten zu tragen habe^ ist maassgebend 1. ein etwaiger 
besonderer Vertrag zwischen Befrachter und Verfrachter, 2. eine 
drdidie Verordnung des Abladungshafens, 3. ein im Abladungs- 
hafen bestehender Ortsgebrauch, 4. die Bestimmung dieses Artikels. 
Nach einer auf der Hamburger Konferenz geltend gemachten An- 
sicht soll unter Ortsgebrauch nicht nur das eigentliche örtliche Gre- 
wohnheitsrecht zu verstehen sein, sondern auch die an dem Orte 
bestehende blosse Uebung, der man gewöhnlich fo^L ohne das 
Bewusstsein rechtlicher Nöthigung zu haben (Prot. vTlI S. 3849). 
Allein der Ortsgebrauch wird hier und noch in einer Reihe von 
Artikeln (569, 576, 594, 596, 600) entschieden als eine zwingende 
Norm gedacht und muss daher als Rechtsquelle, als lokales Ge- 
wohnheitsrecht aufgefasst werden (s. Entsch. desR.G. Civ.S. III S.150). 

Art 563. 

Der Verfraekter muss statt der verfragsrnässigen Cfüter andere, 
von dem Befrachter zur Verschiffung nach demselben BestimmungS" 
hafen Um angebotene Güter annehmen, wenn dadurch seine Lage 

mmt erschwert wird. 

Diese Bestimmung findet keine Amveyidungy ivcnn die Güter im 
Vertrage nicht bhs nach Art oder Gattung, sondern speziell be- 
zeichnet sind. 

Die Gegenstände des Frachtvertrages können der Spezies 
oder dem Genus nach bestimmt sein, oder es ist auch nicht einmal 
die Gattung festgesetzt worden. Im letzteren Falle, wo z. B. nur 
eine bestimmte Zahl von Kolli den Gegenstand des Vertrages bil- 
den, oder lediglich „eine volle und bequeme Ladung" Seitens des 
Befrachters zugesagt ist, ist letzterem die Wahl der Waaren ganz 
freigestellt. Doch kann der Verfrachter selbstverständlich solche 
Waaren zurückweisen , welche auf dem in Rede stehenden Schiff 
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überhaupt nicht oder doch nur unter Gefahrdung des Schiffs, der 
Besatzung und der Ladung anderer Befrachter verladen werden 
können, wie explodirbare Substanzen, Gegenstände von ganz 
ungewöhnlicher Grösse oder ausserordentlicher Schwere (Voigt im 
Neuen Archiv für H.R. II 8. 258, S. 290 f.; Desjardins III 
8. 592 f). Sind die Gegenstände speziell bezeichnet, z. B. be- 
stimmte Maschinen genannt, so bat es dabei sein Bewenden. Für 
den Fall aber, dass die Fraelitellter nur dem Genua ^) nach be- 
stimmt Bind^ stellt der Abs. 1 des Art. eine Vorachrift auf, welche I 
zwar einen Eingriff in die allgemeinen OrundsätKe des Vertrags- ' 
rechts enthält, aber den im Seeverkehr herrschenden Anschauungen j 
und Bedürfnissen 2) entspricht (Entsch, des R.O.H.G. XXIV S. 419), I 
übrigens auch dem früheren gemeinen Seerecht konform ist (Voigt ' 
a. a. 0. S. 259). Danach hat die Seitens der Kontrahenten be- j 
liebte Bezeichnung eigentlich nur die Bedeutung, durch ein Bei- 
spiel den Kreis von Waaren anzudeuten, aus welchem die Befrach- 
tung des Schiffs zu erfolgen habe. Innerhalb dieses Kreises, wel- 
cher durch die Anschauungen des bei Frachtverträgen betheiligten 
Publikums gebildet wird, und alle die Waaren urafasst, über die 
Frachtverträge zu gleichen Bedingungen abgeschlossen werden, 
kann der Befrachter an Stelle der ansdrüddich bezdohneten Waa- 
ren andere dem Verfrachter zum Transport übergeben. Hieraus 
erklärt sich, dass der Verfrachter nur unter der Voraussetzung 
zur Annahme solcher anderweitiger Waaren verpflichtet ist, dass 
dadurch nicht seine Lage erschwert wird, wie dies z. B. der Fall \ 
wäre, wenn an Stelle des ursprünglich in der Chartepartie ge- ! 
nannten Getreides Kohlen verladen würden, indem diese zu den 
beschwerlichsten Abladungen gehören; oder statt des bedungenen 
Schwerguts Leichtgut, was die Einnahme von Ballast oder einer 
grösseren Quantität von Ballastj als vorausgesehen, und damit 
Kosten zur Folge haben würde (vgl. Lewis in Endemanns 
Handb. IV S. 134); oder „statt einer Waare, die weniger Fracht" 
zahlt, „eine andere, für die mehr zu zahlen" ist (Prot. V S. 2151 ff., 
VIll S. 3854 f.). Umgekehrt braucht der Verfrachter eine Ladung, 
füir welche geringere Fracht, ak die &Lr die ursprUngKch yerein- 

1) Uebrigens gilt für diesen Fall gleichfalls die Beschränkung, dass die zum 
Transport iibergebenen Gegenstände nicht das bcbiff, die Besatzung und die 
übrige Ladung geiaJirden dürfen. 

2) Die m Rede stehende Anechanimg tritt uns in den in Cbartepsrtien 

häufig vorkommenden Formeln entgegen: „m case other producen should be 
loadet, freif/ht for the same to he j^ald in a fair and right 'proportion^ \ — 
(6 Mark fur lloggen per Ton;) „andere Güter in demselben VerhältnisBe" ; welche 
zeigen, dass die Befugniss des Befrachters, der Art von GQtem, welche in der 
Chartepartie als zu vcrsrhiflfende bezeichnet ist, eine andere zu substituiren, als 
selbstverständlich vorausgesetzt wird. Vgl. Lewis in Endemanns Handb. IV 
S. 133. — Die gleiche Auliassung findet sich auch in den tremden Rechten; vgl. 
für das englische Reeht Maclachlan S. 445 £f.; Foard S. 325; Newson, 
Digest S. 118 (letzterer sagt, der Befrachter darf das SchifF nur nicht beladen 
wüh goods of another characUr)\ für das französische Desjardins III 
S. 592 f. 
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barte Ladung, zu zahlen ist, nur dann anzunehmen, wenn ihm die 
verabredete höhere Fracht gezahlt wird (Prot. VIII S. 3854 f.). 

Die Vorschrift findet Anwendung auf jede Art des Frachtver- 
trages, die Verfrachtung eines ganzen Schiffs, einzelner Theile oder 
Käume des SchifiPs, wie auch auf den Stückgütervertrag (vgl. Prot V 
S. 2231). Sie gilt, so lange die Kontrahenten ihre Anwendung 
nicht deutlich ausgeschlossen haben (Prot. VIII S. 3981). 



Der Befiraehter oder Ablader, Wischer die verladenen Güter un- 
riehh'g' beeeiämet oder Kriegshmir^ande oder Qükr verladet, deren 
Ausfuhr od(r deren Einfuhr in den Bestimmungshafen verboten ist, 
oder welcher hei der Abladung die gesetzlichen Vorschriften, insbe^ 
sondere die FoUaei', Steuer» und Zollgesetze übertritt, wird, imofern 
ihm dabei ein Verschulden zur TäiM fallt, nicht hlos de^n Verfrachter^ 
sondern auch allen übrigen im ersten Absatz des Art. 479 bezeichnetest 
I*ersonen für den durch sein Verfahren veranlassten Aufentliolt und 
jeden andereti Schaden verantwortlich. 

Dadurch, dass er mit Genehmigung des Schiffers gehandelt haty 
tvird seine Verantwortlichkeit den übrigen Fersonen gegenüber nicht 
ausgeschlossen. 

Er ka/m aus der Konfiskation der C^üter Iceinen Grund her- 
leiten, die Zahlung der Framt m verweigern. 

Gefährden die Güter das Sdnff oder die Übrige Ladung, so ist 
der Schiffer befugt, dieselben ans Land m seUsen oder in drkigenden 
FöUen über Bord zu werfen. 



1. Der Sehaden, von welchem im Abs. 1 des Artikels die 
Bede ist^ wird vom Gesetz imter den Begriff des damnum in- 
iuria datum gebracht (Prot V S. 2067, VIII S. 3850). Die m- 
iuria besteht in der aus Absicht oder Falirlässigkeit erfolgten nn- 
richtigen Bezeichnung von Waaren, deren richtige Bezeichnung 
zur Verhütung von Unglück und Beschädigung nothwendig ist 
(wie von Pulver und anderen explodirbaren Stoffen, von leckenden 
Gegenständen), in der Uebertretung anerkannter Grundsätze des 
Völkerrechts, der Gesetze des Abladehafens und gewisser Gesetze, 
nämlich der Einfuhrverbote des Bestimmungshafens *). 

2. Wenn das Gesetz die Verantwortlichkeit des Befrachters 
von einem Verschulden desselben ausdrücklich abhängig macht, 



werden. Es ist daher nicht in jedem Falle nothwendig^ dass dem 
Befrachter das Verschulden naoigewiesen mrd» Vielmehr hängt 
es von den Umständen des konkreten Falls ah, oh der Beschädigte 
ausser dem Schaden auch noch das Verschulden des Befrachters 

zu beweisen hat, oder nur den Schaden, und es dann Sache des 
Befrachters ist, den Nachweis zu führen, dass derselbe durch casus 
entstanden (Prot S. 2082). 

1) S. auch Maclachlan S. 445. 



Art. 564. 



so soll damit doch der Beweisfraj 




keiner Weise präjudizirt 
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3. Dass die Genehmigung des Schiffers den Befrachter 
von der Verantwortlichkeit gegenüber den übrigen im Art. 479 ge- 
nannten Personen nicht befreit, ist selbstverständlich, da, wie auf 
der hamburger Konferenz bemerkt wurde, der Schiffer „nicht die 
Macht haben" kann, „die Gerechtsame dritter Interessenten zu ver- 

feben". Dies gilt freilich dem Rheder gegenüber nur soweit, als 
er Schififer nicht als de&sen rechtlicher Vertreter, also in Kollu- 
sion mit dem Befrachter gehandelt hat (Prot. V S. 2067» 2070, 
Vm S. 3850). 

4. Der Abs. 3 will sagen, wenn und soweit im Uebrigen der 
Anspruch des Verfrachters auf die Fracht be^;rttndet ist, kann der 
Befrachter aus der Konfiskation der von ihm verladenen Güter 
keine Einrede gegen denselben herleiten (Prot V S. 2082, VIII 
ö. 3850). 

Art. 563. 

Auch derjenige^ welcher ohne Wissen des Schiffers Güter an 
Bord bringt, ist mich Maassgabe des vorigen Artikels zwn Ersätze 
des daram entstellenden Sehadens verpfliehtei. Der Schiffer ist be^ 
fugt, solche GiUer wieder ans Land mn se^en^ oder, wenn sie das 
SäUff oder die übrige Ladung gefährden , ndüngenfaXls 0>€r Bord 
m werfen. Sat der Schiffer die Güter an Bord hehaUen , so muss 
dapkr die höchste cmAbladungsort zur Äbladmgseeit f&r solche Reisen 
und Qikter bedungene J^aM beeahU werden. 

Weil es bei der Beladung von Schiffen, namentlich in den 
fWen, wo diese — wie bei den grossen Dann^em ') — mit grotwer 
Eile geschieht, wohl vorkommen kann, dass Waaren ,/>hne Wisaea 
und Willen des Schiffers an Bord gebracht und erst nach der Ab- 
reise entdeckt" werden, so hat das Gesetzbuch diese Bestimmungen 
mit Rücksicht auf die Verantwortlichkeit des Schiffers treuen 
müssen. Da aber der letztere vor jedem durch eine solche 
ohne sein Wissen erfolgte Verladung von Gütern verursachten Nach- 
theil geschützt werden sollte, so musste er für berechtigt erklärt 
werden, die höchste Fracht zu fordern, welche durch vorherige 
Vereinbarung dafür hätte festgesetzt werden können. 

Art. 566. 

Der Verfrachter ist nicht beßif/ty ohne Erlauhniss des Befrach- 
ters die Güter in em anderes Schiff zu verladen, Handdi er dieser 
BesHmnmng zuwider^ so ist er für jeden Spaden verantmriHch, m 
Ansehung dessen er ni<M beweist^ dass derselbe oueft dann entstanden 



1) Bei den Schiffen der Hamburg-Amerikanischen Packetfahrt-Gesellscliaft 
sind die £iiirichtuüeeii der Art, dass die Eiunakme der Ladung dieser Schiffe 
▼on ca. 8000 Tons in 8 Tagen beendigt ist 
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und dem Befrachter zur Last gefallen sein würde, wenn die Güter 
nicht in ein anderes Schiff v<rJaden worden würeii. 

Auf Umladungen in ein amkres Schi ff y welche in Fällen der 
Noih nach Antritt der Reise erfolgen ^ findet dieser Artikel keine 
Anwendung, 

1. Der Verfrachter übernimmt den Transport mittels eines 
bestimmten S c hi f f s. Da die Bescliafienheit des Schiffs (Schnel- 
ligkeit, Festigkeit u. s. w.) von wesentlichem Einfluss auf die Aus- 
führung des Vertrages ist, so verbietet bereits das R.R. dem 
Schiffer, gegen den Willen des Befrachters die Waaren in ein 
anderes Schiff zu verladen, und lässt denselben ftir den Untergang 
der Waaren haften, wenn sie auf diesem Schiffe zn Ghnrnde ge- 
gangen sind, es mttsste denn das vom Befrachter secharterte Schiff 
selbst eieichfalls untergegangen sein*). Dieser SsAz des R.R. ist 
in das H.G.B. aufgenommen worden'); nur ist in diesem die im 
R.R. von der Vernaflang des iSchiffers statnirte Ausnahme gene- 
raliurt worden^). 



1) Xj. 18 ß 1 hoeaH (19, 2): 8i ntwievlairwt onus Minitwmaa «6A«n- 

4um condusoent et, cum ßumen Mintumense navis ea mbire non passet^ in 
aliam navem merces transtulerit eaque navis in oatio fiuviinia jyerierit , tene' 
iur primus navictUarim f Labeo^ ni cid^a caret, non teneri ait : ceterum si 
«et tfunto domino foeü vel qvo non debuit tempore atU si minua idoneae 
jiavi, tiinc ex locato agendum. L. 10 / De Uuje Rfiodia (14, 2): Si ea 
condicicnie navern conduxisti, i/t ea merces tnac portarcntur, easquc mercee 
nuUa nauta necesaitate coactus in navem detcriorem, cum id sciret ie fieri 
no22e, tranatulU et mereee tutu eum ea nave perierunt in qua novissime veetae 
tuntf hahes ex conducto locato cum priore nantd actionem. Paulus: irmno 
contra, si modo ea navifjatione 7itraque navis pcriit, cum id sine dolo et culpa 
nautaruiii factum esset, idem iuris erit, si prior nauta publice retentus navi- 
gare ewn iuü mereibue prckihüus fkterit. idem üuri» erit, cum ea eandieione 
a te condvxisset , ut certam poenani tibi pracstaret, nisi ante constitutum 
diem merces tuas eo loci exposuisset, in quem dcvehendas eas merces locassety 
nec per eum staret, qtio minu^ remissa sihi ea poena spectaret. item iuris in 
eodem genere eogiiaUcnie oftMrvaMniM, m probcUum fuirH wnUam morbo 
, in^editum narigare non potvisse. idem dicemus . 7iar{f< eius vit/vm frrerit 
sine dolo mala et culpa eivs. Auf der liamburger Konterenz hat man augen- 
scheinlich nur die zweite dieser Stellen in Betracht gezogen, indem man die 
in Eede stehende Yerhaftung des Schiffers im R.R. auf den Fall beschränkt 
glaubte, dass die Verladun,t( in ein schle<"hteres Schiff erfolgte (Prot. V S. 2072). 
Das ^^'ort dctenorem scheint mir aber auch in der L. 10 De lege Rhodia 
nicht als Voraussetzung für die in der Stelle an die Umladung geknüpften Fol- 
gen, sondern lediglich zur Erklärung des nachträglich erfolgten Unterganges der 
Waaren gesetzt zu sein. Wenigstens würden sich die Sätze des Paulus mit den 
Worten: 9% in navem deteriorem transtulit nicht recht vereinigen lassen, wenn 
anf deUrior irgend welches Gewicht zu legen wäre. 

2) Freilich unbewuBSt, da man auf der hamburger EonfisrSDS — wie in der 
vorigen Note bemerkt — der römischrechtlichen Bestimmung über die durch 
die Umladung der Waaren herbeigefiihrte Yerhaftung des Schiffers eine be- 
Bdutoktere Bedeutung beilegte (vgl. FMt YHI S. 8851). 

8) Im Prenss. L.R. 1657 IJ, 8) war der Satz des R.R. ein&ch reproda- 
zirt. — Auch in manchen fremden K echten ist die Substitution eines anderen 
Schiffs verboten, so im spanischen H.G.B. (Art. 767), welches den Verfrachter 
flbr allen Sdkaden verantwortlich macht, der den ^ dn anderes Schill geladenen) 
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2. Die Umladung in ein anderes Schiff ist nicht schlechtweg 
in Fällen der Noth dem Schiffer gestattet, sondern nur wenn ein 
solcher Nothfall sich nach Antritt der Reise ereignet (vgl. Art. 634). 
Vor Antritt der Reise würde hierzu immer die Gonelmiigung des 
Befrachters vorausgesetzt werden. Ohne diese wäre der Schiti'er 
als negotiorum gestor zur Umladung unter denselben Voraus- 
setzungen befugt, unter denen ihm ein Dritter als negotiorum gestor 
an Stelle des Befrachters die Genehmigung ertheilen könnte (Prot. V 
S. 2074). 

Art. 567. 

Ohne Genehmigung des Abladers dürfen dessen Güter tveder 
4mf das Verdeck verladen^ noek an die Seiten des Schiffs gehängt 
werden. 

Dcfii Landcsgesctzen hlcibf vorhehaJte^i^ zu bestimmen, class in 
Ansehung der Kästenschifj fahrt dir rorsteJie>ide Vorschrift, so weit 
sie auf die Beladung des Verdecks sich bezieht ^ keine Anwendung 
finde, 

1. Schon das Consulado del mare (c. 141 — Pardessus, 
Colli ctioyi II S. 155 f. — ) verbietet dem Schiffer, Waaren ohne Er- 
laubniss des Befrachters auf das Verdeck zu laden. Thut derselbe 
dies doch, so haftet er für Verlust und Beschädigung der Güter. 
Haben aber die Befrachter in eine derartige Verladung der 
Güter gewilligt, so liabcn sie weder einen Anspruch auf Entschä- 
digung gegen den Schifier, noch auf theilweisen Ersatz in Havarie- 
grosse. Das Revid. Lübisclie Recht (VI Tit. 2 Art. 7) und das 
Hauseatische Seerecht von 1G14 (III Art. 2) stellen das Verbot der 
Dei^ladungen unbedingt ssai und machen den Sebiffer nicht nnr 
för den Scnaden, den die auf Deck sebidenen Gfiter erlitten, yer- 
antwordicb (allerdings nicht dem Ladungseigenthümer gegenüber, 
der in diese Verladung gewilligt hat), sondern bedrohen auch die 
Zuwiderhandlung wider das Verbot mit Öffentlicher Strafe. Die. 
rafü», welche diesen Bestimmungen zu Grunde liegt, ist in der Ver- 
muthung zu suchen. ,,das8 durch die Deckladung 1. das Schiff 
überladen , und 2. die Arbeit der Mannschaft behindert werde'^ 
(vgl. Duhn in Voigts Keuem Archiv I S. 204; DesjardinsII 



Gutem während der Eeise zustösst, ohne eine Ausoahme von dieser Verant^vor^ 
lichkeit zn statniran; eine BestininraBg, die jedoch nur fftr den Fall getroffen 

ist, dass das ganze Schiff befrachtet oder die zum Transport gegebenen Güter 
wenigstens •> seines Inhalts ausmachen; im finnländis chen Seesres. (Art. ^2», 
das jedoch das Verbot im Fall der Noth zessiren lässt. Auch die irauzö- 
Bische Jurisprudenz (s. Desjardim m 8. nnd die entrlischen Ju' 

risten fs. Maclachlan S. 3nf)) erkennen das Verbot als aus aer Natur des 
I Vaclit Vertrags sich ergebend an. Von den Bestimmungen hinsichtlich der Um- 
ladungen wahrend der Keise in Nothfällen wird später (beim Art. die 
Bede edn. 
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S. 348); eine Auffassuogr^ auf welche in Wahrheit bereits das Kon- 
sulat der See selbst die eben angegebene Bestimmung zurückfuhrt 
Im preussischen Entwurf ( Art. 413j und in dem Entwurf aus erster 
Lesung (Art. 436) befand sich das Verbot, Waaren ohne Geneh- 
migung des Abladers auf das Verdeck zu verladen oder an die 
Seiten des iSchiliä zu hängen, in dem ;jVom SchiÖ'er'' handelnden 
3. Titel. Danach machte eine Uebertretang dieses Verbotes (ab 
Verletzung einer demselben durdi das Qesets auferlegten Pflicht) 
den Schifrar sänuntlicben Personen gegenüber yerantwortlidi, denen 
er für einen durch sein Verschulden entstandenen Schaden haftet. 
Nach der jetzigen Stellung der Bestimmung wird durch ihre lieber- 
tretungnur eine Verhaftung des Verfrachters gegenüber 
dem Befrachter begründet Damit ist aber nicht gesagt^ 
dasS; wenn die Verladung von Gütern auf Deck eine derartige ist, 
dass dadurch eine Gefahr für das Schiff und die übri^^e Ladung 
entsteht, der Schiffer durch die Genehmigung der Ablader dv.r 
gedachten Güter von einer Verantwortlichkeit gegenüber den 
Öchitts- und übrigen Ladungsinteressenten befreit würde; vielmehr 
haftet derselbe trotzdem für den aus der gedachten Verladung ent- 
standeneu Schaden, wenn diese selbst eine Verletzung der dem 
Schiffer obli^nden Sorgfalt enthält (Prot VIII S. 3751). 

2. Sehr auseinander gingen auf der bamburger Konferenz die 
Ansichten in Betreff der Frage, ob die hinsichtlich des Verdecks 

fegebene Vorschrift auf ;,die auf dem Verdeck eingedeckten Bäume'', 
ie in neuerer Zeit auf den Schiffen angebrachten Hütten oder 
Dünetten auszudehnen wäre. Die Einen stellten die Dünetten 
mit Rücksicht darauf, dass dieselben „in der Regel eben so fest 
gebaut" wären , „wie der übrige Sehiffskörper", dem s. g. Schiffs- 
raum, d. h. den unter den Luken befindlichen Räumen: die Ande- 
ren, indem sie jenes in Abrede stellten , gerade unigekehrt dem 
Verdeck gleich. Eine dritte Meinung ging dahin, dass der Bau 
der „Hütten sehr verschieden, bald fester, bald weniger sicher sei", 
und dass sich daher „keine allgemeine Bestimmung rechtfertigen 
Uesse'S yielmehr „in jedem einseinen Falle nach den vorliegenden 
Umstitaiden zu entscheiden sei, ob eine solche Verladung als Decks- 
ladung zu gelten habe oder nichl^'. Für diese letztere Ansicht ent- 
achied sich nach wiederholten langen Debatten die Majorität. £uie 



1) Am Schluss des zitirten Kapitels heisst es: Dieses Kapitel ist deshalb 
aufgestellt, weil der Kapitän auf dem Verdeck einzig und allein die I'ertinenzen 
und SchüSsgeräthscbaften haben soll, welche er lUr den Dienst desöchifb selbst 
gebraucht. 

2) Die meisten fremden Rechte stellen in Betreff der Deckladungen die- 
selbe Regel auf, wie das I). H.G.B. So der- französische Code de comm. 
Axt. 229 (wie sich die gleiche Bestimmung bereits in der Ordonnance de la 
marin« II Hl 1 Art. 12 ftnd); das hollftiidische H.O.B. Art 848; das 
portugiesische H.G.B. Art 1391; der belgische Code de comm. II Art 20; 
das finnländische Sceges. Art 82 (hier findet sich aucli das Verbot, Güter an 
die äusseren Seiten des Schiffs zu hängen); ebenso die englische Praxis (Ab- 
bott S. 520 £X 
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ausdrückliche Bestimmung in diesem Sinne in das Gesetzbuch auf- 
zunehmen, unterliess man, um nicht „auf die vorliegende Streit- 
frage aufmerksam zu machen^^ (Prot. IV S. 1759 f., S. 1868—1875). 
Es ist daher in jedem Falle durch Sachverständige festzustellen, 
ob die Diinetten bo „fest gebaut und wohl kalfatert'^ auch ,,80 fest 
mit dem ffanzen Gefdge des Schiffs yerbunden'' sind, dass ne den- 
selben S<£utz gegen die See gewähren» wie der unter den Luken 
befindliche Kaum*), oder aher ob dies nicht der Fall ist. Im 
ersteren Falle hat der Hichter dieselben mit Rücksicht auf die 
darin verladenen Güter dem s. g. Sohi£braum, im zweiten dem 
Verdeck gleichzustellen 

3. Von dem im Abs. 2 den Landesgesetzgebungen 
eingeräumten Kecht hat keine derselben Gebrauch gemacht 

Art. 568. 

Bei der Verfrachtung eines Schiffs im Ganzen hat der Schiffer, 
sobald er zur Einnahme der Ladung fertig und bereit ist, dies dem 
BefraMer angwseigm. 

MU dem auf die Anzeige folgenden Tage beginnt die LademL 

üeber die Ladegeü Amcnis hat der Verfrachter auf die Äbladimg 
noch länger zu warten^ wenn es vereinbart ist (Ueherliegezeit). 

Für die Ladezeit kann, sofern nUM das Gtgenäkeä bedungen 
isty keine besondere Verffüfung verlangt iiyrdcn. T)agegen muss der 
Befrachter dem Verfrachter für die Ueberliegeseä eine Vergübmg 
(Idegegeid) gewähren, 

1. Unter Ladezeit, auch Liegezeit, Liegetage (in 
Frankreich jaurs de plamhe oder Startes, in England days for 
hading, lay-days oder lie-dmjs genannt) ist diejenige Zeit zu ▼c^ 
stehen, während welcher der Schiffer nach dem Gesetz ohne be- 



1) Es ist dies &Bt durchweg der Fall bei den grossen Passagierdampfini, 
wo sich gerade in der H&tte (Ober dem Hauptverdeck) die Ki^Ute erster Klasfle 
r^elmässig befindet 

2) Die englische Merchant Shipping Act Tom 15. Aagast 1876 (99iiiid 

40 Victoria c. 80) hat mit Rücksicht hierauf eine genauere Beschreibung foe 
Deck gegeben. Es heisst hier (sert. 23^ 24): Deck-Ladung ist solche Ladung, 
welche geführt wird in any uncovereä space upon deck, or in any covereä 
Space not ineluded in ihs eubieiU eonienU forming the iihij)'^ registered Um- 
nage. Ebenso bestimmt der belgische Code de comm, U Art 20 Abs. 2: 
Est asstmilii au tillac to^itc construction ne faimnt pas Corps avec la metn- 
brure du vaisseau. Und in den York and Antwerp liulea wird erklärt 
(I Abs. 2): Bvery Hrueture not buili in toüh the frome of the ve$9d ekaU 
be considered to he a pari of the vessel. 

'S) blanche fremde Kechte lassai das Verbot der Deckladungen zessiren bei 
der Küstenfahrt (so der franz. Code de comm, Art 229 bei vetit cabotage) oder 
bei solchen Ladnngen, fikr weldie dnrch allgemdnen Gebranek oder Ortsgebnuieh 
die Verladung auf I)eck zulässig ist (so finnländi s ches Seeges. Art 82). Auf 
der anderen Seite hat die neueste englische Gesetzgebung gewisse Holz-Deck- 
ladungen für die Winterzeit (vom letzten Oktober bis IG. Aprilj bei (Geld-j birafe 
▼erboten: Merchant Shippiny Act Tom 15. August 1876 tect. 2i, 
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sondere Vergütung auf die Ladung zu warten veipflicktet ist (vgl. 
Prot. V S. 2087, S. 2471). Eine solche Ladezeit, deren Dauer m 
verscliiedeiier Weise festgesetzt werden kann (Art. 569); kommt 
in Folge einer Rechtsvorschrift (also als gesetzliche Ladezdt: 
Entsch. des R.O.H.G. XII S. 130) bei der Befrachtung eines ganzen 
Schiffs, eines quoten Theils und eines bestimmten Kaumes eines 
solchen (Art. 588) vor, wogegen dies bei der Stückguterfracht 
nicht der Fall ist (Art. 589). 

2. Der Beginn d e r L a d e z e i t setzt voraus, dass das Schiff 
im Stande ist, die Ladung aufzunehmen. Das II. G.B. bestimmt 
mm im Ansehluss an das frühere gemeine iSeerecht (Voigt im 
Neuen Archiv f. U.R.. II S. 219), ciass es nicht Sache des Be- 
frachters ist, sich nach der Ladebereitschaft des Schiffers zu er- 
kundigen, sondern Sache des' Schiffers, diese Ladebereitschaft 
dem Befrachter anzuzeigen (Prot S. 2079). Es muas daher beides 
zusammen kommen: Ladebereitschaft und Anzeige von derselben 
an den Befrachter^. Fehlt das eine oder das andere, so kann 
die Ladezeit nicht beginnen. Selbstverständlich kann auch ein 
anderer Beginn der Ladezeit, als der gesetzliche vereinbart werden. 
(S. Hanseat. Gerichts-Zeit, von 1880 S. 97: The vessd to be hadet 
M fast OS possible affer arrival of the stuff on fJie qtiay.) 

3. lieber die Ladezeit, welche beim Frachtvertrage 
stets in Betracht . kommt, auf die Ladung zu warten, würde der 
Schiffer an und für sich nicht verptiiclitet sein, wie dies auch 
Art. 571 ausdrücklich anerkennt, ^sun ist aber im Handelsver- 
kehr der Befrachter oft ohne seine Schuld verhindert, diese Frist 
einzuhalten, weil z. B. die Ladung erst aus dem Innern des Landes 
auf dem Wasserwege herbeigeschafft werden soll und der Trans- 
port durch niedrigen Wasserstand oder durch Eis aufgehalten wird. 
Auch fordert es oft sein Interesse, die Beladung eine Zeit lang 
hinauszuschieben, um etwa ein bevorstehendes Fallen der Preise 
der zu verladenden Waaren abzuwarten. Daher pflegen sich die 
Befrachter ausser der eigentlichen Ladezeit noch eine fernere Zeit') 



1) Ueber die Beschaffenheit dieser Anzeige s. die AnsflUinmgeii zu Art. 595. 

2) Nach englischem Recht genügt in Krniangehin«» anderweitiger Verein- 
barung, dass das bchiÖ an dem üblichen oder angewiesenen Ludeplatz im Hafen 
angelangt ist; Abbott S. 243f ; Maclachlan S. 526 f. 

3) Entsch. des O.A.G. zu Rostock vom 24. Februar 1851 (in Seufferts 
Archiv VII Nr. 87). In der Irüheren Zeit bestand eine allgemeine Praxis, wo- 
nach die Ueberscbreitung der Ladezeit den Schiffer (auch ohne besondere Ver- 
abredung) nur berecbtigte, vom Befrachter eine angemessene Vergütung für den 
längeren Aufenthalt zu fordern, nicht aber ohne Weiteres den Kontrakt als nicht 
mehr zu Recht bestehend zu betraihten. S.Voigt im Neuen Archiv f. U.R. II 
S. 214; Desjardins III Ö. 4(;i ff. Auch das Seerecht von Oieron Art, 22 
(Pardessus, Collection I S. 338 f.) nnd das Wisbysche Seereebt Art 87 
(Pardessus I S. 4*^7) legen dem Befrachter nur die Pflicht zum Schadwisersatz 
auf, wenn er das Schiff über die vereinbarte Ladezeit authalt. Im Covsnlado 
dd niare c. o5 (Pardessus II S. SO f.) heisst es sogar: Der Scliiffer soll auf 
die Kanfleute im Falle einer Verhinderung (nftmlich die Oater rechtzeitig zo 
liefern; H empedimeiid ki serd) warten. 

Levis, Saeraelil. I. 2. Aufl. 17 



Digitized by Google 



258 



FQnfter Titel. 



zur Ausführung der Beladung auszubedingen. Das H.G.B, hat 
die vertragsmässiffe Festsetzung einer solchen ferneren Frist durch 
Befrachter und Verfrachter ausdrücklich zugelassen. Diese s. g. 
Ueberliegezeit (französisch snrestaries, englisch demurrage) ist 
lediglich eine Verlängerung der Ladezeit, von der sie nur deshalb 
unterschieden wird, weil Seitens des Befrachters, von dem ihre In- 
anspruchnahme abhängt, dafür eine Vergütung zu entrichten ist. 
Die Vergütung für die Ladezeit ist nämlich in der stipulirten 
Fracht mitbegriffiän. Dabei wird für die Ladezeit eine nei Be- 
ladungen der in Rede stehenden Art durchschnittlich ausreichende 
Frist berechnet. Werden nun für den Fall, dass diese sich nicht 
ab gentlgend herausstellt, noch Ueberliegetage zwischen den Kon- 
trahenten vereinbart; so muss dafär auch eine besondere Ver- 
gütung gewährt werden, weil diese noch nicht in der Fracht ent- 
halten ist^), 

4. Diese Vergütung, das s. g. Liegegeld, hat denselben 
Charakter, wie die für die Ladezeit zu entrichtende, in der Fracht 
mit enthaltene \'ergütung, d. h. den der merceSj der Miethe (Entsch. 
des R.O.H.G. XIX Nr. 29 S. 93 f ). Dieselbe kann jetzt — d. h. 
nach der ihr vom H.G.B, angewiesenen Stellung — nicht als 
Konventionalstrafe aufgefasst werden, wie dies früher die herr- 
schende Meinuns unter den Juristen war*). Eine Konventional- 
strafe setzt nfimTich ^e Verletzung eines Vertrages voraus. Der 
Befrachter aber, welcher in die Lage kommt , Liegegeld zu ent- 
richten , hat sich nicht eines Kontraktbruchs schuldig gemacht, in- 
dem er die Ueberliegezeit für sich in Anspruch nahm, sondern hat 
ein vertragsmässiges Hecht ausgeübt^). Auf der hamburger Kon- 

1) Von den fremden Rechten erkennen manche neben der vertragsmässigen 
Ueberliegezeit noch eine auf Ortsgehrauch beruhende an, so das französische 
Recht (s. Caumout S. 188 f. N. 225. S. 813 N. 1; Laurin bei Cresp II S. 88f., 
S. 152—163; Desjardins III S. 465-477, 8. 633 f.; Kuben de Couder II 
S. 557—562 N. 37—44; vgl. Code de comiu. Art. 274, 294j; das spanische 
H.G.6. (Art 745 in Yerbindung mit 744); das brasilianische H.G.B. (Art. 592). 
Ausser den «ure^tarze« kennt das fr anzö si sehe Recht noch eonire-surestartes 
oder confrestarf'ps, eine zweite Ueberliegezeit nach Ablauf der s-7irrstarie.'> , för 
welche ein erhöhtes Liegegeld zu zahlen ist Einige See^esetze üxiren selbst 
eine Ueberliegezeit, «fieln Ennaugelung einer Terlrsgsmftssigen eintritt; so das 
norwegische Secges. 44, 48); das finniftndische Seeges. (Art. 91 f., 96). 
Das enjrlische Recht kennt dagegen, wie das deutsche. Ueberliegezeit nur auf 
Grund eines Vertrages; s. Maclachlan S. 419, S. 521 E; Abbott S. 241 ff. 
Du holl indische H.G.B. (Art 457) Tersteht unter Li^etagen die Zeit, welche 
der Befrachter über die vertragsmässige oder gesetzliche Ladezeit hinaus das 
Schiff bei der Abladung aufhält, und wofür er die vereinbarte oder durch Sach- 
verständige zu arbitiirende Entschädigung dem SchiÜer zu zahlen hat; giebt je- 
doch dem Befrachter auf solche kein Kecht, abgesehen von dem Fall, wo dies 
Terdnbart ist (vgl. Art 404 f.). 

2) Pöhls, Seerecht II S. 482; Kaltenborn, Seerecht I S. 350; Voigt 
im Neuen Archiv f. H.Ii. II S. 227 ff. ; Entsch. des O.A.G. zu Kiel vom 13. Juni 
1857 inSeufferts Archiv Xn Nr. 15. Es €uid zwar auch die entgegengesetste 
Ansicht ihre Vertreter, so in einem Erk. des hamb. Ilandelsger. vom 2. Novem- 
ber 1854, abgedruckt in Voigts JSeuem Archiv a. a. 0. 242; vgl. Hermann 
u. Hirsch, Samml. S. 75. 

8) In der französische Jurisprudenz und Doktrin findet sich eine zwiefache 
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tung einer Konventionalstrafe beigelegt, wennschon der Antrag, zu 
Protokoll auszusprechen, dass das Liegegeld als Mietbe aufzufassen 
sei, abgelehnt wurde (Prot. VIII S. 3885). Der Anspruch auf Liege- 
geld setzt daher irgend ein Verschulden auf Seiten des Befrachters 
nicht voraus ' 

5. Liegt aber in der Iriauspruchnahme von Ueberliegezeit keine 
Vertrags- Verletzung^ so hat auch der Befrachter nicht für den 
Schaden einzustehen^ welcher lediglich aus dieser Thatsache (z. B. 
in Folge inzwischen eingetretenen Frostes, wodurch das Sdiiff am 
Auslaufen verhindert wird) hervorgeht (Erk. des hamb. Handelsger. 
vom 2. November 1854 bei Voigt a. a. 0. S. 242), wogegen nach 
der entgegengesetzten Theorie der Befrachter hierfür aufzukommen 
hat (Voigt a. a. O. S. 229 f.; vgl. überhaupt Prot. V S. 2092). 

G. Hat das SchiflF auf der Ballastreise einen Hafen anlaufen 
müssen, um daselbst Order zu erhalten, nach welchem Hafen es 
sich behufs Einnahme der Ladung begeben soll, so ist die Zeit^ 
welche das Schiff über die im Frachtkontrakt stipulirte Zeit hinaus 
auf die Order hat warten müssen, auf die Ladezeit in An- 
rechnung zu bringen, so dass diese um eben so viele Tage ver- 
kürzt wird (Voigt a. a. 0. S. 220 j Entsch. des hamb. Handelsger. 
vom 19. DezemMr 1862 bei Hermann und Hirsch, Samml. 



Ist die Dauer der Ladezeit durch Verirag nicht festr/eseigt , 80 
wird sie durch die örtlichen Verordnungen des Äbludungshafens und 
in deren Ermanffchmg durch den dnj>pJhst hestehendm Ortsgehrauch 
bestimmt. Besteht auch ein solcher Ortsgchrauch nicht, so gilt als 
Ladezeit eine den Umständen des Falles angcrnessene Frist. 

Ist eine Uehcrliegezcit, nicht aber deren Dauer y durch Vertrag 
bestimmt^ so beträgt die Ueberliegezeit vierzehn Tage. 

Enthält der Vertrag nur die Festsetzung eines Liegegeldes ^ so 
ist aneunehmen, dass eine Ueberliegezeit ohne Bestimmung der Dauer 
vereinbart Sei, 

1. Der Artikel unterscheidet 3 Arten der Normirung 
der Ladezeit; a) Festsetzung durch Vertrag, b) Bestimmung 



AuffiMSUDg des Ueberliegegeldes. Nach der eiuen erscheint dasselbe als la 
rSparation dfun'temps j^erdu par U faü de Vaffriteur et Pindemviti d'un dorn* 
möge: nach der anderen, wekdie sieh neuerdings der Eassationshof angeeignet 

hat, als Vaccessoire et le complement du frei ( diterniini por In Convention 
ou par Vuaaqe des lieux d^aprks la duree des retard«). Ö. Desjardins III 
8. 622—625, vgl. 8. 472. 

1) Es ist mir nicht recht verstilndlich, wenn das R.O.H.6. und das A.6. 

zu Stettin (Entsch. des Pi.O.H.G. XV Nr. 63 S. 224) den Satz aufstellen, dass 
der Anspruch auf Liegegeld ein Verschulden auf Seiten des Be&ackters nicht 
noth wendig voraussetze. 



ferenz wurde TOn keiner 




Nr. 36 S. 152). 



Art. 569* 



17* 
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nach den örtlichen Verordnungen resp. dem Ortsgebrauch, c) Ar- 
bitriruug nach den Umständen des Falls M; auf welche der Richter 
auch in dieser Reihenfolge zu rekurriren hat (Entsch. des R.O.H.G. 
XVIII S. 363). In letzterem Falle ist eine Zeit anzunehmen, 
„während welcher die betrefienden Güter nach den bestehenden 
örtlichen Einrichtungen unter gewöhnlichen Verhältnissen (ohne 
znfiÜUge Behinderungen and £r6chwerangen) mit Beqnemlicueitf' 
hätten abgeladen werden können (vgl. EDtsch. des R.O.H.G. V 
S. 140). Es ist also Rficksioht su nehmen auf die Quantität und 
die Beschaffenheit der Waaren, sowie auf die Ladevorrichtongen^ 
aber nicht auf die lediglich die Person des Abladers betreffenden 
Umstände. Die Majorität der hamburger Konferenz hat es freilich 
abgelehnt, eine derartige allgemeine Regel aufzustellen, obwohl aus 
ihrer Mitte ein dahin zielender Antrag gestellt worden war (Prot. V 
S. 2080). 

2. Auch die Festsetzung der Ueber Hegezeit erfolgt 
entweder durch Vertrag oder durch Gesetz, d. Ii. das H.G.B, 
selbst Haben nämlich die Kontrahenten eine Ceberliegezeit ver- 
einbai% ohne deren Dauer festzusetzen, so wird dieselbe vom Ge- 
setz aof 14 Tage normirt, und als Verabredung einer aolchen un- 
bestinunten und demgemäss durch das Gesetz auf 14 Tage nor- 
mirten Ueberliegezeit soll es auch angesehen werden, wenn der 
Kontrakt, ohne der Ueberliegezeit Erwähnung zu thun, ein Ueber- 
liegegeld festgesetzt hat. Diese Frist von 14 Tagen wurde dem 
preussischen Entwurf (Art. 479) gemäss in das Gesetz Mufgenommen, 
weil sie der Konferenz in der Mehrzahl der Fälle als die an- 
gemessenste erschien (Prot. V fc). 2091 1. Von welchem Zeitpunkt 
die Ueberliegetage beginnen, ist im Art. 570 bestimmt. 

3. Die Wirkung des Ablaufs der Ladezeit bei nicht ver- 



1) Der fransOsisehe Code de comm, Art 274 verordnet: St U temp^ 
de U» Charge et de la dicharge tlu navire n*e»t ]^oint fixi par les Conventions 

des parties^ il est regle milrant Vurnge des lieux. (Vgl. Desjardins III 
8. 4w ff.) Auch nach dem brasilianischen H.G.B. (Art. 592j richtet sich 
die Daoer der Ladeeeit an erster Stelle nach der Verabredung, an zwdt«r 
nach dem Gebrauch des Ladungshafens. Das norwegische Seegesetz (§ 44) 
hat die Ladezeit verschieden nach der Grösse des SchifTs bestimmt; ebenso 
* das tiunländische Seegesetz (Art. 91); beide unter der Voraussetzung, dass die- 
selbe nicht vertragsmässig festgesetet ist Nach englischem Recht wird, wenn 
im Frachtvertrage die Ladezeit nicht normirt ist, als vereinbart angenommen 
eine reasonable Ihne considcred u-ith re/erence to the trade and Ute port the 
vessel ie in; s. Maclachlan S. 522. 

2) Das norwegische Seesesetz 48) hat die Dauer der Ueberliegezeit aut 
7 Tage normirt. Natli tl» m t i u n hi n d i s ch en Seegesetz (Art. 91) beträgt die 
Ueberliegezeit die Haltte der Ladezeit. In Frankreich wird die Dauer der 
nurcstaries durch den iiichter fixirt, wenn sie nicht vertragsmässig lestgesetzt ist, 
la Periode nne foift ouverte^ le dUai n^en est pas ßx6 par Vusmie. Auch, 
setzen cuntreKtdries stets vertragsmfissige Begi*enzung der surestnric-^ voraus: 
Desjardins III S. 4fi6— 46«; Laurin bei Cresp II S. IGl f. Dagegen 
sprechen die englischen Juristen stets von einei* durch Vertrag festgesetzten 
Ueberliegezeit (fixed daife on demurrage)-^ vgl. Maclachlan S. 522. 
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abredeter Ueberliegezeit, Bowie die des Ab]AU& der Ueberliegezeit 
bat Art. 571 festgesetzt. 

4. Bei Berechnung der Ladezeit und Ueberliegezeit ist, wie 
schon die Bestimmung über den Anfang der Ladezeit zeigt, das 
Prinzip der Zivilkomputation maassgebend, welche das H.G.B, 
überhaupt in seinen Bestimmungen (vgl. auch Art. 328, 571, Gl(>, 
623, 834) zur Anwendung gebracht hat (Entsch. des R.O.H.G. Xll 
S. 130). Dies gilt auch ftbr den Fall, dass Lade- und Ueberliege- 
zeit durch Vertrag resp. Ortsrecht festgesetzt sind; wenn nicht hier^ 
durch zugleich eine andere Berechnungsweise angeordnet ist (vgl. 
Prot V »S. 2080). Doch würde aus dem Umstände, dass im Fracht- 
vertrage die Ladezeit oder Ueberliegezeit in Stunden ausgedrückt 
wftre, dann nicht auf die Absicht der Kontrahenten, die Natural- 
komputation Platz greifen zu lassen, zu schliessen sein, wenn die in 
Rede stehende .Stundenzahl (24, 48 Stunden; vgl. Art. 610 H.G.B.) 
sowohl im gewohnlichen Leben, wie auch in der Gesetzessprache 
gerade zur Bezeichnung eines oder mehrerer Tage gebraucht würde 
(Entsch. des K.U.H.G.^ a. a. O. S. 128 f.). 

5. Soll das Schiff seine Ladung in verschiedenen Häfen 
einnehmen und ist für jeden derselben eine besondere Ladezeit 
anshedungen, so machen an und ftlr sich die für die verschiedenen 
Häfen konzedirten Liegetage nicht eine gemeinsame Ladezeit aus, 
80 dass die in einem Hiafen ersparten Liegetage von den in einem 
anderen zu viel gebrauchten abzurechnen und nur die über die 
sämmtlichen Ladezeiten hinaus gebrauchten Tage als Ueberliege- 
zeit zu betrachten wären; sondern dies ist mir dann anzunehmen, 
wenn in Folge einer besonderen Vereinbarung die Liegetage nach 
der Wahl des Befrachters transportabel sein sollen. Hat aber 
eine solche Vereinbarung stattgefunden, so bedarf es nicht noch 
einer ausdrücklichen Erklärung des Befrachters, dass er sein Wahl- 
recht ausüben wolle (Entsch. des hamb. Handelsger. vom T.Januar 
1864 bei Hermann und Hirsch, Samml. Nr. 87 S. 359 f.). 

6. Die Abladung ist erst dann geschehen, wenn die 
Waaren an Bord des Sdiiffs gebracht sind. Das ergiebt sich aus 
dem natürlichen Sprachgebrauch. Und es ist verkehrt, wenn das 
Ostprensosche Tribunal in einem durch Entscheidung des ROJI.Q. 
vom 19. Juni 1875 vernichteten Erkenntniss aus der Bestimmung 
des Art 562 H.G.B., dass die Güter vom Befrachter kostenfrei 
an das Schifif geliefert, die Kosten der Einladung derselben in das 
Schiff dagegen vom Verfrachter getragen werden müssen, folgert, 
die Abladung sei vollendet, wenn der Schiffer „die Waare behufs 
Einladung: an der Ladungsstelle übernommen" habe. Wie nämlich 
das R.O.H G. ausführt, lässt sich aus der vom Gesetz getroffenen 
Entscheidung über das Tragen der durch die „Anlieferung" und 
das „Einladen der Güter" verursachten Kosten „über den Begriff 
der Abladung und den Zeitpunkt, mit w^elchem diese tür vollendet 
zu erachten", nichts entnehmen (Entsch. des R.O.H.G. XVIII 

a 131 f.) 
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Art. 570. 

Ist die Datier der Ladezeit oder der Tag, mit welchem dieselbe 
enden soU, dnureh Vertrag besHnmty so hegimii die JJeherliegezeU 
ohne Weiteres mU dem Ablauf der iMdeseU, 

In Ermangelung emer sollen veriragsmässigen Besiimnvmg 
hegirmi die Ueherliegezeit erst nachde^n der Verfrachter dem Be- 
frachter erMärt hat, dass die Ladezeit ahgelaufen sei. Der Fer- 
fraehter hann sdum nmerhalb der Ladezeit dem Befrachter erMären, 
an welchem Tage er die Ladezeit für ahgelanfeii halte. In diesem 
Falle ist zum Ahlauf der Ladezeit und zum Beginn der Ueberliege- 
zeit eine neue Earhlärung des Verfrachters nicht erforderlich. 

1. Der preiusiscbe Entwurf des H.Q.B. (Art 479) bestimmt: 

Wenn das Schiff im Gänsen oder su etnem bestimmten Theüe 
verfrachtet ist, so muss der Schiffer nach Ablauf der bedungenen oder 
gesetsUehen Ladmgsseit bei mangelnder oder unvollständiger Ladung 
Protest wegen NÜMterßUung erheben lassen und, vom Tage der IVo- 
testaufnahme an gerechnet, noch vierzehn laufende Tage warten. 
Der Bratest muss dttrch einen Notar oder Qerichtsbeamten aufge- 
nommen werden. 

Es war somit als Voranssetzang für den Beginn der Ueber* 
Hegezeit die Erhebung des Protestes gesetzt Eine solche wurde 
auf der hamburger S^nferenz in dem Falle für unentbehrlich ei^ 
klärt, wenn die Ladezeit weder durch Vertrag no( h durch Orts- 

Sebrauch bestimmt und ^ySOmit ihre Dauer nach den Umständen 
es einzelnen Falles^' zu normiren wäre. Da nämhch die Dauer 
dieser angemessenen Zeit nicht von vorn herein durch- den Richter 
festgesetzt sei, sondern vorläufig der Beurtheilung jedes der Be- 
theiligten selbst überlassen werde, so fehle es an jedem festen und 
erkennbaren Endpunkt für die Ladezeit; denn wenn der Verfrach- 
ter der Ansicht sei, bereits eine angemessene Zeit gewartet zu haben, 
würde der Befrachter sich noch innerhalb dieser Zeit zu befinden 

flauben. Aber auch bei den beiden anderen Arten derNormirung 
er Ladezeit hielt man den Protest f&r zweckdienlich, weil, wenn- 
schon das Ende der Ladezeit hinreichend bestimmt wftre, und 
wennsdion es feststünde, „dass der Schiffdr nach Ablauf der Lade- 
zeit nicht länger ohne Vergütung auf die Ladung zu warten", 
brauchte, ;,im Geschäfiksverkehr die beiderseitigen Gerechtsame der 
Kontrahenten nur selten sogleich zur Anwendung gebracht würden", 
und der Schiffer häufig mit Rücksicht darauf, dass er auch später 
wieder mit dem Befrachter „Geschäfte zu machen" gedächte, be- 
reit wäre, eine Zeit lang noch unentgeltlich auf die Ladung zu 
warten. Der Befrachter müsste daher darauf hingewiesen werden, 
dass er eine derartige Nachsicht beim Schiffer nicbt ferner voraus- 
zusetzen hätte i^Prot. V 8. 2089 f., S. 2105 f.). Da nun aber diese 
Erwägung naturgemässer Weise nur da Platz greifen kann, wo die 
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Dauer der Ladezeit durch Ortsgebrauch und örtliche Verordnung 
ganz im Allgemeinen, nicht aber, wo sie durch den Vertrag für 
den konkreten Fall festgesetzt ist, so Hess man für den Fall dieser 
Festsetzung im Frachtvertrage das Erlbrderniss der Protesterhebung 
fallen (Prot. S. 2107—2109, S. 2197 f.). Hierbei kann es natürlich 
«ach kdnen Unterschied begründen, ob nach dem Vertrage das 
Ende der Ladezeit mit einem bestimmten (d. L „kalendermässig 
bestimmten'') Tage oder nach Ablauf einer bestimmten Zahl von 
Tagen eintreten soll (vgl. Entsch. des R.O.H.a. XXV S. 156 £). 
B^r die anderen Arten der Festsetzung der Ladezeit verlangte man 
eine Erklärang des Verfrachters^ dass die Ladezeit abgelaufen sei 
und er nunmehr lür die folgende Wartezeit Liegegeld l^anspruche. 
Hierbei verwandelte man jedoch den Protest in eine formlose Er- 
klärung und gab nur ausnalimsweise dem Verfrachter in seinem 
Interesse das Kecht, auf Kosten des Befrachters eine öffentliche 
Urkunde aufnelimen zu lassen, wenn er nicht in anderer Weise 
sich die Mögliclikeit sichern konnte, den Beweis zu führen, dass 
er jene Erklärung abgegeben (Prot. S. 2111 f.; H.G.B. Art. 572). 

2« Aus der oben angegebenen Bedeutung dieser Erklärung 
ergiebt sich, dass dieselbe auch vor Ablauf der Ladezeit abgegeben 
werden darf, nur muss sie einen bestimmten Tag^ bezeichnen, von 
welchem ab das Liegegeld laufen soll (Prot VIU S. 3871—3874). 
Natürlich kann diese &klärung niemals in der Anzeige der Lade- 
bereitschaft gefunden werden, weil diese lediglich die Voraussetzung 
für den Anfang der Ladezeit ist (Entsch. des XVUl 
S. 365 f. ) 1). 

3. Wenn das Gesetz die Ueberliegezcit beginnen lässt, nach- 
dem der Verfrachter dem Befrachter erklärt hat, dass die Lade- 
zeit abgelaufen sei, so ist dies dahin zu verstehen : Ist die Erklä- 
rung bereits innerhalb der Ladezeit abgegeben, so beginnt die 
Ueberliegezcit an dem auf den bezeichneten Endtermin der Lade- 
zeit folgenden Tage; ist sie erst nachträglich abgegeben, an dem 
auf den Tag der Abgabe dieser Erklärung folgenden Tage. Dass 
dies der Sinn der Bestimmung, ersieht si<m aus der über den An- 
fang der Ladezeit (resp. Löschzeit) getroffenen Bestimmung des 
Art. 568 Abs. 2 (Art. 595 Abs. 3), wie überhaupt aus der vom 
H.G.B, adoptirten Zivükomputation (Entsch. des B.G. Ziy.S. III 
S. 151 f.) «), 



1) In dieser Entscheidung weist das R.O.H.G. noch darauf hin^ dass ver- 
tragsmäSBige Festsetzung der Ladezeit stets eine ausdrückliche Bestimmung im 
Fnldit?ert»ge voraiiSBetze. Dieses werde im Art 570 gerade der stUlscbweigen- 
den ünterwerfimg unter den Ortsgebrauch und ntttflrlidi taath. unter die örtliche 
Verordnung gegenüber gesetzt (a. a. 0. S. 364). 

2) Dass Art. ü70, wie Art 597, sich des unbestimmten Ausdrucks „nach- 
oem" bedient, findet nach dem R.G. seine genügende ErUftrong darin, „dass der 
Ausdruck gleichmässig passen sollte auf den Fall, wo die Enclärun^ schon im 
voraus innerhalb der Löschzeit bezw. Ladezeit erfolgt ist, und denienigen, wo 
ue erst nachträglich geschieht; aul den ersteien Fall würde die l^ennung des 
wlgenden Tages als Anfangspunktes nicht gepasst haben" (Entaeh. a. a. O.X 
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Art. 571. 

Nach Ahlauf der Ladezeit oder, uenn eine Ueherliegezeii ver- 
einbart ist, nach Ablauf der üeberliegezeit ist der Verfrachter uMt 
verpflichtet, auf die Abladung noek langer zu warten. Er muss 
jedoch seinen Willen, nicht länger zu warfen, spätestens drei Tage 
vor Ablauf der Ladezeit oder der Üeberliegezeit dem Befrachier 
erklären. 

Ist dies nicht geschehm, so läuft die Ladezeit oder Üeberliege- 
zeit nicht eher ab, als bis die Erklärung nachgeholt ist und seit dem 
Tage der Abgabe derselben drei Tage verstrichen sind. 

Die in diesem Artikel erwähnten drei Tage tverden in allen 
FäRen ab ummterhrochen fortlaufende Tage nach dem Kalender 
geMöhU. 

1. Der preussisclie Entwurf (Art. 471.) f.) kannte eine gesetz- 
liche Üeberliegezeit von 14 Tagen. Diese Frist erachtete man auf 
der hamburger Konferenz als den Interessen der Verfrachter ge- 
fährlich. Auf der anderen Seite wollte man dem Schiflfer nicht 
das Recht einräumen, „unversehens' davon zu gehen, ohne zuvor 
den Befrachter von seiner Absicht, nicht länger warten zu wollen, 
in Kenntniss zu setzen. So schlug man einen Mittelweg ein und 
stellte den Satz auf: Der Schiffer ist nicht schuldig» länger als 
8 Tage nach Ablauf der Ladezeit liegen zu bleiben, wenn er seine 
dahin gehende Absicht vorher dem Befrachter angezeigt hat (Prot. V 
S. 2091—2093). Diese Frist hatte aber auch noch den Charakter 
der Üeberliegezeit. Bei einer ahernialifjen Durchberathung dieser 
Materie kam man jedoch zu dem Resultat, dass „wenn im Fracht- 
vertrage weder eine Üeberliegezeit noch ein Ueherliegegeld bedungen 
worden", der SchiflPer ,,nach Ablauf der Ladezeit zur Einhaltung 
einer Üeberliegezeit nicht verptliclitet sei*'. Trotzdem aber erklärte 
man den Verfrachter, unzweifelhaft mit Rücksicht auf die Ge- 
bräuche der beim Seehandel betheiligten Kreise, nicht lür berech- 
tigt, sich „ohne Weiteres nach Ablauf der Ladezeit'' vom Vertrage 
loszusagen, sondern erst dann die weitere Einnahme der Ladung 
zu verweigern, wenn er drei Tage vorher , und zwar entweder 
nach Ablauf oaer innerhalb der Ladezeit, „seinen Willen, dieses 
Recht auszuüben, dem Befrachter kundgegeben^' hätte. Und dies 
wurde auch auf den Fall ausgedehnt, dass eine üeberliegezeit ver- 
tragsmässig festgesetzt worden (Prot. V IS. 2471—2473.) 

2. Die hier in Rede stehende Kündigungsfrist von drei 
Ta«ien hat, auch wenn sie nicht in die Ladezeit fällt, nicht die 
Bedeutung einer üeberliegezeit. Demgemäss hat auch 
der Verfrachter dafür kein Liegegeld zu beanspruchen. Hat der 
Verfrachter bis zum Ende der Ladezeit oder noch länger mit der 
Abgabe seiner Erklärung gewartet, so ist dies als eine von seiner 
Seite freiwillig er&lgte Verlängerung der Ladezeit anzusehen 
(Prot, y S. 2489). Anders liegt die Sache, wenn eine Ueberliege- 
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zmt überhaupt verabredet war. Würde in diesem Falle die Kfin- 
duping erst später als drei Tage vor Ablauf der Ueberliegezeit er- 
fo%en, so würde der Verfrachter fiir alle Tage, welche hiemach 
das Schiff noch über die ursprüngliche Ueberliegezeit hinaus zu 
warten hätte, Ueberliegegeld beanspruchen können. Denn in diesem 
Falle wird durch die Kündigungsfrist und die der Kündigung 
vorangehenden (nicht in die Ueberliegezeit fallenden) Tage die 
Ueberliegezeit in derselben Weise verlängert, wie im ersten Falle 
die Ladezeit (Prot. S. 2489 f.). 

3. Bleibt das Schiff nach Ablauf der Kündigungs- 
frist noch liegen, so kann der Verfrachter für diese fernere 
2jeät Ueberliegegeld (auch im zuletzt gesetzten Falle) nicht fordern. 
Die Ueberliegezeit endet nämlich jeden&Us mit dem Ablauf der Kün- 
digangsfrist, eine neue Ueberliegezeit kann aber nichts dä die ur- 
sprungliche auf einem Vertrage zwischen Verfrachter und Befrachter 
beruhte; einseitig durch den ersteren begründet werden, sondern setzt 
^leichfEüls eine Uebereinkunft beider Theile voraus. Diese würde 
aber dann anzunehmen sein, wenn nach Ablauf der Kündigungs- 
frist der Befrachter mit der Abladung fortführe; denn hierdurch 
würde derselbe mittels einer konkludenten Handlung sein Ein- 
verständniss mit der Verlängerung der Ueberliegezeit zu erkennen 
geben (Prot. V S. 2492). 

4. Durch den letzten Absatz des Artikels wird ausgedrückt, 
dass auch die Tage nicht ausser Ansatz bleiben, welche 
bei der Berechnung der Lade- und Ueb^liegezeit nicht mitgerechnet 
werden, jeder Tag also gezählt wird, wenn auch an demselben 
durch mnd, Wetter und andere Zufölle jede Abladung oder die 
Annahme der Ladung unmöglich gemacht ist. Als Grund hierfür 
wurde auf der hamburger Konferenz^ geltend gemacht, „dass in der 
Statuirung der dreitägigen Frist an sich schon eine gegen die all- 
gemeine rTatur des Vertragsrechts dem Befrachter zugestandene 
Begünstigung läge, die nicht ohne Nachtheil zu weit ausgedehnt 
werden könnte", dass es demgemäss gerechtfertio^ wäre, die Tra- 
gung des während der Frist eingetretenen Zufalls dem durch Ge- 
währung derselben „begünstigten Befrachter" zur Last zu legen 
(Prot. V S. 2487 f.). 

5. Selbstverständlich kann der Schiffer vor Ablauf der in 
diesem Artikel gesetzten Frist absegeln, wenn ihm die Be* 
frachter in unzwddeutiger Weise erklären, die Ladung nicht He- 
fem zu wollen oder zu können (Erk. des O.A.Q-. zu Lübeck vom 
21. Februar 1857 in Seufferts Archiv XII Nr. 293). 

6. Macht ein Zufall den Abgang des Schiffs vor Ab- 
lauf der in diesem Artikel statuirten Frist nothwendig, so wird 
allerdings für den Befrachter kein Anspruch auf Entschädigung 
begründet, dagegen verliert aber auch der Verfrachter seinen Fracht- 
anspruch (L. 36 Locati 19, 2). Dies würde bei eintretendem Frost- 
wetter anzunehmen sein, wenn dadurch die Gefahr einzufrieren für 
das Schiff entstünde; denn wenn hierdurch auch die Sicherheit des 
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Schiffs selbst nicht gefährdet wird, so kann man doch dem Schiffer, 
wenn die Beladung noch im Spätherbst geschieht, nicht zumuthen, 
während des Winters bis zum Aufgehen des Eises im Hafen liegen 
zu bleiben und die Ladung erst im Frühjahr nach ihrem BesUm- 
muogsorte za bringen, da in solchem Falle die Intention der Konr 
trahenten unzweifeUiaft dahin geht, dass das Schiff vor Eintritt des 
Frostes abgehen soll. (Vgl. Art 639.) War übrigens zwischen den 
Kontrahenten ausdrücklich die Vereinbarung getroffen^ dass das Schiff 
vor Eintritt des Frostes expedirt werden sollte, so würde darin ■ eine 
Uebernahme der Gefahr von Seiten des Befrachters liegen , und 
derselbe verpflichtet sein, dem Verfrachter die Fracht zu zahlen 
(Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 25. November 1865, in Kie- 
rulffs Samml. I Nr. 87 S. 1053) und die sonst noch durch Art 579 
statuirte Entschädigung zu leisten. 

Art. 572. 

Die in den Artikeln 570 und 571 erwähnim ErUdrimgeyi des 
Verfraclitcrs sind (in Jcehie hcf^rmderc For)H t/f hunden. Weigert sich 
der BefracJdir, den Ewpfang einer solchen ErJäärung in genügender 
Weise zu bescheinigen^ so ist der Verfrachter befugt, eine öffentliche 
Urkunde dariiber auf Kosten des Befrachters errichten zu lassen. 

Schon oben (S. 263) wurde gezeigt, dass zur Erhebung eines 
förmlichen Protestes der Verfrachter nicht verptiichtet, sondern nur 
berechtigt ist. Es ist dies jedoch nicht ledigHch der Willkür des- 
selben überlassen ; derselbe darf vielmehr nur dann einen eigent- 
lichen Protest erheben, wenn er sich nicht in anderer Weise den 
Beweis sichern kann, dass er die für den Beginn der Ueberliege- 
zeit oder für die Beendigung der Ladezeit resp. Ueberliegezeit vom 
Gesetzbuch vorgeschriebenen Erklärungen abgegeben nat Als 
eine Sidierung des Beweises wurde aber auf der hambor^er Kon- 
ferenz nur die schriftliche Bestätigung der Erklärung Seitens des 
Befrachters, z. B. auf der Ghartepartie oder auf dem Konnossement 
angesehen (Prot. VllI S. 3857). Die Protest-Urkunde kann «ne 
gerichtliche oder notarielle, eine Konsulats- Urkunde ^) oder audi 
(nach dem Grundsatz : locus regit actum) eine solche Urkunde sein^ 
welche von einer nach den Oesetzen des betreffenden ausländischen 
Ortes zur Aufnahme derartiger Akte berufenen Behörde errichtet 
ist (vgl. Prot. V S. 2110). 

Dass in solchem Falle der Befrachter die Kosten zu tra« 
gen hat, ist den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts konform, 
weil dieselben durch seine Versäumniss entstanden sind (Prot, 
S. 2111). 



1) Die KoDSuln sind zur Auihabme solcher Urkunden nach § 15 das Bn- 
des^Konsalats-GesetteB Tom 8. Kovember 1867 beftigt 



Digitized by Google 



Von dem Frachtgeschäft znr Beiördenmg von Gütern. Art 573. 267 



Art. 573. 

Dm Idegegeld wird, wem es nicht duirek Vertrag hestmmt ist^ 
von dem Biekt&r nach billigem JErmessenf nöihigenfalls nach Anhörung 

von Sachverständigen^ festgesetzt. 

Der Richter hat hierbei auf die näheren Umstände des Falles^ 
insbesondere auf die Heuerbeträge und ünterhaltskosten der Schiffs- 
hesatznng, sonie auf (Jen dem Verfrachter entgehenden Frachtverdienst 

Eücksicht zu nehmen. 

1. Das für die Ueberliegezeit vom Befrachter zu zahlende 
Liegegeld ist entweder ein vertragsmässi ges oder ein an- 
gemessenes. Die Höhe des letzteren wird der Natur der Sache 
gemäss festgesetzt honi viri arhitratu, d. h. durch den Richter, der 
überall^ wo diese Festsetzung eine ihm selbst abgehende Sach- 
kenntniss voraussetzt, Sachverständige zuziehen wird. Ob solche 
zuzuziehen, hat er selbst zu beurtheilen. Dies wird durch das 
Wort nöthigenfalls ausgedrückt, welches dem Richter gestattet, 
Sachverständige anzuhören, den Parteien aber keinen Rechtsan- 
sprach anf deren Zuziehung gewährt (Entsch. des ItO.H.G. V 
S. 141| XI S. 338). £ben bo ist auch der Ausspruch der Sach- 
Terständigen fUr den Richter nicht bindend; dieselben sind nur 
seine Gehülfen, deren Ausspruch seiner freien Würdigung unter- 
Hegt (vgl. Entsch. des R.O.H.G. V S. 151). 

2. Wenn im Abs. 2 bestimmt ist, dass der Richter besonders 
auf Heuer und Unterhaltungskosten der Besatzung und 
den dem Verfrachter entgehenden Frachtverdienst bei der 
Normirung des Liegegeldes Rücksicht zu nehmen hat, so soll dem- 
selben damit nicht die Pflicht auferlegt sein, unter allen Umständen 
das Liegegeld so hoch anzusetzen, dass dem Verfrachter vollstän- 
dige Entschädigung für seine baaren Auslagen und den nachweis- 
bar entgangenen Gewinn zu Thcil wirdj vielmehr ist der Betrag 
des Liegegeldes stets mehr oder weniger arbiträr^ und die in Abs. 2 
a!i||;ezählteny sowie diesen gleichartigen Momente sind nur Fakto- 
ren, welche für düie Festsetzung mitbestimmend, aber nicht un- 
be^gt maassgebend sein werden, indem der Richter beispiels- 
weise auch die in dem betreffenden Hafen üblichen (im Gegen^ 
Satz zu den vom Verfrachter wirklich gezahlten) Heuersätze, die 
regelmässigen Unterhaltungskosten, die unter gewöhnlichen Ver- 
hältnissen während eines der Dauer der Ueberliegetage entsprechen- 
den Zeitraumes zu verdienende Fracht, dann aoer auch ganz be- 
sonders die in dem Hafen übliche Höhe der Liegegelder wird be- 
rücksichtigen müssen (Prot V S. 2113— 2115; Erk. des R.O.H.G. 
V S. 141 f.). 



1) Wo eine usanzm&ssige Ueberliegezeit anerkannt wird, da giebt es auch 
eine usanzmässige Höhe des Liegegeldes, die naturlich nur Platis greift in £r- 
Bumg^UDg vertragsmässiger Festsetzung. So in Fränkreich (s. Oanmont 
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Art. 574. 

Bei Beredumng der Lade- und üeberliegezeit werden die Tage 
in ummierbroehen fortlaufender Reihenfolge gezählt; insbesondere 
'kommen in Ansäte die Sarm' tmd Feiertage, sowie diejenigen Tage, 
an welchen der Befrachter durch Zufall die Laämg m liefern ver- 
hindert ist. 

Nicht in Ansatz kommen jedoch die Tage, an welchen durch 
Wind und Wetter oder durch irge^id einen anderen Zufall entweder 

1, die Liefenmg nicht nur der bedungenen, sondern jeder Art von 
Ladung an das Schiff, oder 

2. die Uehemahme der Laimg 

verhindert ist* 

1. Eine Regel über die Bereclinuiig der Ladezeit und üeber- 
liegezeit ist in zwiefisusher Hinsiebt von Bedeutung , namlicli mit 
Rtlckaicht auf die Frage, ob die in der einen oder anderen Weise 
festzustellende (Art. 569) Wartezeit (Art. 580) abgelaufen ist, wäh- 
rend welcher der Verfrachter auf die Abladung zu warten hat, 
und ferner ob resp. wie viel Liegegeld vom Verfrachter beansprucht 
werden darf? Ueber den Einfluss des Zufalls auf diese Berechnung 
stellte man nun auf der hamburger Konferenz zunächst folgenden 
Grundsatz auf: 

In (Tie Ladungsfrist werden auch diejenigen Tage eingerechnet^ 
an welchen der Befrachter wegen Wi)id und Wetter oder wegen eines 
anderen gufälligen Ereignisses die Ladung zu liefern verhindert ist 

Nicht eingerechnet werden dagegen die Tage, an welchen ein solches 
Ereigniss die Uehemahme der Ladung in das Schiff verhindert, iro- 
hin inshcsondfre gehört, wenn der Schiffer liegen Wind und Wetter 
den Ladungsplatz verlassen und auslaufen muss; 

indem man von dem Prinzip ausging , dass jeder der Betheiligten 
den Zufall zu tragen habe, welcher sich in seiner Person ereignet 
(Prot. V S. 2084) Später wurde wiederholt der Antrag ge- 
stellt , auch den Zufall nicht zu Lasten des Befrachters sein zu 
lassen, welcher jeden Befrachter und nicht nur diesen bestimmten 



S. 813 N. 1; Laurin bei Cresp II S. 161; Desjardins III S. 46Gfi.); in 
Brasilien (H.G.B. Art. 591). Ebenso fiziren das norwegische Seegesetz (§4^ 
und das finnländische Seegesetz (Art. 9S) neben der Dinner der Üeberliege- 
zeit auch die Höhe des Liegegeldes. 

1) Der Punkt war vor Erlass des H.G.B, kontrovers; vgl. Voigt (Neues 
Archiv II S. 225 f.), welcher das im Text angegebene Prinzip für das richtige 
hftlt, und U 1 1 r i c h (ebendas. S. 339 £f.), der den Befrachter von seiner Verbinop 
liebkeit, das Laden (und Löschen) rechtzeitig zu beschaffen und bei Verzöge- 
rung eine Entschädigung zu i^währen, durch casus befreien lässt, vorausgesetzt, 
dass dieser die Eirollung derverbindudikelten absolut, idio fikr Jedermann, un- 
möglich machte. 
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allein an der Beladung des Schififs hindern würde. Als Grund 
hierfür machte man namentlich geltend, beim Abschluss des Fracht- 
vertrages gingen die Kontrahenten von der Voraussetzung aus, es 
werde nicht nur die Benutzung des Schiffs überhaupt, sondern auch 
dessen rechtzeitige Benutzung möglich sein (Prot. V iS. 2093 ff.). 
Dieser Antrag wurde zunächst abgelehnt (Prot. V S. 2100 f.), dann 
aber zum Beschluss erhoben, doch nur mit Kücksicht auf den ersten 
der oben heryorgebobenen Punkte , indem hinsicbtHob des zweiten 
der jetzige Artikel 575 eingeseboben wurde (Prot V S. 2476 ff.. 
2491: Vm S. 3945 £). 

Danach gelten folgende Regeln: 

a) Bei Berechnung der Ladezeit und Ueberliege- 
zeity soweit sie überhaupt juristiseb von Bedeutung, 
sind mitzuzählen 1. die Sonn- und Feiertage; 2. die Tage, an 
denen durch Zufall die Lieferant? gerade der Ladung des Be- 
frachters, z. B. wegen der besonderen Beschaffenheit der Waareu, 
in Folge widerrechtlichen Aufhaltens derselben durch die Zoll- 
beamten u. s. w., verhindert ist; dagegen sind nicht mitzuzählen 
die Tage, an denen durch einen Zufall die Uebernahme der La- 
dung Seitens des Schifis unmöglich gemacht ist z. B. weil das 
letztere wegen des Wetters den Ladungsplatz Terlaasen musste, 
oder wegen Un&lls eine Reparatur erforderlicb wurde (Prot V 
S. 2084). 

b) Bei Berechnung der Ladezeit und Ueberliege- 
zeit, aber lediglich in ihrer Bedeutung als Wartezeit, sind 
nicht mitzuzäblen die Tage , an denen durch Zufall die Lieferung 
nicht nur der speziellen Ladung des Befrachters, sondern jeder 
Ladung verhindert ist , z. B. weil die Abfahrt der Leichterschiffe 
wegen Wind und Wetter nicht möglich ist (Prot. V S. 209t^>). 

2. Wenn das Gesetz die Sonn- und Feiertage bei Berechnung 
der Lade- und Ueberliegetage mit in Ansatz bringen lässt^), so 
folgt daraus nicht, dass der Schiffer verpflichtet ist, die 
Ladearbeiten auch an Sonn- und Feiertagen durch 
die Mannschaft verrichten zu lassen^). Bei Normirung der 



1) In Frankreich ist es bestritten, Inwiefern dnreb das Dazwischenfidlen 

TOD Sonn* und Festtagen — in Ermangelung einer darauf beziiglic hen Verein- 
barung — , sowie durch force majeure, welche die Abladung unmögliih macht, 
eine Unterbrechung der Lade- und Ueberliegezeit stattfindet : Laurin bei Cr es p 
n S. 156 ff.; Desjardins m S. 474 ff., 628 ff. 

2] In England werden die Sonn- und Feiertage gleichfalls mitiierei hnet, 
und zwar selbst wenn bei der hancr der Ladezeit nur von flni/s die Rede wäre, 
indem dies als gleichbedeutend niii running days genommen wird. Anders wenn 
in Lokaluebräuchen eine Ausnahme begründet wire; wie denn im Londoner 
Hafen der Ausdruck dnys gleichbedeutend ist mit working daya. Vgl. Mac- 
iachlan S. .V26; Abbott S. 248. 

3» Desjardius iil S. 474 f. nimmt an, dass, selbst wenn die Lösch- also 
auch Ladezeit nicht nach Jours ouvrahles^ sondern nach joura courants (ohne 
Ausschluss der Sonn- und Feiertage) vereinbart, der Kapitän nicht verpflichtet 
ist, au Sonn- und Feiertagen die Lüschungs- und demgemäss Ladungsarbeiten 
TWnehmen zu lassen. 
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Ladezeit (wie der Löschzeit) wird nämlich regehnässig ein erheb- 
lich grösserer Zeitraum dem Befrachter (Destinatar) zur Disposition 
gestellt, als für die Beladung (und Löschung) wirklich erforderlich 
ist. Daraus geht hervor, dass die Kontrahenten hierbei unmöglich 
von der Auffassung ausgehen konnten, es würden dem Befrachter 
(Destinatar) behufs Vornahme der Ladearbeiten (resp. Lösch- 
arbeiten) in der That so viele Tage zur Verfügung stehen, als die 
vereinbarte Zeit beträgt, sondern dass dieselben gerade umgekehrt 
in Betracht ziehen, dass unberechenbare Zo&lle an gewissen Tagen 
das Laden (Löschen) hindern können, wie auch, £i8s an den — 
oft im voraus nicht zu berechnenden — Sonn- und Feiertagen die 
Arbeit der Regel nach ruhen muss. (S. Voigt im Neuen Archiv 
f. H.R. II S. 21 f.; Prot V S. 2096—2098; Entoch. des R.O.H.G. 
XX S. 417.) 

3* Natürlich gelten diese Grundsätze nur für den Fall, dass 
nicht eine anderweitige vertragsmässige Festsetzung durch die Kon- 
trahenten getroffen ist (Prot. V S. 2080). So findet sich' nament- 
lich in englischen Chartepartien Ausschluss der Sonn- und Fest- 
tage. Sollte in diesem Falle nur ausdrücklich der Sonntage Er- 
wähnung geschehen sein, so würden darunter auch, auf Grund 
des Art. 278 H.G.B. die Festtage zu verstehen sein. Allerdings 
ist der Sonntag begrifflich vom Festtage unterschieden. Trotzdem 
ist der letztere dem ei*8teren gleich zu stellen, nicht wegen des 
allgemeinen PoJizei^ebotes der Arbeitsrahe, sondern wecen der 
V^kssitte der Arbeitsrahe; denn es ist nicht anzunehmen, dass der, 
welcher an Sonntagen dieser Voikssitte folgt, sich an Festtagen 
ihr nicht unterwerfen wollte (dies gegen die Ausführungen in 
Entsch. des R.O.H.G. VI S. 93 f., wo die Klausel per ruming daySt 
sundays excepted wörtlich aufgefissst wird). 

Als ein kontraktmässiges Verzichten des Befrachters auf die 
Begünstigung des Abs. 2 Ziff. 1 wird es auch angesehen, wenn die 
Vereinbarung getroffen ist, dass die Abladung bis zu einem be- 
stimmten. Tage beendet sein muss (Art. 577). 

Art 575. 

Für die Tage, ivährend welcher der Verfrachter wegen Verhin- 
derung der Lieferung jeder Art von La^hmg hat länger ivarten 
müssen^ gehührt ihm Liegegeld, seihst tvenn die Verhinderung wiifir 
rend der Ludezeii eingetreten ist. Dagegen ist fiir die Tage, wäh- 
rend welcher er wegen Verhinderung der üebernahme der Ladung 
hat langer warten mSkssen, Liegegeld nickt m entrichten^ selbst wem 
die Verhinderung während der üeberliegeseH eingetrekn ist. 



1) IJei ISciirthcilunij und Ausle()ung der Handelsgeschäfte hat der Richter 
den Willen der Kontrahe nie n zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu hajien. 
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1. Dass der Verfrachter, wenn die Wartezeit wegen Verhin- 
derung der Uebernahme der Ladung ausgedehnt wurde, keinen 
Anspruch auf Liegeo;eld hat, ergiebt sich aus den allgemeinen 
Grundsätzen des bürgerlichen Rechts über die Miethe. Die \'er- 
pflichtung zur Zahlung der merces zessirt, wenn der Zu£Eill den 
Gegenstand der Miethe trifft, liier also den Verfrachter yerhindert, 
dasjenige zu lebten, was von seiner Seite znnftchst zu geschehen 
haty um die Ausfünrung des Transportes in Angriff zu nehmen. 
Auf der hamburger Konterenz wurde zunächst allerdings der ent- 
gegengesetzte Grundsatz aufgestellt und angenommen, d. h. dem 
Verfrachter das Recht eingeräumt , auch für diejenigen Tage 
Liegegeld zu fordern, welche „wegen Verhinderung der Ueber- 
nahme der Ladung in das Schifl' durch Wind und Wetter oder 
ähnliche Zufälle nicht in die Ueberliegezeit einzurechnen" sind; 
während die Verhinderung, welche während der Ladezeit stattfand, 
den Verfrachter nöthigen sollte, um so viele Tage, als die Ver- 
hinderung dauerte, länger unentgeltlich auf die Ladung zu warten 
(Prot. V S. 2168—2170). Die Vertheidiger dieser Ansicht machten 
dabei geltend, dass die Ueberliegezeit ein dem Befrachter im In- 
teresse des Handels zugestandenes heneficwm wäre, welches man 
nur unter der Voraussetzung eingeführt hätte, „dass auch die 
Lasten der Ueberliegezeit billig ausgeglichen würden^^, und „welches 
auf das Strengste zu interpreüren wäre". Die Gegner dagegen 
filhrten aus, dass der Befrachter, der von der Ueberliegezeit Ge- 
brauch machte, nur „eines ihm zustehenden Rechts" sich bediente, 
somit „von jedem Vorwurfe schuld hafter Verzögerung und allen 
Folgen des Verzuges frei sein'' müsste (Prot. S. 2247 — 2250). 
Später aber wurde der oben bereits angegebene Grundsatz des 
Art, 575 in seiner jetzigen Fassung angenommen. 

Dass auf der anderen Seite der Verfrachter Anspruch auf 
Liegegeld hat wegen jeder Ausdehnung der Wartezeit, die durch 
iigend einen die Person des Befrachters treffenden Zufiill ver- 
ursacht ist, entspricht auch den Grundsätzen des bürgerlichen 
Rechts über die lliethe. 

2. Der Umstand, welcher die Uebernahme der La- 
dung verhindert, muss natürlich, wenn die vom Artikel damit 
verknüpfte Folge eintreten soll, durchaus unabhängig von 
einem Thun oder Unterlassen des Befrachters sein. 
Dies ist besonders wichtig für die Frage, inwiefern die durch die 
Existenz eines s. g. regulär iurn (wonach der Schifi'er bei Kon- 
kurrenz mit fi'üher eingetroffenen Schiften erst nach deren Ab- 
fertigung an einer bestimmten I^adestelle anlegen kann) verur- 
sachte Verzögerung der Abladung vom Verfrachter zu tragen ist. 
Eine solche Verzögerung ist dann nicht zu Lasten des Verfrachters, 
1. wenn ausser der SteUe, für welche regulär tu/m besteht, eine 
andere freie Ladestelle an dem Platze vorhanden ist, sollte auch 
deren Benutzung mit grösseren Unkosten und Unbequemlichkeiten 
verbunden sdn; 2. wenn der Befrachter selbst die im Zusammenhang 
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mit dem regulär tum stehende Verzögerung verschuldet hat, indem 
er nicht dafür sorgte, dass stets die einzunehmende Ladung bereit 
war^ in Folge welches Umstandes das Schiff ablegen, dem folgen- 
den Schiff Fiats machen und bis m dessen vollBtSndiger Bela£mg 
warten miuBte (S. £nt8ch. des R.O.H.G. KXI S. 227—230.) 

Art 576. ■ I 

Sind f&r die Dauer der Ladegeit nach Art, 569 die ärÜidien < 
Verordnungen oder der Ortsgehranch maassgehendj so Jcommen hei ! 
Berechnung der Ladeeeit die beiden vorstehenden Artikel nur inso- 
weit zur Anwendung, als die örtlichen Verordnungen öder der OrtS" 
gebrauch nichts Abweichendes bestimmen. 

Der Artikel erklärt fUr die Berechnung der Ladezeit nicht 
schlechtweg an Stelle der Art. 574^ 575 das besondere Ortsrecht, 
wo ein solches existirt und von den eben genannten Artikeln ab> 

weichende Bestimmungen enthält, für roaassgebend, sondern nur 

dasjenige Ortsrecht, welches zugleich Bestimmungen über die 
Dauer der Ladezeit enthält und nach Art. 5(59 in dem konkreten 
Falle für diese raaassgebend ist. Bestünde an einem Orte lediglich 
eine Vorschrift über die Berechnung der Ladezeit, z. B. die, dass 
Sonn- und Feiertage in die Ladezeit nicht einzurechnen seien , so 
würde dadurch die Anwendung des Art. 574 nicht ausgesc lilossen 
werden. Da nämlich der Art 576 ausdrücklich zwisiäen Dauer 
und Berechnung der Ladezeit unterscheidet, so kann man unter 



1) Die englischen Gerichte unterscheiden hinsichtlich der Pflicht des Be- 
frachters zur Zahlung von Liegegeld nicht, ob der Aufenthalt durch Teriiiiide* 
rung der Lieferunp^ der Ladung, oder der Uebernahme der Ladung verursacht 
ist^ sondern stellen als Regel das Prinzip auf: den Befrachter trifft es, wenn das 
Scinff bei der Beladiuig Ober die Ladezeit hinaus aufgehalten wird, sollte sdbet { 
der Aufenthalt durch die Beschaffenheit des Wetters oder die Ueberfüllung des 
Docks verursacht sein; der Verfrachter kann nur für den Aufenthalt kein Li^e- 
geld verlangen, der durch ihn selbst oder einen das (beladene) Schiff am Ans* 
laufen hindemden ZvMl (z. B. widrige Winde) Terarsaeht ist (Maclaehlaa 
S. 522 f.). Deragemäss beginnt, auch wenn das Schiff die Ladun^c in einem Dock 
einnehmen soll, die Ladezeit, sobald das Schiff im Dock angelangt ist, auch ohne 
den eigentlichen Abladepiatz erreicht zu haben, sollte selbst dieser Platz als 
solcher in der Ghartepturtie bezeichnet sein. Wo also refffdar tum besteht, da 
ist hiernach der dadurch verursachte Aufenthalt in jedem Falle zu Lasten des 
Befrachters. (S. Mac lach lau S. 527; die hier in Note 4 zitirte Entscheidung 
in Davies V. Mc. Veagh ist auch ausführlich mitgetheilt von Voigt in Gold- 
seh mi dt s Zeitschr.^XVIII S. 349 £) Es sind jedoch auch frfiber Entschei- 
dungen gefällt worden, welche die Zeit, während welcher ein Zufall die Ueber- 
nahme der Ladung Seitens des Verfrachters verhinderte, als nicht in die Lade- 
zeit einzurechnen bezeichnen ; so die Zeit, während welcher auf Befehl der Orts- 
obrigkeit mit Radnicbt auf ein bevoratebendes Bombardement die Abladung 
unterbrochen werden mosste (Ford v. Cothesworth, s. Maclachlan S. 523 f; , 
Newson S. 56); ebenso die Zeit, während welcher das Schiff, das in Gemäss- 
heit der Chartepartie an einem bestimmten Quai anlegen sollte, an dem Ein- 
nehmen des Ladeplatzes durdi das Torbandeosein firttbor angekommener Sehiffis 
▼erbindert wnrde (Strahan t. Gabriel, s. Maclachlan S. 527). 
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einem fiir die Dauer der letzteren maassgebenden Ortarecht nicht 
ein solches verstehen, welches für die Arbitrirung einer an- 
gemessenen Ladefrist die leitenden Prinzipien darbietet , sondern 
nur das^ welches die Ladezeit selbst in Tagen, Wochen u. s. w. 
ausdrückt. (Vgl. Entach. des Jti.OJä.G. V S. 135 f.j des B.G. 
Ziv.S. lU S. 149 f.) 

Art 577. 

Hat der Verfrachter sich aushedunf/m , dass die Abladung bis 
ssu einem bestimmten Tage beendigt sein müsse, so wird er durch die 
Verhinderung der Lieferung jede^ Art von Ladmig (Art, 57ä Ziff, D 
mm längeren Warten mekt ver2)fliMet, 

Art. 578. 

SoU der Verfrackter die Laämg tfon einem Dritten erhaUen^ 

und ist dieser Dritte ungeadikt der von dem Verfrachter in orlS' 
üblicher Weise kmdgemachten Bereiischaft zum Laden nicht m er- 
mitteln, oder verweigert er die Lieferung der Ladumg^ 80 hat der 

Verfrachter den Befrachter schleunigst hiervon zu benachrichtigen 
und nur bis swn Ahlauf der Ladezeit, nicht auch ivährend der etwa 
vereinbarten Ueherliegezeit auf die Abladung zu wartest, es sei denn, 
dass er von dem Befrachter oder einem Bevollmächtigtm desselben 
noch innerhalb der Ladezeit eine enttjcgemjesetzte Anweisung erhält. 

Ist für die Ladezeit und die Löschzeit zusammen eine ungetheilte 
Frist bestimmt j so wird für den oben erwähnten Fall die Hälfte 
dieser FHst als Ladegeit angesehen, 

1. Wenn der Verfrachter die Ladung von einem Dritten in 
Empfang nehmen soll, so hat er sich bei diesem zu melden und 
ihm die Ladebereitschaft des Schiffs anzuzeigen. Ist ihm die 
Wohnung oder vielleicht gar der Name dieses Dritten nicht be- 
kannt, so hat er seine Ankunft und Ladebereitschaft durch Öffent- 
liche Bekanntmachung in der in den kaufmännischen Kreisen an 
dem betreffenden Orte üblichen Weise zur Kenntniss des Abladers 
zu bringen, z. B. durch Anzeige in den öffentlichen Blättern, An- 
schlag an der Börse. Wenn dies obneEi*folg geblieben, d. h. der 
Ablader nicht zu ermitteln ist, und ebenso wenn der Ablader sich 
gemeldet, oder auch dem Verfrachter von vom herein zugänglich 
war, auch die Meldung desselben entgegengenommen hat, aber die 
Abladung verweigert, so schreibt das Gesetzbuch dem Verfrachter 
vor, den Befrachte?* hiervon schleuni2:st in Kenntniss zu setzen und 
während der Ladezeit auf die Abladung zu warton , „damit der 
Betrachter während derselben die Sache möglichst redressiren, oder 
einen anderen Ablader gewinnen, oder selbst laden kann" (Entsch. 
des R.O.ri.Ü. VII S. 152 f). Das Gesetzbuch hat diese Vorschrift 
getroffen, um dem Schiffer für den in Eede stehenden Fall, in dem 

Levis, S«erecbt. 1. 2. Aufl. 18 
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er nie wissen kann, welche Handlungsweise dem Interesse des Be- 
frachters entspricht, eine Direktive zu geben (Prot. V 8. 2493). 

Die Ladezeit be^nnnt natürlich, wenn zur öÖentlichen Be- 
kanntmachung geschritten ist, an dem Tage, nachdem die Be- 
kanntmachung stattgefunden, der Anschlag eriblgt, das Blatt aus- 
gegeben ist. 

2. Der Dritte, um den es sich handelt, kann ein Ko rre s p on- 
dent, ein (ieschältstVeund oder ein Agent, ein Bevollmächtigter 
des Befrachters sein. Die Auzeigepflicnt des Verfrachters "wurde 
nun in dem einen wie in dem anderen Falle bestehen , wenn der 
Dritte selbst oder Beine Wohnung nicht zu ermitteln gewesen wäre. 
Verweigert jedoch der Bevollmächtigte die Ladung ^ so würde von 
einer Anzeigepflicht des Verfrachters nicht mehr die Bede sein 
k($nnen, weil der Befrachter die von seinem Stellvertreter abge- 
gebenen Erklärungen für sich gelten lassen muss (so auch Entsch. 
des R.O.H.G- Vll S. 153). Dies folgt einmal aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen, dann aber auch daraus, dass der Artikel den 
Verfrachter noch ausdrücklich verpflichtet, den Anweisungen des 
Stellvertreters des Befrachters Folge zu leisten. Ist tur den Ver- 
frachter eine Instruktion des Bevollmächtigten lünsichtlich der Ab- 
ladung bindend, so muss für denselben auch maassgehend sein die 
Erklärung des letzteren, er könne oder wolle keine Ladung liefern. 
Natürlich wird hierbei vorausgesetzt, dass der Bevollmächtigte als 
solcher Seitens des Befrachters dem Verfrachter bezeichnet war. 

3. Die Benachrichtigung hat nöthigen£alls auf telegraphi- 
echem Wege zu geschehen, weil sie sonst in vielen Fällen sar 
nicht zn bewerkstelligen sein würde. Entscheidend ist hierfür der 
Geschäfbgebrauch. 

4. Während der Ueberliegezeit hat der Verfrachter 
nicht weiter auf die Abladung zu warten, wenn er nicht eine 
darauf gerichtete Anweisung des Befrachters oder seines Bevoll- 
mächtigten erhalten hat; doch muss ihm diese, sowie überhaupt 
jede Instruktion, innerhalb der Ladezeit zugegangen sein. Mit 
Ablauf der Ladezeit ist der Frachtvertrag als gebrochen anzusehen; 
der Verfrachter ist „keine weiteren Instruktionen anzunehmen ver- 
pflichtet" und ist berechtigt, „die Annahme der Ladung zu ver- 
weigern". Hierzu ist auch die Erhebung eines Protestes nicht er- 
forderlich (^Prot. Vlll S. 3858). 

Art 579. 

Der Verfrachter nmss auf Verlaufioi des Befrachters die Heise 
auch ohne die volle ludmuioie Ladimy antretm. Es (jelmlirt ihm 
aber alsdann Glicht aUein die rolle Fracht und das etuaigt Lie(j('- 
geld, sondern er ist auch hereehtigt^ insoweit ihm durch die UnvoU- 
ständigkeit der Ladmg die Sicherheit ßr die voUe Fracht entgM 
die Bestellung einer anderweitigen Sicherheit m fordern. Ausserdem 
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sind ihm die Mehrkasten, welche in Folge der UnvolUtändigkeii der 
Ladmg ihm etwa erwad^sent durch den Befrachier tu ersUÜietk 



theilweiser Verzicht ist es auch au&utasseD, wenn der Befrachter 
an den Verfrachter das Ansinnen stellt, die Heise, statt mit der 
ganzen hedungenen Ladung, nur mit einem Theile derselben anzu* 
treten, vorausgesetzt, dass derselbe bereit ist, die volle Fracht zu 
entrichten. Es kann jedoch der Befrachter nur soweit von seinem 
Kecht der Verzichtleistiing Gebrauch machen, als dadurch nicht 
die Interessen des anderen Kontrahenten verletzt werden. Der- 
artige Interessen des Verfrachters sind aber vorhanden; und zwar 
wurde in dieser Beziehung auf der hamburger Konferenz Folgeu- 
des angeführt: „Wenn der Schiffer nicht die volle bedungene La- 
dung an Bord habe, so habe er auch nicht mehr vertragsmässige 
Deckung für die volle Fracht. Ferner sei der Verfrachter, der 
die Reise mit einer geringeren als der vertragsmässigen Ladung 
machen isoUe, im Falle der Havariegrosse wesentlich gefährdet 
Denn alsdann habe nur die wirklich auf dem Schiffe befindliche 
Ladung an den Havariekosten mitzutragen, und werde das Schiff 
mehr in Anspruch genommen, als wenn die volle Ladung konkur- 
riren müsste; auch darüber könne Streit entstehen, ob nur die für 
die verladenen Waaren zu berechnende Fracht oder die ganze 
Fracht an den Havariekosten theilzunehmen habe. Endlich könne 
die Ladung auch so beschaffen sein, dass dns iSehiff nicht ohne 
Ballast in See zu gehen im Stande sei. Der Ballast aber könne 
dem Schiffer unter Umständen grosse Kosten verursachen, zumal 
wenn er denselben nicht ohne eine Umladung der bereits nn Bord 
befindlichen Waaren einzunehmen im Stande sei" (Prot V S. 2135). 
Wegen der Verletzung dieser Interessen darf der Verfrachter Er- 
satz verlangen. Auf dieser Erwägung beruht die Bestimmung 
dieses Artikels^). 

2. Unter den dem Verfrachter erwachsenden Mehrkosten 
sind namentlich zu verstehen die Kosten, welche entstehen aus 
dem Einnehmen von Ballast und daraus, dass der Schiffer bei der 
Vertheilung der Havariegrosse mit einem grösseren Bdtrag an- 
gesetzt wird, als es bei voller Ladung der £all sein würde. 



1) Das finnländische Seegesetz Art. 96 verpflichtet einerseits den 
Charterer des ganzen Schiffs, der innerhalb der Wartezeit nicht die volle Ladnng 

Seliefert hat, vom Frachtverträge jedoch nicht zurücktritt, sondern das Schiff mit 
en eingenommenen Gütern abfertigt, zur Zahlung der vollen Fracht; berechtigt 
aber den Schiffer, wenn die geladenen Güter niiht die l'orderungen des Ver- 
frachters decken, und der Befrachter anderweitige Sicherheit nicht stellt, den 
Fraditvertrag zu lOaan unter Gelteadmaebung derselben Ansprüche, welehe sie 
bei Lösung des Frachtvertrags durch den Bärachter dem Verfrachter zustehen. 
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Art. 580. 



Hat der Befrachter zum Ablauf der Zeitj während ivelcher 
der Verfrachter auf die Ahladung zu warten verpflichtet ist (Warte- 
eeit), die Abladung nicht volUtändig bewirkt, so ist der Verfrachter 
befugt, sofern dir Befrachter nicht von dem Vertrage ziirücldriU, die 
Reise anznirrten und die im vorsiehenden Artikel bezeichneten For- 
derungen geltend zu machen. 

Der in diesem Artikel aufgestellte Sats ist die Folge des Prin- 
zips, dass der Befrachter die Ausführung des vereinbarten Trans- 



kann, zugleich aber zur ToUen Schadloshaltung des letzteren wegen 
der dadurch verletzten Interessen verpflichtet ist 



Der Befrachter kann vor Antritt der Reise ^ sei diese eine einr 
fache oder zusammengesetzte, von dem Vertrage unter der Verpflich- 
tung euirüektrelm^ die Hälfte der bedungenen IVacihi cds Fm^aM 

Bei Anwendung dieser BesUmmung wird die Beise schon dann 
als angetreten erachtet: 
1, wenn der Befrackter den SMffer bereits abgefertigt hat; 



1) Der französisehe Code de (Art. 288 Abs. 1) trifit die Be- 

Bt&DuraQDg: Vaffretettr, gtti n*a pas chargi Ut qtumtitS des marchandises 

portee par la charte-partie, est tenu de payer le fr et en entter^ et pour le 
chargement complet auguel ü a'ett engage, (Ebenso der belgische Code 
de ctmm. U 1879 Art. 75 Abs. 2.) Zagleich halten aber die franzOsisdben 
Juristen nnter analoger Anwendung des auf die Ilausrniethe bezüglichen Art. 17.5'2 
Codr i'lnl den Verfrachter für berechtigt, wenn er in dem Werth der gelaiJenen 
Güter keine voUständige Sicherheit wegen seiner Frachttorderung bat, Kaution 
wegen dee nicht gede<aten Betrages, event Aaflftsnng des Frachtvertrags za ye^ 
langen. S. Desjardins III S. 541 und die daselbst Zitirten. Mach dem 
holländischen H.G.ß. kann der Verfrachter, wenn der Befrachter während 
der Ladezeit nur einen Theil der Ladung geliefert hat, entweder für die Zeit, 
die er Iftager liegen bleibt, die dnrch die Chartepartie bestimmte event. dorch 
Sadiverständige zu arbitrirende Kntschädigung fordern; oder die Tieise mit 
dem geladenen Theil der Ladung machen, dafür aber die volle stipulirte Fracht 
nebst etwaigem Ueberliegegeld fordern (Art. 465). Ausserdem ist derselbe be- 
rechtigt, bei einer wiUirend der Reise stattgehabten grossen Havarie von dem 
Befrachter pro rata der niiht geladenen Güter einen Beitrag von zwei Dritteln 
des Werths der Schäden resp. der Unkosten zu fordern (Art. 466). Auch hat 
er die Belügniss, zur Sicherung der Fracht und der Havariegrosse-Beiträgß an- 
dere Waaren durch den Schiffer ohne Einwilligung des Befrachters einnehmen 
zu lassen. Itodi kommt die Fracht von diesen Waaren dem Befrachter zu; auch 
braucht dieser von denselben nicht zur Havariegrosse zu kontrihuiren (.\rt. 4(iä). 
In gleicher Weise räumen die nordamerikanischen Juristen dem Kapitän, wenn 
der Werth der eingenommenen Ladung keine hinreichende Sicherneit iiir die 
Fracht gewährt und ein begründeter Verd:icht, dass der Befrachter insolvent, ob- 
waltet, das Recht ein, andere Güter zu laden, um sich wegen seines Fracht- 
anspmchs zu sichern (Kent III 8. 204). 




vom Verfrachter fordern 



Art. 581. 
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<9. icetm er die Ladung bereits gang oder 0um TheU geliefert hat 
wnd die Wartemt verstrichen ist. 

1. Nach den allgemeinen Grundsätzen des Verti'agsrechta 
würde der Befrachter bei unterlassener Abladung, d. h. oei ein- 
seitigem Rücktritt vom Vertrage dem Verfrachter die bedungene 
Fracht zu zahlen haben unter Abzug der vom Verfrachter während 
derselben Zeit etwa anderweitig yerdienten Fracht (arg. L, 19 §9, 
§ 10 LoaUi 19, 2; £ntBch. des O.A.G. zu Rostock vom 24. Febr. 
1851 in Seufferts Archiv VII Nr. 87). Schon früher war es 
indess fast allgemein Rechtens, dass der Befrachter, wenn er vor 
Antritt der Reise den Frachtkontrakt aufkündigte^ nur einen Theil 
der Fracht zu entrichten hatte. (Cropp in Heises und seinen jur. 
Abli. II S. 619. ) Es beruht dieser Grundsatz auf Zweckmässigkeits- 
rücksichten, weil anderenfalls der Kaufmann „zu sehr in seinen Spe- 
kulationen beengt" und „die Verpflichtung des Befrachters im 
Falle einseitigen Rücktrittes vom Fiachtvertrage die ganze Fracht 
zahlen zu müssen, mit allzugrossen Nachtheilen für den gesammten 
Handel verbunden sein würde'^ (Prot. V kS. 21 lö). 

Das D.H. G.B. hat diesen Grundsatz, der sich auch in der Mehr- 
zahl der neueren Gesetzgebungen findet^), einfach autgenommen. 
Der Art. 581 enthält folgende Kegeln: 



1) Der französische Code de cnmm. (Art. 288 Abs. 3) bestimmt hin- 
sichtlich der Yertrachtuug des ganzen SchifEs: <S/ cei)endo)it VoffHteur^ sans 
aiooir riea lAargi^ rompt le voyage avant le depart , ü i)ayera 0n indemnüi 
au eapüaiM la moilii du frei convenu par la charte-partie paur la totaliU 
du chargement, fjn'il dernit ^faire. (Ebenso belg. Code de comm. II v. 1879 
Art. 75 Abs. 4.) Ein Rücktrittsrecht, nachdem das Schiff schon theU weise be- 
laden ist, steht dem Befrachter hier (soderB ab in dem Fall, wo das SchiiF 
est charg^. a citeülette : Art. 291; belg. Art. 87) nicht zu (franz. Code Art. 288 
Abs. 4. deutlicher belg. Art. 75 Abs. 5; vgl. Laurin bei Cresp II S. 197 f.; 
Desjardins III S. öOO). Der liefrachter muss in dieiem Falle die volle Fracht 
enlriebten, soweit nicht der Verfrachter darcb anderw e itigen Fracht?erdUeiuit 
schadlos gehalten wurd. Auch das holländ. H.G.B.(Art. 467) räumt demYer* 
firachter einen Anspruch auf die Hälfte der Fracht ein, wenn der Befrachter vor 
Anfang der Ueberliegezeit, ohne etwas verladen zu haben, die Beise aufkündigt, 
kttint also dn RflektrittsreGltt des Verfrachters nur, so laoffe derselbe nichts ge- 
laden hat. Ebenso das spanische II.G.B. (Art. 764). Nach finnländ. See- 
gesetz (Art. 94) ist der Befrachter zum Rücktritt berechtigt nicht nur vor Lie- 
ferung der Ladung, sondern auch nachdem diese ^anz oder zum Theil statt- 
nfiniaen hat, aber vor Ablauf der Lade- und üeberhegezeit. Er hat die HUfte 
der Fracht und der Kaplaken und das etwaige Liegegeld zu zahlen. Das 
englische Kecht erkennt ein Rücktrittsrecht des Befrachters gegen Zahlung 
einer gesetzlich festgesetzten Entschädigung nicht an; sondern in allen Fälleiu 
wo der Befrachter keine Ladung lirfert oder vor Antritt der Reise oder währraa 
derselben die geladenen Güter zurücknimmt, wird die Höhe der Entschädigung 
im konkreten Falle, wenn sich die Parteien darüber nicht einigen können, unter 
Berücksiditigung aller dabei in Betracht kommenden Umstände durch eine Jury 
arbltrirt (Maelachlan S. 450). Stellt der Verfrachter eine Klage foi- non-per- 
formanre an, so wird prinzipiell der dem Verfrachter zuii^efügte Schaden gleich- 
gesetzt dem Betrage der stipulirten l'racht unter Altzug der Unkosten der Reise 
ond einer etwa während derselben Reise-Periode verdienten anderweitigen Fracht« 
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a) Der Betrachter kann ohne jeden Grund vom Vertrage zu- 
rücktreten. 

b) Er hat in diesem Falle die Hälfte der bedungenen Fracht 
dem Verfrachter zu entrichten. 

c) Der Befrachter muss , wenn er nur zu dieser Entschädigung 
verpflichtet sein will, von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch 
machen vor dem Antritt der Reise. 

2. Die Entschädigung, welche der Befrachter dem Verfrachter 
zu entrichten hat^ boseiennet das Seerecht als Fautfracht^), 
welches Wort man von fauste de frei („Mangel-Fracht^' : fieseler, 
D. Privatr., 1. Aufl. III S. 480 Note 12) ableitet Auf diese Entschä- 
digung braucht sich der Verfrachter nicht dasjenige anrechnen zu 
lassen, was er anderweitig verdient. Es ist jedoch nicht etwa die 
vorgängige Zahlung die Bedingung für die Geltendmachung des 
Rücktrittsrechts*). Vielmehr richtet sich die VerbindHchkeit zur 
Zahlung der Fautfracht ganz nach dem im Fracht vertrage verein- 
barten Zahlungsmodus. Demgcraäss hat regelmässig, nämlich stets 
wenn der Destinatär nach Empfang der Waaren die Fracht zu 
bezahlen haben würde, der Betrachter sofort nach der Rücktritts- 
erklärung die Fautfracht zu entrichten. Waren bereits Güter ge- 
liefert, sofort nach der Wiederausladung derselben; und dem Ver- 
frachter würde alsdann wegen seiner Forderung auch ein Pfand- 
recht an den Gütern nach Art 624 zustehen, wdl in diesem Falle 
der Befrachter an die Stelle des Empfängers getreten wftre. Sollte 
jedoch nach dem Frachtkontrakte die Fracht dem Verfrachter nicht 
vom Destinatär, sondern vom Befrachter gesohlt werden, und war dem 
letzteren ein Kredit auf bestimmte Zeit gewährt worden, so kann 
der Verfrachter weder sofortige Zahlung der Fautfracht fordern^ 
noch ein Pfandrecht an den wieder ausgeladenen Gütern bean- 
spruchen, weil die Auflösung des Frachtvertrages ihm keine grösse- 
ren Hechte gewähren kann, als ihm von Hause aus zustanden 
^rot. V S. 2121). 

3. Als angetreten gilt die Keise mit Rücksicht auf diese 
Bestimmung, a) wenn der Befrachter den Schiffer abgefertigt hat, 
b) wenn die Lieferung der Ladung oder eines Theils derselben 
stattgefunden und zugleich die Wartezdt (Art 571) Terttridien Ist 

ohne dass Jedoch ein Zwang für die Jury bestftnde, unt^ allen UmstäDden den 
Schadens-Fjsatz gleich hoch zu normiren. Bestritten ist es, ob der Kapitän ver- 
pflichtet ist, in solchen Fällen eine andere Fracht zu suchen. Ist in der Charte- 
partie an Stelle der vereinbarten Fracht in case of non-performance eine be- 
stimmte Summe gesetzt, so kann der Verfrachter diese Summe ohne Abzog der 
wtiirend der betreffenden Periode Terdienten Fracht fordern. Doch ist audi im 
eningengesetzten Sinne entschieden worden. (S. Maolachlan S. 5831« vgl 
8. «8b f.- Abbott S. 344, vgl. S. 197 f.) 

1) Und zwar gebrtndit man diesen Ansdrnck nicht nur fltr die in der 
Hälfte der Fracht bestellende Entschädigung, sondern ftr Alles, was „an Fracht 
bezahlt werden" muss, .wenn der Verfrachter die bedim|^e Ladong gar mefat 
oder unvollständig geliefert^ hat (Prot. VIII S. 3875). 

2) Vgl. über daa finnlftndisehe Beeht 8. 279 Note 1. 

a 
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Unter Ablertigung versteht man „das ausdrückliche oder still- 
schweigende Anerkenntniss des Befrachters", „dass die Ablieferung 
beendigt sei". Diese Erklärung wird regelmässig mit dem Augen- 
blicke der vollständigen Lieferung der Ladung zusammentretfen 
oder doch unmittelbar darauf folgen (Prot. V S. 2122). Die in 
diesem Arlikd derselben beigelegte Bedeutung hängt aber von 
diesem Umstände nicht ab, vielmehr würde sie auch dann ein- 
treten , wenn die Abfertigung ,,bei sweifellos unvollständiger La- 
dung'' stattgefunden haben sollte. Und zwar kommt hierbei der 
Umstand nicht in Betracht, ob die Wartezeit oder auch die Lade- 
zeit noch läuft (Prot V S. 2200). In dem Falle sub 2 müssen 
beide Momente zusammentreffen, so dass der Rücktritt vom Ver- 
trage unter der in diesem Artikel angegebenen Voraussetzung 
möglich ist, sowohl -wenn nur ein Theil der Ladung, als wenn die 
ganze Ladung geliefert ist, vorausgesetzt, dass die Wartezeit 
noch läuft. 

Art. S82. 

Maclit der Befrachter von dem im vorsichnäcn Artikel bezeich- 
net m Mrchtr Gebrauch, nachdem Ladmui geliefert ist, so mtiss er 
auch die Kosten der EinJadiing und Wiedfrausladung trag<n und 
ßr die Zeit dfr mit möglielishr Beschleunigung zu beuirJcenden 
Wiederausladung , soiveit sie nicht in die Ladezeit fällt, Liegegeld 
(Art. 573) Mohkn. 

Der VerfrdKshter ist verpßdUti^ den ÄufenÜMM^ welchen die 
Wtederaushdung verursaM, seihst dam sieh gefaÜen m Jossen, 
wem dadurch die Wartezeit überschritten wird, wogegen ihm für 
die Zeit nach Ablauf dir Wartezeit Liegegeld und der Ersatz des 
durch Ueber schreitung der Wartezeit etUstandmen Scheidens ge- 
bührt, soweit der letkere den Betrag dieses Liegegeldes erweisUch 
übersteigt 

1. Aus der Bestimmung des vorigen Artikels geht bereits 
hervor, dass der Befrachter von seinem Kücktrittsrecht auch dann 
Gebrauch machen darf, wenn durch die daraus hervorgehende 

Ausladung der Waaren die Wartezeit überschritten werden sollte, 
ja sogar wenn der Anfang mit der Ausladung erst nach dem Ab- 
lauf der Wartezeit gemacht werden könnte. Da aber die Faut- 
fracht nur als Entschädigung für den Bruch des Frachtvertrages 
anzusehen ist, so muss dem Verfrachter noch fernerer Ersatz für 
den durch das Wiederausladen der Waaren entstehenden Zeitver- 
lust zu Theil werden. Auf dieser Erwägung beruhen die Bestim- 
mungen dieses Artikels^). 



1) Auch nadi dem finiilftndischen Seegesets (Art 94) hat der Befrachter, 

wenn er Ton seinem Rücktrittsrecht erst nach vollständiger oder theilweiser Ab- 
ladung der Gilter Gebrauch macht, noch die Kosten der Ein- und Ausladung zu 
tragen und ausserdem vor AusbändiguDg der Guter Zahlung zu leisten oder aus- 
imende Sicherhdt zu besteUen. 
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2. Wenn die Wiederausladung innerhalb der Ladezeit 
bewerkstelligt werden kann, so hat der Befrachter ausser der 
Fautfracht Sie Kosten der Einladung und Ausladung zu 
tragen. Dies steht allerdings im Gegensatz zur Kegel der Art 562 
und 594. Allein einmal ist hierfür maassgebend gewesen die Er- 
wägung, dass wenigstens die Kosten der Ausladung im Bestim- 
mungshafen nach dem daselbst bestehenden Gebrauch gar nicht 
dem Verfrachter zur Last fallen können, oder in Folge gewisser Um- 
stände ^) sich erheblich geringer stellen können als im Abladehafen 
(vgl. Prot. V S. 2452); ferner aber sind die Kosten der Ein- und Aus- 
ladung:- vom Gesetzbuch in Ermangelung einer dafür in Betracht 
komnumden spezielleren Norm nur deshalb dem Verfrachter zur 
Last gelegt, weil derselbe Ersatz dafür in der vereinbarten Fracht 
erhält; diese vereinbarte Fracht (die doch nur die ganze Fracht 
sein kann) bekommt eben der Verfrachter in diesem Falle nicht 

3. Wird die Ladezeit überschritten, aber die Warte- 
z^t innegehalten, so hat der Befrachter noch das gewöhnliche^ 
d« h. für diesen Frachtkontrakt Platz greifende Liegegeld zu 
zahlen; wird die Wartezeit gleich£sdls überschritten, ausser 
dem Liegegeld auch Ersatz für den nachweisbar hierdurch noch 
nicht gedeckten Schaden zu leisten. Ein solcher Schaden kann z. B. 
daraus entstehen, dass in Folge der Verzögerunff der Abreise ein 
Hinderniss der Abfahrt eintritt, z. B. Frost, welcner den Schiflfer 
zwingt, Monate lang liegen zu bleiben. Und hierdurch wieder 
kann derselbe möglicherweise verhindert werden , einen bereits 
anderweitig unter einer namhaften Konventionalstrafe eingegangeneu 
Frachtkontrakt zu erfüllen (Prot. V S. 2124 f.). 

Art. 583. 

NatMem die Beise im Sinne des Art, 581 angetreten ist, kam 
der Befrachter nur gegen Berichtigung der vollen FraM, aame aUer 

sonstigen Forderimgm des Verfrachters (Art. 615) und gegen Be- 
riekUgung oder SichersteUmg der im Art. 616 bezeichneten Forde- 
rungen von dem Vertrage eurOckireten und die Wiedera/usladmg der 

GiUer fordern. 

Im Fall der WiedermislaäHng hat der Befrachter nicht nur die 
hierdurch (entstandenen Mehrkosten, srmdem aueh den Scheuten zti 
ersetzen, iv elcher aus dem durch die Wiederatisladung verursachten 
Aufenthalt dem Verfrachter mtsteht. 

Zum Zweck der Wiederausladung der Güter die Reise eu 
ändern oder einen Hafen anzulaufen , ist der Verfrachter nicht ver- 
pflichtet. 



1) Es kann im Bestimmungshafen z. B, der Schiffer zum Herausnehmen der 
Ladung aus dem Schüfe seiner eigenen Leute sich bedienen, wagend er im Ab- 
ladeharon dam besondere Arbiter Terweadoi ranss. Vielleicht sind andi die 
ÄibeitslOlme im enteren Hafen geringer als im letzteren. 
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1. Wie schon oben bemerkt (s. die Ausführungen zum Art. 579 
S. 275), kann der Befracliter aut die Leistung des Verfrachters 
d. h. den Transport der Waaren verzichten ; aber er kann dies nie 
unter Bedingungen thun, wodurch Interessen des Verfrachters be- 
schädigt; und diesem Verbindlichkeiten auferlegt werden , welche 
nicht aus dem nnprfin^clicm Frachtvertrage hervorgehen. Dies 
folgt bereits aus allgemeinen Reditsprinzipien, (wie auch das O.A.Q-. 
zu Lttbeck, in emem £rk. vom 30. Juni 1870 in Seufferts 
Archiv XXIV Nr. 267, darauf hinwebt) ist aber vom H.G*B. 
gleich anderen Gesetzgt 1)ungeu ') noch ausdrücklich anerkannt 
worden (wie in diesem Artikel , so noch in Art. 639 f., Art. 643 
Ziff. 4). 

2. Nach dem Gesetz muss daher dem V e r f r a c h t e r alles 
das zu T Ii eil werden, was er auf Uriiiid des Fracht- 
vertrages zu fordern haben würde, wenn erden Transport 
ausgeführt hätte. Er hat daher Anspruch auf die volle Fracht und 
alle im Art. 615 genannten Akzessionen derselben, sowie auf Ersatz 
derjenigen, bei Gelegenheit des Transportes entstandeneu (vom 
Art 616 aufgezfthlten) ausserordentlichen Unkosten, welche dem. 
Befrachter zur Last fallen. Weshalh freilich der Art. 583 den 
Befrachter ohne Rücksicht auf die besondere Beschaffenheit des 
Frachtvertrages nöthigt, die Fracht Zug um Zug gegen die Aus- 
lieferung der Ladung dem Verfrachter zu zahlen, ist nicht abzu- 
sehen, indem dadurch der letztere unter Umständen besser gestellt 
wird, als wenn er den Transport ausgeführt hätte. Die*Protokolle 
der hamburger Konferenz geben darüber keine Auskunft. Der 
Wortlaut des Artikels („gegen Berichtigung'") lässt aber, beson- 
ders wenn man ihn mit der in dieser Hinsicht abweichenden Be- 
stimmung des Art. 581 („unter der Verpflichtung — die Hälfte — 
der Fracht — zu zahlen*') vergleicht, keine andere Auffassung zu. 
Man kann auch eine andere Auslegung nicht darauf stützen wollen, 
dass Art. 583 auf den Art. 615 verweist, welcher den £mpfänger 
nur ,,nach Maassgabe des Frachtvertrages oder des Konnosse- 
ments'' zur Zahlung der Fracht verpflichtet; denn der Hinweis 
auf Art. 615 geschieht nur zur Präzisirung der Fracht- Akzidenzen. 

3. Den Befrachter treffen alle KosteUi welche durch 
die Ausführung seines Verlangens entstehen. £r hat 
zwar nicht, wie im vorigen Artikel, die gesaramten Kosten der 
Einladung und Wiederausladung zu tragen, vielmehr sind die einen 
wie die anderen zu Lasten des Verfrachters, soweit nicht eine 
engere Norm darüber etwas Anderes bestimmt. Sollten aber in 



1) So vom französischen Code de comm. Art. 293; belg. Code de 
eonim. II Art. 89. Der Bestimmung: Le chargeur qui retire He« luarchandUea 
pendänt le voyagey est tenu de payer le fr et m enÜer et tou» les fraü d« 
(h'placement occasion^s par le dt:chargement ; fügen beide Gesetzbücher den 
auch für das deutsche Recht sich von selbst verstehenden Sat2 hinzu: si lea 
marcliandmcs sont retireea pour cause des faits ou des fautes du capitainet 
eehiM e$t reepontaMe de toua lea frait. 
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Folge einer solchen den Destinatar die Kosten der Ausladung 
treÜen, so hat der Betrachter in diesem Falle dieselben zu tragen, 
ebenso aber auch die Kosten, welche der Verfrachter nicht gehabt 
hätte, ,jwenn er die Ladung erst im Bestimmungshafen gelöscht 
haben würde" (Prot. V S. 2451 f.). 

4. Der Befrachter hat ferner dem Verfrachter den durch 
den Aufenthalt yerur^achten Schaden zu ersetzen. 
Darunter sind nicht nur die für den Aufenthalt in dem Ldschungs- 
hafen vom Schiffer zu machenden Ausgaben zu verstehen, als 
Hafengelder, Heuer und Unterhaltungskosten fiir die Besatzung, 
sondern auch jeder anderweitige positive Schaden, welcher dem 
Verfrachter dadurch erwachsen ist, dass er das Schiff nicht mit 
der Ladung nach dem Bestimmungshafen gebracht hat. Dahin 
gehören die tür die Einnahme von Ballast aufzuwendenden Kosten, 
wenn der V'er trachter durch einen bereits abgeschlossenen Fracht- 
vertrag genuthigt war, nach jenem Hafen behufs Einnahme einer 
neuen Ladung zu versegeln, ebenso eine Konventionalstrafe, welche 
dadurch verwirkt ist, dass der VertVacliter lediglich in Folge der 
Weisung des Befrachters einen anderweitigen Frachtvertrag nicht 
rechtzeitig (z. B. wegen inzwischen eingetretenen Frostes) hat aus- 
führen können. Dagegen erstreckt sich die Verbindlichkeit des 
Befrachters „nicht auf den Ersatz eines entgehenden G^winns^, 
welcher etwa darin gefunden werden könnte, dass der Schiflfer 
durch die in Folge der Entlöschung und Einnahme von Ballast 
„entstehende Verzögerung seiner Ankünfit im Bestimmungshafen 
eine günstige Konjunktur für Eingehung neuer Frachtverträge^' 
nicht mehr hat benutzen können (Prot v S. 2451). 

Art. 584. 

Der Befrachter ist statt der vollen Fracht nur zwei Drittel dr- 
selbcn als Fautfracht zu zahlen verpflichtet, wenn das Schiff' zugleich 
auf liückladung verfrachtet ist oder in Atisführung des Vertrags zur 
Einnahme der Ladung eine Fahrt aus einem anderen Hafen zu 
machen hat, und wenn in diesen beiden Fällen der Rücktritt früher 
erklärt wird, als die Rückreise oder die Reise atis dem Ahladungs- 
hafen im Sinne des Art, 581 angetreten ist. 

Für das in diesem Artikel normirte Rechtsverhältniss sollten, 
so weit die Frachtforderung in Frage steht, keine anderen Grund- 
sätze zur Anwendung kommen, als für das im vorigen Artikel ge- 
regelte, weil die Rechtsverhältnisse in Wahrheit dieselben sind. 
Ist ein Schiff auf Rückladung zugleich verfrachtet, so beginnt die 
Heise mit dem Abgange aus dem Ausreisehafen, und sie endet mit 
der Ankunft res^. Löschung in diesem, da für die Ausreise und 
R&okreise nur eine Fracht stipulirt worden ist Hat das SduiP 
nach dem Frachtkontrakt sich erst von dem Hafen, in dem es sich 
befindet, in BaUast nach einem anderen Hafen zu begeben, um die 
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Ladung emzunehmen, so beginnt die Reise mit dem Anfange der 
Ballastreise und endet mit der £Dti<iBchuDg der Ladung im Be- 
stimmungshafen. 

Der preassische Entwurf (Art 482) hatte nun die Bestimmung 
getroffen: 

— Matte das Schiff zur Einnahme der Laäuiuj schon eine Fahrt 
aus einem anderen Hafeti gemacht, oder war das Schiff auf Ruck' 
ladung rerfrachtei^ so ist der Befrachter gur Bezahlung der vollen 

bedungenen Fraeht verpflichtet : es sind ihm jedoch darauf die für 
die anderweit erhaltenen Ladungsgüter eingehenden Frachtgelder m 
Gute rerhneyi. 

Der Schiffer darf eine Ladung derselben Art, ivie die bedungene^ 
nicht zurückweis( n, wenn sir ihm andcrn-eit geboten wird. 

Dass der Verfrachter hier verpflichtet wurde^ sich die ander* 
weit erhaltene Fracht auf seine Frachtforderung anrechnen zu 
lassen, ist nur daraus zu erklären, dass man die Reise in Ladung 
— im Gegensatz zur Ballastreise — >, resp. die Rückreisef als 
selbständige Reise betrachtete. 

Auf der hamburger Konferenz wurde jedoch gegen den dem 
Verfrachter prinzipiell zuerkannten Anspruc h auf die volle Fracht 
Widerspruch erhoben, indem man geltend machte, dass bei der 
locatio conductio operis — im Gegensatz zur locatio conduciio ope- 
ranm — die Forderung des conductor operis, wenn der heatar 
„von der Ausführung des Werkes keinen Gebranch'' mache, nicht 
„auf Bezahlung des vollen bedungenen Lohnes'' gehe, sondern sich 
lediglich in eine Interessenforderung auflöse, bei deren Berechnung 
die Kosten, welche die Ausführung mit sich gebracht haben wtürde, 
in Abzug kommen müssten. Ausserdem wurde darauf hingewiesen, 
dass die Liquidation mit Rücksicht auf die Frage, welcher ander- 
weitige Verdienst des Schiffers von der vollen Fracht in Abzug 
kommen müsse'^ besondere Schwierigkeiten darbieten würde (Prot. V 
S. 2139, S. 2149). Um diese zu vermeiden, wurde der Antrag 
gestellt, ,,deni Verfrachter eine zwischen der halben und der ganzen 
Fraclit liegende, durch freies ricliterliches Ermessen zu bestimmende 
Quote der Fracht" zuzusprechen, ein Vorschlag, der von 6 Stimmen 
angenommen, von 6 Stimmen verworfen warde. Noch ehe indess 
mit Rücksicht auf diesen Antrag eine Entscheidung durch den 
dem Präsidenten der Konferenz zustehenden Stichentscheid ge- 
troffen war, wurde ein anderer Antrag gestellt, wonach der Be- 
frachter verpflichtet sein sollte, die volle Fracht zu entrichten, aber 
die Befugniss erhielt, eine angemessene — im Streitfalle durch den 
Richter ftstzustellende, aber nie die Hälfte der vollen Fracht über- 
steigende — Quote in Abzug zu bringen , „wenn nach den Um- 
ständen anzunehmen" wäre, dass sich dem Verfrachter „ohne Be- 
schwerde Gelegenheit zu anderweitem Frachtverdienst" darböte, 
oder dass ihm wenigstens „ein sonst nothwendiger Kostenaufwand 
gespart würde" (Prot. V S. 2143). Dieser Antrag wurde mit einer 
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. Majorität von nur 7 gegen 5 Stimmen und unter einem fönnUcheii 

Protest des stiramführenden Abgeordneten für Hamburg angenommen 
(Prot. V S. 2150 f.). Noch in erster Lesung- kam man abermals 
auf diesen Punkt zurück , und es wurde unter Hinweis darauf, 
dass zu befürchten, es werde „in jedem einzelnen Falle über die 
Summe, welche von der ganzen Fracht in Abzug zu bringen sei", 
ein Prozess entstehen, der Antrag gestellt, dem Verfrachter zwei 
Drittel der Fracht zuzusprechen, und dieser Antrag wurde fast 
^ einstimmig angenommen (rrot V 8. 2498 f.). 

Um den Sinn des Artikels richtig zu edasseu; muss man den- 
selben mit Art 581 S, kombiniren. Danach ist der Befrachter, auch 
wenn eine Keise der in Art. 584 behandelten Art vorliegt, be- 
rechtigt, gegen Zahlung der Hälfte der vollen (für Hin- und Rück- 
reise bedungenen) Fracht vom Vertrage zurückzutreten, so lange 
ihm dies gestattet sein würde, wenn nur die erste Reise den Gegen- 
stand des Frachtvertrages gebildet hätte, d. h. vor Antritt der Reise 
aus dem Abp^angshafen. Vom Antritt dieser Reise bis zum Antritt 
der Rückreise resp. der Reise in Ladung kann der Befrachter 
' • gegen zwei Drittel der Fracht zurücktreten. Von dem Augenblick 
aber, wo auch die letztgenannte Reise als angetreten gilt, nur gegen 
Zahlung der ganzen Fracht (Prot V S. 2140, VIII S. 3889). 

Unter der vollen Fracht ist selbstverständlich zu verstehen die 
für die Ausreise und die Bfickreise resp. die Ballastreise und die 
Reise in Ladung zusammen stipulirte Fracht 

Art 585. 

Bei anderen gusammengesetgten Beisen erhäU der Verfiraekter, 
wem der Befrachter den BHUHäriit erhläH, heoor m Bemtg aiuf de» 

letzten Beiseahschnitt die Beise im Sinne des Art. 581 angetreten 
ist, als Fautfrackt »war die volle Fracht^ es kommt von dieser je- 
doch eine angemessene Quote in Abzug, sofern die Umstände die 
Annahme hegründeti, dass der Verfrachter in Folge der AufJiehing 
des Vertrages Kosten erspart und Gelegenheit gu anderweitigem 
Frachtverdienst gehahf halte. 

Können sich die Parteien über die ZuJässiglceit des Abzuges oder ' 
die Höhe desselhm nicht einigen, so entscheidet darüber der Michter 
nach billigem Emiessen. 

Der Abzug darf in keinem Falle die HäUfte der Fracht Übet' 
steigen. 

1. Für andere Fälle kombinirter Reisen, als die im Art. 584 
behandelten, enthielt der preussische Entwurf keine Bestimmung, 
und es herrschte zuerst auch auf der hamburger Konferenz die 
Ansicht vor, „dass bei der grossen Verschiedenheit der maassereben- 
den Verhältnisse hierüber keine allgemeinen Bestimmungen erlassen 
werden könnten, die Entscheidung hierüber vielmehr dem Richter 
anheimzugeben sei'' (Prot. V S. 2174); später machte sich jedoch 
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die Auffassung geltend, dass die ;^aB zwei Gliedern^' zusammen- 
gesetzten Reisen (d. h. die Reisen, deren der Art. 584 Erwähnung 
thut) gleichfalls zu den „kombinirten Reisen" gehörten, und dass, 
was für jene beschlossen sei, „in der Regel auch für die aus meh- 
reren Gliedern bestehenden Kombinationen Geltung haben müsse, 
soweit sie überhaupt als eine einzige Reise angesehen werden 
könnten". Es wurde daher die für die Reisen des Art. 584 von 
der Versammlung zuerst beliebte Bestimmung, dass der Befrachter 
im Falle des Rücktritts mr Zahlung der ganzen Fracht unter 
eyentneUem Abzug einer angemessenen Quote verpflichtet sei (s. o. 
S. 283), auch auf die anderweitigen kombinirten Reisen ausgedehnt 
(Prot. V S. 2200 f., S. 2478). Diese Bestimmung Hess man für 
die letzteren Reisen stehen, als man für die Reisen des Art. 584 
dem Verfrachter das Becht auf zwei Drittel der Fracht zusprach < 
(Prot. V S. 2499). 

Für konsequent kann man es freilich nicht halten , dass die 
hamburger Konferenz für ein wesentlich gleichartig-es Rechtsver- 
hältniss (Art. 583, 584, 585) drei verschiedene Prinzipien aufgestellt 
hat, und es ist mir namentlich die ratio nicht erfindlich, nach 
welcher der Verfrachter bei der kombinirten Reise des Art. 584 
iipmer zwei Drittel, bei der des Art. 585 möglicher Weise einmal 
nur drei Fünftel oder gar die Hälfte der stipulirten Fracht erh&lt. 

2. Unter der v ollen Fracht ist die f&r die s&mmtlichen 
Reisen etwa stipulirte Gesammtfracht zu verstehen; ist eine solche 
nicht vereinbart, die Summe aller einzdhien Frachtbeträge. 

3. Ob übrigens ein Frachtkontrakt; vermöge dessen der 
Verfrachter sich verpflichtet^ eine Reihe von Reisen für einen be* 
stimmten Befrachter zu unternehmen, als Vertrag über eine 
kombinirte Reise, oder als Kontrakt über mehrere unab- 
häiitrige Reisen aufzufassen, ist quacsiio facti. Ist für jede der 
verschiedenen Reisen die Fracht , in der einen oder der anderen 
Weise besonders normirt, so ist das ein süirkes Argument für die 
Annahme verschiedener Reisen (vgl. Prot. Vlll S. 3890 f.). 

Art 586. 

Eai der Befrackter hü mm Ablauf der Warieeeit kerne Ladmg 
geliefert y so ist der Verfrachter an seine VerpfliMungen aus dem 

Vertrage nicht länger gebunden y wnd befiigt^ gegen den Befrachter 
dieselben Amprüehe geltend zu machen, welche ihm zugestanden 
haben würden, wenn der Befrachter von dem Verirage mrückgetreten 
wäre (Art. 581, ö84, 585). 

1. Die Bestimmung dieses Artikels bezieht sich ebensowohl 
auf die ein&che Reise, wie auf die aus zwei Gliedern und auf die 
aus mehr als zwei Gliedern zusammengesetzte Beise ^). 

1) Das französische Hecht trifft für den Fall einer Reise „aus und zu 
Ähb" die Bestimmung {Code de comm. Art. 294 Abs. 2) : Si ayant ete friti 
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2. Zweifelhaft ist nur, ob bei einer kombinirten Reise der 
Schiffer schon dann befugt ist, ,jVon dem Vertrage abzugehen", 
wenn er in einem Hafen die bedungene Ladung nicht 
erhält, „obschon er nach dem Vertrage in anderen Häfen wieder 
andere Ladungen in Empfang zu nehmen und weiter zu transpor- 
tiren^' hat Die Frage ist weder unbedingt zu bejahen ^ noch zu 
verneinen, vielmehr sind bei ihrer Beantwortung immer die kon- 
kreten Umstände in Betracht zu äehen (Prot V S. 2499 f.). Es 
werden sich in dieser Hinsicht folgende allgemeine Hegeln auf- 
stellen lassen: 

a) Werden in einem bestimmten Hafen keine Güter vom Be- 
frachter resp. dessen Bevollmächtigtem geliefert, verlangt dieser 
aber (natürlich unter Erfüllung der im Art. 579 angegebenen Be- 
ding]:; unp:en), dass sich das Schiff in Ballast nach dem nächsten 
Halen begebe, um dort Ladung in Empfang zu nehmen, so hat 
der Schiffer dieser Anweisung Folge zu leisten. Der Befracliter 
kann nämlich verlangen, dass der Verfrachter auch ohne die volle 
bedungene Ladung die Heise antritt (Art. 579). Daraus ist wieder 
zu folgern, dass der erstere auch fordern darf, dass der letztere 
die Böse in Ballast macht, wo er ein Interesse daran hat; denn da 
das Geseta über das Minimum der Ladung nidits bestimmt, mit 
welcher der Scluffer die Reise anzutreten hat^ so kann der Befrachter 
auch beanspruchen, dass derselbe ohne alle Ladung, d h. in Ballast 
sich nach dem Bestimmungshafen begiebt, um so mär, als hierdurch 
die Lage des Verfrachters in keiner Weise verschlechtert wird. 
Gegen diese Auffassung lässt sich auch '<<ler Umstand nicht geltend 
machen, dass der Art. 579 den Schifier verpflichtet, ,,ohne die 
volle bedungene Ladung" und nicht ohne Ladung überhaupt 
die Heise anzutreten ; denn da der zitirte Artikel nur die einfache 
Reise vor Augen hat, so wäre es sinnlos gewesen, wenn derselbe 
den Schiffer ausdrücklich verptiichtet hätte, eine Reise ohne Ladung 
zu machen, woran der Befrachter gar kein Interesse gehabt hätte. 
Eben so wenig kann man der gedachten Ansicht den Art 587 
Abs. 3 entgegen setzen; denn auch hier wird der Verfrachter ledig- 
lich deshalb von der VerpfÜchtong entbanden, die im Vertrage 



ponr VaUer et le retour^ le uavire fait son retour aaim chargement ou uvec 
un chargement incomplet , le frei entier est dü au capitaine , ainsi que Vin- 
tirÜ du reiardemmt. (Im Abs. 1 heisst es: Si U navire eat arreU au dSpart, 
pcndant la route, ou au Heu de sa tUchnrqc ^ j^ar If /"it de VaiTreti nr ^ les 
frais du rMardeinent sind dtis par l\ij/reteur.) Ebenso nach diesem der 
belgische Coile de conun. II Art. 82. IVIan versteht jedoch die Bestim- 
muiig des Code unter Berufung auf Yalin, bei dem sich dieselbe Auffas- 
sung der entsprechenden Vorschrift der Ordonnnnrr de In marine (III, ?, Art. 9) 
hndet, dahin, dass die Fracht nur soweit zu ;(ahlen ist, als nicht der Kauitän 
in dner anderweitig ^'efundenen Fracht schadlos gehalten wird. Atif der anderen 
Seite hat der Verfrachter Anspruch auf Ersatz nicht nur des durcb den etwaigen 
Aufenthalt, sondern überhaupt durch die Nichtlieferung der Ladung verursachten 
Schadens iwenu der Kapitän z. B. Ballast hat einnehmen müssen). S. Desjar- 
dins m S. 6d5£ 
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bezeichnete Reise — das wären aber im vorliegenden Falle sämmt- 
liclie Reisen, nicht eine einzehie — auszuführen, weil dies ohne 
jedes Interesse für den Betrachter wäre. 

b) Soll der Schiller die Ladung nicht vom Befrachter selbst,, 
sondern von einem Dritten in Empfang nehmen, so ist er ver- 
pflichtet, dem ersteren von der nicht erfolgten Lieterung nach 
Art. 578 Anzeige zu machen und das weiter in diesem Artikel 
Yorgescbriebene Ver&hren zu beobachten. Wäre aber eine solche 
Anzeige nicht za bewerkstelligen , so würde der Schiffer naeh 
Art 504, welcher ihm aufgiebt , das Interesse der Ladungsbethei- 
ligten wahrzanehmen 0> verpflichtet sein, nach dem nächsten Hafen 
za vereegeln, um daselbst andere Ladung in Empfang zu nehmen, 
vorausgesetzt, dass nicht die Unmöglichkeit, solche zu erhalten, 
klar vorlag. ' 

c) In allen anderen Fällen wird man dem Scliitier wohl das 
Recht einräumen müssen, vom Vertrage zurückzutreten, wenn er 
auch nur in einem der namhaft gemachten Häfen keine Ladung 
erhält. 

3. Wenn das Gesetz den Befrachter nicht länger für ge- 
bunden erklärt) so soll damit gesagt werden, dass der Vertrag 
nicht ipso jure aufgelöst ist, wenn die Ladune nicht bis £nde der 
Wartezeit geliefert worden, sondern dass der Verfirachter das Recht 
hat, vom Vertrage zurückzutreten. Dazu bedarf ee allerdings 
keiner ausdrücklichen Erklärung, sondern es kann dies eben so 
gut durch konkludente Handlungen geschehen, z. B. durch Ab- 
segeln, durch Abschliessen einer neuen Charter. Würde aber der 
Verfrachter liegen bleiben und nach Ablauf der Wartezeit die ur- 
sprünjrlich bedungene Ladung ohne irgend eine besondere Verein- 
barung einnehmen , so könnte dies nicht als ein neuer Frachtver- 
trag betrachtet und der Verfrachter nicht tiir berechtigt gehalten 
werden, neben der Fautfracht noch die ursprünglich für die La- 
dung vereinbarte Fracht zu fordern. Dui'ch bedingungslose An- 
nahme der Ladung nach der Wartezeit würde der Schifier viel- 
mehr zu erkennen geben, dass er den alten Frachtkontrakt als 
noch zu Recht bestehend anerkennt (Prot. VIÜ S. 9878 f.). 



Art. 587. 

Auf die Fautfracht wird die Fraekt, welche der Verfrachter ßr 
andere LadungsgiUer erhäU, nicht angerechnet. 

Durch diese BesOmmung ivird jedoch die Vorschrift im ersten 
Ähsatß des Art, 585 nicht berührt 

Drr Attspruch des Verfrachters auf Faid fr acht ist nicht davon 
abhängig, dass er die im Vertrage heeeidmete Meise ausführt. 



_ 1) Durauf wurde auch auf der hamburger Konferenz aufmerksam gemacht: 
P*ot V S. 2499f. 



Digitized by Google 



288 



Fünfter Titd. 



Durch die Fautfracht werden die AnsprücJie des Verfraehters 
auf Liegegeld tmd die übrigen ihm eiwa zustehenden Farderunffen 
(Art, 615) nickt amsgesektossm. 

' 1. Der Abs. 1 des Artikels besieht sich, wie aus Abs. 2 
ersichtUch, auf die Fautfracht des Art. 581 und die des 
Art 584. Die Bestimmung erklärt sich daraus, dass dem Ver- 
frachter gerade ein Anspruch auf Fautfracht im Betrage von 
Vf resp. '/s der stipulirten Fracht an Stelle des Ansprudis auf 
die ganze Fracht unter Abzug der anderweit verdienten mnge- 
räumt ist. 

2. Durch den Empfang der Fautiracht wird der Verfrachter 
wegen seines Anspruchs auf Liegegeld und die ihm sonst noch zu- 
stehenden Forderunfren nicht abgefunden, weil die Fautfracht 
nur eine Knt Schädigung für die verloren gehende 
Fracht^) ist. Das Liegegeld speziell muss bezahlt werden nach 
den allgemeinen Grundsätzen über die Miethe ohne Rücksicht dar- 
auf , ob während der Ueberliegezeit die Abladung bewerkstelligt 
woraen ist oder nicht; denn das Schiff hat zur Disposition des &- 
frachters gestanden, und wenn derselbe auch durch einen in seiner 
Person foSb. ereignenden Zufall verhindert worden wäre, davon Ge- 
brauch zu machen y so befreit ihn dies nicht Yon der Verbindlioh- 
keity die merces zu zahlen. 

Art. 588. 

Ist ein verhäUnissmiissiger Theil oder ein hc^timmt bezeichneter 
Baum des Sehiffs rerfrachtet^ so gelten die Art, ööö bis 587 mit fol- 
genden Ahweichui/fj( n : 

X» Der Verfrachter erhält in den Fällen, in welchen er nach 
diesen Artikeln mit einem Theil der Fracht sich begnü(/en 
müsste, als Fautfracht die volle Fracht, es sei denn^ duss 
sämmiUche Befrachter eurücktretm oder kerne Ladung liefern. 

Van der voUen Flockt kommt jedoch die Fraekt fSur die- 
jenigen Guter m Abifugt welche der Verfraekter an äeUe der 
nicht f/elicferten angenommen hat. 

In dm Fällen der Art. 582 tmd 683 kann der Befrachter die 
Wiederausladung nicht verlangen, ireun dieselbe eine Vereöge- 
rung der Beise snr Folge haben oder eine Umhulmif] nöÜUg 
machen tviirdc, es sei denn, dass alle übrigen Befmchter ihre 
Genehmigivng ertheiJteii. Ausserdem ist der Befrachter Ver- 
frachter verpflichtet, sotvohl die Kosten als auch den Schaden 
zu ersetzen, welche durch die Wiederausladung entstehen. 



1) Die frans öS Ischen Schriftsteller bezeichnen die Fautfracht gleiehfUls 

alB imx Sorte de prime on d" iii<lcinnitA de rachnt de la Convention: Laurin 
bei ( resp II S. 197; TgL Kuben de Couder IV S. 466 N. 246; Desjar- 
dins III S. 697. 
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Machen sämmüiehe Befrachter von dem Jlechtc des Rück- 
tritts Gebrauch, so hat es bei den Vorschriften der Art, 582 
und 583 sein Bewenden. 

1. Das Gesetzbuch stellt hinsichtlich der Lade- und Ueber- 
Hegezeit und hinsichtlich des Rücktritts vom Vertrage die Ver- 
charterung einer Quote , sowie eines räumlich bestimmten Theils 
des Schiffs der eines ganzen Schifls gleich. Trotzdem wurden auf 
der hamburger Konferenz — freilich erst in zweiter Lesung — 
in zwei Punkten wesentliche Abweichungen hiervon statuirt und 
die Qnmdsfttse der Stückgüterfiracht zur Anwendung gebracht 
(Prot. Vin S. 3882-8885). 

Die erste in Ziff. 1 en&altene Abweichung wnrde dadurch 

ferechtfertigt, dass i^das Recht gegen Entrichtung einer Quote der 
'rächt vom Vertrage zurückzutreten, nicht füglich jedem einzelnen 
Befrachter fUr sich zugestanden werden könne^ weil diese Quoten 
nur unter der Voraussetzung als eine entsprechende Entschädigung 
des Verfrachters betrachtet worden seien , dass der letztere die 
Reise nicht zu machen brauche^', während hier „die Keise des 
Rücktrittes unerachtet ausgetührt werden müsse" Die Konferenz 
hielt sich, obwohl sie die juristische Natur der hier in Frage 
stehenden Frachtverträge der des Totalfrachtvertrages gleichstellte, 
zu dieser Abweichung für berechtigt, weil die von ihr getroffenen 
i3e8timmnngen Aber den Rücktritt Tom Vertrage gegen eine im 
Gesetz ein mr allemal bestimmte Quote der Fracht nicht auf dem 
imieren Wesen der Totalbefraditnngen, sondern lediglich auf Zweck- 
mfissigkeitsrücksichten beruhten«' (Prot Vill S. 8882 f.). Auch 
lasst sich noch geltend machen — auf welchen Umstand in der 
Konferenz freilich nur mit Rücksicht auf Stückgüterladungen hin- 
gewiesen wurde — dass bei „Vercharterung des ganzen Schiffs" 
die volle Fracht zu bezahlen ist, „wenn der Schiffer die Reise mit 
einem Theile der Ladung ausführen^' muss (Prot. V S. 2178) ^ 

Die Bestimmung der Ziff. 2 erklärt sich daraus, dass, wenn 
die Güter mehrerer Befrachter auf dasselbe Schiff' abgeladen wer- 
den, eine gewisse Gemeinschaft zwischen diesen Personen entsteht, 
welche die Folge bat , dass Jeder bei der Geltendmachung seiner 
fieehte auf die seiner Mitbeirachter Rücksicht nehmen muss. Tritt 
nun eine Kollision zwischen den Ansprüchen yerschiedener Be- 
frachter ein, so kann diese nicht in der Weise eelöst werden^ dass 
man die Majorität entscheiden Iftsst, noch au<m, dass der Geld- 
werth der von jedem geladenen Güter für maassgebend gehalten 
wird, vielmehr muss naturgemSsser Weise der, welcher eine Ab- 
weichung von dem ursprünglichen Kontrakts verhältniss beansprucht, 
denjenigen gegenüber zurückstehen ^ welche die Ausführung des- 
selben verlangen. 



1) Ueber das fransösische Recht s. S. 291 Note 1. 



Levis, Seerecht. I. 2. Aufl. 
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2. Nur den Befrachtern wird das Recht abgesprochen, 
die Wiederausladung ihrer Güter ohne Zustimmung der Mitbefrachter 
ZQ verlangen. Dieselbe wird aber nicht unbedingt verboten, so 
das8 der Schiffer einem darauf gerichteten Verlaneen auch ohne 
eingeholte Qenehmigung der letzteren stattgeben dar£ vorausgesetzt^ 
dass nur keine rechtli(men Interessen dieser dadurch verletzt wer- 
den (Prot V S. 2454). 

3, Unter Umständen kann es zweifelhaft sein, ob die 
Kontrahenten die Verfrachtung eines räumlich bestimm- 
ten Theils oder eine Stückgüterfracht mit der Neben- 
bedingung beabsichtigt haben, dass „die Ladung in einem be- 
stimmten Räume untergebracht werden" soll. Die Entsclieidung 
dieser Frage ist aber immer nur dem konkreten Vertrage zu ent- 
nehmen, welcher stets einen Anhaltspunkt dafür abgeben wird, wo- 
rin der Jiauptgegenstand des Vertrages besteht (Prot, V S. 2185). 

Art. 589. 

Hat der IVarhtverfrag Stückgüter mm Gegenstand, so muss der 
Befrachter auf die Aufforderung des Schiffers ohne Verzug die Ab- 
ladung hewirim, 

M der Befradder sämdg^ so ist der VerfradUer niM per- 
pfUMei^ auf die Lieferung der Gitter m warten; der Befradüer 
muss^ wenn ohne dieselben die Reise angetreten toirdt gleichwohl die 
volle Fracht entrichten. Es kommt von der letzteren jedoch die 
Fracht für diejenigen Gitter in Äbmg, weldie der Verfrachter an 
Stelle der nicht gelieferten angenommen hat. 

Der Verfrachter, tvelcher den Amprucli auf die Fracht gegen 
den säumigen Befrachter geltend machen iviU, ist hei Verl}(st des 
Anspruchs verpflichtet, dies dem Befrachter vor der Abreise himd zu 
gehen. Auf diese Frklürung finden die Vorschriften des Art. 572 
Anwendung. 

1. Der Artikel bezieht sich auf alle Fälle, in denen ein 
Frachtvertrag über den Transport von Stückgütern abge- 
schlossen ist, ohne Rücksicht darauf, ob der SchiiFer das Schiff von 
vorn herein auf Stückgüter angelegt, d. h. dem Publikum gegen- 
über sich zur Annahme von »Stückgütern bereit erklärt hat^ oder 
nicht. 

2. Abweichend von den übrigen Kategorien der Frachtver- 
träge beginnt bei der Stückgüterfracht die Verpflichtung 
zum Laden nicht erst nut dem auf die Anzeige des Schiffers von 
der Ladebereitschaft folgenden Tage, sondern sofort mit der darauf 

Serichteten Aufforderung des Schiffers, vorausgesetzt natttrÜch, 
ass diese Aufforderung zu einer Zeit erfolgte, wo noch ein An- 
fang mit dem Laden gemacht werden konnte. Mit der Abladung 
ist dann ohne Unterbrechung fortzufahren. Ob der Verfrachter 
dieser seiner Verpflichtung nachgekommen; darüber entscbeidet 
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das Ermessen des Richters, der natürlich darauf Rücksic-rit zu 
nehmen hat, ob an dem Tage der Autiorderung selbst etwa wegen 
der vorgerückten Tageszeit ein Anfang mit der Abladung nicht 
mehr gemacht werden konnte, und ob die Abladung an gewissen 
Tagen weeen widriger Witterung und überhaupt in Folge irgend 
eines Zufalls ausgesetzt werden musste (vgl. Prot. VIII S. 3885; 
Entsch. des hamb. Oberger. vom J. April 1864 bei Hermann 
und Hirsch, Samml. !S. 380 f.). Ohne die gedachte Aufforderung 
des Schiffers würde der Befrachter nicht in mora gesetzt werden. 

3. Wenn das Gesetz bei Stückgüterfracht auch keine ge- 
setzliche Ladezeit kennt, so ist damit nicht die Festsetzung 
einer Ladezeit durch Vertrag oder Ortsgebrau oh (wie 
einer Ueberlief^ezeit durch Vertrag) ausgeschlossen. Bei Be- 
rechnung derselljen sind die Kegeln des Gesetzbuchs über die beim 
Chartervertrag vorkommende Ladezeit analog zur Anwendung zu 
bringen (Entsch. des R.O.H.G. XII S. 130j. Der Beginn der 
Ladezeit fl&Ilt in den Tag, der auf die Aufforderung des Schiffers, 
die Abladung yorzunehmen, folgt. 

4. Die Gründe für die mit der Mehrheit der neue- 
renSeerechte^) im Widerspruch stehende Bestimmung des 



1) Die meisten fremden Rechte unterscheiden in Betreff des dem Befrachter 

eingeräumten Ivücktrittsrechts entweder nicht zwischen Charterung eines ganioi 
Schiffs und Stückgüterfracbt, wie das holländ. H.G.B. Art. 407, oder räumen 
jedem einzelnen Stückgüter-Befrachter ausdrücklich ein gleiches Kucktrittsrecht, wie 
dem Befrachter eines ganses Schüfe so der französische Code de comm, 
Art. 291 : St le nannre ett t/inrgi a CMäleUe^ soit au quivtal^ au tonneau au 
ä forfaitf le chnrgevr peut retirer ses rnnrclinndises avaut le lUpart du va- 
vire^ en payant le demi-fret. IL supportera les frais de Charge^ ainai que 
au» de dickarge et de rechargement dee at/tra marehandises qn*Ü faudraü 
diplcwer, et ceux du retar dement. Damit wörtlich ühereinstimmend der bel- 
gische Code de comm. II Art. 87. Die jxleiche Bestimmung tindet sich 
im spanischen U.G.B. Art. 765, welches jedoch den übrigen Abladern 
das Recht einräumt, sich der Wlederausladung der Ottter zn ividersetzen , wenn 
sie diese übernehmen und den Werth derselben nach der Faktura vergüten. 
Die neueren französischen Juristen heben ausdrücklich hervor, dass der Stück- 
güter-Befrachter nur vollständig vom Frachtvertrage abgehen kann, nicht aber 
einen Thdl d«r kontraktlidi zu Terschifiendeii Oftter abladen und hinsichtlich 
des Restes vom Vertrage unter Zahlung von Fautfracht zurücktreten darf fBe- 
darride II N. 752; Desjardins III S. hm W). Für das Kucktrittsrecht des 
Befrachters bei Charterung eines bestimmten liaumes oder quoten Theils des 
Schiffs ist nicht msassgebend das för die Stückgüterfracht geltende, sondern das 
ftr die Befrachtung eines ganzen Schiffs maassgebende RiM-ht Laurin bei 
Cresp II S. 198 f.). Es findet hier Anwendung der Art. 2j<ä Abs. 4 Code de 
eomm. Die Gesammtheit der Befrachter kann also vor Abladung von Gütern 
in Gemässheit des Art. 288 Abs. 3 vom Vertrage gegen Zahlung der halben 
Fracht zurücktreten, nicht aber ein einzelner oder einzelne. Nach dem finn- 
ländischen Seegesetz Art. 97 hat jedoch der Befrachter eines Theils des Schiffs 
oder einer gewissen Zahl von Lasten, wenn er die Güter während der Lade- und 
Beberliegezeit nicht geliefert hat, dem Verfrachter die volle Fracht, Trie den ihn 
freffenden Theil des Liegegeldes zu bezahlen, auch derselben we^on alles ihm 
dadurch verursachten Schadens zu entschädigen, wobei jedoch die Fracht für die 
so Stelle der nicht gelieierten vom Verfrachter angenommenen Güter in Abzug 
kommt Die Wiedersnsladimg der Güter ist dann nicht gestattet, wenn einem 

19* 
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Abs. 2 sind natürlich die für die derselben nachgebildeten Grund- 
sätze der Ziff. 1 des vorigen Artikels bereits (o. »S. 289) an- 
gegebenen (vgl. Prot. V S. 2177—2180). 

5. Die in Abs. 8 angeordnete Erklärung des Verfrach- 
ter welche dem früheren Rechte konform ist (Pöhls, Seerecht II 
S. 572), ist nothwendig, „weiL sonst der Befrachter nicht ohne 
Grund annehmen könnte^ der ochiffer habe hinreichende ander- 
weitige Ladung erhalten und deshalb auf Bezahlung der Fracht 
für die ausgefallenen Güter verzichtet" (Prot. V S. 2180). Ausser- 
dem soll dadurch dem Befrachter Gelegenheit gegeben werden, 
sich darüber zu vergewissern, ob der für seine Waaren erforder- 
liche Raum in Wahrheit ungenutzt geblieben^) (Entsch. des ham- 
burger Handelsger. vom 12. Mai 1863 bei Hermann und 
Hirsch, Öamml. Nr. 54). 

6. Nicht als 8t ückgüterfr acht ist der Fall zu behan- 
deln, wenn ein Mäkler, von dem Schiffer beauftragt, ihm eine 
Ladung zu besorgen, mit einer Anzahl von Befrachtern ;,Fraciit* 
Verträge vorbereitet und sodann im Namen aller dieser Be- 
frachter mit dem Schiffer eine gemeinschaftliche 
Charte partie schHesst'^ Hierauf sind vielmehr die Grund- 
sätze über die Totalvercharterung des Schiffs zur Anwendung zu 
bringen, freilich mit der Modifikation, „dass die Disposition über 
das Schiif, das Rücktrittsrecht vom Vertrage und dergleichen nicht 
jedem einzelnen Befrachter, sondern nur dem Konsortium derselben^' 
zusteht, welches letztere als Kontrahent anzusehen (Prot. V ^S. 2186) 
und als Gelegenheitsgesellschaft (H.G.B. B. HL Tit 2) aufzulassen 
sein würde. 

Art. 590. 

Nach der Abladung hmn der Befrftehter auek gegen Beriektir 
gmg der voUen JE^aeht, sowie dXLer sonsUgen Forderungen des Fer- 



anderen Befrachter daraus Auienthalt oder ein anderer Nachtbeil erwächst Die 
QeBammtheit aller Befrachter steht hinsichtlich des Rttcktrittsrechts eben so da, 

wie der einzi<jre Befrachter des ganzen SchiflFs. Die gleichen Bestimmungen hatte 
schon das schwedische Spe^esetz getroffen. Nur dass bei Stückgütern die 
Abladung ganz wie nach dem D.Ii. G.B. zu bewirken ist, und die Zurücknahme der 
eingeladenen Guter durch den Befrachter abhängig ist yon der Einwilligung des 
Schiffers, der sich jedoch durch d'wsQ für allen dadurch den übrigen Befrachtern 
verursachten Schaden verantwortlich macht (§§ 89. 91). Nach dein norwegi- 
schen Seegesetz hat in jedem Fall, wo von melueren Befrachtern einige bereits 
die Güter abgeladen haben, der Kapitftn (&r die zur Zeit der Ab&hrt nicht ge- 
lieferten Güter die volle Fracht zu beanspruchen, sich jedoch davon denselben 
Abzug wie nach dem D.ll.G.B. gefallen zu lassen (§ 47). Der Befrachter darf 
aoch die abgeladenen Güter wieder zurücknehmen gegen die gleiche Verpflich- 
tung ZOT Frachtzahlong, fOac welche vor Auslietoning der Oftter Santion m leiBten 
ist (§ 49). 

1) Nach dem norwegischen Seegesetz (§ 47) hat zu diesem Behuf der 
Schiffer eine Besichtigung der betreffenden Schifii9r&iime durch zwei Delegirte der 
Icompetenten Behörde Tomehmen zu Jassen. 



Digitized by Goog 



Ton dem Frachtgesch&ft sor Befördenrng von Gütern. Art 590, 591. 293 

frachters (Art. 615) und gegen BeruMgung oder Sicherstellung der 
im Art 616 hezeichneten Forderungen nur nach Maassgabr des crsim 
Absatzes der Vorschrift unter Ziff. 2 des Art. 588 von dem Fer- 
irage zurücMretm und die Wieder nusladung der Güter fordern. 

Ausserdem findet auch für diese Fülle die Vorschrift im leinten 
JJbsatz des Art. 583 Anwendung» . 

Art. 591. 

Ist em Schiff auf SHOdsgüter angelegt und äk Zeü der Ahreise 
nickt festgesetet^ so hat airf Af^ag des Befrachters der Bichter nach 
den Umsi&nden des Falles den Zei^ßmkt m hesOmmen, über weUshen 
Jmam der Äniritt der Beise niM verschoben werden kann, 

1. Die Bestimmong dieaes Artikek wurde auf der hambuigcr 
Konferenz in folgender Weise motivirt: Wenn dae Schiff auf Stück- 
güter angelegt sei , gehe die Meinung der Kontrahenten bei Ab- 
schluBS emes Frachtvertrages dahin, ^^dass der Schiffer nicht eher 
fahren wolle, als bis er eine genügende Ladung habe, dass er aber 
doch jedenfalls fahren wolle, selbst wenn er nur wenig Ladung er- 
halten sollte; dass aber auf der anderen Seite der Befrachter keine 
unverhältnissmässig lange Zeit zu warten beabsichtige^^ ^) (Prot. V 
S. 2192). 

2. Die Bestimmung gilt nur für den Fall, dass die Zeit der 
Abreise „entweder gar n i c h t o d e r n u r m i t unbestimm- 
ten Ausdrücken, wie z. B. mit den Worten: so bald als raög- 
Hch und dergleichen, erwähnt'* ist. Dieselbe zessirt, wenn der 
Schiffer den Frachtvertrag „ausdrüddioh oder stillsdiweiffend unter 
der Bedingung** eingegangen, „dass er nicht anders als mit ge- 
nügender Ladung zu fahren veipflichtet sein wolle". Und dieselbe 



1) Das holländische H.G.B. (Art. 473) räumt, wenn ein Schiff auf Stück- 
cOler angelest und die Zeit der Abreise nicht festgesetzt ist, jedem Ablader das 
xtedit ein, ohne Zahlung der Fracht, doch gegen Rüclcgabe der Konnossemente, 
und gegen Erstattung der Kosten der Einladung und Ausladung die von ihm ge- 
ladenen Güter wieder aus dem Schiff zu nehmen. Ist das Schiff schon über die 
Hüfte beladen, so hat der Schiffer, falls die Mehrheit der Ablader es yerlangt, 
acht Tage nach der ihm gewordenen Aufforderung mit der ersten günstigen Ge- 
legenheit die Reise anzutreten; oline dass in diesem Falle irgend ein Ablader 
Beine Güter zurücknehmen dait. Das brasilianische U.G.B, verpflichtet in 
dem gleichen Falle den Schiffer, wenn er das Schiff m mehr als zwei Dritteln 
beladen hat, auf Verlangen der (nach dem Werthe der Fracht zu herechnendoi) 
Mehrheit der Befrachter beim ersten gunstigen Winde abzufahren, und spricht 
für diesen Fall zugleich den Befrachtern die Befugniss ab, ihre Güter zurückzu- 
nehmen (Art 603). Hat jedoch der Kapitftn innerhalb eines Monate, nachdem 
das Schiff angelegt ist, nicht mehr als zwei Drittel der Ladung erhalten, so kann 
er ein anderes Fahrzeug zum Transport der geladenen Güter stellen; auf der 
anderen Seite dürfen die Ablader iiure Güter zurücknehmen. Dieselben haben 
alsdann keine Fracht zu entrichten , mflssen jedoch die Kosten des ümladens ' 
nnd Löschens tragen. Findet der Kapitän kein Schiff, und wollen die Ablader 
ihre Güter nicht zurücknehmen, so muss ersterer mit der an Bord beündlichen 
Ladung sechzig Tage nachdem das Schiff angelegt ist abfahren (Art. 604). 
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Bedeutung hat ein eben dahin zielender feststehender Ortsgebraudk 
des betreffenden Hafens (Prot. V 8. 2190—2193). 

Art. 592. 

Bei jeder Art von Frachtvertrag hat der Befrachter innerJicdb 
der Zeit, hinnen welcher die Gütrr zu liefern sind, dem Schiffer zu- 
gleich alle zur Verschiffung derselben erforderlichen Fapiere zu- 
mstellen. 

Die Zustellung der nöthigen Papiere an den Schiffer gehört 
mit zur vollständigen Abladung der Waaren; daher hat der Be- 
frachter, wenn er die Waaren noch während der Ladezeit geliefert, 
die fraglichen Paj^iere aber erst während der Ueberliegezeit, Liege- 
geld zu entrichten (Prot. VIII S. 3853 f ). Dem Schiffer hat das Ge- 
setz nicht die Verpflichtung auferlegt, die von seiner Seite zu lie- 
fernden, für die Expedition des Schiffs erforderlichen Papiere, 
z. B. das Manifest (Verzeichniss der vom Schiff geladenen Güter) 
innerhalb derselben Zeit, oder dner sonst bestimmten Zeit zu be- 
schaffen (Prot. V S. 2085 f.). 

Art. 593. 

Ber Schiffer hat zur Löschung der Ladmg das Schiff an den 

Platz hinzulegen, welch fr ihm von demjenigen, an den die Ladung 
ahzulicfern ist (Empfänger), oder, ivenn die Ladung an mehrere 
Empfanger abzuliefern ist^ von sämmtlidien Empfängern ange- 
wiesen tvird. 

Wenn die Anweisung nicht rechtzeitig erfolgt, oder tvenn von 
sämmtliehen Empfangern nicht drrselhr Platz angewiesen wird, oder 
wenn die WassertiefCf die Sicherheit des Schiffs oder die örtlichen 
Verorämmgen ader JSmriMmgen die Befolgung der Anweisung nicht 
gestaUm^ so muss der SMffer an dem oriMUehen l^sdimigsgplaig 
anlegen. 

1. Das H.G.B, räumt zunächst dem Empfänger der Ladung 
das Becht ein, den Platz zu bestimmen, an welchem die 
Löschung stattfinden soll. Dieses Wahlrecht erusdht jedoch, wenn 
die Wahl ^cht rechtzeitig oder nicht in geeigneter Weise*' er- 
folgt, und der £mpftoger kann alsdann nur verkngen, dass ,;die 
Löschung an dem ortsüblichen Platze'' geschieht (Entseh. des 
B.O.H.G. XIX S. 285 f.). 

2. Der Schiffer hat, wenn es aus den im Artikel ange- 
gebenen Gründen nicht statthaft ist, an dem vom Empfanger ge- 
wählten Löschplatz anzulegen, nicht abzuwarten, bis ihm 
die Weisung zugegangen, sich nach dem ortsüblichen 
Löschplatz zu begeben, sondern er hat dies von selbst zu thun ; 
widrigenfalls würden ihn dieselben Nachtheile treffen, welche ein- 
treten, wenn er ohne Grund die Anlegung an dem vom Empfanger 
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bestimmten Platz weigert. So würde z. B. die Löschzeit, deren 
Anfang für das Kecht des Verfrachters, Liegegeld zu fordern, 
maasögebend ist, nicht beginnen. Diese Pflicht des Schiffers be- 
steht aber nur in den vom Gesetz genannten Fällen. Derselbe 
würde daher hierzu nicht yerpflichtet sdn, wenn das Anlegen an 
dem ihm angewiesenen Löschphitz zwar statthaft, dieser aber nicht 
frei; d . h. zeitweise durch andere Schiffe besetzt wäre. Auch würde 
der Schiffer nicht in einem solchen Falle, um seine Rechte zu 
wahren, gegen den ihm angewiesenen Löschplatz zu protestiren 
haben (Entsch. des R.O.H.G. XV S. 234); und nur dann würde 
die bona fidrs es fordern, dass derselbe den Empfanger von dem 
angegebenen Hinderniss der Löschung in Kenntniss setzte, wenn 
er Grund hätte« anzunehmen, dass dieses dem letzteren .nicht be- 
kannt war. 

3. Wenn das Gesetz den Schiffer verpflichtet, an dem 
ortsüblichen Löschungsplatz anzulegen, so ist damit nicht gesagt, 
dass derselbe der Weisung des Empfkngers unbedingt Folge zu 
leisten hat, wenn ihm dieser einen der ortsüblichen Löschungs- 
plätze anweist. Sind yielmebr Hindemisse vorhanden, welche es 
dem Schiffer unmöglich machen, an diesem Platze anzulegen, wie 
z. B. der Tiefgang des Schiffs, so braucht derselbe einer derartigen 
Anweisung des l^pföngers eben so wenig Folge zu leisten, als 
wenn derselbe ihm einen anderen — nicht ortsüblichen — Lö- 
schungsplatz angegeben hätte. Bei der Frage aber, ob die Sicher- 
heit des Schiffs es gestattet, an einem bestimmten Platze anzu- 
legen, kommt es selbstverständlich nicht nur darauf an, dass dem- 
selben keine Gefahr auf der Hinfahrt nach diesem Platze droht, 
sondern auch dass dies bei der Rückfahrt gleichfalls nicht zu be- 
fürchten ist (Entsch. des K.O.H.G. V S. 372). 

Für Bremen sind einise Funkte dieses Artikels noch genauer 
geregelt durch das Gesetz, die Löschung der Seeschiffe betreffend, 
yom 12. Februar 1866^) (in seiner duräi Gesetz vom 6. Mai 1877 
und 2. November 1879 modifizirten Gestalt neu verkündet durch 
die Bekanntmachung vom 20. November 1879) § 1: 

Hinsichtlich der BesUmmung des WeserplaUes unterhalb Bremen^ 
an ißelehem der Schiffer das ächiff isur JAsekmg der Ladmg hm- 
sUlegen hai^ bleibt es bei dem bisherigen BeM^ insbesondere bei der 
VerpfUektung des Schiffers, jeder reMeeiUgen Anweisung des Läsch- 
plaiises von Seiten der Ijadungsempfd/nger Folge m leisten^ Unter 
aXlen Umständen güt eine Anweisung noch als rechtzeitig, tve^m sie 
innerhalb der nächsten 24 Stunden nach Ankunft des Schiffs auf der 
Bhede von Bremerhaven erfolgt. 

In den Monaten November , Dezember, Januar und Februar, 
und sobald ausserdem die Weser nicht frei vom Eise ist^ darf je- 
doch weder ein Ladungsempfänger einen Fiats zum Löschen der 

1) Als Laadesgesets aosdraddidi aaeriaumt toeh das Budes TO B O t s vom 
5. Juü 1869 § 4. 
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Ladung anweisen, noch ein Schiffer in Ermangelung einer Anweisimg 
einen Löschplatz wählen, det niM mit der Stadt Bremen dwdi eine 
Eisenhahn verbunden ist. 

Art 594. 

Sofern nicht durch Vertrag oder durch die örtlichen Verord- 
nungen des Löschungshafens und in deren Ermangelung durcJi einen 
dasefbsi bestehenden Ortsgebraueh em Anderes hestmmt ist, werden 
die Kasten der Ajusladmg aus dem Schiffe von dem Ver/raMer, 
aüe 0>rigen Kosten der L&sdnmg wm dem Ladungsempfanger ge- 
tragen. 

Vgl. die AlMföhrungen zum Art. 562 (s. S. 249). 

Za den Kosten der Löschung , wdche der Ladungsempfanger 
zu tragen hat, gehören auch die des AbwSgens^ Messens u. s. w. 
der Ladung; wenn die Fracht nach Maass, Gewicht oder Menge 
der Gäter oedungen ist 

Art. 595. 

Bei der Verfrachinruj eines Schiffs im Ganzen hat der Schiffer, 
sobald er mm Löschen fertig ufhd bereit ist, dies dem Empfänger 
anzuzeigefi. 

Die Anzeige imiss durch öffentliche Behannimachimg in orts- 
üblicher Weise geschehen^ wenn der Empfätiger dmi Schiffer mibe' 
könnt ist 

Mit dem auf die Jnseige folgenden Tage beginnt die Lögm^eU. 
Ueber die Löschgeit hinaus hat der V&rframer nur dann waf 
ßie Ahnahme der Ladung nadi länger eu wcirten, wenn es vereinbart 

ist (ü('hrrli< (jfzeit). 

Für die Löschzeit kann, sofern nidU das Gegentheü bedungen 
ist, heine besondere Vergütung verlangt werden. Dagegen nmss dem 
Verfrachter für die Ueherliegeeeü eine VergiUung (Liegegeld) ge^ 
wahrt werden. 

Das Liegegeld wird von dem Richter nach Änh iiung des Art, 
573 festgesetzt^ wefin es nicht durch Vertrag hestimmt ist. 

1. "Wie die Ladebereitschaft dem Befrachter (s. 0. S. 257), 
so ist die Löschbereitschaft dem Empfänger anzuzeigen. Der 
Empfänger ist, wie Art. 593 erläutert, derjenige, „an den die 
Ladung abzuliefern ist'^, daher, wenn über die Ladung ein Kon- 
nossement ausgestellt, nur der Inhaber dieses Konnussements. Un- 
terliegt es daher auch in einem konkreten Falle keinem Zweifel, 
dass der Befrachter zugleich Empfänger der Ladung ist , ist aber 
über diese vom Schiffer ein (an Order lautendes) Konnossement 
ausgestellt, so kann die an den Befrachter zu der 2^erL wo derselbe 
sich noch „nicht im Besitze eines ihn legitimirenden Konnossements 
befand^', geschehene Meldung von der Löschbereitschaft für sich 
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allein ;,als eine den Beginn der Löschzeit bedingende Anzeige im 
Sinne des Art 595'' nicüt angesehen werden (Entsch. des ii.O.£LG. 

XV S. 229). 

2. Die Löschbereitschaft und demgemäss auch die Anzeige 
derselben setzt selbstverständlich voraus, dass die Reise vollendet, 
das Schiflf in den BeBtimmungshafen eingelaufen ist (Entsch. des 
R.O.H.G. XXIII S. 41Gj. Sie setzt aber nicht voraus das vor- 
hergehende Einnehmen des Löschplatzes durch den 
Schiner oder auch nur die Anweisung eines solchen Seitens des 
Empfiingers. Vielmehr genügt es; dass »von Seiten des Schiffers 
nichts entgegensteht, den ihm ansuweisenaen oder den ortsüblichen 
LSsohplatz ohne Verzog einsonefamen'' (ESntsch. des R.O.U.G. XV 
S. 234, XIX S. 286 £). Das Gesetz vernfliditet nämlich den 
Schiffer in Betreff des Löschplatzes, zunftcmst den Anweisungen 
des Empfängers Folge zu leisten. Wäre nun die Löschbereitschafit 
bedingt durch das Anlegen am Löschplatz, so hätte das Gesetz 
dem Schiffer aufgeben müssen, vor der Erklärung der Löschbereit- 
schaft sich behufs Anweisung eines Löschplatzes bei dem Em- 
pfanger zu melden. Dies schreibt aber das Gesetz nicht vor, lässt 
vielmehr eine Anzeige von der Löschbereitschaft selbst unbekannten 
Empfängern gegenilber durch öffentliche Bekanntmachung zu. Es 
kann auch, wie das ß.O.H.G. (a. a. 0.) richtig ausführt, dem 
Schiffer nicht zugemnihet werden, „sdn Schiff sdion im YOraos 
imter Aufwendung von Zeit und Kosten an irgend einen bestimm- 
ten ortsüblichen Löschplatz zu legen auf die Ge&hr hin, dass dieser 
dem Interesse des Empfängers nicht entspricht und deshalb als- 
bald wieder mit einem ihm von diesem angewiesenen anderen 
Löschplatz vertauscht werden muss'^ 

3. Die Anzeige ist nicht ,,ein formeller Akt, sondern 
es dient als solche jede Erklärung des Schiffers, welche überhaupt 
geeignet ist, den Empfänger von der Löschbereitschaft des Schins 
in Kenntniss zu setzen". Diesen Satz hat das K.U.il.G. (a. a. O. 
S. 229) m. E. mit Recht auf einen Fall angewendet, wo der Schiffer 
seine Löschbereitschaft in Gegenwart des Empfangsberechtigten, 
aber nicht — wenigstens nicht erwiesenermaassen oder eingestan- 
denermaassen — diesem, sondern einer anderen Person gegen- 
über erklärt hatte. Natürlich ist hierbei vorauszusetzen, dass die 
Hittheilung in der Weise geschah, dass der Empfänger von der- 
selben Notiz nehmen musste, und dass es nicht genügt, wenn die' 
an einem dritten Orte ahgegebene £Irklftrung zufiuiigerweise zu den 
Ohren des Empfangers gelangt. Die vom Schiffer an den Desti- 
natar gerichtete Auifforderung , mit der Löschung zu beginnen, ist 
ausreichend; denn sie enthält iniplicite die Erklärung, dass der 
Schiffer löschbereit sei (Entsch. des ß.O.H.G. XXIII S. 417). 

4. Wenn das Gesetzbuch die Löschzeit mit dem Tage be- 
ginnen lässt, welcher der Anzeige des Schiffers, „dass er zum 
Löschen fertig und bereit ist", folgt, so versteht sich von selbst, 
dass die wirkliche Bereitschaft des Schiffers zum Löschen 
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hierbei vorausgesetzt wird (Entsch. des K.O.H.G. XV S. 28^). 
Doch bezieht sich dieses Erfordernis^ (wie aus der Wortfassnng 
des H.G.B. — sobald der Schiffer zum Löschen fertig und bereit 
ist — hervorgeht) nur auf die dem Schiffer ,,beiin Löschen oh- 
Hegende Mitwirkung, also auf die Ausladung der Güter aus dem 
Schiffe zum Zwecke der Ablieferung an die Empfänger und der 
von diesen zu bewerkstelligenden Abnahme'^ (Entsch. des R.O.H.G. 
XIX S. 286). Daher kommt der Mangel der Löschbereitschaft 
hierbei nicht in Betracht, ist vielmehr zu Lasten des Empfängers, 
den dieser selbst veKchnldet^ etwa durch Unterlassung einer ilim 
obliegenden Handlung, z, B. durch nicht rechtzeitige Uebergabe 
der Ton ihm einzureibenden Deklaration (Prot. V S. 2240 ; Entsch. 
des berliner O.Trib. vom IL Septbr. 1856 in Seufferts Archiv 
XI Nr. 295). Dagegen wird die Löschbereitschaft dadurch aus- 
geschlossen, dass der Schiffer durch seine Schuld oder durch Zu- 
fall verhindert ist, sich sofort nach der Anzeige nach dem ihm 
angewiesenen oder ortsüblichen Löschplatz zu begeben-, z. B. in 
Folge einer Anordnung der Obrigkeit ^). Dass dieser Nachtheii 
den Verfrachter trifft, geht daraus hervor, dass im H.G.B, fiir die 
Ladung und Löschung im Grossen und Ganzen das l*rinzip durch- 
geführt ist, dass Jeder den Zufall zu tragen hat, welcher sich in 
seiner Person ereignet, bei der Löschune also der Verfrachter den, 
welcher die Löschung , der Empfönger den, welcher den £mpfang 
der Ladung verzögert (Art 57^ 596, 599 H.O.B. ; vgl. o. S. 268 1; 
£ntsch. des R.O.H.G. XVII S. 93 f.). Es steht hiermit nicht in 
Widerspruch die oben (S. 297) vertheidigte Ansicht, dass die 
Löschbereitschaft nicht bedingt ist durch das Einnehmen des Lösch- 
platzes Seitens des Schiffs. Denn es ist auch jetzt nicht gesagt 
worden, die Löschbereitschaft tritt nicht ein, so lange das Schiff^ 
sich nicht nach dem Löschplatz begeben hat, sondern nur, so lange 
das Schiff nicht in der Lage ist, sich sofort nach dem Löschphrts 
zu begeben. 

5. lieber den Charakter der Ueberliegezeit und des 
Liegegeldes vgl. die Ausführungen zu Art. 568 (o. S. 258 f.). 

6. Ueber die Bedeutung der Zeit, welche das Schiff im 
Orderhafen hat warten müssen, s. S. 259. 

7. Ueber dieYer]^flichtung des Verfrachters, binnen 
.einer gewissen Zeit die Löschung vorzunehmen, trifBt 

das Gesetzbuch keine Bestimmung. Natürlich haftet derselbe dem 
Emp&nger auf Ghrund des Frachtvertrages für jeden Schaden, der 
diesem aus einer verschuldeten Verzögerung der Löschung er- 
wachsen ist. Für die Entscheidung der Frage, ob culpa in dieser 



1) Perartige Anordnunfien kommen ])ei Petroleum- Ladungen vor. Es be- 
steht häutig die Yorscbrift, da^s Schiffe mit solcher Ladung nidit nur ausschliess- 
Ueli an bestimmten PIfttzen löschen, sondern* auch, dass sie vorlfti^|r sn einer 

gewissen Stelle vor Anker gehen und dort warten müssen, bis die Polizeibehörde 
sie benachrichtigt, dass an dem Löschplatz ohne sicberheitsgefährliche Konkur- 
renz mit anderen Schiffen Kaum vorhanden. 
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HiDflieht vorhanden , sind xnaassgebend die über die cUha des 

Schiffers überhaupt aufgestellten Grundsätze (s. o. S. 106 f. ^ vgL 
Meier in Bäsch, Archiv XXX S. 54—57). 

Art. 596. 

Ist die Dauer der LöscJizeit durch Vertrag nicht festgesetzt, so 
wird sie durch die örtlichen Virordnungen des Lösrhutif/f^hafens und 
in deren Ermangelung durch den daselbst hestehendm Ortsgehrauch 
bestimmt. Besteht auch ein solcher Ortsgebrauch nicht, so gilt als 
Löfteheeit eine den Umständen des FaUes angemessene IVist 

M eine Ue^erliegegeU, nicM aber deren Damer dmtrck Vertrag 
hestmmi, so heküai die Ud>erUegeseü wergehn Ta§e* 

BniheiU der Yerlrag mr die Festsetmmg eines Liegegeldes^ so 
ist aneimeJmen, dass eine U^erUegeeeit ohne Bestimmung der Dauer 
vereinbart sei. 

Vgl die Ansföhmiigen zum Art 569 (o. S. 259 ff.). 

1. Auch bei der CdBchseit und der in Verbindung mit ihr 

vorkommenden Ueberliegezeit ist die Zivi Ikomputation maaas- 
gebend (Entsch. des R.O.H.G. XII S. 130). 

2. Ist für die Ladezeit und Löschzeit zusammen ein 
bestimmter Zeitraum, z. B. 14 Tage, 4 Wochen u. s. w. festgesetzt, 
so ist das nicht so aufzufassen, als ob die Hälfte dieser Zeit zum 
Laden, die andere zum Löschen bestimmt wäre. Die ungezwungene 
Auslegung einer derartigen Willenserklärung kann vielmehr nur 
die sein, dass dem Betrachter und dem Empfänger ,,zur Verwen- 
dung der Frist im Einzelnen ein gewisser Spielraum gewährt wer- 
den soU, so dass der nicht zum Laden beni^tzte Theil der gemein- 
schaftlichen Frist eben die Ldeehzeit Inldet''. Es wftre nilmHeh 
gar nicht abzusehen, weshalb die Kontrahenten dne Gesammtfirist 
rosigesetzt hahm sollten, wenn sie doch för das Laden und Löschen 
die Statuirung je einer besonderen Frist beabsichtigt hätten. Zur 
Beeriindun^ der hier verworfenen Ansicht darf man sich auch 
nicht auf die Bestimmung des Art. 578 Abs. 2 berufen , weil die 
in dieser Stelle ^^;ebene Auslegungsregel durchaus singulärer 
Natur ist, welche eme Ausdehnung über das hier behandelte Rechts- 
verhältniss hinaus nicht zulässt (Entsch. des R.O.H.G. XV S. 219 ff.; 
vgl. Prot. VIII S. 3858 f.). Auf der anderen ISeite dürfen, wenn 
für Lade- und Löschzeit gesondert bestimmte Fristen angegeben 
sind (z. B. 12 Tage zum Laden, 9 Tage zum Löschen), die nicht 
gebrauchten Tage der einen nicht der anderen zugezählt werden; 
es miisste denn die erkennbare Absicht der Eontri3ienten auf dne 
Ergänzung der einen Frist durch die andere gerichtet sein (siehe 
Voigt im Neuen Archiv f. H.R. II S. 220 f.). 

3. Gresetslich ist die Löschzeit normirt durch das bremische 
Gesetz vom 12. Februar 1866 § 4 (in der Fassung des Gesetzes 
vom 20. November 1879): 
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Im Falle der Befrachtung eines Schiffs im Garnen (lauert die 
Löschaeit, falls tmter den Farteien nicht Anderes vereinbart ist: 
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Für jede weitere KM) Tons ucrdm in der Zeit vom 1. März 
bis 31. Oktobrr 1 Tag, und in der Zeit vom 1. November bis zum 
letzten Februar 2 Tage Losclieeit mehr gerechnet 

Der Begtm der LösehgeU ridM sich nach Art, 505 des Matnr 
deUgesetebudts. 

Im Bafen zu Bremerha/ven darf die Löschung emes Sdnffs nur 

an dem vom Hafenmeistrr angewiesenen Löschplatee geschehen (vgl, 
§§ 12 und 13 der Hafenordnung vom 25. Januar 1^3). 

Bei nur theilweise bela denen Schiffen wird die Lösckeeü ver^ 
hältnissmässig Mrzer berechnet 

Sonn- und Feiertage kommen bei Berechnung dieser Fristen 
nidit in Anschlug, 



Art. 597. 

Ist die Dauer der Löscheeit oder der Tag, mit welchem dieselbe 
enden soU^ durch Vertrag bestimmt ^ so begiiint die üeberiiegegeit 
ohne Weiteres mit dem Ablauf der Löscheeit, 
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Jn Ermangelung einer solchen veriragsmässigen Bestimmung be- 
ginnt die IJchcrlicgeseit erst, nachdem der Verfrachter dem Em- 
pfänger erklärt hat, dass die Löschzeit abgelaufe^i sei. Der Ver- 
frachter kann schon inmrhalb der Lösclizeit dem Empfmger er- 
klären, an ivehhem Tage er die Löschzeit für ahgclaufcyi halte. In 
diesem Falle ist zum Ablauf der Löschzeit und zum Beyitm der 
U^erliegezeit eine neue ErhUtnmg des VerfiraefUers niM erfarderlidi. 

Auf die m diesem Artikel encähnten Erklärungen des Verfrad^ 
iers finden die Vorschriften des Art 57J^ Anwendung. 

Vgl, die Ausführungen zu Art 570 S. 262 f. und zu Art. 572 
S. 260. 

Art. 598. 

Bei Berechnung der Lösch- und Ueberliegezeit tverden die Tage 
in ununterbrochen fortlaufender Beihenfolge gezählt; insbesondere 
konwKii in Ansatz die Sonn- und Feiertage, sowie diejenigen Tage, 
an ivelchen der Empfänger durch Zufall die Ladung abzunehmen 
verhindert ist 

Nicht in Ansatz kommen jedoch die Tage, an welchen durch 
Wind und Wetter oder durch irgend einen anderen Zufall entweder 
1. der Transport nickt mar ür «m SMffe beündlichenf sondern 
jeder Art von Ladung von dem ' Schiff an aas Zemd> oder 
die Ausladung am dem Schiffe . . 
verhindert isL 

Vgl. die Ausfuhruneen zu Art 574 (S. 268 f.), in welchem über 
die Bedeutung der Verninderang der Lieferung der bedungenen 
Ladung an das Schiff^ der Lierorung jeder Art von Ladung an 
das Scniff und der Uebernahme der Ladung dieselben Grund- 
sätze aufgestellt sind, wie im Art 598 über die Bedeutung der Ver- 
hinderung des Transports der im Schiffe befindlichen La- 
dung an das Land, des Transportes jeder Art von Ladung an 
das Land und der Ausladung aus dem Schiffe. 

Ueber die Gleichstellung der Festtage und der ^Sonntage, wenn 
vertragamässig nur die letzteren von der Löschzeit resp. Ueber- 
liegezeit auBgenommeu sind, insbesondere s. S. 269 f. 

Art. 599. 

Für die Tage, während welcher der Verfrachter wegen der Ver- 
hinderung des Transports jeder Art von Ladung vou, dem Schiff an 
das Land hat länger warten müssen, gebührt ihm Liegegeld^ selbst 
wenn die Verhinderung während dtr Löschzeit eingetreten ist. Da- 
gegen ist für die Tage, während welcher er wegen Verhinderung der 
Ausladung aus dem Schiffe hat länger warten m&ssen^ Liegegeld nicht 
m erUriMm, selbst wenn die VerJmdermg wahrend der Üeberliege- 
seit eingetreten ist. 
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Auch in diesem Artikel sind über die Wirkungen der Ver- 
hinderung des Transportes jederArt vonLadung von dem 
Schiffe an das Land und die der Verhinderung der Ausladung 
aus dem Schiffs dieselben Begeln aufgeetellt, wie im Art. 575 tlber 
die Wirkungen der Verhinderung der Lieferung jeder Art 
von Ladung und die der Verhinderung der Uebernahme der 
Ladung. Vgl. daher die AusfEihrungen zu diesem letzteren Artikel 
S. 271 f. 

Art 600. 

Sind für dir Dauer der Löfichzeit nach Art. 590 die örtlichen 
Verordnungen oder der Ortsgehrauch maassgehend^ so kommen bei 
Berechnung der Löschzeit die beiden vorstehenden Artilel nur inso- 
weit zur Anwendung, als die örtlichen Verordnungen oder der Orts- 
gebrauch nichts Abweichendes bestimmen. 

Vgl. die Ausfiihrung zu Art. 576 ^) S. 272 f. 

Art. 601. 

Hai der Verfrachter sich ausbeckmgen, dass die Löschung bis 
m einem bestimmten Tage beendigt sein müsse, so toird er durch 
die Verhinderung des Transporis jeder Art von Ladung von äetn 
Schiff an das Land (Art, 698 Ziff. 1) mm längeren Warten niclU 
verpflichtet, 

Art. 602. 

Wem der Empfänger mr Ahnahme der Güter sich bereit er- 
hHärt^ dieselbe aber über die von (hm einauhaUenden Fristen ver^ 
0ögertf so isi der Schiffer befugt^ die Güter, unter Benachrichtigung 
des I^fömgerSi geruäUlieh oder in anderer sicherer Weise nieder- 
eulegen. 

Der Schiffer ist verpflichtet, in dieser Weise zu verfahrm und 
zugleich den Befrachter davon in Kenntniss zu setzen, wenn der Em- 
pfänger die Annahme der Gider verweigert oder über dieselbe auf 
die im Art, 595 vorgesehrieh me Anzeige sich nicht erklärt^ oder wenn 
der Empfänger nicht zu ermitteln ist 

In dem Artikel werden 4 Fälle unterschieden: 1. der £«m- 
piUnger ist gar nicht zu ermitteln; 2. der Empfänger verweigert 
die Annahme der Güter; 3. der Emptanger gielbt auf die Anzeige 
des Schiffers von der Löschbereitschaft eine Erklärung darüber, 
ob er die Ladung annehmen wolle oder nicht, überhaupt nicht ab; 
4 der Empfänger erklärt sich zur Annahme der Ladung bereil^ 



1) Die an dieser Stelle ntirte Entsch. des B.O.H.<jt. (V S. 135 f.) besieht 
Bich gerade auf die fierechnung der Loschzeit 
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verzögert aber dieselbe. In den drei ersten Fällen verptlichtet djvs 
Gesetzbuch den Schiffer, die Güter unter gleichzeitiger Benach- 
richtigung des Befrachters zu deponiren, im letzteren Falle be- 
recht^ es ihn nur hierzu. 

Unterlässt in den drei zuerst genannten Fallen der Schiffer 
die Niederlegung der Güter und die Benachrichtigung des Be» 
frachterSy so macht er sich für allen daraus entstehenden Schaden 
verantwortlich. Es kann daher auch ein hierauf basirter £inwand 
Seitens des fiefirachters den Ansprüchen entgegengesetzt werden, 
welche gegen diesen nach Art. 629 der Verfrachter geltend zu 
machen berechtigt ist. Dagegen lässt sich nicht sagen , dass die 
Beobachtung der in Rede stehenden Vorschrift die „formelle Vor- 
aussetzung" für jene Forderungen ist (Entsch. des R.O.Ii.G. XV 
S. 231 f.). 

Selbstverständlich kann dem Schiffer die Pflicht zur Deposition 
der Ladung und Benachrichtigung des Befrachters im Frachtkon- 
trakt erlassen werden. 



Art. 603. 

Insoweit durch die Säummss des JEmpfängers oder durch das 
Niederlegungsverfahrm die lAsehgeit ohne VerstkMen des Schiffers 
übersdiritten wird, hat der Verfrachter At^prueh auf Liegegeld 
(Art. 590 f unbeschadet des Beekts, fiir diese Zeit^ soweit sie kerne 
vertragsmässige U^erUegeeeU ist, einen erweislich höheren Sehaden 
geltend gu machen, 

1. Das Gesetzbuch hat den Verfrachter in dem hier in Kede 
Stehenden Fall nicht auf die Forderung des nachgewiesenen In- 
teresses beschränkt, sondern ihm das Recht gegeben, auch ohne 
diesen Nachwds Liegegeld zu Terlangen, weil, wie auf der harn- 
hur^ Konferenz ausg^ührt wurde , das Führen des Nachwdses 
^^meist so schwer und mit solchen Weitläufigkeiten verbunden^ ist^ 
dass anderenfalls die Rhederei im höchsten Grade gefährdet wer- 
den würde. Man nahm dabei an, dass das Interesse des Schiffers 
nicht gut ,,weniger als das Liegegeld^ betragen könne (Prot V 
S. 2252 f.). 

2. Dass der Ersatz nachweisbar höheren Schadens 
nur für die Zeit ausserhalb der vertragsmässigen Ueberliegezeit 
gefordert werden darf, erklärt sich daraus, dass die Benutzung 
dieser Zeit dem Empfänger vertragsmässig gegen das Liegegeld 
gestattet ist. 

8. Die Verpflichtung zum Leisten einer den Betrag des 
Liegegeldes Ubersteigenden Entschädigung, sowie auch zum Leisten 
des Liegegeldes, soweit es nidit für eine vertragsmässige Ueber- 
li^ezeit gezahlt wird, setzt yorausi dass der Empfanger die Vor- 
iiAhme der Löschung verschob oder unterliess, ;,ob8chon es bei ihm 
S^tanden, dieselbe alsbald vorzunehmen'' (Prot. V S. 2254). 
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Art 604. 

Die Ärf. 595 his 603 kommen auch dann zur Äntvendung^ wenn 
ein vcrhälbiissmässigir Theil oder ein bestimmt besseichneter £aum 
des Schiffs verfrachtet ist, 

Art. 605. 

Der Mnpfänger von Stückgütern hat dieselben auf die Aufforde- 
rung des Schiffers ohne Versmg ahmimämen> Ist der Empfänger dem 
Schiffer nicht hehtmnt, so muss die Äuffordermg durdi öffenGid^e 
Bekanntmachung in ortsüblicher Weise geschehen. 

In Ansehung des Rechts und der Verpflichtung des Schiffers, 
die Güter niedereuiegen^ gelten die Vorschriften des Art. 602. Die 
. im Art. 602 vorgeschriebene Benachrichtigung des Befrachters kann 
durch öffentUchet in ortsüblicher Weise zu bewirkende Bekanntmachung 
erfolgen. 

Für (lif T(((/( , inn welche durrh die Süumniss des Empfängers 
oder durch das Niedcrlegimgsnrfahren die Friste binnen welcher das 
Schiff iviirde entlöscht worden sein, überschritten ist, hat der Ver- 
fr achter Anspruch auf Liegegeld (Art. 595), unbeschadet des Rechts, 
einen erweislich höheren Schaden geltend zu machen. 

1. Die Verpflichtung des Empfängers, die Güter auf die Auf- 
forderung des Schiffers ohne Verzug (s. S. 290 f.) abzunehmen, 
gilt bei der Stückgüterfracht selbst dann, wenn „zwischen Be- 
frachter und Verfrachter nicht auf Stückgüter kontrahirt ist", der 
erste Befrachter des ganzen Schiris oder eines Theils desselben 
vielmehr erst mit anderen Personen verschiedene Unteri'rachtver- 
träge über Stückgüter eeschlosseii hat (Entsch. des E.O.H.G. XII 
S. ISO; vgl. Prot. VIIl S. 8991). Natürlich kAnn bei Verträgen 
dieser Art eben so gut eine yertragsmässige Löschzeit festgesetst 
werden y wie eine Ladezeit vereinbart werden kann (s. S. 291). 

2. Bei Uebertragung der Bestimmungen des Art. 602 auf 
Stückgüterfirachten hielt man es für zu hart, den Schiffer zu ver- 
pflichten, wegen einzelner, vielleicht unbedeutender Ladungstheile 
sich mit den, wenn auch in den entferntesten Weltgegenden woh- 
nenden Befrachtern in Verbindung zu setzen, andererseits wollte 
man demselben nicht die Befugniss einräumen, die Güter^ bei denen 
die Voraussetzung des Art. 602 zuträfe, bei irgend Jemandem zu 
deponiren und sodann abzureisen, um vielleicht nie wieder an den 
Lüschungsort zurückzukehren und ohne dem Ablader die Möglichkeit 
zu gewähren, zu erfahren, bei wem das Gut deponirt worden. So 
schlug man einen Mittelwe^^ ein, d. h. schrieb dem Schiffer Be- 
nachrichtigung des Befrachters vor, liess aber zu, dass 
diese auch durch öffentliche Bekanntmachung (durch die 
öffentlichen Blätter, Börsenanschlag n. s. w«) am Löschungsorte er- 
folge (Prot. V. S. 2242 f.). 
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3. Im Abs. 3 ist an die Öielle der Löschzeit des Art. 603 
gesetzt ,,die Frist, binnen welcher das S chitf würde ent- 
löscht wurden sein", und diese Frist ist durcli den Richter, , 
nach Anhörung von SachverständigeD den konkreten VerhältnisBen 

Semfiss zu bemesaen. Der von dem säumigen Empfänger fUr den / 
arch seine Zdgerung entstandenen Schaden zu leistende Ersatz 
ist, wie im Art. 603 und aus den bereits bei diesem Artikel an- 
gegebenen Gründen, auf den Betrag des Liegegeldes normirt. Das 
Liegegeld wird aber in diesem Falle, weil die vertragsmässige Be- 
stimmung eines solchen wohl nur selten vorkommt, regelmässig 
durch den Kiehter festzusetzen sein. Dass das Recht des Verfrach- 
ters, einen den Betrag des Liegegeldes übersteigenden Entschädi- 
gungsanspruch geltend zu machen, nicht, wie im Art. 603, auf die 
Zeit ausserhalb der vertragsmässigen l eberliegezeit beschränkt ist, 
erklärt sich gleichfalls dui aus, dass eine solche bei den Stückgüter- . 
frachten nur in den allerseltensten Fällen vorkommen wird. Ist 
aber eine Ueberliegezeit in einem konkreten Falle vereinbart, so 
kann natürlich der Verfrachter für dieselbe stets nur Liegegeld 
fordern. Dies folgt daraus, dass der Verfrachter nur den erweis- 
lich das Liegegeld übersteigenden Schaden geltend machen kann. 
Wird nämlich der Schiffer während der kontraktmässigen Ueber- 
liegezeit aufgehalten, so kann von einem Schaden des Verfrachters 
nicht die Rede sein, da die Empfänger ein ihnen kontraktlich zu- 
stehendes Recht ausüben, wofiir dem Verfrachter das gleichfalls 
kontraktlich normirte Aequivalent in dem Liegegelde zu Theil 
wird. Bei der Normirung des Schadensersatzes ist auch in Be- 
tracht zu ziehen der Nachtheil, welchen andere Laduiigsemplanger 
dadurch erleiden, dass durch die Säumniss des einen die Heraus- 
Dahme ihrer Waaren aus dem Schiflfe verzögert wurde , deren 
Preis z. ß. „in Folge einer Veränderung der Konjunktur in der 
Zwischenzeit'^ bedeutend gefallen ist^ und für welchen diese Ersatz 
vom Schiffer verlangen (Prot V S. 2253 f.). 

4. Der Schiffer macht sich, wenn er die Deposition von 
Gütern verzögert und dadurch die Herausnahme anderer Güter 
aufhält, den Empfängern dieser letzteren für allen ihnen daraus er- 
wachsenden Schaden persönlich verantwortlich und zwar nicht bloa 
in dem Falle, wenn er zu jener Deposition durch das Gesetz ver- 
ptiichtet, sondern auch in dem, wo er dazu nur berechtigt ist. Ks 
ist dies lediglich eine Folge der von demselben zu prästirenden 
Sorgfalt (Prot. S. 2254). 

Das bremische Gesetz vom 12. Februar 1866 hat noch aus- 
drücklich in § 3 die Bestimmung getroffen: 

Dir Schiffe)' ist verpflichtet, auf Verlangen eines oder mehrerer 
der heikeiliyten Ladufigseinpfünger von der ihm in den Art, 60^ U9id 



1) Es kann dies eintreten, wenn man zu diesen Waaren nicht gelangen 
konnte, weil die des säumigen Empfikngers zu oberst gepadct varen. 

Levis, SMiveht. I. 2. Aufl. 20 
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605 des HanddsgeseigUmchs eingeräumten Befugmss^ die Empfänger 

von Siückgiiiem zur mverzüglichen Empfangnahme derselben anm- 
halien und im Folh Verzögerung die Giäer niedn-zidegen ^ nack 
Maassgahe der Tor(/( dachten Artikel gegen jeden einjselneti Empfänger 
Gebrauch m machen. 

Art. 606. 

Wenn hei der Verfrachtung des Schiffs m Garnen oder 
verlUklimssmässigen TheiU oder eines besimnU heseiehneUn Baims 
des Schiffs der Befrackter ünterfiradUverträge über Stückgüter ge- 
schlössen hat, so hleihe^i für die Rechte und Pflichten des ursprüng- 
Udten VerfradUers die Art» 595 bis 603 maassgebend. 

Dieser Artikel, welcher auf der hambureer Konferenz erst in 
' zweiter Lesung hinzi^efügt ward, wurde in folgender Weise moti- 
virt: Wenn der Befrachter des ganzen Schiffs oder eines Theils 
desselben mehrere Unterfrachtverträge über Stückgüter geschlossen, 
so bestehe zwischen ihm und dem Verfrachter kein anderes Rechts- 
verhältnisS; als wenn er unmittelbar mehrere Destinatare Ijestimmt 
hätte ; d. h. es kämen hinsichtlich der Löschung die ftir den Fall der 
Verfrachtung des ganzen Schiffs geltenden Vorschriften zur Anwen- 
dung. Die Empfanger aber, deren Rechte und Pflichten von den Unter- 
befrachtern bestimmt seien, erschienen als Empfänger von Stück- 
gütern. „Diese Eigenthümlichkeit des Verhältnisses könnte nun leicht 
zu der Ansicht verleiten, als wenn auch die Kechte und Pflichten des 
ursprünglichen Verfrachters durch die Unterfrachtverträge modi- 
fizirt wirden.^ IMeser Ansicht soll durch die Bestimmung ent- 
gegengetreten werden. Der Verfrachter behalt daher trotz der Tom 
B^achter abgeschlossenen, auf Stückgüter lautenden Unterfracht- 
verträge seine Ansprüche aus der Ghartepartie resp. dem ursprüng- 
lichen Frachtvertrage gegen den letzteren, während die Unterfracht- 
verträge lediglich maassgebend sind für das Verhältniss der Stück- 
güterempfänger und der Unterbefrachter (Entsch. des hamb. Han- 
delsgerichts vom 1. Februar 1864 und des hamb. Obergerichts vom 
1. April 1864 bei Hermann und Hirsch, tiamml. 377 f., 
S. 380 f.). 

Art 607. 

Der Verfrachter haftet für den Schaden^ welcher durch Verlust 
oder Beschädigung der Güter seit der Empfangnahne bis zur Ab- 
lieferung entstanden ist, sofern er nicht beweist, dass der Verlust oder 
die Beschädigung durcli höhere Geividt (vis maior) ode^- durch die 
natürliche Beschaffenheit der Gütrr, namentlich durch innere>i Ver- 
derb, Schicinden, ffrtvöhnliche Leckage u. d(/l., oder durch äusserlich 
nicht erkmnharc Mangel der Verpaclung entstanden ist. 

Verlust und Beschädigune/^ uelche aus einem mangelhaften Zu- 
stande des Schiffs entstehen , der aller Sorgfalt ungeachtet nicht jsu 
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entdecken war (Art. 560 Abs, 2), werdem dem Verluste oder der Be- 
schädigung durch höhere GetoaU gleichgeachtet, 

1. Nach R.Ii, hatte der nania für die Restitution der Sachen, 
welche von ihm oder seineu Leuten in das Schiff au%enommen 
waren, ohne Rücksiclit dmnf, ob dies in Folge eines Sietbskon- 
traktes, eines Depositums oder eines sonstigen Rechtsgesch&fts ge- 
schah, iedig^ch auf Grund dieser Uebemahme nnh^ngt einzu- 
stehen^). Dieses römischrechttiehe recepium, dessen Grundsätze 
schon lange im Seerecht anerkannt und auch in den meisten neue- 
ren Gesetzgebungen zur Geltung gelangt waren *) , ist in das 
D.H.Gr.B. gleichfalls aufgenommen, dessen Art. 607 lediglich die Prin- 
zipien desselben sanktionirt hat. Demgemäss handelt es sich in 
dem Artikel nur um die Verbindlichkeiten, welche eintreten, 
wenn der Schiffer die Güter „auf" Grund des Frachtvertrages" 
übernimmt, nicht um die, welclie demselben in Folge der Aus- 
stellung des Konnossements" erwachsen (Prot, V S. 2255). Das 
Gesetz lässt nun in dem in Rede stehenden Falle den Ver- 
frachter f&r jeden Schaden haften, welcher nicht durch höhere Ge* 
walt herbei«^efuhrt ist Der Grund dieser Bestimmung ist darin 
EU suchen, dass der Befrachter regelmässig ausser Stande ist, die 
Th&tigkeit, Sorgfalt und Wachsamkeit des Verfrachters zu kon- 
troliren und den Beweis der Nachlässigkeit oder Sorglosigkeit des- 
selben zu erbringen (Prot. IX S. 4695; Kntsch. des K.O.H.G. XII 
S. 108), quia necesse estplerumque eorum fidem sequi et res custodiae 
eorum committere (L. 1 'pr. 'Nmdae, cmipones). 

2. Damit von einem Kezeptum die Rede sein könne, ist es 
nicht erforderlich, dass die Aufnahme der Güter stattfindet auf 
Grund eines vorangegangenen Frachtvertrages. Es ge- 
nügt vielmehr, dass „für den Zweck eines die Transportirung des 
Gegenstandes betreffenden Geschäfts" die Uebergabe und Ent- 
gegennahme ,,als die ersten und Vorbereitungs^Akte eines solchen 
Geschäfts" geschehen. „Kommt dieses zu Stande« so ruht auf dem 
Schiffe die Verbindlichkeit ex recepto s^t dem Zeitpunkte der 
Entgegennahme" (Entsch. des R.O.H.G. XX S. 120 f.; „seit der 
Empfangnahme^' sagt das Gesetz ausdrücklich). Ja es ist nicht ein- 
mal wesentlich, dass der Gegenstand auch wirklich schon an Bord 
des Schiffs gebracht ist (L. 3 pr. Nautae, caupones). Dagegen 
wird allerdings vorausgesetzt, dass die Entgegennahme der Güter 
von Seiten des Verfrachters selbst oder eines „legitimirten Ver- 
treters" desselben erfolgte, d. h. von einem ausdrücklich (td hoc 
bestellten Vertreter oder vom Schitier oder Steuermann, resp. dem, 



1) L. 1 pr. NatOaet caujy. (4, 9) : Äit praetor: Nanäae — quod euni§qu€ 
Molunim fore receperint nini restistveut, in ens iudichim daho. 

1?) 8. franz. Code de comm. Art. 222, 230; belg. Code de comm. II 
Art 13, 21; ital. H.G.B. Art 489, 497; hol! änd. H.G.B. Art 34.3 Abs. 2. 

20* 
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welcher Steuermannsdienste versah^). Auch begründet die An- 
nahme durch den SchiÜer (arg. Art 500) oder Steuermann dann 
keine Verbindlichkeit des Verfrachters, wenn jenem untersagt war, 

Güter oder doch Güter der in Rede stehenden Art „mit Verbind- 
lichkeit lür das »Schiff*^ an Bord zu nelmien , und diese Beschrän- 
kung der Vollmacht desselben dem andren Kontrahenten bekannt 
war (L. 11 § L. 1/ § 4 De inst, act, 14, 3; Entsch. des B.O,H.G. 
XX 6. 122 f.). 

3. Das H.G.B. hat den Begrifi^ der höherenGewalt nicht 
wdter präzislrt*). Die Erklärung ist daher ans dem hfireerlichen 
Recht zu nehmen, fUr weiches jedoch der in Rede stehende Begriff 
sehr bestritten ist Dass nun nach R.R. vis maior nicht lediglich 
eine Bezeichnung ftir casus in gewissen Anwendungen ist, geht ge- 
rade aus der für das Kezeptum maassgebenden L, 3 § 1 Nauteie, 
camones hervor, welche den Verpflichteten für den Schaden ein- 
stehen lässt, etiamsi sine culpa eins res periit, und ihn nur dann 
von der Verhaftunp^ befreit, si quid äamno fatali contingit. Auf 
der anderen Seite wird man unter vis nidior nicht einzig und allein 
zu verstehen haben ein unabwendbares Natur- oder anderes 
Ereigniss, dem menschliche Kräfte nicht widerstehen können. 
Denn wollte man den Schiffer, wie den Frachtführer nur für den 
Schaden nicht haften lassen, der überhaupt nicht durch mensch- 
liche Vorsicht und irgend welche Maassre^ln yerhUtet oder ab- 
g^endet werden könnte, so müsste man dieselben für verpflichtet 
halten, Vorkehrungen zu treffen, deren Kostspieligkeit in keinem 
Verhältniss zu dem Gewinn stehen wtlrde, welchen ihr Gewerbe 
abwirft^). Es wird demgemäss fUr richtig zu halten sein , die — 
heutzutage herrschende — Meinung, wonach das Hatten für casus 
mit Ausnahme der vis maior und das Haüten ibr omn» ei^pa sich 



1) Der Steuermann ist der Vertreter des Schiffers und daher auf Grund 
analoger Anwendung der Art 47 und 5Ü H.G.B, zu derartigen Empfangnahmen 
enaftchtigt (Entscb. des R.O.H.G. XX S. 122 f.). 

2) Ebenso spricht der Code de comni. schlechtweg von öhstncles 
de force majeure; und in ähnlicher Weise drücken sich die anderen zitirten 
Gesetze aus. Die englischen Juristen (wie auch Chartepartien und Konnosse- 
mente) zählen zwar im EänMlnm auf: acta ofGod and the King*» oder Queen^t 
cnemies, j^erih of the sea u. s. w.; doch soll damit nicht gesagt sein, dasB diese 
Ereignisse einerseits allein, andererseits immer und unter allen Umständen als 
vi» maior den Verfrachter von der Verhaftung befreien. Vielmehr erscheinen 
dieselben nur unter den gleichen Voraussetzungen als im mator, onter denoi 
sie nach deutschem Handelsrecht diesen Charakter haben würden; und auf der 
anderen Seite würden unter denselben Voraussetzungen auch na!ch englischem 
Recht noch andere Fälle höherer Gewalt zugelassen werden. Vgl überhaupt 
Abbott S. 327-337; Maclachlan S. 534—538. 

3) Hahn, Kommentar, Ausftihr. zu Art. 395 § 11 (II S. 597 f.) weist darauf 
hin, dass man alsdann von dem Frachtführer verlangen müsstei dass er absolut 
waswzs fe^r-, bombenfeste Gfttenchuppen errichte, immer Auhalfspersonai 
berdt Sidte. welche, wenn die mit dem Transport zunächst beauftragten Pes^ 
sonen von einem Unfall betroffen wilrdeo, an deren Stelle träten, jedem Trans- 
port bewafbiete Bedeckung mitgäbe. 
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nur dadurch unterscheiden, dasa in dem letzteren Falle der Ver- 
pflichtete alle die Vorkehrungen zu treflfen hat, welche nach den 
Anschauungen der Berufsgenossen behufs der Verhütung eines 
Schadens vernünftigerweise getrotfen werden, wogegen im ersteren 
Falle der Verpflichtete auch noch dafür einzustehen hat, dass seine 
Vorkehrungen auch wirklich den beabsichtigten Erfolg haben Es 
ist demgemäss unter höherer Gewalt ein schadenbringendes Ereig- 
üiss zu verstehen, welches durch solche Maassregeln, die nach den 
Anschauungen des Verkehre vernünftigerweise — weil mit dem 
zu erreichenden Erfolg in einem richtigen VerhSltniss stehend — 
Ton dem Verpflichteten gefordert weiden können, nicht zu be- 
seitigen ist. (Goldschraidt, Zeitschr. f. H.R. III S. 79 AT., 113 ff., 
vgl. XVI S. 326 ff.; Hahn, Kommentar zu Art. 395 9-15, II 
fe. 596—602; Anschütz, Kommentar zu Art. 395 III S. 434; 
Brinz, Pandekten, 2. Aufl. II Ö. 269 ff.; Entsch. des R.O.H.G. II 
S. 205 f.. VIII S. 30 f., S. 160 f., XTI S. 107 f) Ob ein solchem 
Ereigniss vorliegt, ist immer nur für den konkreten Fall zu ent- 
scheiden; denn dasselbe Ereigniss kann in dem einen Falle als m 
maioTy in dem anderen nicht als solche betrachtet werden. Wo^en- 
drang, Sturm, Eis werden nur dann als höhere Gewalt erscheinen, 
wenn der Schiffer alles das gethan hat, was in seemännischen 
Kreisen zur Abwendung oder Verringerung der von diesen Natur- 
krftften drohenden Gemhren gefordert wird. Dasselbe gilt vom 
Aufbringen durch ^e Kreuzer einer feindlichen Macht; auch hier 
könnte von vis maior nicht die Hede sein, wenn dem Schiffer die 
Nähe von feindlichen Kriegsschiffen bekannt war und er es trotz- 
dem unterliess, in einen neutralen Hafen einzulaufen. Ein obrig- 
keitlicher Befehl; d«rch welchen die Ladung mit Beschlag belegt 
wird, lallt unter den Begriff der liöheren Gewalt, voransgesotzt, 
dass die Veranlassung zur Beschlagnalime nicht in irgend einem 
Verschulden des Schiffers liegt, und aus diesem Grunde würde eine 
Konfiskation von A\'aaren wegen Uebertretuug der Zollgesetze (nach 
Art. 482 H.G.B. ) nie als vis mahr zu betrachten sein. Auch Raub 
(vis piralarum) erscheint als höhere Gewalt, aber nur wenn er aus- 
geführt ist mit offener Gewalt (im Gegensatz von blossen Drohungen) 
und Ueberwftltigung eines entgegengesetzten Widerstandes; aber 
(bei Schiffen) wohl schwerlich der Diebstahl^ weil, wenn ordentlich 
Wache gehalten wird — wofür der Schiffer Sorge zu tragen hat — 



DThöls (H.R. III S. 40f.) Auffassung von der Verantwortlichkeit des 
Frachttührors und des Verfrachters kommt auf die exacttssimn (liligentia heraus. 
Der Frachtführer resp. Vertrachter haftet hiernach auch für den dem absolut 
uoabwendbaren nriie kommenden Unfall (welcher ebenfalls zur höheren Gewalt 
zu rechnen ist) nicht, weil „ihn auch bei Anlegung des s^engsten Maassstabes, auch 
wenn man von ihm die alleräusserste Anstren^ng, Sorgfalt, Peinlichkeit, wie sie 
nur irgend möglich ist, verlangt, kein Vorwurf trifft". Der Grund, weshalb der 
Fraefa^hrer resp. Vermchter fftr einen ünfkll, der sich als höhere Gewalt qua- 
lifizirt, nicht einsteht, kann — so sagt Thöl — ^.kein anderer sein, als der, 
dass ihn hier kein Vorwurf treffen kann". Da hätten wir also als Grund der 
Haftung der genannten Personen neben der culpa wieder die negligentia. 
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ein' Diebstahl durch Einsteigen oder Einbrechen, der bei einem 
Gebäude noch unter vis maior zu bringen sein dürfte, sich nicht 
recht denken lassen wird, ohne dass damit eine wirkhche Gewalt 
konkurrirt. JDer nur mit besonderer Schlauheit ausgeführte Dieb- 
stahl Qualihzirt sich niemals als solche und selbstverständlich auch 
memais der, welcher von einer PerBon der Sdiiffsbesatzung oder 
einer sonst auf dem Schiefe beschäftigten Person vertibt ist*); denn 
fiir diese hat der Schiffer unbedingt einzustehen (Goldschnnidt 
in seiner Zeitschr. III S. 93 f., XVI S. 326 ff.; Hahn a. a. O. 
§§ 9, 15, S. 593, 602 ). Dass die Beschädigung als Folge einer 
von aussen kommenden Macht eintritt, ist nicht nothwendig, wie 
denn Feuer, welches im Innern eines Fahrzeuges ausbricht, den 
Charakter der höheren Gewalt tragen kann ^) (Entsch. des R.O.II.G. 
VllI S. 31). Ebenso braucht das Ereigniss kein unberechenbares, 
vorher nicht gekanntes zu sein, wie denn der Umstand, dass der 
SchilFer die Heise bei einem Gewitter angetreten oder tortgesetzt 
hat, nicht verhindert, dass der Blitzstrahl, welcher gezündet und 
die Ladung zerstört hat, unter ms maior gebracht wird (Entsch. 
des R.O.H.G. VIII. S. 163). Nicht das Bewusstsein einer möglichen, 
sondern nur das einer nothwendigen Gefahr schliesst das Sammum 
fatale aus, guod tniprudentibm aeSidÜ. 

4. Dem Verlust, resp. der Beschädigung durch höhere Gewalt 
hat das Gesetzbuch den durch die natürliche Beschaffen- 
heit der Güter verursachten gleichgestellt, und zwar mit vollem 
Becht. Die in Rede stehenden Beschädigungen sind nämlich solche, 
welche die Waare in jedem Falle, d. h. auch ohne den Transport 
oder in Folge eines Transportes überhaupt, oder wenigstens eines 
Transportes der in Kede stehenden Art, z. B. durch Erschütterung, 

1) So hat auch das B.0JI.6. durch Erkenntniss vom 11. April 1876 
(Entsch. XX Kr. 87) in einem Falle entschieden , in welchem zwei Silberkisteo, 

die in der von innen verschlossenen Kajüte des Steuermanns standen, geraubt 
wurden, nachdem die Diebe in das von oben geöffnete Sicylight eingestiegen 
waren und den schlafenden Steuermann selbst geknebelt hatten. Mit Recht föhrt 
das O.H.G. aus (S. 124 f.), dass das beschreiten des Verdedu des Schiffs durch 
die Diebe, die Lösung des Skylightdeckels, das Hineinsteigen der Diebe in die 
Kajüte, das Wiederliinaussteigen derselben mit den KisteUi die Wiedereinscbiffung 
nnd das Wegrudern hfttten bemerkt werden müssen, wenn auf dem SchäTe pflicht- 
mftBsig Wache gehalten worden wäre. 

2) Nur bei ganz besonderen Umständen, z. B. plötzlich ausgebrochener 
Geisteskrankheit, dürfte eine Ausnahme statthaft sein (Entsch. des K.G. Ziv.ä. I 
S. 254). Nach R. R. hat der navta aoeh f&r die Handlungen der Passagiere 
einzustehen (L. 1 vlt., L. 3 pr, Nautae^ caupones). Ebendasselbe behauptet 
für das französische Recht Laurin (bei Cresp 1 S. 621), dem jedoch andere 
widersprechen (s. Desjardins II S. 60). Das D.U.G.B. hat den Satz nicht aiif- 
nnommen Cs. Qoldschmidt a. a. O. III S. 93, 9St, vgl. aneh Art 610 
Abs. 2 H.G.B.). Wo also Verlust oder Beschädigung von Gütern durch eine als • 
höhere Gewalt sich qualitizirende Handlung der Passagiere herbeigefUhrt ist, da 
würde die Haltung des Verlrachters zessiren. 

3) Die Merehant Shippinß Act von 1854 fsect, 30S) verordnet ansdrüd^ 
lieh, dass der Rheder (eines britisclien Schiffs) für den durch ein an Bord aus- 
gebrochenes Feuer angerichteten Schaden nicht haftet, wenn ihn dabei keine 
Schuld trifft. 
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Reibung, durch Feuchtigkeit erlitten haben wi&rde (Hahn, Kom- 
mentar zu Art 395 § 6, S. 395). £in solcher Fall steht aber der 
höheren Gewalt vollständig gleich; denn entweder Iftsst sich eine 

derartige Beschädigung überhaupt nicht abwenden, oder doch nur 
durch solche Maassregelny deren Kostspieligkeit in keinem richtigen 
Verhältniss zu dem zu erreichenden Erfolge stehen würde. Das 
Gesetzbuch hat nun die wichtigsten Arten einer solchen durch die 
natürliche Beschaffenheit der Güter verursachten Beschädigung auf- 
geführt: den inneren Verderb z. B. durch Gährung, Rost, Verstecken, 
Selbstentzündung; das Schwinden, d. h. Verrinfj;erung des Gewichts 
oder des jVIaasses; die Leckage, d. h. das Dringen der Flüssig- 
keiten durch die Fugen des Gebindes ohne äusserliche Beschädigung, 

5. Dass Mängel der Verpackung den Verfrachter gleich- 
falls von der Verhaftung befreien^ wenn der Verlust oder me Be- 
schädigung dadurch herbeigerilhrt ist, erklärt sich daraus , dass ia 
solchem Falle der Schaden in einem Versehen des Absendera 
seinen Grund hat, in welchem Falle auch beim Rezeptum die Ver- 
bindlichkeit des Schiffers u. s. w. zessirt (L, 20B De JB. /. 50, 17), 
Die Mängel dürfen aber nicht erkennbare sein; denn der Schiffer 
würde sich eine culpa zu Schulden kommen lassen, wenn er Waa- 
ren annähme in einer Verpackung, von der er sich als Sachver- 
ständiger sagen musste, dass daraus eine Beschädigung der ersteren 
zu erwarten wäre. Natürlich geht in diesem Falle die Verpflich- 
tung desselben nicht weiter, als dass er den Befrachter auf diese 
Mangelhaftigkeit aufmerksam macht. Besteht dieser auf dem Trans- 
port der W aaren in der mangelhaften Verpackung, so haftet der 
Verfrachter nicht für den daraus entstehenden Schaden, weil darin 
ein stillschweigender Verzicht des Befrachters auf die Verantwort- 
lichkeit desselben wegen einer derartigen Beschädigung liegen 
würde. Auch die Pflicht des Schiffers, den Befrachter auf die 
Mangelhaftigkeit der Verpackung aufmerksam zu machen, zessirt 
in dem Falle , wo der Befrachter deutlich zu erkennen gegeben 
(z. B. durch die Bemerkung: „auf Gefahr des Absenders"), dass 
ihm letztere bekannt war (Hahn a. a. O. tiS 7, 20, S. 595, 607). 

6. Weil der Schiffer bei dem Transport der Waaren , abge- 
sehen von den im Gesetz ausgenoramenen Fällen, die Garantie 
übernimmt für die Ablieferung der Waaren im unbeschädigten 
Zustande (salvum fore recipii), so hat er den Beweis zu erbringen, 
dass die Beschädigung auf eine jener Ursachen zurückzuführen 
ist; denn die Befreiung von der Verpflichtung bildet den Gegen- 
stand emer £xzeptio das Fundament der Exzeptio hat aber der 
zu bewdsen, der sie Torschtttat (Entsch. des O.A.G. su Lübeck 
vom 29. November 1826 in Seufferts Archiv IV Nr. 118). Doch 

enügt es, wenn der Schiffer den Nachweis ft&brt, dass der Schaden 
urch ein Ereigniss herbeigeführt ist^ welches an sich geeignet ist^ 



l) L, S § 1 NautaCf cavp, : — Lab€Q teribii, ti guid naufragio out per 
mm pirataruM perieHtf non ewe miqmm exc^ptumem ei daru 
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unter den Begriff der höheren Gewalt zu fallen, z. B. ein Unwetter; 
er hat nicht weiter darzuthun, dass er alle Maassregeln getroffen 
Lat, die zur Abwendung des drohenden Nachtheils von Öeemännem 
angewendet su werden pflegen, vielmehr ist es Sache des Em- 
pfangers , XU beweisen, dass der Schiffer es an der Anwendung 
dieser Maassrepeln hat fehlen lassen, und dass gerade hierauf der 
Verlust oder die Beschädigung BorQckzufQhren ist ( G o 1 d s c h ni i d t, 
Zeitschrift III S. 116). Dagegen müsste beim Raube die Ueber- 
wältigung des Seitens der Besatzung geleisteten Widerstandes mit 
in das Beweisthema aufgenommen werden (vgl.Entsch. des R.O.H.G. 
XX S. 1 22), weil nur ein derartig qualüizirter Kaub als vis maiar 
betrachtet werden kann. 

7. Die Haftungspflicht des Verfrachters kann ver- 
tragsmässig beschränkt werden aiii eigenes Versehen, ja 
sogar auf eigenen dolus. Denn die Bestimmung des Art. 6U7 
gehört nicht dem absoluten Recht an, wie auch das R.R. die 
▼ertragsmässige Ausschliessung der besonderen Haltung aus 
dem iMzeptum zulässt^). Auch kann festgesetzt werden, dass ein 
Verschulden des Schiffers oder der Schifismannschaft vom Be- 
frachter nachzuweisen ist. Und eine solche vertragsmässige Herab- 
setzung der Haftpflicht ist in einer darauf abzielenden Bestim- 
mung der ein für alle Mal aufgestellten Frachtbedingungen einer 
Rhederei (Dampfschiff -Gesellschaft) zu finden, auf Grund deren 
dieselbe Befrachtungsverträ<j^e abschliesst ( Entsch. des O. A. G. 
zu Lübeck vom 20. ]\Iai 185G in Seutferts Archiv XI Nr. 86; 
Erk. des hauib. Ilandelsger. vom 24. Mai, 19. Juni 1878 in der 
Hamb. ilandelsger.-Zeit. von 1878 8. 345, 8. ^156). Denn jeder, 
der mit einer solchen Gesellschaft kontrahirt, unterwirft sich still- 
schweigend deu Bestimmungen der Frachtbedingungen. 

Emdet sich «her in solchen Frachtbedingungen lediglich die 
Klausel, dass dn bestimmter Schaden, z. B. Jeder Wasser- und 
Feuerschaden a\% von unwiderstehlldier Gewalt herrührend an- 
gesehen werden soll"; so würden dadurch nur die Bewebregeln 
abgeändert. Ist nämlich eine durch Wasser oder Feuer heroei- 
geführte Beschädigung durch die Schuld des Verfrachters oder 
der Öchiffsleute herbeigeführt, so wird in Folge jener Klausei der 
Verfrachter nicht etwa von der Verhaftung befreit, sondern es trifft 
nur die Beweislast hinsichtlich des Verschuldens den Befrachter, 
während nach dem bestehenden Recht der Verfrachter die höhere 
Gewalt nachzuweisen hat lEntsch. des berl. Revisionshofs vom 
10. März 1845 in Seufferts Archiv II Nr. 180). 

8. Der Abs. 2 des Artikels ist lediglich eine Konsequenz des 
Art. 560 Abs. 2. Erklärt das Gesetzbuch den Verfrachter aus- 
drücklich nicht für verantwortlich für die Mängel des Schiffs, 



1) L. 27 pr, Nautar, caup.: — üem ei praedixerüy tU imitsquüque vec- 
torum res muu servet neque danmum M fraeskihiinmt €t eontensetiia veetcru 
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welche aller Sorgfalt ungeachtet nicht zu entdecken waren, 
80 kann es denselben auch nicht ex rccrpio wegen einer Beschä- 
digung haften lassen, welche die Folge eines unentdeck baren Mangels 
des Öchiffs ist. Auch wurde auf der hamburger Konferenz darauf 
hingewiesen, dass eine derartige Verhaftung des Verfrachters mit 
der Auffassung des Verkehrs in Widerspruch stände (Prot. Vlll 
S. 3907 f.). 

Art. 608. 

Für Kosibarkeiiefif Gelder und Werthpapiere haftet der Ver- 
frachter nur in dem Falle, wenn diese Beschaffenheit oder der Werth 
der Güter bei der Abladung dem Schiffer angegeben ist. 

1. Als Grund für diese Bestimmung, welche sich in dem 
preusaischen Entwürfe noch nicht fkad, sonaem erst auf' der ham- 
Durger Konferenz nach dem Vorgange des englischen Rechts ^) 

hinzugefügt ward, wurde angegeben, „es sei höchst billig und an- 
gemessen, dass wenn einem Manne, der in der Kegel nur mit 
Kaufmannsgütern von gewöhnlichem Werthe zu tliun habe, Güter 
von ganz besonderem und ausserordentlich hohem Werthe über- 
geben würden, dies demselben zuvor raitgetbeilt werde , damit er 
eine um so grössere Sorgfalt auf dieselben verwenden" könne 
(Prot V S. 2261 f.); man dürfe daher dem SchiiTer billiger Weise 
nicht znmathen, „für ganz ausserordentUoh grosse Summen selbst 
dann zu haften, wenn ihm über die Qrösse seiner Haftbarkeit gar 
keine Andeutung gegeben worden sei^ (Prot V S. 2298). 

2. Die Verhaftung aus dem Rezeptum tritt bei den in diesem 
Artikel genannten Gegenständen nur dann ein, wenn die Beschafifen- 
heit oder der W^erth derselben angegeben, nicht etwa zufällig 
zur Kenntniss des Schiffers gelangt ist (Prot V S. 2299 f., VIII 
S. 3982). Fehlt diese Angabe, so haftet der Schiffer aus dem 
Frachtvertrage und dem Kezeptum gar nicht für dieselben. 
Er haftet für Beschädigung und \'erlust solcher Gegenstände nur 
da. wo auch ein Dritter (in keinerlei Vertragsverhältniss zu dem 
Gute stehender) durch rechtswidriges Handeln sich verantwortlich 
macht (Prot V S. 2300; Entsch. des R.O.H.G. VIII S. 271—273). 
Der Bheder wird jedocb nur äusserst selten in Anspruch genommen 
werden können, da seine Haftung durch ein Verschulden dner 



1) Die Merchant Shipplng Act von 1854 aect, 503 bestimmt: No cwnier 

of any 8ea-goin(j shi'p ar share therein shall he liahle to maJce good any Ions 
or damage that may kappen withmU his actual fatdtor priväy — of or to any 
gold, aUver^ diamondsj watches, jewelSf or precioua atones taken in or put on 
loard aiMf such ship, bii reason of any rolhery, Bmbiaüement^ mal ing away 
vith or serrütivff thereof, unless the offener or shipper thereof hos, at tite 
time of ahipping the same, inserted in Iiis büU of lading or otherwiae declared 
«n vfrüing to the maater or oioner of auch ahip the true nature and value of 
»lieh articlea; ein Satz, der jedoch nur bei britischen Schiffen zur Anwendung 
gebracht wird (s. Maclachlan 8.121). Na-^^h dem finnländ. Seeges. (Art. 115) 
genügt bei derartigen Gegenständen nicht die Deklaration, sondeni es müssen 
m«beii auch dem Kapitän persönlich übergeben werden. 
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Person der Besatzung nur begründet werden kann, wenn solches in 
der verkehrten und schadenbringenden Ausführung von Dienstver- 
richtungen zu Tage trat (H.Ci.B. Art. 451); dies aber hier nicht 
leicht denkbar ist. Auch in Fällen der grossen Havarie haben die 
Eigenthümer keinen Entschädigungs - Anspruch (H.G.B. Art. 710 
Ziff. 3, Art. 725). 

3. Unter Kostbarkeiten sind schlechtweg Sachen za ver- 
stehen, deren Werth im Verhältniss zu ihrem Umfang oder Ge- 
wicht als besonders hoch erscheint (Hahn, Komment, za Art 395 * 
§ 22, U a 608 f.). 

Art 009. 

Bevor thr Kmpfamjfr die Güter ühernomnun hat, kann sotcohl 
der Empfauijtr als der Schiffer, um den Zustand oder die JMenge 
der Güter festzustellen, die Besichiigutw derselben durch (Tie siistä)\r 
dige Behörde oder dutrd^ die gu dem Zweeh amtUth be$tdlten SatHh 
verständigen bewirken lassen. 

Bei diesem Verfahren ist die am Orte anwesende Gegenpartei 
evunmehmj sofern die Umstände es gestatten. 

1. Durch die Bestimmungen der Art. 609 und 610 sollen die 
für das Vorhandensein und die Höhe des Schadens , für den der 
Verfrachter aus dem Frachtvertrage resp. Rezeptam eyentaell auf- 
sakommen hat. dienliehen Orundlagen gewonnen nnd so verhindert 
werden^ dass derselbe für eine erst später entstandene (oder äussere 
lieh sichtbar gewordene) Beschädigung in Anspruch genommen 
wird. Es wurde dies namentlich mit Rücksicht auf die schwere 
Verantwortlichkeit, die der Schiffer aus dem Frachtverträge nnd 
deniRezeptum für das Frachtgut habe, und die ihn treffende schwere 
Beweislast für gerechtfertigt gehalten (i^^ntsch. des R.O.H.G. III 
S. 21, XIV S. 297 ; vgl. Motive zum preussischen Entwurf des 
H.G.B. S. 272 f; Prot. V S. 2301, 2304 f., 2502 f.). Gleich- 
zeitig sollte der Schiffer auf die ihm Seitens des Empfängers dro- 
henden Entschädigungsansprüche aufmerksam gemacht und so ver- 
anlasst werdeui auf Sicherung des Beweises Bedacht sn nehmen ^). 

2. Unter der Uebernahme, welcher Aosdrack in zweiter 
Lesung an Stelle der im preussischen Entwurf nnd im Entwarf ans 
erster Lesung befindlichen Worte „vor oder bei der Löschung" ge- 



1) Auch andere Seereclite ]ial>en ausdrücklich Fürsorge d;ifiir getroffen, dass 
der Verfrachter bei Ablieferuug der Güter oder gleich darauf erfährt, ob der 
Empfänger die QOter beanstanden iHU resp. kaon. So der frans. (Art 485 f.) 
und belg. Codt de eomm. (II Art 232 f.), welche eine EntschädigungsUage des 
J)e8tinatär8 davon abhängig; machen, dass vor der Empfangnahme der Güter oder 
spätestens 24 Stunden nach derselben Protest erhoben ist; das holländ. Ü.GJB. 
(Art 498^95X welches einen Antraff auf gerichtliche Besichtigung des Guts nnd 
Absch&tznng des Schadens Seitens des Schiffers wie des Empfängers vor oder 
bei der Entlöschnng; unter bestimmten Voraussetzungen Seitens des Empfängers 
noch innerhalb 4Ö Stunden nach der Ablieferung zulässt; das finnländ. See- 
gesetz, dessen Art 116 mit der Vorschrift des Art 610 D.H.G.B. abereinkomnt 
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setzt wurde, ist nicht jede faktische Entgegennahine der Güter 
durch einen Beauftragten resp. Boten des EmpfUngers zu verstehen^ 
sondern nur der juristische Empfang^, die Entgep^ennahme durch 
einen wirklichen Slandatar, welcher befugt ist, ,.über den Zustand 
der Güter sich zu vergewissern und darüber eine entsprechende 
Erklärung abzugeben". Ob eine solche Uebernahme vorliegt, lässt 
sich nur lür den einzelnen Fall entscheiden, indem dabei aie fak- 
tischen Verhältnisse in Betracht zu ziehen sind (Prot. VIII S. 3915 f.). 
Auch die LokaJffesetzgebung kann darüber Bestimmungen treffen, 
£ine solche entbftlt das bremische Gesetz vom 12. Februar 1866, 
welches im § 2 (in der Fassung vom 20. November 1879) Folgendes 
▼erordnet: 

Der Transport deS' Frachtguts vom Löschplatz (Weserplatz un- 
terhalb Bremen) nadi Bremm aesMehi auf Oefahr und Kos(m de» 
Ladungsenipfänfi(rSf welcher daher das Frachtgut am Löschplaie in 
Bmpfang m nehmen hat, — 

Die Uehernahme des FradUguts giU erst na^ Anhimfl der 
Waare in Bremen als vollendet. — 

Werden indess Güter am Löschplatz mm ZwecJc der Lagerung 
belassen, oder iverden sie von da nicht nach dem Bestimmungsort, 
fion-dern nach einem anderen Fiats verladen, so gilt damit die Ueher- 
mhne als geschehen uml tritt die Zahlunr/si^ flicht des Empfängers 
nach Maassgabe der Art. 615 ff\ des Handelsgesetzhuches ein, 

3. Durch die Besichtigung soll der Zustand, resp. die 
Menge der Waaren festgestellt, d. h. es sollen die Beschädigungen 
und Verluste (Manko) an den Gütern ermittelt und dadurch die 
Grundlagen für die Berechnung des Schadens, den der Empfänger 
erlitten, gewonnen werden (Prot. V 8. 2301 f.); oder es soll um- 
gekehrt festgestellt werden, dass solche Beschädigungen und Ver- 
luste an den Waaren nicht vorhanden. Die Besichtigung ist daher 
nicht als eine blosse Formalität gedacht, sondern sie muss fUr den 
angegebenen Zweck geeignet, d n. grftndlich und genau sdn und 
die Mängel und Schäden klar legen. 

4. Die zuständige Behörde, wdcher zunächst die Un- 
tersuchung zugewiesen wird, ist keine yom neu angeord- 
nete; vielmehr hätte man dabei im Auge eine technische Behörde, 
wie solche schon in der früheren Zeit an manchen Seeplätzen be- 
standen und zur Vornahme derartiger Besichtigungen berufen waren 
(Prot. V ö. 2öü2; Duhn in Voigts Neuem Archiv für H.R. IV 
S. 473 flf.). Eine solche bilden die Luken- und Ladungsbesichtiger 
in Bremerhaven (vgl. brem. Verordn. vom 2. Juni 1856 und vom 
11. November 1870 1 und 2). In Ermangelung einer solchen 
Behörde lässt das Gesetzbuch die Besichtigung bewirken durch 
amtlich bestellte Sachverständige. Diese sind entweder 
ein für alle Mal zu dem gedachten Zweck bestellt; oder werden, 
wo dies nicht der Fall, durch den Richter auf Antrag der 
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Interessenten für den einzelnen Fall ernannt (arg. des Art. 348 
Abs. 3, Art. 407 Abs. 2 H.G.B.) 

Die Behörden resp. Sachverständigen haben die Besichtigung 
und Prüfung selbst vorzunehmen. Dies spricht das Gesetzbuch mit 
dürren Worten aus; ergiebt sich auch aus dem vom Gesetz her- 
vorgehobenen Zweck der Besichtigung. Dadurcli ist fi-eiUch nicht 
ausgeschlossen ; dass dieselben für gewisse hierbei vorkommende 
Verrichtungen (wie Zählen, Wägen, Messen) sich der Hülfe An- 
derer bedienen. y^VorauBsetsung ist aber auch dabei immer, dass 
diese Verriehtnngen unter ihrer Au&icht and auf ihre Anweisung er- 
folgen/' Un4 auf keinen Fall dürfen dieselben sich darauf beschrftn- 
ken, olme eigene Prüfung lediglich die Wahrnehmungen anderer Per- 
sonen ZVL konstatiren (Jjntsch. des ß.O*H.G. XII S. 249 — 251; 
ebenso auch das A.G. zu Stettin in den in Entsch. des K.O.Il.G. 
XI S. 244 f. mitgetheilten Entscheiduiig;scrründen eines Erkennt- 
nisses). Ueber das Resultat ihrer Besichtigung haben die Sachver- 
ständigen dem Requirenten eine Bescheinigung auszustellen; denn 
wenn auch das H.G.B, eine solche nicht ausdrücklich verlangt 
so wird doch „die Bedeutung und der Werth solcher Besichtigungen 
durch die äusserliche Fixirung des Befundes und dessen Kund- 
gebung an die Betheiligten bemngt, so dass eine des&llsige Doku* 
mentirune als ein notfawendiges Annexum der Bc^chtigung selbst 
erschdnt^ (Entsch. des R.O.H.G. III S. 21). Einem Attest, aus 
dem hervorgeht, dass die Besichtigung nicht den angegebenen 
Grundsätzen entspricht, ist irgend eine Beweiskraft nicht beizu- 
legen. Ueber die Grensen entscheidet natürlich richterliches Er- 
messen* 



1) Die ]iiecMeDb.-8diweriiii8che EHrf&hr.-Verordn. § 69 bestimmt ^es aus- 
drdcklich: 

Die für die in dem Art. 609 des I1.G.Ü. erwähnte Befichtiguvfj zii- 
ständige Behörde ist im Inlande das Handelsgericht des Ortes. Dasselbe 
hat dte Saehoeratändiffen in Jedem «MMelfM» Falle zu entenfietim 

Man hat sich nach dieser Bestimmaog indsss wohl nicht das Gericht als 
die die Besichtigung vornehmende Behörde zu denken, welche sich zu ihrer 
Orientirang Sachverständige beigesellt, sondern als die Amtsstelle, welche die 
SadiTeratftndlgeii Behuft vomthme der Besichtigung zu emennen hat Das die 
Sachverständigen ernennende Gericht istheutsatsgedu Amtsgericht (vgl.E eys s ner 
in der Zeitschr. f. H.II. XXV S. 537). 

Die Urem. Verordn. vom 11. Novemher 1870 lässt, obwohl es ausser den 
erwähnten Lnlcoi- mid Ladongsbesichtigern in Bremen noch besonders bestellte . 
und beeidigte Sachverständi]?e für die Hesichtigung Ton Ladungen gipbt. auch 
den Antrag lieim Gericht auf die Bestellung von SachTttSt&ndigea für den kon- 
kreten l'all zu. Sie verordnet im ^ 9: 

Demjenigen^ welcher in Gremässheit der Art. 609 und 610 des H»€f,S, 
den Zustand oder die Menge von mit See- oder Leichterschiffen angekommenen 
Gütern feststellen lassen will, bleibt es unbenommen^ anstatt damit die im 
^ 1 erwähnten Sachverständigen zu beauftragen^ bei dem kompetenten Gerichte 
die Ernennung von Sachverständigen zu beantragen. 

2) Die bremische Instruktion für die T>uken- und Ladnngs-Besichtiger S, 
9, 12) macht diesen die Ertheilung solcher Bescheinigungen ausdrücklich zur 
Pflicht. 
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5. Der AuBspruch der Sachverständigen hat nidit etwa un* 
bedingte und unumstössliche Beweiskraft. Das geht aus dem 
Worl£iat des Art 609 henror, welcher dem Schiffer wie dem Em- 
pfanger anheimgiebt, um den Zustand oder die Menge der Güter 
festzustellen, die Besichtigung derselben bewirken zu 
lassen, nicht aber den Zustand durch die Besichtigung 
feststellen zu lassen (vgl. Art. 407 H.G.B.). Die entgegen- 
fi^esetzte Ansicht würde auch eine ausserordenthche Härte für die 
Betheiligten enthalten, da nur in den allerseltensten Fällen eine 
Kemedur gegen das fehlerhafte Resultat einer mangelhaften Be- 
sichtigung zu eraielen sein dürfte. Denn der Regä nach wird 
dies den Betheili^n erst „aus dem von den Sachverständigen 
nach der Besichtigung auszustellend^ Attest" ersichtlich werden, 
und bei der Zustellung desselben an den Bequirenten wird es zur 
rechtzeitigen Wiederholung der Besichtigung oft schon zu spät sein 
(v^ Entsch. des K.O.H.G. IH S. 22 f.). Es steht daher nicht nur 
derjenigen Partei, gegen welche das Attest vorgebracht wird, das 
Recht zu, g^egen den Inhalt desselben den Gegenbeweis zu fuhren, 
sondern auch der Requirent ist befugt, die durch das Attest doku- 
raentirte Feststellung der Sachverständigen durch anderweitige 
Beweismittel*' sowohl „zu ersetzen und zu verstärken, als auch zu 
widerlegen"; wie denn der durch den Ausspruch der Behörde resp. 
der Sachverständigen geführte Beweis der freien Würdigung des 
Richters unterliegt (Entsch. des R.O.H.G. a. a. 0.; ebenso ein 
£rk. des OA.G. zu Lübeck bei Duhn in Voigts Neuem Archiv 
{ur H.R. lY S. 478 f.). Dies gilt nicht nur von der freiwiUig nach 
Art. 609 beantragten Besichti^mg und dem darüber ausgestellten 
Attest, sondern auch von der, deren Erwirkung unter einem be- 
stimmten Präjudiz dem Ladungsempfänger im Art. 610 zur Pflicht 
gemacht wird. Der Verlust der Ansprüche ist dem Ladungs- 
erapfänger nicht etwa für den Fall angedroht, dass die Beschä- 
digungen, für die er Ersatz beansprucht, nicht durch die Besich- 
tigung dargethan sind, sondern für den, dass er die Besichtigung 
überhaupt nicht innerhalb der vorgeschriebenen Zeit erwirkt. Dass 
der Besichtigung und dem darüber ausgestellten Attest im Falle 
des Art. 610 keine andere Beweiskraft beigelegt weAlen kann,, als 
der des Art. 609, folgt daraus, dass die Besichtigung des erstereu 
Artikels mit der des letzteren (nach dessen „Maassgabe'' sie zu er- 
folgen hat) gleichartig ist, und man im Art* 609 unmöglich dem 
Besichtigungsattest, welches der Empfänger impetrirt hat, eine 
andere Beweiskraft beilegen kann, als dem, welches der Schiffor 
sich hat geben lassen^). 



1) Nicht recht Terständlich ist es mir, wenn das K.O.H.G. im £rk. vom 
22. Juni 1872 (Entsch. VI S. 845 f.) die Ansicht: ans der Befiigniss des Schiffers 

und Ladungsempfängers, die in Rede stehende Besichtigung zu verlaagen (das 
O.H.G. sagt allerdings: den Zustand der Güter feststellen zu lassen), folge 
nicht, dass jede andere Beweisführung des Schiffers über die Quantität 
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6. Der Abs. 2 will dafür sorgen^ daai die Sachverständigen 
bei ihrer Besichtigung und Prüfung sich nicht lediglich an das i 
ihnen von dem Requirenten gebotene Material halten, sondern daas I 
auch der Gefj^enpartei nach Möglichkeit Gelegenheit gegeben wird i 
für Vervollständigung des Materials in ihrem Interesse zu sorgen, ' 
sowie überhaupt das Verfahren zu kontroliren und „auf Beseiti- 
gung etwa vorkommender Mängel und Unregelmässigkeiten bei 
Zeiten hinzuwirken'^ Aus diesem Grunde ist denn auch die Zu- 
siehung der Gegenpartei all ^^ein wesentliches Erfordemiss'' 
der Besichtigung anzusehen. Wenn das Geseta dieselbe nur for- 
derty sofern die TJmstönde es gestatten, so soll damit eigentlich nur 

Sesagt werden, dass die Vornahme der Untersuchung nicht von 
er Möglichkeit, die Gegenpartei zuauziehen^ abhängig ist, dass da- 
her diese Zuziehung unterbleiben kann, wenn sie aus besonderen 
Gründen, namentlich in der vorgeschriebenen kurzen Zeit nicht 
zu bewerkstelligen sein sollte. Von diesem Falle abgesehen würde ; 
ohne die gedachte Zuziehung eine Untersuchung im Sinne des 
Art. 6U9 als nicht geschehen zu betrachten sein. (So auch Entach. ! 
des R.O.H.G. XI ö. 245 f., XXI S. 199.) 

7. Das Gesetz fordert nur die Zuziehung der am Orte an- 
wesenden Gegenpartei. Daraus ist aber nicht zu folgern, 
dass dasselbe auä umgekehrt die Zuziehung dieser allein zulftsst 
Vielmehr ist es ledigli<3i in das Ermessen des Gerichts gestellt« ob 
es die nicht am Orte anwesende Gegenpartei zuziehen will odisr 
nicht (ygL Entsch. des R.O.H.G. XVfi S. 181 £). 

Art. 610. 

Ist die Bcsichtigimg vor der Vchrrnalime nicht fjeschehen^ so 
muss der Empfänger hinnm acht und vierzig Stunden nach dem 
Tage der Uehernahme die nachträgliche Besichtigung der Güter nach 
Maassgabe des Art, 609 erwirken, widrigenfalls alle Ansprüche wegen 
Beschädigung oder theilweisen Verlustes erlöschen. Es macht keinen 
Unterschied, ob Verlust und Beschädigung äusserlich erkennbar waren 
oder nicht 



der Ladang ausgeschlossen sei; bestätigt findet durch den Gegensatz 
der Art. 609 und 610, indem der Art. 610 für den darin vorgesehenen 
Fall die fietichtigang naeh Maassgabe dea Art 609 dem Empfänger bei Ver- 
lost seiner betnifenaen Ansprüche zur Pflieht mache. Jedenfalls aber kaon 
das R.O.H.G. hiermit eben so wenig, wie durch die in dem Erk. vom 2b. Ok- 
tober 1873 (Entsch. XI S. 245 f.) sich findende Bemerkung, dass die im Art. 609 
TOigesdirielMBDe Fntenachniig für die Gegenpartei des Reqmrenten „präjadirirlich' 
sdt die im Text verworfene Ansicht für richtig haben erklären wollen, weil es 
sonst von der im Erkenntniss vom 30. Juni 1871 (Entsch. III S. 28) vertheidigten 
Ansicht abgewichen sein würde, dies aber in keiner Weise ausgedrückt wird. 
Die Argomentation des Erk. yom 22. Juni 1872 hat angensetaeinUdi Makowerr 
Kd^ment^ir zu Art. 609 Note 82^ zu dem Satz veranlasst: „Der Art. 609 schliesBt 
überhaupt ni<ht jede andere Beweisfübrunp des Schiffers über Quantität und 
Qualität der Ladung aus, wohl aber der Art. 610 für den Empfänger^'. 
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Biese Bestm/mmg findet keine Anwendung auf solche Verluste 
und Beschädigungen^ welche durch eine bösliche Handimgeweise einet 
* Person der SchiffsbescAemg entstanden sind, . 

1. Der preaBsisohe Entwurf des H.G.B. enthielt (im Art 499) 
die Bestimmung: 

üebernimmt der Ladungsempfänger Güter y ohne dass dieselben 
geriMUch oder obrigheOUeh hesidUigt sind, so ist er äUer Äneprüche 
aiuf Ersttie etwaiger Beschadigmg oder Verminderung verlaß. 

Da man jedoch eine derartige Bestimmung als zu weit gehend 
und für den Empfänger zu nachtheiiig und hart bezeichnete, in- 
dem es geradezu als unmöglich erschiene, „immer vor oder bei der 
Empfangnahme zu sehen, ob eine Beschädigung u. s. w. der Waare 
vorhanden sei", so wurde u. A. unter Hinweis auf die im Handels- 
verkehr herrschende Ansicht, dass die vorbehaltlose Annahme 
von Waaren als Genehmigung derselben oder als Verzicht auf 
Entschädigungsansprüche gelte, der Antrag gestellt, den Unter* 
gang der Entsdiftdiguugsansprüche noch weiter abhängig zu machen 
von der vorbehaltslosen Empfangnahme der Güter, und dieser An- 
trag, wonach sich also — wie auch im französischen Rocht (s. S. 314 
Kote 1) — der Empfönger sein Recht durch eine Vorbehaltserklärung 
sichern sollte, wurde mit einer einzigen Stimme Majorität zum Be- 
Bchluss erhoben (Prot. V S. 2304 — 2311); später genauer dahin prä- 
zisirt, „dass der Empfiinger speziell die Beschädigung oder Verringe- 
rung der Güter bezeichnen müsse, wegen deren ein Vorbehalt gemacht 
werden solle*' (Prot. V S. 2502 f.). Bei der zweiten Lesung wurde aber 
geltend gemacht, die gedachte Bestimmung werde dahin führen, 
dass die „Abnahme der Güter nur unter Vorbehalt geschehe", und 
so die Absicht des Gesetzes vollständig vereitelt würde. In Folge 
davon wurde die Bestimmung des Art. 610 in der jetzigen Fassui^i 
welche fibrigens — freilich nur hinsichtlich der äusserlich nicht 
erkennbaren Beschädigungen — nach dem Vorbilde des holländi- 
schen Rechts ursprünglich auch der preussische Entwurf enthielt, 
zum Beschluss erhoben; sijniit also für die Gheltendmachung von 
Entschädigungsansprüchen des Empfangers geii^en den Verfrachter, 
indem der erste Schritt hierzu in dem Auswii'ken der Besichtigung 
gefunden wurde, eine ganz kurze „Verjährungsfrist" festgesetzt 
(Prot. VIII S. 3916-3919, vgl. V S. 2305). 

2. Die Vorschrift des Artikels mit dem auf die Unterlassung 
esetzten Präjudiz greift nur dann Platz , wenn nicht bereits vor 

er Uebernahme der Güter die Untersuchung durch 
Sachverständige stattgefunden hat. Dass der bei dieser 
Untersuchung beabsichtigte Zweck (s. die Austiihrungen zum 
Art. 609 Nr. 3 S. 315) auch vollständig erreicht wird, ist nicht 
wesentlich. Bei Aufstellung des Grundsatzes, dass die Besichti- 
gung gemäss Ait, 610 nicht zu erfolgen braucht, wenn eine solche 



Digitized by Google 



Ftknfter Titel. 



g^emäss Art. 609 stattgetunden hat, ging man allerrlings von der 
Voraussetzung aus, dass bei der letzteren „die amtlicli angestellten 
Sachverständigen mit der gehörigen Sorgfalt verfahren'' sind; trotz- 
dem darf es den Ladungsempfängern (aus de;i oben Ö. 317 an- 
gegebenen Gründen) „nicht präjudiziren", und denigemäss nicht 
eine abermalige Besichtigung innerhalb 48 Stunden verlangt wer- 
den, ^,wenn die Besichtigung nicht in ausreichender Weise geschehen 
iBif* (Entoch. des R.O.H.a. III S. 22 f.). Wesentlich aber ist es, 
dass dieselbe den in den Ansfiihningen za Art 609 N. 4 (S. 316) 
auigestdlten Erfordernissen entspricht 

8. Die dem Empfänger noch nach der Uebernahnie der Güter 
nachgelassene Untersuchung muss innerhalb 48 Stunden erwirkt 
w( rden. Das Gesetzbuch fordert daher „eine solche Thätigkeit, 
welche innerhalb der Frist zur Vornahme des für erforderlich er- 
achteten Besichtigungsakts" fuhrt, und es genügt eben so wenig, 
wenn der Empfänger innerhalb der gedachten Zeit ,,einen Gerichts- 
beschluss" über die „alsbald vorzunelimende" Besichtigung erlangt, 
als wenn er nur einen (bdiin zielenden Antrag stellt (Entsch. des 
R.O.H.G. XIV S. 149 f.;. Es geht dies aus dem Wortlaut des 
Artikels hervor. Derselbe sagt nicht etwa^ der Empfänger soll die 
Besichtigung beantragen, sondern er soll sie erwirken, d. h. 
ihre (wirkliche) Vornahme herbeif)lhren. Diese Auffassung wird 
aber auch durch die oben (unter Nr. 1) gegebene Ekitstehungs- 
geschichte des Artikels bestätigt. Sollte die Salvirung der Geltend- 
machung von Entschädigungsansprüchen nicht eintreten können 
in Folge eines bei der Entgeeennahme der Güter gemachten Vor- 
behaltes des Empfängers, so konnte man dieselbe nicht bewirken 
lassen wollen durch einen noch später impetrirten Gerichtsbescbluss 
auf Besichtigung der Güter. Noth wendig ist es aber nur, dass ein 
Anfang mit der Besichtigung gemacht wird; denn es soll nur be- 
wirkt werden, dass in 48 Stunden besichtigt' wird, nicht dass diese 
Besichtigung innerhalb dieser Frist auch vollendet wird. Natür- 
lich darf aber keine unnöthige Unterbrechung derselben stattfinden, 
und nur wenn in Folge der Sachlage des konkreten Falls, nament- 
lich wegen besonderer Hindemisse die Vollendung in 48 Stunden 
nicht möglich sein sollte, würde das Präjudiz des Art 610 nicht 
eintreten. 

4. Durch die Beobachtung der Vorschrift des Abs. 1 werden 
die Ansprüche des Befrachters gegen den Verfrachter aus dem 
Art. 607 gewahrt. Nur ist selbstverständlich, dass wenn bei dieser, 
nach der Entgegennahme der Güter stattfindenden Besichtigung 
Manko oder Beschädigungen ermittelt werden, der Empfänger 
gegen den Schiffer den Beweis zu erbringen hat, dass diese 
bereits bei der Löschung vorhanden gewesen (Prot. Vill 
S. 3919). Davon abgesehen würde der Empfänger aber nur die 
Quantität und die Qualität der abgeladenen Waaren darzuthun 
haben, und Sache des SchifiSaro wäre es, den Verlust durch vis 
maiar zu beweisen (Entsch. des R.O.H.G. XV S. 880). 
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5. Die Besichtigung erscheint als Voraussetzung für 
die Geltendmachung von Schadensersatz-Ansprüchen. 
Sie kann daher nicht dadurch ersetzt werden, dass in dem Prozees 
über die Entschiidigungspfiiclit des Verfrachters die zur Zeit der 
Abheferunij des Guts vorhandene Beschädigung , deren Umfang 
und vom Verfrachter zu vertretende Ursache bewiesen werden. 
Eben so wenig durch ein nachträgliches darauf gerichtetes Geständ- 
nisB des Schiffers. In dem Falle freilich würde die Unterlassung 
der Besichtigung ohne Kachthetl für den Empfänger sein,- wenn bei 
der Ablieferung des Guts über die gedachten Thatsachen nicht nur 
Einverständniss zwischen Empfänger und Schiffer bestand (was 
Duhn in Voigts Neuem Archiv für H.R. IV 8. 480 bereits für 
ausreichend hält), sondern auch der Schiffer seine Entschftdignngs« 
pflicht in dem vom Empfänger behaupteten Umfange anerkannt 
hatte; denn nur in diesem Fall kann der Schiffer von den bevor- 
stehenden Entschädigungsansprüchen als unterrichtet gelten , und 
kann in der Uebernahme des Guts nicht die Genehmigung seines 
Zustandes und ein Verzicht auf Schadensersatz Seitens des JJesti- 
natärs gefunden werden (Entsch. des K.O.H.G. XXI S. 199 f). 

6. Der Abs. 2 lässt, indem er eine Ausnahme von der Kegel 
des Abs. 1 statuirt, die Haftung des Verfraditers bestehen für die 
Verluste und Beschädigungen, welche durch eine bdaliche 
Handlungsweise einer Person der Besatzung entstanden 
sind. Unter böslicher IlandlungsweiBe ist (hier, wie in den Art. 396, 
427) nicht nur die Handlungsweise zu verstehen, welche die Be- 
schädigung des Empfangers Mzweckt, sondern auch die, bei welcher 
der Handelnde wusste, dass sie Verlust oder Beschädigung noth- 
wendiger oder doch möglicher Weise zur Folge haben würde^ und 
doch davon nicht abstand, ohne dass diese Handlungsweise durch 
die Umstände des konkreten Falls gerechtlertigt wurde ^) (Thöl, 
H.R. m S. 48 f.; Hahn, Kommentar zu Art. 396 § 12, II S. 616). 
Die Beweislast trifft den Empfanger, und zwar hat dieser ausser 
der Thatsache der Beschädigung oder des Verlustes nicht nur 
nachzuweisen, dass eine Person der Besatzung sich eine Hand- 
lungsweiBe hat zu Schulden kommen lassen, die als bösliche zu 
qudifiziron ist, sondern auch, das» diese Handlungsweise die Ur- 
sache der in Rede stehenden Verluste oder Beschädigungen ge- 
wesen ist (Entsch. des R.O.H.G. XTV S. 297 f., XV S. 380). 

7. Die Nichtbeachtung der Vorschriften des Art. 610 hat zur 
Folge den Untergang aller Ansprüc he wegen Besch ädigung 
und t heilweisen Verlustes. Der Artikel berührt also nicht 
die Ansprüche wegen eines Totalverlustes; wie denn im Falle 



1) Ist der Verfrachter zu der betreffenden Handlungsweise dem Beiracliter 
gegenüber in Folge eines mit diesem, getroffenen Uebereinkommens berechtigt, 
so benimmt dieser Umstand allein derselben ihren böslichen Charakter noch 
nicht dem dadurch benachtheiligten Empfänger gegenüber, an den die Güter auf 
Grund eines KonnosBements abzuUel'ern sind, in welchem die fr. Berechtigung des 
Yerfraebters oidit anerkannt ist. S. Entsefa. des R.6. Zir. S. I S. aSf. 

Lewis, Ssmelit. I. S. Avil 21 
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eines solchen von der Uebernahme des Gutes nicht die Rede seiu, 
dem^emäss die Erwägunir, dass vorbehaltlose Uebernahme der 
Wiuire als Genehmigung anzusehen, nicht Platz greifen könnte, 
auch die Anordnung einer Besichtigung durch eine Behörde oder 
durch Sachverständige keinen Sinn haben wfbrde. Ans eben diesem 
Grande findet Art 610 keine Anwendung auf den Fall,^ wo 
mehrere für denselben £mpfUnger bestimmte Kolli zwar in einem 
Konnossement, aber nach Inhalt und Marke gesondert aa%eführt 
sind, und nach der Löschung das Fehlen von einem derselben er- 
mittelt wird. Hier liegt nämUch eine Stückgüterladong vor, wobei 
jedes Kollo als ein selbständiges Ganze anzusehen ist ^). Das 
Fehlen eines solchen Kollo begründet daher keinen „Manko"', son- 
dern einen „Totalverlust" (Putsch, des K.U.H.G. XI S. 35 £, XV 
S. 142 f.). 

8. Für Bremen ist der Art. modilizirt durch die Be- 
stimmung der Verordn. vom 12. Febr. 1866 J 6: 

Verlust und BesclUUUgt'ng der Güter, welche bei der Etnpfanti- 
nähme au^ einem Srpficlriff'f wisf^erlich erkcMuljar tvarni , Iconni n 
später nur (jeltend gemacJit werden , tverin von deren VorJumd ensein 
dem Schiffer oder seinem Stellvertreter hei der Empfangnahme schrift- 
lich oder sonst in genügender Weise Anzeige gemacht icorden ist. 

9. Für Hamburg kommt zu Art. (509 und 610 noch iu Be- 
tracht der durch § 4 des Bundesges. vom 5. Juni 1869 als Lau- 
desgesetz ausdrücklich anerkannte § 50 des hamburgischeu £iu- 
führungsgesetzes : 

Der § 9 der Verordnung für Schiffer und Schiffsvolk vom 
27. März 1786 ist aufgehohen. Dagegen kommen die ß§ 8, 11, 12 
und 13 dieser Verordnung für die recJitlichc Bcurthcilung des Ver- 
Mltnisses zwischen dem Schiffer, detn Leichterschiffrr , dem Ever- 
fiihrer und dem Empfänger auch femer zur Anwendung, falls die 
Güter in Schuten oder sonst in Wasser gdöneht irerden. 

Nach den §§11 und 12 dieser Verordnung ^vird nun bei 
Ueberladung der Güter in Leichterschiffe und Lver der Schiffer 
durch die vorbehaltlose (Quittung des Leichterschiffers und des 
Everführers gegen alle künftigen Ansprüche gesichert; und in die 
Verbindlichkeiten desselben treten der Leichtei'schiffer resp. Ever- 
ftihrer ein. Der Leichterschiffer soll beschädigte Waaren nicht an- 
nehmen; thnt er dies im Noth&ll, so ertheilt er keine Qaittong, 
sondern der Sdiifier, welcher alsdann bis zur Entlöschung dtf 
Güter aus dem Leichterschiffe verantwortlich bleibt, soll demselben 
einen oder zwei Matrosen mitgeben; der EverfÜhrer hat die Be- 
schädigung der Waaren auf der Quittung ^^spedfice'' zu ye^ 
merken. 



1) In W ahrheit sind hier auch verschiedene Konnossemente anzunehmen, 
die in einer Urkande susammeogefiuBt sind. 
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Art 611. 

Die Kosten der Besichtigung hat derjenige m tragen , welcher 
dieselbe beanlragt hat, 

M jedoch die BesiMigung wm dem Empfänger heaniragt^ und 
wird ei» Verlust oder eine SesMdwmg ermitteu, wofOir der Ver- 
frachter BrsatM leisten musSf so fauen die Kosten dem letghren gur 
Zjost 

Der preussiflche Entwurf Art 498 Abs. 2 hatte die Bestim- 
mung getroffen: 

Die Kosten fallen ilcmjeniyen zur Lasty welcher dm Schaden 
eu tragen oder zu erstatten haty oder wenn keine Beschädigung ge- 
funden ivird, deni, icelcher die Besichtitjung veranlasst hat 

Bei dieser Bestimmung fand man es nun in erster Lesung un- 
billig, dass der Befrachter die Kosten zu tragen hätte, wenn der 
Schiffer die Besichtigung beantragt hatte und nachzuweisen im 
Stande war, dass die eingetretene Beschädigung von vis maior 
herrührte. Es erfolgte daher die Streichung des Satzes, allerdings 
bei Stimmengleichheit lediglieh in Folge des dem Prftaidenten zu- 
stehenden SüchentBchddea (Prot V S. 2303, vgl. VUI S. 3988). 

Nachdem aber beschlossen war, dass der Veorfrachter . welcher 
aus dem Bezeptum £rsatz leisten müsste, nur den Werth der 
verloren gegangenen resp. den Minderwerth der beschädigten Waa- 
ren zu vergüten hätte (Art. 612, 614), hielt man es für nöthig, 
bestimmte Normen über die Verpflichtung zum Tragen der Kosten 
des Besichtigungsverfahrens aufzustellen, und man schrieb vor : die 
Kosten der Besichtigung trägt der, welcher dieselbe beantragt hat, 
mag sich keine Beschädigung oder mag sieh eine solche heraus- 
gestellt haben, mit Ausnahme des Falls, wo eine Beschädigung 
ermittelt ist, für welche der Empfänger Entschädigung beanspruchen 
kann. Alsdann darf dieser auch Ersatz der Kosten der von ihm 
beantragten Besichtigung verlangen. Hierbd wnrde als selbstver- 
ständlich vorausgesetzt, dass durch 4iese Bestimmung „Einwen- 
dungen aas dem allgemeinen Gesichtspunkte des dolm nicht aas* 

SM<mlossen würden, dass s. B. dem Verfrachter die Kosten des 
esichtignngsverfahrens , ungeachtet des Vorhandenseins einer von 
ihm zu vertretenden Beschädigung niclit aufgebürdet werden dürf- 
ten, wenn er sich sofort zum Ersätze des Schadens bereit erklärt, 
der Empfänger aber dennoch die Besichtigung veranlasst liätte'^ 
(Prot VUI b. 3987—3989). 

Art. m. 

Wenn auf Grund des Art. 607 für den Verlust von Gütern 
Ersatz geleistet tverden muss, so ist nur der Werth der verlorenen 
Güter m vergüten. BUaer WeHh wird durch den Marhtj^eis 

21* 
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hestimmt, welchen Güirr derselben Art und Bcschajfniheit ayn JBe- 
siimmuugsorte der verlorenen GiWr hei Beginn der Löschung des 
Schiffs oder, icenn eine Eifflöschiin!/ des Schijfs an diesem Ork nicht 
erfolgtj hei seiner Ankunft daselbst haben. 

In Ermangelung eines Marktpreises, oder falls über denselben 
oder über dessen Anwendung, insbesondere mit Rücksicht auf die 
Qualität der Güier^ Zweifel bestehen^ wird der Preis durch Sachver" 
ständige ermittelL, 

Ym dem Fireise kommt in Ahem, was an I^aeht^ ZöUm und 
Unkosten in Folge des Verlustes der Güter erspart wiriL 

Wird der Bestimmungsort der Güter nicht erreicht ^ so tritt am 
Stelle des Bestimmungsortes der Ort, wo die Reise endet, oder, wetm 
die Reise durch Verlust des Schiffs endete der Ort, wohin die Ladung 
in Sicherheit gebracht ist 

1. Die Grundsätze des BezepttuuB sind nicht aus dem Wesen 
der dabei in Betracht kommenden Bechtsverhältnisse geflossen^ 
sondern gehören dem anomalen Bechte an , sie beruhen auf Nütz- 

lichkeitsrücksichten, indem ohne dieselben die Sicherheit des Ver- 
kehrs sehr beeinträchtigt werden würde Mit Biicksicht hierauf 
£and man es nicht billige den Verfrachter in den Fällen für das 
volle Interesse des Befrachters haften zu lassen, wo seine Verhaf- 
tung überhaupt nur eine Folge der strengen Grundsätze des Re- 
zeptums ist; und so wurde bestimmt, dass derselbe nur den Werth 
der Waaren zu ersetzen schuldig sei (Prot. V S. 2313 f). 

2. Die Bestimmung des Artikels findet allein Anwendung, 
wenn lediglich auf Grund des Art. 607 für den Verlust von 
Gütern Ersatz geleistet werden soll, der Anspruch auf Ersatz sich 
lediglich auf das Bezeptnm stützt. (Vgl. Entsch. des B.O.ELG. XX 
Ö. 52 f.; Entsch. des KG. Zi7.S. I S. 40.) In allen Fällen, wo 
ein Ersatzanspruch geltend gemacht wird wegen eines dolosen oder 
culposen Verhaltens einer Person der Schifisbesatzung in Ausfüh- 
rung ihrer Dienstverrichtungen, wegen Seeuntüchtigkeit des Schiffiiy 
wegen Verletzung der dem Rheder bei Ausfuhrung von BVacht- 

feschäften obliegenden Sorgfalt oder wegen dolus ebendesselben 
ann die Klage auf das volle Interesse gerichtet werden. Aber 
in diesen Fällen wird sie nicht auf den Art. 607 gegründet, son- 
dern je nach Verschiedenheit der Veranlassung der Klage auf 
Art. 451; 478; 560, 282 oder die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts. 

3. Hinsichtlich der Ermittelung des Werthes der Waaren 
bestand früher eine Meinungsverschiedenheit darüber, ob der Preis 
der Faktura oder der am Bestunmungsorte geltende maassgebend 
wäre. Die hamburger Konferenz entschied sich, indem sie dem 



1) Diesen Standpunkt nehmen bereits die Römer ein, wie denn Ulpian in 
L. 1 pr. ^autaCf caup. (4, 9) sagt: — maxima utilUaa Mt huius edicti, quia 
Mceue ett pUntmque eorwn ßaem sequi et res eustodiae eonm eommittere. 
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preuBsischen Entwurf folgte^ für die letztere Ansicht mit Rücksicht 
darauf, dass dieselbe die grösste Verbreitung hätte, sowie darauf, 
„dass der Empfänger in der Regel durch Bezahlung des am 
Löschungsorte bestehenden Marktpreises vollständig entschädigt sei, 
indem er die fehlende Waare dort meistens sofort um diesen Preis 
wieder anschaffen könne". Als Preis gilt nun zunächst der Markt- 
preis; vorausgesetzt, dass ein solcher sich mit Sicherheit feststellen 
mst Dazu ist es nicht erforderlich, dass derselbe durch ,;öffent- 
liehe autorisirte Preisnotirungen'' dokomentirt wird ; auch sind, wo 
solche existiren, diese nicht allein für die Hohe maassgehend, son- 
dern es sind sowold hinsichtlich der Existenz, als der Höhe des 
Marktpreises „auch anderweitige Nachweise^' (wie z. B. eine Reihe 
von Kaufgeschäften) in Betracht zu ziehen. Ueberall, wo ein 
Marktpreis entweder gar nicht existirt oder sich nicht mit Sicher- 
heit ermitteln lässt, wird der Preis der Waaren durch Sachver- 
ständige festgesetzt^ aber stets — wie aus dem Abs. 1 in die Be- 
stimmung des Abs. 2 herüberzunehmen ist — der Preis , welcher 
durchscbnittlich für Waaren der in Rede stehenden Art an dem 
Bestimmungsorte der Güter zur Zeit des Beginns der Löschung 
resp. der Ankunft des Schilfs daselbst gezahlt wird, d. h. der 
durchschnittliche Kaufpreis, der gemeine Werth (Prot V S. 2314 
bis 2318). 

4. Von dem Marktpreise oder dem durch Sachverständige zu 
ermittelnden gemeinen Werth lässt der Artikel Fracht, 2ölle 
und Unkosten, welche in Folge des Verlustes der Güter erspart 
werden, in Abzug bringen, weil in dem Marktpreise und dem 
Verkaufspreise audi diese Unkosten enthalten sind, und um den 
Betrag eben dieser der Markt- oder Verkaufepreis der Güter den 
Sachwerth derselben übersteigt Der preussische Entwurf Hess zwar 
Zölle und Verkaufsunkosten, nicht aber die Fracht in Abzug 
bringen, gab jedoch dafür dem Verfrachter (im Art. 505) einen 
Anspruch auf die Fracht „für verlorene Güter, für welche der 
Schiffer Entschädigung leisten muss". Es wurde indess dieser 
Satz gestrichen und dafür bestimmt, dass die Fracht gleich- 
falls von dem Marktpreise und dem gemeinen Werthe der Güter 
bei der Entschädigungsleistung in Abzug zu bringen, weil man an- 
nahm, dass dem Verfrachter „kein selbständiges Forderungsrecht, 
sondern nur ein Recht des Abzugs zugestanden werden" dürt'e, 
indem derselbe sonst „bei wörtlicher Auslegung der Vorachrift^ 
(seil, im zit Art 505) das Recht erlangen würde, „die Bezahlung 
der Differenz zu begehren, Venn der Werth verlorener Fracht- 

füter in Folge einer Aenderung der Konjunktur und dgl. am 
löschungsorte geringer gewesen sein würde, als die Fracht'' (rrot. V 
S. 2321). 
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Art. 613. 

Die Bestmmmgen des Art, 61fi finden awsk auf d4ejm§en 
Qüteir Anioendmg^ ßr todcke der Bheder nach Art 510 Ersabt 
leistm nrnss. 

Ueherstcigt im Fidle der Verfüßung über die Crüter durch Fer- 
Jcauf der Beinerlös derselben den im Art. 612 begdchneien IVcw, $o 
iriU an Steüe des leteteren der Beinerlös. 

Art. 614. 

Mass für Besehää^fmnff der Güter auf Grund des Art. $07 Bt* 
sat0 geleistet werden, so ist nur die durch die Beschädigung verur- 
sachte Werthsvemtinderung der Güter zu vergüten. Diese Werths- 
verminderung wird bestimmt durch den Unterschied zwischen dem 

durch Sachverständige zu ermittelnden Verhaufswerih , welchen die 
Güter im hcf^chädigten Zustande haben , und dem im Art. 612 he- 
geichneteti Preise nach Abzug de7- Zölle und Unkosten^ soweit sie *» 
Folge der Beschädigung erspart sind, 

Art, 615. 

Durch Annahme der Güter wird der Empfänger verpflichtet, 
nach Maassgabe des Frachtvertrages oder des Konnossements, auf 
deren Grund die Empfangnahme geschieht, die Fracht nebst allen 
Nebengehidtren, soivic das etwaige Liegegeld zu bezahlen , die auS' 
gelegten Zölle und ühri<jt n Auslagm zu erstatten und die ihm sonst 
obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen. 

Der Verfrachter hat die Güter gegen Zahlung der Fracht und 
gegen Erfidlung der ührigeti Verpflichtungen des Empfängers aus- 
zuliefern. 

1. An sieh ist der Destinatär zur Zahlung der Fracht u. s. w. 
nicht verpflichtet; durch Annahme der Ladung wird oline 
Weiteres gegen ihn die auf dem Frachtvertrage oder dem Kuii- 
uossement beruhende Frachtforderung des Verfrachters begründet 
Nimmt nftmUdi der Empfänger die Güter auf Grund des Fracht- 
vertrages oder des Konnossements an^ so erkennt er den emen 
resp. das andere fär sich als maassgebend an, auch soweit daraus 
Verbindlichkeiten für ihn hervorgehen i) (Prot V S. 2825 f., VIII 
S. 4459 f.). Die Frage, ob, wenn der Empfänger die Annahme der 
Ladung verweigert, eine auf die Annahme und Zahlung der Fracht 

ferichtete Klage zulässig sei, ist nicht allgemein zu beantworten. 
^8 ist vielmehr zu unterscheiden, ob der £mp&nger bereits zu 

1) Die französischen Juristen finden in der Ueberlieierung der Güter an 
den BestinatSr und Aonahme denel^ von Seiten des leteteren die tkiD- 

schweigoide BegründaBj^ einer eowention nouveUe do ut des, par suite <le 
laquelle le consignataire se trouve directement tenu: Laarin bei Cresp II» 
ö. 164; Desjardins III S. 648. 
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dem Verfrachter durch eine ausdrückliche Erklärung oder durch 
konkladente Handlungen (z. B. Aualieterung der Konnossemente) 
in ein direktes Kontraktsverhältniss getreten ist oder nicht. Im 

ersteren Falle steht dem Schitter ein Klagereclit zu, im letzteren 
nicht, wenn derselbe nicht etwa als Mandatar oder negotiorum gcstor 
des Befrachters ein diesem ^egen den Destinatar zustehendes Klage- 
recht geltend machen kann. (Prot. V S. 2323 f. ; Entsch. des 
O.A.G. zu Lübeck vom 29. April 1867 in Kierulffs Samml. III 
S. 318, 322 f.) 

2. Die ITracht ist zunächst auf Grund desKoiiikOBBemeiits 
zu zahlen, auf Grund des Frachtvertrages nur^ soweit die 
Bestimmungen desselben in das Konnossement aufgenommen sind 
(Art. 653), und wenn überhaupt ein Konnossement nicht gezeich- 
net ist. 

3. Der Fracht, zu deren Zahlung sich der Empfänger durch 
Annahme der Güter verpflichtet, stellt das Gesetzbuch gleich — ausser 
den Nebengebühren (wie Primage, Kaplaken) — das Liegegeld. 
Diese Verbindlichkeit des Destinatars besteht nun ohne Weiteres 
hinsichtlich des bei der Löschung entstandenen Liegegeldes. Und 
zwar haften mehrere Destinatäre solidarisch für dasselbe, soweit 
jeder von ihnen Ueberliegezeit in Anspruch genommen hat, also 
für das gesammte Liegegeld, wenn sie gleichzeitig mit der Löschung 
fertig geworden sind. Das Liegegeld ist nämlich zu zahlen für 
den Gebrauch der Ueberliegezeit, kann daher von jedem ^fordert 
werden, der davon Gebrauch gemacht bat; selbstverstftndhch kann 
es aber nur ein Mal gefordert werden. (Entsch. des R.O.II.G. XV 
S. 224 f.) Da aber dasselbe nur für den Gebrauch der Ueber- 
liegezeit zu zahlen ist, so haftet Niemand dafür hinsichtlich der 
Ueberliegezeit, welche der andere Destinatar gebraucht hat In 
Betreff des bei der Einnahme der Ladung entstandenen muss man 
unterscheiden, ob der Schiffer ein Konnossement gezeichnet hat 
oder nicht, und im ersteren Falle, ob er ein „reines Konnossement^' 
gezeichnet hat oder in diesem ausdrücklich den Vorbehalt wegen 
Zahlung des von der Abladung rückständigen Liegegeldes (z. B. 
durch Hinweis auf eine darauf bezügliche Bestimmung der Charte- 
partie) gemacht hat. Im letzteren Falle ist der Verfrachter be- 
rechtigt; dieses vom Empfänger zu fordern (Entsch. des R.O.H.G. 
XV S. 222 f.), ersteren dagegen ist derselbe verpflichtet, die 
Ladung gegen Zahlung der Fracht allein, wie diese ihm das Kon- 
nossement zuspricht, auszuliefern. (Vgl. Entsch. des R.O,H.G. V 
S. 132 f.) In dem Falle, wo gar kein Konnossement ausgestellt 
ist, wo von Hause aus eine Verbindlichkeit des Schiffers dem De- 
stinatär gegenüber, an diesen die Ladung abzuliefern , überhaupt 
nicht besteht, der Schiffer also die Ablieferung an bestimmte Be- 

1) Iq England bat nach der herrschenden Ansicht von mehreren Desti- 
natfiren jeder auch (&r die üeberliegezeit elDznstefaen, deren Inanspruchnahme 
durch einen anderen verursacht war. Doch war Lord Tenterden (Abbott) 
entgegengesetster Ansicht S. Maclachlan S. 531 f. 
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dingungen knüpfen kann, kommt es ganz auf die in dieser Hin- 
sicht zwischen dem Schiffer und dem Empfänger geschlossene 
Uebereinkunft an. Daraus folgt aber noch nicht etwa, dass es 
eines besonderen Vorbeiialtes in Betreff des rückständigen Liege- 
geldes bedürfte. Vielmehr würde der Anspruch auf dieses stets 
begründet sein; wenn nur aus der Uebereinkunft erhellte; dass der 
Anspruch auf das Liegegeld mit zu den Forderungen gerechnet 
wurde, gegen deren Berichtigung allein die Auslieferung der La- 
dung erfolgen sollte. Der Schiffer selbst würde sich persönlich 
verantwortlicb machen^ w enn er sich zur Auslieferung der Waaren 
verpflichtete, ohne sich Befriedigung wegen aller seiner Forderungen 
aus dem Frachtvertrage auszubedmgen. Dasselbe ist hinsichtlich 
des Anspruchs auf Fautfracht zu sagen (Prot. V ö. 2357 — 2359). 

i. Unter den Auslagen des \'^erfrachters , zu deren Ersatz 
der Destinatär verptliehtet ist, sind besonders Vorschüsse und Nach- 
nahmen zu verstehen (J^rot. Vlll Ö. 3925). 

5. Was der Artikel unter den dem Empfänger, abgesehen 
von der Verbindlichkeit zur Zahlung der Fracht und deren Ak- 
zidenzien, des Liegegeldes, der ausgelegten Zölle und sonstigen 
Auslagen, noch obliegenden Verpflichtungen yersteht, ist im 
Art 616 angegeben. 

6. Abs. 2 bestimmti ebenso wie das ältere Hecht (Consülado 
del mare c S8 l f. — Pardessus, Collection II S. 83 — ; Wis- 
bysches Seerecht Art. 58 — Pardessus I S. 499 — ), dass die 
beiderseitigen Verj^chtungen des Verfrachters und des Desti* 
natärs Zug um Zug zu geschehen haben ^), also weder der 
Verfrachter mit der Ablieferung der Ladung, noch der Em- 
pfänger mit der Zahlung der Fracht voranzugehen schuldig ist 
(Prot. V S. 2323, VIII 8. 4460). Dies ist aber nicht so aufzu- 
fassen, als ob der Schiffer vor der Zahlung sich zu keiner Hand- 
lung zu verstehen brauchte , welche sich auf die Ablieferung der 
Ladung bezieht. Vielmehr ist es selbstverständlich, dass dt „die 
Lage zu brechen''; d. h. die Gtiter aus der Lage zu nehmen und 
i^den Empfänger in den Stand zu setzen'' hat, die Waare zu unter- 
suchen und zu prüfen, ob er dieselbe ohne Vorbehalt und ohne 
vorherige Besichtigung durch die dazu berufenen Personen em- 
pfangen könne oder nicht (Prot. V S. 2324, VIII S. 3925). Ist 



1) In England ist es allgemein anerkannt, thot the utastcr map <Ietain 
miy part of the Tnerchandinc for the freäjlit of all (hat /.s- nci'ivpd on boani 
under one contractu auti conaigned to ihe same perxov (Maclachlan S. 434). 
Ebenso giebt das norwegische Seegesetz (§ f)8) dem Kapitän das Recht, eine 
genügende Quantitftt Waaren bis zur Zahlung oder Sicherstellung der Fracht- 
forderung und der sonstigen Ansprüche zurückzuhalten. Dagegen bestimmt der 
Code de comm. Art. 306: Le cajniaiue ne peut retenir les marchaudUea dans 
8on nttvire favte de payement de son fref, II peut^ dan» le tempa de la dS- 
charfje, demander le dipot en mains lierces jnaq^i'an pnycincnt de fion frei. 
Ebenso das holländ. II.G.B. (Art. 487); das porUig. H.G.B. (Art. 1532); das 
spanische H.G.B. (Art.794); der belgische CocU de comm. II Art. 79; das 
finnl&ndiscbe Seegesetz Art 113 Abs. 2. 
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ein feriißres Verbleiben der Ladung im Schiffe derselben gefähr- 
lich, so miiss der Schiffer die Löschung vornehmen (l*rot. V S. 235t)). 
Glaubt er die Waaren nicht mit Sicherheit an den Destinatar ab- 
liefern zu können, so hat er dieselben zu deponirea. JÜas Nähere 
hierüber bestimmt das bürgerliche Recht. 

7. Für den Fall, das s über die Art und Weise, wie Zug um 
2ug erfüllt werden soll, Streit unter den Parteien entsteht, 
ha^sn einige Lande^gesetze besondere Bestimmungen getroffen. 
Das hannöversche Einf&hrungsgesetz § 37: 

Die Bestimmungen des § 29 Abs. 1 und 3 dieses Gesetzes kom- 
men 0ur Jswendung^ wenn VerfraMer und Empfänfjer eiek über 
die Art und Weise^ wie Zug wn Zug m erfiülen sei, niM einigen 
Mrnien, 

Und dieser § 29 lautet in dem allein hierher gehörigen^) 
Abs. 1: 

Können der Fraehif&Sirer und der Empfänger iSiber die Art und 
Weise, wie Zug um 2kig zu erfÜUen sei, sich nuM einigen^ so ist 
der DraMfOhrer eur AusUefening verpfiickiet, sobald der En^fönger 
den von ihm nach dem Frachtbriefe m entrichtenden Betrag hei Ge- 
rieht oder einer andern eur Annahme wm Depositen ermächtigten 
Behörde oder Ansialt deponirt hat. 

Das h am b argische fiinfUhrungsgesetz § 51: 

Körmen Frachtführer lauJ Empfänger oder Vrrfrachter und 
Empfänger über die Art und Weise^ icie Zug um Zug zu erfüllen 
seif sich nicht einigen, so ist der Frachtführer soivie der Verfrachter 
zur Auslieferung der Frachtgüter verpflichtet, sobedd der Empfänger 
die Fracht und tvas dein anhängig bei Gericht deponirt hat. 

Nach Ablieferung der Güter ist der Frachtführ(r oder der Vtr- 
frachttr zur Erhebung der deponirien Summe eventuell gegen an- 
gemessene SirlurheiisJcistimg berechtigt. 

Die mecklenburg-schwerinische EiniUhrungsverordn. 
§ 70: 

Können Verfrachter und Em^ifüngtr sich über die Art und 
Weise, wie Zug um Zug zu er fidlen sei, nielti einigest — vgl. Art. 
€15, Abs. 2 des llandelsgesetzbuchs — , so ircirn die Bestimmungen 
des § 40, Abs. J und 3 dieser Verordnung ein. 

Und dieser vi; 40 ist gleichlautend mit § 29 des hannöverschen 
Kinlulirungsgesetzes. 

Das oldeuburgische Eiuführungsgesetz § 31 und § 25 
(auf welchen der erstere verweist) stimmt mit § 37 und § 29 des 
bannöverschen Einfubrungsgesetzes überein. 

Das bremische Gesetz über die Löschung der Seeschiffe 
vom 12. Februar 1866 in der Fassung vom 20. November 1879 
§ 2: 

1) Abs. 8 bezieht sith auf den Fall des Art 625 H.G.B. und stimmt mit 
dem Abs. 2 dieses Artikels übereio. 
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— Der Schiffer ist verpflichtet^ das Frachtgut am Löschplätze 
auszuliefern^ ohne vorab die Zahhmr/ der Fracht oder die Erfüllung 
der übrigen Oblief/enJieifm des Empfängers beanspruchen zu können. 
Fr ist jedoch herechtigty die Auflieferung des Frachtgutes so lange 
jsurüclzuhaJten, bis ihm durch eine ihm auszuhändigende Bescheini- 
gung einer hiesigen Bankanstalt nachgewiesen ist, dass die Fracht 
sowie das ihm oder dem Verfrachter nach detn Frachtvertrage oder 
dem Konnossemente ausserdem Gebührende u, 8. iff. fidr ihn hinter- 
legt sei, 

Weld^e BankanstaUen mr Annahme dieser HnUerlegungen er- 
mächUgt sind, bestimmt die HandelsJcammer. Sie bringt diesdbem 
am Anfange eines jeden Kalenderjahres eur öffentUehen Kunde, 

Dazu das bremiseiie EbfUhrungsgeBetz zum H.G.B. § 36 Abs. 2, 
im Wesentlichen gleichlautend mit § 51 Abs. 2 des hamburgischen 
Einfbhrangsgesetzes. 

Alt 616. 

Der Verfrachter ist nicht verpflichtet, die Güter früher auseu- 
liefern^ als bis die auf denselben haftenden Beiträge zur grossen 
Havarei^ Bergungs- und Hülfskosten und Bodmereigelder bezahlt oder 

sichergestellt sind. 

Ist die Verbodmung für Rechnung des JRheders geschehen ^ so 
gilt die vorstehende Bestimmung unbeschadet der VerjiflicJdung des 
Verfrachters^ für die Befreiung der Güter von der Bodmerei^chuld 
noch vor der Auslieferung zu sorgen. 

1. Zu Abs. 1 sind zu vergleichen die Art. 695, 733, 754, welche 
zeigen, dass der Sciiitfer vor erfolgter Zahlung oder Sichersteilung 
auch nicht berechtigt ist, die Güter auszuliefern. Für diese Be- 
träge kommt das Konnüssement nicht weiter iu Betracht. Wenn 
sich in demselben der Passus : ,,die Havarie wird nach Seegebrauch 
festgesetzt'' oder AehnHches findeti so ist dies irrelerant 

2. Wenn die Verbodmung für Rechnung des Rheders ffescheheo, 
so ist dieser vcrpßichtet, für sofortige Befreiung der Qflter von 
der Bodmercischuld zu sorgen, weil eine derartige Verbodmung 
als ein für Rechnung des Kheders eingegangenes Kreditgesehftn 
angesehen wird (Art. 510), der Destinatar daher eine Verzögerung 
der Abladung von Seiten des Verfrachters sich nicht gefallen zu 
lassen brauclit. iSo lange jedoch der Verfrachter dieser seiner 
Verbindlichkeit nicht nachgekommen ist, darf der Schiffer unter 
dem im Art. 695 autgesteliten Präjudiz die Güter nicht ausantworten. 

Art. 617. 

I)er Verfrachter ist nieht verpflichtet^ die Gi'dfr, mögeyi sie ver* 
dorben oder beschädigt sein oder nicht, für die Fracht an ZcMungS" 
statt anzunehmen. 

Sind jedoch Behältnisse , u elche mit flüssigen Waaren angefnVi 
waren, während der Heise ganz oder zum grösseren Theil ausgelauftn, 
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90 hönnen dieselben dem Verfiraehter fSr die I^adU und seine Uhri' 

gen Forderungen (Art 615) an Zahhmgsstatt überlassen werden. 

Durch die Vereinbarung, dass der Verfrachter nicht für Leckage 
hafte, oder durch die Klausel: „frei von Leckage", wird dieses Hecht 
nicht ausgeschlossen. Dieses Ercht erlischt, sobald die BehäUnisse 

in den Geuahrsam des Abnehmers gelangt sind. 

Ist die Fracht in Bausch und Bogen hedumjm, und sind nur 
einige Behältnisse ganz oder zum grösseren Theile aiisgehmfen , so 
können dieselben für einen vcrhältnissmässigen Theil der Fracht und 
der übrigen Forderungen des Verfrachters an Zahlungsstait über- 
lassen werden, 

1. Im Gegdisatz zu einer in der früheren Zeit vieltach zum 
Durchbruch gekommenen entgegengesetzten Auffassung hat das H.G.B, 
die ausdrückliche Bestimmung getroffen, dass dem Verfrachter wider 
seinen Willen für seine Forderungen nicht Frachtgüter an Zah- 



Bichtlich der unbeschädigten ÖÜter. Man glaubte dies beson- 
ders hervorbeben zn müssen ^ weil die Annahme von solchen dem 
Schiffer y^bei bedeutenden Aenderungen der Konjunktur" möglicher 
Weise zugemuthet werden könnte (Prot. V ö. 2326 ff.). 

2. Eine Ausnahme von dieser Kegel statuirt das Gesetzbuch 
mit Rücksicht auf eine allgemein geltende, auch in den meisten 
anderen Rechten -) zum Ausdruck gelangte Kechtssitte hinsichtlich 
der mit Flüssigkeiten gefüllten Behältnisse, bei denen ein Ver- 
lust durch Leckage stattgefunden hat. Der Grund hierfür ist in 
dem Bestreben zu suclien, den tSehiffcr gegenüber dem Umstand, 
dass solche Güter in höherem Maasse als andere Veruntreuungen 
dui'ch die Mannschaft ausgesetzt sind, und dass als die Ursache 
selbst einer bedeutenderen Leckage vis maior vermittelst der Ver- 
klarung (z. B. durch die Angabe, das Schiff habe auf der Heise 
schwer gearbeitet) dargethan werden kann, zu einer besonderen 
Umsicht und Achtsamkeit zu veranlassen^). Daher trifft das Ge- 
setzbuch seine Bestimmung nicht hinsichtlich jeder Leckage, son- 
dern nur hinsichtlich einer erheblichen. Wann eine solche anzu- 
nehmen, wollte der preussische Entwurf (Art. 503) im konkreten 

1) Ebenso auch manche fremde Kecbte; so der franz. Code de comm. 
Art 310 Abs. 1; belg. Code de eomm. II Art. 77 Abs. 1; hoUftnd. H.G.B. 
Art 497 Abs. 1; span. H.G.B. Art. 790. 

2) Manche der fremden T\ echte stimmen hinsichtlich des Rechts des Abandons 
ToUständiß; mit dem D.H.G.B. übereio, so das norweg. Seegesetz ^ 67; tinn- 
Und. Seegesetz Art. 107; das spanisebe H.G.B. Art. 790. And^e dagegen 
lassen den Abandon nur dann zu, wenn die Behältnisse gänzlich oder beinah 
ausgelaufen sind, so der franz. (^otle tle coinm. Art. 810 Abs. 2; der bei?. 
Code de comm. U Art 77 Abs. 2; das ho Ii and. H.G.B. Art. 4^7 Abs. 2. Im 
englischen Reeht ist ein solches Abandonreeht überhaupt nicht aasriduint: 
AbT)ott S. 363—368; Maclachlan S. 470 - 474. 

8) Hierdurch widerlegt sich der Vorwurf der Inkongruenz, den Courcy, 
questions I S. 166 f. dagegen erbebt, dass die Gesetzgebung bei Flüssigkeiten 
ein Recht des Abandons wegen Leckage anerkennt» bei aDderen Gütern w^cn 
Versdüechtenuig nicht 




Und 




ilt dies auch hin- 
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Falle dem richterlichen Ermessen anheimstellen und hatte dem- 
gemäss gefordert, dass die Fässer „ganz oder zum grossen Theile*^ 
ausgelaufen wären. Auf der hamburger Konferenz fand man aber 
diese Bestimmung zu schwankend und unsicher und setzte statt 
„zum grossen Theil" die Worte „zum grösseren Theil". wonach 
also mehr als die Hälfte des Inhaltes des Gefltoses geleert aeiii 
mu88 (Prot y S. 2327 ff.). 

3. Liegt dne solche Leckage vor, bo können die Güter dem 
Verfrachter für die Fracht und seine übrigen Forderungen über- 
lassen werden. Dieses Becht des Abandons steht einmal dem 
Destinatär zu ; und wenn derselbe davon Gebrauch macht, so hat 
der Verfrachter nicht die Befugniss, sich wegen der Frachtzahlung 
an den Befrachter zu halten, weil die Sache so aufgefasst wird, 
als ob der Destinatär die Waare erhalten hätte. Das gleiche 
Recht des Abandons steht aber auch dem Befrachter zu, wenn der 
Empfänger aus einem anderen Grunde als dem der Leckage die 
Annahme verweigert, und nun der Befrachter auf Zahlung der 
Fracht in Anspruch genommen wird. Das Gesetz sagt nämlich 
ganz allgemein, dass der Verfrachter sich die Hingabe der Waaren 
an Zahlungsstatt gefallen lassen mass, ohne su präzisiren, welche 
Person demselben gegenüber hierzu befu|;t sei (Prot V S. 2327 f.). 
Die Abandonerklftrung mnss eine ausdrückliche sein. Der Abandon 
ist nicht schon in der Zurückweisung der Annahme der Güter zu 
finden, sondern es muss die Erklärung des Destinatärs resp. des 
Befrachters hinzukommen, dass er die Güter dem Verfrachter für 
die Fracht überlasse (Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 29. April 
1867 in Kierulffs Samml. III S. 322). 

4. Eine Leckage wird nicht nur bei Fässern, wie der preus- 
sische Entwurf wollte, angenommen, sondern überhaupt bei allen 
Behältnissen, die zum Versenden von Flüssigkeiten gebraucht 
werden, nicht aber bei Flaschen und anderen Gefässen, die wieder 
in Eisten oder anderen Behältnissen verpackt sind. Gtegenstftnde 
der letzteren Art fallen nicht unter die Bestimmung des Artikels, 
weil man die kiste, welche gefUUte Flaschen enthätt, nicht als ein 
mit Flüssigkeiten oder flüssigen Waaren gefülltes Behältniss be* 
zeichnen kann, und die einzelnen Flaschen nicht den Gegenstand 
des Transportes bilden (Prot. V S. 2329, VUI S. 3927). 

5. Das Kecht des Abandons kann nicht nur hinsichtlich der 
ganzen Ladung, sondern auch hinsichtlich einzelner Ge fasse 
ausgeübt werden Und zwar gilt dies nicht blos dann, wenn die 
Fracht nach den einzelnen Stücken , sondern auch . wenn sie in 
Bausch und Bogen für das ganze Schiff berechnet ist, und selbst 
in dem Falle, wo die Ladung aus verschiedenen Gegenständen, 
der Leckage unterworfenen und nicht unterworfenen, zusammen- 
gesetzt ist. £s muss in diesem Falle eine Bepartition der Fracht 



1) Dies wurde schon von Potbier als ein allgemeiner Gelmuidi bezeichnet; 
vgl Desjardins m S. 678 £ 
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auf die einzelnen F rachtsiücke durch ein sachverständiges Ver- 
fahren, ähnlich dem bei Havariefällen, stattfinden (Prot. V 8. 2331). 

6. Das Recht des Abandons hört auf nicht erst, wenn eine 
juristische Empfangnahme der Güter stattgefunden hat, sondern 
sobald dieselben in den faktischen Besitz , die Detention des Em- 
pfängers gekommen sind 

7. ^Natürlich kann das Recht des Abandons dem Empfänger 
und dem Befrachter vertragsmässig entiBOgen werden, so durch die 
Klausel der Chartepartie, dass die Fracht ,,aach fUr nur theilweiBe 
voll abgelieferte und mr leergeleckte Fässer zu bezahlen^' ist 
(Entsch. des R.O.H.G. XIX S. 267). Eine solche Bedeutung hat 
man jedoch der Klausel ;,frei von Leckage^' nicht beilegen 
wollen, weil man mit Recht iürchtete, dass dadurch bei dem regel- 
mässigen Vorkommen die Klausel in den Konnossementen die Be- 
stimmung des Artikels überhaupt illusorisch werden würde. Die- 
selbe hat lediglich die Bedeutung, die Verhaftung des Verfrachters 
für den durch Leckage — aber ohne seine Schuld — entstandenen 
Schaden auszuschli essen (Prot, V S. 2329 f.). 

8. Trägt der Ablader selbst an dem Auslaufen der Gefässe 
die Schuld, indem er nachweisbar undichte Behältnisse zum Trans- 
port yerwandte^ so kann das Abandonrecht nicht Platz greifen *)y 
allerdinsB nur unter denselben Voraussetzungen; unter denen der 
Verfrachter nicht für den durch Mängel der Verpackung entstan- 
denen Schaden zu haften hat'). 

Art. 618. 

Für Crüter, welche durch irgend einen Unfall verloren gegangen 
sindj ist keine Fracht zu hezaUen imd die etwa varausbegeAUe eu 
ersiaitm, sofern nicht das Gegeniheü hedmfim ist. 

Diese Bestimmung Icommt auch dann zur Aniiendung, wenn das 
Schiff im Ganzen oder ein verJiöltnissmässiger oder ein bestimmt be- 
zeichneter liaum des Schiffs verfrachtet ist. iSofern in einem solchen 
Falle das Fraditgcld in Bausch und Boge^i bedungen istj berechtigt 
der Verlust eines Thcils der Güter zu einan verhültnissmässigen Ab- 
züge von der Fracht. 

1. Der auch von den fremden Gesetzgebungen^) anerkannte 
Grundsatz, dass für die durch einen Unfall verloren gegangenen 



1) So auch nach dem ünnhind. Seegesetz Art. 107. 

2) So auch DesjardiDs III S. 673, welcher die Bemerkung Courcys I 
S. 166 : lea fyUaüles qui auront cotUi parce qu^elles Haient difeetueuMS pouT" 
ront etre ahandonneea comme edles qtCaurait bri^^es une foriune de mer] mit 
den Worten zurückweist: il ne faiU pas exagirer les di/auta d'une loi pour 
la eritiquer plus aisement. 

8) Auch das norweg. (§ 67) und das finnländ. Seegesetz {Art. 107) 
machen das Ahandonrccht davon abhängig, dass der Schiffer nicht die Sdbad- 
Iiaftigkeit der Behältnisse auf dem Konnossement konstatirt. 

4) So bestimmt der franz. Code de comm, Art. 302 Abs. 1: II n^ett dü 
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Güter eine Fracht — vom Emptanger wie vom Befrachter — 
nicht zu bezahlen ist, hat seinen Grund in der Auffassung, 
„dass der Schiffer nicht eher einen Anspruch auf Bezahlung der 
Fracht habe, als bis der bedungene Transport der Wuare ausge- 
ftlhrt und letstere an den Bestiminungsort geliefert sei'* (Prot V 
S. 2383; Motive zum preuM. £ntw. S. 275). 

2. DasB in dem gleichen Falle die pr&numerirte Fracht 
zu restituiren — ein Prinzip, das allerdings erst von der ham- 
burger Konferenz aufgenommen wurde, indem der preussische Ent- 
wurf (Art 504) nach dem Vorgange des engliachen Rechts ^) den 
entgegengesetzten Grundsatz adoptirt hatte — , ist lediglich eine 
Konsequenz des ersten Satzes und ist gleichfalls in fast allen 
neueren Gesetzgebungen anerkannt -). Die Fracht muss zurück- 
gezahlt werden, mag sie dem Rheder persönlich als Fracht (als 
Abschlagszahlung), mag sie dem Kapitän als Vorschuss vom Be- 
frachter gezahlt sein (Entsch. des R.O.H.G. XV S. 60). Diese 
Regel kann jedoch durch Vereinbarung der Kontrahenten ausge- 
sdüossen' werden. Und zwar kann eine solche Vereinbarung mne 
ausdrückliche sein oder in einer konkludenten EEandlang bestehen. 
£ine Vereinbarung der letzteren Art ist auch zu finden in der 
Klausel: „Der Betrachter hat die Vorschussgelder auf Kosten des 
Verfrachters versichern zu lassen; der Vorschuss soll sein „süb- 
ject io insurance"; „Vaffreieur fera assurer les avances" mit oder 
ohne den Zusatz „la prime demmrant ä la Charge du friteur*^. 
Hierdurch übernimmt der Befrachter, welcher das Recht erhäh, 
„Ersatz der Versicherungskosten ausser dem Vorschussbelauf ' von 
dem Verfrachter zu verlangen, das Risiko des Frachtvorschusses, 
und der Verfrachter bleibt auch im Pralle des Verlustes der Waaren 
„von der Rückzahlungspflicht selbst dann frei, wenn der Befrachter 
die ihm dargebotene Möglichkeit, auf Kosten desselben Versiche- 
rung zu nehmen, unbenutzt gelassen haben sollte'' (Entsch, des 
R.O.H.a XV S. 60 ff. und die Zitate daselbst). 

8. Unfall ist iu diesem Artikel statt vis maiar gesetzt. Der 
preussische Entwurf (Art 504) hatte nämlich seine Bestimmung ge- 
troffen für Güter, welche durch Schiffbruch oder andere Unfälle ver- 
loren, oder durch Feinde oder Seeräuber genommen sind. Statt 
dieser Worte beschloss die hamburger Konferenz die Worte zu 



attcun fret pour les marchandisea peräuea par naufrage oa echouemenL 
püUeH par de» pirates ou prite» par Um tm/nemis (vgl. Desjardins Iii 
S. 670). Ebenso der belg. Code de eomm, II Art 97; das hol Und. Il.G.B. 
Art. 482; span. H.G.H. Art. 787; norweg. Seegesetz § G6; finnländ. Art. lOö. 
Für England ergiebt sicli das Gleiche aus dem allgemeinen batz: // tke 
tihipatener faü» to carry t/ic yoods for ihe merehant to the destined port^ the 
freight is not earned fMaclachlan S. 477). 

1) Dieses lässt wenigstens das Rücklbrdcrungsre* ht zessireo, wenn die 
Fracht nach dem Vertrage vor der Ablieferung der Waareu zu zahlen war, und 
nicht unter demFnditTOTScbass in Wahrhdt em Darlehn gemeint ist; s. Abbott 
S. 848f.; MacUchlan S. 519. 

2) So in den S. 333 £ Note 4 zitiiten Gesetzbachem. 
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Betzen: tvdche durch irgend cinm Unfall verloren ger/angcn sind, le- 
diglich aus dem Gruodc, weil der preussisclie Entwurf „eine nicht 
Töilig erschüpiende Aufzählung enthält", während die in Rede 
stehende Bestimmung überhaupt einen vom Schiflfer „nicht zu ver- 
tretenden Zufall" im Auge hat (Prot. V S. 2334). 

4. Das Gesetzbuch setzt voraus, dass die Güter durch den 
Unfall verloren gegangen sind. Für solche, die nur beschädigt 
sind; ist daher die voUe Fracht zu entrichten; und selbst in den 
Fällen^ wo ein Abandonrecht vom Gesetz statnirt ist, wttrde ein 
Ansprach des Destinatärs oder Befrachters auf Erlass oder Herab- 
mindenmg der Fracht nicht b^rändet sein. Ist die Beschädigung 
Tom Verfrachter zu vertreten, so hat er natürlich Schadensersatz 
zu leisten y und dann kann selbstverständlich Kompensation zwi- 
schen dor Frachtforderung und der Ersatzforderung stattfinden, 
soweit sich beide decken^). 

5. £s ist weiter zu beachten, dass die Waaren durch den 

Unfall selbst verloren gegangen sein müssen, d. h. sie müssen 
durch die Einwirkung des Unfalls selbst aufgehört haben zu 
existireii oder der Gewalt des Schiffers entzüg;nn sein. Es greift 
daher die Vorschrift des Artikels in dem Falle nicht Platz, wo 
die durch einen Seeunfall beschädigten Waaren „wegen schlechter 
Beschafifenheit, Gefahr des Verderbs u. s. w. verkauft werden." 
Man kann nämlich nicht sagen, dass Sachen, welche durch einen 
Unfall ^;in einen solchen Zustand gerathen sind, dass ihr Weiter- 
transport nach vernünftigem Ermessen unterbleiben muaste^; zu 
den yerloren gegangenen Sachen zu rechnen seien; da das H.G.B. 
stets zwischen verlorenen und beschädigten Sachen unterscheidet 
(Art. 607, 610, 612, 614, 879—881), ohne an irgend einer Stelle 
anzudeuten, dass die Beschädigung, wenn sie einen gewissen Grad 
erreicht hat, als Verlust betrachtet werden soll. Wenn nun aber 
Güter, die in sehr beschädigtem Zustande im Nothhafen ankom- 
men, gerade als gerettet bezeichnet werden müssen, so bildet der 
daselbst angeordnete Verkauf derselben einen Fall, in welchem 
die Waare in Folge einer Disposition des Befrachters nicht an den 
Empfanger gelangt; und zwar ebensowohl, wenn der Schiffer zu 
dem Verkauf der Waaren aus eigener Initiative geschritten ist, 



1) Dies heben die englischen Juristen ausdrücklich hervor, so Abbott 
S. 363;" Maclachlan S. 469. Und in derselben Weise sind auch entschieden 
die iremden Gesetze zu verstehen, welche ein Hecht auf Herabsetzung der Fracht 
schefnbar von gewissen Bedingungen abhängig machen. Während nämlich der 
franz. Code de comm. (Art 809) vorschreibt, dass in keinem Falle der Befrachter 
Herabsetzung der Fracht verlangen kann, fügt der belg. Code de comm. (II 
Art 70) hinzu: wenn die Waaren rechtzeitig im Bestimmungsorte angelangt sind; 
das hollftnd. H.6.B. (Art 496): wenn Verfrachter nnd KtäSnr ihrersats dem 
Frachtkontrakt Genüge geleistet haben; und das spanische II.G.B. (Art. 789) 
statuirt die 1 'flicht zur Zahlung der vollen Fracht überhaupt nur in Betreff der 
Güter, die durch eine zufällige B^ebenheit, durch inneren Verderb odermangel* 
hafte BesdudEmheit der Emballage oder Foatage Terschlechtert oder vermindert 2id. 
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als wenn dieser Verkauf darch den Befrachter selbst oder einen 
besonderen Bevollmächtigten desselben angeordnet ist; denn der 
Schiffer würde in diesem Fall auf Grund des Art. 504 als Ver- 
treter der Ladungsinteressenten gehandelt haben. Hier wäre also 
der Befrachter ohne Rücksicht auf den Betrag des Verkaufserlöses 
zur Bezahlung der vollen Fracht (Art. 583) verpflichtet (Kutsch, 
des O.A.G. zu Lübeck vom 30. Juni 1870, in Kierulffs Samml. 
VI ö. 352—857: Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 11—16). Und zwar 
würde dies auch in dem Falle gelten, wo ein Provenü aus dem Ver- 
kauf fiberbaupt nidbt erzielt sein sollte, weil der Erlös beispielsweise 
durch die entstandenen Auktionskosten vollBtändig absorbirt wor- 
den wäre, ganz eben so, als wenn dieiWaaren im Bestimmungshafen 
auf die ^Ordnung oder Veranlassung des Befrachters yerkauft 
sein sollten. 

Dasselbe ist zu sagen, wenn die Waaren im Bestimmungsorte 
wegen erlittener Beschädigung auf die Seitens des Destinatärs (der 
aber die Güter nicht abgenommen hat) oder des Befrachters ver- 
anlasste Verfügung einer Behörde verkauft sind. So entschied 
m. E. mit Recht das O.A.G. zu Lübeck in einem Falle, wo eine 
Kohlenladune, welche in Brand gerathen, auf Befehl des Gerichts, 
dessen Einschreiten die Destinatare beantragt hatten, gelöscht und 
öffentlich verkauft worden war (£rk« vom 29. April 1867, in Kie- 
rulffs Samml. lU S. 314 l, S. 318 f.). 

Anders läge freilich die Sache, wenn die Behörde im Koth- 
hafen oder auch im Bestimmungshafen, bevor der Destinatar die 
Waaren angenommen, aus eigener Initiative, etwa mit Rücksicht 
auf die Sicherheit der Besatzung, deren Leben der Weitertransport 
der Ladung gefährden würde, oder mit Rücksicht auf die Öüeiit- 
liche Sicherheit, den Verkauf der Waaren anordnete. In diesem 
Falle würde ein Verlust der Waaren zu finden sein nicht in der 
Beschädigung, die sie erlitten, sondern in dem Verkauf. Und 
ein solcher Verkauf, welcher auf Grund eines vom Schiffer nicht 
abzuwendenden obrigkeitlichen Befehls erfolgt, ist mit demselben 
Recht als Un£edl zu bezeichnen, wie die von einer Staatsgewalt aus- 
gehende Konfiskation von Gütern. 

Ebenso kann von einem Frachtanspruch des Verfrachters keine 
Rede sein, wenn Güter durch einen Seeunfall in der Weise be- 
schädigt wurden, dass sie nicht mehr verschiffbar waren und daher 
über Bord geworfen oder im Nothhafen, weil sich ein Verkauf nicht 
bewerkstelligen Hess, zurückgelassen wurden; denn der Unfall, 
welcher die Ladung unverschiffbar und — wenn auch unter Um- 
ständen nur in Folge des Orts, wo er stattfand — unverkäuflich 
machte, hat die Dereliktion zu einer unabwendbaren gemacht und 
damit den Verlust der Güter — weil der Schiffer keine freie Wahl 
hatte, ob er derelinquiren wollte oder nicht — eben so ausschliess- 
lich herbeigeführt, wie der Unfall, der unmittelbar die Güter der 
Gewalt des Schiffers entzieht. Doch würde hiervon wieder eine 
Ausnahme zu statuiren sein und die Pflicht zur Fraohtzahlung 
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Platz greifen, wenn der Schiffer in der Abeicht die beschädigten 
Güter zurückliess oder über Bord warf, um von deren Eigenthümer 
einen noch grösseren Verlust, der demselben durch Gefahrdung 
seiner übrigen nicht beschädigten Güter drohte, abzuwenden ; denn 
in diesem Falle handelte der Schiffer wieder in Gemässheit des 
Art. 504 als Stellvertreter des Ladungseigenthümers. 

6. Die Bestimmungen des Abs. 1 müssen nicht nur zur 
Anwendung gebracht werden, wenn das Schiff anf 
Stttckgttter verfrachtet, sondern auch, wenn dasselbe im 
Ganaen oder zu einem verhältnissmässigen Theil, oder wenn ein 
bestimmter Raum desselben Terfrachtet ist ; denn in jedem dieser 
F&lle liegt eine heoHo eandueUo cperis vor (Prot V S. 2833). 

Art 619. 

UngeacMel der NiMabUefenmg ist die m eählen fikr 

Güter, deren Verlust m Folge ihrer natOrUdien Besehaffenhmt 
(Art. 007) emgetreten ist, sowie fiir Thiere, wdehe unterufegs gestor- 
ben smd. 

Inwiefern die Fracht für Güter eu erseteen isU welche in Fällen 
der grossen Häver ei aufgeopfert tvordm sind, wird durch die Vor* 
Schriften über die grosse Mtwerei bestimmt. 

Die An&ugsworte „ungeachtet der Nichtablieferung^ 
sollen nnr den Gegensatz ausdrucken, in welchem sich dieser Ar- 
tikel zum Torigen befindet. Es ist aber daraus nicht etwa der 
Schluss zu ziehen, ,,dass in allen, in diesem Artikel nicht er- 
wähnten Fällen der Nichtablieferung keine Fracht zu zahlen 
sei". Dies dürfte nur dann angenommen werden, wenn im Gesetz- 
buch als Regel das Prinzip aufgestellt wäre : ist die Nichtabliefe- 
rung durch einen Zufall herbeigeführt, so ist keine Fracht zu 
zahlen ; und von dieser Regel nur bestimmte Ausnahmen zugelassen 
wären. Dies ist aber nicht geschehen, vielmehr sind die verschie- 
denen Fälle, in denen die Nichtablieferung durch einen Zufall her- 
beigeföhrt ist, „in Kategorien gebracht, und für die einzelnen 
Kategorien selbslAndiee lugeln aufgestellt^, wonach bald gar keine 
Fracht (Art. 618), biüd blosse Distanzfradit rArt. 682), bald yolle 
Fracht zu bezahlen ist*) (Entsch. O.A.G. zu Lübeck vom 80. Juni 
1870, in Kierulffs Samml VI S. 351 f., 357). 



1 ) Der in dem Abs. 1 ausgesprochene Grundsatz, Damentlicb in Betreff der 
Thiere, war schon im älteren K€cht anerkannt (s. Pöhls, Seerecht H S. 575; 
Kaltenborn, Seorsdkt 1 8. 371) und gilt audi für die fremden Hechte; so 
das finnländ. Seeffesetz Art. 106; vgl. Desjardins III S. (JTOf.; Maclach- 
lan S. 46S. Doch lassen die englischen Juristen den Frachtanspruch zessireo, 
veos die YerrinbeniDg dahin ging, to pay freigld j'or transporting them (im 
G^Bttuste SD *o pay for ik% lading and untartaking to carry 
I<ewis, SMraeU. I. 2. Avfl. 22 
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Art. m. 

Für Güter j wdehe ohne Abrede üiber ä4e BBlke dar Fraekl zur 
Beflräermig übernommen smä^ ist die am Äbladmgeorie eur Ab- 
laäungseeit übUehe Fracht zu saMen. ' 

Für Qüier, welche über das mU dem Befrachter vereinbarte 
3Iaass hinaus zur Beßrderung ühemommen sind^ ist die FradU nach 
VerhäUmss der bedungenen bracht su sakten, 

1. Die Bestimmung des Abs. 1 ist lediglich eine Anwendung 
des allgemeinen, schon früher durch die Praxis adoptirten Grund- 
satzes ^ daas f&r die Frachtberechnunff die Usaiiseii des Ablade- 
platzes maassgebend sind. Und Her Qrimd für dieses Prinzip 
ist haaptsSchlich darin zu suchen, dass „es sich bei der Fracht- 
bestimmung gerade um diejenigen iSgenschaften und die Ver- 
packungsweise der betreffenden Waaren handelt, welche in dem 
V erschiffungshafen die gewöhnlichen sind*', und dass im Ablade- 
hafen immer ,,eine VerschifFiings- Konkurrenz gerade derjenigen 
Waaren stattfindet, auf deren Verhältniss zu einander es an- 
kommt", während dies nur selten am Bestimmungsorte und gar 
nicht da, wo zufallig der Kontrakt geschlossen (den beiden Orten, 
die bei der Frachtberechnung noch in Betraciit kommen könnten), 
der l all sein wird. (iSo mit Kecht Voigt im Neuen Archiv für 
H.R. II S. 283, der als ferneren Grund noch anführt^ dass der 
Abladeplatz der Ort ist, „an welchem der Fracht-Eontrakt zu- 
nftchst zur Ausführung kommen solP.) 

2. Ist die Fracht für bestimmte Arten von ^Vaareu festgesetzt und 
zugleich vereinbart, dass, wenn an deren Stelle andere Güter 
y er lad en würden, die Fracht im richtigen Verhältniss hiernach Ter- 

Stttet und im Abladunsshafen regulirt werden solle, so ist in Folge 
es ausgesprochenen rarteiwillens das Gericht des Bestimmungs- 
ortes nicht kompetent, die Richtigkeit der an jenem Platze stattge- 
habten Regulirang, mag sie durch die daselbst amtlich bestellten 
Sachverständigen resp. von den Parteien geiyählten Schieds- 
männer, mag sie gerichtlich erfolgt sein, von Neuem einer Prüfung 
zu unterziehen (Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 27. Septbr. 
1870 in Kierulffs Samml. VI S. 452—454). Ist der gedachte 
Vertrag durch den Schiffer abgeschlossen, so ist gemäss Art. 49ö 
und 502 der Rheder daran gebunden. (So auch Meier im Zentral- 
organ f. d. D. H. u. W. R. N. F. Vli S. 303 f.). 

Art. 621. 

Wem die Fracht nach Maass, Gewicht oder Menge der Güter 
bedungen ist, so ist im Zweifel amnmehmen, dass Maass, Gewidkt 
oder Menge der abgelieferten und nicht der eingdieferten Güter für 
die Höhe der Fraäu entscheiden soJiL 
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Der Artikel stellt (im Gegensatz zum Art. 658) eine Interpre- 
tationsregel auf; denn die Worte „es ist im Zweifel anzu- 
nehmen" weisen darauf hin, dass die Bestimmung nicht zur An- 
wendung kommt, wenn ein entgegengesetzter Wille der Kontra- 
henten nicht blos ausdrücklich ausgesprochen ist, sondern nur nach* 

fewiesen werden kann (vgl. das durch fintsch. des 0»A.G. zu 
iübeck Yom 27. Januar 1870 bestätigte Erk, des O.Q. zu Bremen 
vom 16. September 1869 in Kierulffs Sanmal. VI S. 54 f. , oaeh 
in Seufferts Archiv XXYJl Nr. 251, S. 403 f.). 

Die Kegel selbst wird dadurch motivirt, dass der Verfrachter 
nur soweit Ansprüche aus dem Fracht vertrage geltend machen 
tann, als er denselben erfüllt hat. Demgemäss kann er nur für 
das abgelieferte Quantum die Fracht fordern, da er in Wahrheit 
nur dieses nach dem Bestimmungsort transportirt hat. Er muss 
daher eine Einbusse an seinen Frachtansprüchen erleiden, wenn 
sich dieses Quantum während des Transports verringert, wie auf 
der andern Seite die Fracht erhöht wird, wenn das Quantum zu- 
genommen hat>). 

Art 622. 

Ausser der Fracht Jcömm KaplaJcefij Prämien und dergleichen 
nicht gefordert tverdm^ sofern sie nicht aushedungcn sind. 

Die gewöhnlichen und ungnvöhnlichm Unkosten der Schiff'fahrt, 
als Lootsengeld, Hafengeld, Lmchtfcuergeld ^ SchJepplohri^ Quaran- 
tainegelder, Auseisungskoste^i und d(^r gleich e^i, fallen in Ermangelung 
einer enfgcf/cnsiehmden Abrede dem Verfrachter allein zur Last, 
seihst we7i7i der seihe zu den Maassregeln, ivelche die Auslagen ver- 
ursacht haben, auf Grund des Frachtvertrages nicht verpflichtet war. 

Die FsJU dir grossen Sa/iferei, sowie die FäMe der Äufwen- 
äung von Kosten mr Erhaltung, Bergung und Bettung der JMmg 
«fenen durch diesen Artikel nidU beriihrt 

1. Die Unkosten, welche der Abs. 2 aufführt, fasste 
man früher unter den Betriff der kleinen oder ordinären UaTarie 
zusammen, indem man darunter alle Ausgaben verstand, die ein 
beladenes Schiff gewöhnlich während der Reise, bis es im Hafen 



1) ]>er Satz ist auch in manchen fremden Rechten anerkannt; so im eng- 
lischen (8. Abbott S. 3o2 f.: Maclacblau S. 461 f., vgl. aber 463); imfinn- 
Und. Seegesetz (Art 106). Jm französischen Jnristoi Uyuen den Sats aaeb 
gelteDt wom das Quantum während der Reise zugenommoi hat ; nicht dagegen, 
wenn es abgenommen, indem sie eich dabei auf den Art 309 des Code de comm. 
stützen: en aucun caa, le chargeur ne peut demander de diminution sur le 
pHx du fret: Lanrin bd Oresp US. 172—174; Desjardins DI S. 600 
bis 664. Auf letzterem Standpunkt steht das spanische H.G.B. (Art. 791); 
ebenso das chilenische (Art. 1027); ob auch das holländ. (Art. 491) und das 

gortug. H.G.B. (Art 1Ö36), welche, wenn die Fracht nach Zahl, Maass, Gewicht 
edongen ist, dem Verfraebter das Recht geben, das ZUden, MesBen, Wiegen 
sofort beim Ldschen an fordern, ist sweifdbaft. 

22* 
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festgemacht ist, zu machen hat (Pohls, Seerecht II S. 627*, 
Kaltenborn, Seerecht II S. 57; § 1774 Preuss. A.L.R. II, 8.) 
Dieselben wurden in Ermangelung einer vertragsmässisen Fest- | 
setsnng in der Regel in der Weise auf Schiff und Ladung ver- 
thdlt, daas das Sdiiff ein Drittel, die Ladung zwei Drittel 
SU tragen hatte (§ 1782 F^uss. A.L.R. II, 8). Die neueren Ge- 
setzgebungen haben regehnitesig den Begriff der kleinen Havarie 
überhaupt aufgegeben , die gedachten Ausgaben als Unkosten des 
Schiflffahrts-Betriebes aufgefasst und sie so durch das Schiff allein 
tragen lassen, indem von der Ansicht ausgegangen wurde, dass 
diese Kosten nach der Meinung der Kontrahenten durch die Fracht- 
gelder gedeckt werden sollten Auf diesem Standpunkt steht 
auch das D.H. G.B. 

2. Unter den durch Maass regeln, zu denen der Ver- 
frachter auf Grund des Fracntvertrages nicht ver- 
pflichtet ist, verursachten Auslagen sind Auseisungs- 
Kosten und ähnliche ausserordentliche Reisekosten su verstehen. 
Ffir Kosten dieser Art hatte der preuBsische Entwurf (Art 507) das 
alte Recht beibehalten und dieselben demeemäss dem Ladungs- 
empfllnger auferlegt, und zwar wohl deshalb^ weil es zweifelhaft 
sein dürfte, ob derartige Ausgaben nodi unter den Begriff der 
kleinen Havarie fallen. Diese Ausnahme wurde aber auf der 
hamburger Konferenz beseitigt, indem man geltend machte, dass 
solche ausserordentliche Auslagen in der Regel nicht unbedingt 
erforderlich wären , sondern dem Schitter meistens die Wanl 
„zwischen der Aufwendung derselben und dem Abwarten der 
natürlichen Beseitigung des betretenden Hindernisses'^ bliebe, und 
femeTi daas derselbe^ wenn nicht ,,8Qin eigenes Interesse^ ihn „zu 
solchem Aufwände'' veranlasste, sich in der Regel zuvor ,pnit den 
Ladungsinteressenten in Benehmen setzen'' und dieselben „ve^ 
tragsmässig" dazu bewegen könnte , einen Theil jener Kosten zn 
tragen') (Prot V S. 2341 f.). Natürlich wird der Schiffer diese i 



' 1) So der franz. Code de comm. Art. 406; holländ. H.G.B. Art 708. 
702; nniilftnd. Seegesets Art 112 Abs. 3; vgl. belg. Cad« de comtn, II 

Art. 99. In England werden die several ]yett;/ Chargen der Schifffahrt nocli 
als average bezeichnet. Was darunter gehört, und wer sie zu tragen hat, hängt 
von den Gebräuchen ab. Früher namentlich wurde als Aequivalent für diese Un- 
kosten mitunter fia kleiner Betrag, zuweilen durch einen geringfikgigtti PMÖent^ 
satz der PVacht ausgedrückt, in die Chartepartie oder das KonooBSemeiit ge> 
setzt Yal Abbott S. 345; Maclachlan S. 450f;. 533. 

2) In Lttbeek bestand früher eine gesetzliche Vorschrift aber das Tragen 
der Kosten des Ein- und Auseisens. Nach der durch das Einführungsgesetz j 
Art. 18 aufrechterhaltenen Verordn. vom 1. Dezember 1841 konnte das Eineisen 
eines Schiffs von Travemünde nach Lübeck oder das Auseisen ein^ im lübecker 
HaiBD eingefrorenen Schi£b nach der traTem&nder Rhede dorch einen MiyoritSts- 
beschluss der Ladungsinteressentcn angeordnet werden, zu dem die Zustimmung 
der Eigenthümer von ^ 4 der nach dem Gewicht in Betracht zu ziehenden Güter 
erforderlich war. Die dadurch entstehenden Kojten waren zu ^.3 zu Lasten des 
iSehilb, */8 SU Lasten der Ladung. Da jedoch diese Bestimmung in Widersprach i 
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letztere Möglichkeit niclit haben, wenn er „in Folge einer aus- 
drücklichen oder selbstverstandenen Bestimmung des BVachtver- 
träges" (weil dieser sich nicht in anderer Weise ausführen lässt) 
zur Ergreifung der in Kede atohenden Maassregel verpflichtet ist 
(Prot. Vlll S. 3931). 

3. Ueber die grosse Havarie, die Bergung und Ret- 
tung der Ladung kommen die besonderen Bestimmungen des 
Gesetzbuchs zur Anwendung (Tit. 8 Abschn. 1, Tit. 9). Ob aber 
die Kosten, welche durch aie zur Erhaltung der Ladung 
cetroffiuien Maassr^geln, soweit diese nicht unter einen der genannten 
fi^riffe fallen, yerarsacht werden, den Verfrachter oder den Ladungs- 
Interessenten treffen, ist im konkreten Falle durch richterliches Er- 
messen zu bestimmen (vgl. Prot. Vlll S. 4224—4226). Der Richter, 
welcher natürlich Sachverständige zuziehen wird, hat bei seiner 
Entscheidung sich von dem Brauch der betretenden Kreise leiten 
zu lassen, wonach solche Kosten, welche auf jeder Reise vorkommen 
können und deren Ersatz in der Fracht bereits entlialten ist, vom 
Verfrachter (wie z. B. für das Umstechen einer Getreideladung), 
andere dagegen (wie z. B. för die Ftltterung von Thieren) von 
den Ladungsinteressenten getragen werden. 

Art. m. 

Wenn die Fracht nach Zeit bedungen ist, so beginnt sie in Er- 
mangelung eiHfr anderen Abrede mit dem Tage m laufest, der auf 
(lenjmigefi folgt, an welchetn der Schiffer angezeigt hat, dass er zur 
Einnahme der Ladung, oder hei einer Heise in Ballast, dass er zum 
Antritt der Heise fertig uml bereit sei, softTii aber bei einer Heise 
in BaUast diese Anzeige am Tage vor dem Antritt der Reise noch 
erfolgt ist^ mU äm Tage^ cm wdekem äie Reise angetreten mrd, 

Ist Liegegeld oder UeberUegeMeU bedungen, so beginnt m e^üen 
FäRen die Zeiifraehi erst mit dem Tage m laufen, an wdekem der 
Artriit der Reise erfolgt 

Die ZeitfradU endet mit dem Tage, an welchem die Lösekmig 
votiendet ist. 

Wird die Reise ohne Verschtdden des Verfrachters verzögert 
oder unierbroelien, so muss für die Zwischenzeit die Zeit fr acht fort- 
mtrichtet werden, jedoch unbeschadet der Bestimmungen der Art 639 
und 640. 

1. Hinsichtlich des Beginns der Zeittracht sind in den ver- 
schiedenen Gresetzgebungen besonders zwei Grundsätze zur Gel- 
tung gelangt. Nach dem einen beginnt die Fracht mit dem Tage, 
an welchem das Schiff ausläuft ^j, nach dem anderen, der früher in 



steht mit dem D.H.6.B., welches nur eine vertragsmässige Uebemahme derartiger 
Unkosten SeiteBS der LadangsintereBsenten kennt, so hat sie heatsutage (nadi 
der Erhebung des H.G.B, zum Beichsgesetz) keine verbindliche Kraft mehr. 
1) Derselbe ist anerkannt im englischen Becht (Abbott S. 353); im 
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den meisten deutschen Häfen als der herrschende bezeichnet wer« 
den konnte läuft die Fracht von dem Ta^e an, an welchem der 
Verfrachter das Schiff dem Befrachter zur Verfügung gestellt hat. 
JJas H.G.B, hat den letzteren Grundsatz adoptirt. Nach den 
Bestimmungen des Gesetzbuchs über den Anfang der Ladezeit 
(Art. 595) konnte nämlich die Fracht nicht mit dem Tage der 
Anzeige von der Ladebereitschaft, sondern erst mit dem darauf 
folgenden beginnen. Bei einer Reise in Ballast aber kann die 
Fracht erst su lanfen beginnen mit dem Tage nach der Anzeige 
des Schiffers, dass er zum Antritt der Reise oereit sei, und nicht 
sdion, wie der preossische Entwurf (Art. 508) wolite, mit dem Tage, 
an dem das Einnehmen des Ballastes begonnen hat; denn dieses 
gehört zu den Vorbereitungen fiir die Fertigstellung des Schiffs. 
Dass das Gesetzbuch im letzteren Falle die Fracht auch beginnen 
lässt mit dem Antritt der Reise selbst, wenn nicht am Tage vor 
demselben eine Anzeige von der Reisebereitschaft erfolgt ist, er- 
klärt sich daraus, dass die Erklärung des Schiffers nur die Reise- 
bereitschaft bekunden soll, diese aber durch die wirklich erfolgte 
Abreise vollstftndig dargethan wird (vgl Prot. V S. 2848—2846, 
VIII S. 8982). 

2. Kann der Schiffer die Anzeige nicht erstatten, weil der 
Befrachter sich nicht an dem Orte aufhält, wo das Schiff liegt, 
auch daselbst keinen Bevollmächtigten hat, dem die Anzeige wirk- 
sam gemacht werden kann, so wird diese ersetzt durch „Erhobung 
eines Protestes über die Unausführbarkeit der Anzeigeerstattung", 
ja nach dem Wortlaute des Artikels würde man bereits die Ab- 
sendung der Anzeige an den Befrachter für genügend zu halten 
haben (Prot. V S. 2346). 

3. Dass bei der Vereinbarung von Liegegeld oder 
von Ueberiiegeaeit (ohne Erwähnung des Liegegeldes) dKe 
Zeitfracht erst mit dem Antritt der Reise b^nnt, erklärt sieh 
daraus, dass ,|die Verpflichtung, Liegegeld zu oezahlen, mit der 
Verpflichtung, zugleich Zeitfracht zu entrichten, prinzipiell nicht 
vereinbar" ist, und dass die Kontrahenten durch die „Vereinbarung 
von Liegegeld" deutlich zu erkennen gegeben haben, dass ,,die 
Zeitfracht nur für die Reise" bezahlt werden soll, nicht auch für 
„die Zeit der Vorbereitung zu derselben", dass vieiraehr „in dieser 
Beziehung die fiir die gewöhnlichen Fälle der Frachtbestimmung 
geltenden Vorschriften zur Anwendung kommen" sollen (Prot. VIII 
S. 8982 f.). 

4. Der letzte Absata Ittsst in dem Falle, wo die Reise ver- 
zögert oder unterbrochen wird^ ohne dass einer der Kontra- 



französischen {Code de comm. Art. 275); im b elgischen (Code de comm, 
II Art. 69: das si le, naxnre est frtU au mois des französischen Gesetzes will 
nichts Anaeres besagen als — wie es in dem belgischen heisst — «» le navire 
est frite pour un prix fixe par periode de Umpex Desjardins III S. 494£); 
im holländischen (H.G.B. Art. 462); im portug. (H.G.B. Art 1508). 
1) Derselbe gilt auch im spanischen H.G.B. (Art. 782). 
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lienten dies verschuldet hat, den Befrachter den Nachtheil treffen, 
da — wie auf der hamhurger Konferenz hervorgehoben wurde — 
jydas Bedürfniss des Verkehrs die möglichste Bewahrung des schon 
in sich gerechtfertigten Prinzips erfordert, dass die Fracht, nach- 
dem sie zu laufen begonnen, bis zur Beendigung der Löschung 
fortläuft" ^) (Prot. V S. 2347). Das Gesetzbuch macht Ausnahmen 
von diesem Prinzip einmal in dem Falle, wo der Aufenthalt in 
einer Verfügung von hoher Hand seinen Grand hat' (Art. 639), 
und femer dann, wenn der Aufenthalt durch die Nothwendigkeit 
verursacht ist, das Schiff auszubessern (Art« 640). 

Art. m. 

Der Verfrachtfr hat wegen der im Art, 615 erwäimten Forde' 
rangen ein FfandrecJd an den Gütern. 

Das Pfandrecht besiehty so lange die Güter zurücJch ehalten oder 
deponirt sind; es dauert auch nach der Abliefirung noch fortt sofern 
es hnrnm äreissig Tagen nad^ Beendigung aendben gerieMit^ geh 
tend gemcuM icird; es erUsM jedot^f sobM vor der geriMUäien 
Geltendmachung die Güter m den Qewdhrsam eines Dritten gdangen, 
wekiher sie nidU flir den EmpfSnger hesÜet. 

1. Schon seit früher Zeit wurde allgemein dem Verfrachter 
wegen seiner Forderungen aus dem Frachtvertrage ein Itetentions- 
re<3it an den transportirten Waaren eingerttumt (B es e 1 e r , deutsch. 
Privatrecht, T. Aufl. HI S. 482). Auch das H.G.B. spricht dem- 
selben ein solches zu, indem es ihn nur verpflichtet, Zuff um Zug 
gegen Empfang des ihm Geschuldeten die Ladung an den Desti* 
natär abzuliefern (Art. 615). Nur um den Ver&achter zu ver- - 
anlassen^ von diesem Retentionsrecht, dessen „strikte und öfter 
sich wiederholende Ausübung" störend in den Geschäftsverkehr 
eingreift, möglichst wenig Gebrauch zu machen und sich auch 
„ohne Entrichtung der Fracht zur Auslieferung der Güter" herbei- 
zulassen, räumt das Gesetzbuch demselben nach dem Vorgange 
anderer Gesetzgebungen^) ein beschränktes Pfandrecht ein. 
Das Pfandrecht ist bMchrftnkt worden, weil es „nach Ablieferung 
der Gftter^' wirken soU, dies aber mit denjenigen Qesetzgebungen 



1) Auch oacb den fremden Hechten endet die Zeitfracht erst mit der Ent- 
lOBchimg des Schifb: Desjsrdins m S. 495; Maclachlsn S. 406. Ebenso 
moss die Dauer der ohne Schuld des Verfrachters entstandenen YonzögeruDgen 
und Unterbrechangen der Beise die fVacht veitw entrichtet werden: Abbott 

S. 353 f. 

2) So frans. Code de comm. Art 807, 808; belg. Code de eomm, II Art 80, 

81; span. H.G.B. Art. 797, 798; holländ. H.G.B. Art. 490; englisches Recht: 
Abbott S. 217ff.; Maclachlan S. o09ff. Nach englischem Recht gilt das 
gesetzliche Pfandrecht nur liir die eigentliche Frachtforderung; dagegen nicht 
für Liegegelder, ebenso wenig tSa Hafenselder. Lootsengdder und ähnliche ün* 
kosten der Schififahrt, seibst wenn sich 'der Befrachter zn deren Bezahlung sn- 
heischig gemacht hätte. 



Digitized by Google 



1 



844 Fünfter Titel 

schwer zu vereinigen ist, welche an beweglichen Sachen nur ein I 
Faustpfand zulassen (Prot. V S. 2348 f.). Das Pfandrecht ist in- 
sofern beschränkt, als es nur so lange exi«tirt, als die Waaren 
sich in den Händen des Empfangers oder eines Stellvertreters des- 
selben befinden und ferner, als es nur während einer bestimmten 
Zeit nach der Ablieferung geltend eemacht werden kann Diese 
Fkist liatte der preaeeiache Entwuif (Art 509) auf drei Tage feat- 
ffesetet. Die hambarger Eonferena erweiterte dieselbe in zweiter 
Leaung auf dreissig Tage (Prot. VIII S. 3986). 

2. Das Pfandrecht des Verfrachters erlischt^ sobald ein 
Dritter den Besitz an den Waaren erwirbt ®), während es durch ein 
über diese vom Empfanger abgeschlossenes Veräusserungsgeschäft 
noch nicht untergehen würde. Dagegen ist es irrelevant, ob dem 
Dritten bei dem Besitzerwerb das Pfandrecht des Verfrachters 
bekannt war oder nicht, obwohl dies bestritten ist (Laban d in 
Goldschmidts Zeitschr. IX S. 47 ff.) ; ebenso auf welchen Titel 
hin^ (Eigenthum, P&ndrecht) der Dritte besitzt Kor muss er 
juristiscKen Besitz haben, er darf nicht Stellvertreter des Deati- 
natärs sein, nicht „für den Empfänger'' besitzen (vgl. Gold- 
schmidt, H.R. U & 1025). 

Art 625. 

Im Falle des Streits über die Fordermigen des Verfrachters ist 
dieser die Güter auszuliefern verpflichtet^ sobald die streitige Summe 
hei Gericht oder hei einer anderen zur Annahme von Depositen er- 
mächtigten Behörde oder Anstalt deponirt ist. 

Nach Ablieferung der O&ter ist der VerfrtxdUer gur Erhdnmg 
der d^onirten Summe gegen angemessene Sicherheäsleistung he- 
rechiigt 



1) Nach der englischen Merchant iShipping Act von 1862 (25 u. 2»i 
Victoria c. 68) kann der Yerfrachter sein Pfandrecht nach der Ausladung der 
Güter dadurch aufrecht erhalten, dass er den waif oumer odor war^atue moner 
schriftlich davon in Kenntniss setzt, fhat the qoods are to remain mhject to a 
lien foT freight or other charges payable to the shipowner. Ist dies ge- 
Bchehen, so darf der tearf ownsr oder toarehouse die G&ter erst ans 
der Hand geben, wenn das Pfandrecht getilgt ist durch Zahlung der schuldigen 
SmUDe, worüber ihm Quittung vorzuweisen, oder Deponirung des Betrags. Wird 
dasselbe nicht getilgt, so kann, resp. (auf Verlangen des Verfrachters) muss der 
warf awner um wart^ouae owner, neniizig Tage nach Emp&ng der Güter oder 
auch früher — wenn diese dem Verderben ausgesetzt sind — dieselben snr Be» 
friedigung des Gläubigers öffentlich versteigern lassen (sect. 68—71, 73). 

2) Die Frist ist in den verschiedenen Gesetzen verschieden nonnirt. Nach 
(lern französischen (Art. 307) und belgischen Code de comm. (II Art. 80) 
beträgt sie 15 Tage; nach dem holländischen H.GJB. (Art 490) 20 Tage; 
nach dem spanischen (Art. 798) einen Monat 

8) Ebenso nach fransOBischem, belgischem, holUndiseheniRecht; 
während nach spanischem noch weiter dazu vorausgesetzt wird, dass die 
Güter frühestens acht Tage nach der Empfruignahme aof dea dritten BeaktMia 
übergegangen sind. 
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Das Gesetz verpflichtet den Verfrachter nicht in jedeni Falle, 

fegen Deponimog der ihm geschuldeten Summe die Waaren an 
en Empfänger abzuliefern, sondern nur alsdann, wenn der letztere 
die Höhe der Forderung des ersteren bestreitet oder Gegenan- 
sprüche gegen dieselbe geltend macht. 

Art. 626. 

So lange das PfanäreeM des VerfiraMen bestdU, kam das 
Cterickt atuf dessen Ansuchen verordnen , äass dU Güter ganz oder 
zu einem entsprechenden Theil behufs BefiriediguHg des Verfiradders 
öffewUUh verkauft werden. 

Dieses Bechf (jehührt deni Verfrachter auch gegenüber den iilbri- 
gen Gläuhigrrn und der Konkursmasse des Eigenthümers. 

Das Gericht hat die Betheiligten ^ wenn sie am Orte anwesend 
sind, über das Gesuch^ bevor der Verkauf verfügt wird, zu hören. 

Das Gesetz macht Verzug des Empfängers nicht zur Bedin- 
gung dafür, dass sich der Verfrachter aus dem Pfandobjekte be- 
zahlt mache. Es ist vielmehr in das Ermessen des Gerichts des 
Löschun^^^shafens gestellt, bereits vorher zur Befriedigung desselben 
den Verkauf der Güter (aller oder eines Theils derselben) im Wege 
der dffentliclien Versteigerung su gestatten. Wenn das Gesetz Tor 
Gestattong des Verkaufs die am Orte anwesenden Betheiligten 
über das Gesuch hören soll, so ist hierbei nicht an ein ,^ontra- 
diktorisches Verfahren mit richterlichem UrtheiF zu denken. Die 
im Art. 310 D.H.G.B. dem Pfandgläubiger zur Pflicht gemachte 
Benachrichtigung des Schuldners von der Bewilligung und Voll- 
ziehung des Verkaufs liegt dem Verfrachter nicht ob (vgl. Gold- 
schraidt H.K. II S. 1026 f.). 

Die R.Künk.O. S 41 Ziff. 8 stellt das Pfandrecht des Verfrach- 
ters dem Faustpfande gleich. 

Art. 627. 

Bat der VerfraMer die QikUr ausgeliefert, so ham er wegen 
der gegen den Empfänger ihm zustehenden Forderungen (Art. 615) 
an dem Befritclder sich nicht erholen. Nur insoweit der Befirachter 
mit dem Schaden des Verfrachters sich etwa bereichern w&rde^ fMet 
ein Biüekgnff statt. 

1. Der Frachtvertrag wird abgeschlossen zwischen dem Be- 
frachter und dem Verfrachter, und es ist demgemSss an sich audi 
der erstere zur Befriedigung des letzteren wegen der Forderungen 
aus dem Frachtvertrage verpflichtet. Allein wenn nicht der Be- 
frachter im Frachtkontrakt diese Verbindlichkeit selbst übernimmt, 
80 bekommt der Verfrachter von demselben „wegen der Fracht eine 
Assignation an den Empfänger" (arg. des Art. 615). Er erhält den 
Auttrag, gegen Auslieferung der Güter die Fracht vom Empfänger^' 
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zu erheben. Thut er dies nicht und übt er das ihm zustehende 
Retentions- und Pfandrecht nicht aus, so macht er sich, da ihm 
das eine, wie das andere nicht lediglich in seinem eigenen In- 
teresse, sondern zugleich im Interesse des Betrachters eingeräumt 
ist, einer culpa schuldig und wird in Folge des zwischen ihm und 
dem Befrachter bestehenden Mandatsverhältnisses dem letzteren 
zum EnatE des diesem entstehenden Schadens yerpfliohtet IHe«er 
Sehaden besteht in der Frachtforderung, deren Zahlung nnn dem 
Befrachter obliegen würde. Und so kompensirt gewissermaassen 
das Recht zwischen dem Anspruch des Verfrachters ge^en den 
Befrachter auf die Fracht und der Verpflichtung desselben zur 
gleichen Leistung an den Befrachter, wenn es Verlust der Fracht- 
torderung für den Verfrachter statuirt (Prot V Ö. 2362 f., VIII 
S. 3941). 

Diese Grundsätze fanden schon nach dem früheren Recht viel- 
fach in Deutschland ihre Vertheidiger (Prot. V S. 2361 ; vgl. Erk. 
des hamb. Handelsger. yom 19. Dezember 1862 in der Samml 
von Hermann und Hirsch Kr. 36 S. 152) und sind auch in an- 
dere Gesetzgebungen übergegangen*). 

2. Das Gesetzbuch statuirt eine Ausnahme, wenn der Be- 
frachter sich sonst mit dem Schaden des Verfrachters berei- 
chern würde. Dieser Fall liegt z. B. dann vor, wenn „Befrachter 
und Empfönger juristisch eine und dieselbe Person" sind, d. h. Ab- 
sender und Empfänger „ein und dasselbe Handlungshaus" bilden ; 
oder wenn der Emptänger die vom Befrachter zu entrichtende Fracht 
für dessen Rechnung zahlen soll ; ebenso wenn Anspräche in Frage 
stehen ; welche der Verfrachter am Löschungsplatz nach dem da- 
selbst herrschenden Recht gegen den EmpflSiffer nicht (also auch 
nicht vermittelst seines Betentions- und Pfandredits) geltend machen 
kann, etwa auf Ersatz von Zöllen , die der inlilnaische Empfönger 
nicht zu vergüten braucht, damit sie gerade von den ausländischen 
Scliiffen getragen werden. Im letzten Fall würde die Bereicherung 
des Befrachters darin liegen, dass die betreffenden Beträge bei der 
Normirung des Preises der Güter in Betracht gezogen werden und 
so dem Befrachter zu Gute kommen (Prot. V S. 2363. VIII 
S. 3938; Entsch. des R.O.H.G. XXI S. 420). 

3. Da der Verlust der Frachtforderung als die Folge der 



1) Nach dem holländischen U.G.B. (Art 488) verliert der Schiffer, der 
das Gm gelöscht htA, ohne von den am Löschplatz erUnbteD Sicherbdtemaaai« 

regeln Gebrauch zu machen, seine Ansprüche an Befrachter resp. Ablader, wenn 
dieser nachweist, dass er den Betrag der Fracht und des sonst dem Schiffer 
Gebührenden mit dem Destinatär verrechnet hat oder dass er in Folge des Kon- 
kuroes des letzteren den betreffenden Betrag nicht würde zurückerhalten kOnnen. 
Nach englischem Recht erscheint das Retentionsrecht dem Verfrachter aus- 
schliesslich in dessen eigenem Interesse gegsben, und es kann demgemäss dieser 
den Befrachter in Anspruch nehmen, selbst wenn er dem DettinatSr, ohne Fracht 
empfangen zu haben, die Ladung aushändigt (Abbott S. 355 f.; Maclachlan 
S. 498 L; auch ausdrücklich anerkannt von der ßüU qf JLaäing Act loiü ^ 
18 u. 19 Victoria c. III — sect 2). 
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durch seine eu^a begründeten Verpflichtung des Verlraohiers zum 

Schadensersatz erschemt, 6o kann der erste Satz des ArtikeiB da 
keine Anwendung finden, wo die Realisirung der Forderungen 
aus dem Frachtvertrage gegen Ablieferung der Ladung unmög- 
lich war, wo also einerseits die Waaren unbedingt ausgeladen 
werden mussten, und andererseits eine Deponirung derselben resp. 
eine gerichtliche Beschlagnahme oder Geltendmachung des Pfana- 
rechts in Folge des Rechts und der Einrichtungen des (auslän- 
dischen) Löschungshafens nicht bewerkstelligt werden konnte (vgl. 
£nt8ch. des HJk.G. zu Nflmberg vom la Mai 1870 in Gold- 
Schmidts Zeitschr. XIX S. 559). 

4. Selbetverstftndlich zessirt die Regel des Artikelsy wenn nach 
dem Frachtvertrage der Befrachter die Fracht au aahlen 
hatte (Prot. VIII S. 3941). 

5. In gleicher Weise berührt der Artikel nicht den Fall, wo 
es sich um Schadensersatz-Ansprüche des Verfrach- 
ters handelt, welche ihren Grund in einem (etwa auf Art. 564 
H.G.B, beruhenden) Verschulden des Befrachters oder 
Abladers haben; denn nur auf Einziehung von Ansprüchen des 
Verfrachters, welche aaf dem Frachtvertrag oder Konnossement 
beruhen, ist die oben (S. 346 f.) besprochene Anweisung des Befachters 
an den Verfrachter gerichtet (Entsch. des hamburger H.G. vom 
5. Desember 1873 in der Hamb. Handelsger.-Ztg, von 1874 S. 323). 

Art. 628. 

Hat der Verfrachter die Gider nicht ansf/eliefert , t0id von dem 
im ersten Absatz dts Art 626 hezeichneten Hechte Gehrauch ge" 
macht j jedoch durch den Verkauf der Güter seine vollständige Be- 
friedigung nicht erhalten, so kann er an dem Befrachter sich erholen, 
soweit: er wegen seiner Fordenmgen am dem Mwiseken ihm und dem 
Befrackter abgesdüossenen FraMoertrage mdd hefrieä^ ist. 

Diese Bestimmung ist eine nothwendige Folge des dem Art. (527 
zu Ghrunde Hegenden Prinzips^). 



1) Der franzöBiscbe (Art 305) and der belgische Code de comm. 
(II Art 78) gewähren dem Yerfraditer ansdrftd^di ein Regressreeht gegen den 
Befrachter nur, wenn der Destinatär die Annahme der Güter verweigert. Dagegen 
ist es kontrovers, ob ein solches Regressrecht auch für den Fall besteht, wo aer 
Destinatär nach Empfang der Ladung seiner Zablongsverbindlichkeit nicht nach- 
kommt? Die eine Ansudit riomt dem Kapitftn ein solches ein, voraasgesetit 
dass derselbe von den ibm gegen den Empfänger zustehenden Rechten Qebranch 

§emacht hat (so Laar in bei Cresp II b. 164 und die daselbst zitirten Erk.); 
ie andere spricht dasselbe dem Kapitän ab, wenn nur der Empfänger solvent war 
au moment de Vaecord conclu entre le capitaine et Vaßreieur^ d. h. bei Ein- 
gehung des Frachtvertrages (so Ruhen deCouder IV S. 455 N. 159 ff. und 
die Erk. daselbst). Eine dritte Meinung geht dahin, il/atU, mns poser une 
rkgle abeotue^ rieoudre Ja qumtion tft^^reä lee eireonetanees (Desjardini m 
S. 649 f., d^ es so auch erklärlich findet, dass ein und dasselbe Gericht dss 
eine Mal Kapitftn den Regress einräumt, das andere Mal versagt). 
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Art. 6M. 

Werden die Güter von dem Empfänger nicht abgenommen, so 
ist der Befrachter verpflichtet, den Verfrachter wegen der Fracht 
und der übrigen Forderungen dem FracMverirage gemäss m be~ 

friedigen^). 

Bei der Ahnahme der Güter durch den Befrachter kommen die 
Art, 593 bis 626 in der Weise zur Anwendung ^ dass an Stelle des 
in diesen ArtffßeJn bezeichneten Empfängers der Befrackter tritt. Ins- 
besondere stM in einem sokhen FdBe dem YerfroMet w^en seiner 
Forderungen das ZurückbehaUungS' und Pfandrecht an den Gütern 
nach Maassgabe der Art. 6M, 625, 626^ sowie das im Art, 616 
eeidmete BeM m, 

Art. 630. 

Der Frachtvertrag tritt ausser Kraft, ohne dctss ein Hieil zur 
EntsdUldigung des anderen verpflichtet istf wenn vor Antritt der 
Seise durch einen 25uftM 

2. das 8Mff verloren geht, insbesondere 
wenn es vertmglikkt, 

wenn es als reparaturunfähig oder reparaturunumrdig hon- 
demnirt (Art. 444) und in dem UÜteren FaUe ohne Ver- 
zug öffentlich verkauft unrd, 

wenn es geraubt wird, 

wenn es aufgebracht oder angehalt&n und für gute Brise er- 
klärt wird; 
oder 

2. die im Fraddeertrage mdnt bhs nat^ Art oder Gattung, son- 
dem spegieU bemtmeten Giäer verloren gehen; 

oder 

3, die, wenn mtdi nicht im Frachtverträge spezieU beseicJineten 
Güter verloren gehen^ nachdem dieselben bereits an Bord ge- 
bracht oder behufs Einladung in das Schiff an der Ladungs- 
stelle von dem Schiffer übernommen worden sind. 

Hat aber in dem unter Ziffer 3 bezeichneten Falle der Verlust 
der Güter noch innerhalb der Wartezeit (Art 580) sich zugetragen, 
so tritt der Vertrag nicht ausser Kraft, sofern der Befrachter ohne 
Verzug sich bereit erklärt, statt der verlorefi gegangenen andere Crüter 
(Art. 563) zu liefern, und mit der Liefenmg noch innerhalb der 
Wartezeit beginnt. Er hat die Abladung der anderen Güter hinnen 



1) Vgl. französischen Code de connn. Art. 305: Si le consigncUatre 
refuse de recevoir les marchandises, le capUaine peutf par autorüi de justice^ 
en faire vendre pour le payement de »on frei, et faire ordonner le depöt du 
surphis. S^il y a insuffisance^ il eonaerve son recours contre le chargeur. 
Ebenso der beigieche Code de comm» II Art 78; das holländische SuG^ 
Art 489. 
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Jßürgester Frist m vollenden, die etwaig e^i Mehrkosten dieser Ab- 
ladung m tragen, und insoweit durch dieselbe die Wartezeit über- 
schritten wirdf den dem Verfrachter daraus entstelmiden Schaden ssu 
ersetzen. 

1. Die Art. 630—640 beziehen sich zonächat auf die Ver- 
frachtung eines Schiffs im Ganzen. 

2. Das Gesetzbuch lässt den Frachtvertrag ausser Kraft 
treten bei der durch Zufall verursachten Unmöglichkeit, das ver- 
frachtete SchiÜ" oder die bedungene Ladung zu liefern. Von Ein- 
fluss war hierbei das Prinzip des Preuss. A.L.R. (§ 364 I; 5), dass^ 
wenn „die Unmöglichkeit, aen geschloBsenen Vertrag zu erfiülen, 
durdi einen Znfiul^ entsteht , der Yertraff für ati%ehoben anzu- 
sehen ist, welches in dem preussischen fkitwurf (Art. 512) zur 
Anwendung gelangt war, and das man auf der hambarger Kon- 
ferenz deshalb adoptirte, weil bei der locatio conductio aach nach 
R. R. „die durch Zufall eingetretene T^nmöglichkeit der Leistung 
des einen Theils den anderen Theii von der Gegenleistung befreie, 
und dies dem Resultate nach zu völliger Auflösung des Vertrages 
führe" (Prot. V S. 2367). 

3. Unmöglich wird die Leistung durch den Untergang des 
Schiffs, weil der Frachtvertrag nicht sclilechtweg auf Transpor- 
tirung einer Quantität Waaren nach dem Bestimmungsorte gerichtet 
isty sondern auf Transportirang mit diesem bestimmten Scbiffo. 
Efaien dasselbe ist aber auch beim Untergange der Waaren anzu- 
nehmen. Die Aosführang des Frachtvertrages, die Erfollang der 
loeaUo conductio operis ist unmöglich, ,,wenn der bedangene Trans- 
port durch Zufall unausführbar geworaen'% also auch wenn „die 
im Fracht vertrage bedungene Waare" untergeht. Der Verfrachter 
miethet sich nämlich (wie auch auf der hamburger Konferenz ausgeführt 
wurde) „die Gelegenheit, durch den Transport Erwerb zu machen, 
von dem Befrachter, als dem locator" , dessen Verpflichtung dem- 
nach nicht blos darin besteht, „Geld für den ausgeführten 1 lans- 
port zu bezahlen^', sondern auch „die Waaren zum Transporte zu 
liefern''. Von dieser letzteren Verbindlichkeit wird der Befrachter 
,,niit dem Untergange der von ihm versprochenen Waaren, weil 
dadurch seine vertragsmässige Leistung unmöglich geworden", be- 
freit. (S. Prot V S. 2368, VIII S. 3948. Ebenso Ullrich in 
Voigts Neuem Arduv £ H.R.II S.318 ff., 339— 345; Mommsen, 
Beiträge zum Obligationen-R. I, Braunschweig 1853, S. 58 ff. A. M. 
für den Chartervertrag in Folge der Auffassung dieses Kontrakts 
als locatio conductio rei Greppin Heises und seinen jur. Abh. II 
S. -631 f., 637 f.; Voigt im Neuen Archiv f. H.R. II iS. 225.) 

4. Der preussische Entwurf hatte die Auflösung des Vertrages 
eintreten lassen in allen Fällen einer faktischen und juristischen, 
dauernden und nur zeitweiligen Unmöglichkeit der Errallung (vgl. 
Fjrot V S. 2869, 2381 f.). Die hambarger Konferenz gelangte 
nach langen Berathungen schliesslich zu dem Resultate, ipso iure 
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eintretende Auflösung des Vertrages nur in den Fällen fak- 
tischer Unmöglichkeit der Erfüllung überhaupt zu statuiren (Prot. V 
S. 2388, 2390). 

5. Die AuflöBungsgründe des ^reussischen Entwurfs fanden in- 
sofern eine Erweiterung, als „dem Lntergange der im Erachtvertrage 
speziell bezeichneten Ladungsgüter" gleichgestellt wurde do.v Unter- 
gang der im Frachtvertrage nur generell benannten, die be- 
reits an Bord des Sch& gekommen oder „behnfii der Ein- 
ladung in das Schiff an der Ladnngsstelle von dem Schiffer über- 
nommen sind« (Prot. VIII S. 3964 f., vgl. V S. 2380 f.). Diese 
Gleichstellung ist durchaus korrekt, da auch in diesen Fällen die 
för den Transport bestimmten Waaren untefgegangen sind. Daher 
setzt das Gesetzbuch voraus, dass die nur generell bezeichneten 
Waaren von dem Schiffer wenigstens übernommen sind, und es ge- 
nügt nicht, dass dieselben vom Befrachter zum Zweck des Trans- 
ports von dessen übrigen Waaren ausgesondert, noch dass sie an 
den Abladeplatz gebracht und hier dem Schiffer vorgezeigt sind, 
noch auch, dass sie zum Zwecke des Transports an das Scmff vom 
Lande geschieden und in £yer oder Leicbtenchiffe geladen sind 
(vgl. Prot V S. 2871 f., Vin S. 8950 f.; 8964 f.); Die Uebemahme 
des Schiffers ist nach den Grundsfttzen der zivilrechtlichen Appre- 
hension zu beurtheilen. 

^ 6. Die Auflösung des Frachtvertrages hat natürlidi 
keine rückwirkende Kraft und kann nidit bereits entstan- 
dene Anspräche vernichten , so dass also z. B. die ^iVerpflichtung 
zur Bezahlung des bereits erwachsenen Liegegeldes'' trotz der Au^ 
Idsung bestehen bleibt (Prot. VIU S. 3965). 

7. Die Au&fthlung der FSlle des Verlustes in der Ziff. 1 ist 

exemplikativ zu nehmen. Das im Artikel aufgestellte Piinssip 
findet Anwendung auf alle Fälle eines zufalligen Verlustes des 

Schiffs. So z. ß. auf den Fall, wo ein Schiff durch einen Zwangs- 
kauf der Staatsgewalt dem Rheder entzogen und zu öffentlichen, 
etwa Kriegszwecken bestimmt wird (vgl. Prot. V S. 2388). 

8. Der Abs. 2 des Artikels beruht lediglich auf Zweckmässig- 
keitsrücksichten. 

Art. 6S1. 

Jrder TJieil ist befugt, von flnii Vertrage Murückgwtreten, ohne 

zur Enischndi()ung verpfliclitd zu sein: 
i. wenn vor Antritt der Heise 

das Schiff mit Embargo belegt oder mm landesherrlichen 
Dienst oder mm Di&nst einer fretndm Macht in Beschlag 
genommen^ 

der Handel mit dem Besimmungsart wUersagt, 
der AhhärngB- oder SesHmmmigshafen hhkurt. 
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die Ausfuhr der nach deni Frachtverträge zu verschiffen- 
den Güter aus dem Abladungshafen oder die Einfuhr der- 
seihen i)i den Bestimmungshafen verhoten, 
durch eine andere Verfügimg von hoher Hand das Schiff am 
Mu^aufm oder die Meise oder die Versendung der nach 
dem BraMoertrage sm Uefemdm Qüier verhindert wird. 
M edlen vorstehenden FäUen hereekUgt jedoch die Verfugung 
von hoher Hand nur dann mm Süektritt, wenn das eingetretene 
Mindemiss n ich t voraussichtlich von nur unerheblicher Datier ist ; 
wenn vor Antritt der Reise ein Krieg ausbricJity in Folge 
dessen das Schiff oder die nach dem Frachtverträge zu ver- 
schiffe^iden Güter oder beide nicht melir als frei betrachtet 
werden können wid der Gefahr der Aufbringung ausgesetzt 
würden. 

Die Ausübung der im Art. 563 dem Befrachter beigelegten Be- 
fisgniss ist in den FdXlen der vorstehenden BesUmmmgm tdM ot»- 
gesddossen. 

1. Es wurde bereits zum vorigen Artikel bemerkt (6. 349 f.), 
djtf» nur in den Fällen des Art. 512 des preussiBcben Entwuris, wo 
eine faktische Unmöglichkeit, das Schiff oder die Ladung überhaupt 
zu liefern y vorliegt, die hambarger Konferenz die Avuiösong des 
Fraditverfarages ipso iure eintreten Hess. In allen anderen Fällen 
wurde nnr jedem der Kontrahenten das Recht gegeben, von dem 
Vertrage zurückzutreten (Prot. V S. 2388). Als Grund für 
diese abweichende Behandlungsweise lässt sich angel)en , dass in 
allen diesen Fällen die Unmöglichkeit nur zur Zeit besteht, aber 
in längerer oder kürzerer Zeit wieder beseitigt werden kann. Man 
wollte daher den Kontrahenten die Möglichkeit geben, zu wählen 
zwischen dem Hinausschieben der Ausführung des Vertrages und 
der Auflösung desselben'). 



1) Auf der bamburger Kontierenz wurde auch die Ansiebt aosgesprocbeu, 
dasB die Ereignisse, welche unter den Gesichtspunkt der Vorfügungen von hoher 

TIand fielen, ferner die Unfreiheit von Schiff resp. Ladung in Folge eines aus- 
gebrochenen Krieges die Ausführung des Frachtvertrages nicht unmöglich, sondern 
nur gefälirlicher, und zwar so geiäbrlich machten, dass dieselbe billiger Weise 
nicht verlangt werden könnte (Prot. V S. 2381, 2389). Ich halte diese Auffassung 
nicht flir richtig, glaube vielmehr, dass eine Handlung, die sich als eine Ver- 
letzung der anerkannten Grundsätze des Völkerrechts qualifizirt, eben so für 
juristisch unmöglich zu halten ist, wie die, welche nur anter Verletzung des 
Landesrechts geschehen kann. Das Brechen der Ton einem fremden Staate ver- 
hängten Blokade ist unerlaubt und demgemäss juristisch unmöglich, nicht direkt 
weil der fremde Staat sie verhängt bat, sondern weil nach völkerrecbthcben 
Gmadiaticai eine Blokade so respektireii ist Die Unfreiheit von Schiff und 
Ladung verursacht die Unmöglichkeit, den Frachtkontrakt zu erfüllen; denn wenn 
die J' ortsetzung der Seefahrt und des überseeischen Handels Seitens der An- 
gehörigen der kriegführenden Mächte mit der durch das Völkerrecht sanktionirten 
Gefahr des Yerlustes von Schiff resp. Ladung bedroht ist, so hat dies dieselbe 
Bedeutung, als wenn das Völkerrecht die Fortsetzung von Seefahrt und über- 
seeischem Handel Seitens der Genannten unter Androhung eben derselben Strafe 
Tsrboten hätte. Vgl. oben S. 164 f. 
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2. Ob die Wirkung des Ereignisses dauernd genug ist, um 
die Auflösung des Frachtvertrages zu veranlassen, hat der Richter 
nach den Umständen des konkreten Falles ex aequo ei hono za «r> 
messen. Es ist aber nicht ausser Acht ni kunen, dass ein und 
dasselbe Ereigniss för einen Frachtkontrakt von erheblicher , för 
einen anderen von unerheblicher Dauer sein kann. Ersteres dann» 
wenn die „von der Verfügung betroffene Zeit^^ gerade ,,fur den 
Frachtvertrag entscheidend, und der gewollte Tiansport dadurch 
unmöglich geworden" ist (Prot. V S. 2388). 

3. Ueber die Fra^e, ob die Blokade eine effektive sein 
muss, 8. oben S. 164 f. 

4. Hinsichtlich Ziff. 2 kommt es nicht darauf an, ob das 
Schiff resp. die Ladung ^^nach richtiger Rechtsauslegung frei ist''; 
vielmehr liegt dem einen wie dem anderen Theile nur eine ^ver- 
stände Erwägung'' ob, „ob in Folge des Eriegsausbriiches Dchiff 
oder Ladung von den Befehlshabern feindlicher Kriegsschiffe nach 
summarischer Prüfung als unfrei betrachtet werden kann" (Entsch. 
des R.O.H.G. VII S. 174; Entsch. des hamb. Handelsger. vom 
2. Juli 1864, vom 17. Oktober 1864 in Hermann und Hirsch, 
bamml. Nr. 116, 130) 



1) Der französische Code de comm. (Art. 276) bestimmt: St\ avant le 
dipart du navire^ il y a interdiction de commerce avec le pays pour lequel 
ä 9it deiÜn^t le» Conventions tont riaoluea sana dommagee-int^rSts de part 
ni d?autre» Le chargeur est tenu des frais de la Charge et de la elicharge 



Hinsichtlich anderer Fälle einer höheren Gewalt verordnet der Art 277 Abs. 1: 
S^il existe uneforee majeure, qui n^empieke que povir «m ^mps la eortie tin 
navirBf les Conventions subsistent, et il n*y a pas Heu h dommages-interets h 
raison du retard. (Ebenso belgischer Code II Art. 84.) Hieraus folgt, dass 
wenn eine andere force majeure als interdiction de commerce die Ausführung 
des Frachtvertrages auf unabsehbare Zeit verhindert, die Bestimmung des Art 276 
(resp. 90 des belg. Code) Platz greift. Vgl. Pardessus III N. 711; Des- 
j ardin 8 III S. 5(^£^ 554. Die Frage, ob die Ausführung des Vertrages hinaus- 
geschoben ist ind^fintment oder temporairement^ hat der Hichter zu entscheiden 
d'aprks les donviies du sens commun et les circonstances speciales de chaque 
affalre. Mit dem französischen Recht stimmt auch überein das spanische 
U.G.B. Art. 768, 769. Nach holländischem und portujsiesischem Kecht 
ist der Frachtvertrag von Rechtswegen aufgehoben, wenn f. das Amlanfeii des 
Schiffs durch höhere Gewalt verhinaert ist; 2. die Ausfuhr der Waaren (aller 
oder eines Theils derselben) aus dem Abganphafen oder die Kinfuhr derselben 
in den Bestimmungshafen verboten ist; 3. der Handel mit dem Lande, wohin 
das Schiff bestfamst, verboten ist; die Kosten des Ladens und Löschens bat der 
Befrachter zu tragen (hol Und. HOB. Art 499; portug. II.G.B. Art. 1544). 
Jeder der Kontrahenten kann vom Verlrage zurücktreten, wenn vor Antritt der 
Keise ein Krieg ausbricht, wodurch Schiff oder Ladung oder beide unfrei werden. 
Je nachdem der eine oder der andere dieser Fälle vorliegt, ist die Verpflichtung 
zum Tragen der schon entstandenen Kosten verschieden normirt (holländ. 
Ü.G.B. Art. 500: portug. H.G.B. Art 1545). Die englischen Juristen, die 
als selbstyerstftnaliai TorauBsetsen, dass die obUgaiiion of the eontraet m des^ 
troyed />?/ the event which renders performance of it imposHble, heben aus- 
drücklich hervor, dass wenn in Folge einer declaration of tvar, or a legislative 
enactment^ Performance is not only impossible but illegaly the eontraet bemg 
dissolved ipso facto (b. Maelaehlan S. 545). Im Einsänen werden an^eflUvt: 



de ses marchandises. (Ebenso 
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AH. m. 

Wrv}} nach Antritt der linse das Schiff durch einen Zufall ver- 
loren (jeht (Art. 630 Ziff. 1), so erulet der Frachtvertrag. Jedoch 
hat der Befrachter ^ soweit Güter geborgen oder gerettet sind, die 
Fracht im Verhältniss der gurückgelegten zur gamen Reise zu zahlen 
(DiskmfraM). 

Die ListanefraM ist nur soweit su sähUn, ak der gerettete 
WeHh der CHUer reiM. 

Die auswärtigen Rechte erkennen zum Theil das schon der 
älteren Zeit (so dem (Juidon de la mer VI, 7 — Pardessus, 
Collection II S. 399 — ) bekannte Institut der Distanzfracht als 
einer Theiliracht, zu deren Zahlung der Befrachter gesetzlich ver- 
pfliditet ist, entweder gar nicht an, wie das amerikanische und 
englische Recht oder nur unter e&nz bestimmten Voraussetaungen ; 
so wenn der Weitertransport der Waaren auf einem anderen 
Schiffe unmöglich ist, wie z. B. das französisclie Recht oder wenn 
30 Stunden in der Runde kein anderes Schiff aufzutreiben ist, 
wie das spanische Recht Dagegen spricht das H.G.B. dem Ver- 
Ausbruch eines Krieges zwischen dem Staate, welchem Schiff oder Ladung an- 
geliörty und dem, wonin das Schiff bestimmt ist (nicht aber wenn Krieg mit einflm 
anderen Staate ausgebrochen ist); Verbot des Handels zwischen den genannten 
Ländern; Verbot der Ausftihr der WaareiL welche die Ladunc bilden oder nach 
dem Frachtvertrage bilden sollen, Seitens des Staats, dem Schra und Ladung an- 
g^iOra; Blokade des Bestimmungshafens (während man gestützt anf Entndiei- 
dongen amerikanischer Gerichte, durch eine Blokade des Abgangshafens nnr die 
Ausführung des Vertrags suspendiren lasseji will). Uebrigens wird an acttuU 
hloehade TerlaDgt Wird Embargo Seitens des Staats, dem der Befraehter sä* 

gehört, verhängt in the nature of reprisals and pariial hoatilüy gegen den 
Staat, dem das Schiff angehört, so" kann der Befrachter vom Vertrage zurü^treten, 
wenn durch den Aufenthalt der Zweck der Reise wahrscheinlich vereitelt wird. 
Vgl. Abbott 8. 4:3(1—450; Maclachlan S. 534—583. 

1) Abbott S. 368—391; Maclachlan S. 478— 498. Doch ist vom .4 Jmi- 
ralty Coorl ein Anspruch auf Distanzfracht anerkannt worden in Fällen wo 
die Billigkeit dies zu fordern schien. Der belgische Code de eomm. II von 
1879 hat gleichfidls die Distanzfracht besdtigt (Art. 97 Abs. 3: // n'est dA 
aitciin frei pottr les marchandiseH qin' (t-prrs nanfrnge ou (UclanUion d^innO' 
vigabüiU du navire^ ne seront pas parvenue« ä denttnalioni. 

2) ])er franz. C!eMfe</0 <!Ofnm. Art 296: — Dan»leea»timUnamrenepour' 
rait etre radoub6f le eapitaine est tenu d'en lauer un autre, 8i le eapitaine iCa 
pu louer un autre navire^ le frei n^esl dä qu*ä proportion de ce qne Ic voyage 
est avanc4. Vgl. Pardessus III N. 644. Aus Art 296 ist auch zu ergänzen 
Art. 308 t 8i le navire ei les marehandieea eont raehet^t ou ei lee marehan' 
rlises sont sauveen du naufrage, le eapitaine est pay6 du f rei jusqu^au lieu 
fJe la priae ou du navfr(t<je. — Ii est paye du frei entier cn cont ribuant au 
rachat, s^il conduit les laarchandises au lieu de leur deMinaiion. Demgemäss 
würde der Kapitftn Terpilichtet sein, auch im Falle des Scliiffbruchs u. s. w. doi 
Versuch zu machen, den Transport der Waaren nach dem Bestimmungsorte za 
bewerkstelligen (Desjardins III S. 522 f.), und erst wenn dies nicht möglich 
wäre, würde er Anspruch auf Distanzfracht haben. (Vgl. hierzu muten S. 856 Note 10 
Mit aem Code de comm. stimmt überein das holländisi he H.G.B. (Alt. 478 
Iind483) und das portugiesische H.aB.(Art 1525 und 1530). 

3) .Spanisches H.G.B. Art 777. 

Lewis, Seeredtt. 1. 2. Aufl. 23 
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frachter ohne Weiteres einen Anspruch auf Distanzfracht zu I 
freilich nur für die Waaren, welche gerettet sind, und höchstens 
bis auf Höhe des Warthes derselben. 

Art. 633. 

3ei Ber( chnung dir Distanzfracht hmimt in Anschln(j nicht 
allein das Verhältniss der bereits zurückgelegten zu der noch zurück- 
gulegendm Entfernung^ sondern auch das Verhältniss des Äufwanäes 
an Kosten und Zeit, der Gefahren und MBhen, weldie dur^dmittlu^ 
mit dem voUeudeten TheiU der Beise verbunden emd, tu denen des 
meht vollendeten TJteiJes. 

Können sich die Partdm über den Betrag der Distanzfracht niM 
einigen, so entscheidet darüiber der Richter nach hitUgem Ermessen. 

Um das Verhältniss der bereits zurückgelegten zu der noch 

zurückzulegenden Entfernung zu ermitteln, muss stets aufgesucht 
werden der enttemteste Punkte den der Schiffer erreicht hat ,,iinter 

ordnungsmässiger Ausfuhrung der Reise", d. h. so lange er den 
Weg nach dem Reiseziel auf dem üblichen Kurse verfolgte, selbst 
wenn dieser Ort „nach Längen- und Breitengraden" berechnet wer- 
den niüsste, weil das aufgebrachte Schiff in einen abseits vom 
Kurse belegenen Hafen-) gebracht oder der Schiffer in einen 
eben so belegenen Nothhafeu eingelaufen ist (vgl. Art. 636 Abs. 6). 
Denn das Gesetzbuch hat för die Berechnitng der Distanzfracht 
nicht blos die Erwägung maase^bend sein lassen ^ ,,wie viel der 
Schiffer dem Befrachter durch £e theilweise Ausführung des Trans- 
portes genützt habe", sondern es hat auch hauptsächlich die 
„eigenen Opfer" desselben berücksichtigt wissen wollen (Prot. V 
S. 2412). Natürlich darf die noch zurückzulegende Reise nicht 
von demselben Orte aus berechnet werden, sondern von dem aus, 
von welchem die Waaren mit einem anderen Schiffe nach dem 
Bestimmungshafen befördert werden müssen. 

Art. 684. 

I)i< Auflösung des Frachtvertrages ändert nichts in dm Ver- 
pflichtungen des Schiffers, bei Abwesenheit der Betheiligten auch 
nach dem Verluste des Schiffs für das Beste der Ladung m sorgen 
(Art. S04 — 506), Schiffer ist demeufolge hereMigt und ver^ 
pfHchtet^ und mar im Falle der Dringlichkeit auch ome vorherige 
Anfrage, je nachdem es den Umständen entspricht, entweder die 
Ladung für Eechnung der BetheiUgten mittelst eines anderen Schiffs 

1) Ebenso tinnUnd. Seegesetz Art. 102; chilen. H.G.H. Art. 1029. 

2) Der Code ]ässt die Fracht zahlen jiiaquau Heu de la 2>riae (Art. :303). 
Die frsnsOsischen Prisen^erichte im Kriege des Jahres 1870/71 haben dies durch- 
weg von dem Autbringungshafen verstanden und mit Köcksicht auf diesen Ort 
stets die Distanztracht berechnet. Pöhls hält eine solche Auffassung fÖU* die 
efaisig riehtige, weil der Hsfen, nach welGhem dss genoinmene Schiff annebneht 
wird, der Punkt ist bis sa welchem dssselbe die Gttter geschafft hat raeeredit 
ns. 691£). 
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nach dem Bestimmungshafen Ik fördern zu lassen, oder die Auflage- 
rung oder den Verliauf dcrselhen ni betmrl'en und im Falle der 
WeiterhrförderfD/fj oder Auflagerung behufs Beschaffung d<r hierzu 

sowie zur Erhaltung der Ladung nöthigen Mittel einen Theil davon 

jsu verkaufm oder im Falle der Wetterheförderung die Ladung ganz 

oder mn Theü m verbodmen. 

Der Schiffer ist jedoch nicht verj^ fliehtet, die Ladung anMuant- 
wortm üäer eur WeierbefSrämmg etnem dnäerm SeMffer m üher" 
geben, bevor die DtstamfraelU tu^st dm sonstigen Forderungen des 
Verfratkters (Art 615) und die auf der Ladmg haftenden SeOräge 

zur grossen Haverei, Bergungs- und WÜfskosten und Bodmereigdder 
hestMl oder sichergestellt sind. 

Auch für die Erfüllung der nach dem ersten Abscdg dieses Ar- 
tiJcels dem Schiffer obliegenden Pflichten haftet der Rheder mit dem 
Schiffe, soweit etwas davon gerettet ist, und mit der Fracht, 

1. Das Gesetz verpflichtet nicht den Verfrachter, sondern 
den Schi ff er ; nach dem Untergange des Schiffs für das Beste 
der Ladung zu sorgen, d. h. ^^diejenigen Maassregeln im In- 
teresse der Ladung zu ergreifen, wäche nach den Umständen des 
Falls als die angemessensten erscheinen^'. Was derselbe in dieser 
Hinsicht vornimmt, thut er nicht „zum Vollzuge des einmal er- 
loschenen Fraclitvertrages^', nicht als Vertreter des ßheders, son- 
dern als gesetzlicher Vertreter der Ladungsinteressenten. Der 
Schiffer steht zu den Ladungsiuteressenten in einem mandats- 
ühiiliehL'n Verhältniss, welches eben dadurcli von dem reinen Man- 
datsverhältniss sich unterscheidet, dass das Vertretunj^srecht und 
die Vertretuugspliicht nicht auf einem Auftrage der Ladungsinter- 
essenten selbst, sondern auf dem Gesetz beruht; weshalb denn 
auch auf der hamburger Konferenz der Schiffer geradezu als ,,ge- 
setzlicher Mandatar der Ladungsinteressenten'' Dezeichnet wurde 
(Prot V S. 2462, 2464; vgl. Entsch. des R.O.II.G. XXV S. 9 f.). 
Auch nach Auflösung des Frachtvertrages bleibt der Schiffer in 
diesem VerhältnisS; und es kann derselbe nicht etwa dann als 
negotiorum gesior der Ladunf^sbetheiHgten aufgefasst Avorden , weil 
die Vornahme einer Reihe von Rechtshandlungen für die Ladungs- 
interessenten ihm durch das Gesetz auferlegt, nicht aber seiner 
freien Entschliessung überlassen ist. Da der Schiffer aber hier 
als Stellvertreter der Ladungsinteressenten, und zwar in der vom 
Gesetz vorgeschriebenen V^eise zu handeln hat, so darf er nicht 
in jedem Falle die Ladung nach dem ursprünglichen Bestimmungs* 
orte schaffen, selbst wenn sich ihm dazu eine Gelegenheit dar- 
böte. Er darf dies nicht thun 1. gegen den Widerspruch der La- 
dungsinteressenten, 2. ohne die Ermächtigung derselben, wenn 
diese eingeholt werden konnte, 3. wenn es den Umständen nicht 
gemäss ist, d. h. dem wohl verstandenen Interesse der Ladungs- 
eigenthümer widerspricht, wo eine vorherige Anfrage nicht statt- 
finden konnte. Ferner hat der Schiffer, auch wenn er die Ladung 

28* 
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nach dem Bestimmungsorte bringt, nicht das Recht, die vertrags- 
mässige Fracht zu verlangen Dagegen kann derselbe Ersatz 
der Auslagen fordern, welche er bei Ausrichtung seiner Obliegen- 
heiten gehabt hat, und auch Vergütung filr seine Müh waltungen, 
ohne daM dabei der Betrag der yertragmiisfligen Fracht als Grenze 
angesehen werden könnte (Prot. V S. 2dd4£). Diee ergiebt siofa 
ans der Stellung des Schiffers gegenüber den tiadangsintereeBenteni 
und ans der Analogie des Art 526. Der Schiffer macht seine An- 
sprüche geltend mit der actio mandati contraria ^) (nicht negotiorum 
gestanm contraria, wie das R.O.H.G. — Entsch. XV S. 66fL — 
will; vgl. oben S. 172 f.). 

2. Das Gesetz erhält die aus Art. 504 —506 fliessende Ver- 
bindlichkeit des Schiffers, „dem Interesse der Ladung zu dienen*', 
aufrecht nur bei Ab Wesenheit der Betheiligten. Dieselbe 
erreicht daher ihr Ende, .^sobald die Ladung einen Vertreter ge- 
funden hat'' (Entsch. des B.O.H.G XV S. 66). 

3. Der letzte Absatz erklftrt sich daraus, dass, wenn der Ka- 
pitän auch ypiach der Auflösung des Frachtvertrages ausschliess- 
lich als Vertreter der Ladungsinteressenten" handelt (Prot. VIII 
S. 4307), er dies doch lediglich auf Grund seiner Qualität als 
Schiffer thut. 



Ij Da Code de comm. (französische Art. 2äÜ Abs. 2; belgische II 
Art 94 Abs. 2) macht es dem Schiffer rar Pflicht, wenn das Schiff reparatur- 
unfähig geworden, ein anderes zu chartern, um die Ladung nach dem Bestimmungs- 
ort zu bringen (wie das Gleiche anzonehmen ist, wenn das Schiff wirklich ver- 
loren gegangen oder genommen ist; s. Desjardins III S. 522 f.); er bestimmt 
aber nicht — vie dies der Art. 634 H.Ct.B. ausdrücklich gethan — , auf wessen 
Rechnung dies geschehen soll. Die herrschende Ansicht in Theorie und Praxis 
geht (gestützt auf Art 393 Code de comm.j der dem Ladungsversicherer auch 
smr Last Icffit T excidata du frei) dahin, dass es m LastsD des Befrachters ist, 
wenn f&r oen Weitertransport eine höhere Fracht, als die ursprüngliche, zu 
zahlen ist. Nicht eben so allgemein wird angenommen, dass dem Befrachter 
auch der Vortheil zu Gute kommt, wenn die zweite Fracht niedriger ist. Doch 
haben sich itkr diese vom Standpunkt dar Beebtskonsequenz, wie der Billigkeit 
aus allein mögliche Ansicht die neuesten hervorragenden Seerechtsschriftsteller 
ausgesprochen; so Laurin beiCresp II S. 110 — 114; Rüben de CouderlV 
S. 463 f. N. 231; Desjardins III S. 623—526. Der Verfrachter hat also hier- 
nach Anspruch auf Distanzfracht, während der Weitertransport für Redurang 
des Befrachters geschieht, wie dieser auch die Kosten der Ausladung, Lagerung, 
WiedereinladuDg zu tragen hat In Kn^land ist es nach den Angaben der 
Seerechtsschriftsikener Dock nicht rar gencbtiicben Entsehddong gekommen, ob 
der Schiffer unter den in Hede stehenden Umstifaiden verpflichtet ist, ein anderes 
Schiff zum Weitertransport der Güter zu chartern. Berechtigt ist derselbe dazu 
und hat bei Ausführung des Transports Anspruch auf die ursprüngliche Fracht, 
selbst wenn der Weitertransport gegen eine geringere ausgeführt ist Di^egen 
ist es streitig, ob die höhere Fracht dieses Weitertransports zu Lasten des Tie- 
frachters oder Verfrachters ist. S. Abbott S. 314 ff.; Mai lach lan S. 42«-4;:JÜ, 
S. d02f. Das holländische H.G.B. (Art 478 Abs. 3j verpflichtet den Schiffer, 
gerade flkr seine Rechnung den Weitertransport der Ladung ra besorgen. Ebenso 
das spanische H.G.B. (Art. 771 Abs. 1). 

2) Diese AufDassung findet sich auch bei den französischen Juristen: vgl. 
Rüben de Gonder lY 8. 468f. N. 281 imd die dssdbst SStirten. 
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Art* 6SS» 

Gehen nach AnirÜt der Reise die Güter durch einen Zufall ver- 
loren, so endet der Frachtvertrag, ohne dass ein Theil zur Entschä- 
digung des anderen verpflichtet ist, insbesondere ist die Fracht weder 
gang fM€^ theilmiM m mMm, insofern mda im Gesetge das Gegen' 
^lea hesünmt is$ (Art, 619). 

Der Artikel zieht lediglich die Konsequenz aus Art. 618. 

Darüber, dass Güter, welche während der Reise durch See- 
Unfälle beschädigt und deshalb im Nothhafen verkauft sind, nicht 
als verloren gegangen zu betrachten siud, vgL die Ausführungen 
zu Art. 618 (S. 335 f.). 

Art 636. 

Ereignet sich nach dem Antritt dtr Heise einer der im Art. 631 
erwähnten Zufälle, so ist jeder Theil befugt, von dein Vertrage m- 
rückzutreieny ohne eur Fntschädigtmg verpflichtet zu sein. 

Ist jedo^ einer der im JH. 631 unter Ziff. 1 bezeichneten Zu- 
fäUe eingetreten, so muss, hetfor der Büdstr^ staitfindet, auf die Be- 
mHgwng des EMemisses drei oder fiinf Monate gewartet werden, 
je nachdem das Schiff ^ in einem europäisehen oder in einem ntcA^- 
enropäischen Hafen sich befindet. 

Die Frist wird, wenn der Schiffer das Hindemiss während des 
Aufenthalts in einmi Hafen erfährt, von dem Tage der erhaltenen 
Kunde, andermfalh von dem Tage an berechnet, an ivelchem der 
Schiffer, nachdem er davon in Kenntniss gesetzt worden ist, mit dem 
Schiffe zuerst einen Hafen erreicht. 

Die Ausladung des Schiffs erfolgt, in Ermangelung einer ander- 
weitigen Vereikbarung , in dän Hafen, in wd^em es mmt Zerit der 
Ermrung des BOdOritts sidk hefindet 

F&r den mr&ehgelegten Tkeü der Beise ist der Befrackter Di- 
8t(xnzfracht (Art. 632, 638) zu zahlen verpflichtet. 

Ist das Schiff •» Folge des Hindernisses t» den Abgangshafen 
oder in einen anderen Hafen zurückgekehrt, so wird bei Berechnung 
der Distanzfracht der dem Bestimmungshafen nächste Funkt, ivclchen 
das Schiff erreicht hat, hehufs Feststellung der eurückgelegien Eni" 
femung zum Anhalt gmomincn. 

Der Schiffer ist auch in den Fällen dieses Artikels verpflichtet, 
vor tmd nach der Auflösung des Frachtvertrags für das Beste der 
Ladung noeft Maassgabe der Art. 804 bis 506 und 634 m sorgen. 

Der Artikel hat im Abs. 2 die Zeit, während welcher das den 

Rücktritt vom Vertrage rechtfertigende Ereigniss gedauert haben 
muss, fixirt. Diese von Art. 631 Ziff. 1 abweichende Bestimmung 
wurde auf der hamburger Konferenz dadurch motivirt, dass, 
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während im Abladehafen regelmässig der ^.Befrachter oder ein Korre- 
spondent desselben'^ anwesend sein würde , und 80 eine Verstän- 
digung zwischen Befrachter und Verfrachter erzielt werden könnte, 
dies nicht leicht der Fall sein dürfte nach Antritt der Reise an 
dem Orte, wo das Schiff sich gerade befände (Prot. V S. 2404 f.). 

Diese Frist hat das Gesetz verschieden normirt, je nachdem 
sich das Schiff in einem europäischen Hafen — welchem nach 
Art. 447 die nichteuropäischen des Mittelländischen, Schwarzen 
und AsowBchen Meeres gleichstehen — oder einem aussereoro* 
pftischen befindet, wShrena der BestimmuDeshafen dabei nicht in 
Betracht kommt (Prot. V S. 2406 f.). Der Grund für diese Unter- 
scheidung, wie auch dafür, dass die Fristen so weit bemessen sind, 
ist darin zu suchen, dass dem Befrachter die Möglichkeit gewährt 
werden soll , ,,8ich mit deni Schiffer über das weitere Verfahren 
immer in Benehmen'' zu setzen, ihm die „geeigneten Instruktionen*' 
zu ertheilen, und falls eine besondere Uebereinkunft über ein 
längeres Zuwarten des Schiffers gegen ein angemessenes Liegegeld 
nicht zu Stande" kommt, „für die Uebernahme der Ladung ge- 
eignete Fürsorge" zu treffen (Prot V S. 2406 f.). 



Art. 637. 

MitsB das Schiff j nachdem es die Ladung evngenmmm hat^ vor 
AntHH der Beise m dem Ahladmgshafe» oder nach AnirUt der-, 
selben in einem 2kfnsehenr oder Noihhafen m Folge emes der «m 
Art. 631 erwähnten Ereignisse liegen bleiben, so werden die Kosten 
des ÄufcnOudts, auch wenn die Erfordernisse der grossen Haverei 
nicht vorliegen, über Schiff, Fracht und Ijadunq nach den Grund- 
sätzen der grossen Haverei vertheiU, gleichviel ob demnächst der Ver- 
trag aufgehoben oder vollständig erfüllt wird. Zti den Kostest des 
Aufenthalfs werden alle in defn zweiten Absatz des Artikels 708 
Ziff. 4 aufgeführten Kosten gezählt, diejenigen des Ei-n- und Aus- 
laufens jedoch nur dann^ wenn liegen des Hindernisses ein Noihhafen 
angelaufen ist. 

1. Nur bei gewissen der im Art. OSl aufgeführten Ereignisse, 
wie bei Blokade des Bestimmungshafens, beim Unfreiwerde n von 
Schill' und Ladung, würde das Einlaufen des Schiffs in einen 
Nothhafen nach Art. 708 Ziff. 4 unter den Begriff' der Hava rie- 

fro8se fallen; bei allen anderen würde es hierzu an dem Erfor- 
emisB der i^gemeiDsamen Gefahr'' fehlen. £ben so liegen nicht die 
YorauBsetzuneen der grossen Havarie vor, wenn der Schiffer in 
Folge eines der gedachten Ereignisse im Abladehafen oder einem 
Zwischenhafen liegen bleibt. Denn es geschieht hier nicht „etwas 
Positives", es wird kein Schaden dem Schiffe resp. der Ladung 
zugefiigt, ,,um die Gefahr zu beseitigen", sondern es wird nur 
etwas unterlassen, was, „wenn es vorgenommen würde, das Schiff 
und die Ladung erst der Gefahr aussetzen würde'^ in manchen 
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Fällen, z. B. beim Embargo, bei der Beschlagnahme, fehlt es auch 
an dem „Erforderniss der Freiwilligkeit des Opfers" (Prot. VI 
S. 2676 f.). Wegen der Gleichheit des Verhältnisses sind aber 
die sämmtlichen hier in Betracht kommenden Fälle gleich be- 
handelt worden (Entsch. des ß.O.U.G. Vll S. 170)^). 

2. Die Bestimmung des Artikels greift nur Platz bei dem 
Schiffe, welches, nachdem es die Ladung eingenommen 
hat, liegen bleiben muss. Als Grund hierfür wird angesehen, dass 
erst nach Vollendung der Abladung eine Gemeinscnan zwischen 
Schiff^, und Ladung eingetreten ist, während vorher jeder Theil den 
„ihn betreflFenden Schaden zu tragen" hat (Prot. V 8. 2409 iX 
Allein es ist nicht notliwendig, dass das Ereigniss dem »Schiffer aucn 
erst nach Beendigung der Abladung bekannt wird, vielmehr kommt 
der Artikel auch dann zur Anwenaung, wenn der Kapitän nach 
dem Bekanntwerden des fr. Ereignisses mit der Beladung fortfahrt 
und mit dem beladeuen Schiffe liegen bleibt. Dies ist dem Wort- 
laut des Artikeb durchaus konform. Das Gesetz sagt: ,,mu8S das 
Schiff, nachdem es die Ladung eingenommen hat, — in 
Folge eines der im Art 631 erwähnten EreignisBe liegen blei- 
ben'^; es sagt aber nicht: wird eines der fr. Ereignisse, nachdem 
das Schiff die Ladung eingenommen, dem Schiff bekannt. Es 
kommt eben nicht darauf an, wann das Ereigniss selbst eintritt, 
noch auch, wann es bekannt wird, sondern wann dasselbe ,,seine 
Wirksamkeit äussert" (Prot. V S. 2410) , d. h. „den Schiffer zu 
dem Entschluss bringt, mit dem Schiffe liegen zu bleiben". Nicht 
immer nämlich w^erden die Ereignisse des Art. 631 diesen Ent- 
schluss gleich nach inrem Bekanntwerden bei dem Schiffer her- 
vorbringen, sondern erst nach Ablauf einer gewissen Zeit (Entsch. 
des R.O.H.G. VU S. 171 f.). Man darf sich auch, wie das R.O.H.G. 
(a. a. O.) mit Recht ausflihrt, für die entgegengesetzte Ansicht 
nicht darauf berufen , dass auf der hamburger Konferenz der An- 
trag abgelehnt wurde, die Bestimmung, dass dem Schiffer iiir seinen 
Aufenthalt im Abgan2;Rhafen „Entschädigung zu leisten und die 
Kosten hierfür nacFi Maassgabe der Grundsätze über die Havarie- 
grosse zu vertheiieu seien", auch „für die Zeit vor Vollendung der 

1) FBr dsn FalL dsss fon ScbxS wftbrend der Reise durch höhere Gewalt 
angehalten ist^ (in mcseai Sinne werden Äe Worte des franz. Code: vor 
Vordre d'une puismnce von den hervorragendsten neueren Schriftstellern 
verstanden — s. Desjardins III S. 635f.; Buben de Couder IV ä. 465 
N. 238 — ^1 wftfarend der belg. Cath aosdr&cUidi force majeure ssgt) be- 
Stimnien das französische und das belgische Recht: La nourräure et les 
lodere de Vequipaye pendant la (Mtention du navire sont repnt^>t nrarieft (franz. 
Code de comm. Art. 300; belg. II Art. 85). Avaries comvuines sind sie jedoch, 
da die in Rede stehende Bestimmung ihre genauere Bedeutung erst aus den Grand- 
Sätzen über die Klassifizirung der Havarie erhält, nach dem französischen 
Code nor, si le navire est a^'reU au moU (Art. 400 N. 6), nach dem belgischen 



wenn die Ausgaben nnter die dipenua eoBbrcb^dinaires fallen f altes volontaire- 
ment pour le hien et salut commun du navire ei des marchandiaes (Art 102, 
lOSj. Vgl. Desjardins lU S. 636. 




Havariegrosse vorliegen, d. h. 
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Abladung" zur Anwendung zu bringen (Prot. V S. 2411). Denn 
dieser Antrag hatte den Zweck, die gedachte Vertheilung der 
Kosten auch dann eintreten zu lassen ; wenn die „begonnene Ab- 
ladung" durch eines der im Art. 631 genannten Hindernisse „unter- 
brochen" würde, ,,daB Schiff also, ohne die Abladung zu be- 
endigen, liegen bHebe''. 

Art. 638* 

Wird nur em Theü der Ladung v&r Axkitt der Bette iurt^ 
emen ZufaU betroffen, wekker, häUe er die gange Ladung hebroffeuj 
nach den Art. 630 und 631 den Vertrag aufgelöst oder die Parteien 
mm Rücktritt berechtigt haben würde, 30 iü der Befrachter nur be^ 
fugt, entweder statt der vertragsmässigen andere Güter absuladen^ 
sofern durch deren Beförderung die Lage des Verfrachters nicht er- 
schtvert wird (Art. 563), oder von dem Vertrage unter der Verpflich- 
tung mrücJcgutreten , die Hälfte der bedungenen Fracht und die 
sonstigen Forderungen des Verfrachters zu herichtigen (Art. 581 und 
582). Bei Ausübung dieser Rechte ist der Befrachter jedoch nicht 
an die sonst enmthaltende Zeit gebunden. Er hat sich aber ohne 
Yereug eu erklären^ von welchem der beiden Rechte er GtSbraueh 
machen woUe und^ wenn er die Abladung anderer Güter wäkU^ die^ 
selbe binnen hürzester JFWsl Mu bewirJcen, auch die etwaigen Mehr- 
hosten dieser Abladung eu tragen und, insoweit durch sie die Warte- 
fseit überschritten wird, den dem Verfiradtier daraus entstehenden 
Schaden gu ersetzen. 

Macht er von keinem der leiden Beeide Gehrauch., so muss er 
auch für den durch den Zufall betroffenen Theil der Ladung die 
volle Fracht entrichten. Den durch Krieg, Ein- und Ausfuhrverhot 
oder eine andere Verfügung von hoher Hand unfrei gewordenen 
Theü der Ladung isi er jedenfäRs aus dem Schiffe herauseunehnien 
verbunden. 

Tritt der ZufaM nadi Antritt der Heise etn, so nnm der BO' 

frachter für den dadurch betroffenen Theil der Ladung die voUe 
Fradvt audi dann entrichten^ wem der Schiffer diesen Theil m 
einem anderen als dem Bestimmungshafen zu löschen sich genöthigt 
gefunden und hierauf nUt oder ohne Aufenthalt die Emse fort- 
gesetzt hat. 

Durch diesen Artikel werden die Bestimmungen der Art, 618 
und 619 nicht berührt. 

1 . Das im Abs. 1 dem Befrachter eingeräumte Wahlrecht kann 
von demselben ausgeübt werden auch nacn Abfertigung des Schiffs 
res}), vollständiger oder theilweiser Lieferung der Ladung und dem 
Ablauf der Wartezeit (Art. 581) bis zum Augenblick der 
Abreise des Schiffs. Doch muss derselbe von diesen Rechten 
,,bei Gefahr des Verlustes derselben u nge sä um t Gebrauch machen'" 
(Prot. V S. 2420). 
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2. Der Artikel läset den Art. 618, wonach , wenn die GHiter 
nach der Empfangnahme durch einen Unfall zu Grunde gegangen, 
dafür keine Fracht zu entrichten ist, und den Art. 619, wonach 
dieses Prinzip eine Ausnahme erleidet bei Gütern, die in Folge 
ihrer natürlichen Beschaffenheit verloren gegangen, Thieren,_aie 
natürlichen Todes gestorben sind, unberührt. 

Axt. m. 

Ahgcsehn von den Fällen der Art. 631 bis 638 hat ein AufenU 
halty welchen die Reise vor oder nach ihrem Antritt durch Natur- 
ereignisse oder andere Zufälle erleidet, auf die EechU: und Pflichten 
der Fatteim hemm Mnfliss, es sei dorn, dose der erkennbare Zuoetßt 
des Vertrages durch einen solchen AufenthaU vereUeU würde. Der 
Befrachter ist jedoch befugt, während jedes durch einen Zufall ent- 
standeneny voraussichtlich längeren Aufenthalts die bereits in das 
Schiff geladenen Güter auf seine Gefahr und Kasten gegen Sicher- 
hfnisJeistung für die rechtzeitige Wiedereinladung auszuladm. Unter- 
liisst (r die Wiedereinladung ^ so hat er die volle Fracht m zahlen. 
In jedem Falle muss er den Schaden ersetzen ^ U/elcher aus der von 
ihm veranlassten Wieder a Umladung entsteht. 

Gründet sich der Aufenthalt in einer Verfugung von hoher 
Mandf so ist für die Dauer derselben keine Fracht zu bezahlen^ 
wem diese seitweise bedungen war (Art, 623). 

1. Dieser Artikel enthält die Regel über den Einfluss, welchen 
eine durch Naturereignisse oder sonstige zufällige Ereignisse ver- 
ursachte Verzögerunoc der Reise auf den Fortbestand des Fracht- 
vertrages ausübt. Die Kegel lautet nun, dass ein derartiger Aufent- 
halt durchaus einflusslos ist. Weder wird der Frachtvertrag auf- 
gelöst, noch erleiden die beiderseitigen Ansprüche aus demselben 
irgend welche * Verftnderung Und^ zwar soll es kauen Unter- 



1) So aoch nach englischem Recht; vgl. Maelachlan S. 558iF. Der 

französische und der belgische Code de romm. bestimmen: Sil existe une 
force majeure qui n'etnpeche gue pour un temps la sortie du navire, les cori' 
ventions »ubsifttentf et ü p a pas Heu ä dommages-intirets ä raison du re- 
tard (franz. Art 277 Abs. 1; belg. II Art. 84). Elle« stMHent ^galtUMiU ei 
il ji'y a Heu ä aucune augmentntion de f ret^ si la force majeure arrive pen- 
dant le voyage (franz. Art 277 Abs. 2). Le ehargeur peut^ pendant Varrel du 
'naoire, fatre diehaerger 9e» marehemdise» ä »es jrais^ h etmd^on de le» re- 
charger ou d' indemniser le capitainf (fr a.nz. Art. 278; belg. Art 86). Hieraus 
folgt^ dass der Befrachter in diesem Falle nicht auf Grund des Art. 288 Abs. 8 

Segen 2^1unfl; von Fautfracht vom Vertrage zurücktreten kann. äoB^darridell 
r. 671; a. M. Deijardins in S. 556. 8i le wii»»eau est arrH4 iltm» le 
eour» de son voyage par Vordre d^une puhsance (par une force majeure: 
belg.; dass in derselben Weise die Worte des franz. Code zu verstehen, s. 
S. 359 Note 1), il n'c«< dü aucun fret pour le temps de sa detention. si le navire 
e»t ajfriti au mois; ni augmentation de fref, s'il est loui au voyage (franz. 
Art. 300 Abs. 1; belg 85 Abs. 1). Ebenso das ho lUndische H.G.B. Art. 506; 
das portugiesische Art 1550. 
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schied begründen, ob dieser Aui'enthalt sich vor oder nach An- 
tritt der Reise ereignet. Hierbei setzt das Gesetzbuch auch 
nicht etwa voraus, dass der geschlossene Frachtkontrakt bereits in 
der Ausführung begritfen, das SchiÜ' also dem Befrachter im Ab- 
ladehafen zur Disposition gestellt ist; denn es kano, da ganz all- 

Cein von dem vor Antritt der Reise stattgehabten Aufenthalt die 
e ist, keinen Unterschied blanden, ob der Antritt der Reise 
verzögert wird durch ein Ereigniss, welches die Ladebereitschaft 
verhindert oder die Kompletimng der Ladung oder das Auslaiifen 
des beladenen Schiffs 

2. Von der Regel werden aber Ausnahmen zugelassen. Solche 
begründen einmal die in den Art. 631 — 638 aufgelührten Fälle 
und ferner der vom Artikel selbst hervorgehobene, erst in zweiter 
Lesung hinzugefügte Fall, dass durch einen solchen Aufenthalt der 
erkennbare Zweck des Vertrages selbst vereitelt werden 
würde. Der Zweck des Vertrages ist nicht ein beiden Kontra- 
henten gemeinsamer Zweck. Ein solcher würde nur in den aller- 
seltensten Fällen vorhanden sein; denn der erste und Hauptzweck 
eines jeden Frachtvertrages ist nicht für beide Kontrahenten der- 
selbe, ist nicht, wie das O.A.G. zu Lübeck in einer Entscheidung 
vom 22. September 1868 (in Kierulffs Samml. IV S. 590) her- 
vorhebt, die j, Beförderung von Waaren oder Menschen von einem 
Orte nach dem anderen". Dies ist vielmehr nur der Zweck des 
Betrachters. Der Zweck, welchen der Verfrachter beim Ab- 
schluss eines Frachtgeschäfts verfolgt , ist die Erzielung eines 
Gewinnes, des Frachtverdienstes. Wäre jenes wirklich der Zweck^ 
so könnte ein solcher in seiner Alleemeiiuieit wie das Gericht mit 
Recht bemerkt I auch niemals dur£ einen blossen Ai^athalt ver- 
eitelt werden. Uebrigens wird es schon durch die Bezdchnun^ 
des Zweckes als eines erkennbaren ausgeschlossen, dass er ein ge- 
meinsamer sein muss; denn bei einem solchen w&re die Bezeich- 
nung „erkennbar" eine sinnlose. Der Zweck kann aber eben so- 
wohl der Zweck des Befrachters, wie der des V^erfrachters sein. 
Der Zweck des ersteren kann durch einen solchen Aufenthalt ver- 
eitelt werden, wenn derselbe z. B. , gleicht verderbende Waaren, 
wie Apfelsinen, Austern" u. s. w. verladen wollte, und das Schiff 
in der Weise beschädigt ward, dass eine voraussichtlich mehrere 
Monate in Anspruch nehmende Reparatur nothwendig wurde; der 
des Verfrachters, wenn er sich z. B. bereits einem anderen Be- 



ll Besonders deutlich wird dies durch die in einem Erk. des O.A.G. zu 
Lübeck vom 22. September 1ÖÜ8 (in Kierulffs Samml. lY S. 589j gegebene 
Ezemplification. Eb wird hier n&mlicJi gegenüber gestellt der Ftll, wo dss ge- 
charterte Schiff im Hafen liegt, um die Ladung einzunehmen, aber noch be- 
schäftigt ist, die dorthin gebrachte Ladung zu löschen, und in «lieser Zeit durch 
einen casus, z. B. Änsegeiung oder Feuer beschädigt, ehe es die kontraktliche 
Reise antreten kann, noch erst repariren mass; und der Fall, wo der Unfiül 
das Schiff traf, nachdem die Löschung der wltesi Ladung beoidet war und es 
bereit lag, die neue Ladung einzunehmen. 
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frachter gegenüber verpflichtet hatte, in dem Bestimmungshafen der 
jetzt anzutretenden Reise vor Eintritt einer bestimmten Jahreszeit 
sich zur Disposition zu stellen oder Ladung einzunehmen. (iS. Prot. 

Vin 8. 3985; vgl. oben S. 2651'. N. 6.) 

3. Der Zweck des Veftrages, der zur Auflösung berechtigt^ 

muss ein Erkennbarer sein. Damit soll nicht gesagt sein, dass 
nur die von den Kontrahenten ausdrücklich namhaft gemachten 
Zwecke in Betracht kommen, es genügt vielnielir, wenn der 
eine Kontrahent den Zweck des anderen überhaupt und als mit 
einer Verzögerung der Reise nicht vereinbar gekannt hat oder aus 
dem Inhalte des Vertrages hat kennen müssen. Dagegen ist ein 
nur innerlich beabeichlsgter Zweck des einen Kontranenten nicht 
zu berttckflichtigen (EntBoh. des O.A.G. zu Lübeck vom 22. Sep- 
teber 1868 in Eierulffs Samml. IV S. 591; vgl. Prot YIlI 
S. 4067 f.). Ebenso wenig kommen selbstverttttndlich in Betracht 
allgemeine beim Abechiuss des Frachtvertrages gethane Aeusse- 
rungen, aus denen nicht mit Nothwendigkeit ein Schluss auf einen 
solchen Zweck zu ziehen, wie z. B. die Aeusserung des Befrachters, 
es liege ihm viel daran, die Waare möglichst bald zu verschiffen; 
oder gar, die Waaren lägen zu einem bestimmten Zeitpunkt zur 
Verlaaung bereit (s. Hanseat. Gerichts-Zeit, von 1880 S. 221 ff.). 

Art. m. 

Mu88 doB Schiff während der Bme ausgebessert toerden, so hat 
der BefraMer die WaM, oh er die game Ladimg an dem Orie^ 
tco (las Schiff sieh hefkukif gegen Berichtigung der vollen FraM 
und der übrigen Forderungen des Verfrachters (Art 615) und gegen 
Berichtigung oder SichersteUmg der im Art 616 bezeichneten For- 
deninf/en zurücknehmen, oder die Wiederherstelhmr/ ahwarten will. 
Im letzteren Falle ist für die Bauer der Ausbesserung keine Fracht 
zu befahlen, wenn diese zeitweise bedungen war. 

Das Gesetzbuch giebt dem Befrachter das Becht, in dem im 
Art 640 gesetzten Fafle die Herausgabe der ganzen Ladung, nicht 
aber eines Theils der Ladung, gegen Zahlung der ganzen Fracht 
und deren Accidenzen (nicht der blossen Distanzfracht) und gegen 
Berichtigung oder Sicherstellung derjenigen Forderungen des Ver- 
frachters, welche dieser geltend machen dürfte, wenn der Nothhafen, 
in den das Schiff behufs der vorzunehmenden Reparaturen eingelaufen, 
der Bestimmungshafen wäre % zu verlangen. Der Befrachter ist 



1) Eben so das holländische H.6.6. (Art. 478 Abs. 1 u. 2); der fran- 
zösische Code de comm. (Art. 296 Abs. 1) und der belgische (II Art. 94 
Abs. 1): Si le capitaine est contraint de faire radouber le navire pendarU 
le 90paget Vaffritew est tenu cPattendre^ ou de payer Isßret en entier. Audi 
im englischen Recht gilt der Grundsatz: Der SchiflFer ma>/ rctnin ihr rargo, 
Jor a reasonable timef untü the repaires are completeä. h Hu den Fall, dass 
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aber nicht verpflichtet, alles dasjeDige dem Verfrachter zu erstatten, 

was dieser gehabt haben würde, wenn er die Reise nach dem Be- 
stimmungshafen, nach dem er sich vielleicht mit Rücksicht auf 
einen anderweitigen bereits abgeschlossenen Frachtvertrag begeben 
muss, mit der Ladung vollendet hätte. Derselbe hat also nicht die 
Kosten einer neuen Versicherung zu ersetzen; auch trifft den- 
selben nicht die auf der Weiterfahrt des Schiffs entstandene Ha- 
variegrosse (Ftot. V S. 2427 f.). 

Art. 641. 

Wird der FraMwrirag m Qemässheii der Art. 630 bis 636 
aufgelöst^ $o werdm die Kostet* der Ausladtmg aus dem 8Mffe von 
dem Verjrauihter , die übrigen Löschungskosten von dem Befrachter 
getragen. Hat der Zufall jedoch nur die Iiadung betroffen, so fallen 
die sämmfUchen Kosten der Löschung detn Befrachter ewr Last. 
Dasselbe gilt, wenn im Falle des Art. 638 ein TJieil der Ladung 
gelöscht wird. Musste in einem solcheti Falle behufs der Löschung 
ein Hafm angelaufen werden^ so hat der Befrachter auch die Hafen- 
kosten zu tragen. 

Art. 642. 

Die Art. 630 bis 641 kommen aiack eur Anwendung, wenn das 
Schiff zur Einnahme der Ladung eine Zur eise in Ballast nach de^n 
Abladungshafen su machen hat. Die Beise güt aber in einem solchen 
Falle erst dann als angetreten^ wenn sie aus dem Abladungshafen 
angetreten ist. Wird der Vertrag, nachdem das Schiff den Ab- 
ladungshafen erreicht hat, aber vor Antritt der Reise aus detn 
letzteren aufgelöst, so erhält der Verfrachter für die Zureise eine 
nach de)i Grundsätzen der Distanzfracht (Art 633) zu bemessende 
Entschädigung. 

In emderen FöXlm einer susammengesetsten Beise sind die obigen 
Asr¥M insoweit anwendbar, als Naür und hihdU des Vertrages 
niM entgegensteken, 

1. Die Art. 630—641 beziehen sich zunächst auf den gewöhn- 
lichen Fall eines Frachtvertrages, nämlich auf den einer einfachen 
Reise, wobei sich das Schiff beim Abschlüsse des Frachtvertrages 
im Abladehafen befunden hat Der Art 642 dehnt die darin avtf- 
gestellten Grondsätze auch auf ausammeugesetzte . Reisen aus, und 
zwar unbedingt auf solche, wo der Reue in Ladung vorangeht 



ein Uebereinkoromen zwischen Schiffer und Befrachter zu Stande gekommen, 
wonach letzterer im Nothhaten die Güter zurücknimmt, bemerkt jeduch Mac- 
laohlans U ia noi unrecutonabU fmm theu facts to presume an agreememt 
on the part of the ehmierer to pay pro rata freighi. S. Oberhaupt Mac- 
lachlan S. 427£ 
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eine Reise in Ballast nach dem Abladehafeu ; auf andere kombi- 
nirte Reisen aber nur, soweit sich jene Bestimmungen mit der 
Natur und dem Inhalte des betreffenden Vertrages vereinigen 
lassen 

- Flir die kombinirte Reise der ersteren Art musste das Gesetz- 
buch jedoch den An&ng fiadren, weil es zweifelhaft sein kann, 
ob man denselben bereits in den Zeitpunkt zu setzen hat, wo 
das Schiff die Ballastreise begonnen hat, oder erst in den^ wo 
die Reise in Ladung angetreten ist; wie denn auch beide Ansichten 
auf der hamburger Konferenz verfareten waren. Die Majorität ent- 
schied sich für die letztere Meinung, indem — aber nur hinsicht- 
lich der Wirkung zufälliger Ereignisse auf den Frachtvertrag — 
angenommen wurde, dass „die Zureise als eine vor Antritt der 
Reise statthabende vorbereitende Handlung zu betrachten sei" 
(Prot. V S. 2431-2433). 

2. Für die Anwendung des Art. 639 auf eine Reise 
dieser Art ist es natOrUch aas den in den Ausführungen zu diesem 
Artikel angegebenen Gründen (o. 8. 862) irrelevant, ob die Ver- 
zögerung vor Antritt der Zureise stattgeranden hat oder erst wäh- 
rend derselben (Entsch. des hamb. Oberger. vom 28. Februar 1867 
und des O.A.G. zu Lübeck vom 22. Septembw 1868 inKierulffs 
Samml. IV S. 584, 589). 

3. Dass das Gesetzbuch, obwohl es die Reise erst beginnen 
lässt, wenn das Schiff den Abladung-shafen verlassen, doch dem 
Verfrachter einen Anspruch auf eine Entschädigung gewährt, wenn 
der Frachtvertrag vor Antritt der Reise, aber nachdem das Schiff 
den Abladungshi^en erreicht hat, durch eines der Ereignisse der 
Art 680 und 631 aufgelöst wird, ist aus BilligkeitsrUckBichten zu 
erklftren (Prot V S. 2432). Dem Wortlaut des Artikels nach 
würde sich diese Bestimmung nicht auf den Fall beziehen, wo der 
Frachtvertrag erst nach Antritt der Reise aus einem 
der gedachten Gründe aufgelöst wird. Allein mit Recht macht 
das R.O.H.G. (Entsch. UI S. 262 f, XXIII H. 23 f) darauf auf- 
merksam, dass die Fassung „aber vor Antritt der Reise aus dem 
letzteren" auf einer ungenauen Redaktion beruht und nur den 
Sinn „obgleich noch vor Antritt der Reise" haben kann. Da 
nämlich die hamburger Konferenz in ihrer Majorität die Reise 
nicht bereits mit dem Anfange der Ballastreise beginnen lassen 
wollte, sondern, erst mit dem Verlassen des AbUdehiWBns, auf der 
anderen Seite eine billige Entschädigung des Verfrachters für die 
Zureise gerechtfertigt fand, so datirte sie gewissermaassen mit Rück- 
sicht auf diesen Zweck das Moment des Antritts der Reise, wie 



1) Für den Fall einer Heise aus and zu Haus bestimmea der franzö- 
sische (Art. 399) und belgische (II Art 91) Code de eomm.; S'ü arrive 
inieräiction de commerce <wee le pa^ pour Uquel le navire est en rauie, et 

r*ü 80Ü ohlig^ de revenir avec son chargement, il n^est dü au capitaine que 
frei de VMer^ quoique le vaüeeau aü it6 affrHi pour Vaüer ei le retour. 
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das O.H.O. sagt, auf den Zeitpunkt der Erreichung des Ablade- 
hafens zurück. Man hatte aber durchaus nicht die Absicht, den 
Entschädigungsanspruch auf den Fall der Auflösung des Fracht- 
vertrages vor Antritt der Reise zu beschränken, und dem Ver- 
firaditer denselben abzosprechen^y wenn die Auflösung erst nach 
dem Antritte erfolgte. Dies ergeben auch die Beratbungsprotokolle 
ganz klar. Sie sagen nämlich (V 8. 2433), es sei entschieden, 
„dass dem Schiöer, wenn das die Ausführung des Transports be- 
hindernde Ereigniss erst nach Erreichung des Bestimmungshafens 
eintreten sollte, eine billige Entschädigung für die Zureise zu ge- 
währen sei." Wäre in einem solchen Fall ein Anspruch auf Di- 
stanzfracht überhaupt begründet, so würde freilich der Kichter. 
auch wenn er nicht den dritten Satz des Art. 042, sondern nur 
Art. 632 ff. zur Anwendung zu bringen hätte, doch befugt sein, 
dem Verfrachter eine billige Entschädigung fiir die Ballastreise zu- 
zusprechen, indem ihn Art 633 ennftch^t^ den Aufvrand an Kosten 
und Zeit, weldie mit dem vollendeten Theile der Reise verbunden 
sind, in Anschlag zu bringen, ihn also unzweifelhaft auch ermäch- 
tigt, den Umstand mit in Betracht zu ziehen, dass das Schiff, 
um die Reise in Ladung zu machen, erst eine Zureise in Baliast 
machen musste. 

4. Der Anspruch des Verfrachters auf eine Entschädigung 
setzt voraus, dass derselbe „vertragsmässig verpflichtet'' war, „die 
Zureise in Ballast zu machen"; denn der Abs. 1 des Artikels hat 
den Fall vor Augen, wo das Schiff eine Zureise in Ballast zu 
machen hat; wie denn auch die Billigkeit eine solche Entschä- 
digung nur dann fordern kann, wenn die Ballastreise im alleinigen 
Literesse des Befrachters auszufGÜiren war. Der Anspmch würde 
also in dem Falle nicht Platz greifen, wo nach der Chartepartie 
das Schiff nach Wahl des Kapitäns „entweder direkt in Ballast, 
oder mit Ladung zum Besten des Schiffs für einen auf dem Wege 
gelegenen Hafen" nach dem Abladungshafen segeln sollte. Und es 
würde auch hieran natürlich der Umstand nichts ändern, dass von 
vornherein nur eine geringe Wahrscheinlichkeit bestand, „für die 
zu machende Zureise Ladung zu ünden" (Entsch. des R.O.H.G. 
XXlll S. 24 f.;. 

5. Der Ver&aohter erh&lt eine nach den Grundsätzen 
der Distanzfracht zu bemessende Entschädigung. Es finden 
daher auf diese Entschädigung nur die Grundsätze Anwendung, 
weldie für die Höhe der Distanzfracht maassgebend sind, nicht 
alle, welche sich auf die Distanzfracht beziehen, so nicht der Satz, 
dass der Verfrachter einen Entschädigungsanspruch blos soweit hat, 
als Güter gerettet sind. Die im Anfange des Artikels angezogenen 
Art. 630 —641 beziehen sich aliein aif die beiden ersten Sätze, 
nicht auf den dritten. 

6. Wenn bei einer anderweitigen zusammengesetzten 
Reise, für welche eine G esammtfr acht stipulirt war, der 
Fnchtvertrag aufgelöst wird, nachdem eine oder mehrere Reisen 
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»• bereits vollendet waren, so ist auf Grund des Art. 633 aus dem 
\>rhältniss \) der bereits gemachten Reisen zu den noch zu machen- 
den die Fracht der vollendeten Reisen zu ermitteln, und diese dem 
Verfrachter voll zuzusprechen, sollte auch auf der unterbroclienen 
Heise die Ladung vollständig zu Grunde gegangen und demgemä^s 
dafür vom Befrachter nach Art. 635 FracLt überhaupt nicht zu 
xahlen sein. Für die früheren Rdsen ist dieser Umstand irrelevant, 
da aus denselben die Ladung an die Einpfilnger bereits abgeliefert 
und demgemäsB die Fracht verdient ist. Die Vereinbarung nämlich, 
dass die Fracht erst nach Ablieferung der Ladung der letzten Reise 
2tt zahlen, macht die Forderung nur zu einer betagten, nicht aber ' 
zu einer bedingten. Ganz ebenso würde in dem Falle zu verfahren 
sein, wo nur für die Heimreise eine Fracht vereinbart ist, mit 
Rücksicht auf die Höhe eben dieser aber keine für die Ausreise; 
es müsste denn aus den Umständen des konkretou Falls erhellen, 
dass der Verfrachter, statt eine Zureise in Ballast zu machen, sich 
zur unentgeltlichen Beförderung von Gütern entschlossen hätte, in 
welchem Falle die Ausreise mit Rficksicht auf die dem Verfraditer 
gebührende Entscfaftdignng nach den über die Zureise in Ballast 
geltenden Grundsätzen zu benrtheilen wäre (Entsch. des R.0J9.G. 



Wem der Vertrag niM auf das Schiff im Gaiium, sondern nur 
auf einen verhälfnissmässigen Theil oder einen hestimni heeeiehneten 
Balm des Schiffs oder auf Stückgüter skh begieht^ so gdien' die 
Art. 630 — 64^ mit folgenden Abweichungen: 

1, In den Fälle^i der Art. 631 und 636 ist jeder Theil sogleich 
nach Eintritt des Hindernisses und ohne Uüchsicht auf die 
Dauer desselben von dem Vertrage zurüchzuireten befugt. 

2, Im Falle des Art. 638 kann von dem Befrachter da^ Becht, 
von dem Vertrage zurückzutreten, nicht ausgeübt werden. 

3, Jf» FaUe des Art, 639 sieht dem Sefraehter das Beekt der 
einskffeiUgen Läsehung nur daum zu, wem die ^ibrigen Be- 
frachhr ihre Genehmigung ertheilen. 

4» Im Falle des Art. 640 kann der Befrachter die G-iifer gegen 
JEniricktung der vollen FraM und der ührigen Forderungen 
nur dann zurHcknehmen, wenn nährend der Ausbesserung die 
Löschung dieser Güter ohnehin erfolgt ist. 
Die Vorschriften der Art. 586 wnd 590 werden hierdurd^ nicht 
berührt. 



1) Hierbei ist natOrlieh niebt nur die Dsaer der betreffenden Reisen in 

Betracht zu ziehen, sondern auch die Art der Güter und alle anderen Umstände, 
welche auf die Höbe der Fracht einzuwirken pflegen. In Hamburg besteht der 
auch in den Allg. Seeversichcrungsbedin^ungen §21 zur Anwendung gekommene 
Gebrauch, in dem Falle, wo eine gemeinsame Fracht für die Ausreise und die 
Kückreise stipulirt ist, ' n auf die Ausreise, */s auf die Radoreise za redinen 
(£nt8cb. des K.O.U.G. III S. 265). 




S. 254 f., 257—260, 265 f.). 



Art* 643. 
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1. Hinsichtlich der Anwendung des Art. 637 auf die im 
Art. 643 genannten Frachtverträge ist zu beachten, dass zu den 
Kosten des Aufenthalts im Abladehafen oder Zwischen- resp. Noth- 
hafen nicht nur die von dem zufälligen Ereignisse betroffenen 
Güter beizutragen haben, sondern die ganae Xadung (Prot V 
S. 2438—2441). 

2. Durch den Schlusssatz des Artikels wird den Stückguts- 
und Partialbefrachtern das Kecht^ unter denselben Bedingungen 
vom Vertrage snrilcksmtreten, unter denen denselben das ROok- 
trittsreclit Kreits ohne Grund zusteht, auch für die Fälle der 
Ziff. 2y 3 und 4 vorbehalten. Ursprünglich bezog sich dieser Vor- 
behalt nur auf Ziff. 4. In dem Entwurf aus erster Lesung lautet 
nxmlioh Ziff. 4 (des Art 572): 

Jn Faüe des Art, 5$9 hxim der BefradUer die Qükr gegen 
Entriekking der voUen I^acht und der Hörigen Forderf$nge» des 
Verfrachiers unbesdtadet der Vorschrift des ArL 5^4 Ähs. 2 nur 
dofm zurücknehmen^ wenn wahrend der AMsibesserung die LUeehung 
dieser (rüter ohnehin erfolgt ist^ 

Durch die Verwandelung des Zwischensatzes „unbeschadet der 
Vorschrift des Art. 574 Abs. 2^' in einen Hauptsatz, den jetzigen 

Schlusssatz des Artikels, wurde die Salvirung des dem Partial- 
und Stücksutsbeirachter im Allgemeinen zustehenden Kücktritts- 
rechts auch auf die anderen im Art. 643 aufgeführten Fälle ; in 
denen das Recht des Stückguts und Partialbefrachters im Verhältniss 

zu dem des Befrachters eines ganzen Schiffs einer Beschränkung 
unterworfen ist, nämlich auf die Fälle der Ziff. 2 und 3 ausgedehnt. 
Zu Ziff. 1 kann natürlich der Vorbehalt keine Beziehung haben. 
(S. Entsch. des hamburger Ober-Ger. vom 5. September 1870 in 
Goldschmidts Zeitschr. XVIII S. 587 f.) 

Art. 644. 

Nach Beendigung jeder eingelnen Abladung hat der Schiffer 
dem Ablader ohne Verzug gegen Büdegahe des etwa bei der Afh 
nähme der Güter eriheilten vorläufigen Empfang Scheins ein Kon- 
nossement in 80 vielen Exemplaren ausjsusteüen, als der Ajblader 
verlangt. 

Alle Exemplare des Konnossements müssm von gleichem Inhalt 
seiny dasselbe Datum haben und ausdrücken, wie viele Exemplare 
ausgestellt sind. 

Bern Schiffer ist auf sein Verlangen von dem Ablader eine mit 
der JJnterst^ft des letzteren versehene Ahsdmß des Konnossements 
m eriheüen. 

1. Nach Annahme der W aaren hat der Schiffer oder ein 
Stellvertreter desselben — regelmässig der Steuermann — einen 
Empfangschein auszustellen. Dieser Empfangschein hat ledig- 
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lieh die Natur einer Quittung und kann nicht als eine Anweisung 
auf das Konnossement betrachtet werden*). Das Gesetzbuch sagt 
daher auch nicht, dass dem Inhaber des Empfangscheines , son- 
dern dem Ablader gegen Bflckgabe des Empfangscheines das 
Konnossement ansziutellen ist Natürlich kann statt des Abladers 
auch der Bevollmächtigte desselben dies fordern. 

2. Dem Inhalte des Empfangscheines entsprechend hat der 
Schiffer das Konn ossement^) auszustellen. Es soll dies nach 
jeder einzelnen Abladung, also bei Stückgütertracht, der 
Befrachtung eines bestimmten Raumes oder eines quoten Theils 
des Schilfs nicht erst nach der Befrachtung des ganzen Schiö's ge- 
schehen. 

3. Das Gesetz schreibt vor, dass das Konnossement ohne 
Verzug ausgestellt werde, aber es hat nicht, wie andere Gesetz- 
gebungen ^) einen bestimmten Zeitraum angegeben, innerhalb dessen 
dies zu geschehen hat. 

- 4, X)ie Zahl der Konnossemente hängt, wie nach den meisten 
neueren Gesetzgebungen^, von dem Willen des Abladers ab. 



1; Ich kann nicht finden, dass der Emptangschein allgemein als Inbaber- 
papier und als negoziables Papier betrachtet iHrd. P6hls, an einer Stelle 

seines Seemclits (IT S. 44f3) und Kaltenborn (Seerecht 1 S. 285) bezeichnen 
zwar eleu Empfangscbein als „eine Art von l'apier au porteur''^ welches den 
Inhaber berechtige, die Aussteliiuig de8 Kuuuüäsements zu verlangen. Allein an 
einer anderen Stelle (II S. 561) nennt Pöhls dies geradem &ae hamburgische 
Ansicht, welche allgemein genommen manchen Bedenken unterliegen'' dürfte. 
A b bott (S. 267) sagt nur: the master laust make ouA hi» bül o/ lading accor- 
ding to the dnre&tion of the shipper of the goods^ or the holder of the receipt , 
given on the shiptnent. Die übliche Form eines solchen Empfangscheines würde 
auch schwerlich einen Anhaltspunkt dafür abgeben, jedwedem Inhaber desselben 
ein Kecht auf Auslieferung des Konnossements zuzusprechen. Derselbe lautet 
nimlich jewöhnlieh : 

Empfangen in gutem Stand am Bord des Schift . . . Kptn. . . . bestimmt 
nach . . . (Aufzählung und Bezeichnung der Güter). 

(Datum.) (Unterschrift.) 

Steuermann. 

2) In den Motiven zum preussiachen Entwurf des H.G.B. S. 263 heisst es 
fr^lich, der Empfangschein werde wohl im kauüoaännischen Verkehr als ein n^o* 
ziables Papier angesehen der Art, dass der Inhaber desselben dem SchlilBr 
gegmdbff als legitimirt gelte, das Konnossement auf seinen Namen als Ablader 
ausstellen und es sich aushändigen zu lassen. (Dafür wird Kaltenborn an- 
geführt I § 104.) Der Entwurf enthalte keine Sanktionirung dieses Satzes, aber 
andi nichts dem Widersprediendes, ttberlasse die Anolcennong und Ansbildong 
desselben also dem Uandelsgebrauch. 

3) üeber die Ausbildung desselben s. Goldschmidt IIS. (»54 ff. — Nicht 
bei jedem Seetransport werden übrigens Konnossemente ausgestellt; so nicht bei 
der Küstenfahrt; wenn die Güter erst im letzten Augenblick vor der Abfahrt an 
Bord gebracht werden (Prot. VI S. 2701; Kaltenborn I S. 287j Tergl. 
Art 710 H.G.B). S. auch finnländ. Seegesetz Art. 90. 

4) So verlangen, dass das Konnossement in 24 Stunden aosgestellt wird, 
der französische Code de comm. Art. 282- der belgische II Art. 41; das 
holländ. H.a.6. Art 509} portugies. H.GJB.Art 1555; brasilian. H.GJi. 
Art. 578. 

5) So naeh englischem Recht (Abbott & 256 f.; Maelaclila]i8.890£)s 

L«wif« SMMeht. I. 8l AtifL 24 
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Derselbe kann mehrere Exemplare verlangen, weil er der Sicher- 
heit halber das Konnossement mit verschiedenen Gelegenheiten an 
den Empfänger senden will und ein Exemplar; um selbst ein Be- 
wdsmitiel gegen den Verfrachter in Händen zn haben, zurftck- 
behält. So werden sehr häufig 4 Exemplare aiugestellt, aber auch 
die Ausstellung von 5, 6 und mehr ist nicht selten« Die Eonnosse- 
mente müssen jedoch auf ein Mal gefordert werden, wenigstens 
würde der Schiffer einer Nachforderung keine Folge zu teisten 
haben, wenn er die mit dem Vermerk über die Zahl versehenen 
Exemplare an den Ablader abgeliefert hätte (Gold Schmidt, 
H.K. II S. 676 Note 29). Die mehreren Exemplare werden als 
Exemplare eines und desselben Konnossements durch die Angabe 
der Zahl der ausgestellten bezeichnet, und es ist diese daher auch 
nach den Gesetzgebungen fUr wesentlich zu halten, welche sie nicht, 
wie das D.H.G.B., ansdrUcklich fordern'). Dagegen ist nicht er- 
forderlich die noch jetzt regelmässig vorkommende kassatoriadie 
Klausel („die nur för eines gelten'^; s. Goldschmidt II S. 694 
Note 25). 

5. Die verschiedenen Exemplare brauchen nicht denselben 
Wortlaut zu haben. Der auf der hamburger Konferenz gestellte 
Antrag, statt des im Entwurf gebrauchten Ausdrucks: „von 
gleichem Inhalt" das Wort „gleichlautend" zu setzen, wurde 
verworfen, weil hierdurch .,die geringste Abweichung in den un- 
erheblichsten Punkten für erheblich erklärt" und ausserdem aus- 
geschlossen werde, „dass die verschiedenen Exemplare des Kon- 
nossements in verschiedeneu Sprachen ausgestellt würden" (Prot. VIII 
S. 4004). 

G. Das Gesetz verpflichtet den Schiffer, ein Kon- 
nossement anszustellen. Daraus seht hervor, dass der Schiffer 
regehnftssig das Konnossement zu zeiomen hat, und dass der Ab- 
lader auf Zeichnung des Konnossements durch den Schiffer bestehen 
kann, TOrausgesetzt, dass er sich dieses Rechts nicht vertragsmässig 
begeben hat, was schon darin liegen würde, dass die Befrachtung 
auf Grund eines bekannt gemachten Reglements erfolgte, welches 
die Zeichnung durch eine andere Person vorsieht. Die Gültigkeit 



nadi dem spanischen (H.G.B. Axt. 800); dem finnUndiBchen (Art 97). 
Manche Recnte fordern wenigstens 4 EzeoDplare, so der französische Code 

de comm. (Art. 282: Chaque connaissement est fnit en quatre originanx au 
moins; un pour le chargeur\ un pour celui b. qui lea marchandises sont 
adreaäiea; «n pour le eapüaine; un pour Varmaiew du hätimeni, Lea quatre 
originanx sont aignSs par le chargeur et por le capitaine clans hs vingtr 
quatre heures aprh le chargement.)] der belgische (II Art. 41); das hol- 
ländisclie H.G.B. (Art. 509). Doch setzt man sich nach den Ant^abeu vou 
Courcy (I S. 20) im DampftchÜffiilirts-Verliielir fiber diese Vorschrift hinweg. 

1) So auch ßödarride II N. 091; Laurin bei Cresp II 8. 143. Der 
belgische Code de comm. (II Art. U) schreibt vor, dass wenn mehrere för den 
Destiuatär bestimmte Exemplare da sind, dieselben als Prima, Sekunda, Tertia 
n. s. if. SU beseiehnen sind. 
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ist indess nicht von der Unterschrift des kScliifiers abhängig ( Prot. V 
8, lil94, S. 2211 f.). Der Rheder kann viehiiehr zur Zeichnung der 
Konnossemente sich auch andere Vertreter bestellen, und zwar stän- 
dige <dn für alle Mal, wie dies bei den Dampfschiiibgesellschai'teii ge- 
aoBieht, wo hierfür^ wie Überbattpt für die Erledigung der Befracii- 
tuDgsgeschAfte, besondere Expeaitioneii oder Agenturen bestehen; 
aber auch für einen einzelnen Fall, wenn zur i^eit der Abladung 
kein Schiffer vorhanden oder derselbe (etwa in Folge einer Krank- 
heit) nicht im Stande wäre, die Konnossemente zu zeichnen Ebenso 
kann der Schifier selbst einen Vertreter hierzu bestellen. (S. Entsch. 
des \l.G. Ziv.S. 11 S. 128 f.; vgl. auch V oigt jun. im Neuen Archiv 
f. H.K. 11 S. 461 ff.) Dagegen sind die Schiffsagenten oder Mäkler 
^Is solche (d. h. wenn sie nicht vom Schiffer oder Kheder dazu 
bevollmächtigt sind) zur Zeichnung von Konnossementen nicht 
befugt Aus dem von einem solchen gezeichneten Konnossement 
würden die lediglich auf diesem beruhenden Ansprüche gegen den 
Kheder nicht gätend gemacht werden können. (Vgl. Voigt im 
Keuen Archiv II S. 105, 107 f., S. 117, 124; Entsch. des R.U.H.G. 
XIV S« 337.) Ueblich ist es, dass das Konnossement vom Be- 
frachter ausgefüllt und vom Schiffer vollzogen wird (Entsch. des 
O.A.G. zu Lübeck vom 14. Juni 1866 in ^ieruH'f's Samml. II 
S. 405). Dagegen wird es nicht, wie nach manchen anderen 
[Rechten*), vom Befrachter mit unterschrieben. Wohl aber ist der 
Ablader verpflichtet, dem Schiffer (der auf Grund des Art. 480 
H.G.B. ein Konnossements-Exemplar an Bord führen muss) auf 
sein Verlangen eine von ihm unterzeichnete gleichlautende Kopie 
des Konnossements auszuhändigen (Prot. V S. 2194 — ^2197), welche 

1) Hiermit stimmt auch die englisclie Praxis äberein; vgl. Foard S. IGT f. 
Die in den englischen Konnossements- h'ormularuu regdmäsug vorkommeude lur« 
wfthnung des pwrser neben dem Öcliiifer (in loilnesa whereof the master or 
purser of the taid shtp hnth a0rmed\ Tgl. Ab Ott S. 257) ist zwar lediglich 
eine Reminiscenz aus der früheren Zeit, wo es neben dem schreibunkundigen 
öcbiffer einen Sdufbcbreiber auf dem Schiffe gab, welcher stets das Kounosse- 
meDt ftnsstdlte (s. Goldschmidt 8. 665 ff.). Doch findet sich zuweilen nodi 
jetzt auf sehr fprossen Schiffen ein besonderer jmraer, als Zahlmeister, der 
dann auch wohl (in Folge der von der betreffenden Rhederei aufgestellten Regle- 
ments) die Konnossemente zeichnet; und in neuer ua Koiiossemonts-Formularen 
xekd als Zeichner genannt the master or agmU (Voigt jim. im ^'euen Arch. f. 
H.R. II S. 462 Note*) oder blos (he ngcnt (of the Ste^iin-ship Company \ s. 
Voigt, zum See- und Versicherungsrecht, Jena 1880, S. 9). Dem entsprechend 
beisst es auch in der Bill of Lading Act vom 14. August 1^55 (lÖ und 
19 Victoria C III) sect. 3 the maatcr or oA«r person signinq the 

of lading. — Der französische Code de comm. (Art. 2b2) schriibt zwar 
Zeichnung durch den Kapitän vor, doch bemerkt Courcy (1 S. 21,; da&s bei der 
Dampftchiffiifthrt die EonnosBemente gezeichnet wBrden par «n icrwain, non 
par le capitaine. 

2) So nach dem französischen Code de comm. Art. 282 (doch sagt 
Oourcy 1 S. 21, dass Zeichnung der Konnossemente durch den Befrachter sehr 
selten Tork&me); dem hollftnd. H.0.6. (Art 507). Nach dem npaniscben 
H.G.B. (Art. SOO) und dem belgischen Code de comm. (II Art. 41) wird das 
für den Kapitän bestimmte Konnossements-Exemplar vom Ablader unterschrieben, 
die anderen vom Kapitän. 

24* 
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aber nicht begeben werden kann (Goldschmidt II S. 676 
Note 30). 



7. Hinsichtlich einer Differenz zwischen dem in den Händen 
des »Schiffers betindlichen und den anderen Konnossements-Exenj- 
plaren hatte der preussische Entwurf (Art. 487) bestimmt: 

Wenn das in den Händen des Schiffers bcfindh'che Exemplar 
des Konnossements von dem Inhalte eines anderen Exemplars , auf 
welches die Ahliefenmg geschehen soll, abweicht, so geht das ausser^ 
lieh unverdächtige dem verdächtigen vor. 

Sind heide unverdächtig, so hestmmm sich die Fflichten des 
Schiffers wteh Exen^lare, seine Bee/Ue nach dem Exemplare 

des Abladers. 

Auf der hanilnirger Konferenz wurde der Artikel mit Rück- 
sicht darauf, dass „der fragliclie Koliisiunsfali nach allgemeinen 



zuflchliessen kein Qrond vorliege^', gestrichen (Prot V S. 2228). 
Hiernach aber muss das Konnossement des SchiflPers, wenn es mit 
keinem der übrigen übereinstimmt (abgesehen natürlich vom FaUe 
einer Fälschung) als blosse Kopie diesen nachstehen; stimmt es 
jedoch mit einem der Originalkonnossemente überein, so ist nach- 
zuweisen, welches Konnossement den thatsächlichen Verhältnissen 
und dem zur Zeit des Kontraktsabschlusses vorhandenen überein- 
stimmenden Willen der Kontrahenten entspricht ^j. (Vgl. Koch, 
Kommentar Anm. 165 zu Art. 054; Pohls, Seerecht II S. 4751.) 



Das Konnossement enthdU: 

1. den Namen des Schiffers; 

2. den Namen und die NatümaUtät des Schiffs; 

3. den Namen des Abladers; 

4. den Namen des Empfängers; 

5. den Abladungshafen; 

6. den Löschungshafen oder den Ort^ an wddtem Order über den- 
selben einzuholen ist; 

7. die Bezeichnung der abgeladenen Güter, deren Menge und Merk- 
zeichen ; 

8. die Bestimmung in Ansehung der Fracht; 

9. den Ort und den Tag der Ausslellung ; 
10, die Zahl der ausgestellten Exen^lare. 



1 ) Nach dem französischen Code de comm. Art. 284 beweist das Exemplar 
K^en die Tartei, welche es ausgefüllt bat. Wie aber Laurin bei Cresp II 
S. 144 temerkt, inrd rar Anwendoog didser Regel yorausgeacftit, ou que le* 

exemplaires ont etc remplis pur dejt pemonnages diffcrc nteSf ou, sHls Vout 
eti de la meme main^ que Vorginal detenu par Cautre partie est .defavor alle 
a la prttention du ridacteur. Nach dem bolläudischen H.6.B. (Art 515) 
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deren Anwenduug aus- 



Art. 645. 
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* 

1. In dem KoDnossement bekeont der Schiffer, die verladenen 
Waaren empfangen zu haben, und verpflichtet sich , dieselben an 
den im Konnossement mit Namen oder son«;t <^enau (d. h. als den, 
welcher mit dem Willen des Abladers die Güter erhalten soll) be- 
zeichneten Destinatär abzuliefern Das Konnossement ist kein 
Formalakt (Prot. V 2204 f.). JJaraus erklärt sich, dass durch 
das Vorhandensein der im Art. 645 aufgeführten Bestandtheile 
nicht die fomelie Gültigkeit bedingt ist. Doch ist der Ablader 
berechtigt, vom Schiffer die Aufnahme der aufgezSliTten Punkte 
(welche im Wesentlichen mit denen der anderen neueren Gesetz- 
gebungen ü bof einstimmen ^) in das Konnossement zu verlangen. 
Welche Bedeutung dem Fehlen des einen oder des anderen J3e- 
standtheils beizulegen , ist nur im konkreten Falle zu ermessen, 
und zwar danach, ob dasselbe die Identität der wirklich abgeladenen 
und der im Konnossement bekundeten Ladung oder etwa gar den 
Konnossements- Charakter der Urkunde in Frage stellt. (Vgl. 
Prot V S. 2202—2204; Ullrichs Samml. H S. 272 f.) 

2. Hinsichtlich der einzelnen Bestandtheile ist nur Folgendes 
zu bemerken: 

Der Empfänger, wie dies aus dem Art. 646 hervorgeht, 
braucht nicht benannt, sondern nur bezeichnet zu werden. 

Dass statt des Löschungshafens auch der Ort, an weichem 
Order über denselben einzuholen ist, der s. g. Orderhafen ge- 
setzt werden kann, hängt damit zusammen, dass der Ablader zur 
Zeit des Abganges des Schiffs vielleicht noch nicht weiss, an welchem 
Platze er die Waaren verkaufen will, dies vielmehr erst von der 



bat das Konnossement den YorzAig, das am meisten in Ordnung ist. Nach dem 
belgischen Co<le dp cmnm. (II Art. 48) gilt jedes Exemplar gegen den Theil, 
der es gezeichnet bat (vgl. oben S. 371 Note 2). 

1) Ifftn bedient sich bd der Ausstelltuig der KonnoBBemente gedruckter 
Fomittlare. Die fiblicbe Form ist folgende: 

leb A . . . , Schiffer TOn dem Schiffe genannt B . . . , welches jetzt in 
H . . . (resp. hier) ladet, um mwh S ... zu segeln, — bescheinige, dass ich 
im Ranme des erwfthnteo Schifl^ von Herrn C . . . folgende Güter — mit 

nebenstehendem Zeichen (resp. ncbenstGlienden Marken und Nummern) em- 
pfangen habe, um solche nach zurUckcelegter glücklicher Reise abzuliefern 
m S . . . an Herrn D . . . (resp. die Order des Herrn D - . .) gegen die Be- 
• «ahlung der Fracht von — per — nebst — •/© Primi^e. 
Die Havarie wird nach Seegebrauch festgesetzt. 

Zur Erfüllung dessen verbinde ich meine Person, Güter und das Schiff 
mit ftUem Znbehör, indem ich darAber — KonnOBseroeiite ^dehen Inhaltes 

unterschrieben habe, die nur für eines gelten. 

H . . . den 24. September 1883. A . . . . 

2) Französischer Code de comm. Art 2öl: Le connaissement doit 
ea^rimer la naiure et la quantüi amsi que ie§ etpheea ou qualitis des ohjeU 

h transporier. II indtque le vom du chargcur; le nom et Vadrcsse de celui 
a qui Vexjiidition est falle; le nom et le domicile du capüaine ; le nom et 
le tonnage du navire ; le Heu du depart et celui de la destination. Jl 4nonce 
Iß prüs du fret, II präsente en marpe h's marques et vnmeros des ohjets 
a transporier. Ebenso boll&ndiBch. H.G.B. Art. 507; belgischer Code de 
comm, II Art. 40. 
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späteren Eonjanktur abhängig macht, vielleicht auch auf Grund 
vorangegangener Verhandlung mit dem Dest^iatär diesem dieselbe 
^Möglichkeit offen zu lassen hat. Aus diesem Grunde wird dem 
JSchiffer aufgegeben, zunächst einen bestimmten Hafen anzulaufen, 
um daselbst die Weisung zu empfangen, in welchem Hafen er die 
Ladung zu löschen hat. Ks geschieht dies in kürzester Weise, 
z. B. Falmonth for ordres. 

Das Gesetz verlangt nicht vom Schiffer (wie es der preus- 
sische Entwurf Art. 484 gethan hatte), dass er die Gattung der 

geladenen Güter angebe, um denselben nicht in die Lage zu 
ringen, ihm unbekannte Eigenschaften der . Güter« anzuerkennen 
(Prot. V S. 2210 f ). Es genügt, wenn derselbe neben Angabe 
Ton Menge und Merkzeichen die Guter ganz im Aligemeinen z. B. 
als Kaufmannsgüter bezeichnet. 

Art. 646. 

Auf Verlangen des Abladers ist das Konnossement, sofern nicht 
das Gegeittheil vereinhari ist, an die Order des Empfängers oder 
lediglich an Order m stellen, im letzteren FaUe ist unter der Order 
die Order des Abladers eu verstehen. 

Bas Konnossement hmn auch auf den Namen des Schiffers ah 
Empfängers hjatten. 

Das H.G.B, hat in Uebereinstimmung mit den übrigen läeueren 
Rechten ^) nicht, wie der preussische Entwurf Art 230, das Kon- 
nossement unbedingt fUr ein negoziables Werthpapier und fär in- 
dossabel erklärt, sondern , nur wenn dasselbe an Order gestellt ist 
(Art. 802 2); vgl. Prot. V S. 2204—2208, VUI S. 4005). Auf der 
anderen Seite verpflichtet es den Schiffer, auf Verlangen des Ab- 
laders das Konnossement an Order zu stellen, wenn er nicht bei 
Abschliessung des Frachtvertrages sich das Gegentheil ausbedungen 
hat. Danach kann der Schift'er versprechen, die Waaren auszu- 
liefern an eine bestimmte, namentlich bezeichnete Person (Namens- 
Konnossement). Diese Person kann sein irgend ein dritter 
Destinatar, es kann sein der Ablader selbst (der z. B. eine Han- 
delsniederlassung an dem Bestimmungsorte hat) oder auch der 
Schiffer, welcher alsdann als Verkaufe-^fcommissionftr des Abladers 
erscheint Der Schiffer, von welchem das H.G.B, spricht, ist natür- 
lich stets der, welcher das Konnossement gezeichnet hat (Prot. VIII 



1) Vgl. Ab b Ott S. 416: The bill ofladingt in all its itsual /orms, containt 
the Word „assigns"'; but it wiU he proper to ttdvert again to the differmd 
forvM on eomnwn «m. Sometimes it ia ntadM fcr ddivery to the eantignor 

hy vorne or aatign»; aometimes to order or assigns^ not naming any person^ 
and at other HmM to the comignee by name or aasigns, 

2) Ingleidien können Konnoagemente der 8ee$ehiffer — durch Indouor 
meni übertragen werden^ umn eie an Order lauten. 



Digitized by Coogl« 



y<m d€m Fnehtg^ieihift inr B«lftrdening von Güten. Art 646, 647. 375 

S. 4006). Das Namemi-EoimoBsemeiit kann nur durch Zession auf 
einen Anderen übertragen werden (vgl. Prot. V S. 2238). Ein auf 
dasselbe gesetztes Indossament würde nur als Beweismittel für die 
stattgehabte Zession in Betracht kommen können (Seufferts 
Archiv XXIV Nr. 72). Der Schiffer kann ferner die Waaren aus- 
zuliefern sich verpflichten an eine der genannten Personen oder 
deren Order oder^ was damit gleichbedeutond iBt, an die Order 
einer der fraglichen Personen (Order-Eonnopsement). Und in 
dieser Hinsicht stellt das Gesetz die Interpretationsregel auf, dass 
die blossen Worte „an Order" Order des Abladers bedeuten. 

Order-Konnossement kann nicht blos durch ein Namen s-Indos- 
sament; sondern auch durch ein Blanko-Indossament ^) übertragen 
werden. 

Das von anderen Gresetzen anerkannte Inhaber-Konnossement, 
welches jeden Inhaber als Empfänger bezeichnet^), oder Blanko- 
Konnossement , in welchem für den Namen des Destinatars ein 
leerer Kaum gelassen 3), ist dem deutschen Recht fremd. (Prot. V 
S. 2112; Goldschmidt, H.R. II S. 674 f.) 

Art. 647. 

Der Schiffer ist verpflichtety im Löschumshafm dem hgiiimirten 
Inhaher auch nur emes Exemplairs des JBjnmossemmts die Güter 

auseuliefWn. 

Zur Empfangnahme der Güter leyitimirt ist derjenige, an ivelchm 
(He Güter nach dein Ko)ino^>iiment abgeliefert werden soVm oder 
auf weJchm das Konnossemmiy wenn es an Order lautet, durch In- 
dossament übertragen ist, 

1. Der Schiffer muss und darf nur im Löschungshafen 
die Güter ausHefern, d. h. in dem im Konnossement angegebenen 
oder durch die im Urderhafen erhaltene Weisung bezeichneten 
Bestimmungshafen. 

2. Die Auslieferung der Güter kann und muss nur geschehen 
an den Inhaber eines Konnossements, selbst beim Namens-Kon- 
nossement an den in diesem bezeichneten Destinat&r nur unter 
dieser Voraussetzung (Entsch. des R.O.H.O. XV S. 228). 



1) F&r die Bescbaffeuheit des Indossaments sind maassgebend die Vor- 
schriften des Art 805 H.6.B. nnd der dsaelbit angezogenen Art. 11—18, 36, 74 
A.D.W.O. 

2) Französischer Code de comiii. Art. 281: — Le connahaement jyeut 
Hrß h ardrCf ou au uorteur^ ou ä personne dinommie. £benso der belgische 
II Art. 40; das lioll&ndisclie H.O.B. Art. 506. In gleicher Weise erkennt 
Inhaberkonnossemente an das euf^lische Recht (s. Foard S. 4')5 Note 2; vgl. 
S. 469), das nordamcrikaniscite (Code civil of I^ew^York sect. IIIO)» das 
schwedische Seegesetz 96) ii. a. 

8) Abbott S. 258: wmetimes no per§an i» named ot eontiffneet hut tke 
terfM of the instniment are „To be äelivered ete. unto order, 
or aaaigna^. 
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3. Lcgitimirter Inhaber des Konnossements ist beim 

Namena-KoDDossement der in demselben namhaft gemachte Desti- 
natar, an dessen Stelle aber auch ein Bevollmächtigter oder ein 
Zessionar treten kann. Beim Order-Konnossement ist es entweder 
gleichfalls der namentlicli bezeichnete Empfänger oder der durch 
eino fertlanfende lieihe von Indossamenten (Art. 36 A.D. W.O.) als 
rechtmässiger Inhaber des Konnossements nachgewiesene Indossatar^ 
ohne Rücksicht darauf, ob demselben das Konnossement behtsfe ' 

Xer Empfangnahme der Ladung indossirt war, oder um das- I 
an eine andere Person wieder auszuliefern ^) (Entsch. des 
R.O.H.G. XV S. 230). Eben so wenig wie der ^blende beim 
Wechsel ist der Schiffer beim Order-Konnossement verpflichtet, die | 
Aechtheit der Indossamente 7ai j)rüfen , vielmehr ist die Erfüllung ' 
als gültig zu betrachten, selbst wenn ^ich nachträglich die ünächt- 
heit der Indossamente herausstellen sollte. Dagegen hat derselbe 
sich beim K amens-Konnosscnient von der Gültigkeit der Vollmacht 
oder der Zession des Konnossementsinhabers zu überzeugen, in- 
dem er anderenfalls die Ladung an den letzteren auf seine Gefahr 
abliefert (Prot V S. 2287 £). 

4. DasB der Schiffer zunächst dem Inhaber auch nur eines 
Konnossements die Ladung auszuliefern hat ■), während er ver- 
pflichtet ist, auf Verlangen deis Abladers mehrere Konnossemente 
auszustellen, erklärt sich daraus, dass niemals sämmtliche Konnosse- 
mente an den Destinatar gelangen werden, indem wenigstens' eins 
vom Ablader zurückbehalten werden wird. 

5. Ueber die Voraussetziin;T;en , unter denen der Schiffer an 
einem anderen Orte als dem Bestimmungshafen, und an 
eine andere Person als den legitimirten I n h a b e r eines Kon- ' 
noBsements die Ladung ausliefern darf, enthalten die Art. 661, 
662 die Bestimmungen. 

Art 648. 

Mplrfm sich rnrhrerr Icgitimirte Komwssrmentsinhaber , so ist 
cler Schiffer verpflichtet, sie sämmtUch zuri'w'kzmveisen, die Güter 
gerichflicli oder in einer anderen sicheren Weise niederzulegen und , 
die Konnossemoifsinhaber, n eiche sich genieldef haben, unter Angabe 
der Gründe seines Verfahrens hiervon zu benachrichtigen. 

Wenn die Niederlegung nicht gerichtlich geschieht^ so ist er be- 
fugif aber sem Verfahren und dessen Grünae eine öffentUche Ur- 
Imnde erricJUen 0u lassen und wepen der daraus entstehenden Kosten 
in gleicher Art wie wegen der F^^aM sich an die Güter eu halten 
(Art. 626). 



1) So auch Foard S. 4ü9; Bedarride II K 689; Rüben de Couder 

HI S. 887 N. 86. 

2) Eben dasselbe gilt auch nach den fremden Bechten: TgL Maclachlsa 
S. 43a; Kent III S. 292; Bedarride II N. 686. 



Digitized by Google 



w 

Von dem FncihigeschSft mr fiefiSfdemqg Ton CHitern. Art 648. 377 



1. Die versohiedenen Exemplare des KonnosBemento gelten 

nur als ein Konnossement, und zwar sollte entweder nur ein 
Exemplar in den Verkehr kommen, oder die verschiedenen P-]xem- 

Slare sollten in einer Hand vereinigt sein, wenn die Ladung im 
►estimmungshafcn anlangt (Motive zum preuss. Entwurf S. 268 fF.). 
Trotzdem künimt es auch, abgesehen von einem Delikt und einem 
Versehen, vor, dass sich die Konnossements-Exemplare in 
Tersohiedenen Händen befinden. So kann z. B., wenn der 
Deetinatär nnncher wird oder Konkurs über dessen Vermdgen er- 
öffnet wird, der wegen des Eaufj^des noch nicht befiriediete Ah- 
Sender ein zweites Exemplar an einen Korrespondenten absenden; da- 
mit dieser dem ersten Konnossementsinhaber womöglich zuvorkomme 
und die Auslieferung der Waaren an denselben verhindere. Eben 
dasselbe können, wenn Konkurs über das Vermöp^en des Abladers 
eröffnet wird, dessen (Tliiubip^or tliun, uin die Ladung zur Masse zu 
ziehen. Damit nun der SchitFer nicht der Gefahr ausgesetzt würde, 
„mit allen Konnossementsinhaberii in Prozesse verwickelt" zu wer- 
den, wurde eine Vorschrift, wie sich der »Schiffer in solchem i^ aile 
zu verhalten, auf der hamourger Konferenz für dn dringendes Be- 
dOrfniss gehalten. Und zwar adoptirte die Versammlung die Be- 
stimmung des preussischen Entwurfs (Art. 489), weil sie die gleich- 
falls mögliche Vorschrift, dass der Schiffer die Wahl habe, „an 
welchen der Destinatäre er in soldiem Falle die Waare ausUefem 
wolle", und es denselben überlasse, den Streit unter einander aus- 
zutragen als dem Schiffer eine zu grosse Macht einräumend, fUr 
bedenklich hielt (Prot. V S. 2233\ 

2. Der Artikel findet sowohl Anwendung auf nicht indos- 
sablc, wie auf indossable Konnossemente, da der Schiffer 
auch von denen der ersteren Art mehrere Exemplare auszustellen 
verpflichtet ist (Prot. V S. 2237). 



1) Ueber das en<^lische Kecht lieisst es bei Abbott S. 425: //( general., 
tohere two opposite parties claim a rigbt io receive the gooda^ hoth or either 
of them wütoe wütincj to give an indemnity to the matter} and the maeter 
enauld in prudencc delirer the goods to thr ])arti/ upon whoee indemnity he 
can most safely rely. But if a satiKfactorij indemnity is not ojfered, and 
the master must exercise a discretion^ then^ if the hill of lading hau not been 
aasigned over hy the eonaigneei and he ha^ faüed^ w&mmU daubt Ihe master 
shtmld deliver to the person toho claims for the use of the consignor. If 
the consiqnor Jins endorsed bilh of lading to different persons, — the master 
ahmUd deliver to the person to whom the conaignor Jirst made the endorse- 
metU. If eenngnee hos aasigned lA« lül of lading ^ and the validi^ of 
the asaignment be questioiadde, it secma most proper for the master to deposit 
the goods in a place of aafety, and apply to the Court of Chancery by way 
of interpleader^ to compel the contending parties to litigate their rights by 
an action hetween themselrea. Die französischen Juristen nahmen iriih^ 
bei Konkurrenz mehrerer Konnossements-Iuhaber an, der SchiflFer habe dem die 
Güter auszuantworten. dont le connaiasement a ete expedi6 le premier. Nach 
einer EDtsehddaog aes^ Tribnnals m Hawe vom 8. Juni 1861 soll jedoch in 

solchen Falle der Kapitftn attendre ime ntt rihviion judicinire qui digage an 
reapaneabüiU (Buben de Couder Ul S. 394 H. Iä2 und die Zitate daselbst). 



Digitized by Google 



3?8 



Ffinfker Titel 



8. Dass die melireren Konnossementsinhaber sich wirklieb 
gleichz eit i bei dem Schiffer melden, ist nicht erforderlich. 
Es ^enüfjt, dass ein weiterer Konnüssementsinhaber sich meldet, 
bevor der, welcher sich früher gemeldet, die Auslieferung der La- 
dung erlangt hat, also so lange diese sich noch an Bord des Schiflfo 
befindet oder deponirt ist. Hat der Schiffer einen Theil der La- 
dung aoflgeliefer^ so greift die Vorschrift des ArtikelB hinBidbtlick 
des noch nicht ansgetieferten Restes Platz (Prot V S. 2236f»). 
Auch macht sich der Schiffer regresspflichtig , wenn er .die Aus- 
lieferung der Ladung ausführt oder yolkndct, nachdem sich ein 
weiterer Konnossementsinhaber gemeldet hat, selbst wenn er sich 
bereits dem ersteren gegenüber ausdrücklich 2ur Abliefiarang der 
Waaren verpflichtet haben sollte. 

4. Selbstverständlich hört die Pflicht des Schiffers 
zur De Position auf, wenn die Konnossementsinhaber einig 
sind, „dass der Schiffer einem aus ihrer Mitte die Waaren gebe^'^ 
weil alsdann von einer — die Voraussetzung des Artikels bilden- 
den — Eonkurrenz von Konnossementsinhabern nicht mehr die 
Rede sein kann^ und eben sO; wenn dieselben ttbereinkommen, dass 
die Waare bei einem Dritten deponirt werden, vorausgesetzt dass 
diesem zugleich ein Konnossemcnts-Exemplar übertragen wird, und 
die Konnossementsinhaber (unter Vorbehalt ihrer gegenseitigen Rechte) 
dem Schiffer gegenüber ihmn Rücktritt erkliiien (Prot. V S 2236). 

5. Der pix'ussische Eutwuri (Art. 489) verptlichtete in jedem 
Falle der Deposition den SchiÜer, Protest zu erheben. Auf der 
hamburger Konferenz wurde eine solche Vorschrift bedenklich ge- 
i'unden, „weil sie zu der irrigen Auslegung führen könnte, als sollte 
der Fortbestand der Rechte des Verfrachters yon der Protest- 
erhebung abhängig, und dieser nur im Falle der letzteren befagt 
sein, der Klage eines Konnossementsinhabers mit der Einrede ent- 
gegen zu treten, es habe sich noch ein anderer gemeldet^^ Dem- 
gemäss verwandelte man die Pflicht des Schiffers zur Erhebung 
des Protestes in eine Pflicht zur Benachrichtigung der Konnosse- 
mentsinhaber, damit diese Kenntniss davon erhielten, weshalb der 
Schiffer die Waaren an sie nicht ausliefern wolle, und wo er sie 
deponire (Prot. V S. 2234 f.). Das Gesetz ermächtigt den Schiffer, 
auf Kosten der Ladung förmlichen Protest zu erheben, wenn die 
Denosition nicht bei Gericht geschieht, weil es demselben die Mög- 
lichkeit gewähren will, sich -erforderlichenfalls in den Besitz eines 
Beweismittels über das Vorhandensein der gesetzlichen Voraus- 
Setzungen der Deposition zu setzen , während dies bei der gericht* 
liehen Niederlegung nicht für nothwendig gehalten wurde, indem 
alsdann schon die über die Deposition gepflogenen Verhandlungen 
genügende Auskunft über die gedachten Voraussetzungen geben. 

Art. 649. 

Die JJchcrgahe des an Order lautmden Konnossements an den- 
jenigen^ welcher durch dasselbe zur Empfangnahme legitimirt mrd, 
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Von dem iVachtgeschäft zur Beförderung von Gütein. Art. 649. 379 

hatf sobalä He GHSikr wkUiek äbgelaäm sinä^ fir dm Bmmb <fer 
von der Uehergabe der Oüier abhängigen EeeMe dieselben retMinken 
Wirkungen wie die Uehergabe der Qüler, 

1. Schon seit langer Zeit bedient man sich im Handelsver- 
kehr der Konnossemente, um Dispositionen über Waaren vorzu- 
nehmen. Nicht nur zahlt der Käufer einer Ladung dem Verkäufer 
gegen den Empfang des KonnoBsements den Kautpreis, sondern er 
selDst bedient sich wieder des Konnossements , um die noch nicht 
in seinen Besitz gelangte Ladung weiter zu veräussern. Um diese 
Funktion zu erfüllen, genligt es nicht, dass das Konnoseement dem 
berechtigten Inhaber ein £ ordernngsrecht gegen den Schiffer ge- 
währt, welches durchaus unabhängig ist von dem zwisclicn diesem 
und dem Abhider bestehenden Rechtsverhältniss, vielmehr muss das- 
selbe auch geeignet sein, in der Hand des Inhabers ein gegen jeden 
Dritten verfolgbares Recht entstehen zu lassen. So gewöhnte man 
eich daran, an die Uehergabe des Konnossenjcnts die- 
selben dinglichen Wirkungen zu knüpfen, wie an die 
Uehergabe der Güter oder schlechtweg die Uebertragung des 
Konnossements der Uebertragung des körperlichen Besitzes der 
Waaren gleichzustellen. Und zwar wird diese Auffassung schon 
frühzeitig geradezu als kaufmännisches Qewohnheitsrecbt bezeichnet. 
(So bereits im 17. Jahrhundert in verschiedenen Gutachten hollän- 
discher Advokaten bei Barels Advijzen over den Koophandel en 
zeevaerf Amsterdam 1781 1 N. 15, N. 42 — die betreffenden Stellen 
mitgetheilt in Goldschmidts H.R. II S. 707 f. Note 23 — ; fer- 
ner von Valin, ccmmcntaire snr T ordonnance de Ja )iiarine I 
S. 606 £f. ; Büsch, Darstellung der Handlung, 3. Ausg., U S. 353 £f. 
und vielen anderen; s. die Zitate bei Goldsohmidt II S. 707 ff. 
Note 28; vgl. überhaupt S. 661 ff., S. 700 ff.) Seit den zwanziger 
Jahren dieses Jahrhunderts ist allerdings in Deutschland in einer 
Reihe von gerichtliehen Entscheidungen und Seitens einer Anzald von 
Schriftstellern die Existenz des in Rede stehenden Handelsgebrauehs 
geleugnet worden (s. die Zitate bei Thöl I S. 893 Kote 23, bei 
Groldschmi dt II S. 705 f. Note 16), wobei wohl der Satz: „Em- 
pfang des Konnossements ist gleich dem Besitzervverb der Waare'' 
als populäre Bezeichnung des regelmässigen thatsächlichen Erfolges 
der Uehergabe des Konnossements charakterisirt wurde dessen 



1) .1 bering (dogmatische Jahrb. I S. 17s flF., bes. S. 182 ff., auch gesammelte 
Aufs. I 8. 113 ff., bes. S. 116 ff.) will das „unmittelbare rechtliche Verhältniss", 
in welches das Konnossement den Dostinatftr xu den noch nicht an ihn abge« 
lieferten Waaren setzt und die diesem gewährte Mö^lichknt, seine Macht über 
die Waaren durch Zession oder durch Indossirung des Konnossements auf einen 
Anderen zu übertragen, aus einer mit der Konnossements- Uebertragung vom Be- 
frachter vor^renommenen Zession der Besit»* und Eigenthumsklagen, wie der per- v 
sönlichen Klage gegen den Schiffer erklären; ein Versuch, der weder mit der 
positiven Gestaltung des Konnossements noch mit den positiven Wirkungen eines 
Bolehen im Einklänge steht (vgl. Ooldschmidt, H3. II S. 706 f.; Lewis in 
Endemanns Handb. IV S. 186 £ Note 2). 
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juristische Natur in der strengen Skriptur Obligation bestünde, welche 
der Schirter dem durch den Besitz desselben legitimirten Empfanger 
gegenüber zur Auslieferung des Frachtguts übernähme (so besonders 
Gerber, deutsches Privatr. 184 und in den Prot, der hamburger 
Konlerenz V ö. 2217; vgl. Thöl I S. 802 f.). Allein die Anerken- 
nung des Handelsgebrauchs in den Motiven zum preussischen Ent- 
wurf eines H.G.ß. (S. 116), zum württembergischeu Entwurf (S. 313), 
sowie in Aeusserungen von Mitgliedern der nürnberger und ham- 
burger Konferenz (Prot. I S. 443—446, 450 , 452, V S. 2228 f.^ 
VIll S. 4017 f.) ist nicht minder ein vollwichtiges Zeugniss für die 
wirkliche Ebcistenz eines solchen als die Legalisirung des Satzes 
durch die neuere bremische Gesetzgebung (Erb- und Handfesten-0. 
vom 10. Dezember 18.S;5 i; 128^; Verordn. vom 25. August 1848 
^ 2; Krb- und Handl'esten-O. vom 30. Juli 1860 12:3'^, IBen, 
welche gerade durch die Negirung desselben in der Judikatur des 
höchsten hanseatischen Gerichtshofs hervorgorulon winde 

Der in Rede stehende 8atz wird nun nicht dadurch erklärt, 
dass man die Konnossements-Uebertragung als symbolische Tra- 
dition der Güter aufifasst (so u. A. Pöhls, Handelsr. I S. 181 fi, 
Kaltenborn, Seerecht I S. 307 ff., Beseler, deutsch.Priyatr.il 
§ 255 Note 30); denn hierzu bedürfte es des weiteren Nachwdses, 
dass dem heutigen gemeinen Recht eine symbolische Tradition, von 
welcher das R.R. nichts weiss, bekannt wäre, und dass das Konnosse- 
ment als Symbol der Ladung aufgefasst w^erden könnte; eben so wenig 
durch die Annahme eines constitutum 2)osscssorium (so u. A. Pantsch, 
des O.A.G. zu Rostock vom 27. Januar 1845, in der Zeitschr. f. 
D. R. IX S. 489 ff.; Mitter maier, deutsch. Privatr. II i; 565), weil 
weder in der blossen Thatsache der Versendung der Güter, noch 
in der Annahme des vom Schiffer gezeichneten Konnossements 
durch den Ahlader ohne Weiteres die Urawandelnng des animus 
rem stbi habendi in den anmus, fortan fiir den Destinatär besitzen 
zu wollen, gefunden werden kann*); wohl aber ergiebt sich in fol- 
gender Weise die Uebereinstimmung desselben mit der zivilistischen 
Besitztheorie. Der Schiffer erhält die Güter vom Ablader, um mit 
denselben den Anweisungen des Frachtvertrages gemäss zu ver- 
fahren. Er erhält also die Detention derselben, nicht juristischen 
Besitz; und zwar detinirt er für den Ablader, weil dieser beliebig 
auf die Güter einwirken kann, und der Schiffer den darauf ge- 
richteten Anweisungen desselben Folge zu leisten verpflichtet ist. 
Durch die Epnnossements-Zeichnung Übernimmt der Schmer die Ver- 
pflichtungy die Güter dem durch das Konnossement nachgewiesenen 



1) In Endemanns Handb. IV S. 187 habe ich auf den Widenpraeh 
etniger frQheren Erkenntnisse und einiger Schriftsteller zu grosses Gewicht ge- 
legt und nicht genügend beachtet, dass die Begründung des Widerspruchs, so 
weit eine solche überhaupt gegeben wird, lediglich gegen die verkehrten zivilisti- 
Mben Konstruktionen, nfcbt aber gegen die gewobnfieitsrechtlicbe Oeltong des 
Satses sich richtet. 

2) Ueber andere Konstruktionsversucbe s. Goldscbmidt II S. 719— 721. 
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und durch den Besitz desselben l^timirten Destinatär auszuant- 
Worten. So Ian«;e nun das Konnossement sich in den Händen des 
Schiffers oder auch des Abladers befindet, kann dasselbe noch 
keinerlei Wirksamkeit äussern, weil so lange noch kein durch den 
Besitz des Konnossements iegitimirter Destinatar vorhanden ist. 
So lange detinirt denn auch der Schitfer die Güter für den Ab- 
lader. Durch die Uebertragung des Konnossements auf den Desti- 
natär hört aber für den AUader die Möglichkeit auf. auf die La- 
dung einzuwirken. Der SchifiPer hört auf, für denselben zu detir 
niren. Der Ablader giebt den Besitz auf und überträgt denselben 
auf den Destinatar, indem er diesen zum Konnossements-Besitzer 
macht, für welchen der Schiffer nach dem Inhalt' des Konnosse- 
ments detinirt. In gleicher Weise hört beim Order-Konnossement 
durch Indossirung und Weiterbegeburig desselben nach dem Willen 
des Indossanten der Schiffer auf, für diesen zu detiniren und deti- 
nirt fortan für den Indossator, den jetzigen Konnossementsbesitzer. 
Dieser Auffassung steht aucli ;der L'nistand nicht entgegen, dass 
beim Order^Konnossement der Destinatar eine persona incerta für 
den Schiffer ist; denn wie der Besitz an eine persona incerta, in 
welcher nur eine bestimmte vom Veräusserer gesetzte Voraus- 
setzung zutrifft, übertragen werden kann (L9 § 7 D. De A. J?. D. 
41^ 1; § 46 L De B. D. 2, 1), und eine negotiorum gesHo selbst 
dann angenommen wird, wenn Jemand die Geschiifte einer anderen 
Person wirklich geführt hat, als für welche er dieselben hat be- 
sorgen wollen (L. 5 § 1, § 10 I)e ney. gest. 5, 5; L. 14 § 1, L. 29 
pr. Comm. div. 10, 3), so kann man auch den Besitz für eine Per- 
son erwerben, von der man zwar keine individuelle Vorstellung 
hat, die aber bestimmt bezeichnet ist. 

Dieser Auflassung, welche zuerst Goldschmidt (II S. 721 ff.) 
vertreten und begründet hat, ist in der neuesten Zeit das R.G. 
(£ntsch. Ziv.S. V S. 80) beigetreten i). 

Die Uebertragung des Konnossements hat dieselben rechtlichen 
Wirkungen y wie die Uebertragung der Güter selbst Sie ersetzt 
nur die Uebertragung der Güter, gewährt also an sich nur die 
Detention Von welcher Beschaffenheit die rechtlichen Wirkungen 



1) Das R.G. inaclit noch darauf aufmerksam, dass diese Auffassung für 
das preussische Recht einen besonderen Anhalt an der Bestimmung der §§ 60, 
67 .Oj.R. I, 7 habe, wonach die Besitzühergäbe in der Weise vollzogen werden 
kann, dass der, welcher für einen Anderen eine Sache inne hat , von diesem die 
Anweisung erhält, den Besitz im Namen einer bestimmten dritten i'erson lortzu- 
setzen, und diese Debergabe in dem Augenblicke als vollzogen gilt, wo dor neae 
Besitzer die Anweisung angenommen hat; denn in der Vereinbarung, das dem 
Schiffer übergebene Gut solle nicht mehr zur Verfügung des Abladers stehen, 
Bondem dem legitimirten Inhaber des Konnossementa ausjgelieiert werden, sei 
nothwendiger Weise die AnwetBiing enthalten, i&r diesen Mhalrar zu detiniren. 

2) Der Umstand, dass hiernach der Detentor die Detention durch einen 
Stellvertreter ausübt, steht nicht im Widerspruch zu den Grundsätzen des bür- 
gerlichen Kechts. Kine Repräsentation kann nämlich beim Besitz stets nur 
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sind, hängt von dem zwischen dem Ablader und Destinatär be- 
stehenden Rechtsverliähniss ab , auf (irund dessen die Konnosse- 
raentb-üebertraguug erfolgte. Hiervon hängt es ab, ob der Desti- 
natär nur die Detentioiii oder jnristiaohen BesitE , F&ndreefat oder 
- Eigenthum erhält Der Handlongsbevolliiiächtigte des Abladers 
erhält durch das Konnossement (wie durch Besitzübertragung) ledig- 
lich Detention der verladenen Waaren, der Kommissionär und der 
Spediteur erhalten zunächst auch nur Detention, unter den in Art. 
374 und 382 H.G.B, angegebenen Voraussetzungen aber ein Pfand- 
recht an denselben und alsdann auch juristischen Besitz. Der 
Empfänger, welchem auf Grund eines Kaufgeschäfts vom bisherigen 
Eigenthümer dieWaare übersandt wird, erhält ( nach Zahlung resp. 
Kreditirung des Kaufpreises im gemeinen Kecht; auch ohne dieses 
Kequisit wo das Landesrecht ein solches nicht aufstellt) Eigen- 
thum^); desgleichen, htma fides ▼orausgesetzt, ohne Weiteres der, 
welchem diewslbe von einem Kaufmann in dessen Handelsbetriebe 
auf Grund eines Veräusserungsgeschäfts übersandt wird, selbst wenn 
dieser nicht Eigenthümer war (Art. 306), wogegen nach gemeinem 
Becht in diesem Falle der selbst in bona fide benndliche Empfänger 
nur juristischen Besitz erhalten würde, wenn der Absender der 
Güter kein Kaufmann war, resp. dieselben nicht in seinem Han- 
delsbetriebe veräussert hätte. 

2. Die eben erörterte Frage, ob hinsichtlich der Wirkungen die 
Uebertragung des Konnossements mit der Uebertragung des kör- 
perlichen Besitzes der verladenen Güter identisch wäre, ist hd 
Abftusung des H.G.B. lebhaft ventilirt worden. Der preussische 
Entwurf (Art. 230 Abs. 2) enthielt die Bestimmung: 

D»> üehergabe des indossirten Konnossenimts oder Duplikats 
des Frachtbriefs oder Ladeschems an den Indossator steht der U«^- 
gäbe der Waare gleich. 

In der ei*sten Lesung der nürnberger Konferenz wurde mit 
überwiegender Majorität (11 gegen 5 Stimmen) der Satz ange- 
nommen: 

Die Uehergahe des Ladescheins steht der üehergabe der Ladung 
gleich (Art. 351 des Entw. aus erster Lesung); 

indem namentlich auf die Unentbehrlichkeit eines solchen Satzes 
für den Handelsverkehr hingewiesen wurde (Prot. I S. 443 - 446). 
Eben so lautet der Entwurf aus zweiter Lesung (Art. 388): 



hiusichtlich der Detention stattfinden. Da diese nun die Voraussetzung mancher ' 
Rechte ist, so ist die SteUverCretung nicht nur für den iuristiscbea Besitcer, 8(Hi- 
dern auch für den Detentor möglich: Gold Schmidt II S. 723. 

1) Der Eigenthums-Beweis bei der rci vindicatio ist allerdings auch daraul 
SU richten,^ dass die Tradition (hier also die Konnossements-Üebergabe) mit dem 
WiUen, Eigenthum zu übertrafen, stattgefunden hat. Allein bei einem Order- 
Konnossement, welches durch Indossament übertragen ist, wird dieser Wille prä- 
sumirt, wenn sich nicht aus der Form des letzteren (Prokura-Indossament) das 
Gegentheil ergiebt: Entsch. des R6. Ziv.S. IT 8. 148. 
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Die Uebergabe des Ladescheitis steht der Uebergabe des Gutes 
:gleich. 

Auf der hanibiirger Konferenz wurde auf den Antrag von 
Gerber, der seine oben (S. 379 f. ) niitgetheilte Auffassung geltend 
machte, der Art. 388 des Entwurfs au-^ zweiter Lesung mit 9 gegen 
3 Stimmen gestrichen (Prot. V 8. 2217 — 2222, 2226). Schon bei 
dieser Gelegenheit war von der Minoritiii von Neuem auf die Be- 
el üriniBse des Verkehrs und die Anschauungen der fiLandelswelt, 
sowie auf die Gesetzgebung der bedeutendsten handeltreibenden 
Kationen hingewiesen, mit denen sich das deutsche H.G.B. durch 
Beseitigung des in Rede stehenden Prinzips in Widerspruch setzen 
würde (Prot. V S. 2222—2226). Und in zweiter Lesung wurden 
•von Neuem Anträge eingebracht, die Uebergabe des Konnossements 
überhaupt oder mit Rücksicht auf gewisse Wirkungen der Ueber- 
gabe der Waare gleichzustellen. Die Versammlung entschied sich 
zunächst mit 9 Stimmen gegen Eine, dass eine ausdrückliche Be- 
stimmung in diesem Sinne aufzunehmen; sie verwarf die Beschrän- 
kung der Gleichstellung auf die Begründung von Eigenthum und 
P&ndrecht mit 8 gegen 2 Stimmen; die BeMihrftnkung der Gleich- 
fltellnng zu Gunsten des hanae fidei possessor mit 6 gegen 4 Stim- 
men und beschloss endlich die Beschränkung der Gleichstellung 
auf das an Order lautende Konnossement mit 6 gegen 4 Stimmen. 
Für den letzteren Beschiuss wurde gegenüber der Behauptung, dass 
CS für eine Unterscheidung zwischen mdossablen und nichtindossablen 
Konnossementen an jedem inneren Grunde fehle, geltend gemacht: 
.,die fragliche Unterscheidung entspreche der Auffassung des Verkehrs, 
wie sie wenigstens im Süden seit lange Geltung habe." Der Kauf- 
mann glaube dort durch ein nicht indossables Konnossement nicht 
ein eben so sicheres Recht erhalten zu haben, wie durch ein in- 
dossables. Die Unterscheidung gewähre dem Ablader den Vor- 
theily durch die Wahl eines nicht indossablen Konnossements den 
Uebergang des Besitzes zu verhindern , wo dies seinen Interessen 

Semäss sei. Die Unterscheidung entspreche ^^der Katur der Sache'' ; 
enn nur bei einem indossablen Konnossement „sei die Ausliefe- 
rung der Ladung an den Inhaber ohne weitere Untersuchung 
Pflicht und Recht des Schiffers", das nicht indossable Konnosse- 
ment erscheine mehr als eine „Beweisurkunde über anderweitig 
begründete Rechte" (Prot. VIII S. 4015 — 4020). Den wahren 
Orund für dieses Verhalten der Konferenz findet Goldschmidt 
entschieden richtig in einer gewissen Aengstlichkeit, „den noth- 
wendigen Bechtssatz ganz unbeschränkt au&ustellen" (H.R. H 
S. 716 Note 32). 

3. Dass das Gesetzbuch die angegebenen Wirkungen der Kon- 
nossements-ücbertragung nur dann eintreten lässt, wenn die Waa- 
1 f^n wirkHch abgeladen sind, versteht sich nach der hier ver- 
tjvjtenen Auffassung von selbst; denn nur unter dieser Voraus- 
setzung kann davon die Bede sein, dass der iScbiffer die Güter 
detinirt. 



Digitized by Google 



384 



Fünfter Titel. 



4. Das II.G.B. hat den betrachteten Grundsatz, wie eben 
bemerkt, nur liiusichtlich des Order-Konnossements ausgesprochen. 
In Betreff des Naraens-Konnossements ist die Gleichstellung 
der Uebergabe des Konnossements mit der der Güter ausdrücklicii 
anerkannt worden in Betreff der B^ründung und Fortdauer von 
RetentiooB' und Pfandrecht (Art. 318, 874, 382 H.G.B.). Abge- 
sehen hiervon ist in Betreff des Namens-Konnossements das frühere 
Recht bestehen geblieben. Indem nämlich der Art 649 für das 
Order-Konnossement ausdrücklich die Gleichstellung der Uebergabe 
des Konnossements mit der der Waare statuirt, hat er dieselbe Wir- 
kung dem Namens-Konnossement nicht geradezu absprechen wollen. 
Und wenn auch die Ansicht einzelner Mitglieder der Konferenz nach 
Ausweis der Protokolle (s. oben S. 383) entschieden dahin ging, so 
ist doch dies nirgends als die Meinung der Majorität hervorgetreten. 
Jedenfalls hätte der Art. 049, wenn es (wie dies B eseler, deutöch. 
Privatr. II S. 1047 Note 31 annimmt) b^bsichtigt worden wäre, 
eine ganz andere Fassung erhalten müssen. So wie derselbe jetzt 
laute^ kann nur gesagt werden: das H.O.B, enthält eine Bestim- 
mung über die Wirkungen der Uebergabe eines Ronnosseznents 
blos in Betreff der Order-lConnossemente. Hinsichtlich der Namens- 
Konnossemente enthält es, ausser den Spezialbestimmungen in Art. 
313, 374 und 382, keine Vorscln-ift. Wo aber das Gesetzbuch 
schweigt, ist (nach Art. Ij auf die Handelsgebräuche und das ali- 
gemeine bürgerliche Recht zu rekurrireu. Somit ist auch lür die 
Namens-Konnossemente das bürgerliche (partikular-rechtliche und 
gemeinrechtliche) Gesetzesrecht ^) resp. Gewohnheitsrecht maass- 
gebend. Diese Ansicht wurde früher namentlich von Thöl (H«R. 
Ö. 890ff.) und Goldschmidt (S. 716 Note 82) vertreten. Sie ist 
neuerdings auch vom R.O.ELG. in einem Erkenntnisse vom 10. Novbr. 
187d adoptirt worden (Entsch. XI 8. 415—417). Hiernach ist aber 
vom Standpunkt des gemeinen Rechts nach dem unter Nr. 1 Aus- 
geführten dem Satz: Der Empfang des Konnossements Seitens 
des Destinatars hat dieselben rechtlichen Wirkungen, wie der ße- 
sitzerwerb der Güter selbst, für das Namens-Konnossement nicht 
minder Geltung, wie für das Order- Konnossement beizulegen. Und 
es hat sich in diesem Sinne, wennschon natürlich hinsichtlich des 
Namens-Konnossements der alte Streit fortdauert (Thöl, H.R. 
S. 890 ff.; Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 22. Juni 1869 in 
Kierulffs Samml. V S. 356 ff., auch in Seufferta Arohiv KXIV 
Nr. 72 und die in Goldschmidts H.R. II S. 705f. Note 16 
Zitirten)^ das B.G. (Ziv.S. Y S. 80) ausgesprochen«). 



1) So enthält der § 2 der bremischeD Verordnung vom 25. August 1848, 
den Uebergang des Eigenthums an beweglichen Sachen betreffend, eine An- 
erkennung des Grundsatzes, „dass mit der geschehenen Einsendung oder Ueber- 
tragung des über Teffsebifite Wasie ansgestolltsii KonnoflsenneiiCs die Wasn 
Bslmt für übertragen gilt". 

2) Einige fremde Gesetzbücher haben ohne Unterscheidung von Namens- und 
Order-Eouuossement den Grundsatz ausdrücklich anerkannt, dabei aber die Ueber- 
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5. Die Wirkungen der Konnossements- Uebergabe können auf- 
gehoben werden durch das von der R.Konk.O. wie den fremden 
Recliten anerkannte Verfolgungs recht, besser Hemmungs- 
recht, rif/hf of si opp ag e in tr ansitu , droit de snite, 
weh'hes dem wegen des Kaufpreises der verladenen Waare nicht 
vollständig befriedigten Absender (Verkäufer oder Einkaufskom- 
missiouär) das Recht giebt, wegen einer nach Empfang des Kon- 
nossements eingetretenen Insolvenz des Destinatärs die noch auf 
dem Transport befindlichen Gtlter trots des ttbergegangenen Eigen- 
thums snrttcksnfordem. Dem Absender steht eine Klage auf Rfick- 
gfingigmachung des Eigenthnrnsüberganges , eine actio puhliciana 
reseissoria zu. Sie kann gegen jeden Inhaber der Waare angestellt 



tragung des Konnossements als svmholische Tradition aufgefasst. So das chile- 
nische H.6.B. Art 149 Ziff. 1 ; das p o r tu gi es. H.G.B. Art 472 Ziff. 5; das br a- 
silianische H.6.6. Art 200 Ziff. 4; die beiden letzteren unter der Yoraus» 
Setzung, dass das Konnossement die Klausel: por conta enthält. In England 
nit der Satz als kauüuänniscbes Gewohnheitsrecht schon seit langer Zeit {by 
euHom of merchants^ recognised from a very earhf period in tA« law <jjr 
this country: Maclachlan S. 397) und findet sich als solcher auch anerkannt 
in der ßüh of Lading Act vom 14. August 1855 (18 u. 19 Victoria c. III pr.: 
Whereas by tite cuatom of merchants a bill of lading of gooda being trans- 
ferable by endortement the property in the gooda may thereby pa»§ to the 
endoraee). Und zwar er nicht allein für das Order - Konnossement ; vgl. 
Abbott S. 274; Newson S. 73. in Frankreich gilt der Satz unbestritten 
beim Order-Eonoossement; ja es geht hierbei die herrschende aach vom Kas- 
sationshof adoptirte Meinung dahin: soweit das Verhältniss des Elrwerbers zu 
dritten Personen (im Gegensatz zum Auktor) iu Frage steht, le connaissement 
(und ebenso i^eiidomsetnent rigtdier tVun connaiaaement) eHpar lui-meme tranS' 
laüv de propri^U (Hoeebster et Sserd I 8. 489 f., S.494; Lanrin bei Cresp 
II S. US f.; Rüben de Couder III S. m N. 49, S. 383 -385 N. 65-74 und 
die Zitate daselbst), wobei jedoch die Authentizität (la sinccrlte) des Konnosse- 
ments und die Abwesenheit von Kollusion und Betrug (auf Seiten des Erwerbers) 
vorausgesetzt wird (Hoechster etSacr^IS.491, 8. 494; Kuben deCouderlll 
S. 388, N. 9o, s. 3S6 N. 81). Dagegen gewährt nach einer anderen Ansicht das 
Konnossement dem legitimirten Inhaber nur un droit ä la conaignation^ so dass 
dieser noch den Erwerb des Rechts nadiweisoi muss, welches er in Anspruch 
nimiDt so Canmont S. 519 N. 34. Iftuieiie Seiiijftsteller lussen bei jeder Art 
▼on Konnossement die Gleichstellunfr von Konnossements-Uebergabe mit IJesitz- 
ttbertragung Platz greifen, so Caumont a. a. 0., Laurin a. a. Ü., Kuben 
de Couder III S. 881 N. 49. Laurin statnirt den Unterschied zwischen Qrder- 
nnd Namens-Konnossement, dass ersteres Eigenthnm übertrage, letsteres nur «i» 
droit ä la consignation. 

1) § 36. Der Verkäufer oder Einkauf sLommiaaionär Teann Waaren^ 
welche von einem anderen Orte an den Gern t ni. Schuldner abgeaendet und von 
dem Gemeinschuldner noch nicht vollständig bezahlt .sind, zurHekfordern, tO' 
fern nicht dieselben schon vor der Eröffnung des Verfahrens an dem Orte 
der Ablieferung angekommen und in den Gewahrsam des Gemeinachuldner» 
oder einer anderen Pereon fOr ihn gelangt eind, 

2) So Code de eonun. Art. 576; vgl. Caumont 8. 668 N. S. 664, 665 

N. 47; Abbott S. 401— 435; Maclachlan S. 5S7— fiOl. Nach manchen Rechten 
wird das Veri'olgungsrecht noch zugelassen, wenn die Waare kurze Zeit vor der 
EonkurserüifuuDg in den Besitz des Empfängers gekommen ist (droit de auite 
im engeren Sinne). So nach dem holländischen H.G.B. Art. 282 ff.; porto* 
giesischen H.6.6. Art. 911, 912. (Vgl. Goldschmidt U S. 864ff.) 

L«wii, SenMlik. I. 9. Aufl. 25 
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werden»). (S. Goldschmidt II S. 870; Wilmowski, D. R.- 
Konkursordnung, 2. Aufl. Berlin 1881, S. 213; Entsch. des R.G. 
Ziv.S. VIII vS. 84.) Das VerfoJgungsrecht hört auf, sobald die 
Güter vor Eröffnung des Konkursverfahrens am Orte der Abliete- 
rung (als welcher nicht nur der ursprüngliche Bestimmungsort, 
sondern jeder Platz gilt, an welchem der B^mpfänger den Transport 
„beendigt oder durch einen Vertreter beendigen lässt und neue Ver- 
fügungeu über die Waare trifft"^): Entsch. des R.Ü.H.G. VI S. 305) 
angekommen und in den Gewahrsam Detention. fitkibche Inne- 
kabung : R.G, Ziv.S. VIII S. 87) des GemeinBchulaners oder eines 
Vertreters desselben gelangt sind. Ebenso zessirt dasselbe, wenn 
yor der Ankunft der Güter im Bestimmungshafen ein Dritter ^) in 
Gemässheit der Grundsätze der Art. 306 f. D.H. G.B. oder der 
Landesrechte, welche den Satz „Hand muss Hand wahren" aner- 
kennen , an den Gütern Eigenthum '*) oder ein vertragsmässiges 
oder gesetzliches Pfandrecht^) erworben hat. ^^Vgl. überhaupt 
Goldschmidt II S. 855 ff., S.866ff.j Wilmo wski S. 210— 213.) 

Art. 650. 

Sind mehrere Exemplare eines an Order lautenden Konnosse- 
ments atisgestelU, so körnen von dem Inhaber des einen Exen^Jars 
die tn dem vorstehenden Artikel beeeithneten rechtlichen Wirkungen 



1) Doch kann der Konkursverwalter durch Zahlang des Kan^reises die 

Rttcktorderung beseitigen: K.K.O. § 15. 

2) Anders liegt die iSache, wenn nur ein „temporärer Aufschub der Weiter- 
beförderung" angeordnet, Abo der Traosport nur nnterlnrocheD ist: Entsch. des 
R.O.H.G. XXII S. 69. 

3) Wo bona ßdes des Erwerbers erforderlich ist, da wird diese ausse 
schlössen „durch das Bewnsstsein, dass die in Rede stehende Waare nicht bezimlt 
ist und nach den Umständen Destinatärs unbezahlt bleiben wird^, verbanden 
mit der Absicht, durch Erlangung des Besitzes an derselben „das Verfolgungs- 
recht zu vereiteln": Voigt im Neuen Archiv f. H.R. III 277, S. 287, S. 321, 
IV 8. 461 f.; Entsch. des ltO.H.6. XXIV S. 853. 

4) Hier macht sich jedoch der § 38 der Iv.K O. geltend. 

5) Der Spediteur kann das ihm auf Grund des Art. ;ls2 D.H. G.B. zustehende 
Pfandrecht auch dem Verfolgungsrecht gegenüber geltend machen, nicht aber das 
blosse Retentionsrecht, welches ihm das D. H.G.B. Art. ;313 f. gewährt. Das kauf- 
männische Retentionsrecht, für welches der Art. 306 H.(t.B. nicht in Betracht 
kommt, kann nämlich nur an Sachen geltend gemacht werden, welche im Eigen- 
thum des Schuldners des Ketentionsberechtigten stehen. Knn Ist aber die Ver- 
folgungsklage auf Herstellung von res inteara gerichtet und bewirkt, dass der 
Kigenthiimsübergang auf den Destinatar (den Schuldner des Retentionsberech- 
tigteu) als nicht geschehen zu betrachten ist. (Vgl. Voigt im Neuen Archiv IV 
S. 881 f.; Entsch. des RO.H.G. VI S. 806 ff., X S. 78 f., XXIV S. 848: Erk. 
des hamb. O.G. vom 13. Febr. 1874, in Goldschmidts Zeitschr. XIX S. 561: 
Entsch. des B.G. Ziv.S. VIII S. 81 ff. ; Wi 1 ra o wski S. 213.) Der § 41 Ziff. 8 
der K.K.O. beabsichtigt nichts Anderes, als das kaufmännische Retentionsrecht 
aufrecht zu erhalten. Derselbe will nicht etwa die Wirkungen desselben denen 
des Pfandrechts gldebstellen: Wilmowski S. 242: EntsdL des R.G. ZiT.S. 
VIII S. 81. 
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der Uebergabe des Komossemeuts mm NachÜkeil desjenigen nicht 

(geltend gemacht werden, ivclcher auf Grund eines anderen Exetnplars 
i)i GemäRsheit des Art. 647 die AusUeferung der Güter von dem 
Schiffer erlanf/t hat, bevor der Anspruch auf Auslieferung von dem 
' Inhaber des ersteren Exemplars erhoben worden ist 

Der Art. 649 lässt durch Uebertragung des Order-Konnosse- 
ments für den Emptänger dieselben Wirkungen entstehen, welche 
mit der Besitzübertragung verbunden sind. Ob der Ablader diese 
Wirkungen rückpingig machen oder aufheben kann, hängt ganz 
von der Beschalienheit derselben und von der Natur des Rechts- 
verhältnisses ab, auf Grund dessen die Uebertragung des Konnosse- 
ments erfolgte. So wird der Absender der Detention, weiche der 
Empfanger als dessen Bevollmächtigter, Agent, Kommissionär (vor- 
aiMgesetzt, dass diesem letateren kein Pfiuddrecht snstand) hat, in 
jedem Augenblick dn Ende machen können. Der Absender, 
welcher das Konnossement dem Destinatar einschickte, auf Grund 
eines Kau%e8chä{is aber — weil der Kaufpreis weder bezahlt noch 
kreditirt war — unter dem gesetzlichen Vorbehalt des Eigenthums 
an den Gütern, wird gleichfalls dem Empfanger den Besitz wieder 
entziehen können. Der Absender dagegen, welcher den Kaufpreis 
kreditirte, wird die Wirkung des übertragenen Konnossements nur 
auf (ürund des ihm zustehenden Verfolgungsrechts rückgängig 
machen können. Hieraus folgt wieder, dass der Absender nur in- 
soweit mit rechtKohen Wirkungen einer ferneren Penon ein ander- 
weites Konnossement ttbertragen kann, als die Rechte, welche dieser 
letzteren dadurch eineeräurot werden sollen, nicht mit denen in 
Kollision treten, weläe durch das fiülicre Konnossement dem 
ersten Destinatär tibertrsgen wurden. Und eben dasselbe ist von 
einem Indossatar zu sagen, der das Konnossement durch Qi^o 
weiter begiebt. Demgemäss sollte stets, wenn mehrere Konnosse- 
mente an verschiedene Personen übertragen sind, auf Grund deren 
diese kollidirende Rechte an denselben Gütern geltend machen, 
die Priorität der Uebertragung entscheiden, d. h. derjenige vor- 
gehen, dem zuerst vom gemeinsamen Indossanten das Konnosse- 
ment übertragen ist. 

Diese Anordnung ist auch durch Art. 651 getroffen worden. 
Der Art. 650 statuirt von dieser Regel eine Ausnahme zu Gunsten 
des Konnossementsinhabers, der bereits in legaler Weise, d. h. der 
Vorschrift des Art. 647 gemäss, also im Bestimmungshafen . die 
Auslieferung der Ladung Seitens des Schiffers erhalten hat. Diese 
Bestimmung hat ihren &nind lediglich in Zweckmässigkeitsrück- 
sichten und ist folgendermaassen entstanden. Bei der Berathung 
des dem Art 651 zu Grunde liegenden Antrags wurde ausge- 
sprochen, dass die in demselben enthaltene Bestimmung nur dann 
Anwendung finden sollte, „wenn die Güter bereits verladen , aber 
noch nicht vom Schiffer an einen Konuossementsinhaber abgeliefert" 
wären, also nur dann, „wenn sich dieselben noch in der Hand des 

25* 
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gchiffers betanden, oder beim Vorhandensein mehrerer Konnosse- 
inentsinhaber deponirt worden" wären (Prot. VITl S. 4033). Unter 
Hinweis hierauf, sowie unter Geltendmachung des ümstandes, dass 
man die Anwendbarkeit des Satzes, die Uebergabe des Konnosse- 
ments stehe der Uebergabe der Güter in ihren rechtlichen Wir- 
kungen gleich, in dem Falle nicht ausschlicssen dürfe, wo ^^die 
Wirl rangen der Uebergabe des KonnoBsements gegen den. Absender 
oder gegen die Eonknrsfflftnbiger desselben geltend gemacht werden 
sollten'', stellte die KedaistionsKommission den Antrag; die im jetsi- 
gen Art. 650 enthaltene Bestimmung aufzunehmeni welcher Antrag 
Seitens der Konf erenz mit Stimmeneinhelligkeit angenommen wurde 
(Prot. VIII S. 4130). 

Der Artikel findet daher nur Anwendung auf das Verhiiltniss 
der Konnossementsinhaber zu einander, nicht auf das Verhältniss 
eines Konnosseraentsinhabers zum Ablader oder zu den Konkurs- 
gläubigern desselben. 

Art. 651- 

Hat der Schiffer die Oüier noak »UM ausgeliefert^ so geht unter 
mehreren steh meldenden Konnossementsinhäbem , wem und soweit 

die von denselben auf Grund der Konnossementsubergäbe an den 
QiSitem geltend gemaäiten Bechte IcolUdireny derjenige vor, dessen 
Exeniplar von dem gemeinschaftliclien Vormann, welcher mehrere 

Konnossementsexemplare an versrhiedene Personm übertragen hat, 
stierst der einen dieser Fersonm dergestalt übergeben isty dass die- 
selbe zur Empfangnahme der Güter legitimirt tvurde. 

Bei dem nach einem anderen Orte überseindten Exemjdeire u ird 
die Zeit der Uebergabe durch den Zeitpunlct der Äbsendung be- 
stimmt 

1. Für die Entscheidung eines Rechtsstreites unter mehreren 
Konnossementsinhabern ist zunächst die Natur des Rechts, welches 
ein jeder in Anspruch nimmt, maassgebend, und erst wenn die- 
selben sich gleiche Rechte beilegen, und demgemäss eine Kollision 
zwischen diesen stattfindet, ist die Bestimmung des Artikels zur 
Anwendung zu bringen. Und zwar gilt dies eben so wohl in dem 
Falle, wo oie yerschiedenen Eonnossementsinhaber Rechte im eige- 
nen Namen geltend machen, als in dem, wo der eine im Namen 
des Abladers handelt (Prot. Vni S. 4032 f.). 

Die Bestimmung selbst ist den Prinzipien des gemeinen Zivil- 
rechts durchaus konform (L, 72 De R. V. 6, 1; L. 9 § 4 De publ. 
ad. 6,2; L, 6 pr. De div. temp. praescr, dä, 3; L, J4 Qui poi. 
20^ 4; L. 2, L. 4 C. Qui pot. 8, 18) 



1) Dieselben Grundsätze werden in England (Abbott S. 425, S. o.S. 977 
Note 1), Aroerika (KentUI S. 292), Frankreich (Delamarrs et Lepoit« 
Tin VI N. 204, 2Ü5J zur Anwendung gebracht 
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Der gemeinschaftliche Vormann kann der Ablader sein, aber 
Auch ein Indossatar; der das Konnossement weiter begeben nat. 

2. Dass das Gesetzbuch bei den nach einem anderen Orte 
übersandten Konnossementsexemplaren alsZeitpunktderUeber- 

fabe den Zeitpunkt der Absendung betrachtet, erklärt sich aus 
en Bestimmungen über die Perfektion der Verträge (Art. 321; 
vgl. Prot. VIII ö. 4034}. 

3. Sind die yerschiedenen Konnosaementsexemplare nidit von 
einem gemeinschaftliohen Vormann Übertragen, sondern von meh- 
reren Vormännern — ein Fall, der, wie Goldschmidt mit 
Recht bemerkt, ohne «n Delikt schwer denkbar ist — oder läast 
«ich (weil die Indossamente nicht datirt sind) nicht ermitteln, 
welches der yerschiedenen Konnossemente zuerst von dem ge- 
meinsamen Vormann weiter begeben ist, so gilt keiner als Be- 
sitzer der Güter. Besitzer ist nämlich der Inhaber des zuerst vom 
gemeinsamen Vormann indossirten Konnossements. Dies trifft im 
ersteren Falle bei keinem zu; im zweiten lässt es sich von keinem 
beweisen. Aus dem Konnossement ist in diesem Falle überhaupt 
kein Recht geltend m machen, sondern nnr ans dem Bechtever- 
hältniss; in welchem die Eonnossementsinhaber zu ihren Vormännem 
stehen, und zwar gegen eben diese (Goldschmidt II S. 732). 
Dagegen würde in dem Falle des Art 650 dieser Umstand nicht 
gegen die Aufrechterbaltung des ^(xtus quo geltend gemacht werden 
kennen, da m pari causa passessar pomr haberi debet. 



Der Schiffer ist zur Äblicfcrunrj der Güter nur gegen RücJcgnbe 
eines Exetnplars des Konnossements, auf welchem die Ablieferung 
der Güter zu bescheinigen ist, verpflichtet. 

Wie bereits der Art. 303 Abs. 3 H.G.B, hinsichtlich des Order- 
Konnossements verordnet^ ist der Schiffer als Schuldner aus dem 
Konnossement nur gegen Aushändigung des quittirten Papiers zu 
erfüllen verpflichtet. Und zwar hat, wie dies durch das Wort 
gegen ausgesprochen wird, die Auslieferung des Konnossements 
und die Abuefemng der Guter Zug um Zug stattzufinden Mit 
Rüdcucht auf die strengen Verpflichtungen, die der Schiffer durch 
Zeichnung des Konnossements übernimmt , hielt man es auf der 
hamburger Konferenz für nothwendig, auszusprechen, dass derselbe 
,^cht mit seiner Leistung yoranzugehen schuldig sei''. Regelmässig 
wird der Schiffer auf seinem Recht, die Auslieferung des Kon- 
nossements zu verlangen, nicht bestehen , sondern sich , wenn er 
dem Destiuatär nicht unbedingt Vertrauen schenkt^ mit dem 



1) Der französische (Art 285) und belgische Code de comm. (II Art 46) 
verpflichten den Destinat&r nur, eine Qnittang dem Schiffer sa geben, nnd zwaiv 

erst nach Ablieferung der Ladung. Nach dem spanischen I I.G.B. (Art 803) 
hat der Schiffer die Güter gegen Vorzeigimg des Konnossements auszuliefern. 



Art 652. 



Digitized by 



890 



Fflnfter Titel 



l^achweis, dasB derselbe das Konnossement wirklich besitze^ oder 
„mit der Deponirunp: des Konnossements bei einem Dritten bis naeh 
geschehener Entlöschung" bepfnügen (Prot. V S. 2239). 

Ueber die in Hamoiug bestehende Sitte, wonach die Abliefe- 
rung der Waare an den Everführer gegen das von diesem quit- 
tirte Konnossement erfolgt, s. die Austührungen zum Art. 610 
(S. 322). 

Art. 653. 

Das Konnossement ist eniscJmdend für die liechtsverhäUmsse 
emsdien dem VerfradUer unä dem Empfänger der Güter; insbeson- 
dere mu88 die Ähtieferung der Güter an den Empfänger naeh InhaU 
des Konnossements erfolgen. 

Die in das Konnossement nicht aufgenommenen Bestimmungen 
des Frachtvertrages haben gegenüber dem Empfänger keine reehüiehe 
Wirhiv g, sofern nicht auf dieselben ausdrücMich Bezug genommen 
ist. Wird in Ansehung der Fracht auf den Frachtvertrag vcriviesen 
(z. B. durch die Worte: „Fracht laut Chartcparfie'') , so sind hierin 
die Bestimmung €71 über Löschzeit, üeberliegezeit und Liegezeit ') nicht 
als einbegriffen anzusehen. 

Für die Bechtsverhältnisse zwischen Verfrachter ufid Befrachter 
hieiben die Bestimmungen des Frctchtoertrages maassgd>end. 

1. Das Konnossement ist nichtnur ein Empfangsbekennt- 
nis s des Schiffers, sondern auch Verpflichtungsurkunde.: 

Schon daraus, dass die Urkunde diesen zwiefachen Charakter 
nothwendiger Weise hat, geht hervor, dass die dadurch begründete 
Obligation keine Formalobligation ist; denn die Verbindlichkeit 
des schifferB kann ohne eine causa ddtendi gar nicht gedadit 
werden. 

Der Schiffer verptiicbtet sich nämlich nicht schlechtweg dem 

Destinatar zur Lieferung bestimmter Waaren, sondern lediglich zur 
Wiederablieferung derjenigen Güter, welche er von dem Ablader 
wirklich erhalten hat. Seine Verbindlichkeit besteht nicht in einem 
darCy sondern restiiucrc (Prot. V S. 2208, 2260 f ). Der Gegenstand 
der Verbindlichkeit des Schitl'ers wird denn auch durch die Aus- 



1) Statt des Wortes Liegezeit am Schluss des Abs. 2, wie der von der 
Kommission vorgelegte Entwurf und alle ofSziellen Ausgaben lauten, ist zu lesen 
Liege g e 1 d. In den Verhandlnngen der hamburger Konferenz fibw die Tragweite 
der Klausel „Fracht nach Charteparti«" wurde nur die Frage ventUirt, ob diese 
sich auch auf das Liegegeld beziehe, und gerade diese Frage wurde bei der 
Abstimmung verneint (Prot. Y S. 2226—2228). Uemgemäss hiess es auch im Ent- 
warf SOS erster Lesung Art 525: 

— Wird in An-selninq der Fracht auf den Frachtvertrag verwiesen, — 
80 sind hierin die Bcstitninnngen über Lößchxeü^ Üeberliegezeit und Liegegeld 
nicht als einbegriffen anznxehen. 

In zweiter Lesung ist aber irgend eine Aenderung dieses Satzes nicht be- 
schlossen worden (Prot. YIII 8. 4007). VgU Entsch. des aO.H.G. V 8. 132 £, 
XV S. 222. 
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Stellung des Konnossements nicht geändert, vielmehr ist es dieselbe 
Verpflichtung, welche bereits durch den Frachtvertrag eingegangen 
war. Nur wird dadurch ein neuer Gläubiger eingeführt und diesem 
gegenüber dieselbe Verbindlichkeit Seitens des Schiffers, und zwar 
als eine selbständige und unabhängig vom Vertrage eingegangen. 
TrotEdem liesse aidi, da das Empiangsbekenntniss die Grundhge 
des YerBprechens ist, denken, daw durch erwiesene Unriohtig;keit 
des ersteren auch das letztere modifizirt werden müsste. Da aber 
das Konnossement dem Handelsyerkehr zu dienen bestimmt ist, so 
muBB der Schiffer verpflichtet werden, bei Zeichnung desselben 
„die Diligenz eines ordentlichen Schiffers zu prästiren" und, so viel 
an ihm ist, „zu verhindern, dass Dritte durch dasselbe getäuscht" 
werden 0 (Prot. V S. 2260; Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 196 ff.; 
Abbott S. 259). Dies hat der Handelsgebrauch dadurch bewerk- 
stelligen zu müssen geglaubt, dass er den Schiffer nüthigte, den 
Inhalt des Konnossements unbedingt zu vertreten. Das Konnosse- 
ment macht nicht nur jeden anderen Beweis fiberflüssig, sondern 
schliesst auch den Gegenbeweis vdlUg aus. 

Diesen Grundsatz , der sich freilich nicht aus allgemeinen 
Rechtsprinzipien ergiebt, sondern rein positiver Natur ist (vgl, 
Entsch. des R.G. Ziv.S. V S. 81 f.), .der aber in allen Seerechten 
sich findet und mehr oder minder konsequent durchgeführt*), auch 



1) Daher darf aucli das Konnossement nicht früher gezeichnet werden, als 
die Guter wirklich an Bord sind, weil die Verladungszeit, aus welcher sich ein 
Schluss auf den Zeitpunkt des Eintreffens der Güter im Bestimmungshafen ziehen 
lässt, für den KonnoBsements-Krwerber Ton Interesse ist: £nt8ch. des ii.ü.H.G. 
XXV S. 196 fr.; des R.G. ^.8. in 8. 102 f. Das finnUndiselis Seegesets 
(Art 89) hat denn auch den Grundsatz ausdrücklieh ausgesprochen. Yf^. Le* 
ifis in Endemanns Handb. IV S. IGG Note 7. 

2) Einige fremde Gesetze haben das Prinzip nicht ausdrücklich aufgestellt, 
enthalten Tieimehr nur einen Sats Ober die unbedingte Beweiskraft des Kon- 
nossements, worin aber eine Anerkennung des in Rede stehenden Prinzips ent- 
halten ist, 80 der französische Code de covim. (Art. 283; Le commissement 
ridigi dans la forme ci-dessvM prescrite, fait foi entre tovXes les partien in- 
Üreuiet au charaement et entreelles et les assurpurs); der belgi8che(IIArt.42); 
das spanische" H.G.B. (Art. 808); das hol I än dische (Art. 512). In der Or- 
donnaruie de la marine aber heisst es geradezu II, 1 Art. 9: Denieurera re- 
sponserte de tautet les marehandiges ehargies dana eon bdUment, dont il sera 
tenu de rendre eon^te sur le iried de ses coimoissemens. In England ist der 
Grundsatz allerdings erst durch die Bdlfi of Ladlng Act von 1855 anerkannt. 
Diese bestimmt (sect 3): Kvery bül of lading in the hands of a consignee 
or endoreee ffyr vahuMe connderaHon rej^reeentiiig gooda to haee heen shipped 
on board a vessel ahall be conclustve emdence of such shipment as against 
the tnasier or other person signing the samc, notv Ith standin g that such goods 
or eome part thereof mag not have öeen so shipped. Die Kegel gilt dann 
nicht, wenn der Inhaber des Konnossements zur Zeit des Erwerbs dessdben 
Kunde davon hatte, dass die Güter nicht verladen waren; ferner dann nicht, wenn 
der Konnossements-Zeichner beweist, dass die Nichtübereinstimmung des Kon- 
nossements mit dem wirklichen Thatbestande ohne seine eigene Schuld, lediglich 
durch Betrug des Abladers oder des Konnossements-Inhabers, oder eines Auk- 
tors des letzteren veranlasst ist. Die englischen Juristen lassen die Regel 
nur Anwendung finden auf das Yerhältniss des Destinatars zum iSchiffer oder 
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in Deutschland schon früher anerkannt und in der Praxis zur An- 
wendung gebracht worden ist^), hat das H.G.B, direkt ausge- 
sprochen, indem es bestimmt, dass das Rechtsverhältniss zwischen 
iSchitFer und Empfanger durch das Konnossement allein geregelt 
wird und es hat dasselbe die Konsequenzen dieses Satzes in vollem 
Um&nge gezogen (EntBch. des R.O.H.G. III S. 24). 

2. Das KonnOBsement begründet zunächst eine selbitftndige, 
aus dem Frachtvertrage ausgeschiedene*) Verpflichtung des 
Schiffers (Entscb. des K.O.U.G. XV S. 223). Der Schiffer ist da- 
her verpflichtet, die Güter dem Konnossement gemäss abzuliefern 
und darf dem Empfänger keine Einreden aus der Person des Ab- 
laders entgegensetzen (Entsch. des R.O.H.G. II S. 330). Er darf 
sich nicht d;irauf berufen, dass die darin verzeichneten Güter nicht 
abgeladen sind, sei es, dass der Ablader keine geliefert hat, sei 
es, dass er selbst durch vis maior verhindert worden ist, dieselben ein- 
zunehmen, oder dass dieselben vom Ablader wieder zurückgenonmien 
Bind (Prot. V S. 2265; Voigt jun. im Neuen Archiv f. H.B. I 
S. 488 f.: £ntBch. des O.A.G. zu Lübeck Tom 25. Mai ]857| in 
Goldschmidts Zeitschr. III S. 212). Anders liegt jedoch die 
Sache , wenn der Empfänger einen ihm nach dem Konnossement 
zustehenden Anspruch lediglich im Interesse des Abladers geltend 
macht. In diesem Falle dürfen demselben Seitens des Schiffers die- 
selben Einreden entgegengesetzt werden, welche dem Ablader ent- 
gegengesetzt werden könnten, wenn dieser in Person den Anspruch 
geltend machte (Prot. V S. 2279; Entsch. des hamb. Oberger. vom 
11. Juli 1873, in Goldschmidts Zeitschr. XIX S. 231). 



sonstigen Konnossements-Zeichner, nicht des Destinatärs zum Rheder ( not Hg- 
ningj: Abbott 8. 260f., bes. Note f: Maclachlan 8. 396, bes. Note 1. 

1) Vgl. Voigt jun. im Neuen Archiv t H.B. I S. 487 f.-, £rk. des hamb. 
Handelsger. Tom 9 Jannar 1851 (Ullrich, Samml. Nr. 2\ vom 14. April 1851 
(das. Nr. 15), vom 9. Juli 1851 (das. Nr. 26), vom 1. November 1852 (das. 
Nr. 80), vom 11. November ls57 (das. Nr. 343), vom 21. April 1858 (Seebohm, 
Samml. Nr. 12), vom 11. August 1858 (das. Nr. 26), vom 6. September 1858 
(das. Nr. 30), vom 6. September 1858 (das. Nr. 31), vom 20. November 1858 
(das. Nr. 15), vom 31. März und 16. April 1860 (das. Nr. 139), vom 25. April 
1860 (das. Nr. 143), vom 7. Juli 1860 (das. Nr. 161), vom 31. Oktober 1860 
(das. Nr. 173), vom 22. Desember 1860 (das. Nr. 182). Entsch. des O.A.6. zu 
L&beck vom 25. Mai 1857 (inOoldschmidts Zeitschr. III S. 212). 

2) Dass das Konnossement nicht, wie einige Schriftsteller (so Brinck- 
mann, Lehrb. des H.B. § 78 Note 9: Thöl, H.R. 1 8. 887 f.) wollen, eine U^ 
konde Aber den Fracbtverlrag ist, gebt sehon daraus berror, dass dar Sehüfior 
dem Ablader die Konnossemente zu zeichnen hat, wenn auch der Ablader nidit 
der Befrachter, und der Frachtvertrag nicht mit ihm, sondern einem anderen 
Verfrachter eingegangen ist (Prot V S. 2196; vgl. Motive zum preuss. Entwurf 
8. 263). Auch der inbalt des Konnossements spricht liegen eine solcbe Axd- 
fossoog. 

3) Die Güter mü.ssen auch mittels des im Konnossement genannten Schiffs 
transportirt sein (abgesehen von den Fällen, wo das Gesetz eine Umladung ge- 
stattet). Die Lieferung von durch ein anderes Schiff transportirlen Gütom wikrde 
der Destinatär nicht als Erfüllung seines Anspruchs gelten sa lusea brauchen: 
Uanscat. Gerichts-Zeit von 1883 S. 129 f. 



Digitized by Coogl« 



Von dem Fracbtgeachftft zur Beförderung von G&tem. Art 653» 393 

3. Das Konnossement ist entscheidend für die ßechtsverhäh- 
nisse zwischen Verfrachter und Destinatar, es hat aber 
selbstverständlich keinen Einfluss auf das zwischen Ablader und 
Empfänger bestehende BechtsyerhältniBB. Ist daher die Waare 
dem letzteren auf Grtind eines mit dem enteren abgeschlossenen 
Kaufireftrages übersandt worden, so ist die G^tendmachung eines 
Anspruchs wegen mangelhafter Lieferung gegen diesen nicht da- 
von abhängig, dass jener die ihm aus dem Konnossement gegen 
den Schiffer zustehenden Rechte gehörig gewahrt hat. Vielmehr 
kann in solchem Falle der Empfänger sein Interesse nach seiner 
Wahl geltend machen entweder aus dem Konnossement gegen den 
Schiffer, oder aus dem Vertrage gegen den Ablader^ als Verkäufer 
(Entsch. des ß.O.H.G. II S. 330). 

4. Da das durch die Zeichnung begründete Rechts verbal t- 
niB0 unabhängig vom Frachtvertrage ist, so verträgt das Konnos- 
sements ^^eine anderen Vorbehalte und Verweisungen, als 
die ihm selber eingefügten resp. die ihm dergestalt annektirten, 
daas sich das Konnossement und die Einschränkung als Eine Ur- 
kunde darstellt'' (£otsdi. des ß.O.H.G. I S. 201, VI S. 346). 
Daraus folgt, dase es zwar zu einer Modifikation des Konnosse- 
ments durch den Frachtvertrag nicht erforderlich ist, dass die be- 
treffende Bestimmung des letzteren dem ersteren inserirt ist (Entsch. 
des K.O.H.G. XV S. 223), wohl aber dass dieselbe ausdrücklich 
angezogen ist. Eine stillschweigende Bezugnahrae auf den Fracht- 
vertrag ist für Destinatar und Verfrachter nicht maassgebend, 
namentlich darf ans der Bezugnahme auf eine einzelne Bestimmung 
der Chartepartie nicht geschlossen werden, dass auch alle anderen 
für maassgebend hätten erklärt werden sollen (Prot. V S. 2227 f.; 
Entsch. des R.O.H.G. XII S. 131, XVII S. 76). Dagegen ist es 
eben so wohl zulässig, auf sllmmtliche Bestimmungen der Charte- 
partie, als auf einzelne Bezug zu nehmen (Motive zum preuss. 
Entw. S. 266 f. ; Entsch. des R.O.H.G. XVII S. 74 ff. und die 
8. 75 zitirten Erk. und Schriften). Durch die, namentlich in eng- 
lischen und amerikanischen Konnossementen sich findende Klausel: 
on paying freight for the said good and all other conditions as per 
Charter party^ wird daher der ganze Inhalt der Chartepartie zu 
einem integrirenden Bestandtheu des Konnossements QSntscL des 
R.O.H.G. XV S. 222 f., XIX S. 268 £). Wie weit in jedem FaUe 
die Bezugnahme auf die Chartepartie sich erstreckt, ist Sache der 
richterlichen Interpretation (Entsch. des R.OÄG. XVII S. 73). 

5. Lediglich eine Konsequenz atis dem unter Nr. 4 erörterten 
Prinzip ist es, dass die Klausel „Pracht laut Chartepartie" 
sich ausschliesslich auf den eigentlichen Frachtanspruch des Ver- 
frachters bezieht, d. h. zwar nicht einzig und allein auf „die mit 
dem Namen der Fracht in der Chartepartie bezeichnete Geldprä- 
station", sondern auch auf die gewöhnlichen unzweifelhaften Ak- 
zessionen derselben, wie die Kaplaken und Primage und eine etwa 
dem Schiffer 8ag<*sicherte Gratifikation — auf letztere indess nur 
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bei Verfrachtung des Schiffs im Ganzen oder zu einem Theile und 
soweit eine Repartition überhaupt denkbar ist — , nicht aber auf 
die übrigen Ansprüche des Verfrachters aus dem Fracht vertrage, 
namentlich nicht auf das Liegegeld^ auch wenn dasselbe für die 
Löschung eventuell festgesetzt worden wäre (Prot. V S. 2226 bis 
2228), demgemäss auch nicht auf die Lösohzttt und die Ueber- 
liegeseit. ; 

6. Der letzte Absatz des Artikels lautete in der Fassung des 
preussischen Entwürfe (Art. 486): 

Für die BediisverhäUnisse ewischen Sdiiffer und Ablader bleiben 

die BesÜmmunf/en des Frachtvertrages verbindlich, soweU im Kon- 
nossememte nwMs Abtveichendea enthalten ist; 

und in den Motiven heisst es (S. 267) in dieser Hinsicht: ,^weit 
das Konnossement der Chartepartie widersprechende Bestimmungen 
enthält, ist anzunehmen, dass der Schiffer und Ablader die Charte- 
partie haben aufheben wollen, und insoweit entscheidet auch für 
sie das Konnossement". Denselben Zusatz enthielt in Betreff der 
Ladescheine der Art. 415 in seiner ursprünglichen Fassung CArt. 
350 des Entwurfs aus erster Lesung). In zweiter Lesung wurde 
dieser Zusatz, ohne dass erhellt, aus welchem Grunde, iortgelassen 
(Prot. III S. 1242, 1247; Art. 387 des Entwurfs aus zweiter 
Lesung), und auf der hamburger Konferenz wurde beschlossen, die 
Fassung des Art 486 des ^reussisdien Entwürfe mit der des Art. 
887 des Entwurfs aus zweiter Lesung möglichst in Einklang zu 
bringen (Prot. V S, 2228). Demgonäss gelten abweichende Be- 
stimmungen des späteren Konnossements nicht ohne Weiteres als 
von den Parteien beliebte Abänderungen des Frachtvei-trages, viel- 
mehr greift in dieser Beziehung freie richterliche Prüfung Platz 
(Entsch. des K.O.H.G. XVn Ö. 73). 

Da für das Verhältniss von Schiffer und Ablader allein 
der Frachtvertrag maassgebend ist, so kann man die im Konnosse- 
ment festgesetzte Fracht von dem Befrachter nicht beanspruchen, 
wenn Konnossement und Chartepartie in dieser Hinsicht nicht 
übereinstimmen (Erk. des Handelsger. 7ai Bremen vom 4. Mai 1863, 
bestätigt durch Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 28. Januai* 
1865 in Kierulffs Samml. I S. 87). Andererseits hat der Ab- 
lader dem Verfrachter fiir allen daraus entstandenen Schaden auf- 
zukommen, dass durch seine Schuld die GHlter nicht die im Kon- 
nossemente angegebene Beschaffenheit hatten. Natürlich hat auch 
für das Verhältniss von Schiffer und Ablader das Konnossement 
die Bedeutung eines Empfangsbekenntnisses, allein dieses ist ein 
gewöhnliches Beweismittel, gegen welches Gegenbeweis zulässig ist 
(Entsch. des O.A.G. zu München vom 9. Dezember 1861 in 
Seufferts Archiv XV Nr. 49: Erk. des hamb. Handelsger. vom 
16. Juli 1864 bei Hermann und Hirsch, Samml. Nr. 114 S. 484: 
vgl. Prot. V S. 2279). 
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7. Die BestimmuDg des letzten Absatzes, wonach das Kon- 
nossement für das Verluiltniss von Befrachter und Verfrachter 
nicht in Betracht kommt, gilt nicht für den Fall, dass das Kon- 
nossement Zusätze erhalten hat, welehe in ein gewöhn- 
liches EonnoBBement nicht gehören und nur die Be- 
ziehungen zwischen Verfrachter und Befrachter angehen. Solche 
Zusfitze sind nämlich als wesentliche Bestimmungen des Fracht- 
vertrages anzusehen. Dies gilt z. B. alsdann, wenn der Verfrachter 
(etwa eine Packetfahrt-Gesellschaft) , dessen Schiff auf Grund der 
Chartepartie die Waaren nicht nach dem Bestimmungshafen, son- 
dern nur nach einem Zwischenhafen bringen soll, in dem hierüber 
ausgestellten Konnossement sich zugleich verpflichtet, für die Weiter- 
beförderung der Waaren nach dem Bestimmungsort mittels einer 
anderen Transportgeiegenheit Sorge zu tragen (z. B. durch den 



dann haftet der Verfrachter aus cuesem irregulären Konnossement 
wie aus einem Frachtvertrage für den weiteren Transport der 

Ladung dem Befrachter (Entsch. des O.A.G. zu Lübeck vom 



14. Juni 1866 in Kierulffs Samml. II S. 405 f.; vgl. Entsch. 
des R.O.H.G. XVU S. 73)0. 



1) üeber den Seetransport auf ein s. g. durchgehendes Konnosse- 
ment ährough'bäl of lading)^ ein dem U.G.Ii, fremdes Institut, s. Schlodt* 
mann m Goldsehmidts Zatsdir. XXI S. 884 AT.; Voigt, zam See- nnd Ver- 

■Usherungs-R, Jena 1880, S. 7 ff.; vgl. Entsch. desR.O.H.G. III S. 221 ff. T>urch 
ein solches Konnossement verpflichtet sich der Aussteller desselben, den Traus- 
port der Waaren nach einem bestimmten Platze zu besorgen , indem er mit 
dgenem Schiff nur einen Theil des Transport» auBzuf&hren verspricht, zugleich 
aber die Weiterbeförderung der Güter zusagt, entweder schlechtweg oder mittels 
einer bestimmten Schiffs- oder sonstigen Transportgelegenheit. Namentlich be- 
zeichnet wird nur das Schiff, in welches die GQter vom Ablader geliefert und 
bis zur ersten Transportstation gebracht werden. Ein solches Konnossement 
kann erst in der Endstation des Transports geltend gemacht werden, nicht in 
irgend einer Zwiscbenstation, also auch nicht in der. wo der durch das nament- 
Mai genannte Sdififf oder vom Eonnossements-Auflstellei selbst besorgte Transport 
endet. Im Bestimmungsort aber richtet sich die Verbindlichkeit des Transport- 
ftihrers nicht nach diesem Konnossement. Für die verschiedenen Theiltransporte 
tritt vielmehr eine Haftung verschiedener Personen ein, die keineswegs nach den- 
sdben Grandaätzen zu beortfaeilen ist. Fttr den ersten Theiltransport haftet der 
Konnosseraentfi-Aussteller, mag er sein eigenes Sohiff oder ein fremdes dazu ver- 
wenden, aus dem Frachtvertrage. Für die späteren Theiltransporte, soweit sie 
nicht von ihm selbst übernommen sind , hat er dafür zu sorgen , dass dieselben 
nach Iifaassgabe des Inhalts des Konnossements durch geeignete Personen über- 
noramen werden. Hierbei haftet derselbe, soweit nicht bestimmte Transport-Ge- 
legenheiten im Konnossement bezeichnet sind, für culpa in eligendo\ nicht je- 
doch fäor dieVerschaldangen solcher Traasport-Uebemehmer. Diese stehen in einem 
unmittelbaren Kontraktsverhältniss zum Ablader und dessen Eechtsnacbfolgem, 
den legitimirten Konnossementsinhabem, da der Konnossements-Aussteller, unter 
Umständen auch spätere Transportfuhrer die ferneren Verträge als Stellvertreter 
des Ablado» geschlossen haben. Jedor Trausportführer haftet als solcher, als 
Verfrachter oder Frachtführer, nur für den von ihm auszuführenden Transport 
nach Maassgabe des von ihm eingegangenen Frachtvertrages resp. gezeichneten 
Konnossements, in auhsidium des für ihn geltenden Hechts; jedoch nur für die 
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Al't. 65:1. 



Ber Verfraehier ist ßr die BitMgheH der im Karmossemeni j 
etUhaUmm Bezeichmmg der abgelaäene^i Güter dem Empfänger ver- 1 
ankcorfUch, Seine Haftung beschränkt sich jedoch auf den Ersate 
des Mindertverths, welcher aus der Nichtübereinstimmung der Güter I 
mit der im Konnossement enthaltenen Bezeichnung sich ergicht. 

1. Die in den Art 654--662 enthaltenen Vorschriften sind 
lediglich Folgerungen aus dem im Art. 653 aufgestellten Prinzip. 
Und zwar wird in den Art. 654 — 656 der Satz des vorigen Artikels, 
dass für das Kechtsverhältniss von Verfrachter und Destinatar allein 
das Konnossement maassgebend ist, angewendet auf die Benen- 
nung der Güter nach Art und Gattung. Der Verfrachter 
hat in dieser Beziehung das Konnossement zu erfüllen und wird 
von dieser Verpflichtung nicht befreit, selbst wenn erwi^ener- 
maassen von ihm das abgeliefert worden ist, was er empfing; z. B. 
wenn der ausgelieferte Brasil-Eafiee (und nicht , wie im Konnosse- 
ment verzeichnet, Java-Kaffee) oder die ausgelieferten Fässer Rum 
(und nicht Wein, worauf das Konnossement lautete) oder das aus- 
gelieferte amerikanische (und nicht, wie nach dem Konnossement, 

Eanische) Nussbaumholz wirklich eingmiommen war (Art. 655; 
atsch. des R.O.H.G. III S. 24). 

2. Liefert der Schiffer die Waare aus, welche er empfangen, 
so darf der Destinatar, wenn dieselbe nicht von der im Konnosse- 
ment angegebenen Art ist, deren Annahme nicht verweigern und 
sein Interesse geltend machen , sondern er hat die Güter absu* 
nehmen und sich mit dem Ersatz des Minderwerths der- 
selben zu begnügen. Als Ghrund dafUr wurde namentlich auf der 
hamburger Konferenz geltend gemacht: Da der Verfrachter, welcher 
die im Konnossement verzeichneten Waaren wirklich erhalten habe, 
aber nicht im Stande sei^ dieselben auszuliefern, weil sie ihm etwa 
abhanden gekommen, nur für den Werth der Güter einzustehen 
habe, so dürfe der, welcher etwas abliefere, was nicht ohne Werth 
sei, nicht schlechter zu stehen kommen (Prot. VIII S. 4132). Na- 
türlicl] gilt dieser Grundsatz nicht in dem Falle, wo der Schiffer 
etwas Anderes abliefern wollte, „als er vom Ablader zum Trans- 
port erhalten'' (Prot. V S. 2278 f.). Hier würde vielmehr der 



Güter, welche ihm von seinem Vormann ühergeben, resp. in seinem Konnosse- 
ment als ihm übergeben bezeichnet sind; denn eine analoge Anwendung des 
Art. 401 D.H.6.B. ist hier nicht möglich, eben so wenig des Art. 384 H.G.B. 
(Schlodtmann S. B88ff.; Voigt S. 18). Ber Beweis der Einnahme der Güter 
kann aber durch das durchgehende Konnossement nur gegenüber dem ersten 
Schiffer gefuhrt werden. Somit ist ein solches Konnossement, soweit dessen 
obligi^botnehe Wirkaoffen in Betracht kommen, nur als der twiidifln dem Ab- 
ladw und dem Aussteller geschlossene Vertrag über die Auslf&hrang des Trans- 
ports 711 betrachten. Ausserdem dient dassdbe zur LegitimaUon des Destinatirs 
im Bestimmungsplatze. 
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Destinatar unter Zurück Weisung der Waare sein volles Interesse 
geltend machen können. 

3. Unter Bezeichnung ist nicht das Merkzeichen, welches 
die Güter tragen, zu verstehen; denn das Gesetzbuch unterscheidet 
beides ausdrücklich (Art. 645 Ziff. 7). Eine Haftung des Schiffers 
für die im Konnossement angegebenen Merkzeichen der Güter 
wftrde 'anch keinen Sinn haben, da der Verfrachter stets nur den 
Minderwerth der abgeladenen Güter im Vergleich zu den im Kon- 
nossement verzeichneten zu vergüten hat, ein solcher Minderwerth 
aber schwerlich die Folge einer Verschiedenheit der Merkzeichen 
sein kann. Dagegen ist die Unrichtigkeit der Merkzeichen von 
grosser Bedeutung für den dem SchiÜer obliegenden Beweis, wenn 
Seitens des Empfangers die Identität der abgelieferten Waaren mit 
den abgeladenen bestritten und deshalb deren Annahme verweigert 
wird. JDeua da das Merkzeichen hierbei das hauptsächlichste Be- 
weismittel für den Schiffer ist, so wird die Beweisführung für den- 
selben dadurch erheblich erschwert, nicht selten nnmöglidi werden 
(Schlodtmann in Goldschmidts Zdtschr. XXI S. 404 ff.). 

Art. 655, 

Die m vorstehenden Artikel erwähnte Saftang des VerfiracJUers 
tritt aw^ dann em, tcenn die Güter dem ScMffer m Verpackung 
oder in geschlossenen Gefässen übergeben sind, 

Ist dieses zugleich aus äeni Konnossement ersichtlich, so ist der 
Verfrachter für die Bichtif/Jceit der Bezeichnung der Güter dem Etn- 
pfänger nicht veranttvortlich, sofern er hetveist, dass ungeachtet der 
Sorgfalt e>7ies ordentlichen Schiffers die Unrichtigkeit der in dem 
Konnossement enthaltenen Bezeichnung nicht wahrgenommen werden 
konnte, ^ 

THeSdfhmg des Verfrachters wird dadurch nicht ausgeschlossen^ 
dass die Identität der abgelieferten und der Übernommenen QiUer 
nidvt bestritten oder dass dieselbe von dem Verfrachter nadtge- 
wiesen ist, *^ 

1. Bei der strengen Haftung, welche das Gesetz dem Ver- 
frachter auferlegt, hat es zugleich F ür sorge getroffen, dass dieses 
Prinzip nicht zu „übertriebenen Härten'^ gegen denselben 
f ü hr e (£ntsch. des B.O.H.G. III S. 25). Darauf beruhen Art 655 
Abs. 2, Art. 656, 657, 659, 660. 

2. Der Art. 655 stellt zunächst als Folgerung aus Art. 653 
den Satz auf, dass bei der Anwendung des im vorigen Artikel 
aufgestellten Prinzips kein Unterschied zu machen, ob die Art der 
Güter für den Schiffer ohne Weiteres erkennbar w^ar oder nicht; 
aber es statuirt diesen Satz nur für den Fall, wo nicht aus dem 
Konnossement die Schwierigkeit für den Schiffer, die Gat- 
tung der einzelnen Güter zu konstatiren, erhellt, und 
nicht zugleich der Schiffer den Beweis führt, dass er „die Unrichtigkeit 
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der Konnossementsbezeiclinung, ungeachtet der Sorgfalt eines 
ordentlichen Schiffers, nicht habe wahrnehmen können". Ist ersteres 
jedoch der Fall, d. h. ist aus dem Konnossement ersichtlich, dass 
die Güter in Verpackung oder geschlossenen Gefössen abgeladen^ 
und fuhrt der Schiffer auch den gedachten Beweis, so soll es ^bei 
der Haftung ans dem Frachtvertrage und aus dem Rezeptam'' ver- 
bleiben» der Schiffer also nur das erweislich Empfangene abzu- 
liefern verpflichtet sein (Entsch. des R.O.H.G. III S. 25). Den 
Beweis aber, dass i^die abgelieferten Güter mit den ihm zum 
Transport übergebenen identisch seien", hat der Schiffer zu führen, 
sobald die Identität beanstandet wird (Prot V S. 2268). Dieser 
Beweis ist nicht darauf zu beschränken, dass „der Ablader dem 
Schiffer die von ihm abgelieferten Kolli, Kisten und dergleichen 
übergeben, sondern ist auch auf „die Identität des Inhalts der 
Verpackung^' zu. erstrecken. Dabei ist es aber selbstverst&nd- 
lich, „dass die ünverletztbeit der äusseren Umhüllung als Beweis- 
grund für die Identität ihres Inhalts in Betracht kommen'' und die 
letztere durch die erstere unter Umständen — wenn gar „kein 
Verdacht einer Unredlichkeit des Schiffers" vorliegt, und aus der 
ünverletztheit der Gefässe sich die Unmöglichkeit einer Unter- ^ 
Schiebung ergiebt — vollständig bewiesen werden kann (Prot V 
S. 2277 f.; vgl K.Z.Fr.O. § 259). 



Art. 656. 

Werden dem Schiffer Güter in VerpadBung oder in gesdihssenen 
Gefässen üherge^enf so kann er das Konnossement mit dem ZusatMe: 
fflnhalt iwhekannf^ versehen. Bmfhält das Konnossefnent diesen oder 
einen gJeichhedeuienden Zusatz, so ist der Verfrachter im FMe der 
^Nichtübereinstimmung des abgelieferten Inhalts mit deni im Konnosse- 
ment angegebenen nur insoweit verantzvorilich^ als ihm bewiesen wird, 
dass er einen anderen als den abgelieferten Inhalt empfangen habe, 

1. Abgesehen von der in Abs. 2 des vorigen Artikels ent^ 
haltenen Bestimmung hat das Gesetzbuch die strenge Haftung des 
Verfrachters aus dem Konnossement noch gemildert durch Aner- 
kennung von gewissen, im Seehandelsverkehr seit langer Zeit ge- 
bräuchlichen s. g. K onn osscra ents- Klauseln. Diese Klauseln 
sind: „Inhalt unbekannt" (Art. 656), „Zahl, Maass, Gewicht un- 
bekannt" (Art. 057), ,,frei von Bruch", ,,frei von Leckage'^ ^ei 
von Beschädigung" (Art. 659) 



1) Die Komio88emeDts*Fonnv]are, deren sich die Hamburg- Amerikaiiische 

Packetfalirt - Gesellschaft für die westindische Fahrt bedient, enthalten auch die 
Klausel : )iot rcsponsihle for marks^ hrttnds avd numbers. Kine solche Klausel 
kennt das II.G.B. nicht. Es sind daher derselben nicht die mit den anerkannten 
Klanseln Terbundenen Wltkimgen beistüegen, nunenttieh ist dieselbe lücht nach 
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2. Die in diesem Artikel behandelte Klausel erleichtert 
die Lage des Schifters in zwiefacher Hinsicht : 

a) sie hebt die Verhaftung des Schiffers aus dem Konnossement 
auf und lässt nur die aus dem Rezeptuni bestehen; ^ 

b) sie nöthigt „den Empfanger zu dem Beweise, dass der Schiffer 
einen anderen als den abgefieferten Inhalt eimpfangen habe'' 
(Entsch. des R.O.H.G. III S. 25). 

Der Gedankengang bei dieser Bestimmung im Verhältniss zu 
Art. 653 und 654 ist der: In der yorbehaltlosen Zeichnung des 

Konnossements liegt die Versicherung des Schiffers, ,,er habe 
keinen Grund gefunden, die Angabe des Abladers über den Inhalt 
der Verpackung zu bezweifeln", und gewissermaassen die Ueber- 
nahme der Garantie für den im Konnossement angegebenen Inhalt. 
Durch Beifügung der in Rede stehenden Klausel lehnt derselbe 
„diese Garantie und die Annahme, als hätte er die erwähnte 
Zusicherung durch Zeichnung des Konnossements geben wollen", 
ab (vgl. Prot V S. 2276 f.) »). 

3. Das Gtesetabuch ermächtigt den SchiflEer nur dann, die in 
Rede stehende Klausel dem Konnossement einzuverleiben, wenn 
ihm Gtlter in einer Verpackung oder in geschlossenen 
Gefässen übeigeben sind. Das gleiche Recht steht demselben 
daher nicht zu, wenn die Güter lose verladen sind, z. B. Getreide, 
Reis, Hölzer, oder zwar in Packen zusammengeschnürt, aber ohne 
dass sie dadurch unerkennbar geworden sind, wie z. B. Häute. 
Der Grund hierfür ist darin zu suchen, dass die Unkenntniss des 
Schilfers von der wahren Beschaffenheit der abgeladenen Waaren 
denselben niemals von der Verhaftung aus dem Konnossement be* 
freien kann, wenn dieselbe si«^ mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers nicht verträgt. Daher braucht in Fällen der letzteren 
Art nicht nur der Ablader die HinzufUgung der fraglichen Klausel 
sich nicht gefallen zu lassen, sondern es ist die Klausel selbst, wenn 
hinzugefügt, dem Destinatar gegenüber ohne Effekt (V-oigt jun. im 
Neuen Archiv f. H.R. I S. 489 ff; Schlodtmann in Gold- 
schmidts Zeitschr. XXI S. 402 f.). 

Art 657. 

,Sind die im Konnossement nach Zahl, Maass oder QenDuM he- 
geiehneien Güter dem Schiffer nicht mtgeeähU^ gugemessen oder m- 

Analogie der Klausel: ^Inhalt unbekannt'' zu beurthcilen, und sie befreit dem- 
gemäss den Schiffer nicht von der Ptiicht, die Identität der mit falschem Merk- 
zeichen versehenen Waaren mit den abgeladenen zu beweisen. S, Schlodtmann 
in Goldschmidts Zeitschr. XXI S. 403 f., 407, 409. 

1) So auch Foard S. Einige fremde Seetresetze gestatten dem Schiffer, 
im Konnossement zu vermerken ^ dass ihm die Art der verladenen Güter nidit 
bekannt sfli, so das hollftndische H.G.B. (Art. 518), wenn die GOtor dem 
Kapitän nicht zugezählt, zugewogen, zugemessen sind ; das chilenische (Art 
10.'>2), wenn der Kapitän die Ladung ohne vorherige Prüfting aufnimmt. Hierbei 
steht natürlich derselbe Sadiverhalt in Frage, wie im Art. 056 1).U.G.B. 
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gewogen^ so kann er das Konnossement mit dem Zusätze: „Zahl, | 
MaasSj Gewicht unbekannt'^ versehen. Enthält das Konnossement i 
diesen oder einen gleichbedeutenden Zusatz, so hat der Verfrachter 
die Bichtigheit der Angahm des Komossemmts über Zahl, Maass 
oder Gewicht der übemommenen QUier meht m vertreten. 

1. Lediglich eine Konsequenz aus Art. 653 ist es, dass der 
Schiffer die KonnossementsaDgaben auch hinsichtlich des Quantums 
der Qttter bu TeTtreten hat^ wenn dieses angegeben ist ^\ wogegen, 
wenn dies nicbt der Fall, dem Verfracliter Seitens des En^p&igers 
der Beweis des abgeladenen Quantums in anderer Weise zu er- 
bringen ist. In dem ersteren Falle, d. h. wenn das Quantum der 
abgeladenen Güter nach Zahl, Maass oder Gewicht ang^eben ist^ 
ist es dem Schiffer gestattet, sich durch Beifügung der Konnosse- 
ments-Klausel „Maass, Zahl, Gewicht unbekannt" (resp. „Maass un- 
bekannt", „Zahl unbekannt", „Gewicht unbekannt": Prot. VIII 
S. 4008) „von der Vertretung der Quantitäts- Angabe f'reizuzeichnen" 
Dieses Recht ist dem Schiffer jedoch nur dann eingeräumt, und 
die Klausel nur dann wirksam, wenn demselben die | 
Waaren niobt zugezftblt,. zugemessen, zugewogen ' 
sind, weil im entgegengesetzten Falle eine Unwissenheit des Kapi- 
täns sich ohne Verfetzung der Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers 
nicbt denken Hesse*) (Voigt jun. im Neuen Archiv f. H.R. 1 i 
S. 495 f.; Scblodtmann in Groidscbmidts Zeitschr. XXI 

S. 402 f.). 

2. Das Gesetzbuch lässt den Schiffer durch die in Eede 
stehende Klausel von der Verbindlichkeit, die Quanti- 
tätsangaben des Konnossements zu vertreten, betreit 



1) Es ist dies üblich (vergl. auch Art. 645 Ziff. 7), aber keineswegs er- 
forderlich. 

2) Bei einem Konnossement, welches keine Quantitätsangabe enthält, würde | 
die Klausel ein bedeutungsloser Zusatz sein, der sich nur daraus .erklärt, 
dsss man ▼ergessen hat, in dem Formular den betreffenden Pasens' ansza- 
streichen. 

^^>) Dieselbe Auffassung findet sich bei den englischen Juristen. Die 
Klausel „quantUy and ([uaiüy unknovm^ wird nach diesen vom Schiffer dem 
EoBnossement inserirt, wenn at the Urne of shtpment he cannot aeeurately de- 
terminc c/thcr, and is compellcd to accept the frei gther^s statement ; und zwar 
BoU derselbe dadurch geschützt werden from alleged short delivery^ or a 
deterioration heyond Ms control, or without any default in him (Foard 
S. 36B; Maclachlan S. 465). Einige fremde Seegesetse haben gleichfalls den 
Schiffer unter den in diesem Artikel aufgestellten Voraussetzungen ausdrücklich 
ZOT Aufnahme der in Kede stehenden Klausel ermächtigt. So das hollän- 
dische H.G.B. Art 513; das chilenische Art. 1052; das brsfiilianische 
Art. 582. Abgesehen davon kann nach dem holländischen H.G.B. (Art. 514) i 
der Schiffer dem Ablader gegenüber den Nachweiß führen, dass das Schiff das 
im Konnossement angegebene Quantum nicht habe einnehmen können; hat aber 
dennoch (yorbehaltliiah des Regresses gesen den Ablader) Aea Destinatfir schad- , 
los zu halten, wenn dieser auf Grund aes Konnossements dem Ablader ftü* ein 
grösseres Quantum, als das Schiff eingenommen, Zahlung oder Vorschuss ge- 
leistet hat. 



Digitized by Google 



Von dem fVachlgeftch&ft sur Befördenmg Ton Gateni. Art 657, 658. 401 



werden, und es ist demselben alsdann der Nachweis vom Destinatar 
zu liefern, dass er vom Ablader wirklich das im Konnossement an- 

Segebene Quantum zum Transport erhalten habe. Der preussische 
Intwurf hatte der Klausel eine weitergehende Bedeutung beigelegt. 
Derselbe enthält nämlich (im Art. 497) die Bestimniung : 

Ehmso haftet der Schiffer bis zum Bi weise se/ncs oder der 
Schiffsleute Verschuldens nicht fi'ir Zahl, 3Iaass oder Gewicht oder 
für Bruch oder Leckage^ wenn er das Konnossement mit dem Ver^ 
merk: „ZaM^ Maasa oder Gemekt wnbekamf^^ oäer „frei van Bruch% 
oder „frei wm Leckage'* gezeichnet hat. 

In gleicher AVeise wurde auf der hamburger Konferenz von 
einigen j\Iitgliederu geltend gemacht, dass die Klausel nach den 
AnBchaumigen des Geschäftsverkehrs nicht nur den Eonnosse- 
mentsangaben gegenüber von Bedeutung sei, sondern auch die Ob- 
liegenheiten des Schiffers aus dem Kezeptum dahin mildern solle, 
„dass er für ein Manko an dem, was er wirklich erhielt, nur dann 
aufzukommen habe, wenn seinerseits oder . auf Seiten der Personen, 
fiir die er verantwortlich sei, ein Verschulden in der Mitte liege". 
Es wurde demgemäss auch Uber die Bedeutung der Klausel „Zahl, 
Maass oder Gewicht unbekannt'* ein der Sache nach mit der Be- 
stimmung des preussischen P^ntwurfs übereinstimmender Autrag 
gesteilt. Allein dieser Antrag, wie auch der im Art. 497 des 
preussischen Entwurfs enthaltene Vorschlag, wurde verworfen, und 
ein die Bestimmnne des jetzigen Art. 657 enthaltender Antrag an- 

Senommen (Prot. Y S. 2290—2295). Ba nun aber dieser Artikel 
er in Rede stehenden Klausel lediglich dem Ansprucii aus dem 
Konnossement gegenüber Bedeutung beilegt, eine Ausdelinung der- 
selben auf den davon verschiedenen Anspruch aus dem Kezeptum 
aber durchaus willkürlich sein würde, so wird die Verhaftung des 
Schiffers aus diesem (Art. 607), wie aus dem Frachtvertrage durch 
die Klausel nicht berührt (Ullrichs Samml. Nr. 72, Nr. 181; 
G o 1 d s c h m i d t s Zeitschr. X S. 1 48 ; Hamburger ilandelsgerichts- 
Zeit. von 1872 Nr. 50: Entsch. des R.O.H.Q. XIV i5. 290, XV 
S. 381). 

Art 698. 

Ist die Fracht nach Zahl, 3Iaass oder Gewicht der Güter 5e- 
dunyen und im Konnossement Zahl, Maass oder Gewicht amjegehen, 
so ist diese Angabe für die Berechnung der Fracht entscheidend^ 
mm niekt das JSaimosBemeHt Mne abweidtende BesÜmmung enthäU. 
Ak eine 9oldie ist der Zusats: „Zahl, Maass, Oewidd wuhekam^* 
oder ein gleiMedetäender SSmsate nickt anmuseken, 

1. Der preussische Entwurf enthielt (im Art. 506) für die 
Berechnung der Fracht in jedem Falle lediglich die jetzt im Ai't 621 
enthaltene Kegel. Auf der hamburger Konferenz wurde aber diei 
Anfiiahme folgenden GnmdsfttEeB bwitragt: 

Ltwis, QvmäA. L t. Avfl. 26 
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War die FracJd nach 3Iaass, Gewicht oder Menge der Ladungs- 
güter bedungen^ so ist im Ztveifel anztmehmai, dass 3Iaass, Gctvicht 
oder Menge ^ wie dieselhm im Konnossement als eingeiiommen he- 
zeichnet sind, für die FrachtzahhoM/ mtscheiden sollen. 

Zur Begründung dieses Satzes wurde geltend gemacht: Nach 
einem in Deutschland bestehenden, mit den Grundsätzen der Mehr- 
zahl der neueren Gesetze übereinstimmenden, allgemeinen Gebrauch 
habe die Angabe von Maass, Zahl oder Gewicht im Konnossement 
gerade die Bedeutung, der zukünftigen Frachtberechnung zu Grunde 
gelegt 2u werden, wie dies schon aus dem Umstände hervorgehe, 
dasB einer solchen Qoantltätsangabe sehr häufig die EJansd »Zahl, 
Maass oder Gewicht unbekannt'' zugefUgt werae, indem anderen- 
falls die erstere hierdurch all und jeae Bedeutung verlieren würde. 
Ausserdem hob man noch Zweckmässigkeitsrücksichten hervor. 
Der beantragte Grundsatz verhindere, dass durch das Schwinden 
der Güter die dem Verfrachter in Wahrheit gebührende Fracht 
ungerechtfertigter Weise verringert, durch die Zunahme des Ge- 
wichts- oder Maassvoluraens dagegen erhöht werde; er verhüte 
Streitigkeiten über die Reduktion des fiir die Fracht entscheiden- 
den, im Konnossemente oder Frachtvertrage angegebenen Maasses 
oder Gewichts auf das am Bestimmungsorte geltende und bei der 
Löschung angewendete^ sowie auch den Zeitaufwand, welchen das 
abermalige Wiegen oder Messen am Bestimmungsorte verursachen 
würde. 

Gegen diesen Vorschlag wurde unter Anderem geltend ge- 
macht, dass derselbe keine Entscheidungsnorm für die Fälle gebe, 
wo über die verladene Waare ein Konnossement entweder über- 
haupt nicht ausgestellt worden, oder wo dasselbe keine ausreichen- 
den Angaben über das verladene Quantum enthalte. Ausserdem 
sei noch zu erwägeU; ob man gegenüber den Angaben des Kon- 
nossements dem Empfänger ni(3it den Beweis ihrer Unrichtigkeit^ 
nämlich den Kachweis vorbehalten müsse, dass der Schiffer in 
Wirklichkeit weniger eingenommen, als im Konnossement ange- 
geben sei. Mit Bücksicht hierauf wurde folgende Fassung vor- 
geschlagen: 

War die Fracht nach MaasB, Qtmekt oder Menge der Laämgs- 
güter bedungen, so ist im Zweifel (meunehmen, dctss die dariiher im 
Kannossemeni enthaltene Angahe maassgehend sein, in deren Et- 
mangeJung idter Mcuiss, Gewicht oder Menge der abgelieferten und 
nicht der eingeladenen Güter für die Höhe der Fracht entschei- 
den soll. 

Ein dritter Vorschlag wich von diesem zweiten nur darin ab, 
dass er — wohl um den gedachten Vorbehalt noch deutlicher zum 
Ausdruck zu bringen — die Angaben des Konnossements bis zum 
Beweise ihrer Unrichtigkeit für entscheidend erklärte. Von diesen 
Anträgen wurde der zweite „vorbehaltlich wiederholter Prüfung 
seiner Redaktion^' angenommen, nachdem vorher die ,,Räthlichkeit 



Digitized by Google 



Von dem FtuMguuSaSt zur Beftrdenmg von Gatem. Art 658. 403 

des erwähnten Vorbehaltes^' von mehreren Seiten bekämpft war, 
weil er zu bedenklichen Verwicklangen der Beweisverhandlungen 

fuhren und „doch nur in äusserst seltenen Fällen ein Interesse fiir 
den Empfänger haben würde" (Prot. V 8. 2338—2341). Der in 
Folge des gedachten Beschlusses gemachte Vorschlag der Ixedaktions- 
kommission ist nicht Avieder Gegenstand einer Diskussion ge- 
wesen, sondern ist pure in den Entwurf aus erster Lesung (als 
Art. 555) aufgenommen worden und nur mit gewissen redaktionellen 
Aenderungen in den endgültigen JSntwurf, in welchem ans ihm die 
Art 621 und 658 hervorgegangen sind (Prot VIII S. 8980, 4014). 
Die Redaktionskommission hat demgemäss mit dem oben ange- 
gebenen zweiten Vorschlage eine (von der Konlerena stillschwei- 
gend gebilligte) sachliche Aenderung vorgenommen, indem sie 
die Konnossementsangaben ohne Weiteres für maassgebend erklärte, 
während dieselben nach dem Vorschlage selbst nur im Zweifel ent- 
scheidend sein sollen. 

2. Dass der Art. 658 nicht, wie Art. 621, eine Inter- 
pretationsregel geben will, sondern eine absolute Rechtsnorm, 
folgt mit Noth wendigkeit aus der Fassung des Artikels und aus 
einer Vergleichung derselben mit der des Art. 621. Art. 658 sagt: 
Die Angabe des Konnossements über Zahl, Maass oder Gewicht 
ist ^,ent scheidend''^ während es im Art. 621 heisst: Es ist 
^im Zweifel anzunehmen*', dass Maass, Gewicht oder Menge 
der abffelleferten Güter entscheiden soU. Diese so verschieden- 
artige Äusdrucksweise lässt sich nur aus der eben g^ebenen, ver- 
schiedenen Bedeutung der beiden Artikel erklären. Dass aber der 
Art 658 die Quantitätsangaben des Konnossements unbedingt für 
maassgebend erklären^), also eine absolute Kegel aufstellen musste, 



1) In Frankreich nimmt eine ziemlich konstante Praxis gleichfallB 
als Basis der Frachtberechnung an ie düßre indiqu6 par le connaisscment 
und lässt die Quantität der ausgelieferten Güter nur maassgebend sein im Falle 
einer stipulcUion erpresse insirie ä cet effet dam le türe lui-meme. Als solche 
wird jedoch nicht angesehen die übliche 'Klausel «TM Hre oder qnaliU 
poiils inconnua , weil diese sich lediglich auf die Verantwortlichkeit des Kapitäns 
bezieht. Es wird indess auch. u. A. vom Handelsger. zu Marseille die Ansicht 
vertreten, dass die Frachtberechnung sich nach dem ausgelieferten Quantum 
in dem Falle richte, wo dieses höher ist, als das im Eounossenioit angegebene. 
S. Laurin bei Cresp U S. 173 und die Zitate daselbst; Desjardins III 
S. 662 f. In England ist gleichfalls der Grundsatz anerkannt, dass die Kon- 
nossementsangaben fiir die Frachtberechnung maassgebend sind: Maclachlan 
8. 461 1 Eine eigenthfimliclie ßedentong legen englische Jnristmi der Klausel 
weight itnhnown bei, wenn die Quantitäts-Angabe im Konnossement in fremdem 
Gewicht ausgedrückt ist. Maclachlan referirt darüber aus der Entscheidung 
eines Falles, wo der Empfänger einer Ladung, der, um die Waaren zu erhalten, 
die Fracht for ihe foreiqn leeight expressed in the bill of lading bezahlt hatt^ 
während die öffentliche Wage (the King's scales) ein geringeres Gewicht aus- 
wies, zurückforderte the suiylus overpaid to the shipowner: Gibbs, C\ J,^ be- 
fort tohom aelion was tried, heing preased ^mth the faet thta the paymeni 
wae according to the quantitiee expressed in the bill of lading ^ pointed out 
that ihe matter had tigned it, atUUng pweight unknown", a circumstanee^ he 

26* 
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der gegenüber man nicht auf einen anderweitigen Willen der Kon- 
trahenten des Frachtvertrages, sofern dieser nicht seinen Ausdruck 
im Konnossement gefunden, und nicht auf die etwa abweichenden 
materiellen Verhältnisse — die Thatsache, dass die dem Schiffer 
übergebenen Güter in WirkHchkeit ein grösseres oder geringeres 
Quantum ausgemacht hätten, — rekurriren darf, ergiebt sich aus 
der Katur des Konnossements (H.G.B. Art. 653: Ablieferung der 
Güter an den Empfönger nach Inhalt des Konnossements; Art. 615: 
Verpflichtung des Emptangers zur Zahlung der Fracht u. s. w. nach 
Maassgabe aes Konnossements; vgl. Erk. des O.G. zu Bremen vom 
liL September 1869, bestätigt durch Entsch. des O.A.G. zu 
Lübeck vom 2L Januar 1870, in Kierulffs Samml. VI S. 54 ff, 
auch in Seufferts Archiv XXVII Nr. 251). Es muss daher 
jeder der beiden Theile die Angaben des Konnossements aner- 
kennen und es wird weder der Verfrachter zum Beweise der Be- 
hauptung, dass die Konnossementsangabe zu niedrig, noch der Em- 
pfänger, — abgesehen von dem Falle doloser Kollusion des Ver- 
frachters mit dem Befrachter — zu dem, dass sie zu hoch sei, zuge- 
lassen (Entsch. des R O H G XII S. 371). 

Verweist das Konnossement hinsichtlich der Fracht auf die 
Chartepartie, sei es, dass hier blos die Höhe der Fracht für irgend 
eine bestimmte Einheit angegeben, oder noch weiter bemerkt ist, 
dass die Fracht nach dem eingenommenen Maasse zu zahlen, so 
schliesst dies die Anwendung des Art. 658 nicht aus, da die Bestim- 
mung desselben stets Platz greift, wo im „Konnossement Zahl, 
Maass oder Gewicht angegeben ist" (zit. Entsch. des O.G. zu 
Bremen a. a. O. S. 60j vgl. auch Entsch. des R.O.H.G. XV S. 223). 

3. Die Bestimmung des Konnossements, welche eine Ab- 
weichung von der Regel bewirken soll, muss klar und deutlich 
aussprechen, dass die Quantitätsangaben desselben gerade für die 
Berechnung der Fracht nicht entscheidend sind, ent- 
weder ohne weiteren Zusatz, oder mit dem Zusatz, dass der Kon- 
nossementszeichner „Maass-, Zahl- und Gewichtsermittelung bei der 
Löschung vorbehalte, und dass die Fracht gemäss dieser Er- 
mittelung zu zahlen sei" (Entsch. des R.O.H.G. I S. 200). In dem 
ersteren Falle würde die Regel des Art. 621 Platz greifen. • 

Das Gesetz hat die gedachte Bedeutung der Klausel „Zahl, 
Maass, Gewicht unbekannt" nicht gegeben, weil die Auffassung des 
Verkehrs derselben die in dem vorigen Artikel angegebene Wir- 
kung beilegt, aus ihrer Anwendung daher niemals mit Sicherheit 
auf die hier in Rede stehende Absicht zu schliessen ist. 

Auch der der Namensunterschrift auf dem Koimossement bei- 
gefügte Vermerk „unter Protest", „signed under protest" ist nicht 



Said, which opeved it to the effect jf usage; and the jury^ in.,finding for the 
plaintiff, informed the Court, thät the usage was to check the foreign weights 
by the King's landing scales, and to pay freight according to the nett weight 
cucertained there. 
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als eine die (^^uantitätsangabe des Konnossements ausschliessende 
Bestimmung anzusehen. Denn ein solcher Vermerk kann die 
allerverschiedensten Bedeutungen haben. Er kann siel» beziehen 
auf die Quantitätsaugabe, aui das Bekeontniss der Wohlbeschaffeu- 
heit und des gaten Zustandes des Frachtgutes; auf mögliche Ueber'^ 
schreitung der Abladefrist Seitens der Ablader ^ aiu die Nicht- 
gewährung einer nach der Chartepartie bedungenen vollen Ladung 
u. s. -w. Der Vermerk hat daher noch eine geringere Bestimmt- 
heit, als die Worte „Zahl, Maass, GewicKt unbekannt^^; und selbst 
auf die Quantitätsangabe des Konnossements bezogen , würde er 
keine griissere Bestimmtheit besitzen, als die gedachte Klausel 
(^Entsch. des R.( > H.G. I .S. 20(1). 

Dagegen Aviiidt*, wie das K.O.H.G. in einem Erkenntniss vom 
22. Juni 1872 m. E. mit Recht ausführt, der der Untersehriit bei- 

tefügte Vermerk „unter Protest wegen Uebermaass" mit geuügen- 
er IClarheit ausdrücken, dass der Verfrachter die Quantiäts- 
angaben des Konnossements „fUr den Botrag seines Frachtansprucbs 
niclit als genügend anerkenne'', sondern sich die Feststellung der 
Quantität .,durch IJebermessen am Bestimmungsorte vorbehalte'' 
(Entsch. vi S. 350). 

4 Die Bestimmung, dass die Quantitätsangabe dos Konnossements 
niclit entscheidend sein soll, muss, wie das Gesetz deutlich au?s])ric]it, 
in dem Konnossement selbst enthalttm sein. kSie darf nicht in 
einer besondern Protisturkunde sieli befinden; es müsste denn das 
Konnossement ausdrücklich auf den Protest verweisen und dieser der- 
artig mit demselben verbunden sein, dass er einen Theil des Konnos- 
sements ausmacht und als solcher mit dem letzteren in die Hände 
des Destinatars und nicht blos des Abladers gelangte. Der blosse 
Hinweis auf den Protest (,,unter beiliegendem Protest") genügt nicht, 
weil der P^mpfanger daraus eben so wenig, wie aus dem vermerk 
„unter Protest*' entnehmen kann , dass der Verfrachten- die maass- 

febende Bedeutung der Quantitätsangaben des Konnossements für 
ie Frachtberechnung habe ausscbliessen wollen (Kutsch, des 
K.O.H.G. 1 201, VI 348;. 

Art. 659. 

Ist das Konnossement mit ihm Zusätze: y/rei von Bruch" oder: 
„frei von Leckage" oder: „frei von Beschädig im (/\ oder mit einem 
gleichhedeuiendm Zusätze vrrspJien, so haftet der Verfrachter bis mm 
Beiveise df s Vtraclndde^is des Schiffers oder einer Person^ für welche 
der Verfrachter verantwortlich ist^ nicht für Bruch oder Leckage 
oder Beschädigung. 

1. Die in diesem Artikel behandelten Klauseln haben eine 
ganz andere Tragweite, als die: ,,In halt unbekannt" und „Zahl, 
Maass, Gewicht unbekannt". Durch die beiden letzteren zeichnet 
der Verfrachter sich von der Vertretung der Konnossements- 
angaben frei, durch die Klausel des Art. 659 zeichnet er sich von 
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der VerantworÜichkeit für Brach, Leckage, Beschädigung über- 
haupt, bis zum Beweise des Versdnüdens, frei. Er beschr&ikt da- 
durch seine Verhaftung aus dem Reseptam. Während der Ver- 
frachter aus diesem, wenn er ein reines Konnossement gezeichnet 
hat, dem Empfanger iiir jeden Schaden aufzukommen hat, so lange 
er denselben niclit auf vis maior zurückzuführen im Stande ist, so 
haftet er, wenn er das Konnossement mit den Klauseln dieses 
Artikels gezeichnet hat, für keinen Schaden, von dem nicht der 
Empfänger nachweist, dass er durch das Verschulden, dolus oder 
adpd des SchiÜers oder einer sonstigen Person, für die der Ver- 
frachter verantwortlich, entstanden ist. 

2. Unter den Personen, für welche der Verfrachter 
verantwortlich ist, sind äusserten Personen der SchiffsbesatEung 
solche zu verstehen, die unter der Au&icht des Schiffers Arbeiten 
auf dem Schifte zu verrichten haben, wie z. B. Stauer, Schauerleate 
u. B. w. (Prot. VIII S. 4012). 

3. üb der Scliiffer berech tif]^t ist, dem Konnossement 
die in Kedc stellenden Klauseln hinzuzufügen, hängt von dem „In- 
halte des Frachtvertrages, den besonderen Umständen des Falles 
und den Anschauungen des Verkehrs ab'^ Bei den Waaren, liir 
w^elche dieselben besonders wichtig sind, ist ihre Anwendung so 
allgemein anerkannt, dass selten ein Zweifel über die Berechtigung 
des Schiffers zu deren Beifügung entstehen wird, selbst wenn der 
Frachtvertrag ihn nicht dazu ermächtigt (Prot. VIII S. 4013; 
Voigt jun. im Neuen Archiv f. H.R. 1 S. 498 f.). 

4. Die Konnossements- Klauseln des H.G.B, sind schon seit 
langer Zeit im Seeverkehr in Gebrauch. Neuerdings sind viel weiter 
gehende Befreiungsklauseln aufgekommen und nament- 
lich in die von den grossen DampfschitF-Gesellsehalten ausgestellten 
Konnossemente aufgenommen. Unter Anderem wird hier Seitens 
der Rheder jede Haftung für irgend einen durch Verschulden 
{dolus nicht minder als culpa) einer Person der Besatzung ver- 
ursachten Schaden abgelehnt (jiree from any aä, negleet er defauli 
whatsoever of (he pilot, master er mariners m namgaimg fhe Mp; 
ausserdem free firom harratry; vgl. Voigt, zum See- und Ver^ 
siehe ningsrecht S. 28 f ; oder harratry of the master and mariners 
and all and every accidents of namgaUm esdepted cvm when oecasioned 
hy the nef/Ucmce, dcf'aulf, or error in judfjment of ilic wasfery moriners 
or of]te7' servants of the shipoum(rs; so in dem in jüngster Zeit von 
England aus in Vorschlag gebrachten internationalen Konnossements- 
Formular — Common Form of Bill of Lading — ; vgl. Voigt, 
die neuen Unternehmungen zum Zweck der Ausgleichung der Ver- 
schiedenheiten der in den Seestaaten geltenden Havariegrosse- 
und See&aoht>Rechte, Jena 1882, S. 17 f.; auch die Klausel konmit 
vor: ihe sMpowner is not to he liäble for any damage to any aoods 
which is capäble of hehig covercd hy insurance: Maclacnlan 
S. 539). Durch diese Klauseln wird, da das Konnossement für 
das Verhältniss von Verfrachter und Destinatär allein maassgebend 
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istf all und jede Haftung des Rheders aus dem Rezeptuni be- 
seitigt, und es bleibt nur bestehen die Haftung desselben aas 
eigenem dohts und eigener culpa and die Verantwortlichkeit des- 
sdfben für die Folgen der Versehen des Schiffers in seiner JEIigen« 
Schaft als geschilfUicher Vertreter des Bheders, wenn nicht etwa 
auch die letztere klar ausgeschlossen ist (vgl. Voigt, zum See- 
und Versicherungsrecht S. 31 fF.). Die Wirksamkeit des Art. 660 
wird natürlich auch durch solche Klauseln nicht berührt. Dass 
die Ablader sich die Aufnahme derartiger Befreiungsklauseln ohne 
eine darauf bezügliche Vereinbarung im Frachtvertrage nicht ge- 
fallen zu lassen brauchen , liegt auf der Hand. Allein da die In- 
haber der grossen JJampferlinien durchweg auf Aufnahme dieser 
Klauseln bestehen, sie auch geradesn ein »ktisohet Monopol für 
den Dampfschiff-Transport nach gewissen transatlantischen Flätsen 
haben, so sind die Aolader bestimmter Waaren-Sendungen nicht 
in der Lage, ein darauf gerichtetes Ansinnen der Rheder zurück- 
zuweisen. Auch die Gültigkeit der Klausel, wodurch der Ver- 
frachter die Haftung für Verschulden, selbst dolus der Besatzung ab- 
lehnt, lässt sich nicht in Frage stellen. Die Ausschliessung der Haf- 
tungspflicht durch Vertrag würde nur dann unstatthaft sein, wenn 
dadurch gegen das puhlmmi oder die guten Sitten Verstössen 
würde. Ein darauf l)ezügliche8 ins publicum existirt nun nicht, 
und eine Verletzung der guten Sitten würde nur in der Ausschlies- 
sung der Haftung für eigenen dolus gefunden werden können ^) (L,33 
DeM, L öOf 1/), weshalb dann die Klausel harratry of the master 
exetnied in einem vom Schiffer gezeichneten Konnossement un- 
^% sein würde (s. Entsch. des R.O.H.G. XXV S. 181; des 
hanseat. O.L.G. vom 28. März 1883 in der Hanseat Gerichtszeit. 
V. 1883 S. 126 ff.) Voigt, zum See- und Versicherungrecht 
Ö. 37—41). 

Art. 660. 

Sind dem Schiff er Güter übergehen^ deren Besehääigmig^ 
schHedUe BesehaffenheU oder sekleehte Verpackung su^ibar ist^ so 



1) In demselben Sinne hat sich der französische Kassationshof über 
die Statthaftigkeit derartiger Klauseln ausgesprochen in einer Entscheidung vom 
U. März 1877 (Courcy II S. 89; Desjardins II S. 62; auch in Gold- 
schmidts Zeitschr. f. H R. XXIV S. .584) und vom 28. Juli 1878 (ungedruckt); 
ebenso eine Reihe anderer Gerichte (siehe die Zitate bei Rüben deCouderlll 
S. 890.' f. N. 110). Nur wenige fransOsische Juristen leugnen auf Gmod 
der Art 1384 und 1998 Code eln/.die Möglichkeit, die Haftung für die faiUes 
flu capitaiuc abzulehnen, so Lanrin bei Cresp I S. 6.'ls— 649; Desjardins 
II S. 62 — 68. In den englischen Gerichten ist niemals die RechtsbesUindig' 
keit dieser Klauseln in Frage gestellt worden ~ Tgl. Mac lach 1 an 8. 588 f. nnd 
die nordamerikaniscne -i-lcf to limit the Liability of Ship-otcners von 1851 
bestimmt geradezu (sect. 1): Nothing in this Act contnined nhall prevent the 
parties from making swh coutract, as they please, extending or limiting the 
liahmty of ship'Owners, 
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hat er diese Mängel im Konnossetnent zu hcmerlm, tvidrk/en falls er 
dem Empfänger daßr verantwortlich ist, auch wenn das Konnosse- 
ment mit einem der im vorhergehenden ArUkel erwi^nten Zusätge 
versehen ist. 

1. Die Verpfliclituiig des VerlVachters, für die Ri ch ti gk eit 
der K o n n o s 8 c m e n 1 8 b e z e i c h n II n g einzustehen (Art. 654 f.), wird 
in diesem Artikel auf die Beschaffenheit der Güter aus- 
gedehnt (Entsch. des B.O.H.G. Ul S. 24). Der Schiffer kauu 
sich hiernach, wenn er, wie es üblich, im KonnoBsement bemerkt, 
dass er die Waaren in guter Beschaffenheit erhalten, oder dicB 
zwar nicht ausdrücklich hervorgehoben , aber auch keine Mängel 
angegeben hat von der Verbindlichkeit, die Güter in unbeschä- 
digtem Zustande abzuliefern , nicht durch den Beweis befreien, 
die Besch ädio;un«j;* oder sclilochte Beschaffenheit derselben sei bereits 
bei der Abladung vorhanden gewesen , wenn er zugleich zugeben 
muss, dass er die Mängel selbst wahrgenommen. In diesem Falle 
kann auch die Aufnahme einer der Klauseln des Art. 659 in das 
Konnossement die Verhaltung des Vertrachters aus Art. 607 nicht 
aufheben. 

2. Die Bestimmung des Artikels greift nur Platz, wenn die 
Mängel sichtbar waren, und zwar selbstverständlich sichtljar 
waren zur Zeit der Abladung der Güter und der Zeichnung des 
Konnosaementa. Hinsichtlich der Frage aber, ob „der Schiffer die 
Kichterkennbarkeit der Mängel zu der entscheidenden Zeit, oder 
der Empfänger die damalige Erkennbarkeit zu beweisen habe'', 
ist nach Analogie der Art 655 f.*) zu unterscheiden, ob der 
Schiffer ein reines Konnossement gezeichnet oder demselben die 
Klausel „Inhalt unbekannt'" oder Qualität unbekannt" inserirt 
hat. Zu letzterem ist derselbe, soweit es sich darum handelt, die 
Verantwortlichkeit für die Bcschartenheit der Güter abzulehnen, 
nicht nur dann befugt, wenn ihm die Güter in Verpackung oder 
geschlossenen Gefässcn, sondern auch, wenn ihm dieselben unver- 

Sackt übergeben sind, vorausgesetzt, dass das Nichtwahrnehmen 
er Mängel sich bei dem Kapitän, der zwar zur Sorgfalt eines 
ordentlichen Schiffers, aber nicht eines mit ganz spezieller Waaren- 
künde ausgestatteten Kaufmanns verpflichtet ist; entschuldigen 



1) l)a? vorbelialtlose Hekeniitniss , die Wanren eniptan^'en zu haben, ist 
gleichbedeuteud mit dem Bekeuutniss, die Waaren in gutem Zustande erhalten 
zu haben. 

2) ])as I\.O^Q. macbt darauf anfmerksam, dass es juristisch irrelevant ist, 

ob die VerpfhchtiiTig zur Vertretung aus dem Konnossement sich dahin verwirk- 
lichen soll, dass der Schiffer eine andere Art und Gattung; von Gütern, als er 
empfangen hat, oder eine andere Bescbafiiniheit der OAter, als dieienige. in 

'welcher er dieselben empfing, zu vertreten hat. Eben so weist es darauf bin, dass 
man von Bezeichnung nicht nur sprechen könne mit Rücksicht auf die Art und 
Gattung, sonderu auch die (gute oder schlechte) Beschaffenheit der Güter (Entsch. 

m s. ^). 
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lässt (vgl. Entscb. des R.G.Ziv.S. IV S. 90). Hat der ScliiÖer 
ein reines Konnossement gezeichnet, so liegt ihm die Bevveislast 
ob; hat er dasselbe mit der Klausel „Inhalt unbekannt", wie 
„Qualität unbekannt" versehen, dem Destinatar. Letzteres folgt, 
wie das m. £. zatrefibnd das R.O.H.G. (Entsch. III S. 28 f.) ansfUhrt, 
aus der Bestimmang des Art. 656. Der Grundsats dieses Artikels, 
dass der Schiffer durch die Klausel , Jnhalt anbekaaiit" von der Ver* 
pflichtung zur Vertretung der Richtigkeit der Konnossementszeich- 
nuDg befreit werde, kann freilich in dem vorliegenden Verhältniss, 
wo danach für den Schiffer nur die Verpflichtung übrig bleiben 
würde, „das Empfangene und dies nur in der empfangenen Be- 
schaffenheit auszuliefern", selbst wenn er die erkennbaren Mängel 
nicht im Konnossement bemerkt hätte, in Folge der absoluten 
Fassung des Artikels nicht Platz greifen (vgl. auch Entsch. des 
R.G. Ziv.S. IV S. 90 f.). Dagegen liegt kein Grund vor, der 
zweiten, auf die Beweislast bezflglichen, £irch Art. 656 der Klausel 
,Jnhalt unbekannt^ beigelegten Wirkung f)ir den Fall des Art 660 
die Anwendbarkeit zu versagen. Hierbei begründet es auch keinen 
Unterschied, ob der Schifi'er die gute Beschaffenheit der Waaren 
im Konnossement ausdrücklich bezeugte oder nicht ; denn auch im 
ersteren Falle würde der Schiffer nur haben erklären wollen, dass 
er eine schlechte Beschaffenheit nicht wahrgenommen^). 

Art. 661. 

Narhdoif ihr Schiffer ein mi Order lautendes Ko)r)ioss< h/f nt 
ausgestelU hat, darf er den Anweisuwirn des Abladers iic<ien Zu- 
rückgahe oder Auslieferinui der Güter nur dann Folge leisten, wenn 
ihm die sänmtlichen Exemplare des Konnossements zuriXckgcgebeti 

Dasselbe gilt m Ansehung der Anforderungm emes Kwnosse- 
mentsmhahers cmf Auslieferung der CrUliery so lange der Schiffer den 

Besüninningshafen nicht erreicht hat. 

Handelt er diesen Bestinmmigen entgegen, so bleibt er dem 

rechttnässigen Inhahfr des Konnossements verpflichtet. 

Lantrt das Konnossemmt nieht an Order, so ist der Schiffer 
zur Zurüchgahe oder Auslieferung dir Gider, auch ohne Beihringung 
eines Ex(W]dars des Konnossemmits, vo'pfUclitet, sofern der Ahlader 
und der im Konnossement hezeichnete Empfänger in die ZurücJcgahe 
oder Auslieferung der Güter willigen. Werden jedoch nicht sämmt- 
liehe Easemplare des Konnossements mrüclcgestellt , so kann der 
Schiffer wegen der deshalb m besorgenden Nachtheile mmr Sidier^ 
heitsleistmg fordern. 



1) Auch in England schützt die Klausel qnality unhion-n den Schiffer 
nur vor der Vertretung solcher Mängel, die sich bei der Abladung seiner Kon- 
trole entzogen: Foard S. 863. 
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1. Die Bestimmungen dieses Artikels sind durch die Natur 
des Konnossements bedingt Der Sdufibr ist dem legitimirten In- 
haber eines Exemplars des Konnossements gegenüber zur Abli^E»- 
mng der Ladnng im Bestimmungshafen verpnfichtet. Beim' Order- 
Konnossement wird nun der berechtigte Inhaber lediglich durch 
das Indossement bestimmt. Ein Inclossiren aber ist bis zur Aus- 
lieferung der Waare möglich, auch können die verschiedenen 
Konnosseraents-Exemplare an verschiedene Personen indossirt wer- 
den. Daher kann bei einem solchen Konnossement der Schiffer 
einer demselben widersprechenden Anweisung in BetretV der Aus- 
lieferung der Güter nur dann Folge leisten, wenn ihm sämmtliche 
Exemplare desselben zurückgegeben werden 

2. Ob dem Yerfrachto^ wenn er Torzeitig und ohne dass ihm 
sttmmtliehe Eonnossements-fbcemnlare ausgehändigt sind , die La- 
dung ausgeliefert hat, ein selbständiges Klagerecht auf 
Rückgaoe der Konnossemente oder Sicherstellung zusteht, 
hängt von den Modalitäten der Auslieferung und namentlich von 
dem Umstände ab, ob diese mit oder ohne Vorbehalt erfolgt ist 
(Prot V S, 2458). 

3 Beim Nam en 8- K ü n n oss em en t ist der legitimirte In- 
haber des Konnossements von vorn herein bestimmt; es ist eben 
der darin bezeichnete JJestinatär. Daher genügt die Einwilligung 
desselben und des Abladers, um den Schiffer zu einer dem Kon- 
nossement widersprechenden AusHefemng der Güter zu nöthigen. 
Denn ein Einwand aus der Person des Destinatärs kann auch den 
Zessionaren desselben entgegengesetzt werden (Prot. V S. 2228 f.). 
Die Einwilligung des Abladers ist erforderlich , weil die Möglich- 
keit vorhanden, dass dieser die Absendung des vom Schiffer 
gezeichneten Konnossements an den darin genannten £mp&nger 
unterlässt. 

4. Die Nacht heile, wegen deren in diesem Falle der 
Schiffer bei Nichtaushändigung der Konnossements-Exemplare be- 
rechtigt ist, Sicherheitsleistung zu fordern, bestehen in der Möglich« 
keit^ in Prozesse mit etwaigen Konnossementsinhabem, die sich 
auf eine angebliche Zession des im Konnossement genannten 
Destinatärs stützen, verwickelt zu werden (Prot. V S. 2229). 



1) Das holländische H.G.B. (Art. 511) stellt als Regel allerdings gleich- 
falls den Satz auf, dass die Wiederausladiing der Güter vom Ablader nur gegea 
Bttckgabe sämmtlicber Konnossemente gefordert werden kann. Doch lässt das- 
selbe, wenn eins oder mehrere der EonnosBemente versendet sind, die Wieder- 
ansladunpr auch zu auf richterliche, causa co(/ii/fa erfolgende, Ermächtigung (von 
welcher abgesehen wird bei dem dem Stückgutsbefrachter in dem Falle gestatteten 
Rflektritt, wo ein Zeitpunkt für den Abgang des Schiflb nicht fizirt ist: Art 473) 
und unter BürgschaftssteUnng des Abladers. Ebenso braucht nach dem spani- 
schen H.G.B, der Kapitän eine Veränderung der Bestimmung der Waaren sich 
nur gefeilten zu lassen, wenn ihm sämmtliche Konnossemente zurückgegeben 
werden (Art 804); doch wird diese BOckgabe ersetzt dnidk genügende BOrg- 
Bchaftsleistang, wenn das Konnossement Terloien gegsogen ist (Art 805). 
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Art. 662. 

Die Bestimmungm des Art. 661 l'onimm auch dann sur An- 
tvoidung, wenn der Fracidvcrtrag vor Erreichung des Bestimmungs- 
hafens in Folge eines Zufalls nach dm Art 630 bis 643 aufgeUst 
ivird 

AH. 668. 

In Ansehung der Verpflichtungen des Schiffers aus den von ihm 
geschlossenen Frachtverträgen und ausgestellten Konnossementen hat 
es bei den Vorschriften der Art. 478, ^9 und 50JS sein Bewenden. 

Die Aufnahme dieser J^estimmung wurde auf der Hamburger 
Konferenz dadurch motivirt, dass der Wortlaut der Konnossemente^) 
„sehr leicht zu dem Zweilei Veranlassung gebe, ob der Schiffer 
nicht wenigstens durch ihre Ausstellung eine persönliche Ver- 
pflichtung übernehme, indem er darin in der Regel ausser dem 
Schiffe auch sein gesammtes Vermögen für die Erfüllung des 
Konnosaements verpSlnde''. Diese Ausdrackswebe erklärt sidi aus 
der Beibehaltung der in früberer'^Zeit üblichen Formulare, wo der 
Eapitftn ak der Herr des Schiffs galt. In Wahrheit haben diese 
Worte gar keine Bedeatung mehr. Der Schiffer haftet aus der 
Konnossements- Zeichnune nicht weiter, als er sonst haftet, d. h, 
in Folge eines Verschuldens (Art. 478 f.) und aus einer über- 
nommenen Gewährleistung (Art. 502), und auch in solchem Falle 
kann von einem durch das Konnossement begründeten Pfandrecht 
am Vermögen des iSchiÜers nicht die Rede sein (Prot. IV S. 1901 
bis 1903, V S. 2459 f). 

Art. 664. 

Im Falle der Unterverfrachtung haftet für die Erfüllung des 
Unterfrachtvertrages, insoweit dessen Ausßhrung eu den Dienst' 
Obliegenheiten des SMffers gMrt und vtm diesem ^emommeM ist, 
insbesondere durch Abnahme der OiUer und Ausstellung des Km- 
nossoHcnts, nicht der Unterverfrathter, sondern der Shederndt JSukiff 
und Fraehi (Art. 452). 



1) Der belgische Code de comm. (II Art. 45j bestimmt: En cos de tiau- 
frage au de reläche foreie, UnU porteur ttun eonnaütement, ator» mimey 
gu'tl terait ä personne dSnommie^ peut exercer tous lea droits du chargenr^ 
se jfaire dilivrer la marchandise par le capitatne et en toncher le prodnit^ 

Charge de foumir caution et en se fatsani autoriaer en Beigigue par 
le trihunal de commerce , en paye itranger par le öonmil de Bügique eu le 
magiatrat du Heu, qui prescrira Me$ meeuree eonservatoiree dea droit» dee 
tiers qiiil jugera convenables. 

2) „Zur Eriiillung dessen verbinde ich meine Person, Güter und das Schiff 
mit allem Zabolidr.** 
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412 FOnfter Titel 

Ob wiil hmieiceit im JUhrigm der lütrchr oder der Unterrcr- 
frachter vo)h drm Unierhefracliier in Ansjiruch (jenommni tverdcn 
hönne, find oh im letzteren Falle der Unterverfrachter für die Er- 
füllung uiibeschränkt zu haften oder nur die auf Schiff und Fracht 
beschränkte Haftung des Bheders m vertreten habe, wird durch vor- 
stdtende Bestmmung nidtt berührt. 

1. Ist von dem Charterer eines Schifts mit einer anderen 
Person ein Unterfrachtvertrag geschlossen worden, so haftet zu- 
nächst fttr die Ausführung desselben der erstere in seiner Eigen- 
schaft als Afterverfrachter {vgL Samml. von Hermann und Hirsch 
Nr. 89). Nun weiss aber der Afterbefrachter und ist damit ein- 
verstanden , dass der Aflerverfrachter nicht selbst den Vertrag er- 
füllen, sondern dass dies durch den Hauptverfrachter geschehen 
wird. Der Hauptverfrachter aber darf diese Eif'iillung nicht ver- 
weigern, vorausgesetzt, dass seine Lno-o nicht in irgend einer Weise 
verändert wird, und niclit das Gegentheil in dem ursprunglichen 
Frachtvertrage etwa vereinl>art war, wie er aueli den Ünterbefrachter 
„als Ablader oder Vertreter des Befrachters" gelten lassen muss, 
wenn er von letzterem die entsprechende Anweisung erhalten hat 
Eben deshalb und weil der Unterverfrachter keine Macht 
über Schiff und Schiffer hat, kann derselbe für irgend welche 
Versehen, die sich der Schiffer bei Ausf\ihrung des Frachtvertrages 
zu Schulden kommen lässt, nicht einstellen, zumal es auch 
an jedem Grunde einer Verpflichtung des Afterverfrachters durch 
den Schiffer felilt, da dieser zu jenem in gar keinem Stellver- 
tretungsverhältnisse steht (Prot. VIll S. 4290 f.; Bruhns in G ol d- 
schniidts Zeitschrift XXI S. 129 ff.). Hieraus erklärt sich die 
Bestimmung des Art. GG4 Abs. 1. 

2. Aus dem unter Nr. 1 Bemerkten ergiebt sich von selbst, 
dass die Befreiung des Aftervercharterers von seiner Haftune erst 
dann eintreten kann, wenn der Schiffer die Ausführung des Untere 
irachtvertrages übernommen hat. Ein solches Uebernehmen wUrde 
aber noch nicht in der blossen Erklärung des Verfrachters oder 
des Schiffers zu finden sein, er sei bereit, den Unterfrachtvertrag 
zu erfüllen, wennschon dadurch ein Anspruch des Unterbefrachters 

fegen den Hauptverfrachter unmittelliar begründet werden Avürde. 
Is wird vielmehr, wie dies auch aus den gewählten l^eispielen 
(Annahme der Güter, Ausstellung der Konnossemente) hervorgeht, 
vorausgesetzt, dass der Schiffer bereits einen thatsächlichen Anlang 
mit der Ausfuhrung des Frachtvertrages gemacht hat Daher 
zessirtauch die Haftung des Afterverfrachters nur, in- 
soweit Seitens des Schiffiers ein An&nff mit der Ausführung des 
Frachtvertrages gemacht ist, d. h. in Betreff derjenigen Güter, 
welche er in Emptang genommen hat (Bruhns a. a. O. ö. 131 f.). 



1) L. 6 C. De lorafn (4, 65), welche zwar von der Sachmiethe handelt, 
unbedenklich auch auf die locatio conductio operis ausgedehnt werden 
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3. In dem in Rede stehenden Falle hat der Rheder aufzu- 
kommen selbst für Handlungen des S c Iii f fers, welche dieser 
in Ausführung von Bcstinunungen des Unterfrachtvertrages, die 
mit dem H a untv ertrage in Widerspruch stehen und 
die Rechte des Kheders verletzen, vorgenommen hat. So z. ß. 

• wenn der Schifibr auf Grund des Ünternaoht^ertra^es reine Kon- 
nossemente gezeichnet hat, während der Rheder sich in dem Haupt- 
firachtvertrage nur zur Ansstellnng verklausolirter Konnossemente 
▼erpflichtet hatte 

4. Der Abs, 2 des Artikels wurde hinzugeftlgt, damit aus 
Abs. 1 nicht argnniento e conirario geschlossen werden könnte, 
dass in allen nicht unter denselben geh<»renden Fällen der Unter- 
verfrachter, und zwar mit seinem ganzen Vermögen, zu haften 
hätte (Prot. VIII S. 4305 f, 4310). Die Frage, wer in diesen 
Fällen, und wie weit der Unterverfrachter zu haften hat, ist viel- 
mehr nach den konkreten Verhältnissen zu entscheiden. So wird 
z. B. wegen einer Verbodmung der Ladung (aus Art 510) der 
Unterbefrachter sich nur an den Rheder, nicht aber an den Unter- 
Terfrachter halten dürfen. Ist die Haftungspflidit des Unterver- 
frachters begründet, so hängt der Umfang seiner Haftung davon 
ab, ob dieselbe in seiner eigenen Person (einem Thun oder Unter- 
lassen von seiner Seite) oder in einer fJandlung oder Unterlassung 
des Rheders oder des Schifl'ers iliren Grund hat. Im ra'steren 
Falle — so weiiii er durch eigenes Verschulden die Nichterfüllung 
des Unterfrachtvertrages herbeigeführt, z. B. dadurch, dass er in 
diesen dem liauptvcriiage widersprechende Bestimmungen auf- 
genommen hat, oder wenn er die Erftillung des Unterfrachtver- 
trages besonders gewährleistet hat (arg. Art 452) — haftet derselbe 
persönlich. Im zweiten Falle kommt es wieder darauf an^ ob der 
Rheder als Hauptveifrachter dem Untervei'fracht{;r (als seinem 
Befrachter) persönlich oder nur mit Schiff und Fracht haftet, und 
zwar deshalb , weil der Afterbefrachter und Afterverfrachter darin 
übereinstimmen, dass die P^rtüllung des Vertrages durch den 
Hauptverfrachter erfolge. Hat daher z. B. der Afterverfrachtir 
den V ertrag nicht erfüllen können , weil der Hauptverfrachter 
kontraktwidriger Weise anderweitig über das Schift' disponirte , so 
haftet der After Verfrachter dem Afterbefrachter persönlich. Liegt aber 
der Qrund darin, dass das Schiff dem Afterbefirachter in Folge 
eines Verschuldens des Schiffers nicht rechtzeitig zur Disposition 
gestellt wurde y so haftet der Aftenrerfrachter nicht persönlich 
(Art. 452), sondern er hat nur, wie der Art. 664 sagt^ die auf Schiff 
und Fracht beschrttnkte Hafhing des Rheders zu vertreten , d. h. 
mit seinem Vermögen nur bis auf den Werth des Schiffs und der 
Fracht einzustehen (Prot. VIII S. 4304 f.; Bruhns a. a. 0. 
S. 132 f.). 

1) Selbstverständlich hat in solchem Falle der Rheder das Hecht| Schadlos- 
haltiuig von ssinsm Bsfrachter (dem Uaterrerfraebfeer) sn üofdefs. 
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SECHSTER TITEL. 

Von dem Frachtgeschäft zur Beförderung 

von Beisenden« 

Uebersicht. 

Das Transporteeschäft zur Beförderung von Reisenden ist vom 
H.G.B. nach AnaSogie des Frachtgeschäfts behandelt. Dies gilt 
von der Abtretung des Rechts au? Ueberfahrt Seitens des Kon- 
trahenten an einen Anderen (Art. 665); von dem Ausserkrafttreten 
des „Frachtvertrags" ( Art. 669 ) und dem Kücktrittsrecht des Reisenden, 
wie des Transportunternehmers, des „Verfrachters" (Art. 670 — 672 ; 
Art. 667 statuirt dann noch Verlust des Anspruchs auf Befürderung, 
wenn der Reisende sich nicht rechtzeitig an Bord einfindet); von 
der rechtlichen Behandlung der von den Reisenden an Bord ge- 
' brachten Sachen (Art. 674) , an denen der Transportantemehmer 
wegen des Ueberfahrtsgeldes ein Pfandrecht nat (Art 675). 
Positiv ist angeordnet, dass für die an Bord zu bringenden Reise- 
Effekten^ wenn nichts Anderes vereinbart, keine besondere Ver- 
gütung zu zahlen ist (Art. 678). Art. 666 und 676 sind mehr 
öffentlichrechtlicher Natur. Weiter wird bestimmt, dass wenn ein 
Schiff zur Beförderung von Reisenden einem Dritten verfrachtet 
■wird, das RechtsverhäTtniss zwischen diesem und dem Verfrachter, 
soweit die Natur der Sache dies zulässt, als Frachtvertrag zu be- 
handeln ist (Art. 677) ; und dass die Ueberfahrtsgelder mit Rück- 
sicht auf die Bestimmangen der Tit 7 — 12 des V. Buchs im Zweifel 
unter den Begriff der F^cht fiillen (Art 678). 

Art« 665. 

Ist der Eeismde in dem üeherfahrtsvertrage genannt, so ist der- 
selbe nicht befugt^ das Becht auf die Ueberfahrt an einen Anderen 
abzutreten. 
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1. Der Uebertahrts vertrag-, welclier als Jocatio conductio operis 
erscheint, bedarf zu seiner Gültigkeit keiner besonderen Form \) 
(Art. 317 H.G.B.), da die Uebernahme der Beförderung von 
Beisenden zur See za den Handelägeschäften gehört (Art. 271 ZiC 4 
H.G.B.). 

2. Der Artikel findet keine Anwendung, wenn „der 
Passageyertrag in Bezug auf die zu transportirenden Personen un- 
bestimmt abgeschlossen worden"*). Doch steht selbstverständlich 
dem Fall des Artikels der gleich, wo der Passagekontrakt zwar 
nicht auf eine bestimmte Person lautet, der Inhaber des BiÜets 
aber schon die Reise angetreten hat {Prot. V S. 2504 f.). 

3. Nach R. R. ist iür ein während der Ueberfahrt auf dem 
Schiffe geborenes Kind kein Passagegeld zu entrichten (L. 19 
^ 7 Locati 19, J2), und dieser Grundsatz ist niclit nur für das ge- 
meine Recht, sondern auch fUr jedes Becht anzuerkennen, welenes 
keine ausdrückliche Bestimmung über diesen Fall enthält 

Art« 666. 

De^' Reisende tsf verpflf'chict, alle die ScMffsordnung betreffenden 
Anweisungen des Schiffers m befolgen. 

Art. 667. 

Der Keifiende, welcher vor oder nach dem Antritt der Heise 
sich nicht reclitecitiy an Bord beyiebtf muss dcis volle Ueberfahrts- 
gdd hegahlenf wenn der Schiffer die Heise antritt oder fcrUetst, ohne 
amf ihn eu «Mxrten. 

Der Reisende hat sich rechtzeitig an Bord zu begeben, d. h. 
wenn der Termin der Abfahrt des bchitfs im voraus bestimmt ist, 



1) Die franzOsiBchen Juristen sehen ^eiehftUs von dem ErfordemisB 

der Scliriftlichkeit ab : D e s j a r d i n s III S. VIII. Dagegen verlangt die e n g 1 i s c h e 
Fassengers Act von 1855 (18 u. 19 Victoria c. 119) sect. 71 bei Belsen, auf die 
sich das Gesetz bezieht, (d. h. abgesehen von wenigen Ausnahmen allein from ihe 
ünitßd JCingdom to any place out of Eurcpe and not being within the Medi^ 
terranean Sen) Aushändigung eines der vorgeschriebenen Form entsprechenden, 
vom Kheder, Schifer, Ueb^ahrtsezpedienten oder von einem Vertreter der- 
selbeo gezeichnetes eoniraet'tieket für den Bdsenden. Vgl. MaelaelilanS. 882f. 

2) Mach dem holländischen H.G.B. (Art. 523) und dem belgischen 
Code dt>, romm. (II Art. 120) darf der Passagier in keinem Falle ohne Einwilligung 
des Schiffers sein Recht aus dem Transportvertr^^e einem Anderen übertr^en. 
FQr das französische Recht ist Desjardins III S. VUf. umgekehrt in jeaem 
Fall für freie Uebertragbarkeit, mit Ausnahme des Falls, -wo der Passagevertrag 
mit Eücksicht auf eine besonders qualifizirte Person abgeschlossen ist (z. B. eia 
Billet zu einem ermässigten Preise einem fonctionnaire eivü ou militaire aus- 
gdiftndigt ist). 

8) Dasselbe nehmen die französischen Juristen an (s. Desjardins III 
S. XXX Vi); ebenso, wie es scheint, Deruburg (Preuss. Privatr. II § 209 
Kote 9) fttr das preassische Beobi 
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vor diesem; wenn dies nicht der Fall, sofort auf die Aufforde- 
rung des Schiffers oder auf die Mittheilung desselben von der Segel- 
bereitschaft des Schifib^). 

Art. 668. 

Wenn (kr II eisende vor dem Antritt der Heise den Bücklntt 
von dein UeherfährtsverUrage erUanri, oder stirbt, oder durch Kranl - 
heit oder einen anderen in seiner Person sich ereignenden Zufall 
eurückzubleihen genöthigt wird, so ist nur die Hälfte des üeherfdhrtS' 

geldes zu zuhlcu. 

We^in )/a(h Aniritt der Heise (hr Jincliriff irMärt wird oder 
einer ihr iru ühniin Zufalle sich ereignet ^ so ist das volle lieber- 
fahrtsyeld zu sahhn. 

1. Ganz wie die Bestimmung des Art. 581 Abs. 1 beruht der 
Abs. 1 des Art. 668 lediglich a u 1 Z w e ck m ässigk e i ts r ück- 
si eilten. Man machte auf der hamburger Konferenz geltend, 
es sei billig, dem Verfrachter einen Entschädigungsanspruch zu 
gewähren, wenn es fiir den Reisenden unmöglich geworden, die 
beabsichtigte Reise auszuführen, da der erstere in der Regel Aus- 
lagen ftlr den letzteren beatritten, z. B. Proviant fiir denselben 
angekauft; es auch fraglich sei, 4>b der Verfrachter den Platz des 
Reisenden wieder besetzen könne. Auf der anderen Seite wollte 
man die Streitigkeiten vermeiden, welche sich über die Frage 
erheben könnten, ob die AusfUhrune der Heise iur den Reisenden 
unmöglich geworden, wenn demselben nur aus diesem Grunde 
das Recht, vom \^ ertrage zurückzutreten , gewährt wäre. Und so 
wurde der Rücktritt des Reisenden vor Beginn der Reise lediglich 
von seiner Willkür abhängig gemacht, aber in jedem Falle nur 
gegen Entrichtung des halben Ueberfahrtsgeldes gestattet {^Prot. V 
S. 2514 f.). 

2. Ist die Reise durch einen in der Person des Reisenden 
sich ereignenden Zufall, wie Krankheit oder Tod, unmöglich 

geworden , so ist das Recht desselben oder seiner Erben , nur die 
Hälfte der Fraclit zu bezahlen, nicht durch eine ausdrückliche 
Rticktrittserklärung bedingt (Prot. VllI S. 4036), 

3. Die Reise muss als angetreten betrachtet werden, sobald 
das bchi^^ um in tiee zu stechen, den Anlegeplatz verlassen hat 



1) Das holländische H.G.B. (Art. 522) und der belgische (^ode tle 
eonm. (II Art 127) entlialttB die risldie Bestimmang wie das D.H.G.B. 

2) Nach dem finnländi sehen Seegesetz (Art. 105) kann der Reisende 
gegen Zahlung der Hälfte des l'assagegeldes nur dann vom Vertrage zurücktreten, 
Avenn die Keiäe iUr ihn unmöglich geworden ist. Nach dem belgischen Code 
tle comm. muss der Kapitän den Rücktritt des PhBMgiers bei Zahlung der 
Hälfte des Ueberfahrtsgeldes sich gefallen lassen , wenn der Rücktritt acht 
Tage vor Antritt der Reise erklärt wird. £r hat nur Ansprach auf ein Viertel 
des Passagegeldes (und zwar des nSarn Passagegeldes aadi Abmg der Koüsa 
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Art. 669. 



Der üeberfahrisvertrag tritt ausser Kräfte wem durah emm 
ZufaU das Schiff verloren geht (Art, 690 Ziff. 1). 

Wenn durch einen Zufall sowohl das Schiff als die Person des 
Reisenden betroffen wird , bo ist dies so zu beurtheilen, als wenn 
der Zufall das Schiff allein betroÖen hätte, und die Bestimmung 
des Artikels greift daher Pktz (P^ot Y S. 2515 f.). Durch den 
Verlust des Schiffs wird n&mli<ui der üeber&hrtekontrakt auf- 
gelöst. Ob damit ein Zufall konkurrirt, der den Beisenden ver- 
hindert haben würde, von dem Schiffe Gebrauch zu machen und 



Der Reisende ist heftwt, von dem Vertrage eurückzutreten^ wenn 
em Krieg aushriM, in Folge dessen das n4M mehr als frei 
hetrcuhki werden kam und der Gefahr der Aufbringung ausgesetei 
wäre, oder wenn die Heise durch eine das Sdnff betreffende Fer- 

fÜgung von hoher Hand aufgehalten wird. 

Das Eecht des Bücktritts steht auch dem Verfrachter ßu, wenn 
er in einem der rorsteheyiden Fälle die Reise aufgieltt, oder wenn das 
Schiff hauptsächlich ~ur Beförderung von Gütern bestimmt ist^ und 
die Unternehmung unterbleiben miiss ^ weil die Crüter ohne sein Fcr- 
schidden nicht befördert werden können. 

1. Dass dorn Reisenden das Recht eingeräumt wird^ vom Ver- 
trage zurückzutreten, nicht nur wenn das Schiff unfrei geworden, 
sondern auch wenn die Reise durch eine das Schiff betreffende 
Verfügung von hoher Hand aufgehalten wird, wurde dadurch 
motivirt, dass man es demselben , da ihm in der Regel an unver- 
weilter Ausführung der Beise gelegen, billiger Weise nicht zu- 
muthen könne, Monate lang in einem Hafen auf Aufhebung der 
Verfügung zu warten (Prot V S. 2516). Hiermit stimmt es freilich 
nicht überein, dass (nach Art. 672) der Beisende sich den durch 
eine Ausbesserung des Schiffs verursachten Aufenthalt gefallen 
lassen muss. 



des Unterhalts, wenn diese im Paesagegelde einbegriffen sindj, wenn der l'assagier 
gestorben oder durch schwere Krankheit oder höhere Gewalt Terbindert ist, die 

Keisc anzutreten (Art. 128). Ist der Kcisende unterwegs gestorben oder durch 
Krankheit genöthigt, das iSchitf zu verlassen, so ist nur Passagegeld zu zahlen 
b. ^roperlion de ce qne le voyage etfl nvanci. Verlässt derselbe jedoch ohne 
Grund unterwegs das SchiflF, so ist das ganze Ueberfahrtsgeld zu entrichten 
(Art. 131). Nach dem holländischen H.(i.B. (Art. 524) wird nur in dem 
Falle, wo der Passagier vor Antritt der iieise gestorben, das Ueberfahrtsgeld auf 
die H&lfte (und swar des remen Passagegeldes nach Abzug der Unterhaltskosten) 
ermftasigt 

L«wi8, 8«er»e1it. I. 9. Aufl. 27 




Art. 670. 
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2. Für den Verfrachter ist das Recht, wegen der im Abs. 1 
genannten Ereignisse vom Vertrage zurückzutreten , noch an die 
weitere Voraussetzung geknüpft, dass die beabsichtigte Heise über- 
haupt unterbleibt. 

3. Dem Verfrachter, der es bei einer bestimmten Reise haupt- 
sächlich auf den Gütertransport abgesehen hat, wird das Recht 
gegeben, von dem Ueber&hrtskontrakte zurfickssutreten, wenn ohne 
seine »Schuld die Beförderung der Güter unterbleibt, weil in solchem 
Falle der Verfrachter eigenuich nur unter der stillschweigend ver- 
standenen Bedingung dem Reisenden gegenüber sich verpflichtet 
hat, dass „die Reise überhaupt zur Ausführung" gelangt, der 
Reisende selbst hierüber auch von vorn herein durch die Lk'kannt- 
machungen des Verfrachters oder des Mäklers desselben regel- 
mässig unterrichtet ist (rro^. V S. 2510 f.). 

Art. 671. 

aUen FäUm, in welchen gufolge der Art 669 und €70 der 
Ueberfahrtsvertrag aufgelöst wird, ist kein Theü eur EntsfMdigw^ 

des änderest vfrpflichiet 

Ifff jedoch die Auflösung crftt nach Antritt der Heise erfolgt, so 
hat drr Bcisende das lJehcrfahrtsg(M nach Verhältniss der zurüLck' 
gelegten zur ganzen Brise zu zaldcn. 

Bei dir Bm cJniuug des zu zahlenden Betrages sind die Vor- 
schriftin dis Art. GSS maassgehend. 

Das Gesetz gewährt dem Transportunternehmer Anspruch auf 
eine nach den für die Distanzfracht geltenden Grundsätzen berech- 
nete Entschädigung, wenn der Frachtvertrag erst nach Antritt der 
Reise aufgelöst wird*). 



1) Das holländische H.G.B, trifft dieselben Bestimmungen wie das 
D.H.G.Ü. tür den Fall, dass in Folge unwiderstehlicher Gewalt oder einer vom 
Schiffer und. der Rheaerei unabhängigen Ursache die Reise unterbleibt oder du- 
gestellt wird (Art. 525). Zugleich gewftbrt es dem Schiffer Anspruch auf Ersatz 
der Auslagen, die er fi^r die Passagiere (auch für deren Beköstigung) gehabt hat 
(Art. 527). Das finnlänüische Seegeset/ (Art. 1U5) beschränkt sich auf die 
Vorschrift, dass Beisende nur Distanzfracht zu zahlen hat, wenn ihn das 
Schiff niclit nach dorn Bestimmungsorte bringt. Der belgische Code de comm. II 
verordnet: Le contrat ent risolu sans /'jidemnitc de part ni d'avtre^ 8% le d6- 
part est empecM par Vinterdiction de commerce avec le port de deatination^ 
le hlocus ou quelque autre force majeure (Art 130)i Dans le cos Ott le na- 
rire n\frrive poitü h drstiunt Ion par siiite de prise^ dr wntfrage ou de di- 
claration d innavigabiliU du navire, le capilatnc na droit qu\iu rembour- 
sement det frau a^m(retienj y a Heu (Art. 132). Die englische Pat- 
Bengera Act Amendment Act von 1863 (20 u. 27 Victoria c. 61) statnirt (bei 
passevgrr .^hip/t und den Reisen, auf welche sich die Passenrifr Act bezieht) 
eine unbedingte Pflicht für den Transportunternehmer, die Passagiere nach dem 
Bestimmungsort su Idingen, nach dem Verlust des eigenen Schiln mittels eines 
anderen (sect. 14 — 10), während es nach common hnr von dem speziellen Ver- 
trage abhängt, ob der rransportnnternehmer dazu verbunden ist S. Maclacb« 
lan S. 326 f.; vgl. oben S. 41Ö ^'ote 1. 
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Art. 673. 

Mtiss das Schiff während der Beke ausgebessert werden^ so hat 
der Reisende^ (nich wenn er die Ausbesserung nicht abwartet^ das 
volle Uehcrfalirtsgeld zu zahlen. Wartet er die Anshesserung ah, so 
hat ihm der Verfrachter Iis zum Wiedrranirilt der Ihise ohne he- 
sondere Vei'gütuug Woh)n()ig zu gcn-nhroh auclt die yuuii d< m TJcher- 
fahrtsvertrage in Ansehung der Beköstigung ihm obliegenden Fflichien 
weiter zu erfüllen. 

Erbietet sich jedoch der VerfradUery den Reisenden mit einer 
anderen gleich guten Schiffsgelegenheit ohne Beeinträchtigung der 
ahrigen veriragsmässigen Rechte desselben nach dem Sesttmnwngs^ 
hafen zu befördern^ und weigert sich der Reisende, von dem An- 
erbieten Gebrauch zu machn, so hat er auf Getcährung von Woh- 
nung und Kost bis mm Wiederantriit der Reise nicM weiter An- 
Spruch. 

Das Gesetz spricht nur von Fflicbten des Verfrachters in An- 
sehung der Beköstigung, welche demselben nach dem Ueber- 
fa Ii rtsver trage obliegen . Das ist nicht nur maassgebend für 
die Art und Weise der Beköstigung, sondern auch für die Frage^ 

ob -vvUhrend des Aufenthaltes im Nothhafen dem Reisenden auf 
Kosten des Verfrachters überhaupt Beköstigung zu gewähren ist. 
!Nur dann hat der Reisende hierauf Anspruch^ wenn ihm auf Grund 
des Ucbcrfahrtsvertrages solche auf dem Schilfe gewährt wurde ^) 
(Prot. VIII ö. 4038). 

Art. ()73. 

Für den Transport der lieise-Effekten, welche der Reisende nach 
dem üeberfahrtsvertrage an Bord eu bringen befugt ist, hat dersetbe, 
wenn nicht ein Anderes bedungen ist, neben dem üeberfahrtsgelde 
Joeme besondere Vergütung zu zahlen. 

1. Ob und wie viele Beise-Effekten ein Beisender mit sich zu 
nehmen berechtigt ist , richtet sich nach dem Üeberfahrtsvertrage, 
and zwar entweder nach dem ausdrücklichen Inhalte desselben, 
oder nach den „denselben begleitenden Umständen". Hierauf 
wird durch den Ausdruck befugt ist" hingedeutet (Prot. V 
S. 2509). 

2. Unter R e i s e - E f f e k t e n sind nicht diejenigen Gegenstände 
allein zu verstehen, „die der Reisende während der Fahrt auf 
dem Schiffe" gebraucht. Das Wort soll vielmehr nur den Gegen- 



1) Nach holländischem H.G.B. (Art. 526) hat v&hrend der in Rede 
stehenden Zeit der Keisrnde selbst für seine Beköstigung zu sorgen, wenn nicht 
eine Einigung in dieser Beziehung mit dem iScbiffer zu Stande kommt Dagegen 
stimml der' belgische Code de eomm. (II Art 133) mit dem D.H.6.B. überein. 

27 
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satz zu den Waaren, den eigentlichen Frachtgütern ausdrücken 
(Prot. V S. 2510). 

3. Nach dem Gesetz spricht die Vermuthung gegen eine 
Verbindlichkeit des Keisenden y etwas Besonderes iiir die 
Effekten zu bezahlen, welche er naeh dem Ueber&hrtsvertrage 
mitsunehmen berechtigt ist Eine solche Verbuidlichkeit setzt 
daher stets eui besonderes Ueberönkommen voraus (Prot. V 
S. 2509). 

Art. 674. 

Auf die an Bord (gebrachten Heise-Effekten ßnden die Vor- 
schriften der Art. 562^ 594, 618 Anwendung. 

Sind dieselben von dem Schiffer oder einem dazu bestellte^h 
Dritten übernommen^ so gelten für den Fall ihres Verlustes oder 
ihrer Beschädigung die Vorachriftm der Art. 608, 609, 610, 61L 

Auf sämmdidie von dem Beisenden m Bord gebrachte Sachen 
finden ausserdem die Art. 564, 5$$, 566 und 6JX> jumendung, 

1. Der Artikel unterscheidet mit Rücksicht auf die Anwend- 
barkeit von Bestimmungen des Tit. 5 des V. ß. drei Kategorien von 
Sachen: Reise-Effekten^ welche von dem Schiffer oder einem £e- 
▼oUmächtigten desselben nicht förmlich Übernommen sind, Heise- 
Effekten, welche übernommen sind, and sonstige von dem Reisenden 
an Bord gebrachte Sachen ^). 

Dass auf die Seitens des Schiffers nicht förmlich über- 
nommenen Sachen nicht die Grundsätze vom Rezeptum für 
anwendbar erklärt werden, wurde auf der Hamburger Konferenz 
damit motivirt, dass es bei der grossen Zahl von Keisenden, die 
in jetziger Zeit auf demselben Schiffe für eine weite Reise be- 
fordert würden, geradezu unmöglich sei, für die von denselben 
nicht abgelieferten Effekten gebührend zu sorgen (Prot. V S. 2509j. 
Für Verschnlden der Besatzung haflet der V erbrachter natürlich 
auch bei diesen. 

2. Mit Rücksicht auf die Anwendbarkeit des Art. 564 kommt 
noch in Betracht § 297 R.Str.aB.: 

Ein Beisender, welcher — ohne Vorwissen des SMffers — Ge- 
genstände an Bord mmmt, welche das Schiff oder die Ladung ge- 
fährden , indem sie die Beschlagnahme oder Eineiehung des Sduffi 
oder der Ladung veranlassen Tcönrhcn, wird mit Geldstrafe bis zu ein' 
tausendfünfhunderi Mark oder mit Gefä/ngmss bis fsu swei Jahren 
bestraft. 



1) 2sach dem holländischen H.G.B. (Art. 532) und dem belgischen 
Code de comm. II Art 122 erscheint der Reisende in fi^roff dar an Bord ge- 
brachten Güter als Ablader. Für den Schaden, der Gütern zugefügt ist, die er 
selbst in seinem Gewahrsam behalten hat, haftet der Schiffer nicht, wenn der- 
sdbe nicht durch Handlungen der Besatzung herbeigeführt ist. 



X 
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Art 675. 

Der VerfiradUer hat wegen des U^erfährtsgeldes m den von 
dem Reisenden an Bord gebrachten Sachen ein PfanäreM. 

Das Pfandrecht besteht jedodi nur so lange die Sachen smrück^ 
behalten oder de^^onirt sind. 

Vgl Art. 624 H.G.B. i). 

Art. 676. 

Stirbt ein Beif^ender , so ist der Schiffer verpflichtet ^ in An- 
sehtmfi der cm Bord sich befindenden Effeläm desselben das Interesse 
der Erben nach den Umständen des Falles in geeigneter Weise wahr- 
zunehmen. 

Durch diese Bestimmung^) sollte den etwa an Bord befind- 
lichen Angehörigen des verstorbenen Reisenden die Mitwirkung des 
Schiffers in den Fällen gesichert werden, wo sie derselben be- 
dürfen, und dem Schiffer, „wenn keine Angehörigen an Bord sind, 
und in Ausnahmefällen, auch wenn solche dort sind" (die etwa 
nicht erbberechtigt oder nicht allein erbberechtigt sind), ein An- 
halt gegeben weraen, ,,um emer B«nachtheiligung der &ben vor- 
zubeugen'' (Prot. VIII S. 4036 f.). 

Art 677. 

Wird ein Schiff zur Beförderung von Beisenden einem Britten 
verfrachtet, sei es im Gnmen oder m einem Theil oder dergestalt, 
dass eine bestimmte Zahl von Beisenden befördert tverden soll, so 
gelten für das Bechtsverhältniss zivischen dem Verfrachter und dem 
Britten die Vorschriften des fünften Titels, soweit die Natur der 
Sache die Anwendung derselben mlässt. 

1. Wenn ein Expedient ein Schiff chartert, um für seine eigene 
Rechnung die „Ueberfahrtskontrakte mit den einzelnen Reisenden 
abzuschliessen", so werden „zwei wesentlich von einander verschie- 
dene Vertragsverhältniflse'' begründet, das zwischen dem Expedien- 
ten und dem Rheder, und das zwischen dem Expedienten und den 
Passagieren. Letzteres ist nach den VorsohrÜ^en des Tit. 6 vom 
Passagevertrag , ersteres dagegen nach denen des Tit. 5 zu be- 
urtheuen, indem es im Allgemeinen keinen Unterschied begründen 
kann, „ob der Vercharterung des Schiffs die Absicht des Güter- 
transports oder der Personenbeförderung zum Grunde liegt'^ Ob 



1) Die fremden Rechte stimmen mit der Bestimmung des Art. 675 überein: 
holländisches H.G.B. Art 533; belgischer Code de comm. II Art 124; 
Abbott 8. 166. 

2) Gleiche Bestimmungen enthalten das holl&ndisclie H.G.B. Art 581; 
der belgische Code de comm, II Art 125. 
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die Grundsätze über Totalverfrachtungen oder über Stückgüter- 
ladungen zur Anwesdung zu bringen sind, wenn nidit diu ganze 
Schiff gechartert , sondern nur die Beförderung einer bestimmten 
Anzahl von Keisenden ausbedungen ist, ist nach den Umständen 
des. konkreten Falls (besonders der Grösse des Schiffs, der Zahl der 
Passagiere , dem sonstigen Inhalt des Vertrages) zu entscheiden 
(Prot. V 8. 2530 f.). 

2. Dass in diesem Falle der Illieder nicht als Kontrahent dem 
Reisenden immittelbar freg:enübersteht , hat auf das Verhältniss 
des Kapitäns als Schilisführcr zu dem letzteren selbstverständ- 
lich keinen Einfluss (Prot. V Ö. 2533j. 

Art. (i78. 

Wem in den folgenden Titeln dieses Btu^ die Fracht erwähnt 
wird, so sind unter dieser, sofern niclit das Gegentheä hesHmnU ist, 
auch die üeberfahrtsgelder gu verstehen. 

Die Bestimmung dieses Artikels kommt namentlich zur An- 
wendung hinsichtlich der Art. 680 f., 702 , 759; 801 f.^ 825, 
859, 882. 

Art. 679. 

Die auf das Auswandenrngswesen sich hesiehenden Landesgesetge, 
audi insoweit sie priväireMidie Bestimmungen enthaUen, werden 
durch die Vorschriften dieses Titels nicht herwirt. 

Die Bremische Einführungsverordnung § 44 bestimmt, dass 
durch den 6. Tit des V. B. D.U.GJ3. die auf die Beförderung von 
Schiffspassagieren bezüglichen Anordnungen nicht berührt werden. 
Eben dasselbe verordnen das Hannoversche Einführungsgesetz 
§ 38 hinsichtlich des Gesetzes vom 19. März 1S52, betreÜ'end die 
Beförderung von Schiffspassagieren nach überseeischen Häfen, und 
das Oldenburgische p]inführungsgesetz >J 32 hinsichtlich des Ge- 
setzes vom 3. August 1853, desselben Inhalts, sowie hinsichtlich der 
zu beiden Gesetzen erlassenen Ausführungsverordnungen. Nach 
der Erhebung des II. G.B. zum Reichsgesetz haben jedoch die von 
demselben abweichenden landesgesetzlichen Bestimmungen nur so- 
weit Gültigkeit; als sie sich ata solche Passagiere beziehen, die 
wirklich Auswanderer sind. 



Piem'aeh» Hofbnehdroekeni. StopliRii G«ibel C«. in lltonViig. ^ 
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